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Vorrede.

Aie Absicht des Verfassers bei diesem Hand«

buch ist vorzüglich auf die Darstellung deS deutschem

Rechts in seinem wissenschaftlichen Zusammenhange

gerichtet gewesen. Schon dieser Zweck erforderte die

Verbindung des tehenrechtö mit den übrigen Theilen

des deutschen Rechts, da sich die leitenden Grundsatze

Ar die einzelnen Institute gegenseitig sehr oft in beide»

finde»; der Nutzen einer solchen Zusammenstellung

ist aber auch in practischer Beziehung nicht zu ver

kennen. Zn der letzteren hat der Verfasser vor

nehmlich darnach gestrebt, die Behauptungen, die

er aufstellt, hinreichend zu begründen, vor allem

bei solchen Instituten, welche ihm bisher ziemlich

rvillkührlich behandelt zu seyn schienen, wo also

Vicht statt der eigenen Deduction auf Vorgänger

verwiesen werden konnte. Einige Znstitute liegen

so aus der Gränze zwischen der Bearbeitung des

römischen und deutschen Rechts, daß sie in beide

hiaeingezogen werden können; diese sind, wo eS

Mlfmäßtger sev» dürfte ihre Erörterung dem römi
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schen Recht zu überlassen, entweder ganz übergan-

gen oder nur kurz berührt. Bei anderen Instituten

hat die gemeine deutsche Gewohnheit wenig zu ihrer

Ausbildung gewürkt, so daß sie für die Darstellung

im Einzelnen mehr den Particularrechten überlassen

werden müssen; bei solchen ist dann auch weniger

nach genauer Erörterung als darnach gestrebt wor

den, die Gesichtspunkte zu bezeichnen, aus wel

chen die Eigenthümlichkeiten der Particnlarrechte "

aufgefaßt werden müssen. Ueberhaupt hat den Ver

fasser bei der Auswahl des Stoffs und der Art

diesen zu behandeln, die Ueberzeugung geleitet, daß

eine Einleitung in das deutsche Recht bei dem ste

hen bleiben müsse, waö sich von diesem Stand

punkte auö darstellen läßt, und der Bearbei

tung dcö Particularrechts zu überlassen sey, ihre

Erörterung an die Resultate von jener anzuschlie

ßen, hingegen, den ganzen Stoff, welchen die

Quellen des deutschen Rechts enthalten, in einem

Buche auch nur berühren zu wollen, nur dem bei

kommen könne, der jene Quellen und ihren Inhalt

sehr wenig kennt.

Göttingen am Ute» November 18ZZ.
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Einleitung.

Der«!. C. F. Weiße Einleitung in da« gemeine deutsche Privotrecht,

keipz. 18^7. s.

Sottl. Huselanb Beiträge zur Berichtigung und Erweiterung der

positiven Rechtswissenschaften. St. i. IVro.z. St. 6» ^ro. iz.

C-J.A. Mittermaler Lehrbuch des deutschen PrivatrechU, Landsh.

iL«». Einleitende Slbhandlung, S. S S7>

Zeitschrift für geschichtl. RechtSwissensch. B >- H ». S.'»4 u. f.

^^as deutsche Privatrecht, von^welchem das

Lehenrecht nur ein einzelnes Institut zum Gegenstande

hat , beschäftigt sich mit der EntWickelung der Natur

solcher Rechisinstitute , ' die entweder auS den Quellen

des fremden Rechts gar nicht beurtheilt werden können,

oder bei welchen wenigstens aus den einheimischen RechtS-

quellen erst bestimmt werden muß , in wie weit jene

unmittelbar oder analogisch angewendet werden können.

Die Möglichkeit , eine Theorie jener Rechtsinsiitute auf

zustellen , welche nicht nur Jnterpretationsregeln für die

Begriff des deutschen Privatrechts.

 



2 Erster Thett.

Erklärung aller einheimischen partikularen Quellen ent«

hält, sondern auch da, wo unmittelbar anzuwendende

Bestimmungen fehlen, als ein gemeines Recht ange

wendet werden kann , beruht auf der Beschaffenheit deS

Ursprungs und der Fortbildung der Quellen deS deutschen

Privatrechts, und auf ihrem Verhaltniß, sowohl unter

einander, als zu den Quellen deS fremden Rechts.

Erster Theil.

Quellen des deutschen Privatrechts.

Vttgl. C- F- Weiße Einleitung in doi gemeine deutsche Privstrecht.

keipj. igt?, g. S-9- «. f.

I. Z. Runde Grundsckge de« gemeinen deutschen Privatt- Z. >?— TS-

EI. A- Mlttcrmaier kehrb- deS dkUtschcn Private. Z. , — 49.

<!, (Z. Ii jener l)oninisntl»ii ll« origine «e vroLfles5u leguni

jurium^n» Lvrinurn«. I'om. I. I'om. s. VoZ. i.z, I^i^». ,787 —

^795 L-

L. F. Eichhorn deutsche Staats« u. Rcchtsgeschichte, Ausg.z. Igz,.

4 Bde. L.

I. U. O. <ie LelrKv'v Lpeeimcn KiKIiotKecse jnri, <Zerm»nicj

vrovincisli, et «lstutsril. Lck. z. liott. i/gz. g.

A. Quellen des älteren deutschen Rechts bis zu

Ende des 9ten Jahrhunderts.

Eommlungen.

> Oorpui juri5 Lermaniei «ntiqui etc. conzilio I. (?. Ueineccii

»äornsvit Leorgisen. Nsl. >7Zg. 4.

OpituI»ris kVegiim ?r«nck>rum , sg6it»e «int KlsreulL

I^lon, »liorinnzne forinnlsv veter« ; coUegit LtepK. LsI».

«in». ?srii. t^>77. » 1'oiv, fvt. recu,. Venet 1772. 7z.



Quellen deS älteren deutschen RechtS. z

» kol. und eura r, <le OKiniKc ,. ?sri,. >^ga.

?<»i>. ». L«il. 170,6. f«I. ' . .

eoUegit ^< ?. Lsvci»»,. Venet. IM ^- ,?g2, 5 Voll. kol.

§. 2.

I. Volksrechte a).

Das Recht der alte» deutschen Vblkerstämme , von

welchem Denkmäler auf uns gekommen sind, beruhte,

aus gemeinsamer Nationaleigenthümlichkeit und Volks«

sitte entsprungen , im Wesentlichen auf übereinstimmen

den Grundsätzen. Die ältesten schriftlichen Aufzeichnun

gen desselben, mit Ausnahme der Angelsächsischen, i«s-

gesammt in lateinischer Sprache, reichen nicht über das

Ste, meist nicht über das 6te Jahrhundert hinauf. Di«

zunächst Hieher gehörenden Rechte der Völker deö frän

kischen Reichs sind zum Theil erst unter der Herrschaft

der fränkischen Konige aufgezeichnet, und daher zwar

der frankischen Reichsverfassung angepaßt, aber durch

keine willkührliche Gesetzgebung verändert worden ; auch

ist keines dieser Volksrechte (technisch, in den fränkischen

Monumenten, leZ«), mit Ausnahme des Wesigothi-

schen, durch spätere Umarbeitungen seiner ursprünglichen

Bolksthümlichkeit entfremdet , oder durch Verbindung

mit dem römischen Recht ö) umgestaltet worden. ' ,'-

») Bergl. v- Savigoy Geschichtetes rem. Recht« im Mittelalter

Tb- «- S- s« u- f. Rechtsgesch. §. 2g u- f. ..

i) Urb« das, was in diesen Volksrcchtcn und den im Z. z. und q.

beschnebenen Rcchttqucllcn Römisch Ist, vcrgl. v- Savigny o-

s. O. besonders Th. S- S9Z «. ^> ^ ,

1* ,
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i.vx 8«l!c:« , zu Ende des 5ten Jahrhunderts aufge

zeichnet, in ihrer jetzigen Gestalt aus dem 6ten Jahr

hundert c).

Lex Kipusriorum , zwischen 511 und S34 verfaßt;

ihre jetzige Gestalt hat sie zwischen 622 und 638 unter

K. Dagobert I. erhalte»

Lex ^lemsunorum, welche gleiche Schicksale mit

dem Ripuarischen Vo'ksrechte gelabt zu hab:n scheint e).

Lex Ssjuvsrioruill , unter Dagobert I. aufge

zeichnet /). . ' .<

Lex Rurßunäion um ((ZunSobscks) > vor der frän

kischen Eroberung des Burgunderlandes, zwischen 466

und S16 verfaßt ; ihre jetzige Gestalt hat sie wahr

scheinlich S17 , und bis S34 mehrere Zusätze erhal

ten s).

LsxLonßobsräorurn (im Mittelalter LcimKsrgä),

ursprünglich eine 643 unter König Rotharis verfaßte

Sammlung der tombardischen Gewohnheiten , welcher

späterhin , unter dem>Namen der Gesetze einzelner

Könige lombardischen , , carolingischen und deutschen

-) RechrSgesch. §. zs- z«. >45- Äergs. T. D- Wiarda G»

schichte und Auslegung de« saiischcn Gesetzes. Brem. u. Aur.

,S«g. 8- — F. Ortlofs von den Handschriften und Ausgabe»

des salischen Gesetzes. Cod. u- Leipz. 1319- «-

<!) RechtSgesch. §. SS-

e) Sbendas. §. zg. >

/) Eiendas. §. 4«. Kleilerer I^e^« Lsjuvsrioriim — nach

einer uralten Handschrift — ins Deutsche Äderscyt mir «nmeekun,

gen — Jngolgadt ,79z- 8. (Bcitr. zur Geschichte von Baiern.

St. s ) "

,) ». Saviguy a. „. O. Th. ». S- > u. f. Rechtsgesch, z.z?.
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Stammes, Zusätze beigefügt worden find , die th«ikS'

wirkliche Verordnungen , theils spätere Gewohnheiten

enthalten , und von welchen jene , so weit sie in die

carolingische Zeit gehören, großentheils aus den all-'

gemeinen fränkischeU Reichsgesetzen (K. Ä.) genonnuen'

sind. Im löten M)chundert ist dieses Material syste

matisch geordnet und von Carl von Tocco glossirt

worden K). . 'i

ruin et Werinorum, K«« «5t Inuringorum.

(,Ueber die angelsächsischen Vol5örechte s. unten.)^

Alle drei unter Carl dem Großen aufgezeichnet H.. .' . ..

I>exW«»!ßotK«ru2», in ihrer jetzigen Gestalt auH!

der zweiten Hälfte des 7ten Jahrhunderts ; . aus Con

stitutionen der westgothische» Könige dieser Zeit, ' ünp.

aus Rechtssätzen (mit der Ueberschrift : ^vU^,ls) zu-,

samineng «setzt,, welche theils aus einem älteren ächt-..

gothischen (verlornen) Bolksrechte , theils aus andern.

Volksrechten und dem römischen Recht entnommen^

sind i).

Has ostgothlsche Saictüm /rkeaSorici K. ent

hält kein germanisches Recht Z.)^ '

Alle dies« Gesetze waren im fränkischen Staat für

die Völker , welche zu diesem gehörten , persönliche , im.,

ganzen Umfang deS Staats geltende. Rechte ; nirgends

i) v. Savigny a. o. 0- Th. ». S '97 u. s, RechtSgesch.

§. ,q8. Ausgaben der komdarda ebendas. Z. «65.

Rechtsgesch. z. 144 '47-

i) Savigno a- «- 6. Tb- s. S- 65 u. s. Rcchtögesch. Z.Z4-

I) Rcchtsgesch. §. 4>- kiK«» Oomnieut. «ck e<ii«turn
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gber Territorialrechte m). Eben so waren zu jener Zeit

hi^ römische«, Rhchts quellen Bolksrecht der Per,

sogen römischer Abstammung , Recht der Kirche als mo«

ralischer, Person, und , der Regel nqch, nicht aber unbe«

di^, d,er eiszelnen Geistlichen n). Neh.e» den Volks»

rechten blieb «in große«, Theil des Rechss ungeschrieben.

I.. .'i . ., , » I'' !7 . iznaj » ' '

^ I 2 ,. .'. tt/ Capitnlavie« ^' '

Die deutschen Völker/ welche, zu der fränkischen Mo,

narchie gehörten , erhielten in den C i t u l'a r i e n d e r

fränkischen Kö'nlge 'ein in dem ganzen Umfang von

jener geltendes gemeines g'esch'rl ebenes Reichs«

rechet. Die ersten Spuren solcher Gesetze finden sich

schon unter dem merovingischen Stamm ; mit Carl dem

Großen werden sie aber erst häusiger und bedeutender.

Da es weder in dem Plan noch in der Gewalt der fran»

tischen Könige lag, die besiehenden Volksrechte Willkühr»

lich aufzuheben , so bezieht sich der größte Theil ihres

Inhalts auf Rechtsinsiitute , welche sich als etwas dem

ganzen Reich gemeinsames gebildet hatten, und von

diesem gehört das mejsie dem öffentlichen Recht oder sol»

chen Instituten an , die mit diesem in engerer Werbin»

dung standen, wie die schon in der carolinaischen Zeit

vorzüglich wichtigen Beneficialverhältnisfe (^.4.),

und die kirchlichen Angelegenheiten. Doch enthalten sie

m) S. Rechtsgesch. § qS. und v. Savigny a.a.O. E go u. f.

n) S- Recht6gesch. §. 46. Not- K) und ». Savigny a. a. O.

«) Wtrgl. Recht «gc sch. j. ,49- >5«>
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such viel eigentliches Privatrccht , weil sie daö Völker

recht bei manchen umgebildeten Instituten ergänzten, an

diesem auch Einzelnes Anderten , und eS überdies auch

nicht an Veranlassungen fehlte , Rechtsbestimmungen,

die ohnehin bei allen Völkern galten , von neuem einzu«

schärfen , genauer zu bestimmen, oder wenigstens zu er»

»ähnen. Eben daher wurden auch viele Bestimmungen

aus den Capitularien ausgezogen und den einzelnen

Volksrechten (als (^apitu1»riä specislis) beigefügt ö).

Bei weitem der geringste Theil der Capitularien besteht

aber auS neuen eigentlichen Gesetzen ; die meisten viel

mehr sind Verfügungen über die Ausführung und Beob

achtung schon bestehender Gesetze , und Instruction für

die königlichen Beamten.

Außer den Sammlungen der Capitularien, die man

schon unter den Carolingern verfaßte , sind auch viele

einzeln auf uns gekommen. Jene bestehen aus : t)

der 827 verfaßten Sammlung beS AbtS AnsegisuS,

in 4 Büchern mit dr'el Anhängen ; 2) der nicht bloss

aus Capltularien, sondern aus allen Arten von Rechts-

quellen genommenen Sammlung des Mainzer DiaconS

(I.eviia) Benedict (von 845) in drei Büchern c) ;

3) aus vier sogenannten Additionen zu jenen , von

unbekannten Verfassern. In der Baluzischen Ausgabe

sind die in jenen Sammlungen stückweife vorhandenen

Capitularien in ihren Znsammenhang hergestellt , und

mit dem , was sich sonst noch einzeln vorfand , er

gänzt ; wozu indessen mancher Nachtrag auch auS

schon gedruckten Materialien kommen könnte.

i) Verzeichnet: Rcchtsgcsch. §. l«- Not. Y.

c) Vergl- v, Savigny «. g. O- Th. 2. S- gS u. s.
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S. 4.

Ungeschriebenes Recht. Formel». Hof- und

tehenrecht.

Ueber das ungeschriebene Recht finden sich einige

Nachrichten bei Geschichtschreibern; die Haupt

quellen aber sind Urkunde» «) und Formelsamm

lungen 5). .

Manche Rechtsverhältnisse beruhten hauptsächlich auf

ungeschriebenem Recht. ,

1. Das Hofrecht, jus curia« z. curtis c), d. h.

die Verhältnisse unfreier Perfonen zu ihrem Herrn und

ihren Genossen ; denn ihre Verhältnisse zu andern Per

sonen wurden nach dem Volksrecht beurtheilt el). Wenn

gleich jenes zunächst auf der ursprünglichen Bewilligung

jedes Herrn beruhte, und in der Regel nur durch dessen

«) Vergl. Gatterer« practische Dlplomatlk (Vitt- »799. S) S.

>S9 u. f. und Schönem« nn Versuch eine« vvllstcknd. Systems

der Lixlomatik- Bd. >. S- «Z4 u. f.

t) ?. ^. l^. LeickvnittcKer 6e IVIsrcuILni, «niilibuszue kor»

mulil, Ipec. I. lei». .5,5. 4. Die ^Hauptsammlung ist:

ZVlsrciilki monscki ulioruinizue »uctoruni formulso veteres,

eck. Uier. Lignon , oper» l'Keoci. Lignoni. ksrii.

161z. 1665. 4. Noch vollständiger finden sie sich in den rex,

schiedencn Thellen der allgemeine'» Sammlung von Canrtani.

Vergl. Rechtsgesch. j> ,56.

e) Lllicwrn riitenie (bei S » I u ». ?««,. 17. xsg. , 8« ) <.«?- »g Z«.

Wcrgl. Zettschr. für gesch. Rechtsw. B- »- S- »02. »echtx

gesch. Z. 6,». S4b.

«i) roll KI. .^«I>it. 6s villi,. 4. vergl- Recht« gesch.

5- »6-
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Gnade gesichert war e) , so hatte es doch häufig die

Natur wahrer Landesgcwohnheiten /) , und dann auch

«ohl den Schutz deS Königs oder eines andern Herr».

2. Das Lehenrecht, d. h. daö Verhältnis

freier Personen , welche zum Kriegsdienst leistenden

Dienstgefolge s) des Königs oder eines geistlichen oder

weltlichen Herrn gehörten , und von diesem Grund

stücke als Lehen , beueLclui» i) , erhalte», hatten.

Die Dauer dieses Besitzrechts war ursprünglich von der

Gnade des Herrn (Leuior, äomluus) abhängig K), und

dessen Inhalt ohne Zweifel eben daher dem hofrechtlichen

Besitz ganz analog ; auch hatten bei weitem nicht alle,

welche einem Herrn Diensimannötreue eidlich gelobt hat«,

ten /), und vielleicht davon vsssi, vasalli, Mannen m)

e) O spit. ». gig. Osp. 4. Li YIÜS terrsni ceos^IeM, Ksdusrit,

^usm slltecezsore» »ui vel sct ali^uiu» ^ccl«iki» uck

t«»«?e xoi«t. Vcrgl. Zeitschr. B- S- ^Sz «. f. >

/) Q. Rs>uvsr. 1. <ü«p. iz. 1^. ^leinsun. 1°it. «. »5.

Vngl. Rechtsgesch. §.ö, ».

?»citu« cko m«r. Serm. Osp. iz. ,4. Wergl. Rcchtsg^sch.

s '6. , . ... , , . ... . .

/) I.«ric«n Lulomnnis (Ans. sec-. 10.) bei ». Arr Geschichte von

St. Gallen. S- ,67. LeneKciui» — kchin. ' ' '

i) Vergl. RechtSgesch. § 27. 1,9. I. z.l.

/) V^sreulsi mon. ?orm. I, ig.

«) t?/o,,s« klorent. bei LcKI, »rl 6« rek. ?r»n<:. «r!«nt.

?«in. 1. P 99«. — fi6ej»S6«r«. 1^.

tin« ekev^iscum ibi6. ino». ^«^^» — kiljvi ju«or«. >

D>>ber «k> ^omi»en>i«ro in v»^s<tl.iluiil S liu l^nge ,.

V«5U« und vu»s»ticilm.
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genannt wurden , immer ein Lehen »). Die Wichtigkeit

des Verhältnisses für das öffentliche Recht , und beson

ders wohl der Umstand , daß der Adel die Lehen , die

er vom Könige trug , wieder seinen eigenen Diensiman-

nen überließ , war aber die Ursache , daß die Könige

die Rechte des Vasallen gegcn seinen Herrn als einen

Gegenstand ihrer Gesetzgebung betrachteten «) , und die

Rechte, welche sie selbst ihren eigenen Vasallen an ihren

Lehen einräumten, als solche angesehen wurden, die

auch die Dienstmannen von diesen ansprechen könnten.

Gnadenbezeigungen des Königs , durch welche einzelne

Vererbungen der Lehen schon im 9ten Jahrhundert etwas

sehr gewöhnliches wurden /?) , mußten daher von selbst

zu allgemeiner, auf Gewohnheit ruhender Erblichkeit der

Lehen, und zur Bildung eines besonderen , unter

dem Schutz des Königs" stehenden Lehenrechts

führen, nach welchem sowohl das Persönliche als daS

Dingliche des ganzen Verhältnisses beurtheilt werden

konnte. ^ -

.? ,-!'>. i >, i.' > i. , ^

..'
... .',.></-,

») ««LitnI. l.. 5. 567.

s) s. «. 8>z> 6«?' ,6. lZuock nilllu» «eniorei» «uum cki»

miitst, poslizi/sm ab e« scceperit vsleote »«lickum »nnin;

eM^pt« »i eum vult occiäere , sui «um Ksxulo cs^äere,

vel uiarem sut LIism msoulsr« , «eu Kereckitstem ei

tollere.

p) Lsluliui xsg 5?2.! Lsr. Or««,i Oonst. ». 877.

idick. p. »6z. 2Sz.
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Quellen des mittleren deutschen Nechtö vom

' Ende des 9ten bis zu Ende des 15ten

. .s.», , -. . ', ' Jahrhunderts.

Sa'tnmlun'gea.'

Oorpus juri» Oeriüsnici pudlici »<: privsti — «Li-

dlZotKee« LeucilsvKerßisnS emissniu — «ursvit —

Vu,t. XosniF cke r^osnigstksl. I'ovl. >. 176«. 1'oia. ».

8«ct.i.s. 17öS. toi. > . , . .

Oorpu» juris teuckslis lZormsuivi , d. t. Sammlung

d«fr deutschen kehenrechte und Gewohnheiten — von I. C- Lünlg.

>7»7» « Bde. Fol. . »

»Korpus juris k«u<lklis Oermsnici ober vollständige

Sammlung der» tcutschcn gemeinen Lehensgesetze und Gcivobnbei,

ten — durch H. C- Senckenberg. 1740. «<!.«. derausgeg. von

I. F. Eisenhart. 177,. L-

(Sie ate Ausgabe ist in diesem Buche bei den Anführungen

. , . nach Seitenzahlen immer gemeint ) '

.., ,> .'.','»'.'.'«'>'."-:

I. Historische Einleitung.

S. S. - 1

Aufhörender Gebranch der älteren geschriebenen

Rechtsquellen. .'

Fortbildung des RechtS durch

2) Wciötbümer.

Seit der Trennung Deutschlands von den übrigen

Tb.eilen der fränkischen Monarchie kamen die bisherigen

geschriebenen Quellen des Rechts allmalich außer Ge«

brauch «) ; ihr Inhalt aber erhielt sich größtentheils

als ungeschriebenes Recht, daö in dem Gerichtsgebrauch

«) lieber die Gründe, l. Rechts gcsch, §. »57- kittccatur über

eivzelne Lillle ihrer Anwendung s. bei Mittermaiee «. a. O>

^ ,6.
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erkennbar war und zunächst durch die Genchte weittt

fortgebildet wurde,. Dies geschah theils durch^die Er

kenntnisse (Ordeel), die der Analogie der bestehenden

Rechte gemäß von einzelnen Urtheilern in öFentlicher

Gerichtssitzung gefunden wurden, und welchen die Übri

gen Schöffen ohne Widerspruch des ," Um standet"

folgten ö) , theils durch Weis thü me r im eigentlichen

Sinn, welche über die nach der Kunde des Richters

und der Schüssen bei ihrem Gericht geltenden Rechtskauf

ihretr Eid gegeben wurden c). Beide sind häufig «uch

? ?

ö) S. Rechts« csch^ §. «SS. Vcrgl. Bodman» Rheingmllsche

Aiterthümer, Abthl- 2. S. 6«8 u. f. Balrfsches RechtMrch

! bei tteumsnn (>PI«V. jur. (Zertn. PSF. lös. Was für Recht

kumbt, des das Buch nicht enhat , da soll der Nicht« «> irr

schranvcn fünf nemm die Pesten die da sein des tags, und die

füllen alk Kille sitze« , und füllen sich nicht dgrumb gisxrcchn,

und sol s> l>cr Richter fragen auf ir aid , was st recht harumb

bunck nach jenö ailclag und nach jcns antmurtt, und werdent

die fünf en ein mit ir urtail , damit hat der behobt dem das

recht gesellt. So fol der Richter ein lärcs plat habn in dem puch,

und sol an dsßelb such haissen schreiben , die Ansprach und die ur«

toil und was darüber ertailt ist. Wckr aber das sich die fünf nicht

vereinten , und das eins oder zmair urtail bcsunder stunden , so

mag en« der mynncr urtail wol gen Hof dinge für den vijthumb,

und da sol man im anclag , antwurt und urtail geschrieen geben,

i'.und daz sol den« der Richter nicht in sein puch haissen schreibe-

> ' . , « ., ,^

q In den Schriften über Weischüm« , die man bel Rurige V>

^ P. R. §. zs-, Mittrrmaier g. a. O- §. ,7- und andernÄrts

angeführt sinket, ist meistens nur eine Art von Weisrhumern

gesammelt , welche hoseechtliche Verhältnisse zum Gegenstand ha,

bcn ( f. 5- 6.) , sie wurden aber über jede Art von RechtSver«

hältiiisscn gegeben. Dipl. KuckolpKi I. K. K. s. »zgo.

> tterrgoN Lenvgl. Uubsd. Vol. 2. p. 248.) /n?«,««»«»^
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Rechtshelehrungen der Oberhbfe ei) für die Gerichte,

deren Urtheile an jene "gezogen" wurden , und es trug

außer der Einheit, oder doch Analogie der Rechtsinstitute,

nicht wenig zur gleichförmigen Ausbildung des Rechts

hei, daß jene als ursprünglich kaiserliche Pfalzgerichte e),

oder als Gerichte einer Stadt , deren Rechte vielen an«

dern Städten verliehen waren , wovon immer die Folge

war, daß in diesen die Urtheile an jene gezogen wur

den /) , ihren Einfluß öfters auf verschiedene Gegenden

verbreiteten.

,ol-rte leiro ckesickersvimn, , quick <zusntuinve Znri« in Ko>

insn« comvelst imperio et in electione Rnmsnorum Ke^is

— inclvt« rVegi LoKemise — l^uo fnrt« ?r!nciv»in , Ls>

rc>nurn, klodiliüm et Vrooernin Imverii , nee non veters-

n«rnm communi sssertione et eoncorcki tv«tirnoni» vainpe»

rimui «5«n»nte , ip5»,n Kegein Lonemise ckvkere ?ineer»

i»m «ristere, et jus se orücium ?ineernstn« spuck eurn —

jure Kereckitsri« e^istere. Lxtitit ckeincke ^ilucicie

ratum eto. Vcrgl. Rechtsgesch. §. 258, Not. e, r.

<i) Peinl. H als» er. Ordn. Art. 2S9. linnd nachdem vilfcltig

hievor — von rath suchen gcmclt wirdet , so sollen ollwcgcn die

geeicht , so kein jrcn peinlichen proccßen , gcrichtS Übungen und

urtheilen , darin jnen zivcwcl zufiel , bei jrcn Oberhofen,

ba sie aus altem verjertcm gebrauch bisher underrickt

bcgcet , iren rath zu suchen schuldig seyn , welche aber nit ober-

Höffe Helten — bei irer Obcrkeyt die das selbig peinlich acrickt

fücnemlich und on alle mittel zu bannen , und zu hegen macht

hat, rath suchen. ' '

«) Vergl. z.'B- «- Fichard Entstehung der Reichst. Frankfurt a.

M. l'S'S- S) S- >5S ». f. Orth Anmerk- zur Franks. Re

form. Forts. 4- S- >Z4-

/) Sckcks. Weichbild Z>rt. >«. Nun vernembt , wie die Stadt

zu Magdeburg allererst besetzt ward , — (und die cltcst ist in' den.
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.', . ! > g. tt.

s) Insbesondere für gemisse Rechtsverhältnisse ober Classen

von Personen.

») Hof, und Sienftrechte. -

Die ursprünglich verliehenen (§. 4.) Hofrechte

wurden theils überall durch Hof- und Bauerspra«

chen «), mit welchen die ungcbotenen Gerichte eröffnet

wurden ö) , im Andenken erhalten , theils bei verschie«

denartigen Veranlassungen c) schriftlich aufgezeichnet/

kand) und Hall ward daraus gestiftet, und also sind die von

Halle und die von Magdeburg ganz und gar mit einem Recht

begriffen ; darumb sollen all die von Polen und von Behem,

und aus der Mark von Meissen und kausiz und die aus der

Mark zu Brandenburg und aus dem Hcrzogthumd zu Sachsen

und von der Grasschaft zu Aschcrölcbcn und alle die aus den Stc,

, ' ten so darin begriffen sind , ihr Recht zu Magdeburg holen." —

Die Ausdehnung der Gerechtsame des Magdcburgischcn Oberhofcs,

welche hier behauptet wird, beruht jedoch nicht blas aus der

Ausbreitung deS Magdcburgischcn Stadtrcchts , sondern zugleich

aus der ursprünglichen Verbindung des dortigen Schöffenstuhlö mit

der Pfalz zu Sachsen- S- d. Glosse zu diesem Artikel.

«) JZcrgl. Kindlingcr Münfferische Bcitrckgc Tb-Z. S- iz8- Daß

die WeisthüKicr am Rbcinstrom ganz das nämliche scvcn , was

in Wcftpbalcn Baucrsxrache genannt werde , wie hier behauptet

wird , ist indessen nicht ganz richtig.

- >) Erst In späteren Zeiten auch willkührllch an einem andern dazu

angesetzten Tage. S. z. B- der Hausgenossen Recht zu Osna,

brück bei Krcß Erläuterung dcS Archidiacovalwesenö , Beil.

S> '4g. ...

e) S> Z' Kegistrum ?ruinionze bei llontkeiin lüst. 1>e»

virens. äiplnm. ?om. ,. psg.söl. Cöln. Dienste. Not. 5., das

Wormsischc Oienstr. Not.e. ?riviloßiuin g» jii»titl» miniite-

riltliunl Ij«mdergensi, eiclesiss dci Lcckrck Oorv. Ki,t^

»eck. »evi. I'om. i. io>. >:
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wozu ein bloßes Welsthum genügen konnte «5). Sie

umfaßten , so lange ritterliche Diensileute und andere

Arten von Hörigen sich noch näher standen, wohl die

Verhältnisse aller Arten von Personen, welche dem Hof«

recht unterworfen waren e) , häusiger aber , entweder

blos die Gerechtsame der Ministerialen /) , oder bloS

die Rechte der zu einer CurtiS gehörigen Schutz, und

Hofhörigen oder der gefammten freien und hörigen

einsaßen einer Herrschaft /,) , und späterhin eines Ter,

ritorii i>

<!) Wie z. B- das Wclsthum des Gerichts zu Irsch bei 8 «nc Ken-

derg Klleckjtat. 6e univ. jnre et Kistoris. p. 71g.

<) Hieher gehört LuroKsräi ^Vorinntienkis leges et 5t«»

tut» ksiriilise t>. ?etri prsescript« he! LcKsnnst Kizt.

k^pisc. Wornst. Oori. ?rod. z>. 4z u. f.

/) Beispiele: Dienstrccht der Olenstmannen des Erzstists Töln bei

Kindltnger Münster. Bcitr. Tb- s- Beil. iz. des Höchst.

Bamberg s. Not. e des Erzstistö Magdeburg bei Kle»^

ckeo »«ript. rer. <Zerm. 1'om. z. p. 151. Stifts Hildes«

heim bei Bruns Bcitr. zu dem deutsch. Recht. S- 16« u. f.

der Grafcn von Tecklenburg bei l.ucie«ig reliz. IVlsnu,».

ineS. »evi. ?oi». z. p. zg^ u> s.

e) Beispiele : bei von Steinen Westphckl. Geschichte. B. Th ».

S. 1561. 1719 U. f. LericKenderA Dorp. jur. Lern,,

nieck. sevi. 1. Anh. ix u. f. LoKiltor Oonun. »ck

jv5 keuck. ^lem. ^gp. p. Z5« ». f.

^) Beisp. Landrecht der Grafschaft (Herrschaft) om Bornhelmer

Berge (»zoz) bei L>i6enii8 ckiz>I«in. 1'om. z. z>. ,oo>.

«rgl. v. Fichard Entstehung der Rcichsft. Frankfurt. S- 17S.

s> Sin solches ist das von Bodman« Rheins,. Werth. S- s°8 u.

ifter angeführte aber leider nicht vollständig mitgetheilte Weis«

thum von »524.
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§.7.

K) kehevsgewohnhelten.

Die Erblichkeit der Lehen entschied sich «) all-

mälig gegen Anfang des Ilten Jahrhunderts. Zwar

wurde sie nur für Italien durch K. Conrad II. in einem

Gesetz von 1037 gegen jeden Widerspruch gesichert b), sie

hatte sich aber um die nehmliche Zeit auch in Deutsch«

land bereits durch Gewohnheit befestigt, wofür eben

falls Conrad II. thatig war c). Seitdem bekam daö

Rechtsverhaltniß seine weitere Ausbildung , nicht sowohl

durch Reichsgesetze , deren in Italien kaum einige 6),

«) Vergl. O. <?. Lieilvr Oomment. cks origjno ot pr«gr«3«u

QI.. sZerm. "roni. 2. Vol. z. Oe> Kiitori» inztitutor. keugsl.

wo jedoch Einzelnes zu berichligen ig. S- Rechtögcsch. §.»59.

Not. 0. 5- Z64. Pcktz Lchnr. §. »z.

ö) Auszugsweise I. ?. > §. ». Vollständig in der I.omK»r6s I^tt,. z.

?it.g. (6.) Osp.z.4. und bei Oui»<:iu5: ve leucii, libriv.

»ucti , einsnänti nl<zne explicsti stuäio ^nc. Lujaoii.

<e>t. 1. I.ugck. 1566. 5«I. , wornach hier die Seitenzahlen citirt

werden u- bsr) ? 19s- hiernach bei LencKenoorg L«rp. jur.

k,uä. psg. 293.

e) Wivpo vits Oonr. 8»I. bei Ltrnv Script, ror. kZcrin.

?oin. z. p. 46g. Ivlilitni» vor« snimog in Koc inultui» »t»

trsxit, quo^ »nti<z>i» bvnencis psrentuni nsmiiü p«zt«rio>

rinn »nlerri ^u^klnuit.

,. die Note d. angrführtc Verordnung. (Eine zweite , welche

II. r.40. crwckhnt wird , ist Conrad II. aus Jrrthum zugeschrie,

den , und eine Constitution Friedrichs I. wro. 4. lit. «. gemeint.

S. Onj«<!. <ts 5>>»cii5 I., 4. Oüp. 4g, in tüonzinent.) «. dxsj

Verordnungen , welche (in, Tcrr selbst jedoch nur die 2te) Hein«

rich ll. (in Oculschland III) zugeschrieben werden. ») n.

r. 57. Onjse. x. lg9- d) ein ^«pituluin extrsorclinsrium
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und in Deutschland noch wenigere) aufgezählt werden kön«

neu, als durch die in den Lehenögerichten (Lehens«

Höfen) anerkannten Gewohnheiten/), welche de«

tei Jacob von Ardizone (S. 12.) L»j»e. p. ,97. 8en«Ken

bsrz Oorp. zur. keuä. 0.589. e) ein atcö Osp. extrsorck.

des Jacob von Ardizone bei Ouisc. 0.199. SencKsuKerg

?, 59Z- Alle drei Stücke scheinen nur Tbcile einer Verordnung

zu seyn- Da die Lombard« alle übrigen Geseke hat , die Hein,

rich III. zugeschrieben werden , diese aber fehlen , so bleibt es

wohl ungewiß, ob sie wirklich so alt sind ; doch scheint l. ?s.

sich schon darauf zu beziehen, z. Drei Verordnungen Lothars 11,

U. r.52. Oiijs«. x. ,oo.,oi. Andere Bestimmungen, welche

l. ?. 19 u. f. Lothar ll. zugefchriebcn und paraphrasirt werden,

oder wen« unter Papst Eugcnius , zu dessen Zeit sie gemacht

seyn sollen , Eugcnius Ii. verstanden wild , gar unter Lothar I.

gehören sollen, sind offenbar theils die Verordnungen Conrads II.

(lVro.l.) , thclls (I. 5.»». ^>r.)'das nchmllche Gesetz Lothars II.

welches II. s-. 8- Z. eingerückt ist. 4- Vier Constitutionen

Friedrichs I. «) II. r.27. K) II. 5z u- 64- «) Ü. ?. ZL.

6) II. r.56. Sckmmtlich bei Oujsc. v, 20z u. f.

«) 1. Die Oonititinio rle exveditione liniuaus bei LencKen-

derF O.j.I. P.710., welche in den allein auf uns gekommenen

fehlerhaften Abschriften Carl dem Dicken zugeschrieben wird , aber

wahrscheinlich unter Conrad II. zu fetzen ist. S- Rcchtögefch.

§. 2ÜS. Not. I. 2. Das Ouncorclütutn <^nlixlir,um von II 2».

Z. Die Gesetze Friedrichs I. Not. 6. Kro.4. lit. n und d, welche

auch auf Deutschland gehen, 4- Einzelne Bestimmungen in and«

xen Reichsgesctzen,. welche eine nähere oder entferntere Beziehung

auf lehenrechtliche Verhältnisse haben. Vergl. Liener g. g. O-

Vol. 1. v. Z8- UNd Vol. 2. p. in.

/) II. ?. 1. vr. tüsusnrum , ^uarum cvFiiitio krerznenter nobi«

cnmmittitur , alias «lirimuntur jure R,o,na»o ; »llss vero

legiku» I^oußoKsrckorum ; sliso sutein secunäum regni

«>n«uetuui»ei» ; «znae ^usinc^uani 5int vuriue , et ^uain-

^usm seou»6uln liiverioruin locorum aur cuiisrum more«

2
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sonders in Deutschland durch den Grundsatz, baß man

die Urtheile an den höheren Lehens Herrn ziehen

könne s) , eine allenthalben gleiche Grundlage erhielten.

Daher bezeichnete jus 5euSi , Lehenrecht, einen von

partikularen Bestimmungen unabhängigen Rechtsöegriff ü),

wahrend man den Character der Lehen nach Hofrecht

nicht wohl allgemein bestimmen konnte , obwohl sie um

die nehmliche Zeit auch erblich geworden sind i). Das

Wort keuSum in jenem Sinn, welches höchst wahrschein

lich aus den Romanischen Dialekten stammt 5) , wurde

eint ckivern» , nee Kreviter z>«S!int ckici , nee Koc likvll«

Keil« comvrekencki : us»m Ismen teucki ^ui in nostri,

»> risrtikus «Ktinet, prout possikile est , exvonere tibi ne-

«essarium ckuxi.

^) Vetus »ueto r cke beneNeiis. Ogp. 2. § 61. Sächs. kehnr.

Art. 7Z- (LencKend. O. i. s. vsg. 50z.) Schwöb. Lchnr.

Art.izz- (8encKsnb. x.175.) Pcispiclc von Rcchtswcisungcn

dcö König!. Rcichslebenhofcs über das gemeine kebenrrcht s. bei

LeneKenberz l). j. k. p. 74g. ?gs. Look in er Observst.

jur. Kuck. «Ks«. §.s. g. E.

K) Sckchs. Lrhnr. Art. ?S Allcz da« hievor gcrcd ist , daz ist

von gcmcincme Lcnrccht geredet.

H Vet. >uot. i. izo. l^uie^uick Komo non susoipit

per Kominium, non juckieetur esse beiieiieium , sii.ut «um

Kon» conceckit ckominus suis inioislvrislikus non per Komi,

nium , «eck seeunckum jus Ourise. Usec conces5i« c»ret

Kenetieisll jure — j. >z>. Orckineni juris istius «vilicet

enriuli» , propter ckiver5it»tem ejus nnn ckescribsm , sud

«^uolibet enim eviieopo ei sKKste ek »KKstikss mini«teri»I««

jus Ksbent singulare.

5) Die Wurzel ist ohnstrcitig «ckele, — Ksux , davon Kocku»?,

Kuckum. Daß die deutschen Worte le und ock dir Bcdeu«

tun« einrS leben« haben könnten , ist KW Beweis für diese
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jedoch in den lateinischen Urkunden erst seit dem töten

Jahrhundert statt deS älteren Wortes densKcium aus«

schließlich gebraucht /) , als sich das Verhältnis langst

fixirr hatte, so wie auch in Italien noch im 12ten Jahr

hundert beide Worte noch gleich oft vorkommen m). DaSi

deutsche .Work Lehen , wenn es gleich regelmäßig schon

ohne weiteren Zusatz das gemeinrechtliche Verhaltniß be,

zeichnet , behielt daneben auch noch seine weitere Bedeu,

tung , die jeden hofrechtlichen Besitz umfaßt , in dessen

Gegensatz , wenn er bestimmt ausgedrückt werden soll,

der Zusatz rechtes Lehen jenen ausdrückt »). ,

S> 8.

e) Stadtrechte«). . "

Die Entstehung einer eigenthümlichen Verfassung,

welche sich unter dem Namen des WeichbildrechtS

Hcrlelrong, da weder eine Zusammensetzung beider, noch da<

neuere Wort Koäum in irgend einem germanischen Dialect

««kommt. Vcrzl. II. ?. z. §. 4> und lZrupe« Observ. r».

et i,nk<z. o, IN. l)ds. Ig. P.ZZ4- lieber die ältesten Monumente,

in welchen das Wort vorkommt, s. Zepernick Samml. au<er,

lescner Abhandl. aus d. kehnr. Tb- 2. S- » u- f. ZenicKen

tkos. zur. keug. ?om. l. PSF. 569 u. f. '

y Wie der Vetns suctor cke i>eil«/!<-ii, beweist,

m) Nach dem,Zeugnis der l'ombardischcn usus scullorum. , ,

») Schmckb. Lchnr. Art. gs- (» engend. <?. j. f. ,»6.)

a) S K F Eichhorn über de» Ursprung der statt. Vers. 'Feilsch r.

für gesch- Rechts«. ZH. l S- ^L. Tb- 2. S- 165 u. f.

Rechtsgcsch. 8- 2,4- 24z, 265, ?84, 4Z4 lieber die

einzelnen Stadtrcchtc s. C- G- Riecius zuverlilssigcr Entwurf

von Stadtgcsctzen , 174«- 4- Zutttze dazu von Dröper, bei

Schott Samml. zu drm deutsch- kand, und Stadtrecht. Tb «.

2«
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(Stabtrechtö) im toten Jahrhundert allmälich in einzel

nen Orten entwickelte, verschaffte diesen Privilegien

oder von der Herrschaft bestätigte WeiSthümer über ihre

Einrichtungen b) , und als man diese , so wie sie sich

bis zum t2ten Jahrhundert ausgebildet hatten , seitdem

auch auf andere Orte durch Privilegien übertrug , wurde

in solchen auf das Stadrrecht einer älteren Stadt ent->

weder verwiesen c) , oder dessen Hauptinhalt in die Ur

kunde, welche die Stadtgerechtsame verlieh, mit auf,

genommen ci). Von den Stadtrechten dieser Art unter,

scheidet sich eine neuere Gattung, welche nicht über das

Ende deö ISten Jahrhunderts hinaufreicht. In diesen

erscheint der Inhalt der Privilegien vermehrt durch Kü

ren (w, elocwm), die der Stadtrath mit Einwilligung

der Bürgerschaft verfaßte e) und durch gesammelte wich

tige Erkenntnisse /) oder abgeforderte Weisthümer der

S- l — ,5. I. C. Koppe Magazin für die gesammte Rechts,

«elabrth. >7«s- St ' Nro. ,.

i) Wie da« älteste Strasburg« Stadtrccht. Zeitsche. Th. >.

S- «Z4 u. f.

e) S. j. B- K in Klinge r Möostcrischc Beitrage. Tb-Z. ttrk.z.z?.

6) Stadtrecht für Frelburg Im Brcisgau , bei LcKoepkiin Ki5t.

2srinzo -L»äensi5 äipl. I'om. 5. p.gn. LertKoläu« ^ux —

,u^a Oo/oniae libersm constituit tieri «vitstem.

e) Nur auf diese Besnmdtbeile der Stadtrechte darf der Ausdruck

gezogen werden : "^uckist universit»! «?kctttm civituiii

S,,5»tev«i5" (Not. n.) oder: "Sit ist di Willekur der «st zu

Ersorte." Erfurter Statuten v. I. >z«6- bei Walch vermischte

Beitr. zum deutsch. Recht. 5H. l. S- 9S-

/> Man «kennt sie beutlich in manchen Stadtrechten , als abgeson«

dMe Veftandtheile. Z-B- Ersuttn Statut. aoO. E.>o4.,o5.
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Stadtgerichtöschiffen F>, und neuern Privilegien, welche

von der Herrschaft erlangt waren /t). Die Vereiizigung

dieser Materialien zu einein Ganzen scheint bald zu dem

Zweck einer zu erlangenden Bestätigung des Ganzen ge

schehen ?) , bald nur durch die Verleihung eines svl«

chen SradtrechtS an andere Städte , welche um dessen

Mittheilnng baten, veranlaßt worden zu seyn X). Stadt

rechte dieser Art sind nachher nicht nur auf die nehmliche

Art auch in anderen Städten weiter fortgebildet worden /),

sondern auch durch Benutzung der Rechtsbücher im Ma»

terial erweitert m) und seit der Einführung deö Römi

schen RechtS , durch Verbindung mit dessen Bestimmun«

gen über einzelne Rechtsinsiitute umgestaltet worden,

,) Erfurt« Stat. a- o. O. S. 95. In deine selb!» iare wurden der

ft« recht gcrichtit uffe den eit mit alle der ret« roillcn als» die

recht an Visen buchin beschriben gan.

K) Besonders lehrreich über die ollinckiche Entstehung der Stadtrcchte

aus den angegebenen Bestundthcilcn , sind die Bremischen

Statuten von »z«z. del Oelrichs vollständige Samml. alter u-

neuer Gesetzbücher der Stadt Bremen. »771. 4» Deutlich erschek

ncn sie auch in K- gcledrich N. Urkunde sür Gern, bei

Dreoer Beltr. zur Littcratur und Gesch. des deutschen Rechts.

S. «4. «rt. 54.

i) Wie vi« «ugsburger Statuten voi, ,276 bei Walch Veltr.

Th. 4- S- 2z.

!) Wie die ältesten Abfassungen des Lilbischen Recht« Not. ».

y Sehr lehrreich Ist in dieser Hinsicht die Verglcichung verschiedener

Stadtrcchte, die aus einer gemeinsamen Wurzel entsprossen sind;

ckeazjs rl» «. »279. Oovtt. ,g2v, 4.

m) Dergl. Ullliemknn g. a. O. S. S4>
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worauf sich die Benennung "Reformation des Stadt-

xechtk!" bezieht «).

... , >

n) Ein Verzeichnis von Statuten au« dem >5tcn bis 'Sten Jahrh.

hat Mitte rmaler «. a. O- S. ?c> u. f. Zur Benutzung für

die Wissenschaft des deutschen Rechts im".bco besonders auSgczcich,

nct werden :

Sie von dem Cölnischen Recht abstammenden Rechte der

Zähringischcn Städte. S- Not- ck. und Hencke über einige

Stadtrcchrc der westlichen Schweiz; Zeitschr. für gesch. Rechts,

wtss. Tb. s S- >gi u. s.

«. Stadtrccht von Soest, lateinisch aus dem i»ten (?) deutsch

aus dem i4tcn Jahrhundert aufbehalten. Las erster? bei Uue-

Korliu snalecw meclii asvi , xsz. 507. beide bei l'K.

LmininZKsu« Oominent. in ju! Lu»stev«e aiiti^uii».

'7SS- 4-

z. Das Magdcburgische Stadtrecht, welches nur aus Mltthei,

lungen an andere Städte bekannt ist. Dom I. "Z5 (mitgetheilt

der Stadt Ncumarkt in Schlesien von den Schöffen zu Halle)

bei Mathis juriff. Mvnatschrist für die preuß. Staaten. B-

H. ,. S- S«. und Böhme diplvm. Bcitr. zu den schlcs. Rech,

tcn und Eeschicht- Th. » S> 1527 von Breslau der Stadt

Bricg mitgetheilt: bei Böhme a- a. O- Th. S- »7- »°»

'Z°4, von Magdeburg der Stadt Girliz mitgetheilt bei Schott

Samml. zu den d. L- u. Stadtr. TH->. E-sz- womit das ältere

Culmische Recht (In der ÄuSg. 15S6. Fol.) übereinstimmt.,

lieber das neuere Culmische Recht , in seiner zweifachen Ge,

ftalt, («IS j»« rcrreitrs l>ot>ilit»l>5 ?r>i5sise, lZegsui 1647.

eS. rec. ibig. >7zö. 4. und neueres Stadtrccht) s. lu» l^ul.

me«5e ei uit. revi«. oder das voöstäudige Culmische Recht

mit nöthig. Anmerk. — und einer vorgesetzten kurzen Historie.

Danzig 1767. Fol.

4- Las Lü bische Recht. Handschriften.- aus dem >ztcn

Jahrh. s. bei Westplislen inonum. ineäits. 1?om. z. xass.

6,gu. f. Drei) er Samml. vermischt Abhandl Th- >- S- 44S

u. f. aus späterer Zeit bei L r 0 c K « 5 zelect. ol>,erv. sorei,,.

im Anh. Seine Gestalt im ,6te» Jahrh. erhellt aus : Joach.
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§. 9.

«) kavdrecht (Relchsgesetze).

Neben den besonderen nur für gewisse Gerichte ver

bindlichen Rechtsnormen (§. 6 — 8.) , beruhte für

diese , so wie für alle andere , daö Recht auf den her

gebrachten Gewohnheiten,, welche mit den älteren Volks-

rechten und Capitularien zusammenhangen, und das ab

weichende , was jene vermöge der ursprünglichen Ver-

Kolliil« Rcchtbuch, darinnen die Artikel, so man kübisch

Recht nennt , und in msiiuscriptiz L«i»plsribu« gefunden

werde«. In eine bequeme Ordnung gebracht u. s. m. Hamburg

>;86. 4- Bergl. überhaupt : Dreycr Einleitung zur KenntniK

Lübcckscher Verordnungen. 1769. 4-

5. Das Hamburgische Stadtrccht von 127«. »76. »«92. ,497.

bei Anderson Hamburgische Statuten. 1732. 8. Wergl- i^.

KicK«^ Kistoris sts^utor. Ugindurgons. »7Z!j. 4.

e. Bremisches Stadtr. von izoz und >4ZZ , bei Oelrichs,

Not. K. S- Cassel hiftor. Nachr. von den Gesetzen der fr. Rst-

Bremen 1764. 4-

7. Die Augöburgischcn Statute». Not- i.

S- Oas Münchner Stadtrccht von 'Z4«. bei Bergmann

Gesch. der St. München- i?Sz. Fol.

g. Das Wiener Stadtrccht von i4Z5 bei KsucK «iript.

rer. ^u«trisc. 1'om, z. ,

>o. Cöinische Reformation von >4Z7- u. a. Nürnb- »6,,. 4.

11. Reformation bcr Stadt Nürnberg von »479, gedruckt

»484 , nachher noch im »5ten Jahrhundert öfter mit Susckgcn,

revidirt 152», 1564, scitdcm unvcrckndert. Vcrgl- 1. 0. Xos-

ler Historis lüoäivi» «I,st,,lt«rii s. resormst. IVorimborge«.

17«. 4. .

^S. Der Stadt Worms Reformation, Statuten u. s. Iv. von

>4S» , «ebr. >s°7- Fol.

>z. Der Stadt Franksurt Reformation von ,509 , gedruckt

bei O r t h Al»i>. zur Lrankf. AcsorM. ZusStzc. S- zzo u- l>
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schiedenheit der Wclksrechte gehabt hatten , mußte sich

allmälich eher verlieren als bestimmter entwickeln , da

sie sich unter dem Einfluß so mancher äußerer Umstünde

fortbildeten , die auf ganz Deutschland die nehmlichen

Wirkungen äußerten. Da der Ausdruck Landgerichte

(plscita populi s. terrae) die Gerichte bezeichnete,

welche an die Stelle der alten Volksgerichte getreten wa

ren, und in welchen unter Königöbann (vermöge der

Grafschaft , comecia) gerichtet wurde a) , so hieß daS

gemeine Recht im Gegensatz des speciellen (g. 6 -- 8.)

daS Landrecht ö) , oder das Kaiserrecht c). Dieses

a) LvKsonat ?rs>lit. rul<leu«. p. ,zi. <le ». glg. Lact» Ksec

trsckitio in eonvcnku xui/ieo in vills LunciKeiin. O»'?/.

?ri<leriei srcniev. IVlsgcleourg. s. 1147. ^ xlacito /»oxuk/^

^scnersleve s Oomite ^äsIKerto lle ^sckersleve jure legi»

tiina conttrmäts «st. O,?/. s. 115z. bei Bruns Beitr. ZU

HllNdschMeN U. s. lv. In Presen«» lüomitis et Lcsdinorum

Oomitatu^ ejus^em ^- irkiliilimus. Ol/,/. Ligismunäi R,»

». 141g. (bei Kettner »ntio/. (Zueölind. p. 494.) ^e et

ecclesiam tusnl , cum universi» snbäitis et vssulli» , »K

oinnibus )ucklcii^ tek-?«trkö>!« et seeulitridus öuiinius eri-

»nenilain.

i) ?1ic. äs Werls O/p/, s. iZczZ. (bei Westvnule» rnonum.

inenit. ?. Z. p. 156,. ut illi vssälli no.'tri — in ins» visc»-

tione nirnil penitus ven6ie»re »iki vossint , vi« c>u»ntui»

te^re c«,n,nune concvclit, viuel. ut lidere viscentur ui»

r^ue Sil ineckiuin üerurzuin lluvii. D//,/. u. 1ZZ4. (bei l.ü»

»ig »oeciil. Lccl. Oout. z. Forts. ?- »«?) ut einevtletur non

»liter , nisi nrout rszuirit communis t,?-^«k )u«»ela , st

orout sli<zuis nostroruin vssslloruin sud6itus tensretur

«inenäsrv. l.^,. Ooslor. (bei l.«ikniti icrivt. rer.

Hrnnsv. I. p. 517) des mot he vmkoiiicii na unser Stadt»

rechte mit gerichrc und? mit twcn mannen ; na Landrechte

twer »ulkumxt he deö ivol sulff dridde guder lüde.
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wurde zwar in geschriebenes und ungeschriebenes getheiltck),

aber da die Reichsgesetze e) selten das Privatrecht

texührten, so beruhte jenes, bei Gegenständen des letz

teren, vornehmlich auf dem Herkommen. Das Landrecht,

so wie es in bestimmten Gerichten angewendet wurde,

in seinem ganzen Umfange schriftlich aufzuzeichnen, wurde

vor der Entstehung der Rechtsbücher (§. 10 u. f.) nir,

gends versucht ; und noch weniger konnte es vor dieser

Jeit durch eine Territorialgesetzgebung fortgebildet wer

den, welche in der aufkeimenden Landeshoheit nicht ent

halten war. Die vereinigten frifischen Seelande,

welche die alte Autonomie der Volksgemeinden /), und

zwar bei ihrer eigentümlichen Lage gegen das Reich in

fast vollkommener Unabhängigkeit sich erhielten , machen

hiervon allein eine Ausnahme g).

e) Wie die mechsclvden Ucbcrschrlften des sogenannten Schmabevspi«

gels , Kais«recht und Landrccht beweisen.

H 8igi,i»»ncki R. Sipl. ». 1429. (bei Senckenberg Samml.

vngebr. Schrift. S 'S ) manu das kaiserlich und geschrieben Recht

vcrbotten.

«) Vergl. Rechtsgesch. Z. «6?.

s) Von einer solchen Autonomie, nicht von wahrer gesetzgebender

Gemalt, spricht die Urkunde K. Heinrichs von 12z«. (Rechts,

gt sch. §.264. Not. ä.) indem sie den «lloininis terra«" das

Recht nicht zugesteht: "conztitiNiones vel Iiovs jura5«ere" —

raelioriku« et msjoribu« terre »iniins rezui«ti«. ,

k) Ueber die srisjschen Willküren des Mittelalters , welche theils auS

allgemeinen , alle srisischen Seclsnde verbindenden Gesetze» ( die

17 Willkuren und »4 Landrechtc, Ovcrküren, Wenden und log«

vpktstkomicse) , theils aus Statuten für einzelne Distrikte de,

stehen, s. Rechtsgcsch. §. «8S c- und T- S- Wiarda <n der

Vorrede zum Asegabuchc- Sie wichtigsten Sammlungen, in
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. ' §. t«.

L. Auszcjchnung dcS gemeinen Landrechts in den Rechtsbachem «).

>. In Deutschland.

») ' Sachsenspiegel und sogenannt« Schmabenspiegel. '

Durch diesen Zustand wurde ein Rechtsbuch brin

gendes Bedürfnis) , in welchem die Rechtssätze zur Be

lehrung des Richters zusammengestellt wurden , die für

allgemein anwendbar galten, wo nicht besondere Gewohn

heit und deren. Analogie entgegenstand. Als das älteste

dieser Art müssen wir, nach den bisherigen Resultaten

kritischer Forschung, das Land- und Lehenrecht anspre

chen , welches wegen der Beziehung , die ihm eine erst

nach seiner Entstehung vorgesetzte Vorrede auf Sachsen

giebt, de» Namen des Sachsenspiegels führt, in den

Urkunden aber unter jener Benennung, die eS sich selbst

giebt (in älteren Handschriften niemals "sächsisches"

Land- und Lehenrecht), oder der deS Kaiserrechts citirt

wird ö). Da eS nach jener Vorrede von Eike von

welchen die allgemeinen frisischcn Gesetze immer mit enthalten sind,

begehen aus : > dem altsrisischen Landrccht, worin als besondere

Gesetze vornehmlich das Schcltcnarccht und die acht Domen von

der Erbfolge merkwürdig sind : gedruckt «. I. et s. vor i4SS-

bei Schotanus Bcscrvvinge van — Fricsland (2teAusg.) ,664.

Fol. und unt. d. Titel: Oude friesche Wetten , Campen u. Leu,

warben, St. >. 17»-. St. ,787- 4- ». Asegobuch, ei»

altfris. Gesetzbuch der Rüstringcr, mit Anm. vonT- L- Wiarda-

Berlin »8»S- 4- s- Ostfriestsches Landrecht , herausgeg.

von M- v. Wicht. Aurich 171,6. 4. Die bcsondern Statute»

des Drokmerlandcs enthcklt : Willküren der Brokma'nncr , her,

ausgcg. übers, u. erlöuk. von T. S- Wiarda. Berk, 8.

«) S. über diese überhaupt : Rcchtsgesch. §277^285«.

i) Urk. d« Acbtissin Lutgardis von Gandersheim- «. 1400. bei Us-
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Repgow verfaßt seyn soll, der im ersten Drittel des

13ten Jahrhunderts lebte, nach dem Inhalt einzelner

Stellen aber nach 1215 und vor 1235, vielleicht vor

1218 geschrieben ist c), so haben wir wenigstens Ge»

wißheit über dessen'Entsiehungszeit, sofern von der Form

die Rede ist , in der wir es den Sachsenspiegel nennen.

Ob aber Eike von Repgow nicht bloß der Bearbeiter

eines älteren für unS verlorenen Rechtsbuchs war

wird sich erst bann entscheiden lassen , wenn die Hand,

schriften , in welchen dessen Inhalt mit einer anderen

Vorrede, in abweichender Ordnung , mit Zusätzen (ver-

renderg äntiz. <?anger«K. z>. 11K9. „sprcke we vor «cht

also me bat bescrcvcn vindet In dcme Key,er Rechte , in deme

Capiteln , bat sct bcghinnct : Got Heft den Menschen ghebildet

u. s. m>^ Der Sachsenspiegel P. > Art- 42. scheint hier gemeint

zu seyn , da das Rcchtsbuch Eikes von Repgow in Sachsen ge,

wohnlich in der Form gebraucht wurde , die wir heut zu Tage

den Sachsenspiegel nenncn. Die Stelle konnte aber freilich auch

nach dem sogenannten Schwabcnspicgcl angeführt seyn , wo die»

ftr Artikel ebenfalls in allen Handschriften steht (Senckenberg

Art- 54-). In diesem Falle bewahrt die Stelle den Satz , daß

man das Rcchtsbuch in dieser- Gestalt in Sachsen in den nehm«

lichcn Fällen citirje, wo man sich auf den Sachsenspiegel berufe»

konnte , so wie man umgekehrt außerhalb Sachsen den sogmann«

ten Sachsenspiegel gerade eben so gut brauchte als den Schwaben«

spiegcl. S. Not. K.

«) ( S ck ch s) L a n d r. B. i. Art. z. B. z. Art. 6z.

6) Die Vorrede zum Sachsenspiegel (Ausg. von Gckrtnee S. »>.)

sagt zwar bestimmt, daß Eike v. Rcpgoiv es zuerst lateinisch ge«

schrieben und dann ins Deutsche übersetzt habe z welchen Werth

man aber auf diese Nachricht setzen dürft , steht sehr dahin , so

. lange sie nicht durch andere Tatsachen oder durch innere Merk«

male degätigt wird-
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i

schiebener Beschaffenheit nach dem Alter der Handschrif,

ten) und Auslassungen, unter der Ueberschrift Landrecht

oder Kaiserrecht gefunden wird, welche in allen Gegenden

von Deutschland gebraucht worden sind , kritischer und

vollständiger als bisher untersucht seyn werden. Gewiß

ist für jetzt nur, daß die meisten bekannt gewordenen

Handschriften dieser Art, die man seit Goldast (1609)

ohne alle Veranlassung den Schwabenspiegel nennt,

für Überarbeitungen des Rechtsbuchs Eikes von Repgow

angesprochen werden müssen , die dem 13ten bis löten

Jahrhundert angehören, und noch keine nachgewiesen

worden , deren Uebereinsiimmung mit diesem daraus er

klärt werden müßte, daß beiden nur eine gemeinschaft

liche Quelle zum Grunde liege. Von dem Lehenrecht,

dem zweiten Theile des Rechtöbuchs e) , giebt es auch

einen alten lateinischen Tert, der unter dem Namen des

vetu5 auctor üe denskicü» zuerst gedruckt ^) , seitdem

stetS unter dieser Benennung angeführt wird , und für

einen Urtext deS Lehenrechts gar wohl gehalten werden

könnte. Sowohl der Schwabenspiegel 5) als der Sach

spiegel sind übrigens auf gleiche Weise in ganz

Deutschland gebraucht worden K). Eine' kritische

«) Sachs. Lehenr. Art- 74- Al« hievor gesprochen ig in dem

LandrechtSbuche.

/) Herausgegeben von Joh. Havlchorß hinter vusreni Oom-

e) Diese Ausdrücke, so unpasscnd sie sind, diencn, da sie auf einen

nun einmal arigenvuiinenen Sorachgkbrauch gcgrüvdct sind , da«

RcchtSbuch «ach seinen verschiedenen Ucbcrarbeituvgco zu unter«

^ . scheiden-

K) lieber ein "RechtSbuch" des >stcn Jahrhunderts, nach alpha«
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Ausgabe, die auch nur mäßigen Forderungen ent?

spräche, gielit eS bis jetzt weder von dem einen noch

von dem andern ,). Unter den Commentarien zu den

Rechtsbüchern hat nur der von Schalter zum schwäbi,

schen Lehenrecht ausgezeichneten Werth 4).

§. tt.

K) Weitere Vearbeitungen dieses Slechtsbuchs.

Der allgemeine Gebrauch dieses Rechtsbuchs hatte

eine Reihe von Arbeiten ' zu gleichem Zweck zur Folge,

welche sich näher oder entfernter an dasselbe anschließen.

Dahin gehört :

betisch» Orbnun« . welche« aus dem Schwabcnspiegel, Sachsen«

spiegel und Kaiserrccht genommen ist, s. LenvKendergcks

jure kls5,«rllin privsto. x> »7. Auch ich habe mehrere Hand-

schnftcn dieser Art gesehen. Ueber den Gebrauch des Sachsenspies

gel« und SchwabenspIegelS in Valern s. Rudhart Abriß der

Gesch. der bairischcn Gesetzgebung. ,«20. 4. (auch in den Denkschr.

du Münchner Acad. der WIsscnsch.) S- >6.

s> Ucder die verschiedenen Ausgaben s. Rechtsaesch. §. s8>. Not K.

und Z 282. Not- «. Lic einzige brauchbare des sckchs. Landrechts

(Sachsenspiegel im eigentlichen Sinn) ist von Gärtner, rcipz.

Fol- Nach dieser wird hier immer eitirt- Von dem

Schmsbensoiegcl im eigentlichen Sinn wirb der Text in 8en>

ckevberg Oorp. jur. Lerui. msci. gevi (l'om. 2.) gNge«

führt , wo keine andere Ausgabe bemerkt ist. Der vetus auctor

und überhaupt alle RechtSbüchcr des kehcnrcchts werden nach der

sten Ausgabe des Senckenbcrgischen Oorv« juri, keucksli,

citirt- .

t) L. Meckbach Anmerkungen über den Sachsenspiegel. Jena

1764. 4. 1. SvKiltvr Oockex jur. Alem. keuri. »ereäit

Lominentsriu«. eä. z. cum prsek. LcKer^ü. »7«g. 5ol.
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1. Das (kleinere) Kaiserrecht«) aus dem 14ten

Jahrhundert, in welchem das Land- und Lehenrecht b>

mit Bezugnahme auf das Kaiserrecht im gewöhnlichen

Sinn (§. 10.) dargestellt ist.

2. Die Glosse zum Sachsenspiegel; nur die

neuere, die wegen ihrer Beziehung auf das römische

Recht von geringerem Werth ist, findet sich aber in den

' gedruckten Ausgaben. »

3. Der Richtsteig des Land- und Lehenrechts,

(Schevenkloet , Premiß), in welchem über die Natur der

einzelnett Klagen und der Bertheidigung dagegen, über

haupt über die Anwendung der Grundsätze deö Sachsen

spiegels vor Gericht und das gerichtliche Verfahren Un

terricht ertheilt wird c).

' 4. Die Görlitz er Handschrift , welche abgekürzte

Stücke , vorzüglich des LehenrechtS enthalt ch.

«) In Vitt Büch«» , bei LenoKenberg O. j. <Zerm. m. sev.

, ,. Lpm. l. S- Recht sgesch. z. 2gz.

5) Das dritte Puch des Äaiierrcchtö z auch gedruckt bei 5eneK,n.

Kerz O. j. 5eug. x. , u s> ^

e) AM besten gedruckt bci LencKe'iiKerg Oorz>. jur. lZermsn.

I'oiu. ,. S- Rcchtsgcsch. Z. 2gi. Not- K. Wer den Richlsteig

und Sachsenspiegel für besonderes sächsisches Recht halt, wird

folgende Bemerkung SenckcnbcrgZ (cke jure Ua«orum ^>riv«w.

Oiessse p. ^8 ) schwer erklären kbnncn : «llinivl,

expeclilnin erecko, Kuno nroressus L^xonici likellum, om»

' riem kere j>erv»s!sss seeul« XV Lerniguism , cum elism

<7oniciKus juris sU>tut«rii civitstis Oolonieusi« , et omnibu»

kliis ^urium Pärtieul»riuin univerzslium^u» , kerme 5in«

, , Ulis exoezitione eum juuetum viclesm.

6) Bci Zepernick Misccllcnnen deS deutschen Lchenrechts. Th. ».

S- Rechtsgesch. §. 2«^. Net- «.
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5. DaS sächsische Weichbild ans dem 14ten

Jahrhundert , eine Verbindung des LandrechtS mit dem

Magdeburgischen Stadtrecht e). <

S. Der vermehrte Sachsenspiegel, wo zu

diesen Materialien auch neuere Gewohnheiten und Bestim,

mungen des römischen Rechts hinzugekommen sind /).

7. Die Remissorien (Slotel) , b. h. Register

über eines oder mehrere Rechtsbücher, von welchen aber

die wichtigsten noch «»gedruckt sind.

8. Das Rechtsbuch des Ruprecht von Freisingen s).

§. 12. V'

2. In Italien- kongobardische kehenSgcmohnyeiten.,

fluider feurlorum , usus , s. consuetuüinv» 5euä«ruin) «).

In der Lombardei wurde schon vor der Mitte des

12ten Jahrhunderts von einem unbekannten Rechtsgelehr

ren ein Aufsatz über die Lehensgewohnheiten verfaßt b),

H Herausgegeben «on kudovici. Halle 1721. 4> S> Rechts,

g esch. z, 2gq. Not. k.

/) Bei Böhme diplvm- Beiträge zur Untersuch, der schlcsischrn

Rechte und Gesch. B- >- Th. 4. S ' u- f- Th. 5. S- «> u. s.

Handbuch darin zu finden was sich fast täglichen bei Gerichte zu,

trägt u. s. w., durch Albertum -Polmann. Magd. 1605. 4.

s) BciWcgcnriedcr Beiträge zur vaterlckndtschcn Historie u.s n,^

Th. 7. Vergl. v. Aretin Beitr- zur Gesch. u- Littcratur. ^«ozr,

B- IX. S- >"2 u. s. Rudhart Abriß der Gesch. der dai,

risch. Gesckgcd. >»2°. S- >7- . , ' '

a) Dergl. l?. I>. Voenmer Odserv. jnr. Kurl. r^ro. 6. lZ.

Iiien<?r primse Ijueu« Kermencutices jur. feurt, I^ir,s.

>7L«. 4» 6^?' l. O. ^V. ?setr cle vers likrorum, juris

Loogadsretici origine. «sett. igoz. 4. Rechtsgesch. § 278.

i) Nach unserer jetzigen Einthcilung des lvngobardischcn kchcnrechts

B > Tit- R — ig einschließl-
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her nachher von dem Mailänbischen Consul GerharduS

Niger Zusätze erhielt c). Mit diesem wurden zwei um

die Mitte deS 12ten Jahrhunderts von dem Zeitgenossen

und College» Gerhards , ObertuS. ab Orto geschriebene

Abhandlungen, über das Lehen und dessen Natur über»

Haupts), und über die Arten, wie es verloren Wirde),

späterhin verbunden , nachdem sie bereits durch andere

mailandische Rechtsgelehrte mit gesammelten einzelne«

Erfahrungen und E^cerpten auö den Lehenögesetzen ver»

mehrt worden waren /). Das nach und nach auf diese

Weise entstandene Ganze wurde unter dem Namen liker

keuäali« oder consuvtuüin« keuäorum in allen Gerichten

gebraucht s) ; die bolognesischen Juristen betrachteten es

daher als einen schicklichen Anhang zum römischen Recht,

und machten wahrscheinlich schon vor dem Ende des 12ten

Jahrhunderts eine äecima collstio der Novellen daraus,

weil sich kein anderer schicklicher Platz dazu fand, und

überdies neueres gemeines Recht, zum Theil auf

den Äaisergesetzen beruhend, darin enthalten war. Bei

dieser Gelegenheit wurden Zlterst die Gesetze Friedrichs I.,

die noch nicht K) in der früheren Sammlung standen

«) II. ?. g!. §- 6. »ergl. mit I- ?. »7.

«Y Jetzt B. «. Tit> > - L-

«) B. ». Tit- 2z. 24. ,

/) OKse Zusche bilden B- 2. Tit. g — s«. und B. 2. Tit. »5 » S>.

Wahrscheinlich gehören aber auch die Constitutionen Lothars II.

im Tit. 62- schon der ckltestcn Einrichtung der Sammlung an,

da keine der Nachrichten Not- i u- K ihrer ermähnt.

F) H »auf geht offenbar der Ausdruck coiuuoluäins, —

»ilprodstss , Not» >.

« ZXvn eine« derselben stand schon Ii. r. »7.
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(§. 7. Not. s. Nr. 4. b. c. s.) und die Gesetze Heinrichs

(ebendas. Nr. ?.) zur Vervollständigung hinzugefügt k).

Durch eine neue Ergänzung von Knisergesetzen , welche

Hugolinus PreSbyteri (um 12S0) vornahm K) , kamen

auch Gesetze Friedrichs II. , die mit dem Lehenrecht in

gär. keiner Verbindung standen, hinzu/); weil aber diese

Einrichtung nicht allgemein angenommen wurde, und sich

daher in den Handschriften bald mehr bald weniger von

diesen letzten Stücken und selbst von den Beobachtungen

fand, welche zu den eigentlichen Oonsuetuöines gerechnet

wurden, so bildete sich eine liters vul^gts, die weniger

i) losvni« (Lss5isni) leeturs in Autlienticus, VZlj>no »ntein

loc« , yuis utile v>5uni est, lege? nov«s Meckel ivi et

Henriei et consuetuclinvs in scrivti3 reäuctss eirra fenäs

legitime »övrokutus pl»ciüt legitime c-r,p„Igri et s»v iäo-

veiz tilulis colloc»ri , nt cimnis per orclinein eviclonliorvm

> prsestent intellectuin ; c^nag ckeciins voteiit cnIIiNis 5.

compilstia von irrstion^oiliter nuncunsri. Für eine Vcr>

bioduog des Uber feuäoruin mit dem römischen Recht vor Hu«

golinuS , ist auch der Umstand , daß er weit frühcr glvssirt war.

S- Not- ?- Anderer Meinung ist ». Savlgny Besch, des R.

». !h- 5- S- 486- 487-

i) 0cko5reckussä ^utk. Oasss O. äs S. S. eveles. (I„ ».).

Oominu! Hugolinus z>ast nonain c-oll«t!o»em ziosuit Ubruin

keuäslein , et omnes Oonstitutione« I'eckerici antio^ui

et zunioris et »li^uas lege« Lonruäi Imv. et vocutur

^eciin« collstio. Leci vsuei sunt yui nsbeant its oräüiats

in Ubris suis.

!) Die Constitutlonen , welche dle gemeinschaftliche Uebcrschrist :

De ststutis et consuetuckinibu! contra libertsteni ecolesise

ellitis etc. führe». In den alteren Ausgaben steht meisten« erst

SM Ende von diesen : Uic kinit tractstus keultoruin. Eden

so in dem Schwärzlichen Manuskript auf der Gött. Bibl.

pllcit »gl^»^tv>, lidri seugorui».

3
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enthielt, als die vollständigsten Ooöices ni). Noch spa

ter scheint die jetzt allgemein gebrauchliche Einteilung

deS Ganzen in zwei Bücher, eine ältere in drei Bücher

verdrangt zu haben n). Jacob v. Ardizone , ein Schü

ler von Hugolinus o) , sammelte , waS er in andern

Handschriften fand, als Oavimia exlrsvgHsutiä (extra-

orüinarls) in seiner Lumms keuäorum /?) , da aber

nur die Uterä vulßätä glossirt ?) war, so ist auch

m) Von den Stücken , die nach der Einrichtung de« Hugolinus in

der äeciin» coll^tio stehen mußten , ist die Constitution Eon«

rabs II- 5-7- Not-K. (welche Uclofreciu, wvhl "»liznss" lege«

nennt , »eil sie in der Loinbitrkl» , Capitel ausmacht). Don

den Bestinothcilcn der früheren Sammlung sckmmtliche Gesetze

Heinrichs , bis auf eines ("rit. 57.) , das aber auch nur In wc,

«Igen Handschriften sich erhielt- Glosse zu H- l'. 57- ^»«0 lex

in vuucis consuetuäinikus invvniiur ; et iäc« super ei>m

lluliito , »it lex vel o«n : uncie circ» osm non insist«.

Dagegen nahm die liters vulgsls einige Beobachtungen crit.s8)

in den Tetzl auf > welche urHrünglich Glossen waren. Gl- zu

?it. Zg. Uü: intitulutur <ie notis seugoruin , ^uis vc>ti»s

put« kore notss «ive »«tulss super keuäi« lactas , t^uam

ckebesnt esse cle textu consuetuclinum.

») Liener Uermen. jur. lenkl. I. g.

«) Lsrti cks elsris ^rckig^mnksii Lononiensi» ?r«sezz«riduz.

?. 1. ?. l. p. lZ«.

Osp. ig«. Iis keurlis et KeneficÜ5 Oon^titution«^ km^e^/a/«^.

Am Ende : Luprssoripta cspitul» non «umm^ntur , secl

cuin leges et 6ecretslei et stsMts super 5eu6i« essent ex»

trsvagsnti« , et yitae<l«m sine titulis , zeck in ckiversi« loci»

»0»» , knit vi5um utile ponere suk titul« , ut per titu»

lum eertum possint «Ilvgnii.

7) ^Ivsrottu, lecturs sup. seuri. in prooein, Sulßgru! oviin

et ?ileu, priinitu, gl«sssvernnt , Nugolinus insuper et

Oonrsckinui , Lilnon Vincentius , ^scobus OoKreäi ßlossa.
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nur deren Inhalt mit dem römischen Recht als

ein Theil desselben in Deutschland recipirt worden ,-).

Erst seit Cujacius, welcher in seiner Ausgabe des

liKer keuäorum alles zusammenstellte , was er in den

ihm zugänglichen Quellen vorfand und zum Tert des

Lehenrechts rechnen zu dürfen glaubte, sind die Ospitula

extrsorckinsria in die Meisten Ausgaben des O«i-pu« ju>

ris civili, mit aufgenommen , und zugleich , aber für

diese allein , die neue Eintheilung des Ganzen , die er

(nicht zuerst s) ) einführen wollte , beibehalten worden.

S- 13.

o. Geschriebene« Landesrecht seit der Zcit der Rcchtsbücher.

Mit der allmälichen Entwicklung der Landeshoheit

bildete sich eine besondere Landesverfassung einzel

ner Territorien. Diese zu sichern, wurde deren urkund

liche Anerkennung durch Privilegien und Lan

desverträge bei verschiedenen Gelegenheiten von den

Ständen gesucht und erlangt a) , welche zuweilen auch

«lihuss sckckickeruot. ?ost yuos ^scolzuz OolumKi cke Kegia

ßl««s» utile? et z>Ion»3 Knie operi ackjeoit , ivsunizus opu»

,ui? glossis tsm utiliter, tsmr>ue copioso et eleganter «r-

vavit , ut nemo uost illuin »Ii»s vlozss« i»5cril>ere aus»«

«it. I» Ip« enini et Kockie verssmur , et iculvt»« vostri,

cockieibus tenemus.

r) S. Rechtsgesch. Z. 44>.

/) Die srüberen Versuche einer neuen Eintheilung von Ssrtliolo.

mseiis Lsrsterius u> ^ntoniu» IVlinrucciu« cke ?rst<> Vetvri,

beide aus dem >5ten Jahrhundert, sind hinter Lvnilt»?

Oomm. s<t ju. Kuck. älem. gedruckt.

a) Dergl. Rechtsgesch. §.427.

3»
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Bestimmungen über das Privatrecht enthalten 5); eine

Urkunde dieser Art ist das sogenannte österreichische

Landrecht aus dem Ende des iZten Jahrhunderts c).

Vollständigere Sammlungen der Landesgewohnheiten über

haupt , wie daS- bairische Rechtbuch <?) , das

r hei ngauische Land rechte) u.a. bleiben bis in

das iß. Jahrhundert noch etwas Seltenes. Eine eigent

liche Landesgesetzgebung tritt erst im löten Jahr

hundert allmalich hervor/), und hat das bürgerliche

Recht immer nur in sosern zum Gegenstand, als es bei

Gesetzen über Verhaltnisse der Police! (Landesord

nungen F)) und Einrichtung der Gerichte und des

i) Vornehmlich bei Gegenständen , wo die Rechte des Privateigen«

thumS durch Ausübung der Regalien beschränkt wurden.

. Vergl. Rcchtsgcsch. §. «64.

c) Bei LencKenKerg vi5iono» giverzas cke collevtiovikuz

Q^,. Lerm. xsg. 2iz u. f.

^) Ursprünglich eine Sammlung der in den Stödten geltenden Rechte,

«uS den Sradtrcchtcn und Landcsgcwohnhci'ten genommen , und

von König Ludwig dem Baicr und dessen Söhnen bcstcltigt (bei

Bergmann beurkundete Gesch. von München, ,73z. Fol. Urk.

Nro. "-.); nachher auf Besch! der letzteren, um das Jahr

'Z4S zu einem für die Gerichte im ganzen Lande brauchbaren

RcchtSbuch erweitert; gedruckt u. a. bei Ueumunn Opusc-.

jur. lZerm. p. 54 u. f. Die Benutzung der allgemeinen Rechts-

bücher bei dieser Sammlung ist unverkennbar. Vergl- Rudhart

Gesch. der bair. Gesetzgebung. S- 13.

«) Einen Auszug daraus s. bei Bodman» rheingauische Altcrthü-

mcr- B- 2. S> 624. Von anderen Landrechten dieser Art , zu

welchen auch die der Friscn jenseits der Elbe gehören , s. 5e!>

cko«? Kidl. jur. «ern^ beim >4tcn u. >5tcn Jahrhundert-

/) Vergl- Rechtsgcsch. s- 427-

5) Z. B- Thüringische L- O. 144«- bei Müller Reichstags-
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Verfahrens (Gerichtsordnungen K) ) gelegentlich

berührt wird. '

C. Quellen deö neueren deutschen Rechts , vom Ende

des flöten Jahrhunderts bis auf uiiserc Zeit.

Zlllgemeinc planmäßig angelegte Sammlungen fehlen. Von den

cbcn S. »>. angeführten ist I^ünißs Oorp. jur. keuck. auch hier

«och brauchbar. Die Sammlungen einzelner Arten von Quellen

müssen bei der Geschichte der Gesetzgebung und den besonderen Ver,

hcklmissen , woraus sie sich beziehen (Oorp. jur. luetälliei , kor«»

nslü u. s. w ) , angegeben werden.

S> 14.

Historische Einleitung.

>. Einfluß des römischen RcchtS.

Der Gebrauch deö römischen Rechts a), das

man schon seit dem I2ten Jahrhundert als ein in Deutsch

land anwendbares Kaiserrecht betrachtete, wurde erst

im löten Jahrhundert durch die allgemeine Verbreitung

seiner Kenntnis) wirklich bedeutend , und diese war eine

Folge der seit der Mitte des 144en Jahrhunderts in

Deutschland angelegten Universitäten , auf welchen bloß

das römische und kanonische Recht, nebst dem longobar-

theatrum unter Maximilian l. Th.s. S.gS. Sächsische ,482.

Lock. August. 1'oni.i. p.i. Bairische 1491. bei ^V«ste„.

riecior <ZI«s5äri,ittl lZoriiüliiicn - Ig^inuin. 1'oni.i. Kro. V.

?. zq. Wirtembcrgische >499> gedr. ,5,5.

K) S. Rechtsgcsch. §. 427. Not- r.

°) lieber dic Geschichte seiner Einführung s. Le»Ok,eiiKe,-g I^le.

ti>oä«s jurisprucj. im Z, und c ch tö g e sch i ch t e 5 44«

u. f.
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dischen Lehenrecht als einem Anhang des ersieren, gelehrt

wurde. Die gelehrten Jurisien betrachteten, außer den

Reichsgesetzen , nur den Inhalt jener Nechtsquellen als

gemeines Recht, und stützten diese Lehre späterhin auf

eine Stelle der Kammergerichtsordnung von 14öS i) und

andere Reichsgesetze, obwohl diese nichts Anderes als

den Gebrauch jener Rechte neben deö Reichs Rech

ten und den vorhandenen partikularen Normen, dem

bisherigen Gebrauch nach, anerkannt hatten, und

folglich daö ungeschriebene gemeine Recht (§.10.),

das unter des Reichs Rechten mit begriffen wurde , eben

so gut bestätigten. Die Rechtsbücher galten daher fortan

nur für Privatsammlungen von unsicherer Anwendbar

keit c) ; ihr Gebrauch verlor sich aber aus den Landeö-

gerichten doch erst nach und nach, durch deren Besetzung

mit AnHangern jener Ansicht, die 'sie zuweilen in die

neuen Gerichtsordnungen zu bringen wußten ci),

welche seit dem löten Jahrhundert durch die Reformen,

>) S. G- O. »495- Die Beisitzer sollen dahin beeidigt ««den:

"nach dcs Reichs und gemeinen Rechten , auch nach redlichen,

erbaren und leidlichen Ordnungen, Statuten und Gewohnheiten,

bcr Fürstcntdmucc, Herrschaften und Gerichten die für sie g«

bracht mürben, zu richten.

r) Wer sich auf den Sachsenspiegel berufe, müsse außerhalb Sachsen

dessen Rcccption dsrthkn. ^nt. Oolvru« I)i5s. äs jure im»

per. (i6lz.) §. e^. Der Schwabenspicgel sollte überhaupt nie

rccipirt, oder doch außer Gebrauch seyn. OKr. Lv5«Ia tKe>

ssur. prsct. all«, s 5«. »>v. Lveickel (1641.) 5. v. Schlva»

benspiegcl. 8. HarovreoKt svscnu «uevi« — non usus

moaernus. Kilon. 172z. 4.

ck) Braunsch. Wolfcnb. Hosgcr. Ordn. >5s6. I'it. 5- Unsere

Wlce-Hosrichtcr — sollen — richten , nicht nach Sachscnrccht,

als welches in unser», Fürstcnthum — nicht statt hat , sondern
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welche man mit dem Proceß vornahm , veranlaßt wur

de» ; nur hie und da erhielt sich umgekehrt die Anwend

barkeit des Sachsenspiegels und des sachsischen

Lehen rechts als eines geschriebenen Landesrechts da

durch , daß sie in Landesgesetzen fortwährend anerkannt

wurde. Die deutschen Rechtsinsiitute verloren zwar da

durch nichts an ihrer Rechtsbesiändigkeit.; die Ausbrei

tung, auch solcher, die in Gefahr waren von ähnlichen

des römischen Rechts verdrangt zu werden, weil ihre

Gültigkeit von den gelehrten Juristen bezweifelt wurde,

bewahrt sich durch die Formelbücher des 15ten und

1(iten Jahrhunderts e) und durch Tenglers Laienspie-

gel /), in welchem daö zu Anfang des löten Jahrhun

derts geltende Recht, besonders nach der Praxis des

südlichen Deutschlands dargestellt wurde. Allein 1) in

den Gerichten sollte jetzt jede behauptete, von den frem

den Rechten abweichende Gewohnheit, nicht mehr nach

der dem Richter beiwohnenden Kenntniß derselben beur-

theilt, sondern von den Parthelen bewiesen werden,

weil die Institute der fremden Rechte, aber nicht die

einheimischen die Vermnthung für sich haben sollten g);

dadurch wurden diese nicht selten von jenen verdrangt,

wo man nicht frühzeitig durch Verwandlung des Ge

wohnheitsrechts in geschriebene Partikulargesetze den Be

nach des h. R- Reichs gemeinen Rechtes, Constitutione« und

Abscheiden. Lippisch, Hofger. Ordn. ,59z- Th. «. Cap. «.

«) lieber diese s. Recht sgcsch. 8- 4«. Not. ».

f) Laienspiegel von rcchtinWgen Ordnungen in bürgerlichen und

peinlichen Rcgimenten. >5«9 Fol. u. bst. S- Recht sgesch.

8-445- Not. k-

^) SLencKenderg Kleäitst. kssc. z. ine6. n. p. 761,.
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weis des ersteren überflüssig machte, zumal da die eifri

gen Anhänger des römischen Rechts die Gewohnheiten,

welche mit diesem in allzugrellem Widerspruch standen,

für unkräftig erklärten, und bei einigen dieser Art selbst

ReichSgefetze auswürfen, in welchen sie aufgehoben wur

den K). 2) Auch bei deutschen Instituten sollten die

Regeln ihrer Beurtheilung aus dem fremden Rechte her

genommen werden können i), und die in geschriebenen

Gesetzen oder Gewohnheiten vorkommenden, vom gemei

nen Recht abweichenden Bestimmungen, immer möglichst

in Gemäßheit des letzteren ausgelegt werben K) z nur

wo sich gar keine Analogie der fremden Rechte als Ent-

scheidungsprincip darbieten, wollte , bequemten sich eben

falls die gelehrten Juristen, sich auch auf die Rechtsbü

cher zu berufen, oder suchten durch Vergleichung einzel

ner Partikularrechte eine Regel zu abstrahiren. Dadurch

bildete sich seit dem Igten Jahrhundert non neuem ein

System von Grundsätzen deö deutschen Privatrechts,

welches in den Schriften der Rechtsgelehrten, besonders

der Praktiker, niedergelegt war, und an dessen, Ausbil

dung die Entscheidungen der Reichsgerichte, der höheren

Landesgerichte und der , Juristenfacultaten den meisten

Antheil hatten y. Diese Theorie wurde eben so wie

K) R. A. I4SS- 5- 27- izoo. §. 19. 1511. §. 18. Ig.

k) Vcrgl. z. B. «Sil rrsttiv. «b«erv. Iiib. s. Obs. 125—127.

i) S. «sil «. S. O- I.. 1. Vbserv. 36.

i) Repertorlen über dl? Ansichten der Praktiker des ,6ten und i/ten

Jahrhunderts sind: ?. Kl. ^VeKnor ?rscticsruin obscrvs-

rionuni juris selectsrum lib. «ingul. l^og. 4. und öfter, dle

Neueste Ausg.: ?. Kl. ^VeKvcr et 5o. Kuckingeri pr«.

ciic. «dzerv. cuin «ovi« <jiv«rzor. ^Otor. a^öition. — »t

xiaek. 1 0. LcKiltcri Urgent. 1701. iol. OKr. Lesolcki
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ehedem die Rechtsbücher angewendet, und hatte entschie

denen Einfluß auf die Grundsätze, welche in den neuen

Rechtsquellen ausgesprochen wurden, die nach und nach

entstanden.

S. 15.

2. Neue Gesetzgebung im löten, »ytcn und der erste«

Hölfte des igten Jahrhunderts,

n) Reichs, und Landcsgcsetze.

Neue Gesetzgebungen über das bürgerliche Recht

wurden vornehmlich durch das zweifache Bedürfniß ver-

tke5suru! ^rncticu«. I'uo. >62g. 4. sux. I. I. LpeiävI.

Vivä. 1641. eä. nov. stucl. OKr. I^uck. OietKerr.

worin,!). 1679. 2 rom. fol. — Unter den praktischen Schrift,

ftellern , in welchen für die Geschichte dieser neueren Theorie

Data anzutreffen sind, mögen hier folgende ausgezeichnet «erden:

5«svK. IVlzrusillßer «inßuliir. okrerv. — Oenturise 4.

1563. 8 U. öft. 4. ^nckr. Osil ?rsctiesr. Observ. — libri

rlu«. >Z7g. 3. U> öfter 4. Decisiones ^Vitebergense» et

I.jvkien«e«. ?rcok. iZgg — iSog. z ?c>rn. kol. Dom.

^rumsei Lenteritiaruni iu Ise. et llicsster. Zenensi

«ronuno. I.. 2. Zen. iSog. 4. u> öft. ^Itorkinue äcscj.

z>er I«. R,i tte rs K u z iuin. ?rcof. iLoz. kol. U. öft.

/Vrg ent 0 r sie nsi s Oollegii eonsilis curs ?. O. LcKnii»

>!ii. Urgent. 1641. »Voll. toi. OKr. LesoliZ Oonzuitat.

?.VI. I^b. lL^g. k.'u. öft. Z. LtucKii Consil. jur. col-

!e^. Helin5tu<1ien5i!. l^reok. 166S. Lol. Lrv. OotK-

visu« eonsil. et res«. ?rcok. löog. 6 1°om. f. HloS.

I>istori« eonsil. et reso. «eee<Z. reso. Lim. ?istori«

I.iv«. 15S7. 2?om. k. klartm. kistori» overs. ^,105.

,621. 167g. sVol. k. Ben. Osrviov Oeris. L»xo«. I^ipi.

1646. 5l>lN. k. « öfter. v»v. ^levii Deois. trib. Wi5msi-.

1664. 9?srt. 4- U. öft. in Fol. Wcrgl. I.ipeniu« vidi. resl.

jvrilZ. unter den Worten: Oonsilis, Ooxisultstione«, Oecisio»

»es, I^es^onsä.
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anlaßt, die vorhandenen Landesgewohnheiten in

geschriebenes Recht zu verwandeln, und sie mit den

Grundsätzen des fremden Rechts in Zusam

menhang zu bringen, weil man aus diesem jetzt die

allgemeinen Regeln deö Rechts entlehnte , die unbescha

det der besonderen Beschaffenheit des Instituts' bei dessen

Beurtheilung herbeizuziehen waren , und es also noth-

wendig wurde , die oft bestrittene Frage zu entscheiden,

welchen Regeln des fremden Rechts es unterzuordnen

wäre. Da jener erste Zweck bei jeder Gesetzgebung we

nigstens mit ins Auge gefaßt wurde, so siel sie vornehm

lich dem Landesherrn anHeim, in deren Territorial

gewalt jetzt die bürgerliche Gesetzgebung und selbst die

Befugnis) das gemeine Recht abzuändern unbestritten ent

halten war «) ; die R e i ch s g e fe tz e beschäftigten sich

nur bei Gelegenheit der Policeige setzgebung oder

besonderen einzelnen Veranlassungen mit dem bürgerlichen

Recht ö), daher die Policeiordnungen c) das meiste

Hieher Gehörige enthalten , wenn gleich auch in anderen

besonders benannten Reichsgesetzen <Y , Reichsabschie-

a) S. Rechtsgesch. §. SZS-

ö) S- cbcndas. Z. s-Z. sz«>-

c) Die Titel 22 — 54 des R. A- von ign enthalten eigentlich die

erste Relchspolicciordnung , wenn sie gleich nicht jene llebcrschrist

haben. Ihr Inhalt ist nachher >sz« unter diesem Namen zu

einem für sich bestehenden Rcichsgcsctz erweitert , das >S48 und

zuletzt >S77 revidirt und vermehrt wurde. S. Rechtsgesch.

5- 5Z«.

ck) Wie die Notariatsordnung von »s>2, die Kanimergc,

richtsordnung , vorzüglich von >55S und dc,cn Cvuccpt von 16,5,

die Rcichshofrarhöordnung von »65t > und die Wochlcapitula«

tioncu. S- Rechtsgesch. jj. s-»- 5Z5 477- SZ'-
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den e) oder NeichSschlüssen /) auch Einzelnes jener Art

vorkommt. Das deutsche Recht nahm daher die Form

eines Aggregats partikularer Rechte an, wenn gleich die

Grundsätze, die in den einzelnen Lanbesgesetzen ausge

sprochen wurden, sofern sie nur dieselben Rechtöinstitute

zum Gegenstand hatten, nach ihren wesentlichen Besiand-

theilen die nehmlichen waren. Denn die Verfasser der

selben legten es bei Aufzeichnung des Gewohnheitsrechts

immer zugleich auch darauf an, den Instituten eine solche

Gestalt zu geben, wie sie nach der bereits gebildeten

wissenschaftlichen Ansicht der Gelehrten ihrer Natur nach

haben sollten, und folgten dabei nicht selten sogar dem

Muster einer schon vorhandenen Gesetzgebung , wodurch

besonders die sächsischen Constitutionen und mit

ihnen die Ansichten der sachsischen Rechtögelehrten großen

Einfluß auf andere Landesgesetzgebungen erhielten s).

Nach dem Umfang , den sie in Rücksicht der Gegen

stände erhielten, sind zu unterscheiden: I. Gesetze, welche

sich über alle oder doch die meisten Gegenstände deö Pri

vatrechts verbreiten , gewöhnlich Landrechte genannt,

zuweilen aber auch mit Gerichtsordnungen verbun

den. Unter .diesen sind einige nichts als Aufzeichnung

des Gewohnheitsrechts ü) , andere hingegen wirk-

«) Unter welchen sich vorzüglich der jüngste Reichsabschicd , von 1654,

auszeichnet.

/) Unter welchen der Rcichsschluß von ,73, über die Abstellung der

Handmcrtömißbröuche tu merken ist.

e) Vergl. Orth Anmcrk- zur Franks. Reform. Forts. 4- S. 4».

K) Beispiele hiervon enthalten : Stadt- und kandbrauch des Ober-

fürftcnthums Marburg , wie solcher ». 1572 auf Landgr. Ludwigs

Ausschreiben cinbcrichtct worden , in Estorö Marburg. Beitrag.
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liche Gesetzgebung , wobei zwar jeneö zum Grunde liegt,

aber nach den Ansichten des Verfassers derselben über

ihre Zweckmäßigkeit auch ergänzt und abgeändert wird,

in welche dann auch mehr oder weniger Gegensiairde ge

zogen werden, die seit dem Igten Jahrhundert nach dem

römischen Recht beurtheilt wurden i). II. Gesetze, die

nur einzelne Institute betreffen, über welche der LandeS-

brauch gesammelt , oder eine diesen berichtigende Gesetz

gebung aufgestellt werden solltet), bei der es dann

zuweilen vorzüglich auf die Entscheidung von streitigen

Rechtsfragen abgesehen war, welche über die Anwendung

dcö römischen Rechts auf jene Gegenstände oder über

die Patur des Instituts überhaupt entstanden waren /).

St. z. S- gg- Marb- ,74g- 8- Landrccht dcs Amts Hagen,

15SI, bei ?ukenck«rf Oi>5. jur. univ. I'oin. z. ^p. p. 5

«ez. Verordnung des Hadelerschcn Landgerichts und Rechtens

>SSZ, ebend- l'om. ,. «6?. x. 5 Wurster Landrccht

iL,!, ebend. v. 605«^. Statute des Stedingcr Landes

>ö^5 , bü Oetzen k!c>rii. Oonstit. OlclenK. I'. z. p. 114..

Westfrisisches Landrccht des Landes zu Würden 1574, ebend.

x.S?. Altammersches Recht und Gewohnheit 1614, ebend.

S. 12«. Budjadinger Stadt und Landrecht ebend. S g>.

u. bei ?uke»Sorf l'om.4. «gp. Z>.sg6. Matth u. Nor

mann« vormals f. Landvcgts auf Rügen, Wendisch -Nügianischer

landbrauch (im iStcn Jahrb. gesammelt). Struls. 1777. 4.

Wergl. O. <?. Uonieier Kistor. juris ?oiner«nici csp/it«

c,l,»eck»m. Lerol. i8s>. 8- '

') Dies ist der Fall bei den meisten Landrcchtcn des >6t?n und <7ten

Jahrhunderts. Beispiele : die bairische, ivürtcmbcrgische, psckl-

zische Gesetzgebung.

K) S- im folgenden §. bei Baden und Kursachsen.

1) Wie bei den sckchsischcn Covstituiioncn. S- §- >6.
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III. Neben beiden Arten von Gesetzgebungen stehen hau

sig noch besondere Landes- oder P o l i c e i o r d n n n g e N/

welche auch Gegenstande des bürgerlichen Rechts betref

fen, sofern die VerlMnisse deö öffentlichen Rechts, für

welche sie zunächst gegeben wurden, zugleich eiue privat

rechtliche Beziehung haben, oder Gegenstände des bür

gerlichen Rechts mit ihnen in Verbindung stehen ; in

Ländern, wo Landrechte fehlten, vertreten sie oft zugleich

deren Stelle in Ansehung der Institute , über welche

neben dem gemeinen Recht und den Landesgewohnheiten

eine besondere Gesetzgebung für nvthig gehalten wurde.

Ueber einzelne Verhältnisse , die sonst in den Landesord-

nungen vorkommen, enthalten auch die Landtags

schlüsse und Abschiede häusig gesetzliche Bestimmun

gen. IV. Manche Länder haben nur einzelne Ver«

ordnungen über ganze Institute m) oder nur

über einzelne Gegenstande derselben aufzuweisen, die,

selbst in den neueren Zeiten, nicht immer officiell und

vollständig gesammelt sind ; Gesetze der ersteren Art

kommen auch neben den Landrechten und Landcöordnun-

gen immer vor.

m) Wie Forst, und Jagdordnungen, Berggesetze, Vormundschasts,

ordnungen u- d. gl-
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§. 16.

Uebersicht der Lanbesgesetze in den größeren deutschen

Staaten und einigen kleineren, sofern sie für die

Wissenschaft ein vorzügliches Interesse haben.

S. H. lZ. cke LolcKo^v Lpecimen dibliotkecss juris Oermsnici.

RS. Z. Lott. 17g,. 8 > '

^. Oesterreichi scher Kreis«).

1. Erzherzogthuin Oesterreich ^).

'Lernd. ^VsItKer Oansuewckines ^uskise (wohl

nicht zuerst), Nürnb. 171«. 1718. (als Anh. zum fol

genden Werk). - 5. Rsrit. SuttinAer (HonsuetuAineg

Xusiriscse sei «tylum excelsi regim. inkia ^nssum.

(nicht zuerst). Nürnb. 1718. 4. c). 1>sct»tu8 äs

redu8 iucorriorälidus , 1679 als Gesetz publicirt cl).

a) Dcrql. überhaupt: I. de kuca Justizeodcx, Wien 1795 — , 8«i.

>« Bde In 8- Die drei erst?» eine sogen. Justizchronik dl«

auf Leopold H. ; die folgenden ein alphabetisches Repcrtorium.

ö) S> I- S- Baniza Abh. von den sckmmtlichcn östcrr. Gerichts«

stellen- Wien 1767. 8. I. Kreuzer Handb. der Litteratur de«

östcrr. Privatrcchts. Wien 18««. 8- Neue Anna len der Litte,

ratur des östcrr. Kalscrthums. Jahrg. ,8«8. S- >«,.

e) Waith er 1564) sammclte zuerst die LandeSgewohnheiten,

auf welche in den Gerichten erkannt war , in einer Reihe von

einzelnen Tractatcn über einzelne RcchtSinstitutc ; es gab aber

noch ähnliche Aussätze. Eine Sammlung dieser Art, der die

Walterschen Traktaten beigefügt sind , . bcsiizt die Göttingische

Bibliothek handschriftlich. Bei der niederösterreichischen, Regierung

wurde >554 ein ' Oonnietuäinsrium für die durch Erkenntniß

bestätigten Gewohnheiten und neuere landesherrliche Berottmun,

gen und 1567 ein Motivenbuch für die Entscheidungsgründe in

wichtigeren Fällen angelegt. Aus diesem ist Suttinger«

(s 167,) Werk ein Auszug.

«i) Aus die Gewohnheiten gründet sich ein großer Thcil des Inhalt«

der sogenannte»? kandtafcs dcs Landes untcr der Ens und ob
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(v. Guarient) Ooclex ^ustriacu8 orZins sloti.itietlco

öigestus, d.i. gründlicher Begriff und^Jnhalt aller —

fürnehmlick) — während der Regierung Leopolds I.

ausgegangener Ordnungen , so viel solche insonderheit

beide Erzherzogthümer ob und unter der Ens betreffen

(fortgesetzt von Herrnleben und v. Pöck), Th. I — VI.

Wien 1704 — 1770. Fol.

2. Steiermark.

Steyersche Landhandfest ober ttatuts , Landesge

bräuche und Ordnungen. Wien 1554. Fol. Augsb.

1583. Fol.

1^2 c. RecKrnsnn instit. zur. ststutsrii et cansuetu«

äinsrii 5tirisci cum jure rornsu« collsti. l?rsec. 1688. k.

Z. Kärnthen.

Landhandfesi des H. Kärnthen. 1610. Fol.

4. Krain.

Landhandfesi des H. Kram. Laib. 1687. F.

5. Tyrol.

Landesordnung der f. Graffch. Tyrol. 1526.

ref. 1532. Fol. 1573, 1577. Jnspr. 1603. 4.

I'K. Herrn, üe KeicKenkelü Oomrneut. sä juk

Statut. I^rolsnse. Oenio. 1716. kol.

Nicht eingekreiste österreichische Länder in

Deutschland :

6. Böhmens).

Landesordnung (um 1492 aus früheren Gesetzen

und Gewohnheiten gesammelt und 1564 oder 156S

der Ens, Sammlungen, die aber nicht vvllffcknbig die landes«

herrliche Bestätigung erhalten hatten. S- de Luc« Th. >. S.

ll6. Nr. 174- S- >8Z. Nr. 20Z. Der ?r»<:t. cke rebus incorz,.

ist cln als Gesetz bekannt gemachter Thcll derselben ; gedr. bei

de kuca. Th. >. S- Z-g.

«) Voigt über den Geist der böhmischen Gesetze. Dresd. l?88. 4-
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bestätigt/)), deutsch übersetzt von Peter Stürba

(1604?) 1615. Fol. Leipz. 1617. Fol. Ferdin. II.

erneuerte Land es ord'n. Wien. 1627. mit Decla-

ratorien und Novellen Ferd. III. 1640. Fol.

7. Mähren.

Landrecht von 1535, gedr. 1538 u. 1604 s).

Ferdinand II. erneuerte Landesordnung 1628. Brünn

1714. 4.

N. Bairrfcher Kreis.

1. Herzogthum Baiern.

DaS Buch der gemeinen Laiidpot, Landsorb-

n>ung, Satzung und Gebrauch des Fürstenthums in

Ober und Niederbaiern 1516 aufgericht, Fol. Die

neu Erklärung der Landsfreiheit deö Fürsienth. O. u.

N. Baiern 1516 aufgericht, F. — ' Reformacion der

bairischen Landrecht 1518 aufgericht. Fol.

Erklärung der Landsfreihait 1553. Fol. Bairische

Landsordnung 1553 (in 6 Büchern). Fol.

Landrecht, Police!- Gerichts- Mqlefiz- und andere

Ordnungen des Fütstenth. O. u. N. Baiern. München

1616. Fol. (enthalt : 1. Summar. Proc. 2. Gandt,

proc. 3. Gcrichtsordn. 4. Landrecht. 5. Erklär, der

Landtsfreih. 6. Landts- u. Policeiordn. 7. Forstordn.

8. GejaidtSordn. 9. Malefitzordn.) .

Lss o. Lonmiü commeni. üi zu« ^rovillc. dävsric.

Mon^cd. 1695. 3 l'om. f.

OoZvx ZVlsxirnilisnous Lsvsricu5 civil!» , oder neu

verbessert und ergänzt cburbair. Landrecht. Münch.

1756. Fol. (u. oft. zuletzt 182«. 8.)

W. X. A. v. Kreittmayr Anmerkungen über den

Cocl. Max. civ. München 1753. Slam. 5«!. u. öft.

/) S. Voigt a> «. O. S- >S4- u. f. De Lue« Tl)., ,.

S- 2OZ.

^) S- Voigt a. a. O. S> iL«. Not. K.
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2. Oberpfalz.

Landesordnung 1598. gedr. 1599. 1606. F.

Landrecht 160«. F. .

Landrecht der churf. Durchl. in Baiern, Für,

sienth. der obern Pfalz. Münch. 1657. F.

Landes ordnung der ob. Pfalz. Münch. 1658. F.

3. Salzburg.

I. Th. Zaun er Auszug der wichtigsten salzburgi

schen Landesgesetze. Salzb. 178S u. f. Z THle; 8.

0. Schwabischer Kreis.

1. Würtemberg K).

Landes ordnung 1495. öfter revidirt, zuletzt 1567.

(gedr. 1585, 1021 u. ö.)

San brecht 1555 l) , revidirt 155,7 und 1«1«.

öfter in verschiedenem Format gedruckt ; neueste Ausg.

1814. 8. — Das Landr. deS Königr. Würtemberg

mit e. Commentar von K. F. Reinhardt. 2ter Th.

1821. «.

Kommentar über das Wirtemb. Landr. von L. F.

Griesinger. 1793 u. f. 10 Bde in 8.

1. F. Weis haar Handb. des Wirtemb. Privatr.

1804 — 8. 3 Bde. 8.

2. Baden. '

Der Markgrafsch. Baden Statuten «ttd Ordn. von

Testamenten, Erbtheilungen und Vormund

schaften. 1511. F.

Landrecht der Fürsienth. u. Lande der Markgr.

Baden und Hochberg. Durl. 1622. F.

Landr. der Fürsienth. u. Lande der M. Baden u.

Hochberg. Durl. 1710. Landes ordn. für Baden u.

Hochberg. Durl. 171S.

>

^> Weißer Nachricht von den Gesetzen des Herzogth. Würtemberg.

,781. i» 8.

») Wergl. Lisch er Gesch. der deutsch. Erbfolge. Tl).2. S. IZI. u.f.

4
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0. Fränkischer Kreis.

1. Bamberg.

lusti Versoii libellu» covsuetuZivum Lamder-

ee»5iuin 1ff81. bei ?et. 6s l.uäewig «cri^t. rer.

LsrnK. 1'oiri. 1. x. 935 u. f.

DeS Höchst, u. Fürstenth. Bamberg versüßte Land,

recht. 1769. 4.

G. M. Weber Grundsätze des bambergischen Land:

rechts. Bamb. u. Würzb. 1807. 2 Thle. 8.

2. Würzburg 5).

^ Eines hochlöbl. Stifts WKrzburg u. Herz. Franken

kais. Landesgerichrsordnung. Würzb. 161«. F. auch

bei I^uäolk lüollecti« «tawwr. (Wetzl. 1724. 4.)

?. 1 — 302.

1. LoKneiclt tkessuru« jurii franoonici kssc:.

1. 24 Hefte, k.2. 15 Hefte. Uerbip. 1787 — 1789. 8.

3. Anspach und Baireuth.

Oorpui Oonltit. Lranckenlzurßlco - OuIrnbsc«n«ium.

Lsr. 1706 — 1751. 3 Voll. 4.

'4. Henneberg.

Landesordn. der f. Grafsch. Henneberg. 1539.

F. neue Ausg. Meinung. 1720. 4.

S. Hohenlohe.

Der Grafschaft Hohenlohe gemeinsames Landrecht.

Oering. 1738. F.

L. Oberrheinischer Kreis.

1. Hessen i).

Cassel: Sammlung fürsil. Ordnungen und Aus

schreiben. 17S7 u. f. 8 Bde. F.

K) Lvdneiclt 6e 5ontiKu, jur. kisncov. niockerni. kszc. i. H. i.

/) LencKenderg äs jure ttussorunv privslo. 174«. in drsscn

Lvnteilrium üb. llli. 174z. 4.
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Darmfiabt : Landrecht de? oberen Grasschaft

Catzenellenbogen , bei Selchow Magazin für die

deutsch. Rechte u. Geschichte. „B., 1,. ^

«. Nassaum). ^ i:^.!.",'. '

Nassau Oranische Lander: ^ ' .

Nassau Catzenellenbogische Gerichts« Land- Police,'-

Und Bergordnungen, 1616. Fol.

Oorpu, Os»8tii. kss55«v. H>idam. u. Dillenb.

1796. 6 Thle in 4.

WeiSthum der Oranien Nassauischen Gesetze u. Ver

ordnungen. Hadarnar 1802—^ö. 4 ^hle. 4> . ,

H. L. Ch. Böttcher Analecte» auS ben Nassaui-

schen und Solmsischen Rechten. HerA«.ld05. ö^.

3. Solme>n). ^ > > '

Der Grasschaft Solms n. Herrschaften Münzenberg

Wildenfels u. Sonnenwalt Gerichts- u. Landt-Ordnung.

1S7I. 1612. u. öft. S. AuSK. Franks 17,16. S.^,

?. Churrheinischer Kreis. .

1. Maknz.

Churfürstl. Mainzische Landrecht und Ordnung für

sammtliche Chur Mainzische Lande , ausschließlich der

Erfurtrschen u. EichSfeld. 175S. Fol. ,

2. Trier.

Erzst. triensche Landesordnung. 16<Z8. 4. Er

neuert u. vermehrtes Land recht. 1713. 4»

z. Cöln. - ' . .

DeS Erzst. Cöln Reform, der weltl. Gerichte Rechte

und Polizei. 1538. Fol. /

«) Vergs. C- 8- »- Salwigk Versuch einer philvs. juriff. Dnrgcl,

lung des Erbrecht«. Wiesbaden iL:«- 8- Vorrede S-XXll N.f.

») Ueber die Gültigkeit der Solmflschcn LandcSordnung in benachbar«

ten Ländern s. LelvKov Kibl. zur. «eriu. S. zz. Z7. und v.

Valwigk a. «. O.



52 .5 5 '"5 Erster Theil. ' ^ '

,n«.EHurcoln. ^erzogthumS WeftphaKn verbessert^ Poli-

cewrdnung po^17S«Z v. I. »r. O. >4c . - ...>-/;

Vollständige Sainmlung deren die Verfass. beö höh.

Erzst. Cöln betreffenden Stücken. Ohl? - 177S: 73,

2 Bde. Fol.

4. Pfalz,. ,

Churs. Pfalz San des «Ordnung. 1582. F. ^anb

recht. 1582. erneuert u. verbessert L. R. 1011. F.

' 1657. t«9S. erneuert u. verbessert L. O. 170«. ^

«>. Nieberrheinisch ««stphälischer Kreis.

1. Jülich und Berg o). - ^

Ordnung und Reformation des gerichtlichen Proceß

sambt ErliÄnng etlicher Falle so sich gemeinlich zutra

gen. 1555. (wieder gedruckt 155«. 1567. 1H62.) revi,

dirt 1564. gedr. 1565. unter dem Titel : Rechtsord

nung und Reformation sampt andern Constitutionen,

Edicten und crklerungen u. s. w. von neuem gedr.

157Z. 1582. verm. 160«. 1635. 1696.

Policei- samt anderen Or dnun gen. 1558. öfter

revidirt 1503. 1581. 1608. 1696.

Gülich und bergische Rechtö- Lehen- Gericht- Schrei

ber- Brüchten- Policey« unl> Reformation - Ordnung

1751.

2. Münster. ^

Gemeine münsierische Landesordnungen, publ.

1571. gedr. nebst and. Ord». Münsi. 1617. F.

3. Paderborn.

F. Paderbornische Landesordnungen. Paderb. 1785 —

83. 4 Thle. 4.

4. Osnabrück.

Oockex O«»«tit>nioQui» O5Näbrußell5ium. 1783 u. f.

0,uslbr. 2 4.

nsl^ioniku» proviveisliduz ^uUsveniibu,, I^loiitenziKu». l)»»
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I. A. Klöntrup alphabetisches Handbuch der be

sonderen Rechte und Gewohnheiten deö Höchst. Oöna«

drück. Oönabr. 1798 u. f. 3 Bde. 4., . , .V, ,

5. Oldenburg. ! '

Oorpu; Oonslitut. OläenourZIcsr. mit Z ÄUPplciN.

bis 1775. 4 Thle. 4.

(G. A. v. Halem.) Jetzt geltendes oldenburgischeS

Particularrecht im Auszuge. Oldenburg 1804 — 6.

I Thle. 8. , >>

6. B entheimische LandeSordn. 1696.^ F.

7. Ostfrieöland.

DaS oftfriesische Lambrecht mit dem Deich« u. Syl-

recht, mit einem Vorder, vv.i M. v. Wicht. Aurich

1742. 4. -

3. Lippe.

Landeöordnungen der Grafschaft Lippe. Lemgo 1779

u. f. s Thle. 4.

9. Schaumburg « Lippe.

Graf Ernsten schauenburgisch« Policeiordnung

mit Anmerkungen herausgeg. von F. I. Rottmann.

Rint. 1717. 4.

kl. Obersachsischer KreiS.

1. Kursack)sen

Landesordnung 1543. 1550. 1S5S. (nn OoS.

^Constitutionen Kurf. August v. Sachsen vom I.

1572. (Ooä. ^ug. lom. 1. p. 73 u. f.)

Ren. Osrp^ov Iuri5pruöentia koren5!»

Romano » Lsxovicu zecunüum Or<linom Oonstitutio»

num — «xkioen» O « kiaiti «n «« jurlioisls« —

?rcof. sck ^l. 1<jJ8. kol. u. öft.

S. C- G- Haubold Lchch. dcs königl. sächsischen Priuatrechtt.

Leixz. l8»«- S- S- s u- s- >
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Decisionen vom I. 1661. (OoS. August. I'om. 1.

293 U. f.) ?K11ippi Obsvi nti«nes jur.

r>rsct. ex Oecision. LIevtor. Lsxon. I^ios. 1670. 4.

Neue Decisionen v. I. 174«. (L. I'om. 1.

?,. 349 u. f.) „ .

Die churf. sächs. Decisionen von 174« nebst Er«

läl,terungen von H. G. Bauer. Leipz. 1794 — SS.

2 Tlfle. 8.

Lockvx ^ußu»teu« oder neuvermehrtes Loruui

juris Ssxouivi , herauSgeg. von I. C. Lünig. 1724.

3 Thle. F. I.Forts. (HerauSgeg. von R. C. v. Ben«

n ig sen.) 1772. 3 Thle. F. 2. Forts. 1805. 180«.

3 Thle. Fol.

Lausitz. Oorpus juris provlncislis r^srckionstu»

l^usstiss ruperiori,. Luüiss. 171ö. 4. (Lc>6.

^uß. I'om. F ).

F. sächsische revidirte Landesordnung in bero

Markgr. Nie der lau sitz. Guben 1«69. 4. u. öft.

2. Sächsische Lander ernestinifcher Linie

Policei- und Landesorbnung. Jen. 1SS6. u.

bft. (Weimar.).

Herzog Ernst gothaische Landesordnung,

Eoth. 1653. 4. revid. 1666.

Fürst, sächs. altcnburgische Landesordnuog.

Altenb. 170S. 4.

Z. Anhalt.

Anhaltische Policei - und Lanbeöordnn«g.

Cölh. 1S72. 4. u. öft. Dessau. 172S. 4.

4. Brandenburg.

Kurf. Joachim I. Constitution, Wilkör und Ordnung

der Erbfälle und andere Sachen , wie es damit durch

?) I. Fv. Koppen sei S Nachricht von der Verfassung dcr Ersetze

In den sächsisch, rrricftinischcn Landen;, bei H. G- Franke neue

Peitröge zu den Geschichten — und — Rechten des Chur, und

fürst,. Hauses Sachsen- B. ,. (Altenb- ,767. 3 ) E- »46 u. f.
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die ganze Mar? Brandenburg und der zugehorenden

Landen hinfüro soll gehalten werden. 1527. bei: I. 8.

Steuer prask. O. flosfinsnn Oiss. ^us Looztit.

JoscK. I, as succsssionikus lata illuttrstur. eä. nov.

Lorol. 1761. 4.

Etliche Statuta u. Gewohnheiten der Ch. u. Mark

Brandenburg, gezogen auS den churf. Reversen u.s.w.

Herrn 1^. Olstelmeivli — curs et twäi« ^escd.

ScKeplits. len. 1608. 4. neueste SluSg. l os cd.

LcKeplits (üovsuetullines Llsctorstu, et ^lsrckiss

Längen Kurgsns!8 — »uzllt LKr. L. I^spe. Lezol.

1744. k«I.

O. O. ^^liu, Oorpus (Üoustitutiovum ^lsrckllzs»

rum oder k. preuß. u. kurbrandenburgische der M. B.

auch incorporirten Landen publicirte Ordnungen.

Verl. u. Halle. 17S6 u. f. 6 Bde. Fol. fortgesetzt

von da bis zum I. 13,06.

S. Pommern.

D. F. Quickmann Samml. der in dem A.Preußen,

H. Pommern u. Fürstenth. Camin bis 1747 publicirten

Edicten. Franks. 17S0. 4.

Sammlung gemeiner und besonderer pvmmcrscher u.

rngischer Landesurkunden, Gesetze u.s.w. insonderheit

des kün. schwed. LandeStheils, herauSgeg. von I. K.

Dühnert. Strals. 176S u. f. S Thle. Fol.

5. Niedersächsischer Kreis.

1. Magdeburg.

Churf. brandend, im Herzogthum Magdeburg pub

licirte Policei« u. andere Ordnungen. 1688. Halle. 4.

H. F. Diez Archiv magdeburgische? Rechte. Mag«

beb. 1781. 8.

Z. Braunschwei?g Lüneburg

kontibu! in terris Li,i,i5vic« .^.»noburgicis^ kZe'inst. 171g.

4. <Z. ^lssvov notiti» juris et jilkllcjoruui lirumvico-



56 Erster Theil.

s. Hannoverische Länder. ,

Churbraunschw. lüneburgische Landesord

nungen und Gesetze zum Gebrauch der Fürstenthümer

und Herrschaften calenbergischen Theils. Gött.

1739. 40. 4 Bde u. 1 B. Regist. 4.

Auszug daraus von F. C. Willich. B. 1 — 3.

Gött. 1780 — 82. Supplemente 1792 — 18 IS.

S Bde. 4.

Churbr. lüneb. L. O. u. Geseke zum Gebrauch der

Fürstenth. — cellischen Theilsl Lüneb. 1741 — 45.

in 4 Thlen mit Suppl. u. Reg. 7 Bde. 4.

I. H. Wagner Samml. derjenigen Verordn. und

Nusschreib., welche in den Landesordn. cellischen Theils

nicht enthalten. Hann. 1791. 2 Bde. 4.

Der Herzogth. Bremen u. Verden Police!- Teich-

Holz? und Jagdordnung. Stade 1734. 4. Weiterer

Anhang. Stade 1749. 4.

DeS Herzogthums Bremen Ritterrecht von 1577,

von K. Georg II. bestätigt. Stade 1739. 4. bei

keuclork Observ. jur. uoiv. lora. 4. ^6p. z>. 3.

v. Selchow Anfangsgründe des braunschw. lüne-

burg. Privatrechtö. Gött. 1760. 8.

b. Braunschweig Wolfenbüttel.

Fürstl. braunschw. lüneb. wolfenbüttelschen Theils

Landesordnungen und andere Berordnungen. Wvlfenb.

1729. 4.

Fr. R. Woltereck kurzer Begriff br. lün. wolfenb.

Landeöordnungen (bis 1750). Braunschw. 1750. 4.

(2. Ausg. 1771. 4.)

L. F. Fredersdorf Promtuarium der braunschw.

wolfenb. Landesverordnungen. Braunschw. 1777 u. f.

S Thle. 4.

I^uneburßicoruni ; »o««it »otitia juris Osnsdrußevzi» et

«iläesienzis. Lott. ,7z«. g. v. Selchow Abhandl. »on den

Quellen ve< Braunschw- lüneburgischen Staats« u. Privatrecht<.

«ött. »7««. 4-
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F. D. v. Liebhaber Einleitung in das braunschw.

Landrecht. Braunschw. 1792. 97^2 Thle. 8.

Z. Holstein ^) (und Schleswig r)).

Oorous Ovoitirutioourn regio » KalistZosrimi,

oder — Sammlung der —. in Kraft eines beständigen

Gesetzes ergangenen Constitutionen , Edicten u. s. w.

(von F. D. C. v. Cronhelm.) Altona 1749 — SS.

3 Bde u. 2 Supplem.

(Dessen) Oorpus stätutorurn proviociälium 5lol>

»arise. Altona 175«. 4.

Oorpus <H«nstitut!oiium 8Ie« vlcensjum

od. Samml. der in dem Herzogth. Schleswig geltenden

Land- u. Stadtrechte. Schlesw. 1794— 99. 3 Bde. 4.

I. A. G. Schräder Handbuch der vaterländischen

Rechte der Herzogth. Schleswig u. Holstein. Hamb.

1784 — 93. 3 Thle. 4.

4. Meklenburg u).

Neue Sammlung meklenb. Landesgesetze, Ordnungen

u. Constitutionen. Schwerin 1770 u. f. 4 Thle. 4.

Neueste Gesetzsammlung für die herzogl. meklenburg-

schwerin- u. güstrvwschen Lande. Schwerin 1802— 17.

S Thle. 4. .

I. H. 8oalä!nß Keoertoriurn juris UlecKIendur.

xicl. K«,t. 1781.4. 1. Supplem. Rost. 1786. 2.

Supplem. 1789. 4. (von F. S. Ditmar).

v. Kamptz Rcpertorium der in dem Herzogthum

Mecklenburg Strelitz geltenden Verordnungen. Neu-

Brandenb. 1794. 4.

,) S- Schräders Lehrbuch der schle<wig,bolstelnlsche« Landesrechte

(Zh. i.s. Kiel >»««. >Loi. g.) im erstcn Bande.

>) Uedcr da< in Schleswig geltende Jütische Low s. unten bei den

Hülftmitteln dcö d. Priuatrccht«.

«) S». Kamptz Civilrecht der Hcrzogthümer Mecklenburg. Th. i.

Schwer, u. WiSm. >L«s- 8- erste Ablh. Quellen und Litte-

ratur.
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' X. KbnigreiH Preußen v>

L a n d r e ch t des HerzsgchumS Preußen. 1ff20. F.

revidirt 1«84 (gedr. IttKö. F.) und 1721. F.

. . terreztr« «odilitstis ^russiss correctum »Nll«

1ö98. ^r) I«tin«, polonice ei gerrnsnics eclimrn cur»

«t etuöio Os». ?atter5«n. (?eci. 1647. 4. ecl. corrsct.

säjoctis risssiin sIleZati, etc. l^sä. 173ö. 4.

l.. Schlesien

Sammlung alter und neuer schlesischer Provincialge?

setze zum täglichen Gebrauch für Richter u. Advocaten

(von Suarez). TH.1. Bresl. 1771. TH.2, Abth.1.

1772. Abth.2. 1773. 4.

I. ^. K>z. lis li'rieäellkbsrA trsct. öe ßenersli.

dus et zzsrliculsiibus «inikuslisul Lilesina juribus oder

Abhandl. von den in Schlesien üblich. Rechten. BreSl.

1738 u. f. 2 Thle. Fol.

Privatentwurf eines systemat. Repertorii der preuß.

schleichen Verfassung von C. F. Vater. Breslau

1798. 2 Bde. «.

§. 17.

Insonderheit über das rchcnS»crhckltniß «).

Die Reichsgesetzgebung über daS Lehenr'echt betraf

vornehmlich die Ausübung der kaiserlichen lehensherrlichen

«) S- RS »Sahm e Eloleitung zur preußischen RechUgelehx«

samkelt. Könlgsb- »74>- 4-

») Die Grundlage Ist da« culmischc Rccht , um dessen Revision die

Stande de« Hckj?gthum< gebeten hatten.

Vngl. oben § S- Not. o. Nr z.

^) S- v- Kamps Bibliothek des schlesischen ProvinzialrcchtS in den

Jahrbüchern für die preuß, gcscygeb. RcchtSivisscnsch, u- Rechts,

vermalt. B- > S?ssuf. B-2. S-,c» u f.

«) Ucber die Litteratur der deutschen kanvcökcbcnrcchtc s. Tb, Hage,

mann Einleitung in das gemeine in Deutschland übliche Zehen
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Rechte und die Sicherung beS Reichsherkommens und

der reichssiandischen Gerechtsame in Lehenösachen ; sie

hat daher fast ausschließlich die Neichsleden zum Gegen

stand , und das Wichtigsie über diese findet sich in der

Reichöhofrathsordnung und Wahlcapitulation ö). DaS

LandeSlehenrecht beruhte , nachdem die Rechtsbücher

durch die longöbardischen Lehensgewohnheiten in den mei

sten Landern verdrängt worden waren, thcilö auf Lan-

desvertragen und Privilegien c) , theilö auf Gewohnhei

ten ; die Gesetzgebung beschäftigte sich vorzüglich nur

mit der Aufzeichnung der letzteren oder deren genaueren

Bestimmung , und mit einzelnen Instituten deS älteren

deutschen Lehenrechrs , die man beibehalten hatte, in

neueren Zeiten auch mit Entscheidung einzelner Eontro-

versen des gemeinen LehenrechtS. Sie bildet bald nur

einen Theil der Landrechte oder Landesordnungen el),

bald besondere Constitutionen e).

«cht. zte Sluig. Hannov. >8«i. 8- S- >s» u. f. G- M- We,

der Handbuch des in Deutscht, übl- Lchc„r. Th. 1. S- gö4 u- f.

i) Wcrgl. I. I. Moser von der tcutsch. Lcbensversassung. 1774. 4»

S. ^SS u- f-

e) «eispiele : K. Maximilians l. Privilegium für die Vasallen des

Erjhcrzogth. Oesterreich unter d,' Ens >sc>g. (die sogen, kehnS,

gnade), mit deren späteren Erweiterungen und näheren Bcöiui«

mungen bei Lünig Oori>. jur. 5eu6. ?om.,. x.zgo u.f. Asse«

curatlons « Revers v. I. 161,. , die mcklcnburg. Lehen betreff.;

ebevdas. S- tSS>. Mcklcnb. landcsgrundgesetzl. Erbvergl. v.J.

'7SS- S> «4 U. f.

^) .Beispiele: das bairlsche Landrccht, die sächsischen Constitutionen,

die Mich obergische Lchenöordnung ; s. Z. iL.

«) Bcispicle : Hinter - Pommcrische LchenSconftitution v. I. ,6g,.

gedr. in Chr. H. v- Sch weder Arunerkungcn über die H. xvm.

kehensconkitut. Rost. u. Wism. ,x« 4- Lehensgrsetz« für die



60 Erster Thetl. !

. ' . S- is. '

K. Stadtrechte «). , , ,

Den Reichsstädten gab zwar die vollständige

Landeshoheit, welche sie erlangten, die Mittel, ihr

statutarisches Privatrecht weiter auszubilden; sie wurde

aber nur in wenigen dazu benutzt ö). In manchen kam

Fürstcvthümer Lüneburg und Calenberg. Oorp. Ooiut. Lun.

Osv. 7.. Lect. 1. x. T «. s. tüorv. Oonst. CsIenK. Osp. 6.

Levt. 5. x. zz, u. s. für da« Fürftcnth. Wolscnbüttel bei Tb-

Hagemann Bcitr. zum braunschw. lüncb- Lehcnrccht. Hclmst.

1791. 8- S- > >6 u- f. Kursckchsisches Lehensmandat vom I. 17^4-

wegen lchensmuthung und Mitbclchnung : im Anh. zu V. I..

SoeKmer xrinc. jur. ki:u6. Herzog!. Sachen , Gothaischcs

Lehensmandat v. I. »»«o. Gotha. 4- Mcklenburgische Scclar«

torverordn- wegen der bei Lchensverckußerungen einreißenden Miß«

brauche v- I- >8«». gedr. u. a. bei v. Winterfcld Abhandl.

über das Retractrccht der Söhne «Minorennen aus altvcktcrl.

Stammlchcn. BairischcS Lchensedict vom I. igczg bei Weber

Handv. d. kehenr. Th. 4- S- 7S7- " Die alteren Lehensgesetzc

gehen größtentheils bei I^üoig o«rp. jur. 5eu<I. ?«»,.,.

a) Sammlungen : L. 6e?ukeuck«rk vbiervsriones juris

universi. Usnnov. 1744««^. 4. Voll. 4. (im Anhang jede«

Bandes). K- F. Walch vermischte Beiträge zu den deutschen

Rechten. Jen. ,771 — 9S- «Bde. ». A. F. Schott Samml.

zu den deutschen Land» und Sradtrechten- Leloz. »77s — 74.

, Bde. 4-

i) Uebcr die Gesetzgebung der jetzigen freien Stcldte s. unten Z. »4.

LZon den Statuten der landsWg gewordenen Reichsffckdte können

etwa folgende ausgezeichnet werde» : Statuta und Willkühr dee

— Reichsstadt Mühlhausen ,6g«. 8- vcrgl. Dreyer bei

Kvpvc Magazin für b. Rechtögel. H ». S- ,9 u. f. I. TitluS

erörterte Succession u- Erbfälle der Stadt Nordhausen. Leipz.

iü6». u. dst. s. Dreyer «. a- O. S- 12 u. f. Die neueren

Ausgaben des Wormser und Cöloer Stadtrechts (oben §.«.). >
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das ältere Recht ganz außer Gebrauch, wenn sich auch

dessen Institute zum Theil als Gewohnheit erhielten c),

oder es blieb wenigstens nnr Einzelnes daraus anwend»

bar; die Gesetzgebung hatte dann meistens das Po«

liceirecht und solche einzelne Institute zum Gegenstand.

Gleiches Schicksal hatte die Fortbisduyg des. RechtS in

den Landstä-dten welche ohnehin mehr in die

s. Walch Geschichte der in Deutschs, geltend- Rechte. S- 459. 46«.

lieber die weitere Fortbildung des Nürnberger RechtS s. iL. C>

kabocr der St. Nürnb. Erneuerte Reformation v. ,564 u.s.m.

Nürnb. 177«. Fol. dess. volMndige Sammlung der zur N-

Ref. gehör. Adoitlonalocerttco.' »77z- 4- dess. Einleitung In die

Nürnb- Rechte. Nürnb. ,78«. s- I. C. Siebenkees Mate«

rlalien «ur Nürnb. Geschichte. Nürnb. 1792 — 95. 4 Bde. 8-

(Ii. O. rle VVoelKvrn) Oommentu^io «uccincts in 606.

jur. 5tstut. iVorimb. 17Z7. z l'orn. l«>. Anleitung zur Kennt«

oiß der Rechte mit Rücksicht auf d- Rst. speyerschcn Statu»

tcn. Speler ,78g ^- 9>> », Thle. 8- Reformation der Stadt

Wetzlar 1509. Warb. ,603. Wetzl. i?S5. 8- gedr. in den

Beitragen zu den deutsch. Land« u. Stadtr- Wetzl. 1777. 4.

der Stadt Ulm Gesetze und Ordnungen 1579» »erm. ,6öz. Fol.

der St. Eßlingen verbessertes Erbrecht. Sßl. l?". 8. Sta«

tut« der Rff- Heitbronn »54'. (Walch Gesch. der in D- gelt.

Rechte. S.46«.). der Stadt Nördllngen Statuta u. Satzun,

gen v. I. l65« bei Schott Samml. ju d. b. Land« u- Stadtr-

Th.>. S- >99 u. s. Urb« andere s. Walch «. g. O. S 459

u. f- Vieles ik auch noch ungcdruckt-

«) Z. B. in Goslar s. Dreyer in KoppeS Magazin H. >.

E «4. die <lltexen Statuten s. bei I.eiKniti 5«. r«r. Lr»».

«ic. ?«m.z. P.484 u. f. eben so In Dortmund s. Dreyer

a. a. O- S- »S- die cllteren Statuten s. bei Dreyer Neben-

Kunden S- 4"- und bei P. Wigand Gesch. der Abtei Corvey

und der Stödte Corvey und Höxter. 1. BdS «. Abth. (,»^,9. g.)

S- ««9 «. f.

0 Uebcr die Stadtrcchte in :
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Hönde der LanbeSherrn kam , da man die Bestätigung

der Statuten durch diese als ein Erforderniß ihrer Gül«

Schleswig «. Holstein s. Schräder kehrbuch des holst,

schlcsm. Privatrechlö. LH. > S- 76- S> >z«.

Meklenburg: v. Kampz Civilrecht der Hcrzogth. Mcklen«

durg. Th. «. S- «5» u. f.

Hannover: v. Selchow Anfangsgründe de« Brsunschw.

Lüned. Privatr. S- 97 u- f-

Braunschweig. Wolfenbüttel: v- Liebhaber Elnleit.

in das Br. Lün. Landrccht. Th. 2, S- >Z9 0- f> , '

Könige. Sachsen: Haubvlb kb». sächs. Private. Z. Z4-

Herzogthümcr Sachsen : RicciuS von Stadtgcsetzeu

S- 257 u- f. " ' '

Mark Brandenburg : v. Kamptz Grundlin. e. Versuchs

über die älter» Stadtrcchtc in dcr Mark Brandenburg; bei

Matth is jurist. Monatsschrift. Bn. H->. S> z3 u. f.

Pommern: A- v. Balthasar Abhandl. von den in »or«

«nd htnterpommerschcn Stedten geltend gewordenen auswärtigen

Rechten, besonders dem Mischen- Greifs«. 1777. 4-

Schlesien: ». Komps Jahrb. für die vreuß. Gesetzgebung.

B- G> Z4Z-

Lausitz : B. G. Welnart Versuch e. Litt- der sächs. Gesch.

u. StaatSkunde. Th. l,

Franken : I. B HofferS Versuch e. Entwurfs zu einer

Bibliothek der ältcrn u. ncucrn , besonders dcr Pollccircchte , in

den Landen, Stödten u. Orten des fränkischen Kreises, in dessen-

Beiträgen zum Psliccirccht. Th. >. S- »55 u. f.

In den süddeutschen Ländern ist außer den Statuten dcr ehe

maligen Reichsstädte wenig Bedeutendes onS neuerer Zeit vorhan,

den, «eil hier die Ausbildung des Landrechts die weitere Sntivf,

ckcluvg der Stadtccchte verhindert hat. Aus den ehemaligen

vorderösterreichlschen Ländern ist das neuere Stadtrecht von

Frei bürg Im Breisgau. 152«. Fol. und aus den österreichischen

Erbläodern das Prager Stadtrccht das wichtigste- Böhmisches

Stadtrecht in Prag« und anderen Städten. Lcipz. 1S07. Fol.

Wien »s»o. 4. I. ?. <Is Xvkkendrincli IVlecliisti«»« »ck
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tigkeit betrachtete, wofern eine Stadt das Recht der

statutarischen Gesetzgebung nicht durch besonderes Privi

legium erlangt oder seit unvordenklicher Zeit hergebracht

habe e). Die Ausbildung der besonderen stadtischen

Rechte ist daher größtentheilS auf dem Punkt stehen ge«

blieben , welchen sie am Ende deö 17ten Jahrhunderts

erreicht hatte ; denn die Institute , bei welchen man die

Erhaltung des Eigenthümlichen für rathsam hielt, oder

die man doch nicht ohne andere Nachtheile abschaffen zu

können glaubte, schienen durch baS bereits Feststehende

hinreichend bestimmt , und für alles übrige sorgte man

eher durch allgemeine Landesgesetzr. ,

'." :§-. M

. ». Dorsstatutcn

Wirkliche statutarische Gesetzgebung über das Pn-

patrecht , war bei den Dorfgemeinden von jeher viel sel

tener als in den Städten, weil hier eine Gemeindever

fassung fehlte, die daS Recht der Autonomie in solchem

Umfang hätte begründen können., und hier auch das

Bedürfniß . eines besonderen geschriebenen Rechts weniger

empfunden wurde. Dorfstatuten, wenn man sie nicht

mit den Gemeindeordnungen und Beschlüssen 5)

Ztstnturn ?rsFeii»s, zive luccinclu vnumerstio eorura ^Ulls

01 Ko« «tstuto in fori, Lils5ise suoeri^r^ lovum Ksdent.

?rook. et I^ip,. Lp. i. 2. 1760. 4.

e) S- Ricciu< von Stadtgcsctzcn. B> 2. Hauvtst. » — g. A. F.

Schnaubcrt Beitr. zum deutsch. Staats- u. Klrchevr. Th. 1.

S 61 «. f.

«) S- Riccius von Stadtgas. S- «°.

i) Sachsens?. B. 2. Slrt,S!' In Niebersachsen Baucrköhren,

in Baicrn Ehehasten genannt. S. I. G- Kltngnert
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odcr mit Weisthümern über Gemeinderechte c)

verwechselt, gehören daher auch in den neueren Zeiten

zu den seltenen Ausnahmen von der Regel , wenn

gleich besondere Gewohnheitsrechte einzelner Dörfer

und besonders ganzer Aemter^i) etwas sehr gewöhnliches

sind.

§. 20.

S. Hausgeseye des Abel« «).

Dem Adel drohte die Einführung des römischen

RechtS die völlige Aufhebung der Grundsätze, die er

bisher in seinem Familienrecht, bei der Disposition über

sein Stammgut und bei dessen Vererbung befolgt hatte,

von deren Erhaltung großentheils seine politische Existenz

abhieng. Sie zu sichern diente bei dem hohen und

Dorf- u. Baucrnrccht- Th. >- S- 58» u- f. Th. 4- S- «28 »- f.

Stebenkeet Beitr- zum deutsch- Recht- Tb- 1- S-s«?- Estor«

kleine Schrift- B- Z- S- Z94- »- Bülom und Hagemana

praktische Erörterungen. B- >- Nr.4Z- B-2. Nr- 50. ». Kreit,

moir Anmerk- zum Log. Kl». Th.,. Cap.«. §.iz. Nr.,.

e) S- oben §- 6.

«k) Die Gewohnheiten der einzelnen Landesdistricte »»dienten allcnt«

halben , wo man auf Verbesserung der kandeSgrseygebung denkt,

eine gleiche Berücksichtigung , wie bei der Abfassung des Würrem,

bergiscken Landrechts- S- Fischer Gesch. der deutsch. Erbfolge.

«, z. S- 1 Z i u- f. Wergl. S a ch s e n fp. Bz. Art. 79-

«,) I^iv. Letiii tr»et. cke «t»tnti« , z>sctis et eonsuetu<L»in>i,

ksmilisrum illuitrium et nodilium (l6n), curs Zo. LeKil»

teri. Krßentor. ,6go. 4. I. C. Maier von der Autonomie

vornehmlich de< Fürsten , und — unmittelbaren Adcllwndes !üb.

>732. g. >. ?. ^. lle ^Vgtrclork 6e 5t«t»tis et

Kentilitii5 notiiliuin moöiktorui» in Oernmnis , »peeistii»

in Lszioni». Qip5. 1774. 4-
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reichsunmittelbaren Adel, seine jederzeit behauptete An«

tonomie, kraft deren er sich in Beziehung auf jene

Rechtsverhältnisse dem fremden Recht überhaupt nicht

unterwarf, sondern bei den altern deutschen Gewohnhei

ten behauptete ö) , und diese durch Hauögesetze, zu

deren Errichtung ihn jene berechtigte, in der Form von

letzten Willen und Vertragen c), theilS näher bestimmte,

theils den Verhältnissen der Jeit gemäß mddisicirte. Auf

diese Weise bildete sich für jenen Stand ein eigenes Pri

vatfür sie n recht ci). Der niedere Adel, der Landes

gesetzgebung unterworfen , genoß des Autonomierechts

zwar nicht in jenein Umfang, und mußte sich den frem

den Rechten im Ganzen unterwerfen , wo nicht die Lan

desgesetze selbst seine altern Gewohnheiten in Schutz nah

men. Die Theorie der NechtSgclehrten von der Auläs-

sigkeit der Familiensideicommisse und Erbverträge machte

es jedoch auch diesem Stande möglich, bei einzelnen In

stituten , die vornehmlich nur bei ihm vorkommen , ein

eigenthüniliches Recht zu bewahren und fortzubilden.

S. 21.

z. Gesetzgebungen, welche in einigen Ländern an die Stelle

der Quelle» des gemeinen Rechts getreten sind.

In die zweite Hälfte des löten Jahrhunderts fallen

die ersten Versuche , die fämmtlichen Quellen des Pri-

vatrechtö oder doch einen großen Theil derselben durch

>

>> I. St. Dütter Peitröge zum deutsch. Staats- u. Fürstenrccht.

TP. 2. ('779- 8 ) Nr. 29. Z«. S. >>« u. f.

e) S- Rcchtsgcsch. §. 423. 54° u. f.

<!) I. Lt. ?ütier primae linene juris privvili ?rinnpum. eil,

z. «oerr. 1789- L- und die rittcratur cbcndas. S- " u. f.

5
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Gesetzbücher zu ersetzen. Nicht sowohl die Verschiedens

heit der Rechte in einzelnen Landestheilen , der sich auf

ändere Weise abhelfen ließ, wo ihre Aufhebung würklich

für vorteilhaft gehalten werden Mußte, als die Mei

nung, daß durch die Mig^ewißheit des römischen Rechts

Unsicherheit des Rechts überhaupt entsiehe , gab dazu

die nächste Veranlassung. Eben daher war eö auch bei

diesen Reformen weit weniger auf eine organische Gesetz»

gebung abgesehen, welche sich auf die Natur der vorh.«!-.

denen Verhaltnisse gründen, sollte, als auf Gewißheit des

Rechts , die Man durch Ableitung aller Rechtssätze auS

einer geschriebenen Quelle zu erreichen hoffte; und wenn

gleich die zeitgemäße Fortbildung der vorhandenen RechtS-

instituke dabei mit beabsichtigt wurde , so leisteten doch

die Verfasser dieser Gesetzgebungen hierin weniger nlö

das Bedürfniß verlangte , weil sie dazu ihren Stoff zu

wenig beherrschten. Auf jede Weise läßt sich auch nach

dem, was in der neuesten Zeit zur Empfehlung der Ge

setzbücher gesagt worden ist s) , schwerlich bezweifeln,

daß durch wahrhaft organische Gesetze über einzelne

Rechtsinstitute und durch ELtsch^eidunZ bedeutender Eon-

ttodersen , die Vorthette , welche jene würktich gewährt

haben, ebenfalls zu erreichen sind, daß nur,, wenn eine

Gesetzgebung jener Art auf diese Weise vorbereitet wird,

«) S- Tbl baut über die Nothwcndigkcil eine« allgemeinen bürg»«

wichen Rcchts in Deutschland. Heidelberg ,g>4. «. Dessen

civilistische Abhandlungen. Heidelb. ,8>4> S-qv4 u. f. Heidelb.

Jahrbücher der LiNcratur. ,8,4. S- g«9 '«'5- S. 6,5. 657.

!8'6. S> '9Z- Ideen zu einer neuen Civiigcseizgcbung für rcutsche

Staaten von S- B- W. Pfeiffer. Gott. >ö>s. »- lieber

Gesetzgebung Und Rechtömissinschast in unserer Zeit von N. T. v.

Gönner. Erlangen 1S15 S-
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die nachteilige Wnrkung , welche sie sonst nothwendig

auf das RechtsF,udium und dadurch auf die An

wendung der Gesetze äußern muß, unschädlich gemacht

werden kann, und daß jene um so gefährlicher, werden

muß, ie^Mn^r daS L.md ist, für welches sie unternom

men wird />). Wahrend der Zeit des Rheinbundes wurde

selbst das französische Civilrecht nicht nur in den Theilen

von Deutschland eingeführt, welche nach und nach zu

Frankreich selbst gezogen wurden , sondern auch im Kö

nigreich Westphalen, den Großherzogthümern Berg und

Frankfurt, und dem Fürstenthum Anhalt- Cöthen ; eine

Bearbeitung desselben als Landrecht für Baden behielt

auch mehrere deutsche Institute bei (§.24. Nr«. II, 7.),

und ist hier geltendes Recht geblieben , wahrend in den

übrigen Theilen von Deutschland, mit Ausnahme des lin

ken Rheinufers und des ehemaligen Vergischen c), jcnes

Denkmal der fremden Herrfchaft wieder verschwunden

ist 6).

Deutsche Gesetzbücher, welche an die Stelle aller

Quellen des gemeinen Rechts treten, haben bisher nur

die beiden größten Staaten Deutschlands erhalten ; in

den übrigen besteht noch jetzt die Gültigkeit der fremden

recipirten Rechte neben den einheimischen Rechtsquellen.

i) v. Savigny vsm Beruf unserer Zeit für Gesetzgebung und

Rechtslvissenschaft. Heiveld. >8>4- ö- Zeitschrift für gc«

schichrl. RcchtSwisse!,schast. B- >. S- z?Z- V- z. S- i U- f.

Allgemeine Litteraturjcilung v. >3>5. Nr,«Z2^2zz.

c) S- §- Rvt> i).

6> Uebcr die transitvrischen Giscßgcbungen bei Wiedereinführung deö

«cmeincn Rechts und der scheren Land> i'geseyc , f. F. Berg

mann, daS Scrbot dcc rückwürkcndcn Kraft neuer Gesetze

im Privatrecht- Hanno«. >8>3. 8, S- 4«S u, f.

5»
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§. 22.

«. Preußisches Landrecht «).

Die Gesetzgebung für den ganzen preußischen Staat,

welche K. Friedrich II. feit 1780 ö) bearbeiten ließ, nach

dem ein früherer Versuch im I. 1749 bis 17S2 c) un

vollendet geblieben war , sollte sich nach der Absicht des

Königs wohl enger an die Provincialrechte anschließen,

als nachher geschah. Der erste Entwurf des bürgerlichen

ÄechtS ^) wurde 1784 — 1788 bekannt gemacht, und

mit Rücksicht auf die Erinnerungen , welche von den

Landständen, besonders aber von den Behörden und ein

zelnen Gelehrten eingiengen , zu einem Gesetzbuch umge

arbeitet, das 1794 unter dem Titel: allgemeines Land

recht für die preußischen Staaten e), Gesetzeskraft erhielt.

«) S- (Simon) Bericht über die scientlvische Redaktion der Mate

rialien der preußischen Gesetzgebung, in Math IS jurist. Mo«

natöschrist für die prcuß. Staaten- P. n. H. z. S- >g> u. f.

v. Kamptz rittcratur dcö preußisch. Recht«. B. >. Gießen u.

Wetzlar »807. 8-

i) Cabinctsordrc v. April 17g«. Vcrgl. (».Sggers) Sammlung »vn

Urkunden und Aktenstücke» zur Geschichte der neuen preußischen

Gesetzgebung. Kiel u. Lcipz. ,794- 8- lieber die Müller Amol«

dische Rechtssache , welche 'wenigstens zur Beschleunigung der

. schon früher gefaßten Entschlüsse deS Äön«S milwürkte , s. v.

Dohm Lenkwürdigkelte» meiner Zeit. Th- >- S- «ö^ f. .

r) Projekt des Corporis juris ?ri<lerici»oi , d. l. Sr. K, Maj. in

Preußen in der Vernunft und kandesvcrfassung gegründetes Land«

recht u. f. w. Th- > >74y- Th- 2. 17,». Simon a. g. O-

S- >s^.

^) Welchem die bcrcitö >78> publicirtc Gerichtsordnung vorausgieng.

r) Zwei Thcile i» 4 Blinden in 8.
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5

ES trat /) in die Stelle des "römischen , gemeinen

Sachsen und anderer fremden subsidiarischen Rechte und

Gesetze", umfaßte alle Gegenstande, selbst des öffentlichen

Rechts, über welche ein Rechtsstreit entstehen kann, mit

hin auch alle Institute deö deutschen RechtS , setzt aber

bei vielen der letzteren voraus, baß sie durch Provincial-

vder statutarisches Recht besonders begründet sind. Ueber »

dem letzteren und dem Gewohnheitsrecht sieht es als sub

sidiarisches Recht, nur sollten jene innerhalb zwei Jah

ren gesammelt und in den Provincialgesetzbüchern Abwei

chungen vom Landrecht nur auö erheblichen Gründen bei

behalten werden x), von welchen . jedoch bis jetzt erst

eines zu Stande gekommen ist K). Vollständigere An

wendung findet das allgemeine Landrecht in den Provin

zen , welche 1807 von dem preußischen Staat getrennt,

und mit ihm 1814 wieder vereinigt wurden , indem bei

dessen Wiedereinführung die Kraft der Gesetze , welche

unter der vorigen Regierung aufgehoben worden waren,

nicht wieder hergestellt worden ist i). In viele Lehren

/) Nach dem PublicationSpatent , welches dem ersten Bande vorgc<

druckt ist. '

?) PublicationSpatent 8-3-^7-

K) Ogvreußisches Provlnclalrecbt. Berlin i8«>. 8-

>) Patent vom gtcn Sept. 13,4. §. «, Gesetzsammlung sür die

preuß. Staaten. I. ,814- S. 9«. "Die in einzelne» Provinzen

und Orten bestandenen besondere, Rechte und Gewohnheiten

sollen , in so fern sie durch die unter den vorigen Regierungen

eingeführten Gesetze ausgehoben und abgeschafft waren , auch ser»

nerhin nicht mehr zur Anwendung kommen. An deren Stelle

treten die Bestimmungen de« allgem. Landrechts. Dahingegen

hat es bei denjenigen Proviiizialgcscycn und Gewohnheiten, welche

deshalb , weil sich über den Gegenstand derselben In de» bis-
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deS bürgerlichen RechtS greift auch die preußische Ge,

richtsordnung ein /c).

, . §. 23.

d. Oesterrelchischcs Gc,setzbuch «).

In Oesterreich hatte bereits Maria Theresia die

Vorarbeiten zur Abfassung eines Gesetzbuchs vollenden

lassen, dessen Grundlage das römische Recht seyn sollte;

Herlgen Gesetzen keine Vorschrift?» finden, als fortbestehend beide,

halten worden , auch künftig noch sein Bewenden , wie denn auch

die aufgehobenen Provincialrechtc wieder volle Wirksamkeit in al,

lcn den Fullen erhaltcu, in welchen das allg. Landrecht über den

Gegenstand keine Bestimmungen cntbM." Ucbcr die Kraft des

Zprovlncialrechrs In Rücksicht der ehelichen Gütergemeinschaft s.

Gesctzsamml. I. >8>6. S- 97. — Uebcr die Einführung

des prcuß. Landr. im kulmtschen und michelauschen

Kreise und der Stadt Thorn mit ihrem Gebiet: in dem Groß«

hcrzogthum Posen und dem Hcrzogthum Sachsen, f. Ge«

setzfamml. I. ,s>s> S- »'7,^ 23g. Im Bezirk des Si>

pcllakionsgcrichts zu Cöln gilt bis jetzt noch das französische , i»

Ncuvoroommcrn und dem Herzocilhum Weffphalcn nebst dem da«

mit verbundenen Thcil von Nassau , das gemeine Recht. S-

Ncigebaur llcbcrsicht der in den preuß. Staaten bestehenden

Gesctzglbungen und Gerichtsverfassungen. (Hamm lg". 8.)

S- 48 u- f. <

Entstanden 178» als erster Thcil des seit 1779 bearbeiteten O»r-

p>« juris i7'ii6<:ricillnllrn , von welchem nachher die folgenden

Thcile die Benennung allgemeines landrccht erhielten- Auch die

ser erste Theil vertauschte nachher seinen Namen mit dem der "all«

gemeinen Gerichtsordnung für die preußischen Staaten", unter

welchem er Im I. 179z mit Verbesserungen und Zusätzen publik

cirt wurde (mit Register, 4 Thcile. 8- neue «crm. Ausg. !«>5>)-

«) Vcrgl. v. Zeiller Vorbereitung zur neuesten österreichischen Gc>

setzkunde. (Men u. Trieft >3»° u s. 4B. 8 ) B- >- S- ^ u s
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unter Joseph II. erschien 178« ö) der erste Theil eines

allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs , daS aber nachher

nicht fortgesetzt wurde. Ein neuer Entwurf, über wel

chen die Erinnerungen der LandeScollegien und Universi

täten eingefordert wurden, erhielt 1811 Gesetzeskraft c,).

Diese Gesetzgebung tritt nicht bloß an die Stelle de? ge

meinen Rechts, sondern setzt alle "auf die Gegenstände;^^

derselben sich beziehenden Gesetze und Gewohnheiten außer ^o)« 5-^-

Würksamkeit"; jene umfassen aber weder das Handels-

Wechsel- und Lehenrecht noch überhaupt alles, was

nach der österreichischen Verfassung zu den "politischen,

Cameral - und Finanzgegensianden" gerechnet wird e),

über weiche besondere Verordnungen bestehen /).

§. 24.

«, Gegenwärtiger Justand.,

>. Uebcesicht der Sammlungen der Quellen des ^etzt geltenden Rechts,

vedii den mlch:igstcn Commentaricn und snstcmatischcn Schriften

über particulcirc Rechte.

I. Für die Reichsgesetze, deren Anwendbarkeit

in den Ländern , weiche nicht durch Gejetzbucher alle

5) Joseph Ii- Gesetze und Verfassungen in, Justizfache, -tte Forts.

(Wim ,?U7- So! ) S- 7' ^ "g.

cZ Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch für. hie gcsammtcn deutschen

^rblönder der ögcrr. Monarchie. Wien >S". z Thlc- g.

<i) Vergl. I- P- v. Heinkc kurze Darstellung des in den östcrr.

deutsch. ErbftMcn üblichen Lchcnrechts. Wien 'L>z. ». Eben,

dess. Handbuch des nicderösterr. LchenrechtS, Wien i»>». »Thlc.

8. Djc oben S. angeführten Werke sind «üch hier noch

brauchbar.

') Vergl. dav P u b l i c a t i o » s o a t c n t jum >zllz, ö,^cr, EcKtzbuch.

/) lieber die hicher üchörigen S«m,n!lmigcn f §. ,4.
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Quellen des gemeinen Rechts außer Kraft gesetzt haben,

nicht zu bezweifeln ist s):

Neue Sammlung der Reichsabschiede.

Franks. 1747. 4Thle. Fol. (Chronologisch.)

C. F. G erst lach er Handbuch der deutschen Reichs-

gesetze. Carlsr. 1786 — 93. IlThle. 8. (Systematisch.

Th. 10 enthält die Gesetze, welche fhr das Privatrecht

am wichtigsten sind.)

Weniger als in den Reichsgesetzen kann sich, vermöge

der Natur der Bundcsverfassung, in der Bundes acte

und dm Beschlüssen der 'deutschen Bundesver

sammlung für das Privatrecht finden.

Schlußakte des Wiener Kongresses vom y. Zun. 1815

und Bundcsacte vom 3. Jun. 1815 , herausgeg. von

, I. L. Klub er. Erl. 1816. 8. Die letztere auch in

den Prowcollen der B. V. B. 1. Aul. zu Sitz. 1.

Protokolle der deutschen Bundesversammlung.

Franks. 1'816 u. f. in 4.

II. In einzelnen Landern ö).

1. Oesterreich (vergl. S. 46 u. 71.).

Zum neuen bürgerlichen Gesetzbuch gehört: v. Stil

ler Commentar über das allg. bürg. Gesetzb. Wien

1811 u. f. 4 Bde. 8.

o) Selbst In den Ländern , die zum Rheinbund gkhirt haben ; denn

der Ärt. 2. der rhcin. VunbcSacte kann auf die, welche das Pri«

varrccht betreffen, nicht gezogen werden. ». Berg Abhandl. zur

Eclilut. der rhcin. Vundcsacte. (Hannov. i8«3 ) Nr. z. Win«

kopp der rhein. Bund. H. 52. S- "9 u. f.

ö) Die hier gcnaiüiten neuesten Sammlungen sind zum Thcll nur

nach den Angaben ausgezählt, welche sich in den Vrvtsccllcn der

Bundesversammlung- über das jetzt geltende Recht finden , und

durch den Antrag veranlaßt wurden, bei der Bundesversammlung

eine Bibliothek der Gesetze der einzelnen Bundesstaaten zu sam«

mein, Protvc. der B V- B »> S- >9-
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An die oben S. 47 angegebene Sammlung schließt

sich an, für die Gegenstande, welche das Gesetzbuch

nicht berührt : .

Politischer Codex,' oder wesentliche Darstellung

sZmmtlicher die K. K. Staaten betreffenden Gesetze u.

Anordnungen im politischen Facke , bearbeitet von I.

de Luca. Wien 1789 — 1795. 14 Bde. 8. (geht

bis 1790.). ^ Leopold II. politische Gesetze (herauS-

geq. von I. v. SonnenfelZ). Wien 1790 — 1792.

4 Bde. 8. — I. Kr opa tscheck chronologische Samm

lung der Gesetze Franzi!. Wien 1792 u. f. mit der

FortseKung von W. G. Grutta bis zum Jahr 1818.

37 Bde. 8.

Zur Uebersicht : I. Kro patsch eck österreichische

Staatsverfassung. Wien 1798 u. f. S Thle. 8. —

Grundsätze deS ösierreich. Provincialrechts nach den

Borlesungen deS H. G. Scheidlem. 1785, 1796.

2 Thle. 8.

Ueber das Lchenrecht s. F. 93. Not. ä. Ueber das

Handelsrecht: I. Sonnlei thner Lehrbuch des öster-

reich. Handels u. Wechselrechts. Wien 1820. 8.

2. Preußen. ,

Jum allgem. Landr. und der allgem. Gerichtsordn.

(§.22.) gehören:

I. Ch. Merkel Commentar zum allgem. Landrecht

für die preuß. Staaten. 2te Aufl. Bresl. 1812. 8.

Dessen Comment. zur allgem. Gerichts- Deposit«!- u.

Hypothekenordnung. 3te Ausg. Bresl« 1842. 8. —

E. L. Paalzow Handbuch für practische Rechtsge

lehrte in den preuß. Staaten. 2te AuSg. Berl. 1816.

3 Bde. 8.

Gesetzsammlung .für die kön. preuß. Staaten

seit 1810 in 4.

Allgemeine Hülfsmittel: (I. W. B. v. Hymmen)

Beiträge zur jurist. Litteratur in den preuß. Staaten.

177S — 85. 8 Thle. 8. E. F. Klein Annale» der

Gesetzgeb. u. Rechtsgelehrsamk. in d. preuß. Staaten.
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1738 — 1809. ?<i Bde. 8. F. PH. Elsenberg und

C. L. Stengel Beitr. zur Kenntniß der 'Justiz verf.

u. jurisi. Litterat. in d. preuß. >^taat. 179S — 1804.

mit den Fortsetz. l«Bde. 8. H. F. Mathis allgem.

jurist. Monatsschrift für d. pr. Staat. 1805 — 1811.

11 Bde. 8. C. A. v. Kamptz Jahrbücher für die

preuß. Gesetzgebung u. s. w. seit 1814. 8.

P. F. G. Soffmann. Rcpertorium der preußisch,

brandend. Landesgesetze. 1800—1814. 4THIe. 8.

Alle diese Werke enthalten auch Beiträge zur Kennr-

niß d,er wenig bearbeiteten Provincialrechte (oben §. 16.).

Unter diesen verdient« namentlich auch das Provincial-

Lehenrecht eine besondere Bearbeitung, für welches

R. F. Terlinden Grunds, des preuß. Lehenrechts 1796.

8. nichts leistet. ,

Königreich Sachsen (vergl. S. 53,).

Neuere Sammlungen : Handbuch der kursachs. Ge

setze. 1804— 1808. IlBde. 8. Haubold Handbuch

einiger der wichtigst, chursächs. Gesetze. Leipz. 1800. 8.

Gesetzsammlung seit 1818 c).

Schriftsteller: H,. 8cn«tt insütutiones juri58.ixo-

»icj Lleot. priv. ecl. 1. 1778. «ä. Z. cur. lis u^oI6.

1789.8. C.F. Eurtius Handbuch des in Chursächs.

geltenden Civilrechts, fortges. v. Richter u. Hanel.

1797 1819. 4Thle. Z. und besonders Hanbold

oben S. S3. Not. — Ueber das Lehenrecht insbe

sondere : K. S. Zacharias Handbuch des sachsische»

LehenrechtS. Leipz. 1796. 8.

4. Baiern.

Bis zur Abfassung eines bürgerlichen Gesetzbuches

für das ganze Königreich gilt in den ehemals preu-

e) Protokolle der B. V- V ,>. S- 189.

Welche die dairlschc Constitution vom I, >8>s. rit. s> §. 7.

verordnet.
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ßischen und österreichischen Provi»zen die Gesetzgebung,

die zur Jeit ihrer Bereinigung mit Baiern eingeführt

war; in den übrigen daS gemeine Recht nebst den alte?

ren Provincialrechten (s. oben Itt. bei den Territorien,

die jetzt zu Beiern gehören e)).

Neuere allgemeine Saimnlungen der Gesetze/) si'ud:

Manr'S Eammlnng der kurpfalzbairischeii Bcrord-

uungen. 1784 — 17'.M. <>Bde. Fol. Fortsctz. bis ?8«2.

2 Bde. tteneralindex 1802 — i8»S. Forts. 18<>tt —

1809. Regiorungs« u. Gesetzblätter seit 18««. in 4.

Hilfsmittel: G. Döllinger Nspcrtorium der

Staatsverwaltung des Königreichs Baiexn. München

Z813— 1818. 7 Bde. 8. Süpplem. dazu 1818. 181«.

4 Bde. 8. (für die Gegenstande des, Privatrechts, die

mit dem öffentlichen Recht in Verbindung sieben).

Schraml's Generalregister über die Verordnungen in

den Regierungsblättern. 17W^1817.

An den <ü«ö5x IVIäxiiiiili.inevs schließt sich an :

(Morib) Novellen zum Kalorischen Landrecht. Mem-

niingen 182«. 8.

Ueber daö Lehenrecht: F. Zk. v. Mos Hamm Grunds,

des Lebenrechts nut Hinsicht auf das bair. Lehensedict.

Lands». 1814. 8.

S. Hannover S).

Mit Ausnahme von Osifricsland und den übrigen

ehemaligen Vestandtheilen von Vreußen, wo es bei der

wiedereingeführten preußischen Gesetzgebung geblieben ist,

«) Eine Uebersicbt geben die Jahrbücher der Ges-Ygebung und

Rechtspflege im Kdnigr. Daierri, hcrausgeg. «?n v. S'öi. iicr u.

v. Schmidticin. Erlang. >8>cz. B- ». S- > >6. und

I. Schmclzing Staatsrecht des Königreichs Dai.'n,. Tb- >

132«. 8- S- >8z u. f,

/) Tergl. Proiocelle der Pimde^v^s^mml. Tb- >« S. >«5-

«) Pret. der B- V. Th. S. 74-
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gilt hier das bisherige Provincialrecht und das gemeine

Recht. Ueber die alteren Sammlungen des ersteren s.

oben §. 16.

Neuere Sammlungen :

Sammlung der Verordnungen und Ausschreiben für

sammtliche Provinzen des (alt) - hannoverschen Staats

seit 174«, von E. Spangenberg. Hannov. 1819

bis 1821. 4 Thle in 4.

Sammlung der hannoverschen Landesverordnungen

uud Ausschreiben von 1813 — 1817 einschließt., her-

ausgeg. von Th. Hagemann. Hann. 1814 u. f.

12 Thle. 8.

Sammlung der Gesetze, Verordnungen und Aus:

schreiben für das Königr. Hannover; seit 1818. 4.

Als Hülfsmittel sind hier vornekmlich die Schriften

der inländischen Praktiker wichtig. ?ukeng«rk (oben

§. 18. Not. a.). D. G. S t r u de n rechtliche Bedenken.

2te Aufl. Hannvv. 1772 u. f. 5 Bde. 4. F. v.

Bülow u. Th. Hagemann praktische Erörterungen.

2te Aufl. Hannov. ISN« u. f. 0 Bde. 4. Ueber

das Lehenrecht s. I'K. 5Isßemsnn Oovspeoius juris

keuüslis sißill. Kruusvic« I.UQeduig1l)i. (Zvtt. 1786. 8.

(mit Litteratur).

6. Würtemberg

Das Würtembergische Landrecht (oben S. 49.) gilt

hier im ganzen Königreich.

Neuere Sammlungen : Staats- und Regierungsblatt

seit 1806.

Nepertorien und Privarsammlungen : I. H. Hoch

sretter Errract der würtemb. Generalrescripte. Stnttg.

17ZS. 1742. 8. C. F. Gerstlacher Samml. aller

einzeln ergangenen h. würremb. Gesetze u. a. Norma

lien. Stüttg. 1759. 1760. 2 Bde. 4. Sammlung

im H. Würtemb. einzeln ergangener Verordnungen zur

Ergänzung u. Forrsctz. der Hochsietterscheu u. Gerstla-

K) S- Prot, der B V- B- S- >zS
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cherschen Sammlungen von I. F. M. Kappf. Tüb.

1800. S. Gesetze des Herzogth. Würtemb. aus alte

ren u. neueren Verordnungen — zusammengetragen v.

I. G. Hartmann. Stuttg. 1791 u. f. 4 Thle. 8.

Repertormm über die k. würtemb. Gesetzgebung seit

1797, von Knapp ; bis 1811. 4 Bde. 8. Des

sen Annale« der K würtemb. Gesetzgeb. seit 1818.

(beginnt mit dem 30. Oct. 1816.)

7. Baden i).

Seit 1810 ist hier das französische Civilrecht , mit

Beibehaltung einzelner deutscher Institute für das Groß-

herzogthum bearbeitet, eingeführt worden.

(Höge 5lgpolk>c,r, mit Zusäden u. Handelsgeselzen als

Landrecht des Großherzogtl,. Baden. CarlSr. 1809. 6.

Großherz, badische Regierungsblätter seit 18U3.

8. Kur Hessen. S. oben S. 50.

Repertorium über die Gesetze vor der westphalischen

Zeit:

U. F. Kopp Handbuch zur Kenntniß der hessencas-

selscken Landesverfassung u. Rechte in alphabet. Ordn.

Cassel 179« u. f. 7 Thle. 4. (unvollendet).

Seitdem: Sammlung von Gesetzen, Verordnungen,

Ausschreiben und sonstigen allgemeinen Verfügungen

für die kurhessischen Staaten. 1813— 1821. 4.

Gesetzsammlung seit 18S1. HülfSmittel : I.. kl. Q.

triiiurialis gopc?II,itionum Ilns^a <?,i<!^^?k>iii, (?,is«el.

17«8 u.f. 12 Voll. 4. fortgesetzt v. B. W. Pfeiffer.

B. 13 — 1«. Hannov. 1818 — 2«. 4.

9. Großherzogtl,um Hessen 5).

Eigenbrodt L>indbuch der großheizogl. bessischen

Verordnungen seit 1803. 1817 u. f. 4 Bde. 4.

>) Prot, der B- B- >» S- >c>2.

i) Prot, der B V, B- 12. S-
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E '.mmlnng der großh. hessischen Verordnungen von

180« — 1819. 3 Bde. Regieru-ngSblart seit

1819 H.

10. Holstein. S. oben S. 57.

Neune Sammlungen : Chronologische Sammlung

der vom I. 175<> — 1818 ergangenen Verordnungen

, für die Herz. Holstein und Schleswig. Kiel 1804 —

1820. 4l Systematische Ueberstcht der allgemeine»

Verordnungen u. f. w. Kiel ,1804.

11. Luremburg.

Hier gilt das für das Königreich der Niederlande

verfaßte neue Gesetzbuch.

Das historisch wichtige altere Recht enthalt; Die

gemeinen LandeSgebrauche des Herzogthums Lützemburg

und Grafschaft Chiny ; mit gnadigst. Verwilligung —

zufolg Decret vom 3. Jul. 1709. Lützemb. S.

,12. Brauyschweig. S. oben S. ö«.

Werordnungösammlung für die herzogl. braunschwei-

gischeu Lande z in einzelnen Jahrgängen seit 1814. 8.

13. Meyenburg. S. oben S. 57.

Hülfsmittel : L. 6. ^«ntnel 'jus KZeclenbur.

ßic^ru «t I^u^ecense iUustrstuni. 17S1. 4.

!.jusiZ. Lpecimen 1 «t ^> ?sn<^ec:tÄrurl> juns ^leclen.

^urg. Kost. 1731. Beitrage zum meklenb. Staats

und Privatrechte von K. Ä. v. Kampk. Schwer, u.

Wism. 179ö u. f. f> Bde. 8. Archiv für die Rechts-

aelehrs. in den meklenb. Landen , herausgeg. von v.

> - N e t t e I b l a d t. Nost. 1803 u. f. 4 Bde. 8. Neues

Archiv für Rechtsgelebrs. u. s. w. von v. Nettelb la dt

u. Wache „Husen. B. 1. Rost. u. Schwerin 1817. 8.

Meflenburgiscl)« Rechtssprüche, heraus von K. A.

v. Kamp». Rost. 1800 u. f. 4 Bde. 8. Rechts

sprüche des Ob. Appell. Gerichts zu P.nchim, heraus-

geg. von v. Nettelb ladt. B. 1. Berlin 1821.^ 4.

y Pxvtoc. der B- D- TH. >4- S- '
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Ueber das Lehenrecht: ?. I'ornovii tr. Se ksuäi»

^lscl«llburgici5. (Zusrrov. 1708 — 11. 2 l'om. 4.

14. Nassau m).

Sammlung der landesherrlichen Edicte im Herzogth.

Nassau. 1817 u. f. 2 Bde. 4.

Verordnungsblatt seil 1817., 4.

15. Sachsen-Weimar »). Vergl. oben S. 54/

Aeltere u. neuere Gesetze u. s. w. für das Fürstenth.

Weimar ^ im Auszug, von I. Schmidt. Jena

1800 u. f. 11 Thle. 8.

Regierungsblatt seit 1817.

16. Sachsen - Gotha (u. Altenburg) «).

Landesordnung von 1066 (oben S. 64.). Neue

Beifugen zur L. O. 1781. Zusätze dazu Nr. 1 — 148.

2 Bände.

Für Altenburg: ,

Landesordnung von 1705 (oben S. 54.) mit drei

Beifugensammluiigen von 1750, 1775 und 1820,

Realrepertorium sämmtlicher LandeSgeseöe deS Für-

sienth. Altenburg, von F. E. Haberland u. H. W.

Schultes. Cahla 178«. 4.

») S. Prot, der B. V- Th. >>> S> >o4- In den alten nassaul,

schen lindern der malramlschen Linie gab es keine, statutarische

Rechte von bestndcrer Bedeutung, wicmohl die solmsische Lan«

deöerdnung (oben A s> ) >>» Weilbutgischcn für daö Institut der

ehelichen «ütcrgcmeinschaft recipirt war. In den seit i8»z er«

worbeven LandcSstücken gelten bis jetzt die alten Provincialrrchte

(oben 8 >6.). S, v. Salwigk (G. 5,. Not- m) Borr.

S. XXII u. s.

») Prot, der V. V. B- >2. S- '"2.

°) Protoc- der B- V- B- S- gz , 94- B- 1». S- >4>.

S- Hell back Cinlcit. in das sachsrngothaischc Privat- u. Polls

zcirechr , dci H a ü e in a n n u- G ,'1 n t b c r Archiv der RechtSge,
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17. Sachsen - Coburg

Landesordnung von jSS6 (oben S. S4.) ,' erneuert

und vermehrt 1720 (gedr. zu Coburg) <?).

18. Sachsen-Meinungen^

Hier gilt außer der Hennebergischen Landesordnung

(oben S. 50.) auch die gothaische Landesordnung von

1666 ^).

19. Sachsen - Hildburghausen «).

Sachsen- Gothaische Landesordnung von 1N5l> nebst

den den 3ten Theil derselben bildenden Beifugen.

Samml. der Edicte u. allgem. Verordn. seit 1810.

20. Oldenburg l). Wergl. oben S. S3. '

Werzeichniß u. Inhalt der Verordnungen u. s. w.' von

177S — 1801. i Bd. Forts, seit d. I. 1814. ö Bde. 8.

21. Anhalt - Dessau «).

Die (allen anhaltischen Fürsienthnmern getnxinschaft-

liche) fürstlich anhaltische erneuerte Landes- u. Proccß-

ordnung, nebst der Gesundem dn. mit erläuternden Anw.

v. F. G. A. Lobetl,an. Cöthen 1804. 4. Edicten-

sammlung. B.l. 1784. V.2. 1819. Gefetz samm

ln ng seit 1818.

?) Die hier gegebenen Nachrichten gründen sich auf v. Koppen sc ls

(oben S- S4- Not- ? ) S. '54 u. f.

y) Bei «o«^° jus Lerm. S. 6g. und Mittermaicr S. 8».

wird angeführt : Sammlung der rvichligöen neueren vatcrUndi«

scheu Gesetze- Coburg >7S2- 4- Sie enllM aber Krößtenthclls

nur Pvliccigesctze.

^ v. Koppenscls a. a. O. S- 154, u. f.

^) Protokolle der B- V. Th. " S- 25z.

«) Prot, der B- W- Tb- S- 52.

«) Prot- der B- B- Th- S- »'S-
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22. Anhalt « Bernburg.

Ein Verzeichniß einzelner seit 177« erlassener Ge«

setze enthalten die Protokolle der BundeSversamml.

Th. 12. S. 52, 53.

2Z. Schwarzburg - Sondershausen.

I. C. Hellbach Handbuch des schn>arzburg - son«

dershäusischen besonders neueren Privatrechts. Arnst.

1820. 8.

24. Im Fürstenth. Lichtensiein gilt, mit Ausnahme

einer eigenen Erbfolgeordnung , das österreichische Ge

setzbuch v).

25. Schaumburg- Lippe w).

Sammlung der schanmb. lippisch. Landesgesetze bis

1821. 3 Bde.

26. Lippe

Landesverordnungen der Grafsch. Lippe. 1779 u. f.

5 Bde. 4.

27. Lübecks).

Das revidirte kubische Recht erschien 1586 unter

dem Titel : der kaiserl. freien und Reichsstadt Lübeck

Statuta und Stadtrecht 4. ; neuere Ausgaben 1728,

1739 u. öft.

Hülfsmittel: O»v. Z^svius Oorornevtsr. in

jus liubecevse. k'rcok. 1664. kol. u. öft. I. L. Stein

Abhandlung des lüb. Rechts. Leipz. u. Rost. 1738 - 45.

°) Prot, der «. V- Th. '2. S- >»6.

w) Ebendaf- S- >2«. >

r) Ebendas. S- >»6. Sie ncucrcn Verordnungen enthält da« vor«

tige Jntelligenzblatt.

x) S- Sreyer Einl. obkn S- 22. Not. n. Nr. 4. N. «. Lüne-

Ks u dikliotkecs juris Qudec. I^ub. 177S. q. OK. IV. Ls»

stens sccessiones »cl Kibl. etc. QuK. i8«Z. 4. 6oI«K«iv

Kibl. j«r. <Zerin. §. Zo.

6
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STHle. 8. Dess. Einleit. zur lübeck. Rechtsgelahrth.

Rost. 1751. Oesteräi«^ tkvssuius juris

Lubecerisis continevs vsii» inteipretum opusculs.

«r^ok. 1787. 1790. 2 lom. 4. Dessen Xnsleota

juris I^udeo. io. 1800. 4. Loilecti« uisscrtstion. ju,

Lud. illustrsot. Lips. 1793. 4. C. N. Carstens

Beiträge zur Erlaut, deö lübeck. Rechts. Th. 1. Lüb.

1801. Th. 2. 1814. 8.

28. Hamburg.

Neuesie Revision des Stadtrechts im I. 1603.

Ausgaben von 15,05, 1663 (unbrauchbar), eine dritte

ohne Jal,rzal,l zwischen 1581 u. 1685. Die neueste (?) :

der Stadt Hamburg Statuten und Gerichtsordnung.

Hamb. 1771. 4.

(Klefeker) Sammlung der Hamburger Gesetze u.

Verfassungen in bürgerlichen und kirchlichen, auch Kam»

> mer-, HandlungS- und Policeiangelegenheiten, sammr

historischen Einleitungen. Hamb. 170» — 1773. 12 Bde.

8. Register 1774. — Sammlung der Hamb. Man

date u. s. Hamb. 1763 — 1774. 6 Theile. 8.

C. D. Anderson Sammlung von Hamb. Verord«

nungen. Hamb. 1783 — 1801. 5 Bde. 8. Register

u. Beil. zu B. 4. St. 1 u. 2. De ss. Hamburg. Pri

vatrecht. Hamb. 1785 — 1792. 5 Bde. 8. 1'nessuru,

juri? proviucialis er «tstutsrii. Oiess. 1756. 1757.

2 Bde. 4. 2) Samml. der Verordn. seit 1814 in 8.

29. Bremen.

Das Statutenbuch ist in der Gestalt geblieben , die

es in, I5ten Jahrhundert erhalten hatte (s. oben S.

21. Not. d. S.23. Not.». Nr. 6.).

Samml. der Verordn. u. Proclame des Senats der

St. Bremen 17<5 — 181«.

Samml. der Verordn. und Proclame u. s. w. seit '

1810. 8.

Gerichts- u. Notariatsordnung 1820.

-) Einzelne Abhandlungen aus dem Hamb. Recht s. del LelcK«^

Kiiil. jur. (Zcrm. j. gl. ' 'X '
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I. F. Gildemeister Beitr. zur Kenntniß deZ vä»

terländ. Rechts. Bremen ISO« — 9. 2 Bde. 8.

Z0. Frankfurt. '

Revidirte Reformation, durch Jvh. Fichard bear

beitet «s), 1S78 ; erneuert 151 1 Unter dem Titel :

der Stadt Frankf. erneuerte Reformation.

I. PH. Orth nöthig und nützlich erachtete Anmer

kungen über die ern. Reformation der. St Frankfurt,

ö Theile u. 1 Bd. Ausätze u. Register. 1731 — 75. 4.

I. K. Beyerbach Samml. der Berordn. der Reichest.

Frankfurt. 1798 — IKttl. 10 Thle. 8.

Gefetz und Statutenfammlung der freien Stadt

Frankfurt. 8. «)

§- 25.

». Rechtsverhältnisse und Institute , welche auf der Autonomie der

Interessenten beruhen. 5us curiso ter^slis.

Jedes bürgerliche Recht verstattet den Privatpersonen,

sich in privatrechtlichen Verhältnissen auch Abgewählten

Rechtöbestimmungen zu unterwerfen, durch welche sie den

über jene aufgestellten Regeln der Gesetze derogiren a).

Im deutschen Recht ist diese Freiheit, besonders bei den>

höheren Standen (g. 20.) , stctS ausgedehnter gewesen?

als sie das römische Recht kennt ; durch den Gebrauch,

welchen ganze Clafsen von Personen davon gemacht

haben, sind aber, indem sie einer bestimmten Richtung

««) Uebcr einzelne Dissertationen zur Erläuterung des brcm. Rechts,

weichen jedoch viele zuzusetzen wären, s. Selchow a.a.O. z.sz.

ii) S- Orths Anm. zur Franks. Reformation. Forts, q. S- 4« u. f.

«c) Ucber die ältere kittcratur de« Frankfurter RechlS s. Orth a. a.

O» üb ö' S >ls u. f. LolcKov biKI. jur. Lerili. §. 4«.

«) S- I E» Maier Autonomie (§.«o. Nvt' S ) S- :o» u. f.
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zur Erreichung eineZ durch ihr eigenthümlicheS Interesse

gegebenen Zweckes folgten/ nicht nur besondere Jnsti«

tute entstanden, deren Natur zunächst bloß auf auto«

nomischen Dispositionen beruht, sondern eS läßt sich auch

eben daher eine^llgMeine^Th^orie^ dieser' Institute auf,

stellen, welche jene nach einer Regel abgefaßten Disposi,

tionen als einen Inbegriff von Thatsachen behandelt, in

welchen stch die Gewohnheit gewisser Classen von Per

sonen ausspricht, und zur Ergänzung und Erklärung der

einzelnen Verfügungen benutzt werden kann, wo die Ge

setze nicht selbst Regeln über jene aufgestellt haben b).

Die Gränzen, innerhalb welcher sich eine solche Autono«

mie bewegen darf, sind durch die bürgerlichen Gesetze

gegeben c) , und in Deutschland bei manchen Verhält

st',,^./ nissen nach den verschiedenen Ständen verschieden. Sie

äußert sich 1. durch Aufstellung besonderer Normen,

welche bald vermöge einer im Privatrecht gegründeten

, / Gewalt über Andere festgesetzt werden können, bald durch

^ Vertrag , selbst stillschweigend, mithin auch durch Ob

servanz^), entstehen, und danit die Contrahenten

und ihre Erben entweder allein nach der gewöhnlichen

Beschaffenheit eines Vertrage binden , oder auch gegen

dritte Personen Würkungen äußern und sich in dieser

^> - , / . < ^ Hinsicht der Eigenschaft wahrer Gesetze nähern können e);

> >.. .. . . .2. durck) Unterwerfung unter fremde Gefetze. Im Lehen,

K) E- P ü t t e r ö Beitr. zum d- Staats« u- Fürstenrecht- Tb- 2. Nr. 5«.

e) E. Maier a. a. S- S. ««z u. f.

»i) S- Schnauberts Beiträge zum Staats, und Kirchenrecht.

Tb- S- '7 u. s.

e) ?siip clo vslore psctormn f<»iiil»ruin oobllluni iktuiti,

tertil. k>ie5Z. 17g».
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recht bezeichnet der Ausdruck jus curia« keuZsIi« die

Rechtsnormen , welche durch die den LehenSpersonen ge

stattete Autonomie über ihr Verhältniß unter einander

verbindend geworden sind ; sie können entweder in Ver»

trägen zwischen Lehensherren und Vasallen, wohin auch

Observanzen gehören (jus curia« keuä. Conventions!«),

oder den von dem Lehensherrn für seinen Lehenshof ge

gebenen Gesetzen (jus curia« keuckslis in propr.) be«

stehen , sofern sich die' Lehenspersonen im Lehenövertrag

diesen Bestimmungen unterworfen haben und unterwerfen

konnten (§. S8.).

i

§. 26.

z. Gewohnheitsrecht »).

Auch noch in der neuesten Zeit beruht ein großer

TK^eil unseres Rechts auf Gewohnheiten. Die Bedin«

gungen ihrer Gültigkeit und die Art ihres Beweises 5)

müssen ohne Zweifel jetzt nach den Grundsätzen der frem

den Rechte c) b^Meilt werden, da feit dem Untergang

/) Dergl. Schnaubcrts Commentar zu Böhmer« Leheurrcht, S- 62.

<?. 1^, Laeftinor <Ie ckevisione csussrum fLu^Ii»,» suinn-

gunl jus curiui: 176g. in dessen Llect. jnr. 5eUä. 1'om. ». ?Ir. ,.

«) S- besonders Weiße Einleitung in das tcutschc Priv«r. S- 47-

». f. L. ?Istnsr prse«. >Veis«e , 6e rlominio sgrorum

illcultoxui». I^izis. igoz. 4. Leet. 1. Weis5« 6« vi

suetuä. in criminsl. I^i^i«. igiz, g.

t) Notorische Gewohnheiten bedürfen daher keines Beweises. Gön«

ner Handb. des Proc. B-z. Abh.z«. Z. Thibaut Svstem

des Pandectcnr. Z- 20. (der 6ten Ausg.)

e) Urb« welche jedoch noch eine befriedigende Darstellung fehlt.

Vcrgl- die kitteratur bei Thibaut a. a. O. § '7 ^ «0.
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unserer Alteren Gerichtsverfassung die Kenntniß beS gel«

runden Rechts nicht mehr auf der eidlichen Kundschaft

der Gerichtsschbffen (g. S.) beruht; eben darum ist aber

auch gemeinrechtlich die Kraft deroMorischcr Gewohnhei

ten gegen das geschriebene, besonders das herMne Neckt

außer Zweifel, sobald sie die Gränzen autonomischer Be

stimmungen nicht überschreiten Auch enthalt weder

das römische noch das canonische Recht den falschen Grund

satz , daß es keine andere als bloß particulare Gewohn

heiten gebe , auf welchen erst neuere Schriftsteller e)

durch eine unphilosophische Ansicht von der Bedeutung

des positiven Rechts geführt worden sind , daö sie als

reines Product der Willkühr betrachten. Vielmehr aber

verdankt jedes positive Recht seine Entstehung grbßten-

theilS einer ^ebenen Individualität der Rechtsverhalt-

<i) Wei55« üs vi con5uetucl. PSF. ZZ 5eci. Pon dicsm Fall

spricht 1^.2. k). «I>i2e Sit longa consuet. u. Osp. Z. X cks co«»

,u«t. Oup. I. eag. in VI. Der entgegengesetzten Regel , die

«uf der Natur der Autonomie beruht , folgt hingegen §. n. ^.

6e ^. IV. «. et O. I..zz, z. l. cke Osp.Z, X äe co».

5uet. Osp. z. ««!>. in VI. Die cntgcgcngcfttztc Ansicht vieler

unserer Schriftsteller hat jedoch die neuesten Gesetzgebungen vcr»

viocht , die Kraft, des Gewohnheitsrechts weiter zu beschränken,

als die Natur der Gesetzgebung im Allgemeinen erfordert , deren

größter Theil gerade eine subsidiarische Bedeutung hat. Public.

Pat. zum preuß. Lande. Z. VII. Einl. §. S«. Oesterr.

Ecsctzb. Z. 10. Vcsonderce Ecrichtsgebrauch kann gerichtliche

Bestätigung zur Gültigkeit dervg irvrischcr Gewohnheiten ersordern-

Xin<I linsest, sor. eg. ». I'oir, >. Osp.zg. r>.

k) SG. Kusel and Beitrckge zur Berichtigung u. Erweiterung der

poftt. Rechtögelehrs. St.». Nr>. Die älteren Schriftsteller zwei,

sein au deren Existenz keineswegs. S- Rechtsgesch. Z. SSS»

Rot- ».
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Zizse, und die Gewohnheiten entspringen eben daher auS

einer durch jene Individualität selbst bedingten Regel,

welcher die bändelnden Personen bewußt oder unbewußt

folgen ; von dieser Ansicht gehen auch die Bestimmungen

unseres positiven Rechts aus , indem sie zum ^Beweis

einer Gewohnheit eine solche Beschaffenheit der Handlun-

Her^ fordern, daß sich einender Natur des Verhältnisses

angemessene^)^egel daraus ableiten läßt, und nur un

ter lener Voraussetzung läßt sich einsehen, wie überhaupt'

eine gemeine Meinung ü^ber ein Rechtsverhältniß möglich

sey und wie Handlungen einzelner Personen für

Dritte verbindend werden können. Eben darum kann

aber auch die Anwendung einer Regel , welche sich aus

Handlungen einzelner Personen ableiten läßt, nur dann

auf eine bestimmte Realität oder einen bestimmten Stand

jener Personen beschrankt werden , wenn das Rechts

verhältnis, auf welches sie sich bezieht, lediglich

einer besonderen Oertlichkeit oder einem besonderen Stande

angehört ; sie muß hingegen , sobald dieses selbst eine

allgemeinere Ausbreitung hat, auch in der r.ehmlichen

Allgemeinheit statt finden , so lange sich nicht zeigen

läßt, daß ihr eine besondere Lokalität oder Individualität

im Wege siehe. Hieraus erhellt die rechtliche Möglich

keit eines gemein anwendbaren Gewohnheitsrechts bei

RechtSinstitutcn, welche über ganz Deutschland verbreitet

sind, Kesten Daseyn bei einzelnen derselben auch von de»

Vertheidigern der engegengesetzten Ansicht nicht ganz

/) Der bekannte S«ß , daß die Gcwobnbcit 'eine con5netucl« r».

ti«r>»b,u, , nach dkm Ausdruck des caiionischcn Rechts , leg«

müsse.
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geläügnet werden kann , aber in der That weit häu«

ß^xr, ist, als sie zuzugeben geneigt sind, sobald man nur

Licht vergißt, daß dessen Anwendbarkeit auf LUL. Be

stimmungen , die über ein Institut an einem bestimmten

Orte gelten , keineswegs zum Charakter eines gemeinen

Rechts gehört.

§. 27.

Gebrauch der Rechtsparömien bci dcm Beweis des Gewohnheitsrechts

und dessen Erklärung «).

Der Inhalt der deutschen Gewohnheiten wird sehr

häusig durch Rechtsparlinien bezeichnet, deren Daseyn

von einem vo^ksmäß^n SM^n^. deö Rechtö ^unzertrenn,

ttch ist, die aber freilich eher aus den Monumenten des

älteren Rechts erklärt werden müssen, als umgekehrt zur

Erklärung des letzteren gebraucht werden können. Die

Beschaffenheit eines noch jetzt vorkommenden Rechtsinsii«

tuts kann aus ihnen erklart werden, wo sich zeigen läßt,

daß sie bei dessen Beurtheilung bisher zur Anwendung

gekommen sind, oder in autonomischen Rechtsbesiimmun,

6) Wie bei dcm Say , baß «uS allen Verträgen ein Klagcrccht ent,

stehe , bei der Aufhebung der väterlichen Gemalt durch abgeson«

berte Hauehaltung , der Gültigkeit der Erbverträge u. s. m- , wo

dann die Gewohnheit nur historisch allgemein sevn soll-

Z. bs. llertiu5 äe psroemiis j»r. Oerin. Opuzv. ?om. 2.

?.z. psg. 252 u- f. I. F. Eisenhart Grundsäße dcS deutsch.

Recht« in Sprüchwvrtnn. 1759. neue Ausg. von E, L> Eisen«

hart. LcipZ. 1791. 8- 5. ^. Xinck ?rogr. Ss jurigpruäenti»

Lvrmsnorum psroemiscs ejuzizus csirto usU. I^ip». 1776. 4,

(SicKenkecs) deutsche Sprüchwcrtcr mit Erläuterungen. Nürnd.

>7S«. s Vcrgl. Li scher Litteratur dcö gern,, Rechts. S- lz«.
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gen aus sie Bezug genommen wird b). Nicht M in ^

der Form von Rechtsparömien aufbehaltene Sentenzen-^ v^,'5. c'.'.,

können aber als Zeugniß für einen ursprünglichen Rechts«"

satz gelten c). °'^'>"^.

§. 23.

4. VerlMnIß der verschiedenen Quellen deö Rechtö u,,t>r einander.

I. Oer deutschen Rcchtsquellcn zum

». römischen Recht «).

Da das römische Recht nur als ein gemeines subsi

diarisches Recht recipirt worden ist , ohne dem deutschen

seine Selbstständigkeit zu entziehen b) (§.14.) , so ent

scheidet zunächst der Gegenstand, von dessen Beur-

theilung die Rede ist, über die Anwendbarkeit beider

Arten von Rechtsquellen, t. Wenn ein römisches Ansti- , . ;

tut^entweder ein früheres deutsches verdrängt hat, oder . '

das letztere im neueren Recht fo umgebildet worden ist, < ,

daß es die Natur eines verwandten römischen Instituts ^ <5 ,

angeniurimen hat, ^ oder endlich ein römisches Institut,

i) I. F. Eisenhart vom Beweise durch Sprüchwirter, in dess.

klein. Schrift- (Erf. >75>. 8-) S- 17 u. f. v. BS low und

Hagemann Erörterungm- B- >- Nr- 61. S. s>e u. f. Bg.

Nr. zz. S- ,68 u. f.

c) S- Kind a. a. O- §.

«) ?. o. Lsner OpusO. ?om. I. p. Ig», I. 8. Lrunzuell

Opusc. I'om. 2. p. gzg seq. ^. LcKiniclt tkessur. zur.

eccles. i. p. 93 seq. I. St- Pütt er Beitrüge ZUM

deutsch- Staats- und Fürffcnr. Th. 2. Wh. 26 — z,. O. r.

XüKo« 6s säplicstione juris L,oinui,i sck i»stitul,u Lerms.

nis xroxriü. Keimst. ,792. g. A. F. Weber Versuche Üb«

das Civilrccht u. dessen Anwendung. Schwerin u.Wism- >8OI. s>

i) S- Pütter «. «. O- Abh. »7!
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daS dem altere!, Recht unbekannt war, mit dem römi

schen Recht recipirt worden ist , so ist dieses so lauqe

anwendbar, als nicht das Daseyn abweichender deutscher

Rechtsnormen dargethan werden kann-, und diese stehen

zu jenem im Verhaltniß eines neueren correctori/chen

, , Rechts c). 2. Institute deutschen Ursprungs sind dage

gen zunächst nach den unmittclk'.n- anwendbaren deutschen

Gesetzen und deren Analogie zu bcurtheilen , wobei die

. / historischen Hülfsmittel (§. 40.) vorzüglich gebraucht

»erden müssen , die letztere zu bestimm«?. Anwen

dung des. rLmMen Rechts ist hierbei nur möglich so

fern der Inhalt des deutschen Instituts mit dem eines

, römischen in der That in eines zusammenfallt, wescheS

thcilweise fast bei allen deutschen Rechtsverhältnissen der

Fall ist, weil sie in neueren Zeiten unter dem Einfluß

des römischen Rechts fortgebildet worden find ; doch

muß das römische Recht in einem solchen Falle immer

dem deutschen und dessen Analogie iveichen , und daher

auS dieser erst bestimmt werden, wie weit jencS an-

^ wendbar sey 3. Bei Instituten des römischen Rechts,

welche durch Verbindung eigenrhümlicher Grundsätze deS

deutschen Rechts eine veränderte Gestalt erhalten haben,

s muß nach Verschiedenheit der Vestandtheile, von welchen

die Rede ist, bald die erste, bald die letztere dieser bei

den Regeln angewendet werden. Diese Grundsätze gelten

«) Runde Grunds, dej d. Privstr. Z. «4- Hier gilt allein die Re

gel, daß die Statuten aus dein gemeinen Recht inttrpmirl wer

den müssen , 'welche die «Zltcrcn Juristen viel zu weit ausdehnen.

Rechtögesch. S 562. 8. ?. O«»zer viss. 6e »roosräico

ststut» interpretanä» e«e ex j»rs cominuni. li^I. ,751.

E. Vütter a. 0. O. »bt>. «8- §. g — >I. §. I, ^- »6.
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auch vom zLehenrecht als einem Institut des deutschen

Rechts (vergl. §. 31.).

§.29.

d. Zum kanonischen Recht «).

Für den Theil des Inhalts beö canonischen Rechts, wel«

cher eine Gesetzgebung über religiöse und kirchliche Verhält?

niffe enthält, kann nur aus den Grundsätzen des Kirchens

rechts jeder RxligionSpartl)ei^beurthnlt werden, in wiefern

jene auf Institute deö bürgerlichen Rechts anwendbar, und

im Verhältnis; zur bürgerlichen Gesetzgebung, bloß reci? /

pirtes subsidiarisches Recht oder una.bqnde.rlich ist. Wo

hingegen daS canonische Recht Gegenstände berührt , die ^

weder eine religiöse noch eine kirchliche Beziehung haben,

ist es allein auS dem Gesichtspunkt einer eben so wie das ^

römische Recht recipirten Gesetzgebung zu betrachten;

von seiner Anwendbarkeit gelten also die nehmlichen Re

geln (§.28.); wo eö die Institute /des germanischen

Rechts selbst kennt, findet also das nehmliche Verhältnis!

statt, welches zwischen dem römischen und deutschen Recht

da eintritt, wo die Institute deS letzteren in Deutschland

würklich vorkommen.

§. Z0.

II. Oer Quellen dcS germanischen Rechtö unter einander.

Rangordnung derselben überhaupt «-).

Den in der Natur der Gesetzgebung und ihrem Vers

haltniß zur Autonomie allgemein^gegründeten, und selbst

«) I. H. üoekiner jus evclcsiazticuln krotesrsntium. Lid.

'l'it. s. ^

«*> S- Ricciue von StadtgescHen. B.2. Hptg.g u. ,«. S-4»4U.f.

S ch n a u b e r l Beltr. zum Staat», u- K<rchcnr- Nr- S- 54 u f.
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in den Reichsgesetzen ö) ausgesprochenen Grundsatz, daß

die specielle Rechtsnorm der mehr generellen und das

mehr particuläre dem allgemeineren vorgehe , drückt die

Regel aus : Willkühr bricht Stadtrecht; Stadtrecht bricht

Landrecht ; Landrecht bricht gemein Recht c). Auf die

Gesetze, welche auö dem Mittelalter auf uns gekommen

sind , läßt sich hingegen die Rege! , daß dem alteren durch

das neuere nicht weiter derogirt werde, als es dessen

Inhalt aufhebt , nur in so fern anwenden , als die

Institute selbst nicht antiquirt sind (K. 18.), welche in

den alteren Gesetzen vorkommen.

§. 21.

«. Anwendbarkeit des longvbardischco kehcnrechtö «).

Vermöge der Art, wie das longobardische Lehenrecht

recivirt worden ist (§. 12.), gehört eö zu deS Reichs

gemeinen Rechten (§. 14.) , auf welche die Reichsgerichte

in den Reichögesetzen verwiesen werden ö*). ES hat da

her 1. gleich den übrigen fremden Rechten nur daö An

sehen eines subsidiarischen RcchtS, und kann wie diese

nur Anwendung finden, sofern die deutschen Lehensinsii-

tute mit den longobardischen einerlei Natur haben ; aller

dings ist aber der Umfang seiner Anwendbarkeit beträcht-

b) C°nc. der C- G- O- Th. >- Tit. I- R- A- 8 >°S. R- K-

R. O- Tit. i. §. ,5-

e) Eisenbart Sprüchm. S-

a) O. L. üscksrise ?r«gr. I^iKer leuäorum yustenus »it ,

foni juris keucislis Lermsoiü coinmuni5. Vi^eb. 17^7. 4.

(Opuso. scsäeni. igoz. ^lr. z.) IsnicKe» ikessur. jur,

keuck. 1'om. 1. p. s»g — 546.
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lich dadurch ausgedehnt worden , daß durch unrichtigen

Gebrauch des gemeinen fremden Rechts (F. 14.) auch

bei diesem Institut viele Eigenthümlichkeiten deS älteren

Rechts untergegangen c) und die longobardischen Institute

an ihre Stelle getreten sind. Wo dies nicht der Fall ist,

muß wie bei den rein deutschen oder gemischten Institu

ten des deutschen Rechts (§.28. Nr. 2. 3.) im Ber-

hcltniß zum römischen Recht, erst aus den deutschen

Gesetzen und Gewohnheiten bestimmt werden , wie weit

das longobardische Lehenrecht auf unsere Institute ange

wandt werden kann ck). 2. Als recipirtcs Recht gelten

zwar nur die lüspitula oräinsriä (liters vulZätä §.12.);

neben ihnen aber können die (üspiml? extrsorSinsris als

historisches Zeugniß zur Erklärung und in sofern auch

zur Ergänzung der ersteren gebraucht werden e). Ob

wohl durch die Reception die Bestandthcile des Rechts-

buchs , die ursprünglich nicht wahre Gesetze enthielten,

auch die Natur gesetzlicher Bestimmungen nicht haben

annehmen können , so fylgt doch auch nuö der Bestäti

gung einer als Ganzes in Gebrauch gekommenen Samm

lung von Gewohnheiten, daß unter mehreren Stellen,

die mit einander in Widerspruch stehen , die vorgezogen

werden muß , von welcher sich zeigen laßt , daß sie daö

neuere oder in den Gerichtshöfen vorgezogene Recht ent-

«) S- z. B- Vütter Bcitr. zum Staats, u. Fürstcnr. D- 2.

Nr. 3».

ck) Schnauders Commeot- zu Böhmer S. 58. Nr. z. Hierher

gehört auch die gewöhnliche Regel , daß die Stellen keine An,

Wendung fänden, welche die Staattvcxfsssmig oder besondere,

kebcnartcn betrafen , die in Deutschland nicht vorkommen.

«) S- Schnaubert a. a. O. S--6« '
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halte /) ; in anderen Fällen sieht nichts im Wege , die

Meinung vorzuziehen, welche dem System des longo-

bardischen Lehenrechts am meisten angemessen ist. 3. Auf

die Ausbildung der longobardifchen LehenSgewohnheiten

hat die Bekanntschaft der Juristen mit dem römischen

Recht vielen Einfluß gehabt s) ; dieses muß daher ebe»

so häusig zur Erklärung der einzelnen Stellen gebraucht

werden, als die Lonibarda, und nicht selten wird dadurch

der Gebrauch des römischen Rechts bei dem Lehensinsti,

tut/,) noch weiter ausgedehnt, als man nach den allge«

meinen Regeln (§. 2ö.) erwarten sollte,

>

F. 32.

«. Gebrauch der Volksrechtc und Rcchtsbücher. Reeevtlon der stich,

fischen Rechtsbachcr in einigen Territorien «).

Nicht nur die V»!ksrechte und Capitularien , son»

Kern selbst die Rechtsbücher des Mittelalters, können in

der Regel bloß als historische Hülfsmittel zur Feststellung

der Natur, der einzelnen Rechtsinstitute der alteren Zeit

und des Mittelalters gebraucht werden Eine Aus«

nähme leidet dies in Rücksicht der sogenannten sächsischen

Rechtsbücher , deren Gebrauch als Quellen des geschrie«

denen Rechts in mehreren Landern noch jetzt vermöge

einer besonderen Anerkennung dieser Eigenschaft statt sin«

/) Liener prim. lin. I>erme«eut. jur. keuck. §. »«.

5) II. pr. (oben I. ?- Not. k.) Vcrgl. II. ,,,24.

§ 3, Z7 U.a.m. S> ?uettms»u Obsorv. jur. keuä. Osv. 4.

S- Zacharick a. «. O. 8- >. Not.

«) S. Rcchtsgesch. §. 44Z. SS9-

t) D- G- S trüben Wbh. vom Mißbrauch und guten Gebrauch der

alt« deutschen Rechte In d e ss. Neben stund- Th. 5. S- l — »S
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det. I. Wo sie durch Gesetz oder durch Gewohnheit in

ihrem ganzen Umfang als Quelle des geltenden RechtS

anerkannt sind c) , müssen sie wie ein gemeines Landes«

recht zur Anwendung gebracht werden, sofern die verän

derte Staats : und Gerichtsverfassung diese zuläßt und

nicht einzelne Institute «MglMt. sind, oder neuere Gesetze

und Gewohnheiten ihnen derogirt und dem fremden Recht

den Vorzug gegeben haben. Unter dem Namen der

sächsischen Rechte kann zwar zunächst nur das sächsische

Land- und Lchenrecht verstanden werden, so lange sich

nicht zeigen läßt, daß dem Weichbild oder einer ander«

weiteren Ueberarbeitung durch besondere Reception die

e) Beispiele : im Königreich Sachsen: Lofgcr. Ordn. v. 1440

u. >5«o. Sachs. Conslit. ?. ». c:. ,2, Z7, 55 ?. z. «. i. ,7.

Z. ^. 1°. lie usu os snctorit.ite 5p«c«>!i Lsxonici.

Qips. >7gz , berichtigt in dess. (Zimeition. Lorenz. 7o,n. ».

?ir. 64. (e,l. 1.) In Schlesien: Suarez Samml. alter

u. neuer schlcs. Provinclölacscöc. Borr. S- 5 u- f. , I- C- F.

Meister über die Ausnahme und fortdauernde Gs.ltigkcit des

Sachenrechts in Schlesien. Grcsl. ig^Z. 8 v. Kamptz Jahrb.

der prenß. GesekMb. B. >. S- 5«'- In Holstein (mit Zius,

nabnic der Herrskyaft Pinnedcrg , Stadt 'Altena und Grafschaft

Ranzau): BvrdeShvlmcr Landcsvcrglcich >s»z. (RechtSg. §. 44Z.

Nst-ö.), vergl- jedoch Fal k jurist. Ein,,clexädic. (Kiel >3«>. 8)

S, 215. u. s. Schröder kehrb. des Heist, schlcöwigfch. Privat?.

B. 1. S125. In Anhalt: Pvlicciordn. >«66. Tit.z5- S- l.

IVIiliiii riiss. cle «rigine et »uctorit. j»r, ijaxo«. in teiri»

^„Kgltinis. I.iz>5. 15,6. 4. In den sächsischen Herzegthümerv,

so weit sie nicht auf fränkischem Boden liegen: v. Äoppcnfe'lS

(oben §.24. II, ,7.) G- >57- doch findet dns sächsische lchen«

recht auch in jenen fränkischen Landculbcilkn seine Anwendung ;

«. Loppenfcls a. «. O. S- »S> '

^) Sergl. H a u b 0 l d sächs. Privatr- §. i- .
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Kraft eines neueren Rechts beigelegt sey ; insofern aber

diese aus dem Sachsenspiegel geflossen sind, kann ihr In

halt, so wie der, erweislicher alterer sächsischer Gewohn

heiten zur Erläuterung des ersteren benutzt werden.

Noch weit weniger findet außerhalb Kursachsen die An

wendung neuerer sächsischer Rechtsquellen ohne besondere

Reception statt, die jedoch besonders den sachsischen Con

stitutionen von (s. oben S. 53.) hie und da zu

Theil geworden ist e). II. Wo hingegen die sachsischen

Rechte nur in Rücksicht einzelner Rechtsverhältnisse bestä

tigt sind, setzt ihre Anwendung als Gesetz voraus, daß

eine hierauf Bezug habende Bestimmung des geschriebe

nen eder ungeschriebenen Landesrechts besonders erwiesky

sey/)-

S. 33.

ck. Anwendung der rccipirten deutschen Pacticularrcchte «).

Nach der Natur recipirter Rechte können Landesge

setze oder städtische Statuten, welche außerhalb des Di-

«) Wegen der Herzog!, sächsischen Lander s. Hcl Ibach EInl. in da«

gsthaische Private, bei Hagem ann und Günther Archiv der

Rechtsgelahrth. Th. s- S- izs- und Haubold a. a. O- Z. 16.

Not. v. Nr. >,.

/) Beispiele : in Braunsch. Wolfcnbürtcl ; salzdahlischer Abschied

iS97, Rechtsgcsch. §.ZS9 Not «. Riccius von Stadtgcsctzci,,

S> '5? (Lüneburg u. Ucltzen). S- (Braunschmeig).

») Vcrgl. Z. B. oben S- 5'. Not. >2. §. 24. 11. Nr. 17. ,3. 19.

§. z,. Not- ^. Ucbcr den Gebrauch des lübischcn Rechts in den

holsteinischen Stödten s. Schräder ?chrb. der Holstein. Rechte.

Th- 1. S. >5? u- f. in den meklenburgischcn , wo auch andere

fremde Stavtrcchte r«lpltt sind: r. Kampy mcklenb. Civilrccht

S- >5« u- s- in den pommerischen : v. Balthasar Adh. von
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siricts Aufnahme gefunden haben, für welchen sie zunächst

errichtet worden sind , nur in der Gestalt als Rechtsquel«

len betrachtet werden , die sie zur Zeit ihrer Reception

hatten, so lange nicht eine besondere Annahme ihrer spä«

teren Veränderungen erweislich ist , wobei aber freilich

schon der GerichtZgebrauch zum Beweis dienen kann.

Dadurch wird indessen die Erklärung des älteren Rechts,

aus dessen neuerer Anwendung an dem Orte seines Ur,

sprungs, nicht ausgeschlossen, sofern sie sich aus doctri,

nellen Gründen oder der Analogie neuerer allenthalben

eingetretener Veränderungen rechtfertigen laßt ö).

§. 34.

e. Anwendbarkeit der Rcchtsqucllen , welche sich coordinirt ß»b.

«. Prlnclp der Beurtheilung «).

In der Natur der Staatsgewalt ist die allgemeine

Regel gegründet , daß jeder Unterthan in Rücksicht

aller ihn betreffenden Rechtsverhältnisse,

den in vor- und hinterpommeeschm Stckdten geltend geworbenen

auswärtigen Rechten. Greift«. 1777. 8. Von dem mogdebur,

gische« Recht s. oben S- »2. und G. F. Sibrand von dem

sZettinischeo Recht. Stett. i^Z- S-

i) g. «. Lüb. Stodtr. B. s. Tit. ». vcrgl. mit den Reichs««

siegen oben S- 4«- Not- K.

«) Dergl. Nertins ckd collizione legum kn dessen Opui«.

Vol. >. psg. 91 seq. O. 8. 2«cKarise, Uoer yus«ti«.

n«m. Vitederß. >8«S 8- > VV. rittmann cl«

comzietootia legum externsrum et rkoin«ii<:«rum. Nslse

,8«. 8- wo sich auch S >. eine ziemlich vollftckndige Meratur

findet.

7
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nach den Gesetzen, welche an seinem Wohnort ö) gelten,

beurtheilt wird, weil er diesen zunächst unterworfen ist c).

Eine Ausnahme von jener muß aber bei solchen Rechts

verhältnissen eintreten, wo entweder vermöge der Na

tur der gesetzgebenden Gewalt die Unterwerfung unter

die Gesetze eines anderen OrtS not h wendig ist, oder

eine solche als freiwillig geschehen angenommen wer

den muß , und dieser zugleich keine einheimische die Au

tonomie beschrankende Gesetze entgegen stehen. Für die

ZSeurtheilung dieser Fälle sind die Regeln, die ans der

gewöhnlichen Unterscheidung der Neueren zwischen Per

sonal- Real- und vermischten Statuten «?) abge-

b) Wobei in Rücksicht der Localstatuten jedoch auch die Eigen,

schast einer denselben unterworfenen Person erfordert wird , da '

bei den sogenannten Sxiniirten die randcsgcscge an deren Stelle

treten- S> Ricciu« von Stadtgescycn. B.i». Houptff. l«u. ,z.

^) Uert.'g. g. O- Lect. 4. §. g.

H Am leichtesten übersieht man diese Theorie , so wie sie von dm

älteren Schriftstellern vorgetragen wird , in dem O«<i. öav«?-.

H5a-,'mil., welcher ihr Tb->. Csv.2. §.'17. folgt : Däfern aber

die Rechten, Statuten und Gewohnheiten i» l«co juckieü,

livti, rei sitse, eontrscins und cloniiciüi unterschiedlich sind,

so soll quosä korinam ?roressuz auf die bei selbigem' Gericht,

' wo die Sache rechtshängig ist , übliche Richten, mit Bestrafung

eines Verbrechens aber auf die Rechten des OrtS , wo solches

begangen worden, so viel hingegen die bloße Svlennitckt einer

Handlung betrifft , aus die Rechten des OrtS , wo soche unter

Tobten oder Lebendigen gepflogen wird , in invre personsliKn,

auf die Statuts in Ivo« domicilii und endlich in resliku, vel

rnixtis auf die Rechten in loco rei «itse ohne Unterschied der

Eschen , ob sie beweglich oder unbeweglich , körperlich oder un,

körperlich sind, gesehen und erkannt werden. Bergs. Kreit,

mair zu dies« Stelle. .



Quellen des neueren deutschen Rechts. 99

leitet werden, weder genügend noch immer richtig; viel«

mehr muß sie, sos'ern nicht unsere deutschen Gesctzgebun-

gen etwas darüber bestimmen <-), aus dem in der heuti

gen Verfassung gegründeten Umfang der verbindenden

Kraft der einheimischen Gesetze und der Autonomie der

Unterthanen hergenommen werden / ) , welches auch der

Gesichtspunkt ist, von welchem unsere neueste Gesetzge

bung ausgeht F). Das Wenige , was im römischen

Recht über diesen Gegenstand vorkommt , kann nur ge

braucht werden , sofern sich auch hieraus der Umfang

der nach gemeinem Recht den Unterthanen gestatte

ten Autonomie ableiten laßt. < .

§. 3S. - ,

Anwendung dieses Prlnclps auf einzelne Verhältnisse.

Demzufolge beruht 1. die Rechtsfähigkeit einer

Person, die von ihren persönlichen Eigenschaften

(statu») abhangt, auf den Gesetzen ihres Wohnorts, und

wird nach diesen selbst im Auslände beurtheilt «), sofern

nur die Frage entsieht, wie die persönlichen Eigenschaf

ten bestimmt sind, von welchen die Verschiedenheit ihrer

«) Unter den neueren, die jener Theorie folgen , zeichnet sich au«

da< p reu ß. Land r. Einlest. §. »z u- f. Tb- Tik-S- Sri. —

uz u. a. m- O. S- dogeg. Not. g. veber Sachsen s. Hau,

Kols «chs Privat?. 84'-

/) Schnauder! zu Böhmers Lchenr. S- 67, Dessen StaatSr.

der RcichSlande. §. > >6 — 1 , g. S chm I d Lehrb. <>eS gemeinen

deutsch- Sraatsr. (Th.>- Jena >8«> ) S- 1« u. s.

«) Oesterreich. Gesetzb- §- 4> 54 — z? z°«.

a) L. ?. LoeKiner il« eWcscis «tstuti penonsli« «xtr,

t«rritorium. rrsv^ok. aä, V. 175S. 4. Nert, g. g.O. Z-S>

7.
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Rechte abhängt K). Der Grund hiervon liegt aber nicht,

wie die meisten wollen , darin, daß ein solcher statu, von

der Person unzertrennlich sey c) , sondern in dem Um

stand, daß unsere Gesetze den statu, der Fremden nicht

zum Gegeusiand ihrer Verfügungen zu machen pflegen,

mithin deren Rechtsfähigkeit in ihrer Eigenschaft als

Fremde anerkennen; eben daher fällt jene Regel weg,

sobald etwaS über diese bestimmt ist, oder die Würksam-

keit solcher persönlichen Eigenschaften, deren Anerkennung

durch einen andern Staat voraussetzt el). 2. Die Rechte,

welche eine Person, in Rücksicht ihres erworbenen

Vermögens hat, und die Verpflichtungen, welche ihr

in Hinsicht desselben obliegen, insofern von deren Wirk

samkeit ohne Rücksicht auf eine besondere obligatio die

Rede ist, richten sich nach den Gesetzen ihres Wohnorts,

ohne Unterschied deö OrtS , wo sich die einzelnen

>) Ob jcmand minderjährig oder volljährig ? u. s. m.

-) Glück Commcnt. zu den Pand. Th. >. S. 398-

ck) Oefterr. Gesetz». §.zq. "Sie persönliche Fähigkeit zu Recht«,

geschästcn ist insgemein nach den Gesetzen des Orts , denen der

Fremde wegen seines Wohnsitzes, oder, wenn er keinen elgentli,

che« Wohnsitz hat , vermöge seiner Geburt als Unterthan unter

liegt , zu bcurtheilen ; insofern nicht für einzelne Fälle in dem

Gesetze etwas Anderes verordnet ig." Preuß. Landr. Sinl.

§. 2z. Die persönlichen Eigenschaften und Blfugnissc eines Mcg-

schen werden nach den Gesetzen der Gcrichtbarkeit bcurthcilt, un

ter welcher derselbe seinen eigentlichen Wohnsitz hat- §. z<>. Auch

Unterthanen fremder Staaten , welche in hiesigen Landen leben

«der Geschäfte treiben , müssen nach obigen Bestimmungen bcur,

thcilt werde». §- Z5- Doch wird ein Fremder , der in hiesigen

Landen Verträge über daselbst befindliche Sachen schließt, in An,

schung seiner Fähigkeit zu hanecln , nach denjenigen Gesetzen

heurtheilt , nach welchen die Handlung am besten bestehen kann.
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Gegenstände dieses Vermögens befinden. Eben

daher kann auch der Uebergang deS Vermögens im Gan«

zen durch eine successi« universalis , diese mag sich auf

letzte Willensordnung, Erbvertrag oder die «uccessio al»

üitestst« gründen, in der Regel nur nach den Ge«

fetzen des Wohnorts des Verstorbenen beurtheilt werden,

nach welchen ein Anderer in dessen Rechte und Ver«

Kindlichkeiten eintritt e) , und die Güterrechte der Ehe«

leute richten sich nach den Gesetzen des Wohnorts des

Ehemannes /). Bei allen diesen Rechtsverhältnissen

verändern sich daher auch die Rechte der Person in

Beziehung auf deren Gegenstand mit dem Wohnort Z).

«) <Z. I,. KlencKen 6s st«tnti, civitstum vrovincisliuin in

succes». ad int. »ci Kons etisin »libi «it« extencken<ii« , in

dessen Opus«. Ual. 1770. g. IVr. g. tt^mm <ie «t»»

tutoruva colliiions pi»ekere»tis in csnzis »n^cessionum

SV intestsw. LrlsnA. ,7gz. g. Martin Rcchtsgutachtcn der

Heidelb. Facult- (>»"«) i?S- Glück Commevt. Th- t.

S. 2g«. ?usenäork Observ. jur. univ. ?om. >. Od,.sg.

Wegen der Testamente : l'ittinsnn «. Kockenkurs

trs«. 60 jurs covMßui». Ovlon, ,69g. 4. x. 114. Die

abweichenden Meinungen Einiger wegen der Intestaterbfolge s. bei

Schmio Stsatör. S- >4Z- und wegen der Testamente in Rück

sicht der Errichtung derselben außer Landes, wegen der daselbst

befindlichen Gegenstckvbe , bei Tittmann §. 4°-

/) S- Tittmann o. a. O. §. 21 u. f. G- F. I. Melker

praktische Bemerkungen. B- >- Nr. 4.

«) Wegen der Gültigkeit des Inhalts der Testamente , und der Be,

urtheilung der Intestaterbfolge nach den Gesetzen des letzten

Wohnorts dcS Erblassers s. die Schriftsteller Not. e. besonders

Rodcnburg und Tittmann a. a. O- Wegen der Verende,

rung der Güterrechte der Eheleute , den letzteren in der Stelle

Not- k. Die entgegengesetzte Meinung wegen der Güterrechte der
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z. Bei Handlungen einer Person, die sich auf ihr

Vermögen beziehen und in ihrem Wohnort würksam

werden sollen , müssen, abgesehen von obligatorischen

Verhältnissen (§.37.), die Gesetze des Wohnorts in der

Regel über Form und Inhalt entscheiden , wo auch

jene Handlungen vorgenommen werden. Denn die Eigen?

fchaft eines temporaren Unterthannen, die bei

Handlungen im Ausland ein entgegengesetztes Princip

begründen könnte , ist möglicherweise nur bei Verhalt

nissen, die Mr auch würksam werden sollen (wo dann

§.36. Nr.S. eintritt) , oder wo der Staat selbst zu einer

Handlung mitwürkt (§. 36. Nr. 4.), dazu geeignet,

einen Zwang zur Unterwerfung unter die Gesetze des

Auslandes hervorzubringen; freiwillige Unterwerfung

unter andere Gesetze hingegen setzt einen besonders erklär«

Eheleute gründet sich auf die Annahme , baß in der Eingehung

der Ehe zugleich ein Vertrag der Eheleute über ihre Gütcroer,

bültnisse liege , und wo sie über diese nichts fcstscyea , die Ge«

setze des Wohnort« stillschweigend zur ver tragmckßigen

Bestimmung darüber erhoben würden. S v. Bülow u. Ha,

g e m a n n pracr. Erörtcr. T>). 6. Nr. 24. W6rc dies richtig , so

müßte die Regel eintreten , die von den Würtingen w örtlich

geschlossener Ehev er träge über dielen Gegenständ (§. z6.

Nr.z ) gilt. Allein das gemeine Recht betrachtet als den Gegen,

stand der Einwilligung in die Ehe lediglich die Ent«

Acbung eines persönlichen Verhältnisses- §1. cks

?. ?. , g.) l^, 1. I> ü« ritu «uptisruvi (iz , ».) Oso. 6.

lZ.5,. lZu. s. Os«.z. O. ,7. (Zu. 2, Won diesem sind die Güter«

Verhältnisse der Eheleute gesetzliche Würkung z wer also jene

Memung annimmt, behauptet in der That, daß über cinen

Gegenstand durch stillschweigenden Vertrag etwa«

festgesetzt sey, über de» überhaupt gar kein Vertrag

geschlossen ist.
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ten Willen voraus (Z.37. Nr.Z.), und diese AuSnah«

men können die entgegengesetzte Regel nicht aufheben.

Der Grundsatz: locus regit sctum, i,i der Ausdehnung,

die man ihin gewöhnlich giebt i) , hat daher keinen hin«

reichenden Grund für sich 5). ' > ,

/>) Anerkannt im Oesterreich. G esc tzb- §-4- DIc Staatsbürger

bleiben auch in Ha„dlu>igc,i und Geschalten , die sie außer dem

Staarögcbiet vornehmen , on diese Gesetze «cbuudcn , in so weit

olS ihre persönliche Fähigkeit sie zu unternehmen dadurch eing«

schränkt wird, und als die Handlungen zugleich In diesen Landern

rechtliche Folgen hervordringen sollen.

<) Vera,. Schmld a. o. O- S- 146. DK Aeltcren wenden diese

Regel meist nur auf die Form der Handlung unbedingt an.

Herr 0. a-O. §. i«. Auch die Neueren wollen zum Thcil darauf

sehen, wo der Gegenstand existier- Glück Comment. a- a. O>

S- »90 u. f. Alle diese Regeln sind eben so millkührlich , als

die Ausnahmen , die davon gemacht werden. Am vollständigsten

erörtert die Anwendung der ctftcren wie der letzteren Nert. in

der angcf. Abhandlung.

i) Sie Meinung , daß bei Geschäften , weiche nicht Im Ausland

mürtsam werden sollen, kein Zwang in Rücksicht der Fremden

eintreten könne , wird auch von cllteren Schriftstellern snlbel,

digt , aber mehr aus dem GesichtSpunct der Autonomie , krast

welcher die vaterländischen Gesetze beobachtet werden. N e r t. g.

a-O- S. >«, welcher die Rcacl giebt : Li scws u 5«I« »gent«

6epenll«i>t , v. g. testsmentum , et Kic «it externs ; vel

si slins inler cknos celebretnr , v. ß^. psotnm et »Nereus

pscisrons sit oxtcrus, et uni»s civitstis eives, äubiklnklum

non esl, , actnm a tslib»5 zecunel«in I«ge5 patiik« t»l.tu>n

in pstri« vklero. Glück 0. «> O. S 4«>.



104 . ,'. Erster Theil.

. . §. Z«. , '

, ' x. Ausnahmen von diesen Regeln. ,

Fcklle der Nothwendigkelt-

Sofern die Rechte einer Person außerhalb ihres

Wohnorts entstehen oder ausgeübt werden sollen,

können sie des Schutzes fremder Gesetze bedürfen, und

wo ihnen dieser nur unter bestimmten Bedingungen ge

währt wird , entsteht daher eine nothwendige Unter

werfung unter deren Inhalt. DieS findet sich 1. a l l g e-

mein bei den Rechten an unbeweglichen Sachen,

sowohl in Rücksicht ihrer inneren Beschaffenheit, als ihrer

Erwerbung durch 5ucOS8sio sinßularig «) und ihrer Ver

äußerung. Die Gesetze des Orts, wo jene belegen

sind (Realstatuten) , entscheiden hier ausschließlich ö),

weil sich die gesetzgebende Gewalt über alle im Territory

belegene Sachen erstreckt, und auch der Fremde, der sie

selbst oder Rechte an ihnen (jurs !» re) erwirbt , mit

jenem in ein bleibendes Verchaltniß als Unter,

than in Beziehung auf jene Gegenstände (als

korensi,) tritt. Nur kann nach der Regel: Willkühr

bricht Landrecht , durch Vertrag einem Andern ein von

den gesetzlichen Bestimmungen abweichendes Recht an

einer solchen Sache eingeräumt werden, sobald kein Pro-

hibitivgesetz deren Aenderung im Wege steht, und jene

mithin nur sogenannte Naturalien sind c) (vergl. §. 38.).

«) Daher auch durch Usukapion. O o c o e j i lie knnckkl» in territ«.

i ia et pluriuni locorum concurrente z>ote«t»te. 1°it. 6. §. g.

^it.?. §.9. Andere Meinungen s. bci Tittmann a.a.O. 8- '4.

d) »ert. a.a.O. § 9- Preuß. L. R. §.z». O est. Ges. §. ZOO.

Oo<i. Sa«. A7a-. g. g. O. vec. Lsx. Z4, v. 16S1.

e) tt v r t. g. g. O- §> 9.
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Davon ist dann die Folge, daß die hieraus entstehenden

Rechte, als wohlerworben auch «m Orte der belege

nen Sache geschützt werden. Auf der andern Seite

kann aber auch, wegen der Ungebundenheir der Gesetz«

gebung, selbst bei der accessio universalis durch gebies

tende Gesetze aus Gegenstanden dieser Art gegen die Re«

gel (§. 35. Nr. 2.) ein besonderer Theil deö Vermögens

gebildet werden, in welchen auch nach den Realstatuten

succedirt wird So weit übrigens die Realstatuten

zur Erwerbung oder Uebertragung eines Rechts dieser

Art, eine Handlung oder eine obligatio als «uss vrae»

ceäens erfordern, ist es nothwendige Folge des allgemei

nen Grundsatzes, der von ihnen gilt, daß Form und

Inhalt beider sich nach ihnen bestimmen muß e) , unk>

also auch hier die Regel locus regit sctum nicht ange

wendet werden kann. 2. Rechte an Sachen anderer Art,

also namentlich an beweglichen Sachen, werden zwar nach

den Gesetzen des Orts' übertragen , wo die Erwer

bung statt sinket, wenn diese von der Würkung der

Handlung eines Einheimischen abhangt, weil dann

die Regel §. 3S. Nr. 2. über diese entscheidet /) und

?uke»S«rk Ods. jur. univ. 1'om. >. OKs. sg. Glück

Cvmment. Th. i. S. »9Z- )

«) So «ach preuß. Landr. Th. i. Tit. s- Z. >>S> Vcrgl.

/) Der Einheimische überttckgt nach seinem Recht- Bei Handlun«

gen dieser Art , die ein Fremder „ornimmt , kann wohl nur die

Regel entscheiden , daß er sowohl als der Erwerber auch in Be«

Ziehung auf diesen Act der Erwerbung selbst jeder »ach den Ge

setzen beurtbeilr werden, die für die Ausübung der Rechte gelten,

ausgenommen wo diese von der Bedeutung eines obligatorischen

Verha'ltnisse« abklingen, wo dann die Regel Nr. z. entscheidet-
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wohlerworbene Rechte überall geschützt werden, so

bald nur deren Anerkennung keine verbietende Gesetze im

Wege stehen. Bei der Ausübung eines solchen Rechts

muß es aber nach den Gesetzen beurtheilt werden, unter

deren Herrschaft eS ausgeübt wird, da ein Dritter,

mit welchem es in Colliston kommt, weder durch eine

Obligatio genothigt wird , sich nach den Gesetzen beur- ,

theilen zu lassen, unter welchen es entstanden ist, noch

auch die Gesetze des Wohnorts unbedingt entscheiden kön

nen , wenn gegen einen solchen Dritten gehlagt wird,

da er in seinen Rechtsverhaltnissen diesen nicht unter

worfen ist, mithin nur die Gesetze, deren Schutz er iu

Anspruch nimmt, zur Veurtheilung dienen können s).

ES können daher nach Verschiedenheit der Umstände bald

die Gesetze des Orts,, wo der Rechtsstreit über ein sol

ches Berhaltniß geführt wird K) , bald die des Wohn

orts der Person , die ein Recht ausüben will !) , zur

Entscheidung dienen müssen , und die Regel , daß das

bewegliche Vermögen einer Person nach den Gesetzen ihres

e) In s° s«n lst die Regel richtig , welche SscKsrise lid.

<Zus«st, r>!>g. als oberstes Princip aufstellt : quocUibet, «K-

jectum juris yuocun^ue temporis Moment« IrgiKus loe!

uki versstur uvice sudest.

K) Z.B. wenn der Inhaber einer Sache d-m Mridicanten die Regel

entgegensetzt : Hand muß Hand wahre» , wobei gar nicht noch,

wendig vorausgesetzt wird , daß sich die Sache auch an diesem'

Ort besinde , die an einem dritten Ort mit Arrest belegt scvn

könnte. . ,

<) Die Regel , Hand muß Hand wahren , würde daher dem Mndi,

cantcn nickt entgegenstehen , wenn sie gleich an dessen Wohnort

gilt , sobald sie der Beklagte nach den besetzen seines Wohnorts

nicht als Einrede gebrauchen kann.
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Wohnorts beurtheilt werde (mokilis os«idus ZnKssrent),

da sie offenbar von demselben Princip -bh^ngt, ist daher

entweder nur mit jenen Modisic«tionen zu verstehen,

oder nicht 'confequent durchzuführen K) ; auf keine Weis«

aber kann die entgegengesetzte, daß auf den Ort zu sehen

fey, wo sich die Sache befindet, allgemein gerechtfer«

tigt werden , da die Gesetze desselben auf die Ausübung

des Rechts nicht nothwendig einen Einfluß haben. 3. Auch

bei obligatorischen Verhaltnissen entscheiden zu-

weilin die Gesetze, wo jene würksam werden sollen,

wenn diese ihnen nur unter bestimmten Bedingungen eine

Würkung zugestehen m), welches sich dann bald auf die

Form, bald auf den Inhalt, bald auf beides beziehen

K) »srt. g. g. O. §.6. Glück Comm. c,. o. O- S.405 Aug«

nommcn ist sie jedoch der älteren Theorie gemäß im preußisch.

Landr. Einl. z.«g — zi. und im istexr. Gesctzb. aus der

obersten Regel von der Anwendbarkeit der Gesetze (Z. Z4) abgc«

leitet- §. z«z.

Y Ihr folgt ^«^r. a. «. O. (Z. z4- Not. S)

m) Z. B. östcrr. Gesctzb. §-4- (oben zs- Not. K.) z. Z5. «An

von einem Ausländer in diesem Staate unternommenes Geschäft,

wodurch er Andern Rechte gewährt , ohne dieselben gegenseitig zu

verpflichten, ist entweder nach diesem Gesetzbuch?, oder aber nach

dem Gesetze, dem der Fremde als Untcrtban unterliegt, zu beur«

tbcilen , je nachdem das eine oder das andere Gesetz die Gültigkeit

de« Geschäfts am meisten begünstigt. §.zS. Wenn ein Ausländ«

hierlandcs ein wcchselscitig vcrbindcndes Geschäft mit einem Staats

bürger eingeht , so wird es ohne Ausnahme nach diesem Gesetz«

buch : dascrn er cö aber mit einem Ausländer schließt, nur dann

nach demselben beurtheilt , wenn nicht bewiesen wird , daß bei

der Adschlicßung auf ein anderes Recht Bedacht genommen mor<

den sc«. — In Beziehung auf diesen Grundsatz kann denn frei«

lich die Regel Not. «. häufig wegfallen-
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kann. Sonst müssen bei Obligationen n) die Gesetze,

unter welchen sie entstanden sind, entscheiden, da bei

einem Verhältnis? unter bestimmten Personen, das nach

jenen entstandene Recht als wohlerworben betrach-

tet werben muß o). Unter welchen Gesetzen aber eine

Obligation entstanden ist , hangt bei kontraktlichen Ver

hältnissen zunächst von der Autonomie der Eontrahenten

(F. 37.), bei Delikten von dem Ort ab, wo sie began

gen sind x). 4. Bei jeder Handlung, welche unter Con-

currenz öffentlicher Personen oder Behörden vorgenommen

wird, müssen die Gesetze deö OrtS über die Form der

selben entscheiden , weil sich das Verfahren der ersteren

nur nach den ihnen gegebenen Gesetzen richten kann.

§. 37. -

». Unterwerfung unter bestimmte Gesetze durch Autonomie.

1. In der Regel kann nur bei obligatorischen Ver

hältnissen , hie durch Vertrag entstehen «) , durch die

Willkühr der Interessenten selbst, die Beurtheilimg eines

Rechtsverhältnisses von bestimmten Gesetzen, und nur so

weit abhängig gemacht werden , als jeder derselben durch

die Gesetze , welchen er in der Regel unterworfen ist

(§. 34. 3ö.) , in seiner Autonomie nicht beschränkt wird.

») Daher auch über Klage und Exccptioncn , mithin auch die Prck«

scription und Restitution. S. «ort. g. g. O. §.65. Uebcr die

Meinungen Anderer s. Tittinann «. a. O. S. »4.

«) S- Tittmann a. «. O- 8- z u. f.

x) S- Glück Comm. g. a O- S- «9z u. f.

a) Da hier unter der im §. angegebenen Voraussetzung die Unter«

wersung unter andere Gesetze nicht« al« eine Abänderung der Na«

turalicn des Geschäfts ig.
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,Da unter dieser Voraussetzung alles von der Absicht

der Contrahenten abhängt, so müssen die nach dieser gel?

tenden Gesetze, sowohl über Form als Inhalt der Hand«

lung entscheiden, aber die Partheien können sich in

Rücksicht jener anderen Gesetzen als in Absicht dieser un,

terwerfen ; über die gewählten Gesetze selbst kann eben

aus jenem Grunde der locus contractu,, der übrigens

nach den Grundsätzen deö römischen Rechts zu beurthei?

len ist ö), nur in so fern entscheiden, als die Vermu?

thung für die Absicht einer Unterwerfung unter die

Gesetze desselben ist c) , und nur fo weit ist also auch

hier die Regel richtig , locus regit actum , die in Hin,

sicht der Form von Vielen unbedingt behauptet wird

Es kann aber, sofern eine andere auch nur aus den

Umstanden erweislich ist, eben sowohl bei Verträgen un

ter Einheimischen, als unter Fremden, oder unter Ein

heimischen und Fremde:: , auf die Gesetze eines dritten

Orts Rücksicht genommen werben müssen, und von jenen.

Umständen^ besonders der Ort wo der Gegenstand e>i-

stirt oder, das Geschäft Würkungen hervorbringen soll,

wichtig werden. Wo übrigens der locus contractu, zu

berücksichtigen, aber zweifelhaft ist, wie bei Verträgen

die in Briefen geschlossen werden e) , entscheidet schon

i) I.. 2,. O. Se O. et ^. (44, 7.) Q. z. 0. gv reku? »uctor.

juck, possicl. (42, Z.) !..!<), 20. O. <io juciiciis (z, ,.) I.. ,7.

O. äe Kcke instruiri. (4, ,1.) (Prevß. L«Ndr. I, 5, §. ,!,.)

Q.zg. 0. «° 0. et 4. (44, 7.) '

e) Mehr folgt nicht aus l^,.6. v. äe eviöt. (2l, ,.) und 1^,4. <io

K. 5. (s«> «?) Bergl. Tittmann a. a. O- §. Z7 u. f.

>i) Glück a. a. O. S- »9«-

«) Hugo de Gros t wollte bicr auf das Naturrccht schcn: 6« jure
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eine allgemeine JnterpretationSregel /) , daß die Gesetze

Vorzuziehen sind, nach welchen das Geschäft aufrecht

erhalten werden kannS); wo diese nicht ausreicht, kann

freilich auch hier kein anderer Grundsatz entscheiden, als

daß jeder Theil die Rechte, welche er auS einem solchen

Geschäft hat, nur so weit geltend inachen kann, als die

Gesetze gestatten, unter welchen er sie ausübt. 2. Auch

bei Handlungen anderer Art, die im Ausland vorgenom

men werden , gestattet eine entschiedene Praxis , die

Form nach den hier geltenden Gesetzen einzurichten K),

welches sich denn aber doch nur so weit rechtfertigen läßt,

die obige Regel (§.3ö. Not. K.) nicht entgegensteht.

§« 2s. ....

k. Anwendung dieser Grundsätze auf die Rangordnung unter den

Quellen des kednircchtS «)-

Beim Lehen können nicht nur die Verträge unter "

den Lehensper fönen die über das Lehensverhältniß

delli et xsc. I^.s. O. n. §.g. Uert. g. g. O. §-SS. Dergl-

Tittmann a a- O.

/) I.. 8°. o. Se V. «. (45, l.)

g) Im preußischen Londr. I, s- §- "Z- in Hinsicht bc,r Form

anerkannt. >

K) S- Glück a- a. O- S- «9» u- Z99., jedoch mit der oben §. zz,

Not- K. angegebenen Einschränkung. Unter dieser Voraussetzung

muß dann auch z. B. ein errichtetes Testament nach Veränderung

de« Wohnorts, aber freilich nur in Rücksicht der Form,

gegen die Regel §. Z5- Nr.». gültig bleiben.

«) O. I<. LoeKmer äe öecisione c»i5srnrn keu6»1. »ev. zu«

«uri»e (In dcss. LIeet. jur. keuck. l. I'kr. >.) ebtNd.

cks ju6ice seuäorum exirs curtem ^in dess «b5erv. juris

keuä. vr. l«) Habels« meletem»!» jur. 5euä. L«U. ,
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Menden Gesetze abändern , so weit es die allgemeinen

Regeln über den Umfang Her Autonomie gestatten , son«

dem eö entsteht auch bei den Staatslehen , über welche

dem LehenSherrn nicht zugleich die Lehenshoheit zusteht,

und bei den in einem Lande , wo der LehenShert nicht

zugleich seinen Wohnsitz hat ,' belegenen Privatlehen,

(ksuZä extra curteoa) ö) , die Frage, welche Lehens-

ge setze über daS Lehenöverhaltniß In seinen verschiedenen

Beziehungen gelten, da sich hier das jus curise (§. 2S.)

u. teuäi ,iti coordinirt sind, während bei den Übrigen Lehen

(kenö^ in curt«) beide entweder identisch oder eines dem

andern subordivirt sind. Nach den allgemeinen Grund

sätzen (§. 34 — 37.) muß: 1. der Leh enscontraet

selbst c) , und jede Verbindlichkeit , bis sich unmittelbar

auf diesen gründet , in der Regel (§. 37. Nr. 1.) nach

dem jus curia« beurtheilt werden da die regelmäßige

»»l. ,791. nr. Hagemann Einl. In das In Jeutschl- übl.

kehenr. S-^-S'- Schnaubert Cvmmcnt zu Böhmers kehenr-

S 6, u. f. G- Ä- Weber Handb. des kehenr. Tb- i. S>»S5U f.

i) Vergl I. z. z. >. u. z>r. und Su Oanße «lossar.

«. V. <?c>rtis. lieber den Ursprung dieser Lehen in Deutschland

s. Liener äs orig. er xrogr. 1^. Serm. I'oin. z. Vol. ».

§. sS. «7.

e) Laß der Lchensvcrtrag selbst von den vorbereitenden Geschäften

ovterschicden weiden müsse, und die letzteren sich nicht iwthmen-

dig nach dem jus vurise richten, wie LoeKmercke geciz.

«UZ. 5elicksl. z. 15. und Hagemann o.a. O. behaupten,

ist zwar richtig (Z.Z7- Nr.,.), aber nach der durch die Umstände

beKimmten Msicht der Parthcien , wird auch Form und Inhalt

der letzteren nicht leicht nach anderen Gesetzen beurtheilt werden

ttnnei..

>y Daher die Laudcmie» , die Grundsätze über die Lchcuerneuerung,
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Rücksicht der Interessenten bei Errichtung des Lehens auf

dieses, in der Natur der Verhältnisse liegt. 2. Da die

Rechte der Lehensfamilie am Lehen dadurch bestimmt

werden, daß ihnen dieses als ein von einem bestimmten

Lehenshof nach dessen Gesetzen abhangiges Lehen über

lassen ist , und Bestimmungen dieser Art , so weit keine

prohibitive Gesetze im Wege stehen, den Realsiatuten vor

gehen (§.36. Nr. 1.), so bestimmen sich auch die Rechte

der Lehensfamilie am Lehen nicht nur in ihrem Verhalt-

niß unter einander, wie bei dem Successionsrecht, son

dern auch gegen Dritte, so weit sie nach den legibus rei

sitae nur als wohlerworbene Rechte geschützt wer

den müssen , nach dem jus ouiiss , während hingegen

übrigens die Rechte dritter Personen nur nach den legi-

du» rei »itse zu beurtheilen sind (H. 36. Nr. 1.) e).

3. Welche Gesetze über den Inhalt der Handlungen gel

ten , durch welche die Lehenspersonen über daö Lehen

Auslösung der Lehenbriesc usw. Hagemann a. a- O. § so.

Not- 6. Schnaubert «. a. O.

«) Demnach muß das Vindicationsrccht des Lcbcnsherrn und der

Agnaten , so weit es auf der Frage beruht , in wie weit die

Lehen nach dem j»5 curia« verckußerlich sind , die Frage, in wie

weit es mit Schulden 'belastet werden und wegen, dieser von den

Gläubigern verkauft werden könne , nach dem ju« curia« ent«

schieden werden , wenn nur Nickt Prohlditivgesetze entgegen stehen,

weil dies von der Bedeutung des übertragenen Recht« ab,

hängt, hingegen die Frage, ob Descendenten eln von ihren

Asccudcnten selbst oder mit deren Einwilligung veräußertes Lehen

von einem dritten Besitzer revocircn können , unter welchen

Bedingungen der Lehcnsretract statt finden könne u- dcrgl. nach

den legibus rei sit»« , weil nur diese gegen Dritte die

Würksamkcit einer »ucc««ia ex psct« et provickeotia msj«>

rum bestimmen können. ^
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selbst Verfügungen treffen, ergiebt sich hieraus "von selbst;

die Form der letzteren aber muß sich nach den legidu,

rei «tse richten (§. 3<Z. Nr. t.), während sie bei Hand

lungen , die nur auf das vertragsmäßige Verhältniß

zwischen den Lehenspersonen Bezug haben, nach den all»

gemeinen Grundsätzen über die Verträge ( §. 37. Nr. 1.)

beurtheilt werden müssen /).

/) Die Form , in welcher der Vasall dem Gläubiger eine Hypothek

sm Lehm constituiren , und in welcher die Agnaten in diese eon«

scnti'ren müssen , oder vie Form einer Majo«töordnung , die der

Vasall errichten will, richtet sich daher nach dem j»» keuäi «ü;

die Form deS vom Lehcnshcrrn hierzu crtheiltcn Consenses hin«

gegen nach dem jus ^n-iao.
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»

. Zweiter Theil.

System des deutschen Privatrechts.

Einleitung. /

§. 39.

I. Methobe,

X. des Landrechts,

i. Verschiedene Ansichten darüber.

lieber die Methode bei der Darstellung deö Inhalts

der deutschen Rechtsquellen und die Bedeutung eines

Systems von Rechtssätzen aus jenen, von einem Stand

punkt aus zusammengestellt, aus welchem sie als ein zu

sammenhängendes Ganzes, mithin nicht als ein Aggregat

particularrechtlicher Bestimmungen, sondern als deut

sches Recht betrachtet werden, sind von den neueren

Schriftstellern «) drei Meinungen aufgestellt worden.

Auf daö Daseyn der Reichsgesetze, gemeiner Gewohnhei

ten und den Satz, daß Alles, was aus der Natur der

«) Ueber die ältere» s. W- G- Taslnger üb« die Bcsiiminung des

Veariff« der Analogie des b- Privatr- Ulm ,787- 8- S. ?S.
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Sachen (der Institute) abgeleitet werde, überall wo diese

vorkommen, gelten müsse, so lange man nicht Abweichun,

gen von jener im particularen Recht nachweisen könne,

ist die Behauptung gegründet worden , daß man von

einem gemeinen deutschen Recht in dem nehmlichen Sinn

sprechen könne , in welchem den Grundsätzen deö römi

schen RechtS jene Eigenschaft (bei den römischen Institu

ten) beigelegt wird ö). Nicht sowohl der (ungegründete

§. S6.) Zweifel , der gegen die E/istenz gemeiner Ge

wohnheiten erhoben worden ist, als der Mangel einer

Hinreichenben Begründung der Behauptung , daß , ohn-

geachtet das deutsche Recht jetzt vornehmlich in der Ge

stalt von Bestimmungen erscheint , deren Gültigkeit zu

nächst auf particularen Rechtsnormen beruht, dennoch

jene von Grundsätzen abhängen , die als eine durchge

hende Grundlage der vorkommenden Institute den Cha-

racter einer affgemeinen Anwendbarkeit haben, ist der

Anerkennmig der Wahrheit jener Ansicht hinderlich gewe

sen, und hat bei Vielen einer zweiten Meinung c)

Beifall verschafft, welche das Daseyn eines gemeinen

deutschen Rechts verwirft. Von der Voraussetzung aus

gehend, daß die Natur der Sache, von welcher in Be

ziehung auf ein Institut des heutigen Rechts die Rede

s» , immer nur auS den Bestimmungen eines heutigen

i) Runde Grunds, dcs gemeinen deutschen Prluatr, §, 79 — gz.

A- ?. Posse Abhandl. aus dem deutsch. St- u. P.R- (i»o». s )

Hfl. 1. Abh. >.

«) <Z. kl. üvKKarck Kermeneutics juri, (eck. O. ?. WsleK.

I.ip,. ,77g. g.) ?. 64z u. f. G. Hufcland in den S- I.

angeführten Abhandlungen A- Fe u erb ach clvllistlsche Versuch,.

LH. >. Abh. 7-
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ParticularrechtS abgeleitet werden könne, nnb daraus

also die Natur eines deutschen Instituts im Allgemeinen

nicht erkennbar sey , betrachtet diese Ansicht die Rechtö-

sätze, welche auS deutschen Rechtsquellen wissenschaftlich

entwickelt werden können, immer nur als ein hypothetisch

anwendbares Recht, indem ihr Gebrauch dadurch bedingt

sey, daß in den zunächst anwendbaren Rechtsquellen der

nehmliche Begriff des Instituts zum Grunde liege , von

welchem in der Theorie ausgegangen worden. Ohnge,

achtet das Letztere nicht in Zweifel gezogen werden kann,

indem sich kein partikulares Recht ans dem gemeinen

Recht erganzen laßt, wenn daS letztere das Institut des

ersteren gar nicht kennt ch, so verrückt doch jene Ansicht

den Gesichtspunkt, auS welchem die Quellen einer solchen

Theorie betrachtet werden müssen (F. 4s>.), und geröth

zugleich mit sich selbst in Widerspruch. Denn, wenn eS

möglich seyn soll , auS irgend einer Theorie , die nicht

unmittelbar auf die zunächst anzuwendenden Rechtsquellen

selbst gegründet ist, den Inhalt der letzteren zu erklären

und zu ergänzen , (welches auch von den Vertheidigern

jener Ansicht zugegeben und sogar für unentbehrlich er

klärt wird«), weil kein deutsches Particularrecht so selbst«

ständig ist , daß jedes darin vorkommende Institut aus

dessen Inhalt allein beurtheilt und dieser bloß auS sich

<i) Gerade so wie bei der Anwendung allgemeiner Rechtöregeln aus

spectelle Rechtsverhältnisse, die gegen die Analogie der ersteren

gebildet sind. I" >6-.^- äs I.. I.. (,, z.) In Kis yuse con>

tr« rstionem juris vonstituta «unt , von rioizumuz «e^ui

t) G. Hufeland Elnleit. in die Wissens«), des heutigen deutschen

Prlvotr. §. ,8 — 21.
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selbst erklärt werden konnte /)): so muß der Inhalt der

RechtSquellen, aus weichen jene entnommen wird, sich wie

ein positives Recht verhalten, das eine für den Wür-

kungskreis der zunächst anzuwendenden Rechtsquelle»

unmittelbar verbindende Regel ausspricht ; und

da dies (hier , wo nicht von geschriebenen Gesetzen von

allgemeinerer verbindender Kraft die Rede ist) nach der

Natur des positiven Rechts überhaupt nur dann der Fall

seyn kann, wenn jener Inhalt den Character einer

allgemeineren Wirksamkeit hat, als die RechtSquelle,

aus welcher er zunächst abgenommen ist nach ihrer for

mellen Gültigkeit für eine gewisse Localität: so muß der»

selbe nothwenoig die Bedeutung eines Gewohnheits

rechts haben, welches die mehreren coordinirten Rechts

quellen gemeinfchnftlich zum Grunde liegende Re

gel ausdrückt, also für den WürkungSkreiS der letzteren

württich gemeines Recht ist. Coordinirte Particular«

rechte könnten zwar in ihren Grundbegriffen auch über

einstimmen , ohngeachtet sie unabhängig von einer posi

tiv gegebenen gemeinschaftlichen Regel wären; allein

eine solche Uebereinstimmung würde in diesem Falle nur

zufällig seyn, während sie unter jener Voraussetzung

nothw endig ist. Bei einer bloß zufälligen und eben

darum auch nur seltenen Uebereinsiimmung , würde nach

dcr Natur positiver Nechtöbesiimmungen eine so gleich

artige Feststellung der Grundbegriffe , daß sich zeigen

ließe , waS in dem einen Recht aus dem hier gegebenen

abgeleitet worden sey müsse mit logischer Eonseqnenz auch

auö dem andern abgeleitet werden, gar nicht zu erwarten

/) WaS denn freilich nicht auffallend sc»n kann, da cin sclbiWndl'

geö Recht clvc sellMiandlöe Ncktiovalik,tt l'mauiSscizt.
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seyn , und es würde besonders eine sehr geringe Kennt«

riiß unserer deutschen Particularrechte verrathen , wenn

man auf konsequente Entwicklung ihrer Grundbegriffe,

die man als Autorität für die logische Operation mit den

Grundbegriffen eines andern zu gebrauchen gedachte > dit

Möglichkeit einer Theorie über deutsche Rcchtsinsiitute

bauen wollte, die für verschiedene Theile von Deutschland

brauchbar seyn soll. Richtiger bezeichnet eine dritte

Ansicht den Weg, auf welchem sich die Beschaffenheit der

deutschen Rechtsinstitute auS einem solchen Standpunkt

darstellen läßt, baß beurtheilt werden kann, welches der

Character eines jeden Instituts überhaupt sey, wo es

auch vorkommen mag, indem sie du's auS der Entstehung

unseres jetzigen Rechts bestimmen will Zu einem

Institut werden hier alle Nechtsbestimmungen ge

rechnet, welche von denselben leitenden Princi«

pien ab hingen, und die Möglichkeit aufzufinden,

welche dieses scvcn, und zu beurtheilen, ob vorkommende

Rechtsbcstimmimgen zu einem solchen Institute gezogen

werden müssen, wird hier darauf gegründet, daß sich

H I. St. Pütter Veite, zum deutsch. Staats- u. Fürsten?. Th.».

Abh. »7- Z>- W. E. Tafinger Vesrimmung des Begriffs der

Analogie des deutschen Private. Tb- ». lllm 1787. g. C- F.

Weiße Ein!, in das gemeine tcutsche Privatrecht. §. 5z — z8.

42 — 45- Zeitschr. für gcschichtl. Rechtswisscnsch. oben S. i»

Mittcxmaier, kehrb- des deutsch. Privatr. , wckre nach dem,

was I> 14 ^ 20. über die Bedeutung des deutschen Rechts e«K

wickelt wird, such für dick Ansicht; ober das, was vorher §. 12

und >z. über die Gewohnheitsrechte und die Natur der Sache

vorkommt, steht damit in Widerspruch, so daß die hier ausgestc?«

tcn Grundsätze als eine eigentbümliche Ansicht betrachtet werden

müssen , die eine Vermittlung zwischen zwei entgegengesetzten Met,

nungcn versucht, deren Möglichkeit wir nicht einsehen-
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geschichtlich nachweisen läßt , welches ursprünglich die

leitenden Grundsätze 'jedes Instituts gewesen sind , und

welche Thatsachen späterhin, wenn jene gegenwärtig nicht

mehr wahrgenommen werden , den Rechtsverhältnissen,

welche zu jenen gehören, ihre jetzige Gestalt, und anderen

leitenden Grundsätzen, und welchen, '.ihre Entstehung ge«

geben haben. Denn hieraus lassen sich für jedes vor«

kommende Institut die Merkmale angeben , auS welchen

die leitenden Principicn abzunehmen sind, denen es an«

gehört , von welchen dann die für dasselbe bestehenden

Bestimmungen abhängen , und auS welchen diese folglich

zu erklären und zu ergänzen sind. Die Aufgabe einer

wissenschaftlichen Bearbeitung deö deutschen Privatrechts

ist daher auch keineswegs , den gesammten Inhalt aller

Particularrechte darzustellen, sondern nach den Princi«

pim, von welchen die vorkommenden RechtSbesiimmungen

abhängen, die Institute des deutschen RechtS zu sondern,

und auS jenen die Natur eines jeden derselben zu bestim,

men; woraus sich denn von selbst ergiebt, daß eine hier»

auf begründete Doctrin /<) auf jedes deutsche Partien«

larrecht anwendbar, und zu dessen Anwendung unent»

behrlich seyn muß , sobald sich zeigen läßt , daß keines

derselben ein isolirteS Daseyn habe, sondern die leitenden

Principicn bei allen auS gemeinsamen deutsche» Gewöhn«

heiten herfließen, die in den einzelnen Rechtöquellen an«

erkannt sind.

i) Dieser in rem französischen Recht für die Theorie, bce Anwendung

der beliebenden Gescgc gebräuchliche ZluSdruck, scheint die Dedeu«

tung der Lehrsätze de« gemeine» deutschen RechtS sehr schicklich ,u

bezeichnen.
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^ ?> , 'l , . '

§. 40. ,.

». Begründung der wissenschaftlichen Theorie der deutschen

Rcchtsingitute-

Diesen Beweis liefert die Geschichte deS deutschen

Rechts. 1. Da das ältere deutsche Recht eine ursprüng

liche Einheit , zwar nicht in allen Rechtöbestimmungen

aber in den Instituten des Ncchts hatte , indem diese

nie so weit von einander abweichen, daß sie sich nicht als

Modifikationen eines und desselben deutschen Instituts

betrachten ließen (§. I.); da ferner eben daher auch im

Mittelalter ein gemeines Recht, welches allen Localrech-

ten zum Grunde lag, unter dem Namen des Landrechts

in ganz Deutschland angewendet wurde (§.9— 11.): so

läßt sich bei allen Rechtsinsiituten , die schon dem Mit,

telalter angehören , und in unserem heutigen Recht noch

vorkommen, ihre ursprüngliche Natur allgemein be

stimmen, und dabei leicht das Besondere, welches

schon in jener Zeit hie und da bemerkt wird , von dem

trennen , was den Character des Instituts überhaupt

ausmacht ; nur muß dabei nicht vergessen werden , daß

bei dem nehmlichen Gegenstand des .Rechts mehrere

Institute neben einander vorkommen können , sofern sich

bald auö Modifikationen eines solchen , die schon dem

älteren Recht angehören, bald auö Gründen, die erst im

mittleren Zeitalter hervortreten , selbststandige Institute

entwickelt haben, die, ohne ein früheres ihnen ähnliches

zn verdrängen, neben demselben einen, seltener localen,

alz durch den Einfluß gewisser Thatsachen allgemein in

Deutschland bestimmten, WürkungSkreis gewonnen haben.

2. Diese Institute sind , wo sie das fremde Recht nicht

verdrängt hat , unter dessen Einfluß weiter fortgebildet
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worden, so daß seitdem die leitenden Grundsätze für die

selben theils dein älteren deutschen, theils dem römischen

Recht angehören ; die Gestalt , welche sie in der neueren

Zeit erhalten haben, ist theils durch die bloße Verbindung

der Grundsatze des fremden Rechts mit den Bestimmun

gen des deutschen , bei der Anwendung des letzteren

(§. SS, 29.), theils durch die Ansichten, welche die

Practiker über die Bedeutung der deutschen Rechtsver

hältnisse verbreitet und in die Gesetzgebungen übertragen

haben «) , theils durch den Einfluß bestimmt worden,

welchen Begebenheiten , die ihre Wirksamkeit über ganj

Deutschland erstreckten , auf die Richtung der Gesetzge

bungen zu einem bestimmten Aweck erlangt haben b).

Z. ES giebt daher kein Institut des heutigen Rechts,

bei welchem sich nicht nachweisen ließe , von welchen lei

tenden Principien die einzelnen bei demselben vorkommen

den Bestimmungen abhangen, und sofern man die Insti

tute nach Verschiedenheit der ersieren (§. 39.) gehörig

sondert, von welchem sich nicht angeben ließe, was ver

möge jener die Natur deS Instituts mit sich bringe, die

in jeder Nechtsquelle dadurch anerkannt ist, daß sie sich

auf jene stützt, alfo auS ihnen erclart feyn will. Dies

macht denn das Gemeinrechtliche und überall Anwendbare

deS Instituts aus, wahrend Abweichungen von jenen

als particularrechttich zu betrachten , und so weit sichere

Jntcrpretationsr:zeln dies zulassen c), aus ihrer eigenen

Analogie zu erklären und zu ergänzen sind. 4. Um. jene

«) S. oben §- '4, 15, und Rcchtsgcsch. §. 529 — 562.

d) S> z. B. Rechtögesch. §. 614.

e) !.. 14. D. cio 1^. Ii, (i, z,) lZuoci vero contra intionem

juris ^ekiepiunl von est proäucenäum conkeijiiuiitiäZ.
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leitenden Principien e?) aufzusuchen , ist es daher noth-

wendig von der ältesten Beschaffenheit jedes Instituts

auszugehen und jene aus den über diese vorhandenen

historischen Zeugnissen zu bestimmen , dann aber seine

Schicksale bis auf die neuesten Rechtöquellen herab zu

verfolgen, um die Modifikationen in jenen, welche in

verschiedenen Zeiten hervortreten, als Unterarten deS

nehmlichen Instituts oder als verwandte Institute zu un

terscheiden und nach ihren Eigenthümlichkeiten zu beschrei

ben, wobei mithin die sömmtlichen Quellen des deutsche«.

Rechts als ein Inbegriff von Thatsachen behandelt wer

den, aus welchem erörtert werden soll, welche Institute

überhaupt vorkommen und welche Beschaffenheit jedem

vermöge der Principien eigen ist, von welchen eö abhangt;

die Bestimmungen einzelner Particularrechte dienen zum

Beleg für die gefundenen Resultate. S. Da das römische

Recht für einen großen Theil der jetzt vorkommenden In-,

Mute daö gemeine Recht geworden ist, und diesem selbst

ck) Die aus den über die Beschaffenheit der Institute geltenden

positiven Rechtsbefiimmungcn abzunehmen , und daher

nicht lyit Folgerungen aus den Beweggründen durch Gesetzgebung

ausgestellter Bestimmungen zu verwechseln sind. Von den letzte,

een gilt die Regel : ^on oniniui» o,u»e » insjoribus consti-

tut» sunt , rsti« rellcki polest ; et illeo rstionor eoruin

<^use eonstituuntur inzuiri non oportet ; alioc^niu mults

ex Kis r>u«e certs sunt «uovertuntur jQ. ,o, «».!?. <Ze Q. I,.

' , Z-)- Jene leitenden Principien sind vielincbr das , was die

Rimcr die 'aus dem ganzen Ausammenhang der geltenden Rechts«

bcffimmungen hergicßcnden Principien , die juris rstio nannten.

S. z. B, 6g, I. ,. cke j»rs g«t. (,z, z.) I.. II. S, I. »ck 1^.

rsldig. (55, ».) l. Z5- ite pooni, ig ). 1^, 2. (), jjolut«

rnstrü». (5, iZ ) O. <ie bonis suct, jn«i, possick. (7, 7,.)
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die leitenden Principien für viele Rechtsverhältnisse deut

schen Ursprungs gegenwärtig wenigstens theilweise angehö

ren , viele ursprünglich deutsche Institute aber umgekehrt

ontiquirt worden sind, welche mit dem, was stehen ge

blieben ist, ehedem in Verbindung waren: so erfordert der

wissenschaftliche Zusammenhang, alle, such die antiquirten

Institute, zu berühren, aber nur um anzugeben, waS

vom römischen Recht in ihre Stelle getreten ist>..vnd bei

solchen , von welchen einzelne Bestimmungen übrig geblie

ben sind , zu zeigen , auf welche Weise sich dabei römi

sches und deutsches Recht gegenseitig ergänzen. Den

Hauptstoff der Wissenschaft bilden aber die noch jetzt voll,

ständig geltenden Institute deutschen Ursprungs, und ihr

praktischer Nutzen besteht darin, daß sie nicht nur

das geineine deutsche Recht wissenschaftlich entwickelt und

die Gränze der Anwendbarkeit des römischen Rechts be-

siii imt, sondern auch die deutschen Particularrechte ver

stehen, anwenden, und auö dem gemeinen deutschen

Recht, wo besondere Bestimmungen fehlen, ergänzen

lehrt. Will man daS gemeine deutsche Recht ein hypo

thetisches nennen , weil seine Anwendung das im parti

kularen Recht begründete Daseyn der deutschen Institute,

und selbst wohl einer gewissen Gattung derselben, meistens

voraussetzt e), so ist dagegen nichts einzuwenden, wenn

«) IS der That ist dicS aber auch beim römischen Recht (wie noth«

wendig bei jedem subsidiarischen Recht) der Fall, nur daß

es hier seltener zweifelhaft ist , ob dessen Institute recipirt seven

oder nicht , während e« nur bei einzelnen deutschen Instituten

notorisch ist , daß sie allcnthalben in Deutschland vorkommen.

Die Behauptung der älteren Juristen , die allerdings noch jetzt

ihre zahlreichen Anhänger haben mo, , daß auch die Institute
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man sich dadurch nur nicht zu dem Jrrthum (§. Zy.)

verleiten laßt, daß jenes anzuwendende Recht nur ein

hypothetisches Particularrecht sey.

» " , ' Z. 41.

DeS Lehenrechts.

ZJach der Verschiedenheit der Quellen, auS welchen

der Stoff deö LehenrechtS zu entnehmen ist, erfordert

dieser a«ch ei«e verschiedene Behandlungsart. Da 1. die

Bücher des lougobardischen LehenrechtS als Quellen des

gemeinen geschriebenen Rechts gelten (S.31.), so ist zur

Begründung der Theorie des LehenrechtS, so weit sie

auf diesen beruht, die dogmatische Entwicklung des In

halts jener Quellen hinreichend ; die Geschichte der Le-

henöinsiitute dient nur zu dessen Erklärung. Eine Haupt

rücksicht bei der Darstellung dieses Theiles des Lehenrechts,

muß aber, da es auf fremden Nechtsquellen beruht, die

Nachweisung seyn, wie weit es bei veränderter Verfassung

und in Beziehung auf eigmthümliche deutsche Lehensin-

siitute angewendet werden könne. 2. Von den eigenthüm-

lich deutschen Lehensinsiituten gilt über ihre Bedeutung,

die Begründung der Theorie, und die Anwendbarkeit der

selben, ganz das, was von den übrigen deutschen Insti

tuten bemerkt worden ist.

bc§ römischen Rechts die Vexmuthung für sich h,!ttcn . Ist wcd«

in der Gewohnheit , der es seine Rcccptlon verdankt , noch

in den «esc yen , in welchen diese bestätigt ist , gegründet.

S- Rechtsgcsch. g. 44° ^ 444, ;L»,
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§. 42.

H. iitteraturgeschichte und tittcratur deS deutschen

NechtS.

^. Des Landrechts a).

Auf den ersten Anfang der Bearbeitung deS deutschen

Rechts in den Rechtsbüchern (§.9— 11.), vvn welchem

die späteren Fornielbücher und der Laienspiegel (F. 14.)

nur eine sehr unvollkommene Fortsetzung waren , folgte

ein langer Zeitraum , bis zum Ende deS 17ten Jahrhun

derts, in welchem die Lehren des deutschen Rechts, von

welchem die Juristen dieser Zeit überdies nur eine sehr

unvollkommene Kenntniß hatten (^'. 14.), als ein Gegen»

stand erscheinen, der in den Schriften über die fremden

Rechte bei einigen Instituten deS römischen Rechts und

des Lehen rechts gelegentlich berührt wird. Am meisten

thaten dafür die sächsischen Juristen , wozu die Verbin

dung, in welcher das sächsische Recht mit dem Sachsen

spiegel stand, und die sächsischen Constitutionen Veran

lassung gaben S). Ohngeachtet mehrere der wichtigsten

Vorarbeiten zur Begründung einer richtigen Theorie des

deutschen RechtS schon im löten und 17ten Jahrhundert

durch die Ausgaben der Wolksrechte, Capitularien und

Formelbücher geschehen wären, welche in diese Zeit fal?

») Zo. Hsum»nn npz>!>5stus jurispruäentise littersrius. Osp.

42. ?. zu u. f- C- I- gl scher Littcratur deS germ. Recht«.'

reipz. 1732. s- 8- T- Steierl Abriß der Gesch. der deutsch.

Privatrechtögelehrsamkeit. Würjb- ^78«- 8-

i) Sie wlchtigken Schriftgeller sind in dieser Zelt die Praktiker. S.

oben §. !4- Not- ^.
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len c), und viele Urkunden und andere Rechtsmonumente

besonders in historischen Sammlungen nach und nach

bekannt wurden, blieb doch allen Schriftstellern noch der

Gedanke fremd , daß dem deutschen Recht die Stelle eines

eigenen Haupttheils der Rechtswissenschaft eingeräumt

werden müsse. Vorbereitet wurde eine neue Epoche des

Studiums deS deutschen Rechts durch Herrmann

Conring , der zuerst die geschichtliche Entstehung deS

RechtSzustandeS in Deutschland ausführlicher und richti

ger entwickelteck), und durch Johann Schilt er, dyr

zuerst eine Theorie der deutschen Rechtöinstitute mit dem

römischen Recht verband, in welcher die sonst nur zer

streut vorkommenden Grundsätze des deutschen Rechts voll

ständiger und besser zusammengestellt waren e). Schon

in der zweiten Hälfte deS I7ten Jahrhunderts erhoben

sich einzelne Stimmen, welche auf vollständigere Benutzung

der Quellen des deutschen Rechts drangen , wenn sie

auch ihren Gebrauch noch nicht, richtig bestimmten /),

«) W Herausgeber sind hier zu nennen : Job- Eicha cd.

Joh. du Tillet um ,548- Joh. Herold- »SS?- Frlcdr.

Lindenbrog. 1607. Hieronymus u, Tdevd. Bignvo.

1615 u- >66s. Steoh. Baluzlus. »677. S- Rechtsgesch.

§. Not. ». 8- >4». Not. «.

Her». Conring, geb. 1L06. s iSgi. Oe origine juris

Soebel. lirunsv. 1750. 7 l'oin. 5ol.

,) Zok. 8cKiIter , geb. >6z2. ^ ,70z. ?rsms juris Koinoni

iu koro Lermuni«, , juxis oräinvm ?«nckectarum. ^en.

167» — 1634. in einzelnen Abhandlungen ( exercitatiou« »ck

?snSect»z) ; als Ganzes , l6gg. kol. cum ?r»etst. OK r.

IKomasii. I^ip5. 171z. ?rsu«:«f. >7zz. syl.

Lonr, Liaceri (Z. Xul?js) Oüi. cl« z«rm«nesrum le
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und die historischen Untersuchungen , welche die Juristen

der Universität Halle s), wenn gleich mehr in Bezie,

hung auf daS Staatsrecht als auf das Privatrecht zur

Grundlage einer, verbesserten Theorie zu machen suchten,

trugen sehr viel bei, diesen Ansichten Eingang zu ver-

schaffen. Die ersten Versuche, das deutsche Privatrecht

als einen eigenen Theil der Rechtswissenschaft zu bearbei

ten, welche hierauf folgten, seitdem Georg Beier eS

zuerst (1707) zu einem Gegenstand besonderer Vorlesun

gen gemacht hatte K) , waren freilich wohl noch mehr

gum veteruin so romsni juris in revublics uostrs origin»

et »uctoritste ursesenti. I^ivs. i6gi. 4.

F) OKriit. 1'Komksius, gcd. >özz. s I7«L» (Oissertstiove,,

Usl. ,774— 8«- 4 Voll. 4) Ion. ?et. I^uckvvig, gch.

i66g. s 174Z. (Ovuso. misr-eUq. Usl. ,720. 2 ?om. kol.)

^ilc. Hier. Gundling, geb. 1671. ,7,9. FZexgl. Usu-

bol6 io«it. jur. litter. PSA. 1Z5. Weniger Ivcgcn der higo,

tischen Forschungen, als wegen ihres großen EinsiusscS auf die

Praxis müssen genannt werden: Lsi». Strock, geb. ,64«.

s 171«. (Disput, jurirl. ?rsneokurtenses. Vol., — S. Halen- ,

1« Vol. 7, z. ^690— 1720 4. llsu5 inockernu, ?su6ectsrum.

1690 U> öft- in 4. U> Fol- Os suevessione »0 inteststo. 1687

U. öft- 4) I. H. SöKmer , geh. 1674. ^ 1749. (Lxeroitst.

sä ?snci. 174z — 64. 6 Voll. 4.) Oonsilis llsleusium ZOtor.

Usl. »7ZZ. Z4» 2 Voll. kol.

») V. Sevor ckelinestio jur. Serin. opus vostli. e, reo. ?. IVI.

Vriebner. IIsI. 171g. eil. <Z. <?. Hokkmsnn. I.io«. 174g.

4. — ?o. Sottl. rleiveceiu« elements jur. Oerm.

Vol. >. Usl. ,7z6. eck. suvt. 1757. Vol. 2. g. Uistoris.

jur. civilis Koinsni »c Oermsuici. Usl. 17ZZ. söj. observ.

?. 0. bitter et I. lVl.. L i ld ers 0 K Is ^rgontor, >7<Sg. 8-

Kutiquitstes Oerinsnicse jnrisvr. us.tr. illustr. »sin. etliiv«.

?«»>. 1. ?«m. ?. ,. 2. 1772. 7z. g. — F. K. Lngsu,

<gkh. '70g. ^ >754 ) olem- jur. (Zern,. 5ea. ,727. eä. 4.
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eine Sammlung von NechtSaltcrthümern als anwendbares

deutsches Rechet , und die Bemühungen Anderer , durch

vollständigere Benutzung der Quellen deö neueren Rechts

.dem praktischen Bedürfnis; mehr zu Hülfe zu kommen,

arteten noch in eine Zusammenstellung bloßer Particular-

rechte «uS i). Doch gewann seit Pütt er /.) die Dar

stellung mehr wissenschaftlichen Zusammenhang und durch

Selchow 1) ein besser ausgewähltes Material, welches

Justus Friedrich Runde noch mehr bereicherte m).

»76L> 8» 6> <?. I^iccii LplcilsFiuln jur. Oerni. sct ^»gsu

elenl. j. s. Lc»t. 1750. 8- H. C- v. Senckenberg (geb.

!7«4- °t >?6s ) Anfangsgründe der alten, mittl. u. neuen deut

schen gemeinen Rechtssciahrtbeit. Gött- >737- S- wichtiger durch

das von ihm vecaulaßke Cor^,. jnr. Oorin. (S. n) und seine

übrigen Schriften , vornehmlich für die Aechtsgcschichtc.

,) ^s. I'. I^isen^art institvitiones jur. (?erin. p^-ivgti. Kai.

i75ö- 8- ^' ^776- 8' — Leu. LcKmiii princi^ia jur.

<Zer«l. Korimd. 1755. 8- I. G. EstorS ( geb. 1699. -j- 177z.)

> bürgerl- Rechtögclchrsamk. der Teutschcn, ausgcf. durch I. «.

Hofm»nn. Warb- '7S7 »767- Z Thle. «.

5. Lt. I'uetter (geb. 1725. 5 1807.) «!"». jur. Lerm. xri-

vgti Koäierni. Lott. ,743. «<i. z. 1776. 3.

/) Z. tt. O. cks LelcKo'v (geb. ^7Z«. 5 »796 ) eloinent» jur.

<Z<?rm. privsti Kock. Han. 1762. eä. 7. 1787. LibliotKev»

^ur. «orin. xroviuc. et Statut, (in den Sltcrcn Ausgaben mit

den Elementen verbunden) «6.5. »782.

?») I. F. Kunde (geb. 1741- ^ '«07.) ErunWe des gemeinen

deutschen Privatrechts. .Gott. '791. 8- «S. 2. ,79g. g. ,goi.

4. >go6. 5. herausg. v. C. L- Runde- i3>7- 6. ,8»>. ». Ein

Commentar hierzu ist: W. A. F- Danz Handbuch de« heu

tigen deutschen Privatrechts nach den» Softem des H. Runde.

Stuttg. >7g6 — ^S->2. gPdc. (P.8. von Schott, B9. von

Griesinger.) L- — Unter den seit Runde erschienenen Hand,



II. titterarurgesch. u. iltteratttr deS ^audr. ,e. t?D

Das seit dem löten Jahrhundert in den Schriften d«

Praktiker n) von deutschen Nechtvinstituten berührt

wurde, trug sowohl in Rücksicht der Quellen, aus w«k«

chen die Grundsätze entnommen wurden , als deö Stre«

benS die gemein anwendbaren Regeln zu sinden, die sicht«

barsien Spuren deö Fortschreitens zum Besseren ; auch

iüchern zeichnet sich am meiste« auS : O. x. «. fZövS, ju«

f^erin. priv. Lott. igoS. g.

n) lieber den Zuhält der neueren Praettler ,'ft außer dm avgemrlneii

Rexertorim zu gebrauchen: 7. L. ScKrootor Kepert«-

rini» jitt-i« con5»Itst«riurn. Vol. i. Sil juz LermknicNm (et

eriinin.) concuin»t»n,. Lip>, »794. L- K> G- Rössig R»

pertoeium der ,'cir >?s° erschienenen jurilt. Sammlungen. Lclxz.

>L«2- 3- Außer den schon oben angeführten Schriften von Pu,

feodorf, Strubc:,, v. Bülom u. Hagemann (S-7« ), KannegielZer

u. Pfeifer (S-7S-), mögen hier für daö deutsche Recht noch auk

gezeichnet werden ! LsltK. nWernKer Odserv»ti«ne,

sorons«. VileK. l — 10. 171«— »7»Z. 4. eä. z. 7en. 1755.

1756. zVoll. 5o1. ^ug. äe I^ezs5er megitstionos sck ?sv.

6ect»s. et «uelpk. ,7,7 — 1748. i> Voll. 4. eck.

177z. Vol. iZ. cur» 1.. I. ?. kloopkner. (Zies5. »774.

Vol. iz. 17Z0. 4. lind Vol. ! — 1,. Rsl. ,77, — 74. g.

Z, k!. 7. IVlüIIer OKservati««. practica« sZ I^v^ieri Kleck,

sck ?ar»6. I'om. > — 6. 1.105. >?SL— >7gz. L- Le. Alelel,.

cke I^uilolk v«risr. odsorvst. Lorenz. ?. , — z. Weti!.

17z« — Z4- 4- 5ur,pl. ,75g. 4. I. Er, Püttcrs Rechts

ttlle. Gött. ,76z — i8«z. 4 Bde. Fol. I. H, ?. v- Selchv»

Rechttfcllle. Lemgo '782^85. 4 Thle. 4- Scss. neue Rechts»

Me. Franks. 178^-^89 3 Thle. 4. 7. L. Xj^ä <,„»«.

it!«n«5 korenie». 1°om. 1 — 4. l.ivs. 1792 — iz«2.g. eä.z.,8<>7

ff. L Böhmer« RcchtsMe, hersusgeg, von L. W- Hoppe««

ßkdf. Gbtr. >79J^,8«2. zBde- 4. G. H- v. Der, Brolw

«hl. u- RcchtSlckile- Hanvcv, 1302 — 9. 4Thle. 8-
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die Bearbeitung einzelner Institute «) wurde nun häufiger

uud brauchbarer , wenn gleich das, Muster für Bücher

dieser Art, welches Christian Ludwig Runde x)

gerade in zwei RechtSlehren aufstellte , bei welchen daS

Absondern deS gemein Anwendbare» vom Partirnlarrecht«

kichen besondere Schwierigkeiten hatte , von Wenigen er,

reicht worden ist. Am meisten ist bis jetzt die Bearbeitung

einzelner Pkrticularrechte zurückgeblieben ?).,

,) DI« Schriften üb« einzelne Institute s. unten Im System.

Sammlungen von Äussäyen, die vornehmlich da« praktische beut«

sche, Privatrecht betreffen, sind: ^. tt. O 6e LvlcKo« ele«»

jiui, «erinmii«:,. I^ipz. ,771. g. Dessen Magazin für di«

deutschen Rechte u. Geschichte. Gött- ,779 — 8z- » Bde. S.

e, WeAphal das deutsche u. rcich^ftcknd. Privatrccht in — Ab«

Handlungen, kelpz. ,78z. 84. 2 Bde. 8- I- Ch. K- Schröter

vermischte jurist. Abhavdl. ,ur Eclckut. de« teutsch. Privat« Klr,

che», u. pcinl. Recht«. Halle 1735. »6- »Bde. 8- O. ?. >v«IeK

opuzvuls. Nu!. , 78g — 87. 2 l'om. 4. I. E. S I e b e n k c c «

Veiträge zum dnitsch. Recht- Nürnb. ,786 — 90. 5 Phr- S.

B. F. Posse ÄbKandl- einiger vorzügl- GegeoKcknde de« trutlch.

Staats- u. Prlvüie. Rost u. keixz. >8°2 — »304- > Hste. g.

I. F. Runde Beitrage zur Erläuterung rechtl. Gegenstände.

Gött- >799- 'S«,- » Bde. 8-

x) l- ?. Runde Vbhandl, der Rcchttlchre von der Jntcrlmiivirth«

schaft auf deutsch. Bauergütero. Gött. >7Zö. 8- Dess, Recht«,

lehre von der Leidzucht auf deutsch. Baucrgütern Olte„d. »v°s

»khle. 8-

,) Da« Wichtigste s. oben bei den Quellen de« neueren deutschen

Recht«.



II. titteraturgesch. u. tjtteratur deS tandr. «. izi

§. 43.

L. DeS LehenrechtS «).

Bis in die zweite Hälfte deS löten Jahrhundert«

herrscht in allen Schriften über daS Lehenrecht die Me

thode der Glossatoren b). Kritisch bearbeitete die lom

bardischen Quellen zuerst Jacob Cujacius (§.7.

Not. d.); durch die Benutzung der Materialien,' die er

zusammengebracht hatte, sind die Commentatoren

über jene seit seiner Zeit noch brauchbar geblieben c),

») Hagemann Einlcit- i« das in Deutsch!, übliche kehenr. §.71«. 5

Webers Hand!?. Tb- t. S- z«S u- s.

d) Vergl. SencKenuerg prim. Un. jur. keuä. 5» U. s.

Ueber die Glossatoren s. oben §. Mehrere der älteren Schrif

ten gehen in dem sogenannt. 1'rsctätu« unct«uuin. Tai». 10.

lieber die üttcratur dcö Lchenrechts in Italien ) bis in das >ste

Jahrb- ist die HoupNlellc ^Ivsroccu, <->- 145z,) cko lsucU«

(l«ci„rs in jus Kurl.) ?rooein. kol. ver«. U. 5ol. 2. (der Ausg.

Venedig ,477. Fol ) Unter den Summisten wird Pileus als der

, »Sc genannt, dm nachher JaeobuS Cvlumbi verbessert habe, und

«ußcr Jacob v. Ärdizone besonders petrn« (Zue!ueIIu5 <lzui opu,

«Iei?»r>s «t »I,ile secl r«rum «« vsene lucoZnitum reliizuit,

l/u«i1 llire^torium jurii n«uicupsvit) , gelobt- Unter den

Eommcntarvren werden besonders Jacobus de Bclviso und An,

dreas De Jscenfa (5 1Z5Z.? gerüdmt, aus Baldn? ober nicht viel

gemacht. Ueb« die älteren Schriftsteller unter den Deutschen 5

Hagemann §. 78. Im löten und >7ten J-Hrhundeit war

unter den Jralicncrn MatthiZus de Asslictis (f- >s>c> ), unter den

Franjisen Fr. Duarenus (j- »SS9-) und Hotman isz«) :

unter den Sciitschcn Fr. Sonsbeck ,56'.), Fried. Scheut v.

. T^^ilcüberg >s»°,), rudolf Schräder (7 '589.), Hei,,:. «.

Sioseukkcil töiL.), Herm- Pul:eluS ,5 ,6^4.), dk,o„ders

genannt.

e) 1« 5 r. IVK stiu, vonunent. in jus seul!. eammun«.
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obwohl sie das deutsche Lehenrecht gleich den übrige»

Schriftstellern <y bis auf Schiller noch zu wenig be.

rücksichtigen. Der Commentar des letzteren über das

alemannische Lehenrecht e) verbreitete zuerst die Kenntniß

der ugenthümlichen deutschen Lehensinstitute , deren Er«

orterung seitdem auch mit dem longobardischen Lehenrecht

immer verbunden wurde ; doch blieb das Lehenrecht im«

»er ein von dem übrigen deutschen Recht abgesonderter

Theil der Wissenschaft, weil eS einmal seine eigene Lite

ratur hatte. DieZ gewährte zwar den Aortheil , baß

der maßige Umfang der Quellen und des Stoffs mehr

Äearbeiter anzog , als daS deutsche Recht im Ganzen,

und daher die Anzahl der Lehrbücher /) , der größeren

«ok. >S V. ,Sz?. 4. (über das erste Buch). Oa,r>. Lit«el»

eoniment. in cousuetucliiie, keuöorum. ^rgcutor. 167z. 4.

^) In diese Zwischenzeit gehören z. B- G. A. Stru» (j- 169',.),

Huldreich von Evern (-f. 1699 ). Ausgezeichnet ig unter ihnen

Hartman« Morls (oben Z. >4- Not-?,), in dessen cZu»«tion. jur.

da« »te Buch ausschließlich vom kehcurechl handelt.

«) ^s«K. 5eni!i»r cociex juris ^Iern»nnivi feuäulis — »vee-

öit— l)ommsut»riizz. ^rgeutor. löyg. er?. ». cum pr»«k.

LcKerrii. 171g. lol.

/) Wergl. Hagemsuu a. 0, O- §, 91- 5^KiItor inzt-w-

rione, juris fenclili, g<?rm, et longOd. Ergont,«/. 169z, g.

u. ist. cur« 1. I.. VKI. Lcrol. 1750. g. hierzu (über die z

xrsten Cavltcl) : I. C- ». Buri Erläuterung deS in Seuttchl.

«blich, kchcnr. Gleßm 17z? ^ >75S- 4- mit einer Vorrede u.

Slnmerk. von I. F. Runde. Gi.ßcn ,78z. 4- ». O Leu-

eKeoderF primae lin. jur. Icucl. tZoett. 1727. ß. O. I..

LoeKraer prin«ipi,i jur. leucl. ^<Zott. 176z. g. e6. VI. cur.

<Z. IV. Noppen , tegt. igog. er!. VII. cur. Lsuer.

c:«u. >8ig, ?, hierzu (bis z. , 58): Schnaudert Erlckuter.

des in Veutschl. übl. kchenr. ln e. Commentar über die Böhmer«



II. titteraturgksch. «. Gitterst»? des la'ndr. :c.

Werke F) und selbst der einzelnen Abhandlungen /,), die

daZ Lehenrecht aufzuweisen hat, verhältnismäßig größer,

schcn ?r. j. k. Braunschm. »734- Zte Ausg. 17??. mit » Fort»

scizungcn. »teZluSg. 1794. >795- 4. Len. Lciimickt vriucip.

jur, teuck. IVlon»«!». 177L. g. 1^. kuettmsnn »I«.

nieulu jur. keuck. I^ipz. »7«,. g. K- W- Filtz Lchrb. DcS

kehezrechtS , fortges. »on T- A. G- Goebc. Gött. >S°7- »-

Fj U. « R.o«entK»I l'rnct. et »^nopzi, juri« seucksli« eck. O,

Hl. a I^uckolk. rrsnoof. 17,,. »I'om. kol. (Z. ^. Ltr»v

»zutsgma jur. keuck. Z»n. »Szz, cur. tt. 6. S sooXonberz.

k°r«nr!o5. 17Z4. 4. L . Ii. rlorn jurisvruckentis feuci. 1.co^.

^eutouic«. Vited. 170z. 4. eck. VI. Quin »ulllccUs l^. U»»

vsccii. 1741. 4. O. H. IVloeller primae lin. u«u« pr»>

etici Oiitinctiouum feuckslium. Kv5t. >74g. 8- cum ».m»

mackvers. F. rl. Lul e eke et I. O. W«!t» er. Ks«t. »775. 8^

B. M- Weber Handbuch dcS in Deutsch!, üblichen kchenrech«

(nach Böhmers Ordnung). Lclxz. »«07 — »i. 4 Bde. s

^) Vergl. l) Zepernick revertorium juril srucknli, tn«,-

retico prsctieum. lliil, 1787 8> II sl> l?z?Keu eiert» j>:r.

keuck. Lies«. »6ög, z. OKr, lliomsiiu, selc-cta fennoli».

Usl. ,70g. eck. 171g. g. Rommel «blsct»,»en»

jur. keuck. 1.195. 1755. 8. P. W- Gcrcken vermischte Äbdandt.

auS dem Lehen« und deutsch. R. Hamb. 1771 — 8'- s Thlc. !

^. 1^. L. kuettmurin obzerv. jur. keuck. I^ipi, »78Z i>.

6. Los Km er «Kserv. jur. fenck, Lot!, 1764. eck. ».

1784. g. I?j. LIects jur. f«»ck. l^einz« >795> » l'om, 4.

I. <Z. Lsuer Upusc. aviclem. I.ij>«. I7L>. » l^oni. 4.

C Westphal Tcutschl' heuriges Lehenr. Leipz. ,784- S-

<?, ^. Genicken tkessurui juris lelicksl. ?r»»c. et I^ip«.

'7S«— 54- z Voll. 4. C. F. Z e p c r n i ck Sammlung auSnlesc«

«er Zibhaub!. au» dem Lehme. L>alle 178' 85- 4 Thle. S-

Dessen »nal»vts jur. teuck. Usl. 1785. 1784. 8. Dessen

M„'ccll6nccn auS dem d- kchmr. Hage 1781—94. 4Tblc. S —

lieber die Practikec s. §14- Not und §. 4^. Not- ». und

Zepernick repert. prooem. p. 14.
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ist , alS bei jenem ; auf der anderen Seite bat aber

diese Verbindung auch den Nachtheil gehabt , d.iß man

den Zusammenhang der Bestimmungen deS Leheiirechts

mit den übrigen deutschen JnstitiNen zu sehr aus drn

Augen verlor, und indem man eben deshalb sich viel

zu einseitig bestrebte , das longobardische Lehenrccht bloß

auS sich selbst zu erklären , wozu es gar nicht geeignet

ist, eine Menge von Controversen entstanden, oder sich

von den Glossatoren auö fortpflanzten , die vor einer

gründlichen Kenntniß deS deutschen Rechts verschwinden

mußten. Auch läßt sich nicht verkennen , daß die Rück

sicht auf die deutschen Lelienöinstitute , obwohl sie auch

Gegenstand eigener Untersuchungen wurden k), im Gan«

zen sehr unvollständig blieb, weil ihre Darstellung immer

nur als eine Zugabe zum longobardischen Lehenrecht be»

trachtet wurde.

§. 44.

IN. Hülfsmittel.

t. Historische.

Da die deutsche Geschichte die Thatsachen liefern soll,

auS welchen die ursprüngliche Beschaffenheit der einzelnen

Rechtsinstitute und ihre späteren Veränderungen abzuneh«

men sind, so müssen die historischen Schriften, die sich

mit wahrer Geschichtsforschung beschäftigen, inS,

gesammt als HülfZmittel der Wissenschaft deS deutschen

Privatrechts betrachtet werden. Außer den Schriften,

welche die innere Rechtöge schichte unmittelbar zum

Z) I. V- Loop «««erlesene Proben des deutsch, kehenrcchtt. Marl,.

'7Z9> '746. » Thle- 4- und viele« in den Sammlungen von

gcvmiick u Vau».

>



III. HKlfSmitttl bkö landrechtS x. tZ5

Gegenstand haben a), deren Resultate die Grundlage

der Theorie der einzelnen Institute bilden müssen ö), und

den Werken, die sich mit der Erörterung einzelner Theile

der RechtS alterthü wer beschäftigen, ,unter welchen

die Dreyerschen Schriften c) einen der ersten Plätze

behaupten «5) , findet man am meisten Material in den

Bearbeitungen der Geschichte einzelner Verhältnisse des

«) S- RcchtSgesch. §. und diese selbst.

d) Wcrgl. RechtSgesch. Th. 4- tu der Dorrcde.

«) Job- Tarl. Helor. Drcycr, geb. »725. 4 >L°t. Außer

dem, wa< bei einzelnen Instituten belzudringcn ig, gehören

hierher : I>« u«u juris >>i^I«»L»i<>nioi in exoliesnä« jnr»

Limdrica et Lsxonico. Kilon. 1747. 4. Sammlung vtt«

mischter Abhandl. zur Erlckut- der deutsch. Rechts u. s. m. Rost,

u. Wism. >7S^^6z. z Tble. S- Zur Erläuterung der deutsch.

Rechte angcmanUe Nebe» stunden ebend. 176g. 4. Bei«

tröge zur Littcralur und Besch, der deutsch. Rechtc. küb. »/SZ

z Stücke. 4- Mispel laneen oder klein« Schriften über einige

Gegenstände deS d- R- cbend '7»^- S-

«k) Unter die besten Untersuchungen dieser Art gehören auch : O K r.

I/Ir. Lrupon «ÜZve^tstione» foren«« cum ndiervstiovi^

Ku« etc. l^iziz. >7z7. 4. t?j. OKservstionei re>u»i et »vti-

«zuitsl. Lervisvic!. od. Anmerkungen aus den teutsch. u- röm.

Rechten u- Aiterthüm. Halle >?6z. 4. Dess. teutschc Altcnhü,

mcr zur Erlckutcr. deS sckchs. u. schweb- Land» u. Lchenr. Hanno»,

,74s. 4. F. u. Kopp Bilder u. Schriften der Vorzeit- B- >.

Manlih >8>g. 8- C- G- Lümge über die Symbolik gcrmoni,

scher Bblier in einigen Rcchtögcmohnheitcn. Heidclb- >g'^ S-

Für das long?bardische Lehenrccht und alles, was aus den italle»

Nischen Altcrrhümern rrMet werden kann : ^lurstori ^nti-

quitstes Itsliose meöll sevi. ^eckiol. 17Z8 — 42. L?vm. kol.

Vergl. B. F. Hummel Bibliothek der deutschen Alterthümer,

systematisch geordnet u- mit Anmerk. Nürnb- >?»7 «- öusöse

u. Bexbesserungcn. Nürnb, >7?>> S- , - >
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birzerlichen kebenZ s) und den Werken öder die Ge»

schichte einzelner Länder /).

§. 4S.

«. Sxrachkenntnisse «).

Die Benutzung der Quellen deS deutschen NechtZ

im Mittelalter , und selbst das Nersiandniß der »eueren

Rechtssprache, wird noch immer durch den Mangel guter

Glossarien und Wörterbücher, welche zunächst die letztern,

jum Gegenstand haben, erschwert, während für daS ?a«

teinische des Mittelalters ziemlich gesorgt ist ö). Mehr

als die allgemeinen Eloff.'.rien für die deutsche Sprache c)

Kisten oft die Werke über einzelne Mundarten «l) und

verwandte germanische Dialekte e). '

«> E- Rcchtsgcsch. !- Y.

/) E. Rcchtsgesch. §. K-

») Wergs. Dreyer Misccllan. Nr, 2. S-5S-

») S- RechtSgcsch. §. S. Not. t. ^ .

«), ..Z)le Glossarien für die Sprache des Mittelalter« s. eben das.

sar die neuere: J> E. Adelung Versuch eine« volllttudiaeil

grammatisch keilischen Wörteebuchs der hochtcutlchen Mundart.

»te.«usg. kcipz. »735 ^ >Sczi. 4 Bde. 4. Wörterbücher fir

technische Ausdrücke: I. C- G- Jacobson technologisches Wör»

„ terbuch. Perl u-Stett- ,731 — 17»^- 4Bde. 4. - I C- Lübeck

avgem. öcoüomischeö Lexieon. Frf. i3>z. 2Pde- 8» Tb- Thcuß

> , Handwörterbuch der gcsammten kandmiethschasr. Gdtl- >S««. s» -

»Gdc. g. bearbcit. von C> F> Thomann, Erätz ,814. 6 Bde. L-

<I) Versuch eines bremisch » nicdersächsischcn Wörterbuchs,

- tzerausgeg. von der bremisch, deutsch. Gesellschaft. Bremen »767 —

>77>» 5TI)le. g. <?erk. OelricKs LIos5sriurn »ci ststul»

Lre«iei>,iil. rraneos. ,767. g. Pergl. Ersch kittcratur der

Bdi.'ologie u s. ». Nr, 1846 — »»6,. . >

«) ^. IK?» LI«,««rium Luio^otKicuiv. Vp«»l. »76g. «Voll. toi.



AI- Hülföuuttel des <al,dxechtS :c. tZ?

S. 46. . .

z. Verwandte germanische Rechte.

Da die Bedeutung einzelner Rechtsinstitute , beson

ders derjenigen, welche in den altgermanischen Einrich

tungen ihre Wurzel haben, nicht selten in den RechtS-

quellen anderer Stamme deutlicher entwickelt ist, als in

den einheimischen : so können jene als Hülfsmittel zur

Erklärung der letzteren gebraucht werden. Für daZ

altgermanische Recht sind hie nordischen a) am wich

tigsten; ein reiches noch wenig benutztes Material, das

sich an .die , älteste» deutschen Volksrechte anschließt,

enthalten die älteren Monumente des norwegischen ö)

und isländischen c) Rechts , und die schwedischen

Provincialrechte </) , während das schwedische Stadt«

Mexico» KlaniUco . Osnieum cur.» K. X. Ks5kii. Vol.i.».

Uovn. igl^. 4. I^e 6iction!lriu>» issxnnir« et Lo-

tkil^o Istinuin. eil. Oven IVIsnning, I^ou>I. 177Z. «

«) S. Dreyer Beiträge zur kitteratur der nordischen Rech^gelahrth.

Hamb. >794- L» LibliotKec» juris Luis - (Zotliic i , dri Koppe

Magazin für die gesommte Rechtsgclahrth. Rost, '/«s- »te<

Stück: Jac. Grimm Litteratur der altnordischen Gesetze i» d.

Z e I tschr. für «cschichtl. Rechtöwiss. B- z. S- 7Z u. f. S ch i K

dener io der Vorrede des gotbliZndischcn Gesetzes (Not, 6,).

i) tl. ?sus Lümling ak gsmie rinrske love. XioodenK. »7Z>.

zz. 4. Hlsßnits Koiionzs lägsKKters kZuIutKinßs . , ».

regi« IVlsZiii — jus conunune I^orveßicum. I^kn. 1317. 4.

«) Oc» IsIunäsKe luv louskozen , uckgivea «k Xoiij; ölngnu»

I««gsK»ter. s. >2gr,. XioebenK. 176z. g.

I. (Z. LtiernKööK <is jure Lueonum et LotKorum vstnsto.

»olrn. ,672. 4. bes. Drewer Kibi. «. g. O- GkiMM «. q.

O. S..77 u f. Gutalagh, d-i der Insel Gordian» alt« Aechtt«
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recht e) und das neuere schwedische Landrecht /) den

deutschen Rechten de? Mittelalters und der späteren Ge«

staltung unseres NechtS schon weniger nahe liegt. AuS

ähnlichen Gründen sind von den dänisch?« Nechtsauelle.ii,

die Ueberbleibsel deS älteren Rechts besonders daS

seeländische Gesetz /') und das jütische Low i>, welches

«och jetzt in Schleswig gilt K), wichtiger als daS neuere

dänische Gesetzbuch /). Im englischen Recht m) ist daS

buch. In der Ursprache und einer wieder aufgefundenen oltdeul,

schcn Iic^rse«ung b^'auögc.icbcu, mit Anmerk- u einer neudeulsch:

Ucbcrsey. v. »r. K. Schildcner. GrcifSm. >«,«. 4. Lcffeld.

Beiträge zur Kcnntniß de« germanischen Rechts »ste« Glück,

GrcisSw. >L>i- S- >

«) Drewer Kidl. p«g. »tl. »14.

/) Ucbcr die «Itteren : lirexer KiKI. p. »>«. ,lz. DaS neueste:

»Kr »7Z4. «tocKK. >7Zö. 4.

?. Xo5ock /^ni,Ker , eu I^ovl,iki,«rie. Xi«sd«Qk.

t76g. 76. » Bde. 4- G r l m m a. o. O. S- 87 u. f.

rae<1 Inteckniaz , Overiaettels« og ^>iin»erk„il>ger »6g.

Z. l^. ^. lioläernz, Koienvinge. Kioebenli. izzi. 4.

^) Oe» I^äsKe l^ovdog , i. e. Lex Oinibric» sniic>us liogu»

Lanic», eä. ?. Xok. ^v«K«r. XioeKvnK. 178Z. 4- D«<

jütschc Low , au« dem D^. überf. von Blasius Lckcnbcrgcr —

u- m. einig. Anmcrk. bcrauSgcg. « Dr. N- Falck. Altona »S'g 4

K) Schräder Lehs>, dej schlcsw. holst. Privatr. Th-

/) Xong OKri«ti»n V. cksiulce l^ov. lögz. Isrine re^äit.

Uenr. >VegKor!t. Uavn. 169g. i» tut. couvert. ?. » Ro^vl

,inus. Uavn. >7lv. 4. >

i») O. rl. 8. Lstrert eomm, <I» jur» csmmuui ^nßli«.

Lott. 176z. 4. Uizrorzs «5 tks LuzlisK I»« lrovi tke tim»
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common law für daS Verstandniß vieler deutscher Insti

tute sehr lehrreich, und unter den Quellen, welche dessen

Entstehung nachweisen, sind neben den alteren sachsischen

Bolksrechten n) die zahlreichen Rechtöbücher o) fast

VI tke Lnxons to tliv enll ok tllS reiga ok Zttiilil) »«6 Klilrzs,

Zolin rVeeves. I^onä. 1783 84. Z Voll, 4. e,I. z. I^oncl.

>L>4 4 Voll. z. Oomnisntaries 0,1 tke Isvvs «L l^nzl^nci

dv 5ir Williilin LIaKstone. ,765 — 6g. 4. eil. ig. dzf

lokn VVillisnis. Loull. ,821. igü». 4 Voll. 8- (von de»

vorhergehenden Ausgaben , die theils in Quart ihciis in Octau

erschienen sind, haben die neueren Archlold und Ld. Christian

besorgt.) W- Blöckstones Handbuch dcs' englisch. Recht« im

Auszug mit Hinzufügung der nencrcn Gesetze u. Enlscdcidungcn

röo John Gisford. a. d. Engl, von H. g. C- v. Colditz.

Mit e. Vorrede v- vr. N. Falck. Thl. >. Schleswig 1822. g.

n) Dav. WilKins I^eg« ^nzlo.Lsxonicäe. Lonö. 1721. kol.

») C Gstjert a. g. O. u. Falck a. a. O. (Not. m.) ; besonders.-,

, ?i-«^taN>5 ll« Ivgibui et conkuetu6inidu« Regni ^ngliss

tenioore Heiiriei II. justitise ßuoernkculu tenent« — I^»>

, »ulpko ile Llsnvills; u g. I.onck. 1675. g. Honr.

ll« Lructon äs l.. I.. et «uinsnet. ^ngliu» lib^i V. u. g.

I^onä. 1640. 4. ?Ietä s. coinmentsriu, juri» /^nßlicsni

,ub Lliunrklo I. eonscrintu» : «ulzjunßitur Zo. Lelileni

6i«ert. nislorio» sck ?lOtuiu eto. l.onck. T647. 4» Lritton

(le Lreton). ^näre», Home le iniroir cke justice. — l'rai»

sur los coiitumes ^n^Io > IVorm»näes ete. pur AI. H«u>

aril. ?sri«. 1776. 4V0II. 4. ?n«m. I^ittleto» ok tenur»

e«. e. 1477. Läv/. OoKe Institution« juri« ^ngliosni.

lösg u. f. 4^. kol. beide sehe oft gedruckt. Hnrienne, loi,

«lei trklncois consei-vee« ösn» le« eoutuniez ^nßloise» reeu»

eillie» xsr I.ittleton. z>sr lVI. Osv. Uouurä. Ronen.

1766. »Voll. 4. Ueber Schottland : Re^ikin Alsjestatem :

tke «ulil I.««?e, snck «Konstitution« ok Lcotlsnö! — trsnrlsteck

«k saline in Lcotisn Isnrznsge Ks Lir ZoKn LKene «k Our-

riekill. I^klülK. »774. 4. (bei Uousrck trsite ?onl.,.). ?d.e
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noch wichtiger als die älteren Gesetzt, deren Inhalt die

Englander noch nichr zum rtstute la^v />) recl>n«n. AuS,

dem französischen Rcchc gehören hieher die Ooutumes

die^ neueren Gesetze und Gesetzbücher nur sofern sie auf

jene gegründet sind oder auf die Wildling von Instituten

der neuesten Seit in Deutschland Einfluß gehabt haben.

Dem schweizerischen ^) Recht , den NechtSquellen der

russischen Ostseeprovinzen ,) , und den niederländischen-

in5titiltion5 ok tks Isv? ok Lcotlsnö. ztk. e<lit. LäinK. 1750.

kol. Für Wales : O^KreitKiell ll^»el ggs sc Lruill »eu

I^eAS» Wglüss Uoeli doni et sliorum Wallis« vri»c!>

z>um — iilterprelutiove Istins, votis et glo,5«rio illllltrsvit

Olli!. Wottovii». Qonä. 17z«. k«I.

,) Die nrvefte Sammlung : ?Ke it^wte, ok iK« Iveslm privteck

commsnck ok K. Kl. XinA Leorge III. in vuisusnce ok

Sil »ckresi ok tks Kou5« ok tks Oommon!. seit >3>o — igig.

6 Voll. kol.

^) S> Claude I'Ieilr^ Ki«toire ilu ckroit krsn^oi, vsr (Z».

briel ^rZoiix institution sn droit frsn^oi5. l^uris. l6A«.

Z». U> ökt>, LilKerrscl Kizlorise juri« (Zsllicsni evitome

(hinter Ileineceiu5 Kiit. jilr.). Osmu« letlres zur In pro.

ke5Z>o» ä'svocst. zte Ausg. Psrit 1S05. s. tm «tcn Bande

lVouvesll coutilmier gön^rsl ou coro, ä« coutniilei goner»-

1« et zisrticlilidrez <le krance psr LKsrlei Lourdet äs Ki-

cKvoonrA. ?sri«. 1724. 4 Voll. kol. OonzueluoÜnes «ive

e«n»titutione« slmäe kurisioruin. urki» — zier Osrolum

I^Iolioseum. ?»r. »575. kol. I«ei coutuiues g6ne°rsle» —

psr KI. OKsrles <iu Kloulin — ^ußNlentee» etc. i,»r lZ. Bl.

^ngeviv. ?»r. 172^. 4 Voll. k«I.

>-) I- I- Leu eidgenössische« Stadt' und kandrecht. Zürich »727

4«. 4 Tble. 4.

,) V«gl. Kieler Bcitr. Th. ,. »82s. E- '« li. f. 5 K- Gade,

busch Versuche in der liesclndischen Gcschichttkunbk und Recht«-

«elahttbeit. B- ,. z. Riga '7SS- S- G. Oelrlch« dat Rt«
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Rechte» e) würbe ohne Zweifel auch manches ftr düs

deutsche Recht abzugewinnen seyn , während sie nach dem

gegenwärtigen Stand ihrer wissenschaftlichen Cultur eher

«uS dem deutschen Recht erklart werden müssen.

Erstes Buch.

Personenrechtc , die den öffentliche»

Zustand betreffen.

Erstes Kapitel.

Von der Verschiedenheit der Stande.

I. Historische Einleitung.

S- Rechtsgesch. Z. 15 — 19- 46 — 6». 191 — 196. 557^-5«.

4«^ 44». 544. 546- s6z

^eot. jur. kZcrm)

I. St. Pütter vom Untcrschlcd der Stckndc. Gott. >7?6. ».

§- 47.

Begriffe dcS Meren Rechts s).

Die oberste Eintheilung der Personen nach den bür«

gttlichen Eigenschaften , durch welche ihr Verhältniß zur

gliche Ridderrccht n, s. w. Bremm '77z. 4. (». Bubdenbrock)

Simml. der Gcselzr, welche das heutige lixlcknv. Recht enthalten.

Th. >. Mi«,, ,«^2. «. Ocs Hcrjvgth. Estden Ritter- u. Landr.

6 Bücher, dcrauSg. «°n I. P- G- SmcrS. Dorpat »g,>. g.

t) Jnleiding tot de 5?ellandsche Rccbtsgrlcertheit bcschreocn by Hugs

de Groot- Hasg ,652. 4. lieber die belgische» Rechte s. Mit«

termaier Lebrb. S >>>.

») Eug. Montag Geschichte der deutschen staatsbuxgexl. Freiheit.

Bomb- 'S'«. Mh- 1. «
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börgertichen Gesellschaft und insbesondere der Umfang

ihrer Rechtsfähigkeit bestimmt wird (bürgerlicher Stand),

5c />,../.., ,«ar im ältere:, deutschen Recht durch den Gegensatz der

^ ,. -.^ k- r Freiheit und Unfreiheit gegeben. AuS diesem erklärt sich

' ^ auch noch jetzt historisch die Bedeutung der vorkommenden

StandcSverschiedcnhcic , wenn gleich die Unfreiheit gro-

ßtentheils selbst dem Namen nach verschwunden ist, und

wo sich amh dieser noch erhalten hat , doch der Sache

nach im Sinn des älteren Rechts nicht mehr besteht.

Die Freiheit beruhte im ältesten deutschen Recht

wesentlich darauf, daß eine Person Mitglied einer der

freien Volksgemeinden war , auf welche die älteste Ver«

fassung sich gründete ö). Sie hatte daher auch eine po

litische und eine privatrechtliche Bedeutung , indem bei

d«n Boltvgemeinden die Theilnahme an der Ausübung

^ , -, .'der öffentlichen Gewalt war; im Privatrecht äußerte sie

ihre Wirkungen in der vollständigen Rechtsfähigkeit nach

Volksrecht, welche dein Unfreien entweder ganz oder

doch theilweise fehlte (§. 50.). Als eine besondere Classe

der Freien wurde seit den ältesten Zeiten c) der Adel

betrachtet , der sich durch einzelne Rechte von jenen un

terschied^ wiewohl weder diese noch die Verhältnisse, auf

welchen die Vorzüge beruhten , in verschiedenen Zeiten

die nehinlichen geblieben sind.

§. 48.

Prlvatrcchtllche Bedeutung der Freiheit.

Mit Rücksicht auf die Rechte , welche muh Pen

Unfreien (oder unvollkommen Freien) zustehen konnten,

t) Nechtsgcsch. Z. 14. >7- «. SZ-

e) Sbenoas. Z. '4- Net- K.
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lassen sich mehrere Befugnisse auszeichnen , welche den

letzteren immer fehlten, und die daher Rechte der Freien

in «mein engeren Sinn genannt werden können. Dahin

gehört 1. daS echte Eigenthum an Grundstücken a). 2.

D« Fähigkeit zu allen Rechtsgeschäften und Handlungen,

reiche vvr die Volksgemeinde als Volkögericht gehörten,

»»ter welcher sich besondn-Z die Fähigkeit Aeug^iß zu ge«

dev/'.Bvrsvrecher zu seyn und Urtheil zu finden (Schdf,

fenbarkeit) auszeichnen '^). Z. Daö Recht des Wehrgel«

des c), für dessen Sicherheit das Institut der Gesammt-

Bürgschaft bestand ! 4. Das Fehderecht «), das bis

in die späteren Zeiten des Mittelalters mir durch eine»

vermöge der höchsten Gewalt geborenen oder geschwornen

Frieden unbedingt beschränkt wurde /) , und außerdem

gegen Lcmdßciedensbrecher und solche, die daö Recht wei

gerten , nur an die Beobachtung der gesetzlichen Formen

der Ankündigung der Fehde (äiMcksro, cliöläucisre) ge-

' .'.^ j , . ., !

°> Rechtsgcsch. §, 48- Not. «. Z, 57- §- 54- Eben dcr Unter«

schied zwischen echtem Elgcntbum der Freien und dem lcbnbgren

Bcsiytdum Anderer, tritt in der aluöchsischen Verfassung In dem

Ekgensad jwischkN tkainl«nä und revelsng, «der boclsnck und

kolclsnck hcrv?r. L>aZ lcsnrc ciilspricht ganz dem deutschen

Alode. S. R,esvo, Kist. oü tks LvglisK I««. ,. z.

t) RechtSgesch. Z- 75- 7» .'^S- StS- .

«)'*«Ve"kkas. 8 's. 4». 7>-

S. tesend. I^ego» I^ckusriii confe,«,ri, (bei ^VilKin, lez, ^n-

x. soi) Rcchtögefch, Z.ig.

«) RechtSgesch- § 7«-

f) Slecht«gesch. 5- ««7- Z79- 4«»- Not.m. 4°g.
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Kunden war , Das Waffenrecht , welcheZ fich ia

der Bcfugniß zeigte, andere Freie "kampflich anzuspre

chen" K) und mit solchen im (VolkSbur) Reichsheer als-

Genossen (Wappensgcnoß) zu dienen i), Die Freiheit,

welche diese Rechte geben sollte, (vollkommene Freiheit)/

konnte regelmäßig nicht anders atz durch Abstammung

von beiderseits freien Eltern erworben werde» ^ da die

Kinder bei ungleichem Stande der Eitern der ärgeren

Hand folgten, i); -unvollkommen, Freie konnten aber,

sofern bei ihnen :Skine fortdauernde WKrkungen ihres ehe

maligen AerhÄtoisseS (§. S0.) mehr im Wege tstmK,

ausnahmsweise durch Aufnahme zu Genossen eine» freien

Bolksgemeinde in diese Verhältnisse eintreten i).-! ,".d!i:,:'

k '. . ^ > ' . . ,> : . . . >,

, ..'1 ^S. v

^, ., , Aelterc Werhöltnissr des Abctt «). ^

, , Der Begriff deS Adels hatte sich bei eitS.ü«: dex,

Entstehung der frankischen Monarchie bei allen Böllern

Aais. Friedrich I. kandfricdc von ^,87, Art, »» Neue Samml.

/ dcr Ll. A. Th> S- >Z- . '.^

S^chs- Landr. B- >. Art. 6z. Schwöb, koabr. Art- »71.

Ncchtögcsch. s.z8<. ,

>), äcchtvgefch. §. >S6. -v-''''

i) R c c» t k g c sch. Z. 48- Not- ck , g. E i sc n l' a r t dculsche« 'Siecht

in S»rü<!>mdrtcrn. S- >52 (der «ten Auög.) - ?, > ,

y l.. tit. 4g. Daher das jursmentuin in patri»

est in Ie«iumo .«»risinenti locn, bcl StrcikigkcitNI über

die Zrcilxit Ospiiul. Q.4. O»p.74. f. Rechtsgesch. 48.

Nct, 'I und späterhin das Verbot, eigene Leute zu Bürgern an,

zunkvmcn. Kin. Hciiirlchj Bcrordn. von >«zi. neue Somml-

d. r R Ä. Th. >. S- Cap- 5-

«) Rcchtsgcsch. §. 47.
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gebildet , welche zu dieser gehört habe» ^ wird aber' in

der alteren Zeit zunächst durch das im Volkörecht an

erkannte Werhältniß bestimmt, in welches gewisse Ge

schlechter zur Zeit der Verbindung jener mit der Monar

chie gekommen waren , welches ihnen zugleich eine be

stimmte Stellung gegen den König gab. Jenes hängt

zwar ohne Zweifel mit der ursprünglichen Bedeutung des

Adels zlisammen , scheint aber nicht bei allen Völkern

für einzelne Geschlechter auf die nehmliche Weise entstan

den zu seyn. DaS Charakteristische desselben war der

Besitz eines großen Landeigenthums, in welchem sie

Unfreie schützten, die Unterhaltung von Dienst-

g «folgen freier Leute, und ein vorzüglicher Einfluß

auf die Berathung der Sachen, welche vor die Volksge

meinden gehörten ö) ; nach der Natur der königlichen

Gewalt, die sich bei allen germanischen Völkern aus den

Rechten eines Dienstherrn über sein Diensigefolge und

dem Besitz der Gewalt der Volksobrigkeiten entwickelt

h^t, mußten zunächst diese Geschlechter eine Dienst

pflicht gegen den König anerkennen, welcher dadurch

oberster Dienstherr aller Dienstgefolge wurde und den

Heerbann über diese und ihre unmittelbaren Dienst

herrn (Senior«) erhielt c) , wahrend die Ausübung des

selben über die Gesammtheit der Freien erst aus einer

allmälichen Entwicklung der königlichen Gewalt hervor,

gieng Durch die Entstehung der Reichsversammlun-

>) ?s<:it'u5, Oerin»niS. Osp. ,,.

Oaroli K?. Oupit. 2. a «05. Osp, 9. De jursinento , ut »ulli

»Itori per 5sor,linenl>im sicielitu« prornitistur , visi noki«

et cilicuiiqne proprio «eniori n«,l^a,n i<ti/itst«/n et »ii

isnioris.

<i) RcchtSgesch s >zz. >66.

1"
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gen erlangte dieser Adel die Reichsstandschaft, und auS

ihm wurden die obern Hof , und Reichöämter besetzt,

wenn gleich bis in die carolingische Jeit hie und da Bei

spiele vorkommen , daß durch königliche Vergünstigung

auch ein Aufsteigen zu diesen Ehrenämtern selbst unvoll,

kommen Freien gelang, und durch diese und die Lehen,

bei welchen sich das Geschlecht behauptete, dem letz«

teren das Verhältniß deö Adels selbst zu Theil werden

konnte. Bei^ienem deutschen Uradel war dagegen der

Besitz königlicher Lehen durchaus nichts wesentliches e).

So Lewiß aber es ist, daß dieser Adel durch die Geburt

erlangt wurde , so ungewiß bleibt es auf der andern

Seite , ob vor den bestimmteren Granzen , welche die

spätere Kriegs, und Lehensverfassung , wie sie in der

Eintheilung der Heerschilde (§. öli.) ausgesprochen ist,

und die allmäliche Entwicklung der Landeshoheit zwischen

den verschiedenen Ständen zog, mehr als die bloße Frei-

geborenheit der Mutter zur Gleichheit der Ehe gehörte.

§. 50.

Abstufungen der Hörigkeit «).

Eine Gattung der Unfreien , welche in einem dem

römischen Sklaven ähnlichen Verhältnisse standen, und

daher kein Wehrgeld , fondern nur einen Sachwerth hat,

«) Vergl. O. Weisse Se ck^nastii, kZermsnise. Liv». i^zg.

deutsch, bei F. G- Sl- Schmidt. Beitrüge ,ur Geschichte de«

Adels. Fortsctz. kcipz. >79S- 3- S 8i u-f. besonders S ,>4U f.

«) ?. ?«ttgies5er6e ststn »ervornm veteri periaöe ^e »ovo.

Lemgo. >7z6. 4. Nie. Kinblinger Gesch. der deutschen

Hörigkeit. Berlin »S>s S- (wegen der Urkunden.)
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ten, in den ältesten Rechtsmonumenten «srvi genannt ö),

ist schwerlich bei allen deutschen Völkern vorgekommen c)

und im Mittelalter ganz wieder verschwunden Auch

schon in den früheren Zeiten war ein hiervon sehr ver«

schiedeneS Verhältniß das Gewöhnliche, welches in jenen

vornehmlich d^urch ErobexuM entstanden ist e), für wel

ches der Ausdruck Hörigkeit am besten paßt, obwohl

sit im Mittelalter meistens eigene Leute genannt werden;

auch dieses aber hatte mannigfache Abstufungen, die sich

auf gewisse Hauptgattungen zurückführen lassen.. I. Hof«

hörige Uti, coloni, slSio»«, auch «srvi, aber

auch ki,c»1ivi /)), ohne die eigentlichen Freiheitsrechte

<§. 4S.) , und daher ohne echtes Eigenthum an Grund,

stücken, die aber durch den Schutz des Herrn, dem sie

bluteigen waren, ihre Rechte gegen Andere nach

Dolttrecht verfolgen konnten , und eben so in Verhält

nissen gegen solche, die nicht ihre Genossen waren, von

jenem gegen diese vertreten werden mußten 5), während

sie gegen ihre Genossen und gegen den Herrn selbst nach

Hofrecht (§.4.) lebten, im dinglichen Verhältnisse

»isll3osrii (Bauern, Hüfner), oder cassti (Köthner) mit

Diensten und Abgaben an die curtü. II. Hörige Dienst-

i) l.. ?risiov, »ääit. sspient. ?it. 8. <?« reou, kugitivi«.

v. I.. ?ri,. seltk , 5it. i. O»v. u- in «n. StiernKöSK

ck« jure Lueo». et LotKor. I.iK. ». O»o. 4.

e) ?»i:itui, <Zerm»n>«. »g.

ck) Rechtsgefch. §. ZZ9-

«) Ebenbas. S- ^>

/) Ebenbas. §.49-

,) Ospitul»rs «« villi,. O»p. 4. 52. Icitschr. ffx grschichtl.

Rkchttwissensch. B. ». S- >s4 u- s.

10*
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leute (min!ster!s!es , zuweilen auch liti), in Beziehung

auf den Genuß des Hofrechts und des Volkörechts dett

Hofhörigen in den älteren Zeiten gleich, aber durch den

Inhalt der Bestimmungen des ersteren über ihr Verhält«

niß von jenen unterschieden , indem nicht eine auf den

Grundbesitz gelegte knechtische. Leistung , sondern ander?

Arten von Diensten von ihnen gefordert wurden. Au

ihnen sind die hörigen Handwerker K), die Verwalter der

herrschaftlichen Höfe und anderer herrschaftlicher Aemtex

zu zahlen , und von ihnen wurde auch häufig "reisiger

Dienst" gefordert , der , wenn er bei einem Hofhörigen

i» bie Stelle semer bisherigen Leistung ttat, ihn in diese

Classe versetzte i). Die herrschaftlichen Rechte über

Ministerialen kommen Noß bei dem Adel vor , während

die über Hofhörige zwar diesem auch am häufigsten zu,'

standen , aber dem Stande der bloßen Freien nicht ab

gesprochen werben können i). Bei beiden Classr.tr waren

1. die EntstehungSgründe !) des Verhältnisses die nehm-

lichen, zu welchen insbesondere die Geburt von Unfreien,

auch wenn ein Ehegatte frei war, da die Ehe Kiefen sos-

gar selbst unfrei machte , und die Ergebung gehört. -'-2i'

Bei beiden war das TodfaUSrecht (morwnrium) / ''Kail

der Herr an ihrem Vermögen hatte, ein Kennzeichen deS

K) l.. S»I. Vit. ei. «sx. 6.

i) Rechttgesch. §. 49-

i) S. z- B- l^. ^"ion. 0«?. ii. „Uebee die Regel darf , mau

sich durch die Verhältnisse der späteren Zeit nicht täuschen lassen,

in welcher bei der Ritterschaft freilich Pogtclrechte und keibhckr-

schost ganz allgcmcin waren ; denn diese Verhältnisse sind äugen«

. schcinlich auch erst später entstanden.

/) Rcchtsgesch. §. s°-
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Verhältnisses m); S. hei beiden enhigte sich dieses durch

Freilassing, mittelst welcher sie aber nur in den

Zustand unvollkommen freier Personen übertraten. III.

Dieser war nach den Formen und den Bedingungen der

Freilassung verschieden «). Immer mußte der bisherige

Unfreie einen Schutzherrn (Vogt, sävocatus) haben,

(der nur eine Person seyn konnte, welche die Jmmuni-

tatsrechre (§. öl.) hatte), indem die bloße Aufhebung

der Unfreiheit nicht den Schutz der Rechte durch eine

VolkSgemeinde gab. t. Bei der Freilassung durch eine

Erklärung deS Herrn ) ' die nicht" durch ihre Form selbst

(Nr. 2.) den Schutzherrn bestimmte , am 'gewöhnlichsten

durch einen Freibrief (cksrtul»rü) durfte der Freigelassene

seinen Vogt wählen,' und stand unter' der Wogt« beS

KbnigS , wenn dies nicht geschehen war o). S. ES gab

aver auch eine Freilassung in der Kirche '(tadulsrü) und

vor dew König (ÄenÄr^I«) , durch welche im ersieren

Falle " jene , im letzteren dieser die Vögtei ' erhielt. 'Die

Bogtei gab das Recht/ den SchuiDrigen vor Gericht

zu vertreten , sein Wehrgeld zu ziehen und ihn zu beer,

b«n , ^ wenn Seitenverwandte die nächsten Erben nach

VollSrecht gewesen wären ; diese Rechte aber hörten mit

der dritten Generation auf , wenn sie nicht durch ein

dingliches Verhaktmß zu dem Schutzherrn befestigt wur«

m) Rcchtsgesch. §.62.». Nvt» «- Dcrgl. Hüllmann Gesch. der

Stände. Th. ». tz. »82.^ ^ .

») S- überhaupt Rcchtsgesch. §. 6'-

Osp. 7. Hui ver« z«r ck»rt»in »ngenuil«^, äiinii« «int

liksi^i , uki nullurn rt ^e/en^iv>,«m von «Is-

gerint , suziiliter regi coinponsotur 40 «vU6>,.
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d«n> welches denn auch immer einen ZinS , womit die

Vogteirechte anerkannt werden mußten (osnsärii, ce»8Uä.

1s,, «rocsnsuslek , Wachszinsig«) , und für die dingli

che« Verhältnisse die Unterwerfung unter das Hofrecht

zur Folge Haft«, '

§. St.

Veränderung des Vkgrlffs der Freiheit, durch die Entstehung der

kandrshoheit.

Alle, Personen , welche einer Schutzherrschaft irgend

einer Axt unterworfen war^n ,/ standen doch unter dem

GerichtSzwang der königlichen Beamte« / welche in den

Volksgemeinden (S. 47.) richteten (juäice, kiscsls«, pu>

^,Iici, ju6«iär« potest^s), sofern sie wegen öffentlicher

Verbrechen zu strafen waren, oder ihre Rechte gegen

Andere als ihre Genossen zu vextheidigen hatten «) ;

gegen jene öffentliche Gewalt des Grafen und feiner

UnterKeamten bildeten daher die schutzherrlichen Rechte

(Vogtei), welche der geistliche und weltliche Adel in

Rücksicht der übrigen Verhältnisse solcher Personen besaß,

weil sie auf seinem gefreiten Eigenthum ( imniunit»,)

wohnten K), nur ei» coordinirteS Verhaltniß. Dies

hörte auf , als die Landeshoheit entstand, und jene

Rechte der öffentlichen Gewalt von dem geistlichen c) und

weltlichen Adel als freies oder lehnbares Eigenthum

«> S. Zeitschr. für gesch. Slechtsmiss, B. S. >g, n. s.

>Z S, ebendas.

«) Uxbcr die Entstehung de< geistlichen »dcli der Bischöse und andc,

rer Polaren , deren Untersuchung für das Privatrccht ohne In«

tcrcsse ist, s. RechtSgesch. §. «z. ,6g. 171. »09. »»».
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erworben wurden , vermöge dessen der Landesherr

alle jener unterworfene Personen in ihrem Verhältniß

gegen daö Reich, besonders im Neichsheerdienst ver,

trat e). Die Landeshoheit gab daher im Allgemeinen

die Bogtei über alle, die in jenem District gesessen

waren (Landsassen), und dadurch hörten diese auf, Mit

glieder der freien Volksgemeinden zu seyn , die in un,

mittelbarer Verbindung mit dem Reich gestanden

hatten. Eine Zeitlang bemerkt man noch Ueberreste der

letzteren in den kaiserlichen Landgerichten, welche

im Gegensatz der Territorien die Districte bezeichnen, in

welchen die Grafengewalt nicht Eigenthum geworden war,

sondern noch durch Reichsbeamte ausgeübt wurde , bis

auch jene während deö löten bis löten Jahrhunderts

an die Landesherren kamen /). Da aber zugleich meh

rere besondere Verhaltnisse die bürgerliche Stellung der

jenigen genauer bestinimten, welche der Territorialgewalt

unterworfen worden waren , so bildeten sich gleichzeitig

verschiedene Classcn von Personen, aus welchen die heu

tigen StanoeöverlMmsse unmittelbar hervorgegangen sind.

H ?riö«r. II. Oonst. cke jurih. Priorix, eevleiisitic. s. 1220.

Kov» teloves — in ipsc»r»n> ter^ito^li^ et iuii^itictivnköu^

' ' «i> »0» ttsturinu!!. Rechtögesch. § 247. Not. c. vcrgl.

S. 5». Not. d.

Ooiutit. cke «xeg. § 5,. Not ». — wv et denn ivtlter

hkißt ! »utevl ni«t?um imperium sli omnibu« Ksdest

«Upplementum — ^»rsecipimu, ut «inguli Luriv^i «jecein —

««liöoi «ui» iinpsudsnt. I^Ianrioosrius ^iunizu«

«oliiio» , >^Ks»riuz z« clenuri«« , Lllnsjsrinz ^^iulieeini,

S> Aechttgtlch. z. zgk.
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Entstehung der sMeren <Ztandcsverh>Zltnissk. /

>. Der Ritterschaft. .. .....

«- Begründung derselben. . , . ,

Mit der Entstehung der Landeshoheit wurde die

Verpflichtung zum Heerbann zunächst auf die Terriro-

rialherrn gelegt, welchen es überlassen blieb, wen sie

in Fallen, wo jener sonst statt gefunden hatte , zum

Neichsdienst stellen wollten «) ; nur über den Umfang?

ihrer Dienstpflicht gegen das Reich bildete, sich daher

zuerst ein Herkommen und späterhin die gesetzlichen Be«

siimmungen der Reichsmatrikeln; hingegen über ihr.

Verhältnis) zu ihren Landsassert ö) bildete sich ein«

neue Regel, welche entschied, wer unter diesen zum or«--

bentlichen Reichskriegsdienst verbunden blieb, und je'

nachdem dies der Fall war oder nicht, alle Landsassen itt^

zwei Classen theilte c). I. Die Classe der Persotten,

a) Oonstit. <Ie eitveZit. Romans. Lt Koc in sibitri« cksmiv«»

runi veväest , ?uo^ ckueant , s c^nibiii 5t>oenäis sccijiisnt,

^uil?u« etism Kgl?^>ergss conoeilsnt. Rechtögesch. §. 294.

Not ». Kr.V. (pas-ZZi. zte ÄUSg)

d) Das Oaseyn einer wahren Territorialhoheit j>n., Gegensatz

de? früheren bloß persönlichen Verbindung freier Person« oilt-de»

Herrenstand, erhellt bereits auZ rriS. II. Oonst. 6e juriK.

nrinvinnm sovliZsr, s. 12z». v»«s^i«inl» z>rinc!«nm , Ii»

'oert»tibu>, jurisckivtionibiu , ^«6mit»tibu«> eenti« — »tcktur

— pulste «e«u»<Iuin ter>-ae 8u«e eonsuetullineni «vprobalum, —

ljoinine« in civitstivus »oitri« residente» con5U«U» et ckebita

jnr» , cls bonis eiktr» civitatem <io<nk»r> et aiivoeot?. zier,

lolvsnt. RechtSgcsch. I. »47- Not. e.

«) ?rili. n. Oonitit. g. g. O. nomine: x^o/ir»,, o^vocaptki,
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welche nach der neuen Verfassung diesen zu leisten hatte«,

bezeichnete, da er schon im Ilten Jahrhundert ass. Roß^

dienst^) geleistet werden mußte, der Ausdruck «^Nte«

(Ritter). Unter diesen selbst gab es einest dreifache»:

Grund der Dienstpflicht: t. Grundeigenthum .inner-,

halb deö Territorii, welches von dem Umfang w«^ dagjz

davon Ritterdienst geleistet werdcn mußte, wobeie dann

das Herkommen entschied , welche Güter diese Eigenschaft

angenommen hatten; die Rechtsbüchex nekWen.bie.se Per-,

sonen Schöffenbarfteie oder Mittelfreie e). 2. L^henS-^

pfliä)t derjenigen, die Vasallen des Territorialherrn,

waren , deren Zahl sich allmälich vttgröLette, well di,e

freien Grundeigenthümer (Nr. 1.) durch verschiedenartige

Umstände ««ranlaßt wurden, ihr Eigenthum in Lehm zu

verwandeln/). 3. Ministerialitat als rein^pvsö»«

liches Band, das an den Dienstherr« knüpfte; wobei

die Güter > welche den Diensimaim in Stand setzten,

Kriegsdienst zu thun , eben sowohl Eigenthum (ursprüng

lich nach Hofrecht ^)), als Lehen nach Hofrecht- (jur«

/euck«k« ^ >zni nä Domino, «uo's trsnzirie volunt , kck rn»»

nenäum zt«r «kLci^I« nostro, von »rctentur. ,^ < . ,,'

Loi««t. clö expeckit. Koni. Rcchtögcsch. K. 29^. vergl.

«) Sckchs. Landr. B > Art ». B z Ärt 8l. SchwSb- Laitdx.

Art. s«"-'-'' ^. ' ".'.'> «

/) Die Konün« re>iö»iv5 Not- Ucbcr die Entstehung siehe

' ^ RechtSgesch. K. «z. >!? '»^i? :-.k. -z'^ L.-zH

«) S z- B- daö wvrmsischc Licngrccht , Rcchtsgesch. §. 258.

N«. Sp^rhin galt die Regel: "Lienstman rrbit unde

vemtt erbe alse »ri lutc nach Lakidrechtc. wen alleync daz s«,

duten trcs Herren malt «lcht ne erhit-, noch erbe ve ncmit-

.'
'

' '
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«irise, Hoflehen) , oder nach Lehenrecht (jure teuZi)

seyn konnten Bon dieser Ministerialität lassen sich

jedoch in dem späteren Mittelalter unterscheiden : ». die

strengere , deren Ursprung aus den älteren Hofrechten

(K. SO.) «och im t2ten Jahrhundert vollkommen sichtbar

. , ist, indem das persönliche Berhältniß dieser Art von

Ministerialen ganz nach den alten Grundsätzen von der

Hörigkeit beurtheilt wird ; eine zweite , die fast nur

den Namen mit jener gemein hatte, und bloß eine per

sönlich »erbliche Dienstpflicht zu Ehren und Ritterdiensien,

n?it sich führte. Die letztere, welche vorzüglich in eini

gen Stiften vorkommt, scheint daraus entstanden zu seyn,

baß freie Grundeiqenthümer (Nr. 1.) es vorzogen, statt

, > ^ ihr Besitzthum in Lehen zu verwandeln, eine solche Diensi-

^.v l>psticht ZU übernehmen , die ihnen unter vortheilhafteren

/l'i^/ t>. "^> Bedingungen gewährt wurde, als den älteren unfreien

" s Ministerialen i). SS verschwand jedoch schon bis zum

löten Jahrhundert auch die strenge Ministerialität, in-

/.>15 ^ . dem die Dienstmannen durch Privilegien des Dienstherr»

nicht nur allgemein jus keuäi an ihren Hoflehen erhiel-

>>1.^. «,..^t«n, fondern auch von den Folgen der Hörigkeit allmälich

. < - loögisprochen wurden ^) ; sichtbar blieb nur ihr vorma- ,

^- ' ligeö Daseyn in einzelnen Bestimmungen deö Hofrechts,

die als particuläre LehensgewohnKeitcn in die Lehenhofs

rechte übergiengen , und in der erblichen Verleihung der^»'.

obersten Hofämter, unter welchen ehedem die Mi

nisterialen gestanden hatten, an einzelne Familien, mei

stens als ein auf ihren Lehen haftendes Recht, woraus

t) S- »echtögcsch. §. ,44. . , '

H S- Rechtögcsch. a, a, O-

' ' ^ Dergü"Höllmaö» Ecschichtk dn Stände. Th. «. G. »z« „.f.
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aber nicht auf eine vormalige Minisierialität dieser Fa

milien selbst geschlossen werden kann , da gerade diese

Slemter bei den geistlichen Fürsten nicht selten mit Perso, ^

nen deS HerrenstandeS und anderwärts mit Freien, oder

doch nur mit solchen besetzt wurden , die nicht in jener

sirengen Hörigkeit standen.

«

§. 53.

K. Rlttttbürtlgkelt (niederer Adel) °). „,

Der Ritterstand hätte, mit Ausnahme der Fälle,

wo ihn die Minisierialität begründete, ein lediglich von

dem Grundbesitz abhangiges Verhältniß werden müsse»,

wenn sich nicht schon im löten Jahrhundert durch das

Herkommen der Grundsatz entschieden hatte, daß nur der

an den ihm verliehenen Lehen jus keuSi erhalte , dessen

Vorfahre» bis in die zweite Generation , nicht nur voll«

kommen frei (§. SO.), sondern auch von Ritteröart ge«

wesen seyen b), wodurch eigenthümliche, von der Geburt '

«) Vngl. Nachricht von einig« Hckusex» de« Geschlecht« der »on

Schlieffcn (Tassel >7S4. 4 ) Einleit- Abschn,«. Von der Be,

schaffenhclr de« Adel« in alten u> mittleren Zelten.

b) Gesetz K, Frsedr. l> über den kandfricden v- t,37> Ue Kli!«

quo^ue sscerckatum , ilisconoruni , ruiticoruin itstuimm,

»e «ng«Ium lailitsre «isum»nt ; et qui jsin «Z5umserunt

zier juckicem z>rovi»<:is« s militi» p«Il«ntur. II, ,o. S. 2.

Oseteri vero , ^ui aitti^ui^ «em^,o«iu« beneöcium von

tenent , licet 7iov,'tex » espitsnei, «eu » v»Iv»5<zridii5 sc:»

^uisierivt , plsdeji «inilaminu« «unt, Sllchs. kehenr.

»?t. ». SchwSb. Lchenr. Art. I. Vstu, »uekt,,. cke>

denek. Osv. I. Z. 4. 6. Oleriri et mnliere» , riisU« et n,er>

cstore« st jure csrente», et vnine» tsui »on »unt ex Komin«

nulltsri ex ^srte pktri« »orum et »vi, ju?, esrent K«aei!>



156 Th.,2- D. I. Perfonenrccht.

abhängende. Standesrechte der Ritterbürtigen begründet

wurden. Die gleiche Einrichtung, die in dieser Hinsicht

im ganzen christlichen Europa statt fand, veranlaßt?,

daß sich die gesammte Ritterschaft als eine Genossen

schaft (das Schildesamt, orä« milltsris) betrachtete,

und diese Ansicht würde dadurch befestigt, daß wahrend,

der Kreuzzüge die geistlichen Ritterorden als ein Institut

für diese Genossenschaft gegründet wurden, in welches

nur die Ritte rbürtigkeit Eingang verschaffte. Da

in der kriegerischen Laufbahn, die 'zu dem Erwerb von ^

Sehen führte, als. Hiese noch nicht erblich waren, die

Stufe» eines Pagen > , .Knappen («rnnßer> Ismulus,) und

Ritters (mile») unterschieden wurden , und die letztere

erft der erreichte^ «eKher als selbstständiger Diensimann

Lriegödienste leistete, fo gab auch dem Nitterbürtigen

Ken Stand eines. Ritters (die Ritterwürde, cio^ulm»

miliisre) nicht die Geburt , sondern er mußt« von ihm

besonders erworheo werde« , und die Handlung , dluch

wolche ! diese Würde !««ü einem Mitglied der Genossen«

schaft ertheilt wurde , war von den Feyerlichkeiten ent

lehnt, mit welchen sonst die Knappen , die am Hof,

dienten , aus^ der Jucht deS Oberhofbesmten mtlassen

wurden , indem sie als Ritter unter die Gerichte« r-

keit deS Marschalls Katen c). Daß die Ritterwürbe
^> ,, >> , / , ^, l ..!:: .' . .. ^^t"' "»1

,„, / , ' «.'? ! . ' ' - -»i

e) ,E- Rechtsgcsch,, §. 24,. u. die Not. «. angeführte Schrift.

Vergl- das Rittcrmcsen dc< Mittclaltcrö , aus dem Franzi de«

H. ,dc la Curne..de Stc.,Palaye , mit Anmerk- von I. ?. Klü<

b er. Nürnb. >??6 u- s. s Bde. S. Lebensbeschreibung VögenS

von BttlichliMi,. «te Ausg. Nürnb. ,775. s-
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auch von dem Herrcnstande (F. S4.) und selbst von den

Fürsten angenommen wurde, und dadurch der Stand

der Ritterbürtigen, besonders wenn ihm keine Ministeria«

lität anhieng , jenem naher gerückt wurde , war wohl

im löten Jahrhundert Veranlassung des Sprachgebrauchs,

den letzteren unter dem Ausdruck Adel mitzubegreifen.

>> « , i . ' .: . " . . . ,

s. S4. " "
>"r> - >

Vcrhckltoisse rer übrigeo «andsass«. . ,

N. Die Personen, welche nicht zum Stande der

Ritterbürtigen gehörten , lassen sich unter zwei Abtheis-

langen bringen: 1. Eigene Leute a) (Komine, pro»

zirü 5. S2. Not. e), welche vermöge der Hörigkeit oder

der Vogtei im alteren Sinn des Worts (g. 5«.), i»

einem durch Hofrechte bestimmten Verhältniß gegen einen

Herrn standen, welcher der Landesherr selbst, eine geists

ljche Corporation, eine Stadt , oder eine Person des

Herrn oder Rittersiandes seyn, konnte. 2. Pfleghafte

(äävocäritL S. S2. Not. c.) , über welche nur der Lan

desherr vermöge der Landeshoheit eine Vogtei hatt<pö),

selbst wenn sie den Äoden eines Gutsycrrn bauten , da

die Rechte des Eigenthums allein keine Gewalt über die

Person gaben c). Die Rechte der landesherrlichen Vogtei

entwickelten sich ert? allmalich mit der Landeshoheit selbst

zu einem festeniWegriss, enthielten aber immer : «. die

Gerichtbarkeit, welche durch die landesherrlichen

MM ..-.v-^v - > , - ,1-,,,

») S- R e ch t s g e sch. Z- Z5S- ; vergl- §. z«. Not- K. u. §.

«) Eckchs- Landr. B, ,. Art, 54- Schwcit, ?a„k>r. M. z^e.
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Aemter <i) ausgeübt wurde. Da diese vermöge der

Ursprünglichen Beschaffenheit der Grafengewalt sich auch

über die hörigen und vogteipflichtigen Hintersassen ande»

rer Herrschaften erstreckte (Z. S1.) , so gehörten auch

diese unter die landesherrlichen Amtösassen , sofern den

Herrschaften die landesherrliche Gerichtbarkeit nicht durch

Verleihung zu Theil wurde e) , und die Eigen - und

Vogtgerichte bezogen sich ohne eine svlche bloß auf die

dinglichen Verhaltnisse der Hintersassen /) und auf

die Hülfe, die der Gutsherr auf Verlangen eines Gläu,

bigers vermöge einer Gewalt über die Person (Nr. t.),

wenn er diese hatte, in deS Schuldners Güter vollsire«

cken konnte g). Weil aber da, wo jene Verleihung statt

gefunden hatte, das Verhältniß des Gerichtsherrn eben«

silllS mit dem Namen der Vogtei bezeichnet zu werde»

«y Sie Gogerlchte (Recht«gesch. §. 419 ), Centen (ebendas.

§. Z°», 4Z9- Not- e.) , Piieggerichte oder Vogtcien , und selbg

die Landgerichte , in der Bedeutung , welche sie erhielten , Ott

die Ritterschaft vor den Hefgerichtev ober Regierungen eanzleMfsig

geworden war (ebend. §.;<>«. «« ), sind nur verschiedene

Benennungen für diese landesherrlichen Gerichte. Vergl. C- P.

Kopp Nachricht von den getgllche» und Civilgcrichteu ln Hessen.

B. 1. S- »»S u- f.

.) S> Recht«gesch. Z. z°z-

/) Rechtsgesch. §-zoz. Rot- K. und die Stellen oben Not. c.

,) Noch «an, deutlich erkennt man da« alte DogKiverha'ltviS (Z. 5» )

in dem Srbbuch de« Amt« Coburg : "ein Erobere hat daselbst

um Schuld zu helfen , so aber derselbe nicht Hilst , hat meine«

gnädigen Herrn kand und Gerichttkrast ,0 helfen." I. u.

Röder von Erbgerichten und Lchnsvogtcien nach der — Vex»

fassung de« Füriienthum« — Coburg. Hildburghauseo 178,.

4. S- >«Z- Bergl. Zeltschr. für geschichtl- Recht««. B. >.

S- '94- '95-
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pflegte, so ist späterhin Vogt« gewöhnlich für eine Ci?

vilgerichtbarkeit genommen K) und diese , wo nur über»

Haupt eine Vogtei hergebracht war, den Gutsherrn ge

meiniglich zu Theil geworden i). ^. AuS dem landeS«

herrlichen Heerbann entstand das Recht, Dienste (ReiS

und Folge, Landfolge 5)) und Abgabe» (Beten /)) z»

fordern , welche in Fällen , wo Andere den Reichsdienst

zu leisten hatten , den zu diesem nicht persönlich ver,

pflichteten Personen von jeher oblagen (S. öl. Not. «.),

mid^auch von den Hintersassen Anderer vermöge der Lan«

desHoheit gefordert wurden. Aber hiermit verbanden sich

außerdem nicht selten noch Lasten der Art , wie sie die

Vogtei in alteren Zeiten mit sich geführt hatte m) , die

erst durch das Herkommen, späterhin auch durch Gesetz« , ,

gebung n) ihre genauere Bestimmung erhielten. Alle j j?5>. '

Classen der Personen , welche weder rittc,rbürtig , noch

durch die Stadtrechte (§. öS.) in ein anderes bestimmtes

K) S. WeKnsr ?r»«t. od5erv. «, V. Vogtei. Rechtsgesch.

8-4Z9» Not i. ? L. ?ufe»6ort <je juriiiUer. <Zerin. I?. «.

Lect.z. Osp. I. §,„s u.f., wo übrigens alle Arten von Vogtei

durcheinander geworfen sind.

H Uebrigcns darf man nicht vergessen , daß der Dcsig der Gericht«

an einem Orte, auch wo sie den Namen Vogtei führen, keine»

Schluß aus eine Vogtei im älteren Sinn des Worts, folglich aus

Eigenthumsrechte des Gerichtsherrn an den Gütern der Gerichts,

eingesessenen verffattet , da die landesherrliche Vogtei jene nicht

umfaßte, und sehr oft nur diese der Gegengand der Verleihung ist.

5) Rechtsgesch. §. zoq.

q Rechtsgesch. z. zc>6.

">) S- Rechtsgesch. ?. z°4- Net. S«. Möser Oöaabrücksche Ge,

schichte. Tb- 2. Abschn z. §.14- S ^iz.

») S- Rechtsgesch. Z. S4S- besonders Not- i.
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VerhZltnrß zu dem Landesherrn gescht wäre,, , standen

sich daher in so mancherlei Verhältnissen gleich , daß sie

ungeachtet der Verschiedenheit zwischen Unfreien und Freien

und den Besitzrechten am Grund und Boden , die sich

bei ihnen wahrnehmen ließen/ als ein Stand betrachtet

wurden , den man seit dem IZten Jahrhundert mit dem

Namen des Bauernstandes bezeichnete o).

L. 55.

z. WerlMulsse des Vürgcrffandcs °).

HI. Das Weichbildrecht, aus welchem sich di.e

städtische Verfassung entwickelte , legte in den älteren

Städten , welche vor Ende des löten Jahrhunderts ge

gründet sind, die Rechte der Grafengewalt in die Hände

besonderer Beamten , die sie NamenS des Königs oder

eines Bischofs ausübten 5). Obwohl diese Rechte unter

dem Namen der Vogtei begriffen wurden , dürfen sie

doch nicht mit der Vogtei im gewohnlichen Sinn dieses

WortS (§. 50. 51.) verwechselt werden , die nur .'mit

ihnen verbunden scyn konnten, sofern sie vorher für

den Herrn der Stadt besonders begründet waren , wel

ches nicht leicht anders als in Rücksicht eines Theils der

Einwohner der Fall war c). Die schbffenbaren freien

Bürger , die sich in diesen Städten befanden , bildeten

«) Rechtsgcsch. §. z«- 44«.

«) S- Zcltschr. für gcsck>, Rcchtsmlsscnsch. B- H. >. S- ,47-.

B. 2. H. 2. S- 'öS u. s. (über den Ursprung der Kckdrischen

Verfassung)

i) Aeitschr- «. «. O- B> >. S- "z u, f.

.) Ebendas. S- »5- u- s
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auch mit den königlichen oder bischöflichen Ministerialen

anfangs allein die Gemeinde <H, welche in den Stadt,

gerichten Recht sprach und (in verschiedenen Formen, bis

die Einrichtung der Rathe, consuloi et rnsgistri con5u»

lum g. vivwm , Bürgermeister und Rath, , in den beut«

schen Städten allgemein wurde e)) die Gemeindcangele-

genheiten verwaltete. So lange diese Verfassung bestand,

bezeichnete der Aueldruck Borger keinen Gegensatz der

Ritterbürtigkeit ; diese Meilten vielmehr , wenn gleich ^>

nicht alle Bürger durch rittermäßige Lebensweise in den

Stand der Ritterschaft eingetreten waren, mit dieser als

schöffenbare Leute die Lehensfähigkeit /) , sofern nur kein > ,

Gewerbe, dem sie sich gewidmet hatten, sie von dieser

ausschloß S). Da aber seit dem 14ten Jahrhundert die

Handwerker in den meisten Städten in die Verwaltung

der städtischen Angelegenheiten und gleiches Bürgerrecht

«it den rathsfähigen Geschlechtern eintraten ü), so blieb

dieses kein Kennzeichen der Standesgleichheit mit ritter-(^Z.>

mäßigen Personen, wenn gleich die städtischen Geschlech

ter, die bei der rittermäßigen Lebensweise blieben, da-'

durch ihre Standesrechte nicht verloren i). Auf der an

deren Seite blieb aber auch der Bürgerstand von dem

Bauernstand unterschieden, weil ihm die städtischen

<t) Rechtsgcsch. §. 24z. ziz.

«) Zeitschr. a. o. O- B- 2. S- 22s u. f.

/) Zeitschr. a. «. O- S- 225 — sz«. Vergl. Nachrichten —

des Geschlecht« — von Schlieffen- S- 'S' u- f.

k) Wie die mervswres , oben §-5Z- Nor. K. Die Bürger haben

daher auch keine besondere Stelle in dem RcichSheerjchild. §. 5S.

i) RechrSgesch. !- 45«-

>? RechtSgesch. L«6. Runde deutsch. Private. z.«g^4<».

1t
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Gerechtsame, deren Vortheile er vermöge seines Bür,

gerrechtS zu genießen hatte, ein besonderes Verhältnis)

im öffentlichen und Privatrecht anwiesen.

§. öS.

4- Verhältnisse des (hohen) Adels «).

IV. Die Jmmunitatsrechte des Adels (§. 4S.) ent

wickelten sich , wenigstens bei dem größten Theil dieser

Geschlechter ö) zur Landeshoheit, auf welche sich der

Ausdruck Uder Sominu, , freier Herr , Herrenstand

zu beziehen scheint , so wie das gleichbedeutende Wort

semperfrei c) (vir »odili«, exlmis« lidertsti«) die höchste

«) Z. Xopx <!e in5igni äiKerettti« int« L. R, l. cvmit« et

nodile, immeäist05. ^rgöntor. ,7,5. 4. !h. L- Scheidt

hiftor. dlplvmat. Nachricht von dem hohen und nieder« Adel ig

Deutsch!. Hanno». ,764- 4. F. G. A. Schmidt Beltr. zu,

Gesch. des Adels. Braunschm. ,794- '795- » Bde. S-

b) Die Beispiele von Geschlechtern, die ursprünglich zum Herrenstanl)

gehört und späterhin dessen Rechte verloren haben (Schmidt a. «.

O> Th S- i". sind wenigstens nicht häufig, und die

von vielen Familie» ausgestellte Behauptung eines solche« Ur,

sprungS unerfindlich.

c) Schwöb. Landr. Art. 4g- ES heißcnt eins semperfreyen , da«

seyndt die freven Herrn als Fürst?« und die andere Freie« zu

Mann habent- Das ander scind mlttclfrelen ; baö seind die,

die der hohen Freycn Mann sind. Das drltt seind Gebauer«,

die frey scind, die heißem frcy LantscktM. Art. 50 In^enuuz

das spricht zu Latein der hichstfrey , llbertinui der Mittelfrey,

liker de, lantsaßcnftep. — Das sä chs. Lande, braucht den

Ausdruck sempersrci nicht, sondern nur den Ausdruck freie

Herrn , welche es aus der einen Seite den Fürsten uvd auf der

anderen den schbffcnbaren Leuten entgegensetzt. Z. B- Vorrede

von der Herren Geburt im Lande zu Sachsen. Vergl. Not- 5.
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Stufe der Freiheit ausdrückt. Die Fürsienwürde, welche ^ /.

sich auf die Erwerbung lmd^HäterHii^auf den Titel eineS ' ,'^'> ' - >

ursprünglichen Reichsamts (Herzogthum, Pfalzgrafschaft, '» .

Markgrafschaft, Landgrafschaft) gründete, bezeichnet eint ^ '

höhere Stufe deS HerrensiandeS , dessen übrige Mit

glieder zwar inögefainmt Grafenrechte besaßen, gbzr vor

dem löten Jahrhundert den Grafentitel nur dann zu

führen pflegten , wenn ihnen durch Belchnung eines

geistlichen oder weltlichen Fürsien die Ausübung des würk?

lichen Grafenamts zn Theil geworden, war, feltener wenn

sie bloß vereinzelte Stücke der alten Grafenamter mit dem

Grafenbann erwvrben hatten Eine Belchnung dieser

Art Iomlte sie in geschlossen gebliebenen Fürstentümern ,

selbst in einer Abhängigkeit erhalten , aus welcher bei

spaterer Entwicklung der Landesverfassung die Unterwer,

fung unter eine "fürstliche Obrigkeit" wurde ; allein an ,

ihren Standesrechten änderte dies nichts «) , weil sie

dessen ungeachtet die nehmliche Stelle im Reichsheer«

schild /) behielten, nach welchem im Mittelalter die

verschiedenen Abstufungen der Stande bezeichnet wurden.

ck) Rechtögesch. Z. 2Z4 °.

«) Dergl. Schmidt a- a- O. TH. i. S- 2Z. »?.

f) Schwäb. kanbr. Art. 8. vcrgl. mit sckchs. kandr. y. Art-

Der Künig hebet den ersten Hccrschilt. Die Bischof und die Acpt

und die Aeprisfin die do gcfürstet feynd , die bebcnt olle den an»

dem Heerschilde- Die Leyenfürften den drittcn. Die fregcn Herrn

den vierten. Die Mlttelfreyen den sanften. Die Sienstmannc

deo sechsten. Den siebenten Hcerfchllt hebt ein jcgllch Mann,

der nicht eigen und ein eckind ist. Sckchs. Landr. Die vrle

Herren den Vierden. Die scheoenbsrc lüde undc der vrierherrco

m«o den fünften. Ire Man vord deo fegen. Vergl- Rechts

gefch. i Z4«.

11*



164 TH.2. B.l. Personenrecht.

Umgekehrt stellte die Befreiung von der Landeshoheit al»

lein , bloße rittermäßige Geschlechter dem Herrenstande

nicht gleich / da jene außer der Reichsunmittelbarkeit,

welche sie freilich ebenfalls gewahrte , nicht auch daS

Recht der Landeshoheit und Reichsstandschaft verlieh,

welches jener hatte K). Daher trat die unmittelbare

Reichsritterschaft, welche sich feit dem 14ten Jahrhundert

bildete und im löten eine feste Verfassung erhielt H,

dadurch, daß sich zuletz ihr Kampf gegen die Landes,

Hoheit zu ihrem Vortheil entschied, keineswegs in den

Herrensiand ein, fondern wurde, nachdem der Titel deS

Adels den rittermäßigen Personen überhaupt zu Theil

geworden war (Z. S3.), gleich der landsässigen Ritterschaft

zum niederen Adel gezählt 5). Auch veränderte sich we,

der in ihren Verhältnissen noch in denen deS landsässigen

Abels dadurch etwas, daß beiden der Freiherrntitel durch

kaiserliche Standeserhöhnng hausig verliehen und von

vielen sogar ohne Verleihung angenommen wurde /) ;

vielmehr bestimmte sich gerade dadurch der Begriff deS

hohen Adels um so schärfer dahin, daß diefer durch keine

Art von Titel allein , fondern nur durch dessen Ver«

bindung mit der Erwerbung eines Landes , auf wel«

,) Eck chs. Lehe nr. Art- »>. Es enbZt nicht deS mannes schlld

denne vanlehcn ab ime daz gcligen wird.

K) S' 6? in5igni Ziffer. z>»z. ,7, u. f.

») Rechtsgesch. Z. 4Z9- 5Zg-

i) E. .« v p p In dcm angeführten Werke , der mit Recht besonder«

auch auf die Formeln der ihren Mitgliedern Verliehener, Freiherr««

diplomc «erweist , um diese Ansicht schon für das »ste Jabrbuv«

dert darzuthun, o. a. O- S- »25. 2,6.

S. Moser von den Rclchsftckndcn. S. 1264.
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chem die Reichsstandschaft hafte, erlangt werden

könne m).

II. Dogmatische Darstellung.

t. Vom Adel.

Quellen: künig O«Ue«io novs von der mittelbaren oder lond«

sässigcv Rittcrschast. Lcixz. >7Z«- » Thlc. Fcl. Unter den neue,

rcn Gesetzgebungen besonders : Pxcuß. kandr. Th Lit- 9. Bai»

rischcS Edict vom «8- Jul. »8«3- (bei Win topp der Rheinbund,

BS- S.4Z6.) vom »S. Mai >s>8 , als Bcilag« zur Bcrfassungs,

Urkunde.

EHG- RIectus zuverlässiger Entwurf von dem Adel in Deutschl.

Nörnb. >?z5. 4. ^. lZ. Orumer cks juriku, st pr»«raz»tivi,

»obilitatl« »vit»« eju»yue produtiflne. I^ips. >7ZY 4. (v> Steck)

vou dem Gcschlcchtöadel und dessen Erneuerung, keipz. ,77g. «.

§. S7.

>. Begriff. Eintbeilung

^ in hoben und niederen Adel.

Da i» unserem neueren Recht das Wort Adel alle

Stände begreift , welche vermöge der Geburt Vorrechte

vor Anderen genießen, oder in diese Rechte wegen ande« )

rer bürgerlichen Verhaltnisse eintreten (F. öS ), so läßt )

sich deren Inhalt nur mit Rücksicht auf die verschieden,

«) Wahle avit. Art. 24. §. g. z)gß in utiscrm ReichShofrath

zwischen den vom Ritterstande, welche zu Schild und Helm ritter

und s!>stsmWg geboren, und den Grafen und Herren^so l» de»

Aeichsevllegicn keine Session oder Stimme hoben , oder von sok

che» Reichssession habenden Häusern entfxrvsscn sind , in der

Rachsessivn dem alten Herkommen gemäß kein Unterschied

gemacht , sondern ein jeder nach Ordnung der angetretenen

Rathsdienste ohne einigen von Standes wegen suchenden Vor«

zug verbleibe.
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artigen Verhältnisse bestimmen , welche man auf diese

Weise zusammenfaßt. Am wichtigsten ist hier ^. die

Eintheilung in hohen und niederen Adel. I. Unter dem

ersteren unterscheidet jetzt die Souverainetät «) , welche

ein Theil desselben erlangt hat, diesen von den übrigen

Geschlechtern, welche nach der Reichsverfassung (§. S6.)

zum hohen Adel gehörten , durch die neuesten politischen

Veränderungen aber der Syuveränetat unterworfen wor

den sind, den Standes Herrn oder Mediatifirten.

Diese ehemals veichsständifchen, fürstlichen und gräflichen

Familien sollen nach der deutschen Bundesacte auch fer

ner "zu dem hoben Adel in Deutschland gerechnet werden,

und ihnen das Recht der Ebenbürtigkeit ö) in dem bisher

damit verbundenen Begriff verbleiben" c). Ihnen sind

in Rücksicht deS Standes ohnsireitig die Geschlechter

gleich zu setzen , welche schon vor der Auflösung der

Reichsverfassimq wegen ihrer landsassigen Besitzungen (§.

S6.) der Landeshoheit unterworfen waren , aber dennoch

nckch den damaligen Grundsätzen (§. S6.) zum hohen Adel

gerechnet wurden ^) , während dagegen der Besitz einer

Standesherrschaft allein keine Ansprüche auf jenen

«) Wenn man überhaupt auf die deutschen Regenten und ihre FamK

lien, .auch nach ausgelöster Reichsversassung, den Ausdruck hoher

Adel noch für anwendbar bellt. Dagegen Klüber öffentl. Recht

des deutschen Bundes §.197. (2te AuSg). Oer Ausdruck souvc-

raincr hoher Adel scheint jedoch ouS der Bundesacte (Not- d. «.)

gerechtfertigt werden zu könne».

ö) In der officicllcn französischen Ucbcrsctzung : "le ckroit cke

»»nee 6gsls »vLo Ie5 «nsi«on« zouvorsine5."

e) V- «- Akt. '4-

«l) Klüber «. ci. O- §. ,4«- <
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Stand g^ebte), wenn sie gleich zu einem landsässigen

Herren stand qualificirt , welcher durch landständische

Verfassung und die dem Besitzthum anklebenden Rechte

eine besondere Bedeutung erhalten kann. II. Der Für

sien, und Grafentitel , welche erst seit dem löten Jahr

hundert auch Personen der Reichsritterschaft und des

landsässigen Adels verliehen worden sind, änderten ehe

dem nichts an dem staatsrechtlichen Verhältniß /); eben

so wenig geben sie nach den Bestimmungen der deutschen

Bundesacte Ansprüche auf den Stand des hohen Adels

in dem Sinn , der hier mit diesem Ausdruck verbunden

wird ; es ist daher gleichgültig , ob man , wie Einige

wollen, nur den erblichen Fürstentitel überhaupt für einen

Erwerbungsgrund des hohen Adels erklärt K) , da als

dann diesem ein anderer Begriff untergelegt wird , oder

mit Andern den nicht reichsständischen Grafenstand für

eine Mittelstufe zwischen dem hohen und niederen Adel

hält ü), oder endlich beide Titel als einen hohen land

sässigen Adel betrachtet i). Denn selbst für die Lehre

von den Mißheirathen , bei welcher diese Classification

einige rechtliche Würkung haben könnte , enthält sie doch

zunächst keinen Cntscheidungsgrund K), und in ieder

«) Klüver a a. O- §. »z« ». Not. K. §, 240 K.

/) R- A- >S4>8- ?- 66. Wahlcspitul. Art. z. ,. 2. 5.

z) I. v. Klüder 6e nodilitste cc>^icill»ri. §. S. Jessen

kleine jurist. Biblloth. St- ,5. S- s, u. f. Jessen öffentl.

Recht des deutschen Bundes. §- ig?- Danz Commcnt« zu

Runde. §. Z44- ^

Uommel I^Iiupzoll. ^usezi. foren!.' Obssrv. gzz.

») Runde deutsch. Private, z. Z44.

^i) S. unten im Fav'ilicnrecht « Buch 4.
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anderen Rücksicht hängt der Rang und die besonderen

Rechte, welche mit diesen Titeln verbunden sind, allem

von particulärer Verfassung ab , aus welcher sich für

das Verhältnis) im Allgemeinen nichts ableiten laßt i).

III. Alle übrigen Titel des Adels , wohin heutzutage

(vergl. §. S6.) vornehmlich der eines Freiherrn (Baron)

und eines Ritters m) gehört, begründen unbestritten kein

besonderes von dem niederen Adel zu unterscheidendes

Verhältnis), und selbst keinen gemeinrechtlich anerkannten

Rang vor dem alten niederen Adel «) , wenn sie gleich

nach einzelnen Landesrechten besondere .Rechte gewahren

können o). Zum niederen Adel gehören alle Geschlechter,

welche die Rittermaßigkeit nach den Begriffen des Mit«

telalters hergebracht haben, oder durch Standeserhöhung

in diesen Stand versetzt worden sind (§. 60.).

y Dic bairifche Gesetzgebung braucht kn dem Edict über die staats«

rechtlichen Verhältnisse der vormals reichsftckud. Fürsten , Grafen

und Herrn §. >. die Worte : dic mittelbar gewordenen , ehe«

mals reichsständischen, fürstlichen u. gräflichen Häuser bebak

tcn dic Ebenbürtigkeit in dem bisher damit verbundenen Begriffe,

und gehören zum hohen Adel. ( Vcrsassungsurk. de« Königreich«

Vaicrn. München ig, 8- S- S ">.) In dem Edict über den

Adel wird hingegen §. 6. bloß gesagt : der boicrifche Adel hat

fünf Grade : >. Fürsten , ». Grafen , z. Freiherr« , 4- Ritter,

x. Adcliche mit dem Prädicar "von." Ucber die Würkung diese,

Titel in Sachsen vergl- Haubold sächs. Prwatr- §- zsS. Anm.

§. z37-

»,) Ucber dic in dcr Reichskanzlei ehemals gebräuchlichen Titel : Ed«

ler Herr, oder Dannerherr , Ritter des h. rd>. Reichs, Edler

n) Vergl. oben §. 56. Not. m.

») Don dem österreichischen Herren« vnd RitterKaob f. iB- Moser

m>» der Rcichsstcknde Landen. S- 4»? u- s-
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§. 28.

S. In persönlichen und Gcschlechtsadel.

Die Rechte des Adels sind in der Regel von dem

Stande der Geburt abhangig, mithin ein Geschlechts«

adel; eine Gleichstellung anderer Personen mit diesem,

welche auf anderen bürgerlichen Verhältnissen beruht,

sollte man freilich nur dann einen persönlichen Adel

nennen , wenn er alle Standcörechte des ersteren um«

faßt «) ; der Ausdruck wird aber auch für die bloße

Gleichstellung im Rang und einzelnen Rechten ge«

braucht ö). Gemeinrechtlich war der persönliche hohe

Adel der reichsunmittelbaren Prälaten, welcher mit ihrer

Reichsstandschaft und Landeshoheit untergegangen ist,

und die Gleichstellung in Ehrenrechten mit dem niederen

Adel, welche die juristische Doctorwürde c) und der Stand

der fürstlichen Räthe <i) ehedem gab. Für beide hängt

aber der Rang jetzt vom particularen Recht ab, daS

einen persönlichen Adel selbst in dem bezeichneten be

schränkteren Sinn nur mit einzelnen höheren Aemtern e)

«> Kl über kleine jurist. Blblioth. St- «z. S- >7- 6s 5eI«Ko^

elein. jur. lZerm. §. »44.

i) I^suritiu» cki«. »okilitste gerinsnic». ß. ig. Or»m»r

Ob«, jur. ?om. IV. Obs. 1049.

r) RechtSgesch. Z. 447»

<Y R- P- O- >SZ°- Tit. 14. S- i. »S4«. Tit. ,,.

«) Z. B- preuß. ?andr. Th> ». Tit. g. §. zu. Die einem Collegio

oder ein« Corporation von dem LandeSherrn beigelegte, oder mit

-'nem Amte verbundenen adlichcu Rechte, können über die wdrt«

tich« Bestimmung de« Emadenbriest nicht ausgedehnt «erden.
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ober mit der Verleihung von Ritterorden /) zu verbin

den pflegt.

§. S9.

In alten und neuen , Uradcl und Briefadel.

Manche Vorrechte s) sind davon abhangig, daß ein

Geschlecht den Adel schon mehrere Generationen hindurch

besessen hat, wodurch sich für jene der hiernach immer

relative Begriff des alten Adels bestimmt. Zum Beweis

desselben, der Anenvrobe ö) , welche immer auf den

Stand der Vorfahren der Mutter mitgerichtet ist c),

gehört theils der Beweis der ehelichen Abstammung (Fi,

liationSprobe) iu Rücksicht aller auf der Anentafel

vorkommenden Personen, theils der Beweis ihrer Ri t-

terhürtigkeit ci); von der Anzahl der Personen,

/) Bair. Edict über den Adel. §. 5. Statuten des Guelphenordcns.

Art. 7- Hagemann Samml. der bann- kandesverordn. ,»'5.

Tb- z- S- l°74>

«) Ursprünglich die Rittermckßlgkcit selbst , so lange sie durch kclne

Standcscrböhung , sondern durch fortgesetzte rittcrmäßige Lebens,

ort entstand- s 5Z. Vergl- Kopp Bilder und Schriften der

Vorzeit. B. >. S- 2, u- f. So lange erstreckte sich die Ancn,

probe auch nur aus vier Ancn; über Ihre welkere Ausdehnung f.

Rechtsgcsch. 8- 446. Not. 6.

i) L. Ostor rle proostions nokilitatiz »vitae. KlsrK. »744.

Lj. >!e rstione usitst« in ckem«n5tr»nlio nvbilitstem pro-

»vitsni. iK. 1745. Dess. practischc Anleitung zur Anevprobe.

Warb. 17s», 4- Äiundc Private. K. z?S — z»4.

e) Auch die Mexe zum Behus der RitKrmckßi'gkeit ohne Zweifel-

Rechtsgcsch. 8- 342. Not. ck. §. 447-

Sckchs- kchcnr, Art- « All,' die nicht en sin von rlttcrs

Art von vatcr und von eldcr vaier die suln lcnrccht darben.
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welche nach Maaßgabe der Entfernung der Generation,

> auf welche zurückgegangen wird, in der obersten Reihe

der Anentafel vorkommen , ist der Sprachgebrauch ent-

lehnt, daß man einen Adel von vier, acht, sechszeh»

Anen u.s.w. zu erweisen habe. Zu den Beweismitteln e)

gehört, außer den gewöhnlichen, auch die adeliche

Kundschaft, welche auf de« alten Adel des Beweis-

führers überhaupt, mithin auf die Richtigkeit der Anen

tafel , so weit sie von der Rittermaßigkeit der darauf

vorkommenden Geschlechter abhangt, gerichtet ist, unl>

in einem eidlichen Jeugniß adelicher Standesgenossen be

sieht /). Der Adel, welcher seit unvordenklichen Zeiten

von einem Geschlecht besessen worden ist, und sich ledig

lich auf diesen öffentlich anerkannten Besitz L> gründet

(Uradel, ««KiUtäs svita) , wie bei dem größten Theil

«) S. Runde Privotr. Z. Z82. z8z. Preuß. Landr. Th.

Tit. g. §. 22 — z>. « '

/) Estor Anleit. zur Ahncnprobe. S- »8. v. Schlicffensche G»

schlechtshistoric. S- »8».

F) Die ausdrückliche Anerkcnnung dieses Stande« durch den Staat,

wie sie das bairische Edict über den Adel (§. 8- Ein balrischer

Unterthan kann nur bann , wenn dessen Adclstitel in der Adels«

matrttel eingetragen ist, die dem Adel im Königreich Baiern zv<

stehenden Rechte ausüben) und andere neuere Gesetze (badische

Werordn. >8>5. Würtembergischc l3>8. S- Klübers öffcntl.

Recht des d. Bundes- I.4>«. Not.« ) vorschreiben , ist ,ur Aus,

Übung der Rechte des Adels gemeinrechtlich nicht nothwendig;

wvbl aber kann bei Geschlechtern, die der landsckssigcn Ritterschaft

nicht von Alters her angehören , falls sich eine Anerkennung des

Staats nicht nachweisen Wt, in einzelnen Fällen der Beweis

des Adels notbwendig werden. Zur Anerkcnnung selbst genügt

an sich der öffentliche ungestörte Bcfttz adelicher Rechte. Bergl.

Pr. Lande. Th. « Tit. 9. Z. '7
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des Adels in Deutschland de? Fall ist , begründet daher

an sich keineöwegeS die Rechte deS alten Adels, während

der durch Standeserhöhung (§.60.) erworbene (oodili-

t»s coSiOillari,, Briefadel K)), den Umständen nach auch

ein alter Adel seyn kann^

F. «0.

Erwerbung dcS Adels.

1. Die vollständigen Rechte des väterlichen Stan

des, gehen bei allen Classen deS GeschlechtSadelS auf ein

in gleicher Ehe«) erzeugtes Kind über ö), und dafür

ist beim niederen Adel heutzutage jede gültige Ehe

zu halten c) ; doch machen die Vorrechte, deren Erwer

bung von einer Anenprobe abhangt , vermöge der über

diese geltenden Grundsätze (§. S9.) eine Ausnahme.

Unehelichen Kindern fehlt dagegen der adeliche Stand

der Eltern, und sie erlangten ihn auch durch keine Legi

timation / so lange diese überhaupt keine Familienrechte

K) I. I^. Xlüdor öe vodilitsts Ovilieillsri. LrlsnA. >7gg. 4.

und dcssen kleine jurist. Biblloth. St. »5. S- z » 72.

0) S- über deren Begriff unten Buch 4-

1) Sckchs. Landr. Bz. Art. 72. Daz eliche Alnt und vri bcheldet

sines Vater Schilt. Silchs. Landr. Art-si- Der So» behalt

des VaterS Schilt «u Lenrcchte der ioie ebenbürtig iii.

«) Die Veranlassung: l.-8> l>. <ls isnstoriKus. 9.) I>. >z. O.

>Ie riigniiatil>i>5. (12, I.) ^ov. ic>>. Og». ,. Ukder die allmd>

liche Einführung deS Satzes durch Gewohnheit s. Rcchtögesch.

447. Oonsilis IVIsrpurzenöi». Vol. 2. Oc>n». g. 1.

IVlsuiitiu! <!e nobilitste. Z. Z2. bei Lnrgvmsizter bibli«.

tKec» «<zu«tri>. ^om. ». 62«. Neuere Gesetze: Preuß.

kandr. Th. «. Tit. g. Z- z 4- Tb- « Tit. » j. »° — ,z.

Gaik'Sdtet. Z. >.
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verschaffte ck) , welches sich beim hohen Adel als unbe«

zweifelteö Herkommen erhalten hat e). Der niedere

Adel ist dem römischen Recht unterwarfen worden (§.

20.), und da nach diesem Legitimirte den ehelich ge,

borenen Kindern gleichstehen/), so scheint unter den

sehr verschiedenen hierüber obwaltenden Meinungen L) die

Ansicht den Vorzug zu verdienen , daß ihnen im Allge,

meinen die Rechte des adelichen Standes nicht ab,

gesprochen werden können, wenn gleich außer Zweifel ist,

daß jedem Legitimirten die Rechte des alten Adels

fehlen, und bei der Succession in Lehen, Stamm und

Fideicommißgüter , Folgen des alteren Rechts stehen ge

blieben sind. Bei der Legitimation durch nachfolgende

Ehe haben sich auch die, neuesten Gesetze unbedingt für

diese Ansicht entschieden (Not. i) ; bei der Legitimation

durch Rescript tritt aber der besondere Umstand, ein,

daß die Legitimation in ihrer Form und in ihren Wür,

kungen mit einer Standeserhbhung zusammenfällt , zu

welcher vordem eine besondere von dem Legitimationsrecht

<i) Rechtsgesch. 5- Z6>- Not. K. I. in.

Mütter jui priv. priveip. §. «7.

/) "NiKU s legitiinis silii, gikerentei." IVov. gg. O»p. g.

^) ?KiI. ünipsckilcläe jurid. et Privileg, nobilitkti,. Q. ,.

O»p. g. »r. ög. g; seq. 1. S. Orsmer ge jurib. vooilit.

»vits«. <^!sp. 4. Z. «. R. (Z. Lauer Ivgitimutiovem per

>uoseyuon5 mstrimonium nodililstein nun reztaurars.

Lipi. 1776. Glücks Tommcnt. TH.2. S.«7«. z. '44. Xi»«

lZuue^t. koren». I'om. z. Osp.4. (,te Ausg.) Runde deutsch.

Private. Z.z6g. 5. O. Uoese äv likerorum legitimst! one

sn et <zii»t«nm nobilitstem oonterst, Lott. »79Z. 4. I. I.

Moser Reichshoscstdsorvttß. Zh.z. Cap.z. z. 15. S«7>.
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verschiedene Berechtigung erforderlich war (Nr. 2.) K) ;

bei dieser muß daher auch jetzt wenigstens darauf gesehen

werden , ob nach dem Inhalt des Reskripts die Absicht

zugleich auf eine Standeserhöhung gerichtet ist,

wovon, öfters nach besonderen Gesetzen oder Gewohnhei,

ten das Gegentheil angenommen werden muß , wenn eS

nicht mit einer ausdrücklichen Standeserhöhung verbun«

den ist H ; auch kann 'vermöge einer Standeserhöhung

der Legitimirte keine Rechte ansprechen, welche nicht von

dem Besitz des adelichcn Standes überhaupt , sondern

von der Abstammung abhangig sind , weil deren aus

schließlicher Genuß ein wo-hlerworbeneö Recht

der Familie ausmacht, daö ohne Einwilligung ihrer Mit»

K) S- Runde u. bcsonderz Kind a. a. O.

i) Preuß. Lande. Tb- 2. Tit. 9. §.g- Auch das von clncm adelt«

che« Vater außer der Ehc erzeugte Kind wird durch gesckzma'ßlge

Vollziehung einer Cbc zur rcchtcn Hand mit der Mutter, im,

gleichen durch eine derselben gleich zu achtende gerichtliche Erklck,

rung dcS Vaters (II, »- §-497 598) des Adelffandes theilhaftig.

Tb- 2. Tit. 2. z.6c:z. Durch diese Legitimation (p«r re-criptum)

rrhOlt das Kind den Stand dcS Vaters, und in Ansehung sei,

«er , olle Rechte und Pflichten eincö ehelichen KindcS. S. 604.

ES tritt aber dadurch nicht in die Familie des Vaters (ohne be,

sondern Famllierwcrtrag. §. 605.) Bair. Edlct. §.2. Die

durch nachfolgende Ehe Legllimirtcn werden den ehelich Gebohre«

ncn alcichgeachtet. Durch Legitimation mittelst königlichen R«

scrlptS , durch Adoption , oder irgend einen anderen Privatacr,

kann der Adel nur mit ausdrücklicher königlicher Bewilligung

übertragen werden», welche dann für eine neue Verleihung gilt.

Soll der Legitimirte , der Adoptlrte , den Bis,» der adcliche«

Titel und Wappen der Familie desjenigen , von welchem er sein

Recht ableitet , erlangen , so ig überdies die Einwilligung der

Agnaten erforderlich.
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glieder nicht aus Dritte übertragen werden kann ; wo

hin dann auch der Gebrauch deö FamilienwappenS zu

zahlen ist 5). 2. Durch S ta n de S er h ö K u ng sind

zwar seit dem 14ten Jahrhundert der Stand der Ritter»5>

bürMküt. und späterhin auch die Titel deö hohen Adels

(vergl. jedoch §. ö7.) vom Kaiser und im Zwischenreich

von den Reichövicarien /) verliehen worden, ein Recht

der Landeshoheit ist aber daS Recht, einen AdelSbrief

(äiplomä nodilitstiz) zu ertheilen , niemals gewesen,

wenn gleich dieiReichssiande , welche schon vor der Auf»

lösung der Reichsverfassung wegen anderer nicht zum

Reich gehörigen Landerz die Souverainetat besaßen, in

dieser Eigenschaft auch das Recht der Standeserhöhung

ausgeübt haben m). Obwohl nach Auflösung der Reichs«

Verfassung an sich als ein Recht jedes SouverainS zu

betrachten ») , ist es bisher nur von den Königen und

Großherzogen ausgeübt worden ; auch hat sich wenigstens

noch kein entschiedenes Herkommen gebildet, nach welchem

der von jedem Svuverain ertheilte Briefadel eben so wie

der deutsche Uradel und Reichsbriefadel allenthalben bei

der Aufnahme eines neuen Unterthanen ohne befondere

Bestätigung 0) die Rechte des Landesadels verschafft

i) Vergl- preuß. Landr. TP.,. TIt.9. Z.lS. und Kind a. a. O>

/) Vergl. RcchtSgesch. §. 446. 56z. XIüber> ck« ««Kil. eogi«.

§. 15 u. t- über die Rechte der RcichSvicaricn und die einigen

RelchSsicknden verliehene Oomitiv» msior ebendas. §. iL- ,9.

Runde Private. Z- z«6.

m) S- Runde Beiträge zur Erirter. «chtl. Gcgenst. Th. >. Nr. ,9.

») Slüber öffentl- Recht dcS deutsch. Bundes. § 4". (ste AuSg.

S 7«« ) ,

») Nicht «u verwechseln mit dem Beweis. §. 59. Not- s-

p) Entgegengesetzte Grundsätze enthalt das badische Edtct, die Grund»
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für Unterthanen, die als solche schon zur Annahme frem-

der Standeserhöhung die landesherrliche Einwilligung be«

dürfen können wird ein von fremden Souverains er»

theilter Adel immer erst durch landesherrliche Bestätigung

würksam ^). Die Standeöerhöhung des VaterS ver

schafft den bereits geborenen Kindern den Adel in der

Regel nur dann , wenn sie ausdrücklich auf diese ausge

dehnt wird .,). Cession des Adels ist so wenig als dessen

Uebertragung durch Adoption möglich, außer fofern eine

Standeserhöhung hinzukommt, deren Würkungen dann

die gewöhnlichen sind und keine Familienrechte in sich

fassen t).

vecsassunq der verschiedenen Stände betr. W i n k o p p der rhein.

Bund- H. s8- S- i2z. Wer zur Zeit des geschlossenen Rhein,

dundcS im öffentlichen ruhige» Besitz eines deutschen Adel«

mar , wer jetzt oder künW einen AdelSbricf von uns — oder

andern zur königlichen Bank des Rheinbundes gehörigen oder an,

Kern etwa durch das künftige Bundcsstatut dazu für ermächtigt

anerkannten Souverains «langt — hat als Staatsbürger Adels,

recht-

LoeKmor jnz novuin controversum. ?om. «. OK,. 76.

Prcuß. Lande. II , g. Z. »z. Anh. §. i>8. Hagemann

Samml. Hann. Landcsvcrordn. >8>6. Th. >. S> 17».

r) XlüKer >Ze nodilit. colÜO. z. 2i. Dessen öffentl. Recht des

deutsch. Bundes, j. 4,1. 412.

,) XlüKer <?e nokil. cocjiO. §. 5. A. M- ist U omni» I Misp-

sog. qusO5t. sorons. Obs. 77«. Nach dem prcuß. Landr.

II, 9. §. II. erwerben den Adel auch die bereits geborenen Kinder,

wenn sie der Adelsbrief nicht ausschließt-

e) Runde Private. §.570. Preuß. Lande. Th,. Tit.». §.684-

Bair. «vier. SZvt. i.
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§. 61.

z. Verlust dcs Adcls «) und dessen Erneuerung.

Der Adel geht verloren: t. zur Strafe, wenn eine

Person durch richterliches Erkenntniß desselben entsetzt ö)

oder mit einer Strafe belegt wird , welche entweder die

bürgerliche Ehre ganz vernichtet oder doch eine Infamie

des deutschen RechtS c) hervorbringt Particulare

Gesetze haben den Verlust des Adels auch schon mit an

dern Criminalstrafen verbunden e), keine Strafe diefer

Art nimmt jedoch den bereits geborenen Kindern ihre

Rechte /). 2. Durch freiwillige Entsagung s), wohin

«) F. O. V^srtini äe inockis xrzecipui5, yuidus »odilitas sili»

mi zolet. Qipz. 1760 4. 5. <Z. Leger, zuilius nioäi»

»oditit« sinittstur. 1,ips. 1786.4.

i) Preuß. Landr. Th. 2. Tit. 9- §.91.92. Tb- 2. Tlt. »«.

z. Szz. L72. Vergl. Not- e. Urber die Verbrechen, bei Ivel«

che« dieses durch besondere symbolische Handlungen geschieht s.

Rlecius vom landMigcn Adel, Cap. 46. §. z. S.626. Z. «.

ri«Kt»er 6155. 6e frsttione insignium. Eitorf. 170g. 4.

vergl. preuß. Lande. Th- 2. Tit- 20. z. 95 — 99. ,«z.

e) S- unten Kap. 4. dieses Buchs.

«!) E. Riccius «. «. O. §. z. 5.

«) V a i r. E d i c t. §- l?. Mit jeder Verurthciiung in elne Crimi,

nalstrasc Ist der Verlust dcs Adels verbunden. Eine Strafe wegen

solcher Vergehen , welche das Strafgesetzbuch als unverträglich

mit der Adelswürde benennt, hat die «ehmllche in dem Erkennt«

n!ß jedesmal auszudrückende Folge.

/) Riecius a. o. O- 8- 4. 5- Bair. Edict- §. >7- Preuß.

kandr. Th. 2. Tit. 9- 8- 9Z- Diese Strafe trifft die Kinder,

welche vor dein Erkenntnisse schon vorhanden gewesen sind, nur

in dem Falle, wo eS die Gesetze ausdrücklich vorschreiben.

z) ?. ?. LisenUsrt 6e renuncistions »odilit«!« ig dessen

tZ^usc. ». »L ?«L Z67>

12
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nicht bloß die ausdrückliche , sondern auch die still

schweigende gehört , die aber eine Handlung voraussetzt,

in welcher sie entweder vermöge gesetzlicher Bestimmung,

«der wegen ihrer Unvereinbarkeit mit der Ausübung der

Rechte des adeliche,, Standes enthalten ist. Diese Wür-

kung hat 1. b^i dem weiblichen Geschlecht die Ehe mit

einem Manne geringeren Standes , so lange die Ehefrau

oder Wittwe den Stand ihres Mannes behalt r) ; da

aber der Eeburtöstand durch die gesetzlichen Würtingen

der Ehe nicht aufgegeben wird , so bedarf eö keiner Er

neuerung deS Adels, um den in einer zweiten Ehe er

zeugten Kindern die Rechte des alten Adels zu verschaf

fen /c). 2. Die Adoption durch eine Person geringeren

Standes , wenn der Adoptirte seinen Geschlechtsnamen

ablegt /) ; 3. die Aufnahme in eine Handwerks « oder

Kramerinnung, vermöge der siädtifchen Einrichtungen m),

K) Seger g. «. O. s> s- Balr. Ebict- Z. iL- Aus den Adel

kann freiwillig verzichtet werden. -Won einein solchen ausdrückli,

che» Verzicht muß jedoch dem Könige durch das Staatsminlstcrium

des königlichen Hauses die förmliche Anzeige geschehen. Der Ver,

zicht ist ohne Nachtbell für die bereits gebvrnen Kinder. — Daß

die Entsagung auch für nachher gcbvrne Kind« unwürksam sc",

behauptet ohne Ecund Riccius, Cap. 45- L- 4-

i) Telgmann von der Aneozahl. Cap. s- §. » — s>

i) Preuß. Lande. II, 9. §. 87- «9- go- Anderer Meinung ist

ohne hinreichenden Grund Klübex kl- jurist. Bibl. St.s6. S->z.

Wexgl. sckchs. Landr. B- ,. Art 45. B z. Art-4S- Schmcld.

Landr. Artlz-S. Rechtsgesch. §,zz,. Not.c.

q Scger ,a. a- O. § 8- Preuß. Landr. II, 9. §. »z.

m) Vergl. Rechtsgesch. §. 452- Seger «. g. O- §. 6. We«?.

preuß. Landr. o- a- O. §. 76. gi «. z.^g. S. jedoch preui.

Edlct vom g- Oct- >S«7. §- «.
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die Betreibung eines nach den Gesetzen schimpflichen

Gewerbes , oder gemeine knechtische Handrhierung n).

Keinesweges aber kann die Erwerbung deö städtischen-

Bürgerrechts «) oder der nicht zünftige Großhandel /?)

hierher gerechnet werden. Der Adel , der auf diese

Weise verloren ist , kann in der Regel <?) nur durch

Ctandeserhöhung wieder hergestellt werden ^), welche in

diesem Falle auch in der von dem Souverain auögewürks

ten Erneuerung deö Adels liegt; bloßer Nichtge,

brauch bewürkt aber dessen Verlust nicht, da in^her,

^egel überhaupt kein Recht durch Nichtgebrauch er«

löscht s). Weil es indessen durch den Nichtgebrauch

zweifelhaft (§. ö8.) werden kann, ob einem Geschlecht

der Adel zukomme , oder wenigstens ob dieser nicht ver,

leren gegangen sey , so ist unter solchen Umstanden,

welchen hie und da eine gewisse Dauer des Nichtgebrauchs

») Seger a- «. O. 5-6- Preuft. kandr. §.L«. Bair. Edikt-

z. 2,. (Not. <z.) ! ,

«) Seger a. a- O- ?. 6.

?. O. Lsg er äe vobilium jure negotisnili. 174g.

Preuß. Lande. Z. 77.

?) Anders im bair. Edict- §. 2,. Suspendirt wird der Gebrauch

des AdeistitclS durch die llcdcrnahme niederer blos in Handarbeit

tefiehendcr Lvbndienste , durch die Ausübung cincs Gewerbes bcl

offenem Kram und Laden , eder eines eigentlichen Handwerkes.

Diese Verfügung dehnt sich jedoch nicht über die Dauer jener

Eusocnslonsgründe, noch auf die Kinder aus, welche sich nicht

M gleichem Falle befinden.

UeLeI«K«<v6<: renovntione nokilitstis in Hess. Llevt. jur.

Lerin. xsg. 249 u. f.

,) RicciuS «. o- O> Cap.45- § « z- S ^22 u. f. Eegf, j. 4.

Preuß. iaudx. «. a. O- Z.94. Bai,. Ldiet. §.,g.

12*
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gleichgesetzt wirbt), eine Erneuerung des Adels

nothwendig , in welcher bloß die Anerkennung beS vor

handenen Standes durch die Staatsgewalt u) liegt,

obwohl sie bei derselben Behörde gesucht werden muß,

welche Standeserhöhungen crtheilt , und durch welche

selbst der Beweis eines alten Adels Möglich werden kann,

der aber freilich durch jene Anerkennung selbst nicht er

setzt wird v).

§. «2.

4- Rechte des Adel«.

«. Uebcrhaupt.

l. Wapoenrccht «).

Abgesehen von den Berechtigungen des Adels, die

sich auf daS Staatsrecht beziehen, oder den Besitz eines

Grundstücks voraussetzen ö), zeigen sich dessen Stan

desrechte: I. in der Befugniß, ein den adelichen Stand

bezeichnendes Geschlechtswappen (Wagnis, arms, srio«)

«) Nach preuß. Lande, ll , 9. §. 95. Bair. Ebict. §. »».

binnen zwei Generationen.

«) Vergl. preuß. Landr. Anh. §.120. (hei §. 95. Not- t.)

«) v. Steck vom Gcschlcchtsadcl. S- 84-

«) ZZsrtolu« trsct. äs insigniis et srmis (in dessen vpri. und

bei Fesch Ausg. 2727. S. 175 u. f). UoepingK cke

jure insigniura. I>lorimK. 1642. kol. LeK. Gesell 6e in»

sign, eorumzue jure. Ls5Ü. 1672. ^It. 1727. 4. lZ.

WvnoK lle concessione in5ißnium jur. in Korn. (Zeriri.

Ooininent. I — VI. I.ivs. 1772 — igoi. 4. C- F. A- v.

Med in g Nachrichten von adclichcn Wappen, mit e. Vorrede v

Gebhardl. Hamb. >7«6 — ,79'. S Tble- S.>

!) S- unten da« dritte Buch.
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zu führen. Wappen waren ursprünglich c) willkührlich

angenommene und veränderliche ^) Unterscheidungszei

chen der LMMg, die an Schi/d und Helm e) ange

bracht wurden. Wei dem hohen Adel wurden sie zuerst

Bezeichnung der Besitzungen und dadurch erblich ; bei

dem niederen Adel nahmen sie die letztere Eigenschaft

allmälich dadurch a» , daß ein seit einer Reihe von

Generationen als Auszeichnung rittermaßiger Personen

bekannt gewordenes Wappen, zum Beweise der

Ritterbürtigkeit dienen konnte /) , in welchem Sinn

e) Rechtsgcsch. §. 54>- Not. k. v. Schliefsensche GcschlechtS-

hist. S- '5».

«!) llontkeim Ki«i. Vrevirensis öiplom. I'oni. «. pig. L.

v. Schltcsfcnsche Geschlechtöhist. S- 15s «- f. Kopp Bil

der u- Schriften der Vorzeit. B- S- > u- f.

x) L. <?. KineK 6e eo yuoii justum est circa Kslesm. ^Iw»

Lt dsorie. 172L. reo.

/) Ukk. V0N .lZ99> ( Oolleetsne» ßenesloßico Historie» ex

ckiv« ^Vustrise i»ferioris> stutuuiil. Viniiob. 1705. 5ol,

z° u. f.) und bin ze Zell — gewesen zu einem Turne» — und

han den Briefs den du mir gesenkt haust, trogen für Herrn Rit

ter und Knecht , und han die verhören lassen und han an den

erfahren , baß dein Helm noch teinö Rosenharts Helm an keinem

Thell zu dem Turncy nie kommen ist in diesen Landen , vnd

kundt an den Rittern und Knechten, die dazumal den Briefs

hortend nie erfahren wie du gcwapiict wärest mi Schild oder uf

Helm. Ur k- Graf Rudolphs von Monlfort — urkundcnt, daß

der Raup« von Rvscnhart — und sein Vater scel. und ihr Vor

dem WappenSgcnossen sind, und eigen Wappen Hand, und Hand

vch ttnscrn Vordem und Uns mit ihren Wapen gcdicnet« zc wal-

scheu und ze tütschcn kandcn , in viel ritterlichen guten Sachen,

und noch thund und sind ihre Wapen also u. s, w. — Da«

"eigen Wappen" ig hier ohnstrcitig erblich hergotrachteS Wappen
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dann der Ausdruck, zu Schild und Helm geboren,

Wappensgenoß, den bezeichnete, dessen Wappen

von anderen Rittcrbürtigen als Kennzeichen der Stan

des g en offen schaft anerkannt wurde F). Da diese

eben durch StandeSerhöhung verliehen werden sollte , so

wurde feitdcm mit dieser auch die Verleihung eineö Wap

pens verbunden. Ueber erbliche Wappen verfügte man,

wie über andere Gegenstande des Eigenrhums K); von

den LehenShcrrn wurden dergleichen, die von erlofchenen

Gefchlechtern geführt waren , oder auch schon bisher ge

führte , als Zeichen.anerkannten rittermäßigen Standes

perliehen z) , verschönert und vermehrt K). Zum

Siegeln /) bediente sich d^r hohe Adel seiner Wappen

eines seit mehreren Generationen als ritternickßlg bekannten Gc<

schlecht.

^) Urk. K. Sicgmunds ». >42»- wie and« erbare — recht gtbohrrie

Wapen und Lchngcnossen. vcrgl. Haltaus v. Waoen«

genossen,

?i5toriu, srnoonitst. Kist. jurig. ?. 7. p»g. igiz. ?. g.

p. 2Z45. V^. <Z. VVoncK 6« »c,^ii«itio»e in5iß»iuiy slie-

iiormn. I>ip5. 1781. 4. bes. §. S» 6,

,') Th. Hage man» von Wapoenlehcn in dcss. klein- iurist. Aussckg.

Th. 1. Zepernick Zibhandl. aus r- rchenr. Tl). 1. S- »76.

i) I. C. Sicbenkees von Wappcndricscn (in dess. Beitcckg. zum

deutsch. Recht. Tb- S- Nr. 2.) S- 75. 82.

V ^s. IVl. rl«ivel:k!luz6s kigilli5. ?rsr>c<>k. et 171 9. kol.

I^Ii, HoeriiogK öe sigillorum z>risco et novo jure. IVo»

rimd. tS>s. 4. I. tt. LoeKmsr äe jure et suctoritote

«gilli sutkentiei. in dcü- exarcie, sä ?»nä. 1°om. 4. n. 74.

»g> se^, ^0. 8 »m. Ltrz'eK 6e exc:e^>ti<in» äeficienti«

«Killi. 170». (Lsm. et ^0. Lam. Strock Opr<. 1'oni. >i.

x. Z25 leq.).
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am frühesten m) ; beim niederen Adel blieb dieser Ge

brauch derselben bis tief inS IZte Jahrhundert noch sel

ten «), weil damals noch alle Siegel den Besitz einer

öffentlichen Gewalt voraussetzten und zur öffens-

lichen Beglaubigung der Urkunden dienten o) ; er ^

wurde aber mit dem Grundsatz, daß sie auch bei. Prj- ^ /

vaturkunden zu Bekräftigung der Willenserklärung / '

nützlich gebraucht würden , der wohl aus dein römi-

fchen Recht stammt ?), allgemein ; ja diese Anwendung

der adelichen Wappen ^) hatte sogar zur Folge, daß in

manchen Landern den Siegeln des Adels («her freilich

auch anderer siegelmaßiger Personen §. fi3.> für gewisse

Verhältnisse die Kraft öffentlicher Siegel beigelegt wurde. «).

m) Uoine<!k:in5 I>. I. Osp. 10. z. Ij u. f. F. W. Gercken

Anmerk- üb« die Siegel., Th.i. Llugöb. >78>. TP. 2. St«t>al

'7S6. PH. E- Spicg Abhanbl. Reutersiegeln. Halle 17S4. '4-

n) Ueinecciuig. 0. O. ?. I. Oap. 10, PSA, >7Z.

») Schwöb. Landr. Art. «33- WechtSgesch. §. s„. SZot- k.

Die ältesten sogenannten .Wappenbricfe (§, t»;.) , w,lchc man

kennt , > sind Verleihungen solcher öffentlicher Siegel an Corpora«

tlonen. s. Slcbenkees «. a. O. S- 7« — 72.

1>) HoepiuzK <1e jure sigill. Oup. 11. n. 2Z4U, s. Ltr^sK a>g.

O> §is. Ourzi^ov juri5j>r. lorenz. i. Oonst.17. Oek.2i.

Hauptsächlich aus 1^. «. O. ö« rvkus «Ii««« non attonancki,

(4, gl-) UNd ^. «2. Z. 4. l)ui t,LZlai«e»I,s kac:er« possuut

(2g, ,.) abgeleitet. .«^ ^

r) Ucber den Gebrauch, der sonst »en Wappen, auch nicht adcli'chen,

gemacht «urdc, geben die Wappcnbriesc Auskunst: Sieben«

kees a. a. O- S. 75.

,) S> Xrsitmsir »ck Oock. Luv. «iv. ?. 5. Ogp, §. 16.

Bair. Ebict über die SlegelnMigkeit , vom I. ig' 8- Ver«

sassung des Königr. Baiern. S- «69 — 27^ Vcegl. «»ü
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§. 63.

Bürgerliche Wappen und Siegel-

Weder daS Recht , ein Wappen zu führen , noch

die Siegelmaßigreir , 'wurden jedoch dadurch ein aus

schließliches Recht des Adels. So lange noch fortgesetzte

rittermaßige Lebensweise die Rechte der Ritterbürt^keit

verschaffte «), nahmen auch die ein Wappen an, welche,

ohne jene noch zu besitzen , vermöge der Erwerbung von

Rittergüter,« zu Ritterdiensien verbunden wurden 5), und

im Bürgerstand , der ursprünglich die Standesgenossen-

schast mit den lehensfahigen Personen behauptete, waren

viele im Besitz des Rechts, Geschlechtswappen zu führen,

die man, als sich die Stande scharfer von einander schie

den (§.55.), nicht mehr zu Wqppensgenossen des Rit

ter stand es (§.62.) zahlte c); auch zweifelte niemand

sn dem Wappenrecht der Personen , welche vermöge

ihres Amts oder ihrer Würde dem Adel gleich gehalten

?rsOt. odservst. I^ib. i. OK», «o. !» L». i>. nro. 14.

ivl. nro. 4.

«) Wcrgl- Rcchtsgesch. Z. Z4>- Kopp Bilder und Schriften der

Vorzeit- Tb> S. »1 u- f.

5) Niederer Formularbuch. Bl. 82 v. Die Burger die sich kn

Adel vcrhcirathct und dcvnacht etwas lang verbracht haben schilt

und Helm, auch solich kchen bcsizcnd. Rechtsgesch.

z. 446. Not. v. 7 -

«) Wappensgcnvssen überhaupt waren ober diese Personen , daher

auch die spcktcrcn Wappenbrlefe für sie , ihnen die Quolitckt von

Mappensgen?sscn, lebensfähigen und schöffcnbarcn Leuten (j. SS-

Not- k.) beilegen , nur die Adclsbriefe hingegen den Gebrauch

der, Wappen bei Turnleren veralten, die man damals als

da« charakteristische Vorrecht dcS adclichen Standes betrachtet«

Eiebenkee« von Wappenbriefen. S- 77.
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wurden (§. 58.) Schon bei den Juristen deS -14ten

Jahrhunderts war eS daher ein entschiedener Rechtssatz,

daß, wer nicht zu den untersten Classen der bürgerlichen

Gesellschaft gehöre , ein Wappen anzunehmen, berechtigt

sey, welches seine Nachkommenschaft fortführen möge,

sofern er den ausschließenden Besitz eines Andern nicht

störe c) ; die fortdauernde entfchiedene Gewohnheit be

zeugen die spateren Schriftsteller /). Seit Einführung

der Standeserhöhungen wurde zwar, vornehmlich feit

Maximilian I. , gebräuchlich , daß sich sowohl adeliche

6) ?escn cko insi'gn. Osp.g. uro. 26. 8!o etjsm Soetore« juri,

uodilikus coiupurantur et iu mullis Koruiu urivilsgiis kru-

uutur — iäeo^ue et Kis uvriuis5Uiu est , etiniu 5>n<? spe»

visll iiuuerstoris coucessioue , nokilium inzignia cum sper»

tis ßslei, gercre , Aumiuoäo ut> inzigninus cert^e fsuiilis«

Pkvprü« iN»ti»e»»t, ^ ' ' >

«) Lsrt olu« insiZn. nr«. z. ()useg»m sunt rnsign?», «su

srius, vrtvstoruin Komiuum, reu uokilium vel vopulirrium.

De istis ^uiösin reveriuutur, ^ui Ksoeut »rina et iuzigni»

^uä« vortsut eir couce«joue imperstoris vel slterius cko-

»niui. — ^Vrm» »utein c^niösni et insiFui» sibi s»zuniunt

proori» surtoritats : et istis »n licest, viäenänni S5t ; et

xuto ^uock licet. — Mit Unrecht bemerkt ^VenoK äe von,

cess. jnkign. O«mm. ,. z, q, daß diese Grundsätze aus dem

komischen Recht entlehnt scyen z denn Vartolus spricht von dem

Gebrauch seiner ?c!t, wenn er diesen gleich nachher aus dem

römischen Recht zu rechtfertigen sucht, weil es damals üblich war,

jHeS Gewohrbeitsrecht auf diese Weife zu begründen,

?es«K cke j,iro iuiiAn. Lsp. li. uro. », Verum nostri«

tenlvoribus cou«uetugiue> , c^uae leZis instär est, intro,

Kuctum villemu« , ut 5U» ouic^ue uonestiori ksmilise pro-

z>ris sint insißnia , yuidus uon ,eou, sc »oniiniku« »d

^ slii« Sisvernuutnr. Vergl. rloeviiigk clo iusig». l^»v. g.

Aleindr. g. uro. 146 zez. L v s u e r Ov. ueralä. geu. v. ,g.
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als bürgerliche Personen ihre hergebrachten Wappen,

und jene selbst ihren adelichcn Stand durch kaiserliche

'Urkunden bestätigen ließen, weil diese zum Beweis des

hergebrachten Wappens oder des Adels gebraucht wer

den konnten g) ; ein bloßer Wappenbrief, in welchem

nur' ein Wappen bestätigt oder ein neues verliehen wurde,

erhob aber nicht in den Adelstand ü) , und gab auch

nicht erst ein Recht, überhaupt ein Wappen zu führend),

sondern nur ein öffentlich anerkanntes auf das ertheilte

oder bestätigte. Erst bei neueren Schriftstellern findet

man die Meinung, daß bürgerliche Wappen nur durch

bergWchen Wappenbriefe erworben werden könnten K),

welche sonach daö Herkommen entschieden gegen sich und

t>ie Wahlcapitulation , auf welche sie Bezug ni,nimt,

«) SiebenkecS o. a- O- S- 74- v. Stetten Geschichte der

^, adcl. Geschlechter ln Augsburg. S >5i. ,5». ?

K) Ester von dm Adels, und Wappcnbricfen, ln dcss. klein. Schris,

ten. Tb- >. S-9>3 u. ^. SIcbcnkccS a. g. S 75 u- f.

^ WIc sich aus dem Ji.halt der Wapxenbricsc selbst crgiebt / die

sehr oft nur das Wappen , das der Besitzer "bisher gcführr und

gebrauchet", nur verschönern und vermehren, welches mit der

Annahme , daß jener Gebrauch bis dahin widerrechtlich gkwesen,

unvereinbar ist. So z, B. der Wappcnbrlcf Carls v. von »546

für Haus Heßingcr bei Estor a. «. O. S 9»7, der sein hier

vermehrtes Wappen auch nicht als ein adelichcs hergebracht hatte,

sondern erst >ss« durch einen Adcisbricf (ebendas. IS- 9Z' )

geadelt wurde.

ZK) WeocK äc concn«. insig». .Ooinm. ,. z>. 6. Sikbenkees

a. o. O. S. Sl.

y Wahlcap. Leopolds I. Art- 44- Z in den spcktcren Wshlcaxituiatio,

neu Art- »2. §. ,s. ,z., denn die Stelle acht nur auf die wider,

rechtliche Anmaßung von Stand, Titel oh« Wappen (zumal da
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so wenig als neuere Gesetze entschieden für sich hat, die

nur den Gebrauch verliehener oder hergebrachter adelicher

Familienwappen verbieten m). Verliehene bürgerliche

Wappen unterscheiden sich hiernach übrigens von jedem

willkührlich angenommenen Signet, durch das öffent«

lich anerkannte auSfMieHlllhe Recht, obwohl das letztere

bei Privatsiegeln , wenn diesen durch die Gesetze beson«

dere Kraft beigelegt ist , die nehmliche Würkung hervor

bringt n) ; ein ' adelicheS Wappen aber ist auch von

einem verliehenen bürgerlichen darin verschieden > daß

d«ö letztere kein Kennzeichen eines besonderen Standes

ist, wahrend daS 'erflerc eben in jener Eigenschaft (S^

L2.) hergebracht oder verliehen ist.

«. tlcbrlge Rechte , insonderbeit Autonomkk.

II. DaS Recht des Adels auf bestimmte cayzleimZF

ßige Eurialien und Titulaturen, ist besonders in neueren

Zeiten «) allein von dem Gebrauch jedes Landes abHans

schon in der Wahlcapltulatlon Carls vi. die allgemeiner lauten

den Worre der lcopoldimschcn weggelassen sind) , ohne über das

Wappenrccht etwas gegen das frühere Herkommen zu entscheiden.

») Prcuß. Lauer- Tb- »- Tit. 9- Z- ^6. Bair. Edict über den

Asel. Z. s-

S» k!«>!> Rsvsr. ju>ti<:. Z.g. nro.7. u. X,rsit»i»ir

«g Ooä. civ. ?. 5. Ä2. §. iS. Die Sicgclmllßlgkcit um,

faßte jedoch nach dieser Gesetzgebung mehrere Personen , olS nach

dem Edict von ,g>8. (Vcrsass. des Könige. Vaicrn. S- sög),

welches sie neben dem Adel nur den Collegiale^lhen und yöhere»

Beamten einräumt.

0) Ueber die «lltnen s. Rechtsgesch, §. Not. «. >
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gig geworben, und daher selbst in Rücksicht der Media-

tisirten in den über ihre Verhältnisse gegebenen neuesten

Gesetzen besonders festgesetzt worden 5). Ein Recht,

wiewohl erst durch neueren Gebrauch c) , ist eS gewor

den, den adelichen Stand beim niederen Adel durch Vor

setzung der Partikel von vor den Geschlechtönamen zu

bezeichnen , jedoch kein entschiedenes Kennzeichen des

Adels, da solche Geschlechtönamen noch im 16. Jahrhun

dert in einem ganz anderen Sinne gebraucht wurden und

hie und da auch bei nicht adelichen Familien sich erhalten

haben. III. Das Recht der Autonomie (g. 25.) hat

für den hohen Adel einen weiteren Umfang als für den

niederen. ^. Den elMnalZ. reichsständischen Adel ^ be

schrankte bei der Abfassung seiner HauSgesetze (g. 20.)

und in der Beibehaltung des älteren deutschen Rechts,

statt deS für andere Stände verbindend gewordenen rö

mischen Rechts, vermöge allgemeiner Standeögewohnheit

und besonderer Familienobservanz, vor der Auflösung der

Reichsverfassung lediglich seine Unterwürfigkeit unter die

Rcichsgcsetze , die sich auf seine Verhältnisse bezogen,

und die lehensherrliche Gewalt des Kaisers oder anderer

LehenShcrrn in Rücksicht seiner lehenbaren Besitzungen.

ö) S. z- B- pttvß. Ersetz vom z«. Mal »82«. ' (Vcsctzsamml. von

d- I- S- 8l u. s.) §. 6 u- f. Bair. Edict (Vcrsoss. dcs Kön.

Vaiern. S- >" u. f) Z. » u. f. Vadischcs Edlct v- >6.

i. April «8ig, (VcrfassungSurk. dcs Großh. Vadcn. Karlsruhe lgiz.

8. S. »73 u. f.) §. 9 u. f.

e) ttoipmol odlel-<aineiit!i juris fenäsl. l)bk,io. P. gz. Dell'

R,Ks?Lo<tta cl„it«»t. for. Obs. 50z. Elior klcigk Schrlftco.

V. >. V- 7- 7SS u. f.

<i) Maler von dcr Autonomlc vbr» z.20. Not «.
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Die nächste Entscheidungsquelle für seine privatrechtlichen

Verhältnisse bildete daher , neben den besonderen HauS«

gesetzen und Observanzen jeder Familie , daS Privatfür«

sienrecht, überhaupt (§. 20.) , und -den Dispositionen deS

römischen RechtS mochte auch bei jenen keine Anwendung

eingeräumt werden , wo es mit diesen Rechtsquellen in

Widerspruch trat e). In diesem Umfange kann nun

zwar daö Autonomierecht den jetzigen Stam'esherrn nicht

mehr zugesprochen werden , da er wesentlich auf der

Eigenschaft regierender nur der Reichösiaatögewalt unter

worfener Personen beruhte ; in den Bestimmungen,

welche die deutsche Bundesacte über deren gegenwartige

Rechtsverhältnisse aufstellt /) , liegt aber : 1. daß den

«) Pütt er Beitr. zum deutsch. Staats, u- Fürgenr. Th.s. Nr.sZ.

S> !>» u. f. Nr. J4- S- >79 u. f.

/) B. A. Art. '4- "2. Wcrdcn nach den Grundsätzen der

früheren deutschen, Verfassung dle noch bestehenden Fa«

milicnverträge aufrecht erhallen, und ihnen die Vesugnlß zugesi,

chert, üb« ihre Güter und Familienverhältnisse vkrbindlichc Vcr»

fügunge» zu treffen , welche jedoch dem Souveraln vorgelegt und

bei den höchsten kandcsstellen zur allgemeinen Kcnntniö und Nach«

achtung gebracht werden müssen.^ Alle bisher dagegen erlassene

Verordnungen sollen für künftige Fälle nicht weiter anwendbar

scvn." — Dle einzelnen FandcSgesctzc , welche daö Verhältnis

der Standeshcrrn in Gemäöhcit der Bundesacte geordnet haben,

wiederholen fast bloß jene Worte , und gerade die Zusätze , die

dabei eingeschoben sind, können nicht aus ihren Bestimmungen

selbst, sondern nur aus dem staatsrechtlichen VcrlMniß erklärt

werden, welches die Bundesacte begründet hat. So im prcußi«

schen Gesetz (a. a. O. Z. 2,.) : "Unsere Genehmigung , welche

Wir ihneir — nicht versagen werden , sofern med« gegen die

Rechte dritter Personen , noch auch gegen die Landesgesctzc etwa«

darin enthalten ist." — Bai r- Gesetz, (o. a. O. Z. 9) "so
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bereits bestehenden Hansgesetzen die lanbesherr,

liche Bestätigung nicht versagt werden kann, sofern sie

keine Bestimmungen enthalten, welche mit den durch die

Bundeöacte begründeten staatsrechtlichen Verhalt«

nisten im Widerspruch stehen, die Abweichungen derselbe«

von dem römischen Recht und selbst von den Landesge

setzen , wenn sie nur dem bisherigen Privatfürstcnrecht

gemäß sind, und zugleich durch eine privatrechtlich

unbeschränkte Freiheit über Eigenthum und Familienver

hältnisse zu verfügen gerechtfertigt werden mögen F),

dagegen kein Hinderniß der Bestätigung abgeben können.

2. Daß nach eben diesen Grundsätzen auch der Inhalt

neu zu errichtender Hausgesetze zu beurtheilen ist , und

zunächst auö der Familienobservanz und dem Privatfür«

sienrecht Merp^retirt werden muß. 3. Die fortdauernde

Kraft der auf bloßen Gewohnheiten beruhenden

bisherigen Bestimmungen ihres Rechts , kann dagegen

nur in so weit behauptet werden, als nach dem Inhalt

der Landesgesetze über den Gegenstand jener Rechts,

normen durch Autonomie und insbesondere o_bne Veob«

achtung einer besonderen Form autonomischer Rechtsbe«

siimmungen etwas festgesetzt werden kann , da die Bun»

deöacte den Genuß des Autonomierechts, so weit sie eS

weit sie nichts gegen die Verfassung enthalten." — Badisch.

Gesetz, a. «. O- s- 4- "Dcftclngung — welche ihnen niemals

ohne erhebliche Ursachen erschwert oder verweigert werden soll."

F) B. A.Art. >q. Es sollen ihnen überhaupt in Rücksicht ihrer

Personen , Familie» und Besitzungen alle diejenigen Rechte und

Vorzüge zugesichert werden oder bleiben , weiche aus ihrem Ei,

gcnthun, und dessen ungcsiörtcm Genüsse herrühren, und nicht zu

der Staatsgewalt und de« höhereu Regicrungseechten gehören-
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zusichert , an das Aufstellen ausdrücklicher Verfügungen

gebunden hat. L. Der vormals unmittelbaren Reichs«

ritterschaft hat die Vundeöacte einen auf ahnliche Weise

nach ihrem früheren Rechtsverhältnis) abgemessenen Um,

fang ihres Autonomierechts zugesichert , der sich von

dem der Mediatisirtcn nur wenig unterscheidet, obwohl

für manche Bestimmungen deö Familienrechts der Unter«

schied zwischen hohem und niederem Adel auch noch jetzt

seine Würkungen nicht verloren hat. O. Dem niederen

Adel räumt zwar das gemeine Recht ein ausgedehnteres

Autonomierecht als dem dritten Stande überhaupt nicht

ein, wohl aber wird dieses für einzelne Verhältnisse theilS

durch partikulare Gesetze l) unmittelbar begründet, theils

dadurch möglich gemacht , daß bei dem Adel allein ge«

wisse Rechtsinstitute vorkommen, welche ihrer Natur nach

das Daseyn autonomischer Rechtsnormen voraussetzen.

Diese Befugnisse sind jedoch, so weit sie nicht auf der

Landesgrundverfassung beruhen, der Abänderung durch

Landesgesetze unterworfen. IV. Manche andere Rechte

theilt der Adel nur mit Privilegirten dcS dritten Stan,

des, wohin der privilegirte Gerichtsstand K), Befreiung

oder Begünstigung in Rücksicht der Militärconscription,

anderer einzelner Arten von Staatslasten , und mancher

K) Bunbesacte. Art. >4. Dem ebcmaligcn Rcichsabcl werden die

sab — «. <Not.l ) angeführten Rechte zugesichert.

i) Vergl. z. B- bair. Edict über dcn Adel. §. >z. Nur zum

Besten adelicher Personen und Familien , könne» Familienfidel«

eommisse — «richtet werden.

») Für die Mediatisirtcn und dcn ehemaligen Rcichsadcl in der Bun,

desartc Art. begründet- Wegen des niederen AdcU s. 1. «.

Lauer ^« L^Kri5i5»«istu Personali. Oziuie. 1'«». i.

Steuden Nebenstunde«. Th. z. S. »I» u. s.
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Bestimmungen der Kirchen « und LandeSpoliceigesetze ?)

gehört ; diese Vorzüge sind aber nicht gemeinrechtlich,

und dem partikulären Recht gehört es jetzt nicht einmal

mehr so häusig an als vordem , daß die Erwerbung von

Rittergütern und gewisse Aemter den adelichen Stand

erfordern.

§. 65.

/?. Rechte des alten Adels.

Ursprünglich gab nur ein ritterliches Herkommen von

Vier Anen die Rechte der Ritterbürtigkeit (§. S3.).

Seitdem Standeserhohung (§.60.) oder Amt und Würde

aber diese Rechte ebenfalls verschafften, bemühte sich der

alte Geschlechtsadel , wenigstens den Genuß einzelner

Vorrechte ausschließlich zu behalten, indem er specielle

Rechtsnormen zu begründen wußte, welche eS zur

Bedingung der Aufnahme in einzelne adeliche Genos

senschaften machten, daß der Aspirant fortwahrend

den Anenadel beweisen müsse. Die Turniergesell,

sch asten des löten Jahrhunderts blieben noch bei dem

alten Herkommen stehen a), auch die geistlichen Rit

terorden, sowohl der deutsche als der Orden der Jo

hanniter- oder Maltheserritter, kamen erst nach und nach

durch neuere Statuten und Capitelschlüsse 5) zu der Be-

i) Wie Haustrauung und Haustaufe «. dcrgl. Dergl. Runde

Privatr. §. zgS. Haubold tön. söchs. Private- ZzL6.

«) Rech tsge sch. §. «7- Not- k.

i) Statuten des deutschen Ordens vom Jahr >6oS. Cap. ,. bek

künig Ncichsarchi«. 5p!cil. eccl«is5t. Forts«. deS >. Tbcils.

Anh. S4- Cr°m- l6.). Christ. Osterhous Bericht vom

Joharmitcrordeo. (AugSd. iSs«.) Tit-s. Fol- zz. I. C. Beck«
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siimmung, baß die Aufnahme jedem versagt werben solle,

der nicht einen Adel von 16 Anen beweisen könne. Zu

der nehmlichen Ausdehnung sind die Anenproben in den

meisten deutschen Hochstiftern und einzelnen Collegiat-

stistern, (Ritterstiftcr, Fräulcinsiiftcr), gesteigert wor

den c), nachdem eS durch SiftSstatuten gelungen war,

gegen die Bestimmungen der älteren Kirchengesetze ck),

den gelehrten Stand bis auf einzelne "Doctorpfründen "

auszuschließen e). Ritterschaftliche Eurien auf Landta

gen können dagegen in der Regel /) nicht zu den adeli

chen Genossenschaften dieser Art gezahlt werden, selbst

wo die auf Rittergütern haftende Landstandschaft nicht von

unadelichen Besitzern ausgeübt werden darf, wenn gleich

einzelne landschaftliche Acmter gefunden werden, die nur

mit altem Adel besetzt werden. Bei den Gerichten, welche

mann Beschreibung des Jobanriirerorden (Franks. »7:6.) Lnh.

S- ez. (wegen der Vallci Sonncndurg).

e) Telgmann von der Anenzahl- S- >5> u- f. C- F- Welt>«

Aufsckye über Gegeosickide de« Staatsrechts (kelpz. ,794. ».) S.

75 u. f. -

H Osp. Z7- X. Se pi-uelienctt,. Rechtsgcsch. S. 474»

Vergl- Telgmann a, a. O- S- >s» u. s. Die neu cingerich«

knen Caxitel sowodl in den preußischen al» dairischen SlMcn

kennen das Erferdlküili adciicher Geburt überhaupt nicht- ,-S,

xüpstl. Bulle für Vr.ußcn v. 16. Jul. ig:,, in der prcuß. Gc<

setzsamml. v. d. I. S- »24. und dairischeS Concordat (Vcrsass.

des Königr. Baiern E- S77 ) Art. 10.

/) Ein Beispiel der Ausnahme gicbt die Verfassung des Königreichs

Sachsen, nach der Landwgsurdnung von 172g. 32. S. C-

O- Aachaeiil gegen das ausschließende Sitz« und Stimmrecht

des alten Abels aus den cursSchs. Laktasen. Lclpz. ,»05. g.

«'«gl. >edvch ^7. Blümner Lands u, Ausjchußtagsvrdming d«<

Königr. Sachse», (leixj. »S»»- » ) S. «S-
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adekiche und i>elehrte Bänke unterscheiden, oder bei weis

chen der Aufzunehmende vom Ritterstande seyn muß,

jedoch dieser durch die Doktorwürde ersetzt wird, pflegt

eben nach dem Ursprung dieser Einrichtung (§. S8. )

'schvu der Beweis von vier Aneu zu genügen g).

. " :^ z. Vom Bürgersiand.

§. «ß. ' . ' . j

' l. Begriff und Rechte. ,

seitdem an die Stelle der mannichfaltigen Abstu

fungen der Freiheit und Unfreiheit,' welche die ältere

Zeit kannte, auf der einen Seite der Adel als ein Stand

getreten war, bei welchem sich die Rechtsfähigkeit der

Zreien am vollständigsten erhalten hatte, auf der ande

ren aber i>er Bauerstand alö eine Elasse', welche zumal

in Beziehung auf daZ öffentlich? Vcrhältniß, nicht die

Rechte genoß, welche die städtische Gerechtsame dem

Bürgersiand sicherten, bildete dieser eine bestimmte Mit

telstufe zwischen beiden. Auch noch jetzt hängen zwar

von der Erwerbung deö städtischen Bürgerrechts nicht bloß

die Verhaltnisse ab, in welchen eine Person zu den städti

schen Corporationen selbst sieht «), sondern auch manche

Berechtigungen im öffentlichen und Priaatrecht i); allein

unser jetziger Sprachgebrauch bezeichnet mit. dem Aus

druck Pürgersiand zunächst nicht dieses bestimmte Vci«

haltniß, sondern gewöhnlich nur den Gegensatz des Adel-

,) Wie chedcm bei bcm Rc!chskainmcrgcr!ck>t. ?»ki»8er in«!,

int. j»r. csnicr.il. p. ,. §. ,6n. p. Z4Z.

«) In dies« Hinsicht «chört die Lchre vom Bürgerstand zu der vom -

>. Sttdtrecbt. S- uittcn dsk scchslc Buch,

t) S- Z- B- Zachari«! chmsöchs. lchenrecht Z. 54.
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und Bauerstandcs. Weder das Wort dritter Stand,

d.as auö Frankreich zu uns herübergekommen ist, noch

das Wort Staatsbürger, mit welchem in einigen der

neuesten Gesetzgebungen der Austand der erlaiigte« allge»

meinen Rechtsfähigkeit eines Einheimischen, ohne Rücksicht

auf dessen Modifikation durch besondere Standeöverhalt«

nisse bezeichnet wird c), drückt daher ganz den Begriff

deö VürgLrstandeS in jenem Sinn aus. Doch liegt frei- .

lich auch in diesem die vollständige Recht.ö.MiZkM.eintr ^> F

Pexson in Ansehung aller Rechte, welche nicht besondere' ^^'^/^^ ^ ^

Standesrechte sind, und in sofern ist dessen Aufhebung ' ^ ^ ^

oder die Verminderung der darin enthal.te,«eir RFchte^mit^/" iS,^- ,,..

der Aufhebung und Verminderung der bürgerlichen Ehre ' '

identisch. Die Rechte selbst dieses Standes werden in ' ' "

sofern mit der Erwerbung der Rechte eines Einheimischen

durch Geburt oder Aufnahme erlangt, und werden' nur

dadurch modificirt, daß diese nicht zugleich ejnen beson«

deren Stand verleihen; und, wer aus dem .besonderen.

Stand, dem er bisher angehörte, heraustritt, ohne

zugleich eine Verminderung seiner bürgerlichen Ebre zu

leiden, muß dem Vürgersiande in jenem Sinn beigezahlt

werden.

§.«7. ', «

II, Abthcllung in höher» und niederen Vürgcrffand.

Eben jene Ausdehnung des Ausdrucks auf Personen,

welche keineswegs immer durch Erwerbung des Bürger, '

c) Ocsterr. Gcsctzb. Z. e8- Den vollcn Genuß der bürgerlichen

Rechte erwirbt man durch dle Staatsbürgerschaft. Die Staats,'

bürgerschalt — ist Kindern eines österreichischen Staatsbürgers

durch die Geburt eigen. Preuß. Gesetz dle bürgcrl. Verhältnisse

der Juden betreffend (Gescösamml. >»,2. S. '? ) Die Ju«

den sind für Einander und preußische Staatsbürger zu achten.

13«
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rechts, besonders durch Betreibung städtischer Gewerbe,

in ein besonderes Rechtsverhältnis; getreten sind, durch

welches gerade ehedem ein vom Adel verschiedener Stand

bestimmt wurde (§. öS.), macht es jedoch nothwendig,

zugleich zwischen einem höheren und niederen Bürgersiand

zu unterscheiden. Der Begriff deS erstehen beruht dar

auf, daß von Amt, Würde (§. 58.) oder ankeren be

stimmten bürgerlichen Eigenschaften eine desondere, äußere

Achtung (Standesehre) abhangt, welche bei Beurthei-

lung einzelner Rechtsverhältnisse auch nach ^emeiiiem^

Recht in Betracht kommt «). Genauer bestimmt ist er

jedoch nur in einzelnen Gesetzen ö), und zu einer voll

ständigen Ausbildung ist das Institut nirgends gelangt;

ohnstreitig eine Unvollkommenheit deS deutschen NecbtS,

während daS englische dadurch die mit dem Aufhören deS

Ritterdienstes verschwundene Bedeutung des niederen Adels,

ohne diesen aufzuheben, mit den Ansprüchen deö Bür-

gersiandes auszugleichen gewußt hat c). In Ermange-

«) ?. B- ?. 9- I> k!e ini>""» (4, q.) Q. 7. §. 7. g. Ii. ,7. §. z.

45. O. ll« injur. et f.im«,. liboll. (47, >o )

i) Preuß. Landr. Th. 1. Tit. >. §. z>. Zum höheren Wrger«

gcrftande werden hicr gerechnet, alle öffentliche Beamte (die ge<

xingeren Subalternen , deren Kinder in der Regel dem Danton un,

termorfen sind, ausgenommen), Velehrte, Künstler, Kaui,

leutr, Unternehmer erheblicher Fabriken, und diejenigen^ wel»

che gleiche Achtung mit diesen in der bürgerlichen Gcsellichast

genießen.

«) Ovklsriäze lo» ok nodilitv sn6 zicrrsgs (I^onclcin 1658.8 )

8. 147. Lut in tkeio 6»vek Keil » geiitleniLn , «I>« is

«« commonl^ ts1<en snck ronnteij. — ^n<I «noluever ^tnä-

ielk in tke universiti«, «K« prokezsetl, lko lidelal ,cien>

oe«, sn6 10 de skart , «Ii« esn live icUv snck mtkout
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lung besonderer Bestimmungen über die Personen, welche

die Rechte des höheren Bürgerstandes anzusprechen ha«

den, ist übrigens vermöge der Entstehung dieses Begriffs

(g. S6. S8.) außer Zweifel, baß sie den Graduirten, den

landesherrlichen Beamten, die eine felbststandige Vermal-

tung haben, und denen welche durch ihnen verliehene

Ehrenrechte jenen gleichgestellt sind, oder gleiche äußere

Achtung in der bürgerlichen Gesellschaft genießen, zuge«

sprochen werden müssen.

3. V"m Bauerstand^.

§. 68.

l. Freie Bauern.

Ein besonderes persönliches «) Verhältnis des

Bauerstandes (§. S4.), beruhte, auf dessen Hörigkeit

und Vogteipflicht. Wo nicht unter dem Namen der Leib«

eigenschaft (§. 69.) Ueberbleibfel' davon sich erhalten ha«

den, sind jedoch dessen Würkungen mit der verander«

ten Staats? und Gerichtsverfassung grö^tentheils c) ver-

INKNU»1 Isoour , »llck «ill be»r rl>« Port , «Ksrge »n<j

countensnoe of » gentlemsn, Ks 5k»I des csllel? mustsr,

kor lkst is lke litis tiisl rnen fzive lo esy»ire5 »nl! olker

gentleme« — snck if nevll K«, » 'King «5 kZersI^« «IisII

giv« Kiin fc>r mone^ »rmo« neivl^ mullo. — Vergl. oben j

62. und s. SlscKslone Ooninient. Look ,. Od. >z. <S 461.

der neuesten Ausgabe).

»> Won den Rechten der Bauergüter s. unten daS vierte Buch.

5) S- Rechtsgesch. §. Z42, Z4Z, Z45 d. — z^g.

e) Ein ttebcrrcst der Vogteipflicht im Sinn des Mittelalters, ist der

hie und da bei freien Bauern noch vorkommende Erbbulolgung««

eid, welcher der Eerichtsbcrrfchast zu leisten ist. S- Haubold
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schwunden, und der Bauerstand genießt, seM.da wo des«

sen dingliches Verhältniß noch unverändert geblieben ist,

im Ganzen die nehmlichen Rechte, die dem Bürgerjrand

im weiteren Sinne zukommen. Nur Particulargesetze

haben bei einzelnen Rechtsverhältnissen besondere Vestim,

mungen über dessen Rechte aufgestellt, welche meistens

als Verfügungen zu betrachten sind, die weaen der eigen«

n i^. thümlichen Verhältnisse des Landvolks die Ausübung ein,

//^., zelner Rechte einer policeilichen Aufsicht oder Be,

)^>. , /«,, / tt, .fchränkung unterwerfen ^). AuS diefem Gesichtspunkt

ist dann auch zu beurthellen, in wiefern sie nicht bloß

^«uf die Bescher eigentlicher Bauergüter, sondern auf

' alle, welche mit diesen inCommunalverbindung stehen.

^ bezogen werden können, und ihre Anwendung fällt bei

' Personen hinweg,, welche vermöge besonderer NechtSver«

Hältnisse einem eigenen Stande, besonders dem höheren

Bürgerstand, angehören e). Wo übrigens dergleichen

fehlen, müssen Personen die auö jenen Gründen zum

sächs. Peloatr- Z- «2. Such die Verpflichtung als Gesinde z«

dienen , welche z. B. in Sachsen den, freien Baucrstandc obliegt,

(Haubvld a. a. O- Haberland und Schuttes Rcalrcoer,

torilim der Landcsgcs. des Fi'irstenth. Altcnburg', S- S5, »8>,

5Z5.) hat diesen Ursprung, und wiewohl sie späterhin In Landes,

gesehen häufig unter dem Gcsichttounkt des Policeircchts regulirt

worden ist, (S- Rcchtögcsch. §. S4S) so kann jener doch bei

Auslegung und Anwendung solcher Gesetze berücksichtigt werden,

ck) Wohin B. die Notwendigkeit der gerichtlichen Bestätigung

ihrer Contrarlc gehört. S- z. D. W i l I i ch ÄuSzug der churbraun«

schw. Imicb. Landcsgs. Th. >. S- 204. , Vcrgl. v. Bülow und

Hagemann Erdct. Band 4. "ro. 8z. S. 47>- C- L. Run,

de Rcchtslchrc von der Leibjucht S- 5««-

«,) S- z- B- Haubold a. a. O- Z. Vcrgl. w. ?. S 0 K r S

tsr ck» no«,ion» rusticorum in Lermunin. (Zolt. ,74z. ^4.
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Vauerstand zu zählen sind, in Fällen,..»« die Et^^

den höheren und niederen Ständen verschiedene Rechts

beilegen, schon darum zu den letzteren gerechnet werden,

weil die Eigenschaft eines höheren Standes durch beson

ders erworbene Ehrenrechte begründet sep» muß.

ll. Unfreie Bauern.

>. Begriff der Unfreiheit.

Die wichtigsten Quellen und Literatur für dieses Ver- .

hältniß, wie eS bis auf die neueste ?ect bestanden hat,

liebst den . merkwürdigsten A u f h e b u >>L.SL.ese Iz e n

sind: für Oesterreich : böhmi>che "Landeöördnung"

(1ti4l). fol.) S. 298 U. f. WsItKor cunsu^tucl. ^u-

spiss. 8. Aufbebungseditte Joseph II. vom

^76 l für Böhmen und Mähren, vom I. 17«? für

die deutschen Erbländer, f. d e Luc« politischer Code).-

für Oesterreich B. 5. S. 203. in Baiern: Refor

mation der Landr. 1518. Tit 28. Landr. 1<Z16. Tit. 4.

Oog. «v. Biaxin,. Th. 1. Eap. 8. Kreitmair a. d.

O. Aufliebungsedict v. 180S. f. Novellen zum bair.,

Landr. S. 120 u. f. in Würtemberg: Wciöhaar -

Würtemb. Privatr. Th. 1. g. 55 u. f. AufhebungSges.

v. 1817. Regierungsblatt. S. 551. Allg. Zeitung.

S. f>2(>. in Baden: (Aufhebungögesetz für die alten

Lande v. I. 1783. SchlozerS StaatSanzeigen. K.

17. S. 39. Neuß Staatsca.izlei. Th. 4. S. 1 u. f.

liber die neuerworbenen Lande s. Bexhandl. der badi

schen Landst. der 2ten Kaiimier 1819. B. 3. S. 14«

1820. a. m> O. in Franken: f. hohenloh. Landr.

Th. 3. Tit. 6. §. 4. l, — 9. Spieß archiv. Neben,

arbeiten TK. 1. S. 55. Hessen: F. U. KoppHand«

buch der Hessen cassclschen Lanoeoverf. B. 6. S. 300u.

f. vergl. kurhess. Edict vom 27. Dcc. 1614. Edicten«

samml. S. 94. Aufhebung im Grvßherzoqthum Hessen:

E i g e n b r o d r Handb. der Hess. Verordn. B. 3. S. 223

u. f. Nassau: Aushebung s. Samuil. der Verordn.

B. 1. S. 28b u. f. W c st p Halen: Ravensbergische



200 Th.?. B'I' Pcrsonenrecht.

FigenthnmSordnung von 1669. Bielefeld 1712. 4. und

t« I^uäolk 0K,erv. kor. contin. 0b,. ISO. K. preuß.

Minden -ravenöbergische Eigenthumsordn. Vieles. 1741.

4. A. K. Holsche Beschreib, der Grafsch. Tecklcn,

bürg. (1783. 8.) S.275 u. f. SSnabrücksche Si-

genthumsordnung. 1722. Ooä Oon^t. OsusK. 2te»TH.

Iter B. 1819. S. 232. auch mit älteren und neueren

Reskripten gedruckt: OSnabr. Eigenthumsrecht u. s. w.

Osnab. 1770. 4. Nachtrag 1777. 4. I. I. de V(in.

ke) ohnmaaßgebliche Gedanken über das oönabrückische

Eigek<t.Kumö- oder Gutsherrn- Recht. Lemgo 1721. 4.

verql. Klbntrup Handb. der Rechte u. Gewolmh. des

Stifts Osnabrück, u. d. W. Eigenbchörige, Sterbfall

u. s. w. Fürstl. m ü n st e r i sch e EigentKuM?rrdnunq v.

1«. Mai 1770. Münster. Fc'l. I^uäolk OKseiv. f«r.

«ontin, 0Ks. 14'). Hoya: I. C. P(alm) Entwurf dcö

LeibeigentKumSrechtS, und insonderheit wie selbiges in

der Grafschaft Hoya — hergebracht ist. Hannov. 1747.

4. Vergl. Hagemann Samml. der Hanno». LandeS-

verordn. 1814. S. 746. Lausitz: Churf. Johann

Georg l. Policeiordnung für die Markgrafschaft Nieder«

lausitz v. I. Il,ö1. Tit. 2. 3. 0oäex äugu^eu, TK. 3.

5. 4S0.^ Dessen Confirmation über der — Stande

der Markgr. Oberlausitz — Bedenken, die Unterthanen

und deren Kinder und Gesinde betreffend v. I. IliSi,

im (üorpus juris proviuc. UlüicKionstus I^U5Stis« >upe»

,i«ri8 , u. 379. c)o6. August. Th. 3. S. 211. P r e u s«

sischer Staat: Schlesien: Friedensberg schle«

sifch. Recht. I.ib.2. Osp.29. §. IS u. f. Pommern:

Bauerordnung vom I. 1616, bei Dahnert Samm«

lung pommerscher Landesurkunden. B. 3. S. 83ö.

vergl. ^ug. 6e LsItKassr cle KomioiK. oropriis eo>

rumgu« — jure in pommorsvia stczue I^u^is neo noN

lVle^apoli. e<j. 2. Or^vKi,«-. 1779. 4. besonders Beil.

VII. VIII. E. M. Arndt Geschichte der Leibeigcnsch.

in Pommern und Rügen.' Berlin 1803. 8. Mark

Brandenburg: Reversalen 1S34. 1602. 80K».

pljt2 con,u«t. K5srcK. ?. 1. 8. 401. vergl. jedoch

S.384 und Rechtsgesch. S.64S. Paalzow Hand

buch für Rechtsgelehrte in den preuß. Staaten. Th. 2.

S. 281. Allgemeine Gesetzgebung : Preuß. Landr. Th.
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S. Tit. 7. §. 87 u. f. AufhebnngSgesetze : 9. October

1807. s. Ergänzungen des allgein. Landr. (Berlin und

Leipz. 1823. 2 Thle. 8.) B. 1. §. 1304— 1306. Sr-

läuterungSrescript hierzu: ebendas. §. 1307 u. f.- Auf«

hebungsgeseye für die neuen Provinzen: Geselzsamm»

lung 1810. S. '21 (Lausitz) 1820, S. 170 (Westpha,

len). Meklenburg: Erblandesvergleick) §. 330 u. f.

C. L. EggerS über die gegenwärtige Beschaffenheit —

der Leibeigenschaft in den Kammergütern deö Her-

zogth. Meklenburg - Schwerin. Bützow, Schwer, und

Wismar 1784. 8. Holstein: Aufhebungögcsetz von

1804, in Haberlinö Staatsarchiv. Hft S2. S.419.

Allgemeine Litteratnr : ^.1^.Hertiu» Se Komiuidus pro-

prii5 0pu,c. Ion,. 1. Vol, 2. p. 108. ^.51. Stsiuin

<Is Servitut« persansli , — «ü. 3. urm cum trsctsr.

u s » » i , etc. ?rsvcok. 1699. 4. ?oack. ? o t t Z i s>

«5«r öe «tstu sk>ivorum. I^eniß« 1736. 4. ^l. II. Lo eK»

mer Lxero. sä psnä. I'orn. 1. Lx. IL.

Das Charakteristische der Leibeigenschaft war

ursprünglich, daß Dienste und Leistungen auf einer

Person ohne Rücksicht auf Gutsbesitz vermöge ihres

Geburtösiandes hafteten, oder dieses Verhältnis für

sie und ihre Nachkommen auf andere Weise (§. 70.) be

gründet wurde «) ; von diesem muß daher ein anderes

unterschieden werden, wo nur ahnliche Lasten mit dem

Besitz «ineS GutS verknüpft sind ö) , oder auS der Bog-

») S. Rechtsgesch. Z. ZZ9-

i) Am häussggcn dadurch, baß Güter, welche blslicr von Leibelgenen

besessen wurden, freien Personen überlassen worden sind, wenn

damit keine ausdrückliche Ergcbuna in die keibelgensch^ft verbu»«

den war, cd« die Annahme des Guts dem Herkomi.,,« oder den

Gesetzen nach als stillschweigende Ergebung betrachtet wurde, wehhk6

nie allgemein der Fall gewesen ist. G- z. B. bair. Landr.

löiS. Tit. 4- Art. 7- 6°>I. Lsv. Max. !,».§.«.
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tei entspringen c), wenn gleich ein neuerer Sprachge

brauch Personen dieser Art auch zuweilen unter dein Na-

mcn der eigenen Leute mitbegreift ci). Dieser letzten Art

gehören auch manche Verhältnisse an, welche aaö der Mi

nisterialitat hervorgegangen sind, und durch ihre Benen

nung noch jetzt diesen Ursprung bekunden e). Hingegen

wird die wahre Leibeigenschaft oft auch mit dem Ausdruck

Untertänigkeit bezeichnet /), der eigentlich auf die Wog-

tei geht. Auch bei der, wahren Leibeigenschaft ist die

Berminderung der Rechtsfähigkeit,, welche sie dadurch

hervorbringt, daß sie den Unterthan bluteigen macht,

in ihrem Umfang verschieden x), und noch mehr weicht

c) Dahin gehört auch, Ivo die Lust eigen machte, aber nur für die

Zeit dcS Aufenthalts- S- Weishaac würtemb- Privatr. j,sg.

76. und R e ch t s g c sch. §. 443- Note «.

^) S- Rcchtsgcsch. §. 4«.

e) Wie die Hausgenossen im Stift Osnabrück. Wecgl. icWig«

' teS Hausgenosscnrccht >>. I. >SS>- ^«g. (!o„zt, O,u.>Kr. Th. «

B- >. S> >5- Privilegium dcr Wettcrsrcicn »011.1,9^. cbendas.

S> rz. u- s. Klontrup L>anbb, dcr Rcchit u- Ecwohnh. de«

Stifts Osnabrück. B. ». «. v. Hausgenossen.

/) S- i- B. böhm. Landes ordn. a. a. O. Oorx. jur. l.u5»t.

ruiierior. g. g. O- Prcuß. Landr. «. 0,. O.

5) Oönabr. Elgcnthumsordn. Cap. ,. Z. «. Solches Recht

(das Eigcntbumsrcchr) auch nicht in allen Stücken einerlei und

allgemein ist, sondern thcils dem Herkommen nach, thciiö auch

wann freie Güter mit gewissen Bedingungen und Contractcn neuen

Colvnls untergrthan werden, variircr. geftalt dcr randcShcrr,

das Oomcapitel, die Ritterschaft, Stödtc und sonst Privatleute

im Land ihre Eigcnbchöngc besitzen, deren etliche von alters her

mit garter andere mit wenigerer Pflicht verbunden sind! also hat
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das partikuläre Rechten Beziehung ans die mit ihr ver

bundenen Leistungen und Dienste ab, welche zugleich in ö-

gesammt als Würkung der Vogtei oder als Reallast

vorkommen können. Daher kann die Beschaffenheit bei»

der Verhältnisse nur durch Bestimmung der Natur jener

einzelnen Lasten genauer beschrieben werden und auch hier

bei muß eine Darstellung des heutigen deutschen Rechts

bei dem allgemeinsten stehen bleiben, da der Gegenstand

nur historisch noch ein allgemeines Interesse hat (g. 72).

Die Unterscheidung der Leibeigenschaft wie sie in den ehe

mals wendischen Ländern, in Wesiphalcn und im südli

chen Deutschland vorkomme, welcher die Ausdrücke HalS-

vder Leibeigene, Eigenvehöxige, eigene Leute entsprechen

sollen, die neuere Schriftstellers) eingeführt haben, ge

währt hingegen gar keinen practifchen Nutzen, und eö

ist selbst nicht einmal richtig, daß die Leibeigenschaft im

südlichen Deutschland in allem Betracht milder genannt

werden könne als die in Westphalen übliche Eigenbehö-

rigkeit.

§. 70. - '

«. Entstehung der Leibeigenschaft.

Di« Leibeigenschaft erlangt der Leibherx nach dem

neueren deutschen Recht: 1) über die Kinder einer bluts

es bei solchen hergebrachten und bedungenen Pflichten, wann scl>

bige durch beglaubigte Reglstra, so zwanzig oder dreißig nach

einander folgende Jahre continuirct sind, oder durch gutöherrlichc

Elterliche oder Vor , elterliche bcglaubte kagerbücher bewiesen wor

den , sein Bewenden. Bcrgl. Ooä. «v. Luv. Tb- >»

Cop- S- !- ?-

K) S- Runde Private. Z. 5ZS-
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eigenen«) Mutter b); denn baS römische Recht hat früh

zeitig die Regel verdrängt, daß das Kind der ärgeren

Hand folge c). Die Frage wem die Kinder gehören,

wenn die Eltern verschiedene Herrschaften haben, kann

im neueren Recht nur selten vorkommen, weil in einem

solchen Fall meistens die Freilassung vorausgehen mußte

(§. 70.) oder doch vorauszugehen pflegt ist aber

nach jener Regel zu entscheiden und nur selten eine Thej-.

lung der Kinder hergebracht gewesen e). 2) Durch die

Ehe einer freien Person mit einer Leibeigenen, nur wenn

damit eine ausdrückliche oder stillschweigende Ergebung

in die Leibeigenschaft verbunden ist /), die aber freilich

bei dem auf ein Gut des Leibherrn aufheirathenden freien

Ehegatten nothwendig feyn kann s). Z) Die Würkung

«) Ausnahme von der Regel Ist eZ, wenn sich da, wo der Aufenthalt

allein eigen macht (Nvte K) und mit der Veränderung desselben

dessen Mücklingen aufhören, dennoch die an diesem Ort gebcre«

ncn Kinder als bluteten behandelt wcrdir,. Beispiele: Wei?«

haar würtemd. Private. §. S9- Bauerordn- der Obrrlausitj

Art., 2., Nr. >. Abs. 4- .

ö) Osnabr. Eigenih. O- Cap. 2. §.2. Minder! < ravensb.

EigeKth. 0. Ca?- >. s 2. Münster. E. O- Th. >. Tit. 2. §.

L. und die nicisten Gesetze. Doch sehen einige Particularrecdke

bei ehelichen Kindern auf den Bater, u^d nur bei unehelichen

auf die Mutter. Bauerordn. der Odcrlausiy g. a. O. Abs. z.

EggerS über die Leibeigenschaft in Mecklenb- S- 5«

e) Vcrgl. NcchtSgefch. §. zzs-

Vcrgl. Klöntrup Handb- der oSnabr- Rechte. Th. z. S- 5«9-

«) Wie in Baiern. Oos. dVlsx. viv. Th. >. Tit- 8. §. S-

/) Daher nicht wo der leibeigene den Boden des kribherrn vcrlckßt,

wenn rr gleich selbst dadurch nicht frei wird- Wergl. O«ä. L«v.

«v. a. «- O § 7. und Münster. Eig. O- Th. >. Tit »- § 7.

k) S. osnabr. Eigenth. O. Cap- 4> Z- »2. >z.
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eines ausdrücklichen Vertrags mit dem Leibherrn, durch

welchen sich eine freie Person in die Leibeigenschaft ergiebt,

kann die Ergreifung deZ Wohnorts, wenn die Luft eigen

macht K), oder die Annahme eines Guts selbst zur

JntcrimswirthschaftK), (stillschweigende Ergebung) ersetzen.

Beide Arten der Ergebung sind jedoch wenigstens der

Freiheit der vorher geborenen Kinder nicht nachtheilig

sofern sie nicht einwilligen oder auf die Vörtheile, welche

die GutSpflichtigkeit mit sich bringt, Anspruch machen

nur einzelne, Gesetze unterwerfen die Kinder, welche »och

unter vaterlicher Gewalt stehen, den Folgen der Erge

bung des BaterS «). 4) Tzie JOjahrige Verjährung

hat, wo überhaupt Leibeigenschaft statt fand, eine in

den Gesetzen o) immer bestätigte Pruiis x) schon früh,

frühzeitig als Entstehungsgrund dersetven betrachtet.

5) Dcrgl. §. 6g. Note«. S. auch Eisenbart deutsch. Recht tu

Sprüchwörmn E- 75- UertjukOonsc. Vol.». ^oin.z. p.40,.

^) Osnabr. Eiacntb- O- a. 0. O. Miinster. E. O- Th- »- Tit.

2 S. 9. S- diiigcg. l)«ck. Lsv. oiv. g. g. O. S. S-

K) Osnabr. Sigenth.O. a. a. O. vergl. mit Cap.7. §.7. Mün«

fter. Eigcnth. 0- Tb- 2. Tit. 9- §- >Z-

Y S- Rcchtsgcsch. §, 559. Note c. . ' . -

m) Mü öfter. Eigcnth. O- Th. >- Til- 2. S. 10. Oock. «v.

a. a. O- §. q. Nr. 1. ' '

n) Bauerordn- dcr Oberlausiy a. c>. O- Nr. s. ' ,"

«) OorZ. Luv. civ. g. 0. O. §, 6. (wo euch eine kürzere Werjckb«

rung unter Vorausscyuncs eines Titels vorkommt). Münster.

E. O. Th. '. Tit. 2. §. 12.

x) D Mevius von dem Austand, Absordcrung und verwirderter

Abfolge dcr Bauersleute. (Stralsund 1056. 4 ) «te Hauptfrage.

Nr. ioz u. s. S- Z9- u. f.
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§. 71.

z. Würkungen dkr Leibeigenschaft.

I. Vermöge s«ncr persönlichen Abhängigkeit ist der

Leibeigene an den Grund und Boden seiner Herrschaft

gebunden (gledgs nclscriptu,), und kann daher auf die«

sen zurückzukehren angehalten werden, wenn die He-r«

schaft den Zwangdienst (Nr. III.) von ihm fordert,

oder ihn auf dem Gute selbst ansetzen will. In dieser

Beziehung sieht der letzteren das Besatzungs necht oder

Abforderungsrecht zu «), welches sowohl gegen den

Leibeigenen selbst als gegen eine Herrschaft, welche ihn

vorenthält, auch da wo keine Leibeigenschaft statt fin

det ö), würksam ist, aber darum keineswegs der Bin«

öication, sondern eher der actio conke55«ria gleichzustellen

istc). Dem Leibeigenen fehlt daher die Befugniß einen ande,

ren Stand ohne vorhergegangene Freilassung öder wenigstens

ohne Bewilligung seiner Herrschaft zu wählen, seine Per.

son ist darum aber nicht im Eigenthum des Herrn, die,

ser kann daher zwar mit der Gutsherrschaft selbst seine

Rechte an einen anderen übertragen, aber ohne jene., nur

so weit als besondere Gesetze oder Observanz dieses gestat

ten, welches nur in einem sehr beschrankten Umfang der

Fall zu seyn pflegt <Y. II. Zur Eingehung der Ehe be-

«) Mecklenb. Erbvcrglclch §. zzo u. s. Osnabr. Eigenth. O-

Cop. 'Z. §- >Z. Münster. Eigcnth. O- Th. Tit. s- §- 5-

Oock. Lsv. «v. Th. i. Tit. 8- §- 'S- P r c u ß. L a n d r> Th.

Tit. 7- §- '65' 1 6«.

i) Z^inÄ lZusest. kor. lom. 4. Osp. 46. (eck. I.)

°) Wergl. Kind a. a. O.

^) Oberlausitzer Bauerordn. a. a. O- Nr. z. Jmmoaßcn

auch die Untecthancn sammt allen ihren Kindern demjenigen un
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darf der Leibeigenster Einwilligung der Herrschaft, ünb

muß diese wenn er sie nicht erlangt hat, da der Mangel

jener Einwilligung gemeinrechtlich nur ein aufschiebende?

Ehehinderniß iste), wenigstens durch die Erlegung def

FreikaufSsumme für ihren Verlud entschädigen, sofern

er seine Verpflichttingen, wegen Unaufloslichkeid ,der Ehe,

nicht erfüllen ka,nn; auch kann er nach einzelnen Gesetz«»

in diesem Falle "enteröt" werden /). Dagegen kam, '

die Einwilligung nur auS rechtmäßigen Gründen vorlagt,

und wo diese fehlen, von der Obrigkeit ergänzt werdenz

zu jenen gehören ^gemein^Unfähigkeit der Person zuf

Wirtschaft, wenn sie vermöge der Heirath Evlonatrechte

erlangen soll, oder begangene Verbrechen S). Eine Ab,

gäbe für die ertheijte Einwilligung, so wie eine Buße

terthcknig sevnd, welchem sie von ihrer, vorigen Herrschaft m,lt

GxuNb uisd Boden verkauft werden — außer Grund u/i?

Bvdcn ober kann und soll ein Unterkhan wider seinen ÄZiUm wei

der verkaufet' noch verschenket werden. Osnabv. Wei^kh.' ö.

Cop. 2. Z. 4> Lurch Ankaufung und Tausch werden gleichfalls

Eigcnbchörlge dem hiesigen Stift «cquirirct, wie dann die soze,

nannte r^vcnSbcrgischen Freien durch einen Vergleich cin<. Stift

gebracht und dem Dcmcapitnl, einigen von Adel und sonstigen,

Privatis wieder verkaufet worden- Vcrgl. KlKntrup a. o. O.

Th- >. S- z>6. Nr. 15. Münster. Eigcnth. O. Tb. 1. Tit. 1^

§. II. coli. Lsv. civ. g. a. O. Z. Preu«. k. M. II,

7. §. 150, >SZ.

«) Osx. I. X. öe conjugio zervorum. «

/) Osnabr. Eigcnth. O. Tax. 4. §. >z. Cap. >8> Z. in. MStv

st e r. E. O- Th. Tit. 6., ....

e) S- z. B- Münster. E. V. a. a. O- Z. und Tb- 2. Tit..?.

§.5. Preuß. kandr. Th. s. Tit. 7. §. ,6, -,70. Mcvi'u«

». g. O- Hauptfr. 2. Nr. izg. S> s>- S trüben rechtl- Bed-

Th- 4- S. 493- Th. S- 7?-

>
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von dem, welcher eine Leibeigene außerehelich schwängert

(Bedemund, Vumede) /e), kann der Leibherr nur fordern,

wo sie besonders hergebracht ist i). III. Besondere Ab«

gaben, die nicht zunächst auf dem ihm übergebenen Gut

haften, liegen dem Leibeigenen gewöhnlich nur ob, sofern

er den Schutz der Herrfchaft genießt, mithin auf ihrem

Boden wohnt (Schutzgeldcr), feltener die allgemeine Wer«

pftichtung zur Entrichtung eines Leibzinfes 4). Ziemlich all»

gemein ist dagegen eine persönlicheDiensipflicht mit

der Leibeigenschaft verbunden, welche die Herrfchaft berech,

tigt, die Unterthanen zum Eesindedienst auf dem Herrschaft,

lichen Hofe für einen gesetzlichen oder herkömmlichen Lohn,

wenigstens auf gewisse Jahre, zu nöthigen, oder doch

den Borzug vor anderen Herrfchaften, welchen jene ihre

Diensie vermiethen wollen, zu verlangen (Iwangdiensi)/).

lV. An dem Vermögen des Leibeigenen hat die Herr

schaft, abgesehen von den Colonatverhältnissen, ordent«

licherweise m) kein anderes Recht , als den, Sterbe-

K) Vergl. o«nabr. Eig. Orbn. Cap. »6. - > -

») Vergl, Oo6. L«v. <iv. «. g. O. §. Wclshaar Würtemb.

Prwatr. Tb- >. j 6162.

K) S- z- B Weisbaar g. a. O. §- 6z. Oo<t. Luv. civ. a. a.

O. §. >z-

k) Gesindeordn. >!,r die Obcrlausiy (k^orp. j»,-. I.„5i>t. snp?^,)

S? 417 u. f. I. 6 u. f. Osnabr. E,ge,,tb. O- Cap. >z. §. >«.

,,. Münster. Eig. O. Th. >. Tit. 4- 5- 5- 6. «ock. Nuv.

viv. a. a. O> >»- 'S- In wicsern diii'er Zwangdicnst, aus

den §. 69. denibrkl'N Gründen, auch bei freien Bauern vorkom»

wen kdnnc , «cegl. §. 6», Note c.

«) S. jedrch Slintrup Hantb- der vSnobr. Rechte. Tb. ». S-

,96. Nr. Tr>. z. S >9». Nr. >>. 12.
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fall«) (Kloriuarium , TodfallSrecht, Buteil, Baulebung,

Hauptrecht, Besthaupt, Gewandrecht, Kurmede, Kör»

pferd, Heergewe'dde, Keriuwm), wiewohl dieses nicht

überall gesetzlich o) und selbst wodieß der Fall ist, durch

besondere Verträge und Herkommen modificirt s«)n kann.

Es geht bald auf eine einzelne Sache, welche die Herr«

schaft aus dem Nachlaß erhält und oft wählen darf,

bald auf einen quoten Theil der Erbschaft in beiden

Fällen kann aber eine verglichene Abfindung r) (Best»

haupttheidignng) oder eine herkömmliche Taxe an die

Stelle des Gegenstandes selbst treten. DaS Colonat de<

Verstorbenen kommt, wenn der Sterbefall nicht die Stelle

eineö Laudemii vertritt, dabei nicht in Anschlag, und

da der Leibeigene an allem übrigen Vermögen vollkomme«

neS Eigenthum hat, so müssen die Schulden vor Ent»

richtung des Stcrbefalls bezahlt werden, woraus ab«

freilich nicht folgt, baß der Leibherr jede S(rt von Schul,

^den anzuerkennen braucht? da der Leibeigene bei manchen

Rechtsgeschäften an die Einwilligung des Leibherrn ge

bunden seyn ^kann 5). Der Grundsatz, daß der Leibherr

den Sterbefall kraft eines EigenthumS an dem Vermö,

«) Bodman«! Abh. von dem Bcsthaupte, nach gemklnen beut,

lchen und besonderen Mainzischcn Rechte u- Herkommen- Frank,

furt a. Vl. >7S4- «.

«) <?«<?. Lsv. viv. a. a. O. Z. 14.

x) Vergl. z. B- Weishaar Würtcmb- Prlvatr. §. 6g.

7) In Wcstvbalen gewöhnlich die Hcklfte der Erbschaft. S- O«»e«

brück- Eigcnth. O. Ca». 6. Münster. E. O. Th. 2. Tit. g.

Ws dann auch ein «rkitrium juclici, eintreten kann. S. Palm

Entwurf de« Lcibeigenth. In der Grafsch. Hoya. S» ^2. Z- »S.

Bergl- z. B- Münster- Eigenth- O. Th- z. Tit. 5. S.

14
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gen deS Leibeigenen beziehe, ist zwar in einzelnen Ge

setzen r) durch falsche Anwendung der Lehre vom Peculi-

um zum Grunde gelegt worden, muß aber als Negcl

verworfen werden u); hieraus folgt auch von selbst, daß

das Hauptrecht an einzelnen Sachen im ConcurS eines

^ / verstorbenen Leibeigenen keine Vorrechte genießen könne,

die nicht den gutöherrlichen Abgaben überhaupt einge-

räumt sind v). Der Leibherr, wo er in einen quotcn

Theil des Nachlasses succedirt, theilt diesen gewöhnlich

^ ^: - / nur mit Ehegatten und mit Kindern und schließt Sei-

t) H v l sch e Beschreib, von Tecklenburg. S. zz3 o. f.

«) Dergl. Bvdmann g. a. O- S- »6z. Klontrup Handb. der

Osnab,r. Rechte. Th. z. S- >g». Nr. ,6. Münster. Eis- O.

Th. 2. Tit. 8- Z- 2.

,) Iis rppr eckt ge jure mortu.irii (trsctnt. Se 5Uc-ce«.

?. ». p. 921 !«^,) g. §. 14. LcKoe^>f selec^e ile«.

5ione?. veo. 114. nro. 4. 5. lieber die Meinungen Anderer

s. Wclshaar a. «. O. Z. 7z.

») Z. B. Münster. Eigenth. O- Th. ». Tit. 8- §.2. Wann dem,

nach von cigcnbchörigcn Eheleuten — der Mann oder die Frau

zu sterben kommet, erbet der Gutsherr — die eine Halscheid,

und verbleibet die andere — dem überlebenden Ehegatte»: und

wann — dieser ohne Hinterlassung kcibScrbcn mit Tode abgeht —

W — das ganze rec»li„m „ach Abzug der Schulden dem Guts«

, Herrn mit Ausschluß der nächsten Verwandten und Erben »K in-

testat« verfallen. §, z. Wann aber der lcytlebendc Kinder hin

terließe, und der Gutsherr den Stcrbfall in Natura ausnehmen

wollte, muß derselbe sich mit der Halbschcid des nachgelassenen

Vermögens (weilen sonst den Kindern nichts übrig bliebe) begnü,

gen lassen, und verbleibet die übrige Halbschcid dem Anerben und

aufm Erbe, oder wann die verstorbenen Eltern kein Erbe —

untergehabt denen hintcrlafscnc» Kindern zur billigm^ßigcn AuS,

stcuer.

»
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Unverwandte auS 5) ; im ersten Falle kann durch die

Kürerverhältnisse der Eheleute der zu theilende oder dem

Leibherrn allein zufallende Theil des Nachlasses mannig

fach bestimmt werden und der Antheil der Kinder

bloß in der ihnen zukommenden Auslobung und dem,

was ihnen von den Eltern durch Schenkung zugewendet

werben darf, bestehen r). Bei anticipirter Erbfolge

durch Abtretung des Gutes an den Anerben oder einen

Dritten kann der Sterbefall gefordert werden , fofern

auch über diesen Thcil des Vermögens verfügt wird,

sonst aber nur beim Tode des abtretenden Besitzers und

nach Maßgabe des alsdann vorhandenen Vermögens as).

Gerade die Berechtigung auf ein Mortuarium findet sich

übrigens hausig auch als Reallast bei Gütern persönlich

freier Bauern öö). V. Die Rechte der Herrschaft auf

den Nachlaß habe» hie und da Veranlassung gegeben,

die Befugniß der Leibeigenen ein Testament zu errichten cc),

Uebcr den Ursprung dieses Rechts s. oben §. s»-

5) Vcrgl. Wclshaar a. a. O- §. 6g.

-) Wie nach den Worten der Osnabr. Elgenth. O- Cap. 6. §. z.

u. 8-6. g, E. s. jedoch Klöntrup a. «. O- LH. z. S- !?s.

Nr. «4>

««) Vergl- Münker. Eig. O- Th. s. Tlr- y. Z. 7. 8- Tit. § s-

Vcrgl- Klbntrup a. a. O- Th. z. S- 196. Nr. ss.z«.

öö) LtruKen cke inortn»rio oncr« reuli, in dessen Odserv. jur.

et Kistor. «erm. Ilro. VIII. Lennep von der Leihe zu Land'

siedclrecht. S- 5°?- H 0 h e n l 0 h l sch e < L a n d r. Th. 5> Tit. S-

z. 4. e«9.

«c) Osnabr. Elgenth. O- Cap. 6. j. 9. Cap.. 15. z. 1,4. Mün?

fter. E- O. Th. >. Tit. ?- S- ' Th. z. Tit. 4. §. >. Gemein

rechtlich und insbesondere auch in Mecklenburg und Pommern

fand daher das Gegentheil statt. LsItKassr So Komiu. ^roxr.

xug. gz?.

14*
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oder Schenkungen zu machen <?<i) zu beschränken ober auf?

zuhcben; regelmäßig sind aber dein Leibeigenen alle Ver

fügungen über sein Vermögen gestattet, sofern sie nur

den Rechten seines Herrn nicht zum Nachtheil gereichen,

jene mithin in so weit in der Rechtsfähigkeit den freien

Personen gleichzustellen ee); selbst zu Processen bedürfen

sie der Einwilligung des Herrn nur nach besonderen Ge«

fetzen VI. Die Erfüllung der ihm obliegenden Ver,

pflichtungen, muß der Leibeigene gewöhnlich durch einen

Erbeid (jursmenturu sssecurstioni») angeloben A^)

und ist daher für feinen Herrn, fo lange ihn dieser sei

ner Verpflichtungen nicht entläßt, kein zulässiger Jeuge K/,),

fo wie er auch zum Jeugniß gegen diesen nur durch den

Richter gezwungen werden kann i'i). Richterlicher Hülse^

bedarf der Leibherr gegen seinen Leibeigenen immer, wenn

dieser die Verpflichtung zu Leistungen, welche von ihm

gefordert werden, bestreitet^); wegen Widerspenstigkeit

<!ck) Münster. E- O- «. 0- O- Z- « , q. Osnabr. Eigcnth. O.

Cap. 6. §. 6.

«) lieber ihre Fähigkeit ,u Tcstamcntszeugcn gegen den Inhalt der

Notariatsorbn. Tir. von Testamenten z. ,s. s. Balthasar

g. S. O. S> 2ZY uf. Str^«K U5U, nioäorn. vsnä. l^id.

»g. 1>it. i. Z. i?.

LkItK ss^r cke Komin, xroxr. p. «75. Klbkl'lrUP «. «. O.

Th. >. S- »3»- Nr. z»,Z7.

^) Balthasar «. «. O- S- »3- sg.

KK) Balthasar ebendas. S- s?s.

,i) ^rg. e. r>. cke postulknäo. (z, I.) s. BalthasaraaO.

liii) Jedoch falls der Leibderr ordentliche Cwilgcrichtbarkclt hat, ge«

hört der Rechtsstreit vor dessen ordentliche Gerichte. I.ex,«r

meck. ack rsnck. ,r<. 6g. Ueinscciu, vi«, eis rloininü «»b>
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oder Nachlässigkeit im Dienst steht jene?^"" "

Regel das Recht einer mäßigen Züchtigung'. ^"

seiner Schadloshaltung wegen nicht geleisteter Dien"^ ""^

sonders wegen nicl)t bezahlter Abgaben ein PfändU.^""

recht mm), allenfalls unter Beistand deö ordentliche',.

Richters zu. DaS letztere kommt schon seinem Ursprung

nach n«), daS er'stere aber vermöge der Gesindeordnun,

gen auch bei freien Bauern vor oo).

§.72.

4- Aufhebung der Leibeigenschaft. ., , ,

Die Leibeigenschaft erlöscht I. durch Freilassung, die

zwar auch im neueren Recht ordentlicherweise als eine

in einem Freibriefe (Losbrief) enthaltene Erklärung

deS Leibherrn vorkommt, doch aber im Zweifel an diese

Form nicht nothwendig gebunden ist «). Sie hängt in

6itv5 »uo, i» proprio juöicio convenientivu,. rlsl. »7Z8.

l?. l^. IVIencK^eii <Is jurs convenien^i 5uK>1ito> in proprio.

juSicio. Vitvb. 17,7. Balthasar a. «. O> S- »7«.

//) Münster, e. O. Th. '. Tit. s S- 2- OSnabr. E O. Cap.

lZ. !- >s- Cap. >4. §. >. Preuß. Landr. Th. «. Zit> 7. 5.

«2/,,ZA,

mm) Oinabr. S- O- Cap. 14- 5- ' 2. Münster. S. O- a.a.O. § 4.

»») Sckchs. Lande. B- ». Art. 54. Schwckb. Landr. Art zzz.

zz6> Kaiser recht B. 2. Art. 21g.

«0) Wie diese Gerechtsame in Sachsen außer Gebrauch gekommen s.

Wachsmurh Darftell. der Patrimonialgcrichtbarkeir der Ritter«

güter. S. 197. Xinll fugest. Kr. 1°om. z. O«p. >5. Hau«

bold sckchs. Prlvatr. 5 474- Vcrgl. übrigens Ha gewann

kandmirthschaftörccht. S. 22z. - -

«) Vergl. V S n ft e r. E- O. Th. 4 Tit. 1 . OmZ. »»v. «. «. S.
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der Regel von dem freien Willen Leider Theile ab, und

daher auch von ihrer Vereinigung über den Preis der

Freilassung (Manumissionsgelder, Iz,trur» z>er5«nsl«), es

qiebt aber allenthalben einzelne Falle, wo die Herrschaft

gesetzlich verbunden istö), den Leibeigenen für ein bil

liges c) oder selbst fü,r ein gesetzlich oder herkömmlich be

stimmtes Lösegeld die Freiheit zu ertheilen. Im ersten

Falle richtet sich die Summe auch nach dem Vermögen

und den Vortheilen, welche der Leibherr zu erwarten hat,

und im letzteren Fall wird dies besonders berechnet </)

(I^'trum resle); eS darf daher nicht mit dem Abzugs-

geld (§. 77.) verwechselt werden, und ist durch die Auf

hebung deö letzteren unter den deutschen Bundesstaaten

(§. 77.) nicht mit aufgehoben e). In wiefern auch Ehe

frau und bereits geborene Kinder durch die Freilassung

frei werden, hangt von deren Bedingungen ab. Zu den

gesetzlichen Gründen, weshalb der Leibeigene sich freikau-

>) Bauerordn. für die Oberlausitz. Art. 4. Preuß. Lande.

Tb- ». Tit. 7. §. 49s u. f. Münster. E. O- a. a. O- §. 5.

Osnabr. E- O. Cap. 8. §. 1. 4.

«) Osnabr. E. O. «. «. O- Münst«. E. O- Sollte — ein

Gutsherr — ein ungewöhnliches und übertriebenes Frcikaufsgcld

fordern, und auf dicsc Art dcn Frcikauf beschwerlich oder gar

unmöglich machen wollen, so mag ein solcher Eigenbchöriger die

Obrigkeit imvlvrircn und es soll alsdann mit Untersuch« und Ent»

schcidung der Sache gehalten werden, wie In dem ztcn Thcil.

Tlt- 7- von gerichtlicher Bestimmung der Aussteuer und Braut?

schätzen I. 6. verordnet ist. Vcrgl. W e i s h a a r a. a. O. j. 76.

<i) S- v. Cölln Gedanken über die Aushebung der Erbunterthänig«

keit lo Schlesien. S- »>.

Protoc. der deutschen Bundesversomml- Jahr. ,»17. g. ,54.

Rx. 4. (Band z. S- »6z.)
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fen kann, gehört besonders der Fall, wenn er durch

Heirath seinen Nahrungsstand gründen kann, oder ein

anderes Gewerbe als den Landbau ergreifen will und noch

kein Gut angenommen hat, und selbst bei solchen, wenn

er der Herrschaft einen andern tüchtigen Wirth stellt.

II. Durch richterliches Erkenntnis) kann der Leibeigene

seine Freiheit^erlangcn, wenn die Herrschaft die Frei

lassung widerrechtlich verweigert, oder sich Mißhandln«,

gen des Leibeigenen erlaubt ; im letzteren Falle halten

fchon die Jurisien des töten Jahrhunderts den Richter

nach gemeinem Recht für befugt, den Leibherrn, wenig

stens nach vorhergegangener Androhung der Strafe, sei

ner Leibherrschaft ohne Anspruch auf die gewöhnlichen Prä-

stationen für verlustig zu erklaren /). III. Da die actio

c«ukes5oris des Leibherrn, auf Anerkennung der Unter-

thanlgkeit durch dreißigjährige Verjährung erlöscht, so

wird auch diese für einen Erwerbungsgrund der Freiheit

gehalten S); doch fordern einzelne Gesetze, daß der Ve-

fuginß deS exsieren auch widersprochen worden /r). IV.

Die bloß dinglichen Lasten der Leibeigenschaft erlöschen

durch Veränderung des Aufenthalts oder Aufgeben der

Rechte an dem Gut, auf welchem sie haften. — Durch

diese Arten der Beendigung der Leibeigenschaft fallen alle

Würkungen des Verhältnisses hinweg. Wo hingegen

V. dessen Aufhebung durch Gesetze verfügt worden ist,

/) «Sil xrsct. «Ks. I« I. «1,5. 17. Mevius 0. g. O- Hsuptft.

5. Nr. 59 u. f. S. 84. X i . ä <Zus«5t. Kr. 4. L«z>. 4L.

MeviuS a. a. O- Nr. IZ4 u. f. Ooä.Lav. «V. a. a.O. 8 t8-

5) O s n a b r. Eigcnth. O- Cap. >«. M Sn sie r. E. O. Tb. 4- T!k.

dlc jcdcch unter Voraussetzung eines Titels oder des UebergangS

««ter e!»c andere Herrschaft, des bloßen Ablauf der Zeit st,

hinreichend erklärt.
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sind in den älteren Gesetzen dieser Art, zuweilen nur die

Beschränkungen der persönlichen Freiheit aufgehoben, die

Prästationen hingegen theilweise beibehalten worden i);

die neuesten dagegen umfassen auch alle Arten von Dien

sien und Abgaben die nicht schon vorher bloße Reallast

waren, bald ohne den Unterthanen eine Verpflichtung

zur Bezahlung einer gesetzlich bestimmten Entschädigung

aufzulegen, bald gegen eine solche i). Jede Beschrän

kung in der Wahl der Lebensart und der Abzugsfreiheit

mit den Manumissionögebühren, die Einwilligung in die

Ehe, der Awangdienst, das Auchtigungsrecht ((soweit

es nicht auf allgemeinen Eesindcordnungen beruht) und

das Hauptrecht hat daher aufgehört. An den dinglichen

Verhältnissen ehemals eigenbehbriger Unterthanen, än

dern sie i» der Regel m) so wenig, als an dem Recht

») B. in dem badlschcn Edict über die Erundvcrfassung der »er,

schledcncn Stände, bci Winkopp der Rhein. Bund Heft „.

Nr. ?. H. 28. Nr. 7. wo in der Thst nur die Benennung des

Verhältnisses verändert wurde.

Als solche wurde, z. B- in dem Prcuß. Gesetz über die bclucrl.

Werhclltnlsse in dem ehcmsligen KKnIgr. WeKxhalcn, «rvßh.

Berg u. s. m. vom «5- Sept, >8»o. bat Bcstbaupt in dem

Vergischen tetrachtet und daher den übrigen Rcallasten glelchge,

stellt, »röhrend cö in den übrigen Provinzen als Folge der üeibci«

genschaft ausgehoben mur^dc. S. das. Z. 9. 5».

/) Z. V- rvürtemb. Ges. v. >S>7, so weit die Gcttlle nicht in kö,

vigiiche oder unter Staatsadiiiinistration stehende Cossen flössen.

Allgem. Zeitung von lgi?. Beil- »56.

m) S- jedoch z. B- Ergänzungen des all«, kandr. Th l. Z. >;>z.

Iii. K. und §. >Z2>. lit. z. wo den Herrschaften auch das Siecht

abgesxrrchen wird untcr mehreren hindern zu wählen, welche«

die Stelle aimchinen soll.
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der Policeiaufsicht, welche der bisherigen Gerichtsherr«

schaft zustand, und an den nutzbaren Rechten, welche

mit dieser verbunden seyn können»); wohl aber sind sie

in mehreren Ländern nur vorbereitende Verfügungen zu

Gesetzen gewesen, welche die Beschränkung oder Ablösung

der bäuerlichen Lasten und die Verwandlung der bisherigen

BesiHreMe des Vanerstandes in freies oder zinsbares

Eigenthum zum Gegenstand haben. Wo übrigens die

Leibeigenschaft durch Gesetz aufgehoben ist, kann sie auch

durch Bertrag nicht mehr entstehen«"/^.

Zweites Kapitel.

Vom Unterschied zwischen Einheimifche.n und Fremden.

§. 73.

». Begriff und Elrttheilung «).

I. Einheimische (inSi^nss) sind in Beziehung

auf die aus ihrem Rechtsverhaltniß gegen den Staat ent«

springende vollständige Unterwerfung unter dessen Gesetze

und die Rechtsfähigkeit, welche in diesen den Untertha-

nen beigelegt wird, alle, wM>e das Unrcrthanenrechr

erlangt haben. Ihre weitere Unterscheidung in Einge

borene (in6Zßevss in «. propr. ) und Aufgenommene,

ist jedoch zuweilen nicht ohne rechtliche Bedeutung, und

») Wergl. z. B- Ergänzungen des allg. Landr. Th. > S >2«9-

«) Die Dissertationen, welche bei diesem Abschnitt in den kehrbn-

chcrn dcö deutschen Privatrechts an,icsührt werden, enthalten meik

veraltete oder au< dem römischen Recht entlehnte und daher eben

so unbedeutende Bestimmungen. Bergl. Runde K. z > , u. s.
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das Jndigenatrecht bildet alsdann den Inbegriff der Vor

rechte, welche die ersicren vor den letzteren genießen, diese

aber durch ein Privilegium ebenfalls erlangen können.

In Hinsicht auf den Umfang besonders der Lslikischen

Rechte können unter den Einheimischen in manchen Lan

kern noch die unterschieden werden, welchen der volle

Genuß aller staatsbürgerlicher Rechte eingeräumt wird,

wahrend dieser theilweise Anderen vertagt wird (Schutz

verwandte) ö), wie es bis auf die neueste Zeit allgemein

bei den Juden der Fall war. II. Bei den Fremden,

welche den Gegensatz der Einheimischen bilden, kann ein

besonderes Rechtsverhältnis^ noch durch daö Eigenthun,

an Grundstücken (lorevses), durch ihren in bestimmter

' , ^ - ' Absicht genommenen Aufenthalt c), Iburch Heimathlosig,

kcit, besonders wenn sie mit verächtlicher Lebensart ver

bunden ist (Vagabunden) c?), und durch ihr Verhältnis)

gegen einen andern Staat (Ausgewanderte, Verwiesene,

Ausgetretene), begründet werden, das sie von Reisen?

den (ÄSveriäs, trsnieuni«) unterscheidet, aber für das

Policeirechr wichtiger ist als für das Privatrecht. Ehe

mals konnte man ein Reichsinbigenat «) und Territory

b) S. z. B. BalrlschcZ'^Mt über das Jndigcnat als Beklage zur

Tersassungsurkundc. S. 65 u. f. §. ?Z- Note 5.

r) Vcrgl. Struben rechl. Beb. Tb- 4- Nr. 75. kukenSork

OK«, jur. univ. ?oi». 2. Obs. is>. §. z.

«l) Vcrgl. v. Bergs Policcirccht Tb. >. S- »84 u. f. Prcuß. Ge«

seysamml- I. >32». S- 129 u. f. ,82 ,. S- S- Ueber Verträge

wegen gegenseitiger ttcbcrnahuie der kandstccicber, cbendas. S14

u. f. u. die Register unter dem Wort : Vagcbunden.

»arum Osrmuuise. Ion. 1747. 4.
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alindigenat /) unterscheiden ; und auch noch jetzt gewährt

die Erwerbung deS Unterthaneurechts in einem, deutschen

Bundesstaat vermöge der Vundcöacte Rechte/ welche sich

auf alle übrige Bundesstaaten bezichen K).

». Erwerbung dcö llntcrthancnr^chtS.

Die Rechte eines Einheimischen werden erworben«):

1) durch die Geburt, wenn die Eltern, oder bvi un-

^) Das Gcmcinhcitsiridigcnat, welches dlc Handbücher dcö deutschen

Rechts gewöhnlich hieb« ziehen, gehört zu der Lehre von den

Gemeinheiten.

K) Bundesatte Art. >8- S- Z- 7S- Note /.

«) S- z. V- Ocsterr. Gesetz b- Art. ^g. Den vollen Genuß der

bürgerlichen Rechte erwirbt man durch dlc Staatsbürgerschaft.

Die Staatsbürgerschaft — ist Kindern eines österreichischen Staats,

dürgcrS durch die Geburt eigen. Z. sz. Fremde erwerben die

österreichische Staatsbürgerschaft durch Eintrctung in einen öffent

lichen Dicust, durch Antretung eines Gewerbes, dessen Hctrci,

bung die ordentliche Ansässigkeit Im Lande nvthmcndig macht^jdurch

einen in diesen Staaten vollendeten zehnjährigen ununterbrochenen

Wohnsitz, jedoch unter der Bedingung, daß der Fremde diese

Zeit hindurch sich wegen eines Verbrechens keine Strafe zugezo,

gen habe. §. zo. Auch — kann die Einbürgerung bei den voll,

tischen Behörden angesucht und — verliehen werden. §. z i. Die

bloße Jnbadung oder zeitliche Benutzung eines Landgutes, Hau,

ses oder Grundstücks, durch die Anlegung eines Handels, einer

Fabrik, oder die Thcilnahme sn einem von beiden, ohne persön,

lichc Ansässigkeit In einem Lande dieser Staaten, wird die öster,

reichliche Staatsbürgerschaft nicht erworben. S- a. I, L. E-

Barth von Barthcnhcim Beitr, zur politischen Gcsctzkunbe

im österreichischen Kaiscrstaatc. B- »- Wien >g2Z. g. Abb. i. die öster,

xeichische Staatsbürgerschaft. Vcrgl. B «Irische« Gesetz über

das Jndigen«. !- 2 — 4. Würtemberg. Vcrfassungsurk. §. ,9.
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ehelichen Kindern die Mutter, zur Zeit derselben daS

Unterthanenrecht hatten; 2) durch Aufnahme, welche

Mittelst der Ertheilung eines Einzugsbriefs (Siploms !»>

äigenstu,) oder der Uebertragung eines Staatsdienstes ö)

erfolgen kann, aber auch Würkung der Ehe einer Aus

länderin mit einem Unterthanen ist, und in der Erwer

bung des GemeindebürgerrechtS oder Beisassenrechts liegt,

dessen Gewährung daher schon aus diesem Grunde der

LandeVgesetzgebung und der Aufsicht der Landespoliceibe-

Hürden unterworfen ist, uud die ausdrückliche Geneh

migung der Landespoliceibehvrde erfordern kann. Der

gestattete Aufenthalt allein, wenn er auch von der Be

schaffenheit ist, daß er vermöge der Absicht einer Person

an einem Orte ihren Wohnsitz zu haben, sie dessen Rech

ten (§. 34u. f.) und. Gerichten unterwirft, begründet

Harum noch mchi, alle Unterthanenpflichten c) und eben

K) S- jedoch Würtemb. Versaß, o. a. O. Außerdem erfolgt durch

öle Anstellung In dcm Staatsdienste , die Aufnahme ln daS Staats,

^'"'Bürgerrecht, jedoch nur aus die Daun der Dienstzeit.

r) Besonder« wichtig in Rücksicht der Auswanderung und Militalr,

psiichtigkeit. Vcrgl. preuß. Lande. Th. ». Tit. 17. §. ^Z'.

Fremde, die In hiesigen Landen sich zwar aufhalten, aber darin

weder ein Amt übernommen, noch Grundstücke angekauft, noch

bürgerliche Gewerbe getrieben haben, können das Land nach eigc,

ner Willkühe wieder verlasse«, §. iz-. Auch solchen Ausländern,

die sich im Lande wirklich niedergelassen haben, steht es frei, in,

nerhalb der ersten >o Jahre nach ihrer Ankunft wieder aus,

zuwandern : sie müssen aber ihren dazu gefaßten Entschluß dcm

Staate anzeigen. S- auch Gesetz wegen der Auswanderungen

(besonders in Hinsicht der MilitSrvgichtigkcit) vom 15. Sept, ig,s,

Gcsetzsamml. v. d- I. S- 17s,
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daher auch nicht alle Rechte deS Einheimischen 6), wie

wohl in dieser Beziehung besonders der Umstand, baß

eine solche Person zu den öffentlichen und Gemeindelasten

beigetragen hat, oder ihr ein^n^erer Aufenthai' gestattet

worden ist, Mt5,1K»Htt im Policeirecht gleiche Würkungen

hervorbringen kann e) und bei den heutzutage gelten

den Grundsalzen über die Rechtsfähigkeit der Fremden

(H. 7S.) der Mangel einer Aufnahme zum Unterthanen

wenig privatrechtliche /) Würkungen hat.

§. 76.

g. Rechte des Jndigenot«.

Vormaliger Gebrauch des Fremdlingsrechts.

Die Fremden genossen zwar ursprünglich in den ein

zelnen Provinzen des frankischen Reichs die vollkommenste

Rechtsfähigkeit, sobald, sie in einem Theile dieses Reichs

ck) Vcrgl. jedoch in Beziehung auf die Würkung, die ein durch elne

gemisse Zelt fortgesetzter Aufenthalt hervorbringen kann, z. B.

Note «.

<) In der Beziehung auf die Armenpoliccl. S- v. Bergs Police!-

recht. Tb- z- S- »>s u. f. und die Ucbcrnahme von Vagcbundev.

E- z- B. preuß. Gesetzsamml- >8'8. S.S4»

/) Wohl aber in Rücksicht der politischen Rechte. S- z. B- Balr.

Edict über das JvvKenatrccht. §. 7. Las Jndigenat ist die ivesent,

liche Bedingung, ohne welche man zu Kronoberhofamtcrn, zu

Civilstaatedicnsten , zu »bersten Mililckrsteilcn und zu Kicchcna'm,

tern oder Pfründen nicht gelangen kann, und ohne welche man

das balrischr Stciatsbürgerrcchl nicht ausüben kann. Z. g. Nebst

dem Jndtgenat wird zu' letzterem erfordert : ») die gesetzliche Voll«

jührigkeit: ' d) dir Ansclssigkcit im Königreiche, entweder durch

den Besitz besteuerter Gründe, Rente» oder Rechte, oder durch

Ausübung besteuerter Gewerbe, oder durch den Eintritt in ein

öffentliches Amt, c) bei den Ncucinwandcrndcn ein Zeitvnlauf

von 6 Jahren.
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selbst VolkSrechr hatten a), alle Andere wurden aber nur

durch einen Schutz rechtsfähig, den sie gewannen. Der

König ertheilte diesen ö), unterwarf aber auch den Schütz

ling den' vogteilichen Pflichten c); an Orten, welche Jm-

munitätsreck)t hatten (§. 51.) mußte er mtthwendig vom

. Vogteiherrn gewonnen werden, und wo die Luft nichts

a/^ 1„. ^> machte/ konnten in seinen Nachlaß nicht einmal zig-'',

heimische Erben folgen, wenn er jenes versäumt hatte
5 «/ »V.

^".i^. ,/ auswärtige «bei! konnten ihn auch' in diesem Falle nich^

erben, weil ihnen die Rechte der Genossenschaft fehlten?/

In beiden Fallen siel er> daher an den Vogteiherrn, dem

/^/"/ /für den ersten daö Fremdlingsrecht (jtis slbinsgü, Sroit

, . S'äubaine) zustand, für den zweiten wenigstens eine Ab

gabe, mit welcher ihn die fremde» Erben ai,Z seinen Hän

den lösen Mußten (ßskells Koreäitsri» , Abschoß §. 77.^.

. Beide Rechte hatten mit der Eeseygebung K. Friedrich II.

über die Rechte der Fremden aufhören müssen«), unh

wenigstens das erster« ist in neueren Zeiten in Deutfch-

.''' .'?./<., ^ laud nur v^ermöge^des ^Retorsionsrechts noch ausgeübt

^ «) S- Rechtsgcsch. §. 46.

c), >) Q. KotKsris I>ongod. re^is. ^.zzo. ebtNdas. Noted.

r) Wovon I» der Stelle Note K, dse Rede Iii, und au« welcher

augenscheinlich das "Wildsau gerecht" abstammt, «elchcK

der Kursürst von der Pfalz noch Im i7ten Jahrhundert auch außer«

halb des pfälzischen Terrltorii behauptete. U. »ilckeKrsnck

6e jure >ViI<!f»nKistus sorvili55im« electori ?al»tin<> pro»

xrio. Eitorf. 17,7. 4. LÜNig Rclchsarchiv. ?. s?ec. UNttt

Mainz. S. 4«4-

«i) Dcrgl. Möser« patriotische Pharitasicn. B. z. Nr. «6. S- Z46.

(6. SS)-
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worden /); daS letztere aber besteht in gewissem Umfange

noch jetzt (§. 77.). Auch jener Grund der Ausübung deS

FremdlingsrechtS fallt jetzt selbst da, wo von auswär

tigen Staaten der Grundsatz angenommen worden ist,

daß Fremde die Rechte genießen sollen, welche den eige,

nen Unterthanen dNrH^S^M.vLr^äge in den Landern

eingeräumt worden sind, welchen jene angehören F), ver- > ',

möge der in der neuesten Zeit geschlossenen Verträge die« "

ser Art wohl allenthalben in Deutschland weg K). In .

Beziehung auf die privatrechtliche Rechtsfähigkeit ist daher

heutzutage in der Regel überhaupt kein Unterschied zwi

schen Einheimischen und Fremden, da selbst die Bcfug-

niß Gewerbe zu treiben, welche freilich den letzteren

immer nur in einem sehr beschränkten Umfang zusteht,

ihnen mehr wegen des Mangels des Gemeinderechts versagt

wird. Von dem Recht des Staats, seinen Unterthanen

bei einzelnen Rechtsverhältnissen Vorrechte zu gewähren,

ist zwar in den älteren Landesgesetzgebungen zuweilen Ge

brauch gemacht worden i), aber in den jetzt geltenden

Bestimmungen dürften wenige Fäll« dieser Art angetroffen

werden, da sie zur Ausübung des Retorsionsrechts Ver

anlassung gegeben haben K). Der Vefugniß deS Staats

/) S- Klüber Europäisches Völkerrecht- B- >. (Tabing, ig«'. 8)

§. 32. .

F) Französisches Civilgcsetzbuch. Art. n.

Klsrtens recueil lies traites. Luppl. V. PSA. zg^ u> f. UNd

Klüver a. a. O. Note v.

Y Besonders in Beziehung auf die Rangordnung der Gläubiger im

Concurs. O«rz>. Oonstit.Ouimduc. Th. 2. B. >. S- 220. TH. Ha,

gemann Anmcrk. zum zcllischen Stadtrccht- S- 44. u. f.

i) S. ö ö e r r- G e se tz b. Z. zz. B a i r i sch. Edict über daö Jndige,
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Fremde vom. Erwerb und Besitz der Grundstücke auözuK

schließen, haben die deutschen Staaten m^uckilcht^hrer

Unterthanen. gegenseitig entsagt 1), ohne jedoch das Bett

hältniß, welches für solche Forensen durch den Besitz

derselben entsteht, genauer zu bestimmen. Wiewohl da

her dieses in der Regel keine anderen Unterthanövflichten

nach sich ziehen kann, als die, welche auS der^ Gewalt

deö «Staats über das Grundstück entspringen (I^saS.

/ ^z^??-^ »sssistu, nünu, xienu^> m), so ist doch auch jetzt kein

Staat dadurch gehindert, sowohl jene weiter auszudeh«

' ^ nen und auch in anderen Beziehungen den Grundbesitzer

als Unterthanen zu behandeln (I.svä5s,sii>tu« plenut),

als auch ihm den Genuß der mit dem Besitz sonst ver,

bundencn politischen Rechte zu versagen, so lange er seinen

Wohnsitz nicht im Staate selbst nimmt n). Der volle

Landsassiat ist indessen bisher keineswegs allenthalben ein«

not- §- >d^- 'S. Frankfurter Wcchselordn. ». «78g- Z.

47. ll h l s Fvrtsey. des Sicgclschcn Oorz,. jur. camdisl. z>. »5.

Ledderhose kleine Schriften. Th. >. S- s8»>«8z.

y Bundesacte Art >8- Die verbündeten Fürst«, und freien

Städte kommen überein, den Unterthanen der deutschen Bun

desstaaten folgende Rechte zuzusichern: ») Grundcigcntbum außer

halb des St«tS den sie bewohnen, zu erwerben und zu bcsnzcn,

ohne deshalb in dem srcmden Staate mehreren Abgaben und ka,

ften unterworfen zu fevn als dessen eigene llntcrtdancn.

m) I. K. »ertiti, 6e znojectiooe territorial,. §, z. Opuio.

Vol. 1. ?>m, 2. z>sg. O. rl. Leisler Ooimneilt. ck«

I.ancissk5i»tu. IVIurd. 17S1. g.

») S- i- B- würtevibcrgische Dcrordn. für den ehemals rclchsrlttcr«

schastl. Adel- v- I- 'S«'- Protoc. der B- V- V- S. 535.
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geführt«), und umfaßt in der Regel nichts als die Ver

pflichtung auch wegen ^erfonlicher. Klagen im l^ora rei

«itae zu Recht zu stehen, pnd felbsi diefe hie und da nur

unter mehreren Beschränkungen x).

§. 76.

4- Verlust des Jndigenatrcchts.

Das Jndigenat wird I. zur Strafe durch Landes

verweisung, II. wo die Erwerbung deö Unterthanen,rechr5

in einem andern Lande mit Beibehaltung des Jndigenats

nicht gestattet wird «), schon durch jene, sonst aber nur

III. durch Auswanderung verloren. In Hinsicht der

letzteren durfte vermöge der Reichsverfassung freien Un-

terthanen kein Hinderniß in. deii Weg gelegt werden ö),

«) Zschorta sckchs. Lehcnrccht. I. zg. I.. IN suchen cke, vi ,u-

zperi«ritst!s territorisliz in territoriiü imperii clsusis. Qiv,,

17,6, 4. Lj. I). lie foro campetente vs5üllo,uin simultä-

neeqne inveslitorum et subjeetione nolzilinni iinin«äisto>

rum Lllxoni»« I^snki5sssil>r»m — in ^»ncellariis Lsxonici«

et Qnriis provincislikus. I^ins. 1716. 4, L. O. Ltruv cie

jnre I^i»,6ss5siat»s in l'nurinßis. Zcn. 172«. 4. Estor VVN

' der hessifchcn kandfcksscrci ; in d css. klein. Schrift. St. 9. S.'SS-

Ls. ?ufenckorL introö. in proc. riv. ?. I. Ogn. 10. F, ZI.

Strubcn rechtl- Beb- Tb- «- Nr. ,Z. S. >ss- G- H Oester,

ley Hsridi. de« Hannov. Prvccß. B. 1. S- si». Preuß. Ge,

richtsordn- Tir. 2. z. 1,4.

x) W ü r t c m b. Vcrordn. o. a. O- Z. 7. B a ! r I s ch. Edict über b.

Jndigenat. a- «. O. §, I>t. 0.

«) S- ,. B- Ba irisch. Edict üb« das Jndigenat- §. 6. Wur,

temb. Verfassung««!, §. Z4- Z5-

S) 5. ^. I.. Leicken5ticKer ge jure emigisncki ex morious

«ermsaornm. Lou. 178K. 4- v. Berg Policcircchl. Tl). 2.

S- 5'-

IS
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und die deutsche Vundesacte sichert wenigstens das Recht

des Wegziehens in andere Bundesstaaten , welche den

Auswanderer erweislich zum Unterthanen annehmen wollen,

wenn diesem keine Verbindlichkeit zu Militärdiensten im

Wege sieht c), womit aber freilich die pvliceiliche Aufsicht

über Auswanderungen, und die Notwendigkeit, eine Be

willigung dazu <i) nachzusuchen e), nicht im Widerspruch

sieht.

§. 77.

5-, Nachsteuer und Abschoß »).

Von dem Vermögen der Auswandernden ist jedoch

der Staat eine Abgabe (äerrsctus ^>ers«rislis , ßskella

emigrstionis , Abzugs- Abfahrtsgeld, Nachsteuer) zu er

heben berechtigt, welche zwar heutzutage mit der Abgabe,

die von ausgehenden Erbschaften (S. 75.) erhoben wird

(Abschoß , cerisug Kereäitsrius , ßakella liereüita«»,

c) Bund. Acte. Art. ,8- Ut. b.

ck) S. jedoch Wüxtemr- Vcrsassungsmk. §. Z2.

e) Beispiele von Gesetzen hierüber : P r e u ß. G e se tz sa m m l. , 8 >8-

S. '75- Barth v- Barthenhcim a. a- O. S- zz u. f.

«,) G- Walter System der Abzugsgcrcchtigkcit, aus den vatcrlcknd.

Rechtsgcschichtcn erläutert. Bern >7»S. 8- F. I. Bodmann

pragmatische Geschichte , Grund und innere« Tcrrltorialvcrbcklroiß

de« Abzugs und, Nachstcucrrcchts in Deutschland überhaupt und

im Erzstist Mainz insbesondere. Main, >7gi. 8- Dessen in,

«eres TcrritorialvcrlMnlß dcS Abzugs und Nachstcucrrcchts in

Deutschland- cbenb. '79>- 8- Dess. äußeres oder nachbarli

ches TerritorialvertMniß des A. u. N. Rechts, cbend. ,795. 8-

I. F. Reite meiers allgemeines Abschoßrccht in Deutschland.

Franks- a. d- O- >8°o. 8- Dess. Abschoßrccht in den preuß.

Staaten- ehend. '8°°. S. Haubold sächs. Privatr- §.2,9
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quinSena , Setrg<:tU5 reali8), nach einerlei rechtlichen

Grundsätzen behandelt wird , aber in ihrem Ursprung

manches Eigenthümliche hatte. Vor dem 16. Jahrhundert /

wurde tze.theils als eine Prästation erhoben, mit welcher '

eigene und vogteipflichtige Personen ihr Vermögen aus

den Händen des Schutzherrn lösten ö), theils als stäb

tische Abgabe von wegziehenden Bürgern zum Vortheil

der städtischen Aerarien c) ; die Landesherrn bezogen sie

zwar hie und da auch wegen ihres landesherrlichen Vog-

teirechts ci) , aber sie war in dieser Hinsicht nicht allge

mein gebräuchlich e) , bis die Reichsgesetze der herge

brachten landesherrlichen Rechte mit solchen Ausdrücken

erwähnten /) , daß die Juristen daraus ein in jenen ge

billigtes Regal machen konnten, daö durch das Retor-

sionsrecht allgemein wurde S). Seitdem wurde sie, gleich

dem Abschoß. (§.7S.), auch nur den Magistraten, GutS-

und Gerichtsherrschaften zugestanden, welche besondere

t) S- Rechtsgesch. §. 563.

e) S- Bodman« pragmat- Gesch. S- »4 u. f.

«i) S- Rechtsgesch. Z. 448-

«) Vergl. Haubpld sckchs. Privatt- §. »19. Anm. ».

/) Reichsabsch. 1555. §. «4. Wo aber — Unterthanen der al«

ten Religion oder augsburgischcn Confession anhcknglg, von solcher

ihrer Religion wegen, aus — Fursienthumen , Stödten ober

Flecken, mit ihren Weib und Kindern, an andern Ort ziehen —

denen soll solcher Ab- und Zuzug — gegen zimlichcn billigen Ab

trag der Leibeigenschaft und Nachsteuer , wie es jeden Ortö von

alters anhcr üblichen hergebracht und gehalten worden ist , —

zngclasscn — scyn. Vergl- Reichsabsch. ,594. §. 82, 84.

5) S- Bodmann a.a.O. S- 46 u. f. Sckchsische Constitut-

von 157«. Th- z- Cvnst. 33.

 

15*
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Privilegien oder unvordenklichen Besitz für sich hatten K),

und die Ausübung des Rechts wie bei andern Regalien

der Gesetzgebung unterworfen. Hieraus erklart sich, auö

welchen Gründen fchon früher in einzelnen Gesetzen bei

der Erportation in einen andern Gerichtsbezirk desselben

Landes die Erhebung gesetzlich beschränkt oder aufgeho«

den i) und bei AufhebuiigSvertragen mit anderen Staa«

>/.<^^> " Wirksamkeit auch auf Privatberechtigte ausge«

' ^ ^ dehnt worden ist K) ; diese Ansichten aber haben in dem

, ^ ^. Beschluß der deutschen Bundesversammlung vom 23. Ju,

' nius 1817 H eine Bestätigung erhalten , da diese in

... , .

/> - x - . .

Vergl. Xröitmsir »li OoS. Lsv. civ. ?. g. I'it. 25. S. ,z.

<c ^.^ F. ?r. LonKoeker >iiss. qu» ju5 äetrsctus «Uperiorit«!

territorisli vinlücstur. (Zott. 177z. 4. OsiiNSAiesser

gsciz. Osüelsn. 1'om. r. »ro. 164. Bodman« innere«

Terrltorialverhöltniß. S- z u. f. S- jedoch «in 6 qn»«t. f„r.

2. Osz». z7-

i) Vergl. Oorn. OonZtitut. Oalenb. Osp. 6. nr«. 4. g.

(Verordn. v. >«. Mal 1708). Preuß. Landr. Th. 2. Tit. »7.

S. 176. Gesetzsamml. >8>6. S. »g9- Haubolh sckchs. Prt,

vatr- §- »>g>

K) Vergl. preuß. Landr. a. a. O. §.173. und im Anh. §. 15z.

Beispiele von neueren Vertragen dieser Art f. in der prcuß. G<»

seysamml. igi?. S- 9, Z> , >S^> 'S29. S- s». u. a. O. HK

und da sind dagegen srühcrhin Privatbcrechtigte in den Aufhc,

buogivertra'gen ausgenommen worden. S> z. B. Haobold a.

a. O. 8> »2z. Anm. 1.

I) Vrotoe. der Bundeöversamml. B- z. S> 254. — Jede Art

von Vermögen , welches von einem Bundesstaat in den andern

übergeht , es scy aus Veranlassung einer Auswanderung , oder

au« dem Grunde eines Erbschaftsanfalls , eines Verkaufs , Tau,

schcs, einer Schenkung, Mitgift oder auf andere Weise ist unter

der bunbksvcttragsma'ßigkn Abjugöfreiheit begriffen ; und z. jede
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Gemäßheit des Itzten Artikels der Bundesacte Mchglle

Berechtigungen der Privatpersonen, an dem Vermögen,

welches in andere Bundesstaaten übergeht, ohne Entfcha-

digung des Berechtigten aufgehoben hat m). Hie und

da sind schon früherhin jene Abgaben nur kraft des Re-

torsionsrechts erhoben worden ^) ; sie fallen jetzt ver

möge jener Bestimmungen in jedem Falle weg , wo das

Vermögen nicht in Länder gebracht wird, die nicht zum

deutschen Bunde gehören o), müssen dann aber auch an

Abgabe, welche die Ausfuhr deS Vermögens aus einem zum

Wunde gehörigen Staate in den andern, oder den Ucbcrgang des

Permögenselgenthums auf Angehörige eines andern Bundesstaats

beschränkt, wird sü? aufgehoben erklärt- Dagegen ist unter dieser

Freizügigkeit nicht begriffen, jede Abgabe, welche mit einem Erb«

schaftsansall , Lcgat, Verkaufe einer Schenkung u. dcrgl. verbun«

den ist, und ohne Unterschied, ob das Vermögen im Lande bleibt

oder hinausgezogcu wird, ob der neue Besitzer ein Inländer oder

ein Fremder ig, bisher entrichtet werden mußte, namentlich Col»

latcralerbschaftssteucr , Stcmpclabgabc u. d. gl. : auch Zollabga«

den wcr«n durch die Nachfteucrfreiheit nicht ausgeschlossen. Die

zum Vortheile der in einzelnen Staaten oder Gemeinden bestehen«

den Schuldentilgungskassen , oder überhaupt wegen der Commu«

nalschuldcn eingeführten Abzüge von auswanderndem Vermöge»

werden — als ausgehoben angesehen. ManumissionSgcldcr , da,

wo die Leibeigenschaft oder Hvfhörigkcit noch besteht, sind. In so

fern sie nur von dem aus einem Bundesstaate in den andern

auswandernden llnterthancn zu entrichten wclren , unter dük

Nachsteuer begriffen^

m) A. a. O. Nr. e.

») Corp. Oonslit. OalenK. g. g. O. Nr. II. S. >6> Samml.

der Bervrdn. für das Könige. Hannover. ,8»». Abth. i. S. 2^.

»1 Also auch innerhalb Landes, Vergl. das preußische Aushebungs«

gcsctz von 'SiK (Note i.).



Z3(1 ' TH.2. B. 1. Personenrecht.

Privatberechtigte noch entrichtet werben. In wiefern sie

diesen aber auch hier durch Staatsverträge , welche die

Freizügigkeit festsetzen, entzogen werden, hangt theils

von dem Inhalt derselben , theils von den Regeln ab,

welche bisher über die Würkung der "Freizügigkeitsver

träge" in jedem Lande (s. Note K) befolgt worden sind.

§. 78.

Berechtigungen , welche im Nachsteuer, und AbschvSrecht

enthalten sind.

Die Grundsätze , nach welchen Nachsteuer und Ab

schoß zu erheben ist, sind zwar hie und da auch gesetzlich

bestimmt«), jedoch meistens mehr.auö der Natur der

Sache abzuleiten , aus welcher auch jene gesetzlichen Be

stimmungen vornehmlich herfließen. Die Entstehung der

Berechtigung selbst bringt schon mit sich , daß 1. die

Nachsteuer nur von wahren Unterthanen, die ihren

Wohnort verändern, mithin nicht von Pächtern oder

von Forensen , welche ihre Grundstücke verkaufen i),

gefordert werden kann , beim Abschoß aber lediglich die

Qualität eines auswärtigen Erben in Beziehung, auf den

Wohnort des Verstorbenen entscheidet. Die An

wendung deS Abschoßrechts auf Grundstücke , die einem

auswärtigen Erben eines Forensen zufallen und von jenem

veräußert werden c) , kann man fchwerlich als eine aus

«) Preuß. Landr. Tb. ». Tit. §- >4' — >7Z- Sächsische«

Mandat vom >6. Febr. >S>>. S> Haubold ftchs. Privatr.

§. 22« u. f.

i) S. Bodman« inneres TerritorialverlMnlß. S. l6„ u. s.

Wergl. jedoch Note c.

«) Diese behauptet Bodman» a- a- O. S- '64. Rommel
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der Natur jenes Rechts herfließende Regel betrachten,

wenn sie gleich häusig der Praxis gemäß oder in einem

gewissen Umfang ck) gestattet ist ; denn nach dem Ur

sprung deö Instituts war hier entweder ein solcher Besitz

nicht möglich, ober wegen Gleichstellung der Fremden

und Einheimischen in der Rechtsfähigkeit kein Grund des

Abschoßrechts vorhanden, und die Analogie der Nach

steuer sieht hier sogar entgegen (Note d). 2. Gegenstand

der Berechtigung ist , waS nach Abzug der Schulden ' > < >

wirklich erportirt wird , wobei ein allgemeiner Gebrauch e)

manche geringere Arten von Momlien ansnimmt. Sonst

unterliegen der Abgabe bewegliche Güter, sich .,

auch befinden mögen, und Capitalien ohne Unterschied

deS Orts, wo sie belegt sind /), wenn sie nicht ein für ,

rK»pse>S. yuseit. kor. OK«. 15g. 7Z4. Xinck lZu^est. kor.

ck) So nach preuß. Landr. a. a. O. §. >6z. Wenn das inliln,

dische Vermögen eines verstorbenen Ausländers einem andern^., ^

Ausländer durch Erbschaft oder Vermächtnis zufällt und aus dem , .

Lande gezogen werden soll , so ist dasselbe dem Abschoß nur in

sofern unterworfen , als der Erblasser selbst, wenn er dergleichen . ^ - ^

Vermögen hätte herausziehen wollen, AbsahrtSgeld davon zu enb ^ .'

richten schuldig gewesen märe. §. 143. Haben Auswärtige, ohne

sich im Lande ivürklich niederzulassen , Grundstücke daselbst angc,

kauft und in der Folge wieder veräußert , so können sie von dem

erhaltenen Kaufgclde fo viel, als sie zu dem Ankaufe und zu de»

an der Substanz gemachten Verbesserungen, von ihrem ausmckxtk

gen Vermögen erweislich verwendet haben , frei zurücknehmen.

e) Bodmann g. a. O. S. sz». Preuß. Landr. in Rücksicht

d:s Abzugsgeldcs, aber nicht des AbschosseS. a. a. O. §.>S4-'SS. . -

^) Osrvrov jurizpr. koren«. ?srr. z. Oonst. Ig. Oek. ,g.

»10. 10. I^v^ser iue^. sck ?snck. «^>. 4z». msg. 4^ »P.4Z«.

inut. g. Lorgsr oecon. jur. Q. 1. 1°it. §. ig. „. z.
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sich bestehendes Vermögen ausmachen, .das der Wegzie

hende als Unterthan eines andern Staats besessen hat x);

^ , - dahin kann aber freilich nicht gerechnet werden , was

von inlandischen, Vermögen in der Absicht, es, der Ab-

- ^tzabe zK entziehe.«, zum Ankauf von Grundstücken im

Auslände verwendet oder hier belegt worden ist />). Der

Abschoß bezieht sich zunächst auf alles, was als inlandi

scher Bestandtheil der Erbschaft betrachtet werden kann,

und titulo univsrgiili oder «in^ulsri i) an einen Ausländer

fällt; er umfaßt auch, was vermöge der Collation einem

auswärtigen Erben in seinen Erbtheil angerechnet wird ;

«uswärtS belegene Grundstücke kommen aber nicht in Be-

>e>5.^cx'^> /^"ch^ außer wo sie der Nachsteuer unterworfen sind.

/«^ . Die Würkungen der Collation und die Analogie der Nach

steuer haben veranlaßt, daß auch Vermögen, welches als '

Brautschal; oder Schenkung ans dem Lande geht , dem

" : „..Abschoß (Abzug unter Lebendigen) unterworfen wird K).

a Befreiungen von Nachsteuer und Abfchoß, die entwe-

' der auf dem Vermögen kraft einer dem bisherigen Be

sitzer zustehenden Exemtion , oder bei dem Abschoß auch

auf der Person des Erwerbers ruhen können, sind heut

zutage nur ^articularen Rechtens, wiewohl sie vermöge

/. Privilegs, unvordenklichen Besitzes oder Vertrages den

x) Kind a. a. O., wo jedoch in Ansehung der Mobilicn dlc Regel

noch mehr beschränkt wird- Auf den Ursprung des VermigenS

-sieht preuß. l?andr. o- a. O- §. »ö^ — >SZ»

K) Kind a. a. O.

.. i) Ob der Erbe oder Legatar den Abschoß bezahlen müsse, vcrgl.

Lsrpiov ^uriszir. kor. g. g. O> Dek. ?o.

^' ..' Zi) S. Bodmann g. g. O. S- '35- 25, u. f. Kreuß. Lanbr.

a. a. O. §. ^6,.
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Geistlichen i), dem Adel m), Mitgliedern gewisser Cor«

porationen, namentlich der Universitäten «), landcoherr-

lichen Civil- und Militairbedienten «) zukommen können.

4. Die Große der Abgabe richtet sich hie und da nach

den Grundsätzen der Retorsion x>), und sieigt sonst, wo

sie durch Herkommen oder Gesetz bestimmt ist, von 5

oder 10 Procent selbst his auf den "dritten Pfennig" 7),

Drittes Kapitel.

Bürgerliche Würkungen der NeliLions,verschiedenheit>

. . §- 79.

». yn Rücksicht der christlichen Rcligisnspartheicn.

Vor der Religionstrennung , welche eine Folge der

nur theilweise durchgeführten Reformation der, christlichen

Kirche war, betrachtete man öffentlich und beharrlich be

kannte Abweichung von dem kirchlichen Glauben als ein

kirchliches Verbrechen, welches nicht nur einen Theil der

y Vergl. I.«75er zz>. 4,1. meS. l z. Ledderhvse kurs

hessisches -Kirchcnrccht , bearbeitet von Pfeifer. §. z?9- Reil

- temeier die Ahschoßpgicht. d. Prediger in, der Kurm. Branden,?.

Franks, a. d. O- 1302. g.

»») E- Podmann «. a. O. S. ?z- u. f.

») S. Bodman» a. O. S> 84- vergl. Qe^ser g. a.

meä. 4.

0) Bobmann ebcndas. S- 79. >»4

x) O«rz>. Oonst, Oaleud, O«j>. 6. PSF. 5. Sckch fische Decist«

ncn »M ^746. O«. 6. S- jedoch Haubold stchf- Privatr.

S. Bodmavn a. «. O, S. »99 u. f, Vexgl. kuleuSork

Obs. jur. uyiv. ?o>«. 4. Obs. »gö.
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Rechtsfähigkeit entzog , sondern auch mit bürgerlichen

Strafen geahndet wurde «). Unanwendbar wurde jedoch

der Begriff einer Ketzerei als Kirchenverbrechen auf den

Uebcrtritt zur Religionsparthei der augöburgifchen Con-

seffionsverwandten fchon durch den Rcligionsfrieden ö);

7mr machte die Ausdehnung, welche man dem durch die

sen anerkannten landesherrlichen Reformationsrecht gab c),

jeder Regierung freilich möglich , >ben Unterthanen , die

der Landesreligion nicht anhingen , einen Theil der bür

gerlichen und politifchcn Rechte zu entziehen. Auch dies

hatte vermöge der Gleichstellung der augöburgifchen Con-

fefsionsverwandten und Katholiken in Rücksicht ihrer Rechte

im wcsiphhälifchen Frieden , nach dessen Vorschrift auch

die Anhänger einer Religion , die vermöge des Nvrmal-

jahrS keine Religionsübung ansprechen konnten,, wegen

jener nicht zurückgesetzt werden sollten ck) , aufhören

müssen, wenn nicht die Vefugniß , solche Unterthanen

«) 1°. t. X. 6» Kseretiu«.

S) Rcichsabsch- >SSS- §. 'S- 24.

e) Wergl. RechtSgesch. Z. S".

«i) I. ?. O. ^rt. V, §. z4» Luböiti , Pii — rekigioni! !»»e

exorcilium nullk suini piirlO Ksouerunt, neo nori qui post

ziscem vuolic:»t»m — «livers^m a territorii ciomüio religio»

,>vm proiitediinkur — patienter tolereotur — . S. ZI.

Live uut?m O^tKolioi 5ive ^uguitsuse c«nscssioni5 kxerint

zudäiti , KuIIibi «Ii religionem 6e5picstni Ksdesntur , «ec

» inorcstoruin , oviilcum sut tribuum coinmuviove, Kae-

re6itatidus, legatis, N0!pitslibus , Icprosorii«, eleemosvni«,

»liisve jurikus »ut commereii«, molto minu« zn^KUoi« cc>e-

,niterÜ! , Konorove zevultura» srcesntur — «eck in Iii!

?in>ilikus vsri cum coneivibuz jure Ksbesntur , «yusli
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zur Auswanderung zu nöthigen e), die Anwendung der

nehinlichcn Grundsätze fernerhin möglich gemacht hätte.

Jene Bestimmung des westphälischen Friedens ist aber

wenigstens durch die deutsche BundeSacte /) vollständig

practisch geworden ; nur kann, da eö außer der katho

lischen Kirche und den unter dem Namen der augsburgi-

schen Confessionsverwandten begriffenen Mitgliedern der

evangelisch lutherischen und refvrmirten Kirche bisher

keine allgemein in Deutschland vom Staat anerkannte

christliche Religwnsparthei gegeben hat s) , jene

Gleichstellung in den Rechten kein Hindernis; für die

Gesetzgebung feyn, separatistischen Secten die Aufnahme

zu versagen, die bürgerliche Würksamkeit ihrer Neligions-

grundsätze besonders zu bestimmen , und sofern diese ihre

Bekenner an der Erfüllung einzelner staatsbürgerlicher

Pflichten hindern , ihnen einzelne , besonders politische

Rechte zu entziehen. Der Uebertritt von einer der christ-

lichen Religionspartheien zu einer andern kann nach

jener Bestimmung in der Regel keine bürgerlichen Folgen

haben, die nicht Mnittelbar. aus dem veränderten kirch-^

lichen Verhältniß entspringen; auch ist ohne Zweifel

die bei der Erbeseinfetzung oder einem Vermächtniß bei

gefügte Bedingung , die Religion zu änderu , für ein«

e) Sbendos. §. z6.

/) Bunö- Acte Art. 16. Die Verschiedenheit der christlichen Rc<

ligivnsparthclcn kann in den lindern und Gebieten des deutsche« ,^

Bundes keine» Unterschied In dem Genuß der ^bürgerlichen und

politischen Rechte begründen- Ucbcr die GrmMyc , welche in

Oesterreich beobachtet werden , s. Barth von Borthen heim

Beitr- zur politischen Gcsctzkundc in, östcrreich. Kaiserstaat. B. »,

Abb- .2. §. 27 — 59/ S. i;6 u. s,

s) Wcrgl. KlüberS Acten des Wien, Congresses. B2. S.45J>44«,
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ovlläiti« turpis zu halten, wahrend hingegen, abgesehen

vom PflichtMll , die Bedingung , die Religion nicht zu

andern, gemeinrechtlich für erlaubt und würksam gehal,

^5^1^,» »^ten wird ö). Um so mehr kann eine fideicommissarische

Berfügung , welche nicht einmal bestimmten Per so,

'"^ ^' nen auflegt , bei ihrer Religion zu beharren, sondern

^ ' ' nur zur Erwerbung einest Fideicommisses außer andern

Eigenschaften auch die des Bekenntnisses einer gewissen

^»^i ^ Religion erfordert, als gültig betrachtet werden i); die

aus frühexen Zeiten fehx häufig vorkommenden Besiim,

mungcn dieser Art werden dann auch durch neuere Ge

setze nicht aufgehoben , welche bloß der Bedingung , die

, Religion nicht zu andern, ihre Kraft entziehen, da jene

^ " «ur durch Aufhebung wohlerworbener. Rechte ihre, Kraft

' verlieren könnten, welche in einem folchen Gesetze noch

' — ksinesweges liegt,.

LcKiltsr exercit. ?snck. Lx. zz. g. 44. UertZu, 6e

«uperiorit. territ, §. lz. Opusc. Vol. I. ?. S. Z>sg. 150.

Wernller (ZKierv. kor. 1°om. z. Ob«, l»g. K.reitms^r

ftä Lock. Ssv. «v. V. Z. Osp. z. §, 1«. not. iz. L.

l>>p. 20. z. g. Hagemann u. Günther Archiv der Rechts,

gelahrth. ?h. z. Nr. g. S- »46 u. f. G. ?> Böhmer Rcchtö-

ttlle. V. 1. Abth. >. Nr. iog. S. ^«4 u- f. S- jedoch preuß.

kavdr. Tb. 1. Tit. 4- S- 3- Th. 1. Tit. S. 6zz. Paalzow

Handb. für orcuß. Juristen. B- 2. S- ,°g. Ergänzungen

des prcuß. Landr. B- 1. Z. 267. S. S4- '

,'Z I. ^k. Kloser cke vftvti« et vri>silegii« vircs rsIigionLin.

§. «4.
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- F. 80.

«. In Rücksicht der Juden.

». Historische Einleitung. ,

Geschichte; F. I. Scheppler über die Aufhebung des

Judenleibzolls , nebst einer skizzirten Geschichte der Ju

den — ihrer ^ staatsrechtlichen Verhältnisse in Deutsch

land. Hanau 180S. 8. G. W. Spieker über die

ehemalige und jetzige Lage der Juden in Deutschland.

Halle 1809. 8. Schmid über das Bürgerrecht der

Juden in Deutschland; in dessen Journal: der beut«

sche Bund. B. 1. Heft 2. Hildburgh. 1816. 8. — Ab

handelnde Schriften: I. I. Beck vom Recht der Ju

den. Nürnb. 1741. 4, I. Ho rix rle 5tatu 5u6se«,urn

in l-ermsnis. Klvßunt. 1764 4. Schröters Abhandl.

zur Erlauter, der deutsch. Rechte. B. 1. S. 106 u. f.

8. IKiel prinvipis jurispruä. Zu6sie. ^>vr l^eim.

«ommunis. Usl. 1790. 8- Aeltere Landesrechte : I. rZ.

^VieäerKolck statu luciseoiurn in Hsssis «ups»

riori. IVlsrd. 1768. LK. IZ. 8. l?st2ert cle >sugse«>

rurn in Hsssia ursesertirn Oaimstacliua juridus. —

kZiesj. 1771. 4. ^l. ?iscker äe statu et jurisöict.

lurlssor. secunÄurn leges Korn, Oerm. ^lsglicas. LtrssK.

17l!3. 4. <üoru. (^«nstit. <üslk>nd. ?. ."Z. <üsp.4. I^uued.

Csp.4. P.417, ?uke»äork Ods. jur. uviv. I'om. 4.

Ods. 72. §-9. Ods. 208. . v. Berg Policeirecht. Th.3.

S. övö. l^. Liener öe jure re^io iel.ipie«äi ?u-

öseos, luäsearurncjue in 8sxonis electorali juritius et

«uligst. I^ips. 1789. 4. Xreitmsir acl t^ag. Lsv.

«v. ?.s. Osp.20. Z.Z. R. F. Terlinden Grund

sätze deS Judenrechtö nach den Gesetz, des prcuß. Staats.

Halle 1804. 8. — Neuere Gesetze : in Oesterreich,

seit Joseph II.: Barth v. Barthen heim Beiträge

zur politischen Gesctzkunde im österreich. Kaiserstaat.

B.'l. Abh. 1. Polnische Verfassung der Israeliten im

Lande unter der EnS, und insbesondere in der — Stadt

Wien. Preußisches Gesetz vom Ii. Marz 1812.

Gesetzsamml. v. d. I. S. 17. u. bei Buch holz Akten

stücke, die Verbesserung des bürgerl. Zustandes der Is

raeliten betr. Stuttg. u. Tabing. 181S. 8. S. 84 u. f.
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>

Bairisch. Ges. v. 10. Zun. 1813 , ebendas. S. 13«.

Badisch. Edict vom 13. Jan. 1809, ebendas. S. 104.

Mecklenburg. Edict vom 22. Febr. 1S12 (suspendirt

1817.), ebendas. S.94. Dänisches Edict v. 29.

Marz 1814. ebend. S. 143. Sachsen-Meinung.

Ed. v. 5. Jan. 1811. bei Schmid a. a. O. S. 134.

Sachsen - Hildburg Haus. Ed. v. 11. Mai 1814.

ebendas. S. 153 u. f. Früherer JusKnd in Frank

furt: Judenstatigkeit v. I. 161«. bei Lünig Reichs

archiv ?. «pvc:. Oonr. 4. Th. 1. S. 599. Neue Stat-

tigkeits - und Schutzordnung der Judenschaft zu Frank

furt vom 30. Nov. 1807. Franks. 1808. 4. Wegen

der Streitigkeiten über die am 23. Dec. 1811 erfolgte

> . Gleichstellung mit andern Bürgern f. Klub er öffentl.

, - ' /' ' ^ Recht des deutsch. BuudeS. H. 157 b. Note b. Ueber

^. <L/>,. Zustand der Juden in Lübeck : P rotoc. der Bun-

/ ! " " ^desversamml. V. 12. S. «3. .

'.^ . . Wahrend des spateren Mittelalters waren die Juden

in ganz Deutschland Hörige deS Königs (kaiserliche

Kammcrknechte) , welchem die Vogtei sehr ausgedehnte

Rechte über ihre Person und ihr Vermögen gab «). Die

Veranlassung zu diesem Verhältnis) gab ohne Zweifel ihre

politische Lage in den römischen Provinzen in den spate

ren Zeiten des römischen Reichs b) ; doch scheint jeneö

erst seit dem Ilten Jahrhundert die Gestalt erhalten zu

haben, in welcher es die spateren Rechtömonumente dar

stellen. Vermöge desselben traten die Juden an keinem

Ort, wo ihnen der kaiserliche Schutz Aufnahme verschaffte,

in das Gemeindebürgerrecht c) , vielweniger in den Ge-

«) S- Rechtögesch. Z- 297. M.

>) S» 6»>I. IKoogos. Ii. 16. Iii. g. lls lugueis, Ooelicoliz et

Lsmsrilanis. s ^«5 civ. /Vntejuztin. ?om. s. psg. ngO.)

dlov. iKeoäo5ii II. I'it. 6. («. 4zg. ebendas. S- >2,g,).

l)oä. lustin. I.. >. Iii. g.

e) Womit jedoch ihre Bereinigung in eine besondere Judengemeinde

«
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nuß der Freiheitsrechte ein; sie lebten daher mit be

schrankter Rechtsfähigkeit als eine besondere Art von

HchutzveMgMW , wiewohl sie sonst,' mit Ausnahme ein«

zelner Privilegien , die ihnen theilö allgemein , theilH

vermöge besonderer Vergünstigung e) zugestanden wurden^

dem gemeinen kaiserlichen Recht unterworfen waren /).

DaS Recht sie zu schützen, anfangs nur durch einzelne

kaiserliche Concessionen auf ^eichöstände übertragen

wurde mit der Entwickelung der Landeshoheit ein in die

ser enthaltenes , späterhin in den Reichsgesetzen als sol

ches anerkanntes Regal K) , welches wie andere Rechte

keineswegs unvereinbar war. S> loK. Ueumsnn iuitis juri«

politise. §. 216.

«i) Dahin gehört das Recht, öffentlich ihnen verkauftes I oder

verpfändetes Gut nur gegen Bezahlung des Kausfchillings an den

Eigcnthümcr restitulren zu dürfen, und das Recht Zinsen zu

nehmen (Rechtögefch. §. zs« ), von welchen jcdöch durch die

ReichSvollc. Ordnungen das erste« ('64S> Tit. 2«. 1577.

Tit. »0. I. 2.) aufgehoben, und das letztere (R- P. O. isz«.

Tit. 27. ,648. Tit. 19. Z. 6. Tit. 2«. ,577- Tit- 20.) den allge,

meinen Bestimmungen über den Zinsfuß unterworfen wurde.

Las hie und da durch Particularrecht begründete Recht, höhere

Zinsen zu nehmen , ist da , wo die neueren Gesetze ihnen die

Rechte der chriglichcn Unterlhancn einräumen , aufgehoben mor

den. Vergl. prcuß. Laodr. Th- >. Tit. n. Z. S05. u. Gesetz,

samml. i»>z. S- 77-

«) Wie der Gebrauch dcS jüdischen Rechts und die Jurisdiction ihrer

Rabbincn. S. R c ch t ö g e sch. §. zs°. Note i.

f) Glosse zu s^chs. Landr. B- z. Art, 7-

L) S. Rechtsgesch. z, 253. Note ». Nr. Goldne B'ulle

Cax. 9. §- 2.

K) Reichs. Vol. Ordn. iS48- T,t- 20. Daß sürohin niemand

Juden anzunehmen oder zu halten gestattet werden soll , bann
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dieser Art auch von Gemeinheiten und Privatpersonen er-

worden werde» kann ?). Jener Austand blieb, wenn auch

vor der milderen Sitte die willkürlichen Dispositionen

über ihr Vermögen , die man sonst aus dem Schutzrecht

hergeleitet hatte, verschwanden, im Wesentlichen bis auf

die neuesten Zeiten unverändert ; . erst seit dem letzten

Viertel deS 18ten Jahrhunderts ist der Rcchtszustand

der Juden durch einzelne Gesetze dem der übrigen Unter-

thanen mehr gleich gestellt worden. Durch die Deutsche

Bundeöacte werden zwar die Rechte , welche vo^r den

deutschen Bundesstaaten ihnen eingeräumt sind, gesichert,

die Einführung eines möglichst gleichförmigen Verhält

nisses aber erst von einer künftigen Vereinbarung abhän

gig gemacht K) ; der gegenwärtige Rechtszustand der

Juden laßt sich daher nur mit Rücksicht auf daS früher-

hin allgemein geltende Recht darstellen, welches viele

Staaten noch beibehalten haben, wobei dann der Inhalt

der neueren Gesetze als Modifikation desselben zu behan

dln ist.

dcnicnigcn, die von UnS und dem heil. Kelch Regalla haben

oder insonderheit dcrbalbcn privilcgirt scynd.

,) Vcrgl. Struben rechtl. Beb. B> Z. Nr. 70.

i) Bund. Acte. Art. >6. Sic Bundesversammlung wird in Be,

ratbung zichcn , wie auf eine möglichst übereinstimmende Weise

die bürgerliche Verbesserung der Bekenner dcö jüdischen Glaubens

in Deutschland zu bewirken scy , und wie lnsenderheic denselben

der Genuß der bürgerlichen Rechte , gegen die Uebernahme aller

Bürgerpflichten , in den Bundesstaaten »erschafft und gesichert

werden könne. Jedoch «erden de« Bekenner« dieses Glaubens

bis dabin die denselben von den einzelnen Bundesstaaten bereit«

eingcrü'umtcn Rechte erkalten.



Kap. III. Juden. 241

§. 81.

Verminderte Rechtsfähigkeit der Jude».

Das RechtSverhZltniß der Juden unterscheidet sich

nach dem bisherigen Recht von dem der christlichen Un

tertanen I. durch die erschwerte Erwerbung des U li

iert hanenrechtö.' Diese erfordert einen für die ein

zelne Person und einen bestimmten Ort besonders erlang

ten Schutzbrief (Geleitöbrief) , welcher keineswegs

immer auf die Kinder dieser Schutzjuden (luSaei rs>

cepli , vergleitete Juden) vererbt wird a), und auch in

diesem Fall nicht das Recht zu enthalten pflegt, alle Kin

der auf den Grund desselben ansässig zu machen. Die

neuesten Gesetze haben zwar den sämmtlichen zur Zeit

ihrer Promulgation im Lande aufgenommenen Juden häu

fig fur^^lch^und ihre Nachkommen daö Ünkerthanenrecht

ertheilt ö), aber doch zuweilen ihre Aufnahme an einzel

nen Orten von einer besonderen Concession abhangig ge

macht , oder doch einer besonderen policeilichen Aufsicht

unterworfen, und dann auch wohl an die Bedingung der

Betreibung eines andern Gewerbes als de5 sogenanntes

«) Wcrgl. j. 25- Kaubold Ms. Privatr. Z. in. Wegen Oester«

reich s. Barth von Barthenheim 5 g. A S- 4« u. s.

wegen Böhmen und Möhren ebendas. S> 4ö-

ö) Preuß. Edict. §.. l — ,6.- Etwa« beschrankter bair. Ges.

§. i — ,o. und im badisch. Constitulivnsedict vom 4. Inn-

230g. z. 19. (bei Wlnkopp der rhcln. Bund, Hst. 2g. S. i-o.)

vergl. mit, dem oben angefahrten Edict §. >8 — -z. Mit einem

Unterschied zwischen denen , welche zu vollem Dürgcrrecht oder

bloß als Schutzgcnosscn aucgenommcn sind , in dem Hildburg,

Haus- Gesetz. Z. !». 1». Meinung. Gesetz, ß. 1.

16
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Roth- und Schacherhandels geknüpft c); die Aufnahme

fremder Juden ist allenthalben von besonderer landesherr

licher Concession abhangig geblieben «i). Der Aufenthalt

von Juden, welche nirgends das Unterthanenrecht genie

ßen (noa recevti , unvergleitete Juden), mithin als

Fremde ohne Wohnsitz zu betrachten sind, ist den policei-

lichen Beschränkungen unterworfen , welche aus diesem

Aerhältniß entspringen , wiewohl heutzutage von diesen

sowohl als von einheimischen und fremden Schutzjuden

der ehedem allgemein eingeführte Leibzoll e) nicht mehr

erhoben wird /). II. Auch daS durch die Aufnahme ge

wahrte Uinterthanenrecht ist nur unvollkommen , und be

greift ordentlicherweise bloß die Befugniß zur Betreibung

der im Schutzbrief oder besonderen Judenordnungen ge

statteten Gewerbe gegen Entrichtung besonderer Abgaben

(Schutzgelder) ; den Aufgenommenen fehlt hingegen die

Fähigkeit, öffentliche Aemter und Würden zu erhalten s),

und Bürger- und Zunftrecht zu gewinnen; selbst der

Erwerb der Grundstücke ist ihnen wenigstens nur in sehr

beschranktem Umfang oder vermöge besonderer Privilegien

gestattet. In den neuesten Gesetzgebungen ist zwar die

e) Beispiele: balr- Ges. j. >» — 15. § 2«. ba bisch. Ges. 5.

ig — 25. Meinung. §. z. Loh« sind auch die nach dem

früheren Rechtsverhältnis nothmcndigcn He irathseon cessio,

nen noch nicht allenthalben weggefallen.

ei) Prcuß- Ges. L- z> — ZZ- Balr. Ges. §. >,.

e) I. I«. VKI cls cvnsu jucksico. LoU. >?zz.

/) Scheppler o. a. O- (Z. 8».).

5) I.. 19. O. Se Juckseis (I, 9.). Ueb« die Doetvkmükde und Ad<

vocatur »«gl. Barth v. ZSarthevhcim a. a. O. E> >S7>

Bülrw «. Hagemano Srirter. ZS. z. Nr. s«.
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Erwerbung der Gemeinderechte K) und beS Grundeigen»

thums , so wie die Betreibung der Gewerbe i) mit mehr

oder weniger Ausnahmen erlaubt worden ; doch ist

die Zulassung zu öffentlichen Aemtern /) und Würden m)

immer noch beschränkt geblieben. III. Im Uebrigen haben

die Juden schon bisher, wenige Ausnahmen abgerechnet,

mit den christlichen Unterthanen emerlei Privatrecht ge

habt (§. 80. Note k.). Zu jenen gehört : 1. den jüdi

schen Ehefrauen versagt das römische Recht die Privile

gien ») deS Heirathgutes o) , welches hie und da eine

entschiedene Praris für sich anderwärts aber diese,

5) Daher häufig mit Aufhebung der bisherige» bürgerlichen G»

meinoevcrbindungen. Bergl. badisch. Ges. §- 4» 5> b «irisch.

Ges. §2,. S. dagegen Meinung. Gcs. §. s. 9.

q Selbst der Mstlgev. Vergl- babisch. Ges. Z. ,7. bairlsch.

i) Z. s. bair. Ges. §. iS. Barth «. Barthenheim a. a. O.

S- >S9'

i) Preuß- Ges. Z. «. 9-

m) Vergl. Schmidt a. a. O. S.,«i.!»g. Barth v. Barthen,

heim. S> 4«.

») Welches jedoch keine weitere Ausdehnung leidet. S. v. Bülo»

u> Hagem« nn Erirter- B. !. Nr. 19.

0) I^ov. 109. Osp. s. Vergl. jedoch I.. un. O. cks privNe^i« gg.

ti, (7, 7>). O. ?. WiiloK progr. äe privile^io ckoti, ^u-

cksese. ^eu. 177S. Oxu«:. lom.z. Glück EvMMcNt. Th>9.

S. U. f. '

x) ?uk«»ck«rk OK,, jur. univ. 1°«m. 1. OK,. ,og. 7on>. 4.

OK,. 72. 157. Steuden recht!- Bed. Thz- Nr-6g. v. Bü,

low u. Hagemana a. a. O. Tb- 6. Nr. 44. S- »07.

1ö*
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gestützt auf eine abweichende Auslegung.?), gegen sich V)

hat, und nvthwendig da hinwegfällt, wo neuere- Gesetze

den Juden ausdrücklich gleiche Privatrechte mit den

christlichen Unterthanen beilegen. 2. Contracte eines

Juden mit einem Christen sollen vor der Obrigkeit des

letzteren errichtet werden «) ; eine Bestimmung, die da,

wo nicht durch partikuläre Gesetze ihre Bollziehung,

besonders in einem beschränkteren Umfang, gesichert ist r),

gewöhnlich nicht praktisch geworden ist u). Z. Äie Ver-

9) LeeK ge jiir. Zuäseor. Osp. 7. §. 2». Osp. «4. I. 1. 4 ieq.'

Or»mer Observ. j,ir. univ. 1°oin. z. OKs. 9Z1. z>, 67b.

specis ^nosck inull^re« ^uäsess (Oiezs. 17z«. 4.) Z>«g. 7.

x) liieitillair sä Loä. Lav. civ. Os^,. 20. §. z.

RcichSabsch. ,55>. § 7«- 79- Daß die Juden binfürtcr kein

Wcrfchrclbnng oder Obligation vor Jemand anders dann der or,

dentlichen Obrigkeit darunter der contrahirenb Christ gesessen,

«usrtcvten ; doch svllcn den Jude» die aufrichtige Handthicrungcn

und Commcrcicn in den offenen freien Messen und Jahrmärkte»

hicmit unbenommen scyn. Da aber einige Vcrschrcibung vonnö,

then — und — sie diesem zu entgegen — ausrichten ließen

soll dieselbe kraftlos nichtig und uudinoig scyn und kein Richter

darauf erkennen. Vccgl. Gerstlachcr Handd. der ReichSgcs.

Th. 9, S- >g«Z U- f- U. L.reitm«ir uci Ooä. Lav. r. 4.

«Lp. 1. z. 14.

«) F.Thomas fuldische Gerichtsverfassung. §. 8°. S. 157 u- f.

Orths Anmcrk. über die Frankfurter Reformation. Forts, 4.

S, 655. Weis haar würtemb- Pcivatr. Tb- >. K. 52. Hkld-

durghckus. Vcrordn. § 8. Leck ile iure ^„ägeor. Osp.

12. §, Krcltmair a. 0,. O- §. >4- Nr. 2.

«) Struben rechll. Bcd. Th.z- ??r 66. cirsiner ok5«rv. jur.

1«IN. 2. r°L. 4S8- 52g. Less. weglar. Nebengunh. Th. sg.
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vrdnung , daß Juden ihre Forderungen an Christen nicht

an andere Christen abtreten sollen .v) , hat in ihrer An

wendung eben so viele Schwierigkeiten gefunden und

sällt wenigstens bei kaufmannischen Geschäften und In

dossamenten trassirter Wechsel vermöge der Schutzpri

vilegien hinweg ; daß sie aus diesem Grund , oder wz?

gen^ntgegenstehender derogatorischer Gewohnheit, über

haupt unanwendbar sey , ist hingegen sehr bestritten

4. Die Beweiskraft der Handelsbücher hängt zunächst

^^kaufmännischen Rechten der Person und der Art ab,

wie sie geführt sind 2) ; sie kann daher auch den Han

delsbüchern der Juden unter jenen Voraussetzungen nicht

abgesprochen werden , und der Aulässigkeit eines Ersül-

») Reich sabsch. »SS». § 79- Soll kcln Christ binfürter einem Ju-

ten sein Action oder Forderung gegen einen andern Christen ab

kaufen, oder ein Jud als Schuldgleublgcr einem andern Christen

solche Actionen und Forderungen in einigem Weg ccdiren , «der

einige contractswcis zustellen, bei Verlierung derselben Forderung.

Wergl. R- P. O. 1577- Tlt- »«. K. 4. ». s. GergKcher «.

a- O. S- 2909 u> f.

w) wiefern die Cessio« selbst nach dm sächsischen Gefcizm statthaft,

aber an bestimmte Formen gebunden ist, s. bei Haubold sckchs.

Private. §. Das prcuß. kandr. hat sie nicht beachtet-

Th. >. Tit. l>. §. 4"- Hie und da ist sie aber auch bestätigt-

Lav. Hlaxim. ?. 2. <ü»p. z. S. z. uro. z, ?. 4. O»^. i.

§. >4- Weishaar ivürten«. Privatr- Tb- 1- §- 55-

5) Strock us. »lock. ?sng. 7,,. ig. Vit. 4. Z, iz. Lergor

oevon. jur. Q. z. ?it. 5. Z. 5. nr«. «. Zireiimsir »ck

Loci. Lsv. «iv. ?. 4. «sp. ,. §. >4- Weishaar würtcmb.

Private, a. a. O-

>) S. Glück Commentar z» denPand. TV- »6. z. S 42> «>s>

i) S- unten das sechste Buch.
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lungöeideS steht an sich nichts entgegen ««). Hiermit

steht keineswegs im Widerspruch , daß in Rechtsstreitig-

keiten zwischen Juden und Christen 5. dem Zeugniß eines

Juden , wenn er von seinem Glaubensgenossen zum Zeu

gen vorgeschlagen wirb, keine vollständige Beweiskraft

beigelegt wird öö).

§. 82.

7. Anwendbarkeit des jüdischen Recht«.

Die Juden haben ihr nationales Recht auch außer

halb Palästina beibehalten, wo ihnen dessen Gebrauch in

den abendlandischen Staaten verstattet worden ist. Es

besteht in den mosaischen Gesetzen a), sofern deren

Inhalt außerhalb Palästina für anwendbar gehalten wird,

und dem ungeschriebenen im Talmud aufbewahrten

Recht, welches sich an jene anschließt; aus de» beiden

«) l.. g. <z. cke luckavi». Glück Cvmmentar zu d. Pand. Tb'

§ K»>. S. ZS6» Or»m>:r Obs. jur. univ. ?<nn. 2. (lks.

6«7- Heister jurist. AbHand. Th. z. Abl). z. Bcrgl. prcuß.

Lande. Th. ». Tit. 8. §- SSS ^ 59«. Andcrcc Meinung ist

Skr Üben rcchtl. Bed. Th. 3. Nr. ,z6. 'VVernder OKserv.

Loren«. ?. i. OK,. ,gz. Beispiele von Gesetzen, welche dieser

Ansicht folgen , s. bei R u n d e Privstr. §. 64z. Note K. —

Ucbcr die Form der Judeneide »ergl. v- Bülom u. Hagcmann

Erdeter. B. 6. Nr. «Z5. Geeftlacher Handb. der Rcichsges.

Tb. 9. S. >g'7-

») I.. ,,. O. Se Kssretioi« 5.). Steuden ecchtl. Bed. B z.

Nr. 67. Peeuß. Gerlchttordn. Th. '> Tit. i«. §. »z».

Nr. »2. Veegl. ^> li. LosKmor ju, eoole«. ?rot. ?om. t.

Q. ?it. »0. §. z.

») S. I. S. Michaeli« mosaische« Recht. Fnokf. ,77« u> s. 6

Tble. 5 »tt «u«g. >77S-
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Haupttheilen des letzteren, der Misch na und Gemara

sind die Rechtsbücher ö) genommen, welche jetzt von den

jüdischen Gelehrten (Rabbinen) gebraucht werden. Die

Anwendung der Ceremonialgesetze , welche in diesen

Quellen enthalten sind, und die Anstellung eines Rabbi

nen , sofern sie sich auf jene bezieht , ist zwar der lan

desherrlichen Aufsicht unterworfen , aber eine Folge der

den Juden gestatteten Religionsübung c) ; in so weit ist

dann auch der den Rabbinen ei) zukommende sogenannte

Schulbann e) als eine mit jener gestattete Befugniß an

zusehen, wiewohl die Gränzen seines Gebrauchs gesetzlich

bestimmt werden können. Hingegen ist die Anwendung der

auf bürgerliche Verhältnisse Bezug habenden Bestimmungen

nicht nur dann ausgeschlossen , wenn Streitigkeiten zwi

schen Christen und Juden zu entscheiden sind /) , eS

wäre denn, daß deren Nichtbeachtung einen bei jeder ge

duldeten Religionsparthei widerrechtlichen Zwang in Re

il S- (Moses Mendelsobn) Ritualgesktze der Juden, betreffend

Erbschaften , Bormundschaftssachen , Testamente und Ehesachen,

in so »elt sie das Mein und Dein angehen — entworfen — un«

ter Aussicht Hirsche! Levin, Oberrabbinen zu Berlin. Bcrl. ,773.

4te Ausg. 179g. 8- (Hauptsächlich aus dem Schnlchan Aruch

einem im »6ten Jahrhundert »erfaßten Rechtsbuch genommen).

«) Wegen des Rechts, Synagogen anzulegen: I.. ig. 5. cks lu>

äsei« (l, 9-). Ls?. 7. X. s« 5uäsei» (s, 6.). Bergs. Stru,

den rechtl. Beb- B z. Nr. 70. §. 6. Schröter Abb. a. «.

O> S- »»S>

ck) Ueber deren Amt s. Schröter a- o- O. S- >5>.

e) Schröter «. «. O- S- 224. Lelckenu, ck« »zxneSrü« U».

/) I.. S- I" '5- 6- äs Zuck»ei5 (> , 9.) s. Rote K.
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ligionssachen enthalten würde ß), sondern anch bei Strei

tigkeiten der Juden unter einander, wenn diese vor dem

ordentlichen Richter angebracht werden. K), und nicht

etwa das gemeine bürgerliche Recht selbst einzelne Ver

haltnisse nach den Grundsätzen jeder Religionöparthei be-

urtheilt l), oder durch autonoinische Dispositionen, die,

Anwendbarkeit des jüdischen Rechts besonders begründet

5) Dahcr z. B- ein Jude nicht anschalten werben kann , sich am

Sabbaih über die Präsentation eines Wechsel« zu erklären. Vcr,'

gl. preu ß. randr. Tb- 2. Tit. 8. §. 989- 99«- Eben daher

die besondere Form der Judcneide, Z. 8>- Note s«. , auf deren

Beobachtung der Gegner aber auch umgekehrt ein Recht hat.

Vcrgl. preuß. Gesetz von »g>«. Z. 2, «. f.

K) l^. 8» 6> 6e I»6seis, ^uäaei eommuni R,omsno jure viven-

t«5 , in I>i? eansis iznse tsm «<t «upsrstitionsm «orum^

«znsin uck loruin ei leges sc jur« pertinent, «ileänt luleinni

inore juüicis, oinnesizue Koin«ni5 It?giKus eovkersnt et, ex»

cipisnt actione«. Li o^ui ver« ex Kis coinmiini vsctione »tt

«inilituiiineni srkitrorum spucl Zu6»e05 in eivi/i <innt«xst

n«^ot!« putaverint litigsnöum : sortiri eoruin juiiiiiiun jure

publica non vetentnr. Lorum etisin «evtvnt!»s Zi>iliee5 ex-

eyusntur , tsn^u.iin ex sententis cognitoris «rbitri ö lti

klierint. Ii. 15. O. eoci. Li <zus inter k/!Kri!tiiuioz et ^Ullseos

rit contenti« , non s ^enioriiu^ ^Uliseorum , »eil »K «treli»

nsrii« juliicibns ljirinistnr.

Wie die Form der Ehe. S- über diese Schröter «. a. O.

S- >>5' Vergib jedoch preuß. Ges. v. »s»-. z. ?z. Auch

gemeinrechtlich die Gründe der Ehescheidung. Dahingegen

tonnen die Ehehindermssr nicht blvß nach jüdischem Recht bcur-

thcilt werden, sofern die darüber bestehenden allgemeinen Bestim«

mungcn dem bürgerlichen Recht angehören. I.. 7. O. S<>Z„ll«ei5.

Vcrgl. z. B- Willich Auszug Her calcnbcrg. Landcsgcs. Th.

S- szs-
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wird K). So weit die -Autonomie der Untcrthanen über

haupt nicht beschränkt ist , erlaubt aber den Juden nicht

nur das gemeine Recht (Note K.) , sondern auch' der

deutsche Gebrauch /), Streitigkeiten unter einander der

Entscheidung der Rabbinen nach jüdischem Recht zu über

lassen. Als bloße Schiedsrichter können nur diese nichts

verfügen oder bestimmen , was seiner Natur nach bloß

krast wahrer Gerichtbarkeit erledigt werden kann, mithin

zwar über die Güterverhältnisse der Eheleute , der Eltern

und Kinder, über contractliche Verhaltnisse, selbst über

die Erbfolge m) einen Ausspruch thun, aber durch diesen

keine Ehescheidung rechtfertigen, einen Vormund bestelle»

oder bestätigen , Obsignationen' vernehmen, oder Jnven-

tarien errichten. Eine weitere Ausdehnung hat die Ge

walt der Rabbinen häufig durch Privilegien erhalten,

5) Wohin die Anwendbarkeit der jüdischen Ehcpactcn zu rechnen ist.

Wcegl. ?ukenäork Od5erv. jur. Ulliv. I'om. ,. Ods. g6. 97.

1>nt. 4. OK«. 157 — 159. Eine andere Frage ist, ob die For

men , welche bei diesen beobachtet werden ( der sogenannte Man

telgriff) , die Würkung der Bestellung einer Hypothek wegen dcS

Brautschatzcö haben- Vergl- v-Vülow u. Hagcmann Erörter.

B. 6. Nr. 44.

y Augsburg. Statut, v. i»?6. Cao. 77. Rechtsgesch. §.

Z5«. Note i. 5. t'. üe I^Ukiewiß relics. ^länuscript. I^oni.

l«. z>sg. S54. UoniKeii» Kistor. Irevir. ckipl^ l'oin. «.

psg. 762.

m) Die Meinung , daß diese , auch abgesehen von dem VcrlMolß

Note Ii. , nach den jüdischen Ritualgcsctzcn dcurtheilt werden

müsse (Runde Privotr. 8- 644. Note s.) , hat wohl die I.. 8-

O. cle ^nS^eiz gegen sich , wenn gleich zuweilen parliculckce,

selbst neuere Gesetze, die Anwendung des jüdischen RcchtS wenig

stens in einem gewissen Umfang allgemein dabei zulassen. Vergl.

Note 0. , '
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welche in gewissen Sachen den Beklagten sich vor je

nem einzulassen verpflichten , und nur den RecurS oder

die Appellation an die Landesgerichte beiden Theilen frei

geben ») ; der ordentliche Richter wird dadurch verbun

den, in Sachen dieser Art auch nach jüdischem Recht zu

entscheiden, wenn gleich die Rabbinen dadurch eine wahre

Jurisdiction keineswegs erhalten , sondern höchstens zu

einem ausgedehnteren Gebrauch des Schulbanns berech

tigt werden. Gerade die neuesten Gesetze haben aber

diese Rechte der Rabbinen und überhaupt den Gebrauch

des jüdischen Rechts, selbst gegen den Inhalt deS gemei

nen Rechts, bald beschränkt, bald ganz aufgehoben o).

») <Z. Q. L « e K» e r cke <Mcio et z,ote,t»le rsddini provivcis»

Ii, in terrii Lrunsvico Luneburz. <Zott. >?5>. tn dessen

elvct. jur. civ. 1'om.z. ». »z. Schröter a. g O. S> 25z U- f.

«,) Hildburgh. Verordn. §. 4. Alle Angelegenheiten der Juden,

sowohl mit Nichtjuden ol< Unter sich, «erden nach den allgemein

»en Gesetzen und Ordnungen des Landes , und soviel die AuSü,

bung ihrer Religion und ihre Familienverhältnisse betrifft , nach

den mosaischen Vorschriften beurtheilt. § 5- Sie Juden stehen —

Unter der ordentlichen Obrigkeit — in Ehesachen mird von den

Gerichten ein Rabbine zugezogen. Badtsche Verordn. §.

In Ansehung der jüdischen Ehen , mithin auch der Ehescheidun

gen , der verbotenen Grade , der Trauerzeit , der Eheverträge,

und der von andern abhängigen Consense zu selbigen, und der

gleichen, müssen in Zukunft mit alleiniger Ausschließung der

TrauungSceremonie , alle für unsere christliche Untcrthanen vor

handenen Gesetze galten — . §. iz. Sa die Juden ihren biShe,

rlgen Gebrauch , daß die erstgeborenen Söhne allemal einen dop

pelten Erdtheil , die Töchter hingegen von den Vätern einen be<

liebigen Ausspruch erhalten , für ein in ihrer Religion begründe,

' tes Recht ansehen , so soll eS dabei fernerhin verbleiben. Vcrgl.

preuj. Ges. v. ig!». Z. 20 ^ »8- §. z«. Bair. Ges. 5- S«-

Barth v. Barthcohetm «. a'O. S- 126 — ,2g. 175. 25«.
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Viertes Kapitel.

Von der bürgerlichen Ehre, deren Aufhebung und

Verminderung. ' -

C- G. Hübnex üb« Ehre, Ehrlosigkeit, Ehrenffrasen und Injurien.

Leioz. >zoy. 8- (eine Schrift, welche zwar durch Widerlegung ein,

zelver falscher Ansichten ihr Verdienst hat , über eine neue Theorie

aufstellt , die noch verwirrter und unrichtiger ist , al« die der Vor«

gcknger). Hag cm elfter über den Unterschied zwischen der römi,

schcn Infamie und der deutschen Ehrlosigkeit; i« Hugv'ö civilist.

Magazin. Bz. Hst». S- >6z (der »tcn Ausg.).

§. 83.

>. Historische Einleitung »).

Die vollkommene Rechtsfähigkeit einer Person ist zu

nächst die Folge der bürgerlichen Existenz, welche sie

als ein Mitglied der bürgerlichen Gesellschaft hat ; eine

Würkung davon ist die ungeschmälerte äußere Achtung,

welche sie ansprechen kann, (öißvitss, illsess« SiZoirsti»

itstu,, exinimätio ö)). Diesen Zustand bezeichnet unser

heutiger Sprachgebrauch mit dem Ausdruck bürgerliche

Ehre; das altere deutsche Recht aber nannte eine Per

son , welche diese ungekränkt besaß , "vollkommen an ih

rem Rechte" c) , und brauchte das, Wort Ehre in einem

beschränkteren Sinne. .1. Eben in Beziehung auf jenen

Ausdruck hieß Rechtlosigkeit nicht die Unfähigkeit,

Rechte zu erwerben , zu besitzen und zu verfolgen , son-

«) Wergl. Rechtsgesch. Z. 349-

i) Ii. 5. 8' l 5°?' 6° extrsorckinsr. eognition. (go, ,z.).

c) S<lchs- Landr. B- » Art- >«.
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dern ein Austand , in welchem eine Person aus bestimm,

jen Gründen einzelner Rechte , vornehmlich der wichtig

sten FreMiMeMe. (§. 48.) entbehrte , mithin ein der

römischen Infamie ähnliches Verhältniß. Sie entsprang e/)

1. auS der unehelichen Geburt , 2. bestimmten Arten

einer verächtliche.? Lebensart; 3. aus bestimmten Arten

von Verbrechen und überhaupt aus der Acht, die wegen

eines Verbrechens über eine Person verhängt worden war.

Ihre Würkungen bestanden allgemein in der Unfähig

keit, ein Aeugniß abzulegen e), Richter, Schöffe, oder

Aorsprecher zu seyn /), unbescholtene Leute mit Kampf

zu bereden , und dem Verlust des Weltgeldes K) ;

wenn sie aus Verbrechen entstand , verlor überdies der

'Rechtlose das Recht, Klagen mit seinem Eide abzuleh-

«k) Sckcds- Landr. B- 1. Art z8. Kcmpscn und Ire Kindern, und

alle die uncliche gcbvrn sin , und Mute , und die dube oder

«ub sunen odcr wider gcbn und sie des ver gcrichte verwunden

werden , «der die ir lip , Hut oder Har lcdigen , die sint alle

rcchtclos. Die euch iar und tag in des richcs achte sin, die tri,

let man rrchtelos , und verteilet in eigen und len ; daz len den

Herren ledic , daz eigen in die kunglichcn gemalt ; en zvhen ez

die erben nicht uz der kunglichcn gemalt binnen iar und tage mit

irme eide, sie vcrliscn ez mit samt jcnemc, ez cn bcneme vn echt

' not , d«j sie nicht en vorkome cn mugen. — Art, 4«, Smcr

so truwclos bcredct Wirt odcr hcrvluchtlg uz dcS richcs dinstc ;

dcmc verteilt man sin ne und sin Icvrccht und nicht sin lip.

«) Richtstclg dcS Landr. Art. 4S- Glosse zu sächs. Landr.

V. 5. Art. S«.

/) SSchs. Landr. B. >. Art- Li. B. z. Art- 70. Schwab.

Landr. Art. »6.

«) Sckchs. Landr. B. ,. Art. 48-

Ebcndas. V- z. Art. 46-
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nen i) , in einzelnen Fällen wurde ihm zugleich Ehre,

Lehen und Eigcnthum abgesprochen , endlich wo sie

durch die Acht, begründet war , wurde ihm auf seine

Klage, das Recht verweigert /), uizd wenn er sich auS

jener nicht herauözog , wurde er fricdlos gesprochen m). ^ '

II. Ehre bezeichnete dagegen den Inbegriff der mit einem

bestimmten Stande verbundenen Rechte, und die davon

abhangige äußere Achtung ; Ehrlosigkeit war daher stets

Verlust dieser Standesrcchte und nvthwendig Folge eineö

Verbrechens, das mit dieser bestraft wurde n).

§. 84.

«. Sntstchung der heutigen Rechtstbeorle.

Von diesen Grundsätzen ist Einiges (§. 86, 89.)

praktisch geblieben ; nur haben die gelehrten Juristen

die Lehre des römischen Rechts von der Infamie damit

verbunden, und diese hat in einem gewissen Umfang An

wendung gefunden. Das römische und deutsche Institut

kommen zwar in mehreren Beziehungen mit einander

Oberem, sind aber doch in ihren Würkungen Verschiedenz

da weder Schriftsteller noch neuere Gesetze beide gehörig,

gesondert haben ,' fo ist dadurch eine Verwirrung dieser

Lehre entstanden, welche in keiner anderen ihres Gleiche»

hat. Wahrend ein Theil selbst der neueren Schriftsteller

>') Eben das. B. i. Art. 59- B. s. Art- ,z.

i) Sachs, kandr. B- >. Art.'4°. s. Not« S.

y Eben das. V. z. Art. ,6.

m) Glosse zu sckchs. kavdr. «. ,. Art. s>. Vkrgl. Rxchtö,

g csch. §- S8<>.

») S. Rechtsgcsch. Z. Z4S> besovdkrs Note «>. n. 0.
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die vollständige Anwendbarkeit des römischen Rechts in

der Regel behauptet, und da diese nach der täglichen

Erfahrung nicht statt findet , seine Theorie mit der An

nahme eineö entgegenstehenden Gerichrsgebrauchs in vielen

einzelnen Fällen zu rechtfertigen sucht «) , beschränkt

ein anderer die Ehrlosigkeit auf die Falle , wo der Rich

ter vermöge eines deutschen Gesetzes diese ausspreche

oder eine infamirende Strafe verhänge ö) , welches mit

dem würklich geltenden Recht eben so entschieden im Wi

derspruch sieht. Das Wort Ehrlosigkeit, welches hier

mit Infamie gleichbedeutend genommen wird , freilich

aber schon seit der Einführung des römischen Rechts so

gebraucht worden istc), weil die gelehrten Juristen nicht

wußten, was darunter zu verstehen sey, hat zugleich die

Veranlassung gegeben , daß man die Infamie für einen

gänzlichen Verlust der bürgerlichen Ehre gehalten hat,

waö auch bei der Infamie des deutfchen RechtS (§. 86,

88.) nicht der Fall ist; eben daher ist die Natur des

Instituts dadurch nicht mehr aufgeklärt worden , daß

man angefangen hat, die letztere allein Ehrlosigkeit zu

nennen wenn gleich einige Jrrthümer über die An

wendung des römischen Rechts dadurch vermieden worden

sind. Nur die genaue Unterscheidung der verschiede

nen Arten, wie nach römischen und deutschen Gesetzen

und Gewohnheiten die bürgerliche Ehre einer Person ver-

«) S- Z- B- Glück Couiment. zu den Panb. §. Z79, lz8«, zgi.

Bd. s- S- i6g u. f.

i) Runde dcutsch. Private. §. 50z. Hübner a. «. O- l,S- v»>

Xinä cZusest. koren,. 1'om. i. Osv. gl.

«) Noraristsordli. von izi». §. 2. ehrlvö, genannt»

«!) Hagemeiiter 0. a. O. S. 167 u. f.
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mindert oder ganz aufgehoben werden kann , und der

verschiedenen Würkungen, die bei einzelnen Verhalt

nissen damit verbunden sind, macht es möglich, eine

anwendbare Theorie aufzustellen ; doch bleiben dabei im

Einzelnen freilich auch noch manche Schwierigkeiten, weil

jene verwirrten Begriffe auch in unsere neuern Gesetze? , ^

übergegangen sind, und^diese daher nicht selten Zweifel« ^

Haft lassen, ob die Ehrlosigkeit , welche sie verhangen,

bloß die Würkungen der römischen Infamie haben sder

noch mit anderen verknüpft feyn soll.

S. 8S.

z. Theorie.

I. Aushebung der genieinen bürgerlichen Ehre und der besondere»

Standesehre. , ^

Da unser Wort bürgerliche Ehre ganz das römische ^ , ..

exi,tilvstia ausdrückt, der besondere Stand der Person

aber auch ein eigenthümliches Verhaltniß begründet, von , . > .,

welchem äußere Achtung und mit dieser verknüpfte Vor

rechte abhängen , so muß die Aufhebung der gemeinen

bürgerlichen Ehre von dem Verlust der besonderen Stan

desehre unterschieden werden s). 1. Die Aufhebung der

ersteren läßt sich ohne gänzliche Vernichtung der bürger

lichen Existenz einer Person nicht denken , und da unser

Ausdruck Ehrlosigkeit auch eine solche bezeichnet, so

sollte man diesen nur gebrauchen, wenn die Strafe eines

Verbrechens jene auch würklich nach sich zieht , waö je

doch nur im partikulären Recht vorkommt 5). Hingegen

°) S- Hübner «. «. O- S- 35-

!) Wie im völkischen Strafgesetzbuch Art- ?-^g. die Kettengrsfe
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ist die besondere Würkung , welche das deutsche Recht

mit der vom Richter ausgesprochenen Strafe der Ehrlo

sigkeit oder gewissen Strafen verbindet (§. 86, 88.)

iminer mu? eine Verminderung der bürgerlichen Rechte,

die folglich passender Infamie des deutschen Rechts ge

nannt wird ; um sie von den Folgen der römischen Infa

mie zu unterfcheiden. ?. Der Verlust der besonderen

Standesehre fallt immer mit der Infamie deS deutschen

Rechts zusammen , wenn diese eine Folge infamirender

Strafen ist ( §. 88. ) , sie kann aber durch richterliches.

Erkenntniß auch schon mit Strafen verbunden werden,

die an sich nur eine Infamie des römischen Rechts be

würfen c). Außerdem gehören Hieher die Falle, wo ein

besonderer Stand auf andere Weise als zur Strafe ver

loren wird (z. B. §. «1. Nr. 2.), ober dessen Verlust

zwar zur Strafe verfügt wird , wo aber diese mit, keiner

Infamie verknüpft ist, wie bei einer Remotiv« vom Amte

mit Vorbehalt der Ehre.

§. 86.

II. Verminderung der bürgerlichen Ehre.

. «. Durch wahre Infamie,

»», Eigenthümlich deutsche Entstchungsgründe.

Der unterscheidende Character der inkam!» juri,

besteht darin, daß die bürgerliche Ehre aus bestimmten

oder Fetiungsgrafe dcS ersten Grades , welche den bürgerlichen

Tod ein« Person zur Folge hat-

«) Vergl. Z- B- ögerrcich. Gesetze- über Verbrechen und schwere

PolKciveraehen. §. 2z. lit. u und d. und oben I. 6,. Note «.

Preuß. lsndr. Th. 2. Tit. »«. !- 67».
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Gründen vermöge einer gesetzlichen Disposition vermindert

wird a). Sie tritt mithin theils in den Fallen ein, wel,

che im römischen Recht vorkommen, so weit dieses noch

jetzt für anwendbar gehalten werden kann (§.87.), theils

in denjenigen, für welche sie in den Reichs- und Landes

gesetzen geordnet ist. In den ersteren bringt sie zwar in

der Regel keine anderen Folgen hervor, als die, welche

im römischen Recht selbst ihr eigen sind ; doch giebt es

einige deutsche Institute , bei welchen die römische Inf«,

mtz besondere Würkunqen hat (§. 88.). Die .meisten

Halle ö)^ in welchen die Neichsgesetze die Infamie (auch

unter dem Namen der Ehrlosigkeit) verhangen, sind eben,

falls nur von der Infamie des römischen Rechts zu ver«

stehen, weil sie in einer Zeit verfaßt sind, wo man Ehr

losigkeit und Infamie völlig gleichbedeutend nahm, und

hie besonderen Wirkungen, die in Deutschland in einzel«

ne» Fallen vorkamen , nicht berücksichtigte c) ; die in

I" 6> S» 2' 6« extrsor6in. coznit. "cum in esm canisni

rstur.", . ,

5) Zweifelhaft ist dies in Ansehung der in dcr Rcutcrbcstallung

von 1570. z.62 "Welcher zu den Feinden hinüber fallen würde,

der soll durch den Fcldmarschall und daS Reutcrrccht zu einem

Schelmen und uiichrlichen Mann gemacht — werden. §. Lz.

Item da einer im Feld von seiner Fahnen fliehe» , oder sonsten

heimlich oder öffentlich Flucht machen würde , der soll an Ehr

Leib und Leben gestraft werden. Vcrgl. Sachsens?. B. >.

Art. 40. oben g. 3z- Not- 6.

e) O. O. O. Art. '07. Item welcher vor Richter oder Gericht eyn

gelerten meyneyd schmert, soll auch darzu verleumdt und aller

ehren entsetzt scyn. Vcrgl. Art- 1«8. Eben so ist )lrt. 1,2. schon

vermöge der Rücksicht auf daS römische Recht, ohne Avelfel nur

t7
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den Reichsgesetzen nnb anderen Rechtsquellen vorkommen«

den Ausdrücke "verläumdete Personen" und "unehrlich"

, bezeichnen "'cht einmal immer eine wahre iu5«m isjuris

Allein in den Landesgesetzen ist zuweilen in den Fallen,

in welchen jemand durch richterliches Erkenntniß für ehr«

los erklart, oder wegen einer erfolgten Bestrafung dafür

"'/'," gehalten werden soll, eine besondere Würkung mit dieser

Infamie verbunden e); und eben so führt allgemein

eine Strafe, die nach deutfchen Begriffen infamirt,

befonbere Würkungen mit sich. Hieher gehören alle Stra«

sen , welche durch Henkershand vollzogen /) , und eben

von der römischen Infamie zu verstehen, wobei aber freilich , so

lange Leibcestrafen gebräuchlich waren , nach Art. „z. bei jeder,

«rt de« lenocinil eine Infamie dc< deutschen Recht« vermöge

der Strafart statt fand. Relchipolic. Orvn. Tlt. sz,, daß

solche Hanthierer und Gemerbslcut, so sie sürsetzlichcx oder betrüg,

licher Welse und nicht au« kündllch'cm zugestandenem Uns«« an««

stehen, Banckenrott machen, — so sie wieder zu hckußlichen Woh,

^ nungen kommen, alsdann zu keinen Aemtcr» oder Dignitckten ge,

zogen werden sollen. Vergl. R e i ch < sch l u ß- »670. N. S a m m l.

der Reichsabsch. Th. 4> S- ?». 7S-

«y L. O. O. Art. »62. XVsIcK Klo««-, «ck O. O. O. v. Vcr«

leumt. ttsltsu« glo«,»r. V. keumunb. S. auch O. I?.

Uo IN IN ei rn«r>!0>i. zusebt. foreil,. Ob,. ,1«. reg. 7. —,

RetchSpolic. Ordn. '677- Tit. >«. Saß sich die unehrliche

Weiber , Nachrichtcr und Juden solcher Kleidung gebrauchen.

«) SSchsischcs Bankcr°uticr> Mandat v. ,76s. ^Coil. äug. 1><,m. ,.

S. 9,4 u- s). Bcrgl. Haubvld sckchs. Recht- §. uz. Wegen

ungetreuer Rechnungsführer und Ihrer Strafe nach hannoverischen

konbcsrechten s. Willich Auszug der braunschm. lüneb. Lande«,

ges. V. S- S-

Wie Stouxenschlog , Drsndmal und Prang« oder Schavbpfal ;

auch die Strafen , welch, durch Henkeröband gn dem Namen od»
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wegen dieser besonderen Folgen auch jederzeit mit Landes-

Verweisung verbunden^ werden A>. Diese Falle machen

die besondere Infamie des deutschen Rechts aus ; ihr

Grund liegt bei den letztgenannten in der Rechtlosigkeit

des älteren Rechts , welche aus diesen Strafen immer

entstand (§.83. Noteä.), und wenigstens diese bringen

daher auch bei den deutschen Instituten, wo jene beson«

dere Würkungen hatte, diese noch jetzt hervor (S. 88.

Nr. 2, 3.); bei der Ehrlosigkeit, welche Landesgesetze

verhängen, ist dies zwar auch gewöhnlich der Fall, doch

ist hier zugleich zu berücksichtigen, ob diese nicht mehr

von den Ansichten des römischen Rechts abhangen. Eben

wegen des Ursprungs dieses deutschen Instituts können

die Specialinquisition K), die Strafe des HalseisenS oder

<?träfpfahls , und die öffentlichen Arbeitösirafen i) nur

zu den Entstehungsgründen der römischen Infamie ge«

rechnet werden (§. 87.).

S- 87.

Kd. Anwendbarkeit des römischen Rechts.

Das charakteristische deS älteren deutschen Rechts

bestand gerade darin, daß alle Arten von Rechtlosigkeit,

Bildnis des Verbrechens vollzogen werden. Dergk. Quill« rp

peinliches Recht. §. 77- K S> G. Meiste x Einlelt- zur peinl.

Rechtsgelchrsamk. B. '. S> 8»>

,) Wcrgl. Quistorp c» a. O. §77 — 75 Le». Osrptov

?r»ctivu rerum crimüisl. (Zu. 12g. uro.»«. Vergl» Rechts»

gesch. S ,S7ö. ,

. K) 1^. 20. I). ck, tektibu, (22, g.). l.. s. O. g« z>roeur»t«.

') Vergl. die Schriftsteller Not« t.

17«
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mit Ausnahme der Fälle , in welchen wir diese jetzt eine

levi, notss Macula deö deutschen RechtS nennen (§. 8V.),

ein riMerlMe^GrkenntniS voraussetzten (§.83. Note ä.)^

Hieraus erklart sich leicht, warum »ach einer allgemeinen»

deutschen Gewohnheit , die auch durch unser peinliches

Recht bestätigt wird«), eine irik^mi« juris nur die Folge

eines richterlicher? Erkenntnisses sryn kann , so daß alle

Arten der römischen inkamia imrne^ists nur in sofern

würksam seyn können,, als sie zugleich eine ivksmis kacii

(F. W.) begründen, wenn gleich selbst, die Schriftsteller

des deutschen Rechts nur einzelne Arten der inksm»

jmrnecliats als unanwendbar auszuzeichnen pflegen i>)^

Aber auS der Ansicht, welche unfer peinliches Recht von

der Infamie hat (Notes.), folgtauch,, daß die römische

Infamie, sofern sie auS Delikten entspringt, heutzutage

nur eine Folge der Anwendung wirklicl?« Criminalstrafen

seyn kann , woraus sich denn die Controversen über die

Fragen , ob auch das »m^rurn c) u»d die Injurien

zu den infamirenden Delictcn gehören , und welche Be

deutung und Würkung der Vorbehalt der Ehre im Ur-

theil haben könne e) , von selbst erledigen. Als einen

«) Denn nach O. O. «. Art- '«4- Ist die Infamie eine peinlich?

Strafe, und dleö kann keineswegs t'loß aus die Infamie de«

deutschen RechtS bezogen werden s. §. »6. Nor« <:.

i) S- Runde, z.z«?. Dan, Tommcntar. B z. S- ?s u. f.

») «. Glück Comment«. z.zöo. B s- S. >ga.

^) Glück a. a. O. S ^g4.

«) QuiKorp a. o. O. §. 10«. O U»rxpr,Okt 6» sx.

p?vz«i Konoris reirrvslione. ?«m. >. 6isz«rtst, p. 41g

prsct. «b5. l^iK. >. «b,. «5. Struben xechtl. Ded.

V. 5. Bed., «:
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Grundsatz unseres heurigen Rechts kann man daher be«

trachten , daß , jenen Fall der Anwendung peinlicher

Strafen abgerechnet, jede Art der Infamie des römische»

Rechts (selbst bei den sogenannten famosen Eontracten)

»ur als inkumls lsl-li Würkungen hervorbringe.

§. 88.

«c. ' Würkungen d?r Infamie.

Die einzelnen Rechtsverhältnisse , bei welchen die

Infamie eine Verminderung der Rechtsfähigkeit hervor«

bringt , sind : ^. schon in Beziehung auf die Infamie

deö römischen RcchtS : 1. sie macht aller Ehrenämter

verlustig und zu deren Erwerbung unfähig a) , welche?

gegen daS römische Recht ö) selbst auf alle bürgerlichen

und Gemeindeämter ausgedehnt werden muß , weil sie

nach deutschem Recht auch auf die Zunftgerechtsame Ein«

ftuß hat (Nr. 3.). ?. Sie macht zur Advocatur und

Procuratur c) und zum Notariat e^) unfähig. 3. Sie

ist ein Grund zur Ausschließung von Zünften und bür

gerlichen Eollegien e), und 4. bringt auch sonst im Pri-

a) 1^. z. O. sie 6ec»r,0l,ibu5 (io, ZI.) 1^,. ,. g,g,iit«tt>

Kus (>2, i ). 1^. «. O. <ie o5tic:il> sck,e,,oruin (>, »1,).

i) l^. u„. lls in5.,mibu5 (t6, 57.)»

«) I.. ,. j, S- Q. g, 9. 0. 6« poswiiulcko (z, l ). Osn. t. ».

l)s«,. z, <Z». 7.

ck) Notariatsordn. 151»- §- >».

«) Reichspvllcelvrdn. >577 T>t. zg. §. 4. Rcichsschloß »o»

17z > , wegen Abstellung der Handiveckvinibbrckuche , §. 6- >Z. s.

Gcrstlacher Handb. der RclchSgcs. Th. 9 S. ,7,8. Th. >«.

S. 2020. 2vz5. Bcrgi. Strube« rechtl. Bed. B- z. Nr. »«

Preuß- Etatut. für dir Kaufmannschaft in Berlin. §. 71. 7«.
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vatrecht die im römischen Recht geordneten Würkungen

hervor /). ö. Nur die Infamie deö deutschen Rechts

kann dagegen gemeinrechtlich auch als Grund des Ver

lustes 1. des adelichen Standes s), 2. des stadtischen

Bürgerrechts K) , 3. der Lebensfähigkeit i) betrachtet

werden, sofern die letztere nicht bloß bei der konstitutiven

Erwerbung des Lehens in Betracht kommt. 4. Jum

Aeugniß macht sie völlig unfähig 5) , welches sich gemein«

Geseysamml. 1520. S- S7» S- jedoch z. B. preuS- Landr.

LH. ». Tit, S. S. »75 — »77- tKerreich Etrafgesetzb. Th. ^.

z. ,4. Zh. z. >o.

/) »7. O. Äs inoSlv. t«5i«n. (z, »s).i l,/^"!//'^^ ^

«) SSchs. Lehxnr. Att. fach s. Land r. V. I. Art. zg. Echte

Kinder m« der unechte man sider mer nicht geivinnen. Uedn

die Ausdehnung de« Verluste« diese« Stande« schon al« Folge an,

derer Strafen s. §. 6>. '

^) Vci den insamlrendcn Strafen ist die« eigentlich Folge der Lun,

desverweisung. In Fällen , wo nach den Gesetzen eine Perlon

zur Strafe für ehrlos erklärt wird , ist der Verlust des Bürger,

rechts allerdings nur Wartung der hiermit verknüpften besonderen

Verfügungen , weshalb er hier auch Folge anderer Strafen und

Verbrechen seyn kann, (s. j. B- preuß. StSdtcordnung

von >8«8. I- Z9-) und nicht nothmendig damit verbunden iß.

S- z- B- Haubold sckchs. Privatr. §. nz./^.^, k-k/^>

H Sächs, Lehen r. Art. ». Alle die rechte« darben — die sul»

lenrecht darben- V«r, 6e Ken«Ka. ,§,4. S ch m <l.b.

Lehen x. Cap. k. j 4, II. r. 57. xr. Li <zui, — kratren,

«uum intertecerit — vel slisll, felgnism vc>inmi,erit: v«rki

gratis nominem trqck?nli<z , in curiq »molim «tars von

x«55jt (§. gz. Note k.) zirivskitur deneScio.

i>5 Soinnl«! rK«p5«<I. k^u»«t. kore»«, Ob,.»io. rez 7. Xinck

kor««,. 1°oni.>. Od,,s,, Pxeuß, Gerlchttordn. lh.i.

z<ti § «7. Mr.
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rechtlich y von der Infamie beS romischen RechtS nicht

allgemein m) behaupten laßt, wenn man nicht annehmen

will, baß das kanonische Recht jenes abgeändert habe n),

welches in der That unerweislich ist o). 6. Bloß Parti,

eularrechtliche Würkung, auch der Infamie des deutschen

Rechts, ist jedoch der Verlust deS Rechts, ein Testament

zu errichten , und eines ehrlichen Be^rähyiffkS —

Alle Würkungen der Infamie können durch die' rettituti«

kam»« getilgt werden , welche zu den Hoheitsrechten ge«

hörtV), «>^«>Hc."' "^.^ ^cs ^ ' '/ ^ '5 " ' —

Y VklK>iele von Partleulargesetzen , »clche der gewöhnlichen Jnter«

prctation des canonischcn Rechts solgcn, s. beb 7. U. LooKiusr

ju« «o«!esi«t. Protest. I^id. z 1°it. »». g,

»,) >Z. l.. »i. pr. O. cks ie,tik« p,, 5.). c'^.^ln/l? >

«) Böhmer a. a. O. §- 7.

«>) Die Hauptstellen °: O»?. 54. X. ck« testidu, »o). L«p.

X. cke «c«j>ti«il. (», ,z>> und Oap. ». in iin. gll oräine c«>

gnition. 10.) enthalten durchaus nichts, was eine Lbsichb

ljche Abweichung vom römischen Recht andeutete : denn selbig

daß auch die schwebende Untersuchung wegen einet Verbrechens

ftr hinreichend gehalren , und vhngceitig um deswillen der Be,

^»elt eines Verbrechens für zulässig erklärt wird , beruht auf

Mißdeutung der «». O. te,tiKuz. Vcrgl- U. Qonsllj

?) S. z. B. Haubold ttchs- Privarr. z. ,IZ. Willis «uszus

der churbrauvfchw. Lavdesges. B. z S- iz.

7) S. ZlSber« i^ntl. »echt bei deutschen Vunde«. ?. »gg.
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K. sg.- - - - .

s. l.evi« nolas msculs dcj deutschen Rcchtö a).

Unter dem Namen der Anrüchtigkeit (Unehrlichkeit)

sind von den -Arten der Rechtlosigkeit, die nicht aus Vex»

brechen entstanden, im heutigen Recht noch würksamLe,

. dliebell.: 1. der Flecken, welcher auf der unehelichen Ge?

burt haftet ö) , und nach dem alteren Recht auch durch

Ikxine Legitimation vollständig gehoben werden konnte,«?).

Von diesem Grundsatz ist im Lehenrecht die Folge Fehe«

.geblieben , daß auch eine voMandiZe Legitimation keine

- Lehensfolgefähigkeit verschafft ; hingegen fallen die

übrigen Würkungen jener levis nutse uisculs , die ge

meinrechtlich heutzutage allein in der Unfähigkeit zur

Ordination e) und zur Aufnahme in Gilden bestehen,

mit der Legitimation hinweg /) , selbst mit der unvoll?

kommnen^, die man bloß zu diesem Zweck (legitimsti« sS

Konoi«) iu neueren Zeiten zu ertheilen pflegt g). Die

Würkungen der Infamie und tu, pitucl« finden bei unehe

lichen Kindern auch vor der Legitimation keine Anwen?

a) I. H. LerSer cke levis not»» mneul». Oiss. select. »ro. II.

I. (Z. Ueineroiu« cke levis notse ui»OuI«. 1710.

Z. ?r. ?Iitl äs levis not»» niäLuI» setiuiuiuni jus <Z«ri»!>»,.

i) S^chs- Landr. B. I. Art. zö. zg.

e) Gcvwckb. Londr. Art. z?«.

<i) II. 5'. «6. §. 11.

«) 14. X. ge 5ilii, presdvtvror. (l, ,7.).

f) N cvSschluß von 175»- t >>. bri Grrftlachcr Hondb. der

gicichsges. Tb- >c>- S- >75«.

ik) Rechtsgcsch. j- zs^- 449-
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dung , und da die unvollkommene Legitimation auf

bloßeS einseitiges Ansuchen eines der Eltern oder der

Kinder selbst in der Regel nicht versagt wird, sv-Ztzot

daS Institut iu der That seine Bedeutung verloren i). / ^ .

2. Der Abdecker (Caviller, Schinder, Wasenmeisier,^^^'^

^/Waldmeister', csinirvx,) /.) ist „ach den Reichsgesetzen

ebenfalls zu den unehrlichen Personen zu 'zählen /) ; die «/^«L,

Vcrachtlichkeit seines Gewerbes^ schließt jedoch heutzutage^ ^7/-^/

nur ihn selbst, nicht mehr aber^snitt Kinder . wenn sie ö- / ' -

jenes nicht schon getrieben haben, von "Handwerken und

! . ... ...

'
.' .

'
!' .«

K) Plitt a. a. O. §. 29.

») Nach dem preußischen Landrecht ist die Legitimation nicht einmal

mehr zur Aufhebung des Fleckens der unehelichen Geburt notL«,

wendig , Indern eine bloß zum dessen M>rrko,nmco eines unehc,

Men^KIndes ausgefertigte gerichtliche Urkunde. Zh. ». Tit- »

z. b6» — 6S5. (k/^v . 6«/> « ,v . >

Vergl. Qu istorp GrimdsiZtzc des pcinl. Rechts. §. SS»- Des,

se n Beiteckge zur Exläutcr. verschiedener Nechrsmatcrien. St. z:

(Rost. u> Leipz. t?»o. 8 ) S- 7» u. s. L- Nettcldladt

Sammlung juristischer Abhandl- Nr. ,,. ...

7) Reichspolicei«rdn. »53«. Tit. 2>. Es soll auch jede Obrig

keit — Einsehens thun, daß sich die Züchtiger, Nachricht« und

Fcldmeistcr' oder 'Abdecker , mir ihrer Kleidung tragen , damit sie

vor andern erkannt werden mögen. — Gegen die Ausdehnung

aus andere Gewerbe: Rcichspolicciordn. >S4S- Tic. 57. j >- '577^,

Tit. Z8> Z- >- und besonders Reichsschi. >7Z'- §- 4- wegen

gewisser Personen — daß deren Kinder von den — Handwerkern

nicht ausgeschlossen werden sollen —. in s»m,»» kein Pros ssion

oder Hanthierung , dann bloß die Schinder allein bis auf Heren

zweite Generation , in sofern allcnsalls die erstcre eine andere

eidliche Lebensart erwählt und darin mit de,, Ihren wenigstens

dreißig Jahr lang continuiret hatten , ausgenommen. GerAlo,

chcr Handb. der Reichsges. V- 9. S- 1742«
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andern ehrlichen Gesellschqften und Gemeinheiten" aus m).

Auch haftet jene Verächtlichkeit weder auf dem Scharf«

richte? , noch auf der Cavillereigerechtigkeit selbst n).

§.9«.

^ Verclchtllchkelt (turxituä«).

Die Verminderung der äußeren Achtung einer Per«

son, welche aus unmoralischen Handlungen oder einer

verächtlichen Lebensweise a) entspringt («urpiwSo, ioia»

Mi» kscti) , unterscheidet sich wesentlich von den bisher

genannten Arten verringerter bürgerlicher Ehre, da sie^

von keiner gesetzlichen Verfügung in Beziehung auf be,

' stimmte gesetzlich ausgezeichnete Gründe abbLngt, sondern

^'.^^"^ lediglich durch das öffentliche Urtheil über eine Person

' - begründet wird. Ein Rechtsyerhältniß ist sie aber aller«

t^c, .'.'. dingS , sofern der Mangel eines guten Rufs auch der

Rechtsfähigkeit einer Person etwas Entzieht. Entschieden

/ ist dies schon nach römischem Recht der Fall in Hinsicht

der Glaubwürdigkeit deö Zeugnisses ö) , und der Fähig»

keit zu öffentlichen Aemtern, insonderheit Ehrenämtern c);

ihre Würkung ist aber überdem auch bei einzelne» beut«

») Sieichöschl. von ,772- S- 5. bei GerKkacher a. a. O. S.>?6».

„ ' ' ,) S. die Stellen Rote u. ». und vergl. Qulltorx Beiträge

> - «Z Hikb« gkhört die Verckchtlichkelt der yggabunden, Zigeun« «ob

^. , ähnliche Ve,h6ltn!ssc, welche von den Meisten mit Unrecht unter

die deutsche le«, p«^„ m»cul» g^gegt »erde». HggemeiLer



Kap. I. VertSge. . , 367

schen Rechtsverhältnissen ck), vornehmlich der Erwerbung /-^-,^

deS Zunft» und Bürgerrechts, außer Iwerfel, und durch

partikuläre Gesetzgebung zuweilen genauer bestimmt e).

Zweites Buch.

Recht der Forderungen.

Erstes. Kapitel.

^Von den Forderungen aus Verträgen im Allgemeinen. -

§. «1.

Historische Einleitung «),

Das älteste deutsche Recht kannte keine Form der

Verträge , von welcher deren verbindende Kraft oder

besondere Würksarnkeit im Allgemeinen ö) abhängig ge

wesen wäre ; jeder Schuldner , welcher einer übernom- ^

menen Verbindlichkeit nicht in einex bestimmten Form

überführt werden konnte, durfte aber diese eidlich ableug

nen c). Dadurch entstand der Gebrauch, wichtige Ge,

«l? Pergl, Hau bold sM, Private, §'"5.

«) Z. B. preußisch e Stckdteordnung von <gos, §. ?«. z,,

«) Vergl- Rechtige sch. §, 67. 576., «s?- 573-

i) Wegen einzelner Verträge, zu deren Gültigkeit eine besondere

Form notvwenotg war, wohl wcgen der Natur det Gegenstandei,

über welche« verfügt wurde, s. l^. Lurgu«g, Lit.^z. sgchs.

kandr, P, 2. Art, zo. schwSb. Landr, Art- Z",

«) Eächs- kandr. B. Art. x> ^s. l^. Kixu«r. Vit, 6«.



S68 Th. ?. V.?. Recht der Fori>erungcn.

schifte gerichtlich abzuschließen; die über deren Inhalt

aufgesetzten Urkunden ^) waren aber ursprünglich wohl

immer gerichtliche , und konnten daher die Stelle deS

Beweises durch Jeugen, welche bei der gerichtlichen Hand,

lung zugegen gewesen waren , ersetzen <?). , Die verbin

dende Kraft der Vertrage und ihre vollkommene Wurf«

samleit berubte dagegen bloß auf der Gewißheit einer

wirklich zu „Stande gekommenen Vereinigung /) , und

über die Natur der einzelnen Geschäfte, sofern sie von

ibrem Gegenstand abhangt , enthielten die deutschen

RcchtSquellen so wenig , daß bei der Einführung deS

römischen RechtS der Anwendbarkeit desselben in diese»

Lehre im Allgemeinen gar leine Cigenthümlichkeiten deS

deutschen Rechts entgegenstanden. Gerade in dieser ist

eS daber auch so vollständig zum gemeinen Recht in

Deutschland geworden , daß sich nur einzelne Modifica-

tionen auszeichnen lassen , welche eS durch die PrariS

und neuere Geseke erkalten hat. Neben diesen gehören

dann in die Darstellung dieser Lehre nach deutschem

Recht die dem letzteren eigenthümlichen Geschäfte , von

welchen aber mehrere zweckmäßiger bei den Rechten an

Sachen erörtert werden, mit welchen sie in näherer Ber-

bindung stehen.,"' ' - '.

^) I^. Kipnsr. I'it. 59. 6«p. ,. Csp. 7. I_. Gleina»»,. ?it.

<z. I.. Ssjuv«^ ?it, ,z. Osp. ,z. I,. WiiigotK,

». rit. 5. I — Z.

/) Sächs. kandr. B, ,. Art. 7. Swcr icht borget oder gelobt,

der sal iz geldcn, und waz her tut tmz >"l he Kct, haldcn.
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§. 92.

Allgemeine Regeln ühcr die Anwendbarkeit des römischen Rechts.

Abweichungen des deutschen Rechts-

».In Ansehung der Klagbarkcit de/ Verträge «).

Nicht nur die Erfordernisse eines gültigen Vertrags

überhaupt , sondern auch die Natur .der einzelnen Ver«

träge und Contracte , die dem römischen Recht bekannt

sind, und alö Firmen deS Verkehrs in Deutschland vpx,

kommen, werden daher nach römischein Recht lxuMttlt ^

Doch giebteS, einzelne Geschäfte,, welchen dieses die . ver«>.

bindende Kraft entzögen bat, während sie nach deutschet«

Recht für gültige Vertrage gehalten werden, unt.er wej«.,

chen heutzutage die Erbverträge am wichtigsten sind^

Auch leidet jene Regel eine Ausnahme von viel mnfassen«,

der Würksamkeit dadurch/ daß man seit Einführung deS .

römischen RechtS jeden Vertrag. alS ein Geschäft betrachv ^

tet hat, mit welchem eine Klage ans dessen Erfüllung,

verbunden sey. Der eigentliche Grund hiervon liegt nicht

run, in fori« lZernianise. 1714. (Opuzr. eil. ^,t«r. ^e«. et

I^ip». 1740^ g. nr«. z. p. ,5z seci.). Z. S. VVi>r«Ker äe

»ct-ione morikus clst«. Vitcb. 171g. 4.

i) Selbst der Unterschied zwischen »ctionez 5t,i,li juris und I>o„s»

Sliei , soweit er sich auf die Contküctc bezieht , kann ,,^:,-tlich

nicht als aufgehoben betrachtet werden; er gehört ober freilich

seit dem Deput- Absch. v. iLsn. §. >zg. zu den Instituten, von

welchen in den Lehrbüchern mehr vorkommt , als in den Berich«

ten. — Ausdrücklich hebt den Unterschied out : OocI. U»v. ,iv.

Zh. 4- Cap. >. § z. Auch ist es die gewöhnliche Meinung der

Civilisten, daß er unMctisch sey. S- Glück Cnmmcnt. j» d,n

Band, B. 4- 5- S>». S- -54-

4,



270 TH.Z. B.J. Rechdder Forderungen.

in dem canontschen Recht c), sondern barin, daß einmal

keine der Stipulation in Fvrm und Bedeutung ähnliche

Art die Einwilligung zu erklaren, in Deutschland ge

wöhnlich war, und daher die gelehrten Juristen dem all

gemeinen Gebrauch 'zufolge sich mit der in jeder Form

geschehenen Vereinigung auch da begnügten , wo eine

Stipulation erforderlich gewesen wäre, selbst nachdem sie

einsahen, daß mit der Aufhebung des Gebrauchs feierli»

cher W»rte im neueren römischen Recht noch keineswegs

jeder Vertrag eine Stipulation geworden fey Eben

daher '.darf auch heutzutage nicht' unbedingt ^edes gege

bene Versprechen für einen klagbaren Vertrag gehalten

werden , da naH der Natur deS Gegenstandes, besonders

bei Geschäften, die dem deutschen Recht eigen sind, eine

besondere Form nothwendig seyn kann, wenn eine voll

kommen würkfame Obligation entstehen soll , und die

Ausdehnung, in welcher den sogenannten xactis'äe con-

trakevä« die Klagbarkeit zugesprochen zu werden pflegt,

,) l^p. >, O»?. Z. X. cks psctis (i, zz.). Osp. ,z. X. ck« ju.

jnckicii, (II, >.). Vtrgl. jedoch 5. u. LssKinsr ju, evole^

?rate«. I.ib. l. lit. ZS. j. 6. , . , ' ,.

«i) l.. :o. O. cke contrsk. vel oommitt. «tipul. (g, z8 ). §. i. ?.

Sv V. O. (z, i6). Rechtsgesch. z. 4S7- Vergl. 8cKiIt«r

exercit. ack ?anck. VIII. §.5. Ltrz'oK U5„s Möckern. ?»nck.

I,. z. ?it. 14. §. ! — Z. Glück Comm. B. 4. §- Z>».

S- »79. — Einzelne kandesgeseye haben die Klagborkeit aller

Verträge ausdrücklich bestätigt. Oock. L«v. riv. Tb- 4- Top. l.

§. z. Cap- >2. z. ,. Orth Anmcrk. zur Franks. Reformation.

S- 5. Weishaar «ürtcmb. Private. Th. z. §.^47> Jncon«

scquent ist dann freilich bei den ungenannt"! Contractcn noch die

Regeln des römischen Rechts anzuwenden. S- icdvch Weis«

das« a. a. 0> t SS« «. v»gl. Rechtsgesch. j. §75
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verdient schwerlich die Begünstigung der Gesetze e) ; sie

ist auch bei den meisten Geschäften, wo ein psvtum ä»

contrskenäo von dem Contract (im Sinn deS römischen

Rechtö) noch unterschieden werden kann , wegen der Un«

bestimmtheit der Vereinigung selten practisch, desto hau» ^

siger aber eine Quelle von Rechtsstreitigkeiten. ZtwaS

anderes alS^bloße ziucta 6« oootrskenclo können hingegen»

die GeschäM sepn , welche nach römischem Recht durch

«ine Vereinigung in jeder Form zu Stande kommen, ,,

wenn diese zwar vorhanden , eine besondere Form , die

nach deutschen Gesetzen dabei noch hinzutreten soll, hin,

gegen noch nicht hinzugekommen ist ; dahin gehören

manche Falle, in welchen Abfassung schriftlicher VertrHge

(§. 93.), oder deren gerichtliche Bestätigung (K.

notwendig ist.

. . . ,,

». Schriftliche Form der Verträge.

, <» . > ^ - > ' , , ,

DaS Daseyn einer Schrift über den Inhalt eines

Vertrags ist nach deutschem Recht aus verschiedenen

Gründen erforderlich. 1. Bei manchen eigentümlich

> . ...

.) Eine merkwürdige Bestimmung in dieset Hinsicht enthält: östcrr.

Geseyd. Art. 956- Die Verabredung , künftig er« einen Ver

trag schließen zu wollen , ,iff nur dann verbindlich, wenn sowohl

die Zeit der Abschlicßung , als die wesentlichen Stücke des Ver,

trageS bestimmt, und die Umstände Inzwischen nicht dergestalt ver«

ändert worden sind, daß dadurch der ausdrücklich bestimmte,

oder aus den Umständen hervorleuchtende Zweck vereitelt , oder

das Zutrauen des einen oder andern Theils verloren wird, lieber,

Haupt muß aus die Vollziehung solcher Zusagen längstens In einem

Jahre nach dem bedungenen Jettpunkte gedrungen werden , wl,

dxigcnsalls iß das Recht erloschen.
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deutschen Rechtsgeschäften^ wird deren Würkung nur da«

durch begründet, daß 'die dadxrch übernommene Verbind-

llchkeic'vvn dem Schuldner schriftlich anerkannt ist, wo«

bei dann auch gewöhnlich die Schrift ihre eigenen Form«

lichkeiten hat a) ; doch sind auch bei jenen vorbereitende

Verträge, aus welchen auf Vollziehung des Hauptge«

schafts ui?d allenfalls auf das Interesse geklagt werden

kann , nicht ganz ausgeschlossen. ?. Andere Vertrage

erfordern schriftlrcl)^ Abfassung, wsil verniöge Gewohnheit'

oder besonderer Gesetze ö> das Geschäft- in jeder. anderen

Form wichtig ist ; selbst-' die Vollziehu ng "des Verspre«

chenS Zann daher jenem' keine Rechtsbesiättdigkeit verschaf«

MV Mnn gleich die Jurückforderung des Geleisteten aus?

geschlossen lsehn ^m .c). 3. Besondere Gesetze haben

von schriftlicher Abfassung einzelner Geschäfte > oder rN

größerer Ausdehnung aller Geschäfte, die einen gewissen

Gegenstand betreffen, das Klagerecht auf Erfüllung

abhangig gemacht <i) , wobei also nach dennoch erfolgter

«) ,,S- k B- unten die Lehre vom Wechsel und von der Assccuranz.

iH, 'I. V. oßcrr. Gcsetzb. Art. i-49- ««et. «iv. Thi- Cap.S.

§. 29. Th- z- Cap. 11. §. 1. Nr. 10.

«) 5z. S. iie 1^. I. (5»^ ,?.). A. D- Weber von der natür,

, llchen Verbindlichkeit. §. 7S- 7^-

«tZi. F. B. österr. Gcsetzb. Art. 94Z- (Vergl. hingegen Art. 885 ).

- Preuß. Landr. Th- >- Tit. s- S- >Z'^ ,70. — §. iz». El«

jeder Vertrag , dessen Gegenstand sich über Thaler in Silber,

Evurant bel.wst, n>uß schriftlich errichtet werden. K. 155. Ist —

noch von kriii^m Tbeile erfüllt worden, so findet daraus keine

Klage statt- §- »56. Hat aber ein Contrahcnt von dem Andern

die Erfüllung bereits ganz oder zum Theil angenommen, so ist er

verpflichtet , entweder den Vertrag auch von seiner Seite zu er

füllen, oder das Erhaltene zurückzugeben oder zu vergüten.
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Leistung , oder bei zweiseitigen Geschäften , wenn von

beiden Seiten erfüllt ist, von einer Zurückforderung

des Gegebenen überall nicht die Rede seyn e) , aber' auch

sofern über den Fall der erst von einer Seite geschehenen,

von der andern Seite aber angenommenen Erfüllung

nichts bestimmt ist , kaum eine andere Analogie als die

der ungenannten Contracte /) angewendet werden kann. . " ' '

Form der schriftlichen Verträge (von Punctationen).

Wo schriftliche Verträge aus jenen Gründen oder

vermöge der Verabredung der Partheien, schriftlich zu

contrahiren «), nothwendig werden, genügt in der Re

gel jede schriftliche Erklärung der Einwilligung , welche

von den Partheien unterzeichnet wird ö) , wenn sie nur

«) Q. iz. O. cks cinckicliove iuckebiti (li, 6,). I,. ,. pr. Q. g.

§. g. L.'io. ge Lcto. iVlscsSon. (,4, 6.) Bei der großen Un, ^-/^

bestimmtheit vieler kandcsgcsetzc und dein nur zu oft sichtbaren —

Mangel der Umsicht bei Bestimmung der Nichtigkeit , läßt sich

dies selbst in manchen Fällen anwenden, wo die Errichtung schrifr«

licher Verträge vorgeschriebe» ist, ohne dabei gerade hinzuzufügen, "

daß bloß da« Klagerecht davon abhängen soll. Bcrgl- Glück

Comm. B- >- §. l4 d. S- '«s- >°6. v. Bülow u> Hage

ms nn Erörterungen. B. ». Nr. 54-

/) Die denn aber freilich bei ausdrücklich angedrohter Strafe der

Nichtigkeit wegfällt-

«) l,. ,7. lZ. ck« LS« instrum. (4, 21.). Preuß. Landr. Th- ^

Tit. 6- §. "7- Vergl- jedoch ?likenckork Odsorv. sur. univ.

Ob5.s«. Glück Commcnt. B- 16. §.974. S-sg.

i) Bei Personen , welche des Schreibens unerfahren sind , hat die

Praxis an die Stelle der Bestimmungen' des römischen Rechts

(dlov. 17z. L»I>. g. Z^utK. Seck novo jurs O. »i «ertum ^>et»»

 

18
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ihrem Inhalt nach auf alle wesentlichen Bestandtheile deS

Geschäfts sich erstreckt, und ihrer Form nach die gemein

rechtlichen Kennzeichen der Vollendung c) an sich trägt,

wozu bei Privaturkunden im Allgemeinen weder das Da

tum noch die Bcsieglung gehört, wenn gleich beide

zu den gewöhnlichen Förmlichkeiten zu rechnen sind. Von

einem Contract dieser Art kann man einen Aufsatz unter

dem Namen einer Pnnctation /) nur dann unterschei

den, wenn noch eine öffentliche Ausfertigung verabredet,

oder zu dessen voller W Wirksamkeit gesetzlich erforder

lich ist , oder die Partheien ihre Verabredung eben so

genannt haben. Eine Punctation m diesem Sinn F) ist

wr 4, ,,) die Zuziehung eines NotariuS mit zwc! Zeugen eingc,

führt, l^e^rer 5p. «7,. iVleS. 4 — 6. Besondere Dispositio

nen bat: das preuß. kandr. Tb- >- Tit. s- S- 17» u- f.

öfterr. Gesetzb. Art. 836.

,) »7. O. cit. ?r. 5. ,1« eint, et venSit. s z, 24). Preuß.

kandr. a. a. O- §. ng. In wiesern können dann aber bei

einem schriftlichen Hauptgefchckst mündliche Ncbenabreden , auch

selbst «IS «lljecw verbindende Kraft haben ? S. G l ü ck

a. a- O- §. zi>. S- -So. Note 86- Vergl. preuß. kante,

o. o. O. j, 1,7- ,»»- österr. Gesetzb. Art. 887, Kann

auch ein Briefwechsel die Stelle eines schriftlichen ContrariS ver,

treten? Bergl- preuß. Lsndr. «. a. O- §. 142. ,45.

ck) I.»>ier rx. 265. Preuß. kandr. g. a. O- S- .

«) Wcrgl. oben §>6z. Note p, preuß. kandr. g. g. O. §. 219.

istcrr. Gesetzb- Art. «84-

/) ?. Müller cke miiruts, vul^o von PunctativNcN. len. 1S90.4.

tt. Ui>äedruu6 lle punc^tioniku,. ^It. lögg. 4. l.e^>

zer niegit. s>t ?i>nil, sp. 27z.

,) Daher aus einem unrichtigen Gesichtspunkt bleßcr Traktaten be«

trachtct, von Runde Prwarr. Z. »ss- S. dagegen Qs?,er
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für die Contrahenten schon eben so verbindend, als die

förmliche den Beweis erleichternde Ausfertigung K), in- <^,>, ,

dem selbst im letzten Fall nur eine" solche, oder eine nach ,^

der Beschaffenheit des Gegenstandes außer der Berabre- ' ' ^

dung noch gewöhnliche besondere Urkunde, deren Ausstel- ' "

lung Folge deö geschlossenen Hauptgeschäfts ist H,

als vorbehalten betrachtet werden kann, wenn nicht auS« - . '

drücklich beiden Theilen bis zur weiteren Ausfertigung

das Zurücktreten vorbehalten worden ist.

§. 93.

z. Publlcitckt der Willcnserklclrung.

l. Gerichtliche AbfMcßung oder Vcstcltigung der Verträge.

Die Formen der Übertragung des Eigenthums und

anderer Rechte an unbeweglichen Sachen , welche dein

alteren Recht eigen waren a), gaben zunächst die Veran«

lassung, daß auch in neueren Land- und Stadtrechten ö)

g. g. O- ^lecl- «- , wiewohl doch auch hier der Unterschied nicht

scharf genug bestimmt ist.

K) Weil sie , sofern die Parlhcien nicht gerichtlich vor Notariell und

Zeugen ihre Elnmllllglmg erklären , die Punctation schon alle

Eigenschaften des mu»^> hat, welches 17. O. cir. und i'r.

^. cir. zur Vollendung des Geschäfts fvrdcrn. Müller o> O.

Cllp. 5. Lh> 6» 7- L> Lerger Lonsil. ?. ^. uro. zig. tk. z.

Qe^,erg. a. O> v- Cramer Metzlar. Ncbensi. Th. 9s. Nr.

8- S- >59 u. f. österc. Gesetz b. Art. 884- SS5> preuß.

Landr. Th, >. Tit. 5. I- »2« — >-6.

r) Wie Leihcbriefe u- dccgl. Cr am er «. a. O. S. >«-

«) Sckchs. Landr. V- >- Art. 5«- Art. 21.

i) Rechtsgesch- §- <,s« s^. Beispiele aller Art s. bei Schröter

Abhantl. zur Erläuterung dc< deutsch. Recht«. B- >. S 457 u- f.

18«



276 Th. Z. B.!>. Recht bfr Forderungen.

bei vielen Arten von Geschäften, die gerichtliche Bestäti

gung zu suchen, den Partheien vorgeschrieben wurde.

Schon nach dem älteren Recht kamen auch manche Ge

schäfte erst durch eine gerichtliche Handlung zu Stande c),

und sowohl das ersiere als daö letztere Verhältniß ist in

neueren Zeiten noch häusiger dadurch geworden, daß die

Mitwürkung des Richters zur Festsetzung der Bedingun

gen eines Vertrages, oder die Unterwerfung der letzteren

unter dessen Prüfung, geeignet schien, künftigen Rechts

streitigkeiten vorzubeugen und die Beobachtung der gesetz

lichen Vorschriften zu sichern <i). Endlich wird die rich

terliche Bestätigung auch zu dem Zweck gesucht, oder ein

Vertrag vor Gericht zu Protokoll gegeben , um eine öf

fentliche Urkunde über dessen Inhalt zu erhalten. Daher

ist zuvörderst von der in den Gesetzen vorgeschriebenen

Mitwürkung des Richters die freiwillig gesuchte zu un

terscheiden , deren Verabredung an sich eine zuvor unter

den Partheien mündlich oder schriftlich (§. 93.) schon

mit vollkommener Würksamkeit zu Stande gekommene

Vereinigung niemals ausschließt , weil die bloße Erklä

rung, daß sie statt finden solle, so wenig als die Ver

abredung, den Inhalt eines bereits geschlossenen Ge-

v. Bülo« u. Hagemann pract- Erörtcr. B. 4- Nr. «z.

S- 474- 47S-

«) ESchs- Landr. B- «. Art- zo.

<!) Wergl. Grckvcll Gencraltheoric der Verträge nach preußischem

Recht- S- Z9> <n d. Note. Ein Verzeichnis der Geschäfte, die

nach dem preußischen Lanbrecht gerichtlich bestätigt oder errichtet

werden müssen, s. eben das. S. «2 u- f. und prcuß. Ge,

richtöordn. Tl). ». Tit. ».
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schäfts schriftlich aufsetzen zu wollen e), einen bis dahin

bedungenen Rücktritt in sich schließt /). L. Bei der ge

setzlich notwendigen Bestätigung eineö Vertrags wird

ebenfalls ein unter den Partheien bereits zu Stande ge

kommenes Geschäft vorausgesetzt, bei welchem die hinzu

tretende Handlung des Richters, vermöge des Ursprungs

des Instituts, bald nur die Wartungen der gerichtlichen

Auflassung begründet s), bald dem Richter die Befugniß

ertheitt, nach vorgängiger Untersuchung der Bedingungen

des Vertrags die Bestätigung zu ertheilen oder zu versa

gen 5), bald nur dem Geschäft Publicität gegeben werden

e) Venn die l^. >7- O. <ie Kg« instr. spricht von Geschäften , de,

ren schriftliche Abfassung verabredet wird , bevor noch über den

Gegenstand selbst eine Vereinigung statt gesunden hat-

/), Eben weil der Contract durch die gesuchte Conflrmatlon nicht erst

geschlossen wird , behauptet man auch mit Recht , daß sie über

das 5orum contractu, nicht entscheide. Lsil ?rsct. «b,erv.

I^id. ». OKs. i. nro. 4.

4) S. Utttcn Buch z. Beispiele: Magdeburg. Pvlleeiordn.

Cap. 2,. §. z. Es sollen aber hinsühro alle Kaufcontracte über

unbewegliche Güter gerichtlich sürgctragcn , und ehe solches nicht

geschehen und das verkaufte Gut dem Käufer gerichtlich ausgelas«

sen', das, Eigcntbum auf den Käufer beständig nicht gebracht,

noch derselbe als Eigcntbumsherr erkannt werben. Dergl. Fre«

dersdors Promtuärium der braunschmclg. Landesgcs. S. »74-

Scheiter a. a. O. S- 444-

Herzog Friedrich Ulrichs Sdlct von >6,o für das Calenbcraische

und Wolfenbüttelsche : Dabei dann die Beamten — in Acht

nehmen sollen , ob dergleichen Ehcgelüdde und Handlungen , uns,

alö dem randetsürstcn, ohne Nachtbeil unserer Dienste, Lanbsolgc

und anderer Gebührniß, dann auch den Leuten ohne »r sonderbar

Verderb, wy sy abgeredet, also bei Kräften gelassen werden kbn,

vcn, und da s» befinde» werden, daß einer oder der ander über
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soll i). In diesen Fällen besieht daher mit der Notwen

digkeit der Bestätigung ein Klagerecht eines Contrahenten

gegen den andern allerdings i) , und selbst die angedrohte

Strafe der Nichtigkeit unbestätigter Eontracte darf öfters

nur auf das Cassationsrecht deS Richters und nie auf

bereits vollzogene Geschäfte m) bezogen werden , wenn

dergleichen Landesgesetze nicht gegen ihren wahren Sinn

zur Anwendung gebracht werden sollen. L. Verabredun

gen über ein Geschäft, welches nur durch eine gerichtliche

Handlung zu Stande kommen kann »), oder vor Gericht

gefchl offen werden muß o), sind dagegen bloße Lra-

scln Vermögen scincr Tochter oder Sohne eine Aussteuer und

Mitgift versprochen, oder sonstcn der Vertrag wider die Billigkeit

sey — sollen so dieselben bcy Vermeidung unser willkürlichen

Strafe keineswegs approblren noch in die Amtsdücher einschreiben.

S. v- Bülow u. Hagemann o. «. O- B-4» Nr-öz- Vergl-

oben Z. 6g. Note 6.

O Struben rcchtl. Bcd- Th. 4- Nr. ,zq.

t) I^ezser megit. nä ?snä. sz>ec. igz. meck. n. «pev. 204.

l,c>Uorsr. s. 5^>eO. 446. meck. 6., Vergl. preuß. Lande.

Th. I. Tit. s- z. >22. ISZ. lieber die bei manchen Geschäften

nach dem preuß. Landr. vochwendige sogenannte Verlautba

rung s- Note ?.

y Bülow u. Hagemann g. a. O- B- 2. Nr. 54. S- Z7>.

Note *. B. 4. Nr. sz. S- 476.

m) Struben rcchtl. ZSed. Tl). 4» Nr. 124. ^«nneFieissr

Oeciz. ?om, i. Oec. 10. »ro. s. Z. 4, v. Bülow U> Hage-

mann g. a. O. B. «. Nr. S4-

») Wie sckchs. Lande. B. 2. Art- z«. Vergl- preuß. Landr.

Tb- 1. Tit. §. 6»,.

») Beispiele : mainzisch. Landr. v. 1755. Tit.2. Z.2. preuß.

Landr. Th- >. Tit. s- §- >7> — >74- Vergl. preuß. Ge-

richtsordn. Tb-«. Ttt- K u- Tit. z. §., — »«.
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ctaten^). Die Würkung der gerichtlichen Bestätigung

oder Errichtung eines Geschäfts , hat hiernach zwar nach ^

der Verschiedenheit ihrer Veranlassung auch eine verschie

dene Bedeutung; niemals aber nimmt sie dritten Perso

nen ein selbstständiges Recht, oder hebt die inneren Man

gel deö Geschäfts In Ansehung deö 'Richters, dessen

Thätigkeit dabei mitwi'irken muß, wird, wo eö nicht bloß

auf die Entstehung einer öffentlichen Urkunde oder Ge«

wißheit der Willenserklärung ankommt , immer dessen

Competenz erfordert, welche nach Verschiedenheit der

Verhaltnisse bald durch die Unterwerfung der Sache,

über welche verfügt wird , bald der contrahirenden Per,

nen unter seine Gcrichtbarkeit begründet wird.

x) Besonders wichtig ist in, preußischen Recht der Unterschied zwl,

schen Vertrauen, die bloß cincr gerichtlichen Verlautbarung

und Bestätigung bedürfen, und solche», wclche'gerichtli^gcWos,

scn «erden müssen. Unter jener wird bei außergerichtlich (auch

vor Notariell) geschlossenen Geschäften, die Aiicrkcninmg des In,

haltt und der lliiterschkjsr von Seiten der Pattheicn In Person

oder durch gehörig legilimirlc Bevollmächtigte verstanden, worauf

erst die, gerichtliche Besteigung erfolgen kann , die von >ener an

sich zu unterscheiden ist , daher auch >e„c ohne dicfe statt finden

kann- S- Landr. Th. ». Tit- >7- §. SZ- Gcrichtsordn.

Th. 2. Tit- Z- Z. 2i. sz. Grckvcll «. a> O- S. 4«S 429^

7) Wiewohl gerade diese auch durch die bloße gerichtliche Consirma-

tlon verhütet werden sollen. S. Not- K u. preuß, Ger. Ordn.

Th. 2. Tit. z. 8- 22. Vcrgl. Grckvell a. a. O. S- »7.

Lars daher der Richter ein nichtiges oder gar unerlaubtes Geschäft

bestätigen? S- S trüben rcchtl. Bcd. B- 5 Nr.izz. Pergl-

preuß. Ger. Ordn. Th- ». Tit- s. §. 29. Grävrll a.

a- O. S- Z95- 427. S- jedoch Hypotheken- Ordn. Tit. 1.

S- 77. Tit. 1. 8- i«.
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§. 94. - -

li. Zuziehung von Notaricn und Zeugen , und öffentliche

Bekanntmachung der Geschäfte.

Die Bestellung von Notarien im neueren Sinn«)

dieses Worts, als öffentlicher Personen, die über das,

was vor ihnen und zwei Personen geschieht, eine Urkunde

aufzunehmen berechtigt sind , welche diese Verhandlung

vollständig beweist, erleichtert es den Contrahenten, über

den Inhalt ihrer Verabredungen öffentliche Urkunden zu

erhalten. Notariatsdocumente haben auch mit gerichtli

chen Urkunden gleiche Würkungen , wo diese bloß von

dem Daseyn einer öffentlichen Urkunde abhangen ö),

können aber niemals den Mangel einer vorgeschriebenen

gerichtlichen Bestätigung ersetzen , oder bei gerichtlich zu

schließenden Geschäften die Stelle der gerichtlichen Auf

nahme vertreten, wo sie dieser nicht ausdrücklich gleich

gestellt sind c). Die Form der Notariatsdocumente

richtet sich nach der Notariatsordnung von IS 12 ci),

wird aber, insonderheit bei minder feierlichen Beglau-

«) Ueber die Notarien im älteren Sinn vergl- <W ^angs , v. „«>

t»rill5 und tadeUi«. Ii. R^ipnsr. tit. zg. Ospit. z s. goz.

Lsx. z. schwckb. kandr. Art. »gg. Orth Anmerk. zur

Frankfurter Reform. Fortf. 4- S. 29S. Ueber den Ursprung des

neueren Instituts Runde Bcitr. B. S. zig n. f. S jedoch

r«tr. äs Vinei, epist. I^ib. S. Lp. z,. vcrg^. mit I^ov.

44. <Z»p. 1.

i) Notariatsorbn. ,512. im Eingang : dadurch die Handlung —

durch glaubwürdige offene llrkund bcscstiget werden.

«) S z V. prcuß. Landr. Th. >. Tit. s- § '7«-

<i) Bei Gerstlachcr Handb. der Rcickögrs, B- >«. S- »922 u. f.

(mit Anmerkungen). — Von neueren Verordnungen, welche eine
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bigungen und Registraturen , zugleich durch besondere

Gewohnheiten und Gesetze näher bestimmt e); doch muß

man in der Regel die Zuziehung von zwei' Zeugen als

unerläßlich betrachten /). — Als eine eigene Form

der Publizität, welche ein Geschäft erhalten kann, muß

auch dessen öffentliche Bekanntmachung erwähnt werden,

welche besonders im Handelsrecht S) häusig vorkommt,

jedoch nicht leicht etwas anderes als besondere Würkun-

gen des Geschäfts begründet.

Zweites Kapitel.

Bom Kaufcontract und Näherrecht.

F. 9S.

Grundsätze des deutschen RcchtS

,. über die Wandelungttlagc.

Der Kaufcontract gehört zu den Geschäften , bei

welchen unser heutiges Recht ganz von. dem römischen

Recht^Mäogt, und nur einzelne eigenthümliche Institute

des deutschen Rechts ausgezeichnet werden können. Zu

denen , welche nicht bloß dem pariculären Recht angehö-

vvlWnolgc Gesetzgebung über das Amt der Notaricn enthalten,

verdienen ausgezeichnet zu werden : pccuß. Ger. Ordn. Tb z.

Tit. 7. Notariatsvxdn. der freien Hansestadt Bremen.

>8r«. 8.

«) Z. B- bei Wechselprotesten, Bergs. «. »ukelsnä 'primae

liaess ckoclrinse ü« prots«atic>no esmdikli. (Fen. 1799.)

§. 4S.

/) I,e^5er 5pec. ,70. meä. 2.

5) S- z- S. v. Martens Handelsrecht. §. so. «g. z».
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ren «) , ist zu zählen : 1. bei dem Verkauf von Thieren,

die Beschrankung der actio reSKlbitoiiä auf gewisse

Hauptmangel ö). Das ältere Recht erwähnt diefe

nur beim Pferdehandel c) ; neuere Gesetze und Gewohn

heiten haben ihre Bestimmungen auch auf den Verkauf

anderer Thiers ausgedehnt ei). Diese gehen zum Theil

vor! der Ansicht aus , daß schon nach dem römischen

Recht die Wandelung nur in den Fallen statt finde , wo

die verkaufte Sache wegen eines verborgenen , zur Zeit

deö ContractS schon vorhanden gewesenen Fehlers ganz

unbrauchbar sey e) , und wollen dies eigentlich nur in

«) Wohin die Verpflichtung des Käufers zur Entrichtung eines söge«

nannten Schlüssel« «der Handgeldes , oder eines WeinkauscS ge,

hört, der aber doch meistens sich nur auf eine Verabredung grün«

det. S- H o m m c l Pertinenz und ErbsonderungSreMcr u. d.

W. Schlüssclgcld. Klevius acl jll, QuKllc. z. ?it. 6.

ärt. 6. Itt-o. 12. Auch die ^rrll» (Gvttesxsennig, Kleviu«

«. g. O,) bat nach deutschem Recht beim Kauf nichts eigenes.

ö) S- Münte r Roßtauscherrecht. «te AuSg. Hannover »796. 5.

Hagems nn Landwirthschastörecht- Z94 zgs.

0) Sckchs. Weichbild. Art. 97- Verlaust ein Mann ein Pferd

eim andern binnen Weichbild , da er Gewerschaft angelobet , fo

sol er in geivercn, daß eö nicht stetig sc«, noch starblindt, noch

unrechter Ankunft, noch hartfchlagig. — Glosse zu d. A- —

daß eines Pferdes Verkäufer fchuldig ist zu geivercn vor Äugigkeit

und »or Koldcren. — Lgv. Oiv. ?. 4. Osi». z. z. 2z.

»ro. 5. Haubold sckchs. R. 8 Wergl. W. G- Plvuquet

über die Hauptinckngel der Pferde. Tüb. ^79«. g.

«i) Preuß. kandr. Th. >- Tit. n. §. ,93 — »«6. Anh. §. ,5. ,4.

bsterr. Gcsesb. Art. 92z — 9,7. Welshaar würtemd.

Privatr. Th z z 367 ^ 9?6- S- '9 u. f.

e) Uudsr xrsel. jnr. civ. Q. Zl. l. §. 6. «rvitmsir
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Rücksicht einzelner Krankheiten und Fehler außer Zweifel

setzen /) ; daher ist nach solchen Gesehen auch anzuneh

men, ^baß, wo nach dein Gutachten von Kunstversiandi-

gen ^enes gewiß ist^), die sctio reäKiKiwiia auch wegen

anderer nicht genannter Mangel statt finde. Umgekehrt

aber begründen nach anderen Gesetzen nur jene Haupt

mangel jene Klage /r). Wo dergleichen an daS ältere

Recht sich anschließende Bestimmungen ganz fehlen, ist

ohngeachtet der Theorie, daß diese Klage auf jeden, nach

dein Edict der Aedilen in Betracht kommenden Mangel

gegründet werden könne , welche bei den Neueren fast

ausschließlich Beifall gefunden hat i) , die Praxis doch

gewöhnlich bei den Grundsätzen geblieben , von welchen

»S Oog. Lav. eiv. ?. 4. ?it. z. §. ,z — ,5. vro. 4 — 6.

Vcrgl- Glück Commentar. B- 20. §. im. S> »17.

/) Millich Auszug der churbrsunschw. Ges. Th. 2. Wegen der

Hauptmangel , als rcssig , tollcrisch und hartscbläglg , sollen die

Pferde gewandelt werden. — Wann auch serner ein Schade sich

findet , der den Gebrauch des Pferde« verhindert und zu der

Reddlbition den gemeinen Rechten »ach qualisiciict ist — so soll

derselbe das Pscrd zu wandeln schuldig seyn. Prcuß. Lande.

Th- >. Tit 5.. s- Z2!. Oestcrr. Gcsetzb. Art. gzs.

^) Daher der Streit , ob bei den Schweinen die Finnen und bek

dem Rindvicb die sogenannte Franzoscnkrankbcit zu den Haupt,

mckngcln gehöre- S- G. C- Voigt gemeinnützige Abhandlungen.

S- z'q u. f- Madihn Misccllen aus allen Thcilcn der Recht«,

gel- S- 6« u. 5

K) S. die Gesetze Note c. und Wcishaar a. a- O. §. 971. 97«.

Vcrgl. Münter «. a. O- S- 78-

,) Feuerbach elvilift. Versuche. V- 1. Nr. «. Glück a> «. O
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unsere ältere Gesetzgebung ausging K). Statt des ge

wöhnlichen Beweises, welchen die Wandlungsklage erfor

dert, genügt nach den neueren Gesetzen häusig, daß der

Fehler binnen bestimmter Zeit sichtbar geworden ist /),

worauf auch vertragsweise die Verpflichtung zur Gewahr

leistung gerichtet werden kann. Die Beschränkung der

Wandelungsklage auf bestimmte Hauptmangel schließt

übrigens in der Regel m) die Würderungsklage (actio

quam! minoris) nicht aus n).

S- 96.

s. Ucber den Verkauf der Früchte auf dem Halm.

Die Reichsgesetze a) untersagen den Kauf der noch

auf dem Halm stehenden Früchte auf andere Bedingungen,

als Bezahlung deS würklichen Ertrags nach dessen gemei

nem Werth zur Zeit des Contracts oder der Erndte ö) ;

i) Hagcmann a. «. O- SüntKer vriuc. jur. Kom. rom. 2.

§.97,. Krcitmalr a. a. O-

/) S- die Gesetze Note a. H a g e m a n n §. 396.

m) S- jedoch Wcisbaar a- a- O- Münter a- a. O> S. 215.

n) Hagemann Z. zg?.

«) Reichspollceiordv. ,54s. Tit. >g. Z. '. 2. >577- ebendaf.

bei Gerftlacher Handb. Thi«. S- 2140 u. f. I«icK. «r«s,

OaUsdione, juris civilis rom. cum r«ce,sibui imperii.

King. ,72z. 4.) Lect. 7. Z. ttei neceiu« äs veuäitioue

illicit» fructuum in KerKi«. Usl. 175g.

i) "Daß dasselbig Fürleibcn ober ZuvorauSgcbcn anders und mchrers

nicht als auf den Schlag und gemeinen Kauf, was nehmlich

der Wein oder Traid zur Zeit des Contracts oder aber vicrjcden

Tag die ncchken nach dem Herbst oder Erndcn gelten wird , de«

schehe."
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eine Bestimmung, welche in den Particulargesetzen bald

noch weiter ausgedehnte), bald nur erläutert und ihrem

Zweck gemäß modificirt worden ist

§. 97.

z. Vom Nclherrccht «).

4. Historische Einleitung i).

Das ältere germanische Recht beschränkte den Eigen,

thnmer in der Veräußerung seiner Grundstücke durch die ^ ' ^ ^i.

Befugniß , welche es dem nächsten Erben einräumte c), ^'"^ ^

den o^ne^ seine Einwilligung veräußerten Gegenstand zu '. .

vindiciren Ä). Bei einer den Umständen nach nothwen- ^

e) Novellen «um ba irisch. Landr. S- «6 u. s. S- dagegen ^.^/f,^/

OocI. Lsv. «V. ?. 4. Ou?. 4. §. 4. nrc>. s. und «reitmsir

uck Loci. L. 0. ?, s. Os^>. z. §. z». „ro. g.

ck) S. z. B. Welshaar würtemb. Privatr. Th. z. §. ,050. S-6g. ' ^

Preuß. Landr. Th. Tit. il. §. 58, — 594.

«) 8. Ltr^vK cl« iucc:e«ic)iie sb inte5tsto. O15,. VI. ^

Walch vom Nclherrecht- Jen. ,766. zte Ausg. 1795. g. <r. G.

v. Zangen Bcitrckge zum deutschen Recht. (Glessen 17g». 8)

«. 1. S- ? 156. B. 2. (Glessen ,79,.) S- , — 64.

Dessen praktische Bemerkungen zu der Lehre vom Abtrlcbsrechr.

Glessen ,8°o. g.

b) Dergl. Walch a. a. O. S. i — gz. (Geschichte dcS Nclher,

rechts, wo sich auch eine sehr volWndlgc Auszahlung der Quel,

len des partlcultlren Rechts findet).

«) Allerdings nur in einem gewissen Umfang, der jedoch «ff bei den

Rechten an Sachen erörtert iverden kann.

«l) Sachs. Landr. B. '. Art- 52. S- Rechtsgesch. §. zzg.

Für dle clltere Zeit gicht es zwar keinen direkten Beweis , wohl

aber einen indirekten. Pergl- ebendas. z. 57. ,93.
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digen Veräußerung wurde diese aber ausgeschlossen, wenn

der Erbe den ihm zuvor angebotenen Kauf aus

schlug e), und spätere Gewohnheit ließ öfters auch bei

allen Veräußerungen durch Ka.uf die Vindicatio« nur

gegen Erstattung deö Kaufgeldes zu /). Hieraus hat

sich das Näherrecht der Blutsfrelinde (Erblosung,

retractus gentiUtius) gebildet, das sonach freilich feinem

Ursprung nach gemeinrechtlich war , und auch noch im

«) Ii. Ls». ?it. 17. leider Koni« c,ui «UN Miels nodili, cuju^.

lidet erst, qui j»ni in exiliuni inissii« e«t, «i nereckitstein

«usin nece5sit«te c«srtu« venckere voluerit , oF>^«t esin

nrini« nroxiin« su« j «j ills einer« noluerit, «Ferat tutori

«11«, vel ei ^ui tun« s rege «uner istsl res constitutu« «!t.

Li ne« ills voluerit vencket esrn cni«iii,^ue voluerit. W 0 r IN«

sex Dionstrecht- Art-».6. Rechtsgesch. § 559. Note g.

Viele Statuten dieser Art hat Ureter äs usu g«nu!n« ^uri«

^nglo-Lsxonici. z>, 12. Das Schwallen derselben zmischcn der

Strenge des alten Rechts, welche» außer dem Fall der Notbwcn,

dlgkeit der BerSußcrung die ^reic EiMMu.ng des Erben zu die,

i< ^f« verlangte, und dem ^Sm^eu_^rMjd, iii zuweilen noch schr

deutlich zu erkennen. Z. ZS. Lege« Uenrici tt. in ^»gli»

conäitse. l^sp. gg. (<üsn«isni ?om. 4. v,,g. qog,) : nein«

toriikseist leoclurn suuni lezitirnis ncrvciiuu» 5iii5 — et

nulli licest 5ori5iniltere Kereöilsteni s>i»»> <Ie vsrentel»

lus, ilstione vvl voniiitiove — insxim« xj purentels con>

trsilicst , et n?c^,„i!>ni 5»»ni velit in es rni^cie. — Dell

Ursprung des R cl'kv U'.'d dessen Bedeutung a!S bloßes Nckberrecht

erkennt man recht deutlich in dem jütischen Low. Vi. Cap.

Z4. (Ausg. v. 7alk. S- 6^.). De Bondc nuuh syn cgen Laiidt

»orköpen , wcmc he wil , so he idt z Dingcoage sinen negcften

Fründen kam du t. — Vorschvtede he ock, «r und thovdren hc

idt rechtlich lawd>iden hcffr , so mögen idt sine «egelie Fründe

bispreken sunde den .?oer> thorü<ige drivcn).
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t5ten Jahrhundert dafür gehalten wurde s), sich aber

späterhin als gemeine Gewohnheit nicht behauptet hat,

wenn gleich der Satz , daß die Vermuthung für dessen

Gültigkeit streite, bis auf die neuere Zeit von Vielen ver-

theidigt wurde ü). Alle Vorzugsrechte ähnlicher Art,

die wegen anderer Verhaltnisse gebräuchlich geworden sind,

gehörten dagegen größtentheilS schon ihrem Ursprung nach

bloß dem Particularrecht an ; doch zeigt schon die Menge

gleichbedeutender Ausdrücke , welche für daS Näherrecht

vorkommen ?) , wie ausgedehnt die Verbreitung des In

stituts geworden ist. AM frühesten ist wohl ein Näher

recht der Art, wie es der Erbe hatte, dem Grund

herrn K) und daher dem Lehensherrn eingeräumt

worden ; neuer ist das Gespilderecht , die Marklosung,

daS Nachbarrecht, und das Ganerbenrecht , zu deren

Verbreitung eine Constitution Kaiser Friedrich II. m)

und einige Stellen des römischen Rechts n) ohne Zweifel

beigetragen haben , wiewohl keines derselben erst seinen

Ursprung daraus erhalten zu haben scheint. Da die

' F) Ollil prsctio. «Ksorvst. I.. I. «Ks. Ig. Vergl. Rechtsl

gcsch. §. 57'.

i) Vergl. Walch 0. a. O. S- zSi.

,) Einsprache, Vcisvrachc , Nöherkauf, Elnslano, Abtrlcb, Losung,

Geltung, Nsycrßcltung, Anstand, Anfall, Vcrn<lberung , Be,

schüttung (Vcschudvung).

i) Walch o. a. O. S- 23 u- f.

i) 11. 9. §. 1.

»,) LencKenbeiK Oorp. jur. feuä. 604.

n) I^.z. O. <le jure empkvteut. (4, 66 ). 1^, »n. von Uver«

K»biistoriKi>5 nlOtrocomise lo^s iua sii extraaelinl trsns-

kerr« (n, 55.).
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Rechte des nächsten Erben bei Veräußerungen aus einem

anZeblichen Gesammteigenthum. der Familie an unbeweg

lichen Gütern nicht abgeleitet werden können, so ist nicht

abzusehen, wie die Natur des GesammteigenrhumS irgend

etwas an dem Institut erklären könnte «). Dem Näher

rechte überhaupt ist übrigens, da es von Vielen als eine

unnatürliche Beschränkung des freien Verkehrs betrachtet

wird, die Gesetzgebung der neuesten Zeit ungünstig gewe

sen ; es ist daher in manchen Ländern, in Rücksicht aller

oder einzelner Arten aufgehoben oder in seiner Anwen

dung beschränkt worden x).

F. 98. . . '

L. Natur des Nckhcrrechts.

«. Unterschied zwischen Vorkaufsrecht und Retractrccht.

Von dem Vorzugsrecht, welches bei Übertragung

einer Sache für den Fall künstiger Veräußerung durch

einen Nebenvertraz vorbehalten werden kann (jus ?r«ti>

Wiseos) , und schon nach dem römischen Recht auch ge

setzlich, mit einigen Verhältnissen verbunden ist a), unter

scheidet sich das deutsche Naherrecht durch die Würkun-

o) Wie Walch B. '. Hauptst. 2. auszuführen sucht.

x) Beispiele: Neue Beifügen zur gothalschen Landesordn. Th. >.

Cap. g. Art- »- S- g4- (in Rücksicht der Erlösung), öftere.

Gesctzb. Art. "4«. "4>- Samml. der vassauischen Derord«

nungcn. Th- >- S. l?7- ('»öS). Eigcnbrodt Handb. der

großhcrzvgl. Hess. Vcrordn. B. 2. S- zsg. (>L>2). Landrecht

des Könige. Würtcmbcrg mit einem Commcntor von Reinhard

Th. 2. S- »zs. (,8>z). Vcrgl, Runde Privatx. §. >9Z. Note

u der neuesten Ausgaben.

») Glück Commentar. B. > e, §. 992. S. >7Z- . ^
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gen, welche eS auch nach geschehener Uebertragung g^gen

den ^rUen Inhaber äußert (S. 101.), da jenes mit kei«

ner Retractklage verbunden ist. Ganz gegen die Natur

deS Instituts ist dagegen die Behauptung b) , daß ein

Retractrecht vor der Uebergabe deS Gegenstandes nicht

ausgeübt werden könne , und mithin ein Vorkaufsrecht

nicht in sich schließe, da gerade die Entstehung desselben

von jeher durch das unterlassene Anbieten (g. 97.)

begründet worden ist (Vergl. §. 101.) c), und auch daS

Retractrecht zunächst in der Befugniß besteht m den

Kauf einzutreten c/).

S- «9. >

Grund des Retractrcchts.

Ein wahres Retractrecht kann gemeinrechtlich nur

auf Gesetzen oder Gewohnheiten beruhen , ist aber mit

den gesetzlichen Vorzugsrechten , welche deutsche Gesetze

gewahren, gewöhnlich verbunden a). Hingegen kann es

mit einem bedungenen Borkaufsrecht durch besondere Ver»

i) Walch a. a. O- S. >s«. »g>.

e) Es ist merkwürdig, baß dies von Walch so ganz übersehen wird,

vhnerachtet er S-»si- selbst bemerkt, daß in vielen Gesetzen statt

des Nckberrcchts bloß der Notwendigkeit , dem Rctrabente» die

Sache anzubieten , gedacht werde.

«!) Bergl. Strock cls succ. ini. U155. 6. Osz>. I. z sez.

Osp. 4. §. 40 «eh. ?ufen6or5 OKssrv. jur. univ. I'oin. z.

Od«. 4s. S. S. ^lsclikn 6s jure r>rotimi5eo, eju5^us ^

jllrs retructu« ckiscrunine (Usl. »7Z8 ). Z. l». Glück Com«

meotor a- «. O. S- 197-

«) Vergl. z. V- s^chs. Congit. von >57»- s- Von«, z« im

Ansang, preuß. Landr. Th i. Tit.,«. Z.6z>.

19
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gb^dunA nicht verknüpft werden, da weder ein beigefüg

tes pscmiu 6e »on sliensnS« b) , noch die Bestellung

einer Hypothek c), noch auch der Umstand, daß der Er

werber einer Sache Kenntniß von dem Vertrage gehabt

hat <i) , eine Klage auf Abtretung des Gegenstandes

für den Kaufpreis zu begründen vermag. Nur sofern

vermöge der Einrichtung der Hypothckenbüchex auch ein

vertragsmäßig erworbenes Vorzugsrecht in eine Real

last verwandelt werden kann,«), gellen freilich andere

Grundsätze. ', , .

§. 100.

7. Erfordernisse zur Ausübung des Nckherrechts-

Das Naherrecht besteht in der Befugniß , in einen

geschlossenen s) K.aiif ö) einzutreten, dessen

» 1^. z. O. <is conckict. «K esussm 6«tor. (4, 6.). Glück

Commentar a. a. O. S.65. S. jedoch ebenda f. S-66. Nr.».

«) Denn die Forderung selbst «cht nach geschehener Veräußerung nur

auf das Interesse. Q. 75. 6s «ontr»K. et V. (ig, ,.).

1^. »1. §. 5. äs st V. (19, ,.) Q. izz. Z. z. äs V. 0.

(46, i.). Sie gewöhnliche Meinung ist jedoch die entgegengesetzte.

Glück S- 67. Nr. z. und Note 8- Auch die sgchs. Constit.

.«,. «. O. am Ende.

<i) 8truv Lx. »z. tl>. 4z. A M- ist >VsrnKer t)d«. kor.

I'oin. 1. ?. (Zbs. 4«g. Berg er «ec. jur. 1^. z. ?jt. g.

§.14. «ot. >. prcuß. Landr. Th. ». Tit. 20. z.Sz«.

«) Prcuß. Lande, a. a. O- §.570. dstcrr. Gesetzb. Art. ,«75.

«) Wo nicht, wie es nach dem ckltcrcn Recht geschehen sollte (z.97.

N?te «. und f.), dem Nclhergcltcr der Kauf angeboten werden

k> mußte, ehe mit einem dritten abgeschlossen war, welche« auch den

neueren Gesetzen nicht ganz fremd ist. Hamburg. Städte.

Th. s. Tit- 8. Att- 5. Dcr foll es zuforocrst durch zmcene Erbgc«
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Gegenstand gewöhnlich c) unbewegliche Sachen seyn müf>

sen. Der Nähergelter kann daher 1. -weder vermöge des

bloßen. Mherrechts eine Schenkung verhindern ck) , noch

selbst dieses bei einem Geschäft geltend machen, dessen

Hauptbedingungen e) er nicht zu erfüllen im Stande ist,

scssene Bürger, dm beiden seiner nächsten ffrcunde, darauf skia

Gut fallen mag, anpröscnlircn, und wann die es nicht begehren,

denen verkaufen, sv das meiste dafür geben wollen. Art. 4. Wen»

jemand — des juri, reti-sctus od« Borkaufs genießen , und In

den Kauf treten will; der soll wenn er gebührlich ersucht, also,

bald, oder je auf das höchste innerhalb jwecncr' Monaten ', sich

erkoren, und dasseloigc Geld erlegen, fo ohne Betrug und Helm,

lichc llcberscizung , zum höchsten dafür geboten wird. Hadeler

Landr. Tb- 2. Tit. 2. Wer seine Erb und Gründe verkaufen will,

der soll die drei Sonntage nach einander sürm Kirchspiel feit die«

ten Freunden und Fürnosscn. Ist denn kein Freund oder Für,

nvsse vorhanden, welcher zu kaufen Willens, oder Pfenning oder

Bürgen biete« rhut , alsdann stehet dem Kckuler frei mit eii nn

Fremden zu handeln , nachdem er .die Urthel erhalten, hat.

?l!lenäoirk yds. I'om. z. <ZKs. ,0«. Pergl. lül> Städte.

B z. Tit. 7. 8- >. Ocr soll sie für all?« Singen anbietco den ^chc«

Ken Erhey, durch zwcene gesessene Bürger, ob sie das anncdmei,

wollen für den Preis, was andere darumb geben.

i) Oder was dicscin^ nchtlich gleichsteht. G. G r i c ff n g e r Com«

mcnt. zun, wüttcmb. Lande. Th.z. S?45- Hieraus ist auch leicht

' zu beurtheilcn, in wiefern bei einer Srbleihe , dem Lchenseootraet

und ckhulichcn Geschäften dcr Retr«t statt finde, welches Walch

S- >7«. zu aklgcmcw deantwvrket. Wergl. preuji. Lands. Th.

Tit. 2». §- s?6.

«) S- jedoch z. ZS. würtemb> ran de. Th. ». Tit. a6., ,^.

Xspkk äissert. cie jure retrskeuäi res mobiles, specislim

Wirtemdergico. ^ub. ,77t.

<i) Usrirn. kistoris lZusest. jur. I.iK. ». lZu. n.

e) Gebr. Overbeck Mcditat. über verschiedene Rechte matcrien. B.

19*
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..wie beim Tausch oder Vergleich /) , oder wo jene mit

besonderer Rücksicht auf die Person deö Kaufers festge

setzt sind, wie beim Freundschaftökauf s) und Alimenta-

tionscontract K). Hingegen steht der Ausübung seines

Rechts weder bei der Veräußerung einer Sache an einen

Dritten^!) behufs einer Theilung unter Miterben oder

Miteigenthümern , noch bei Subhasiationen noch bei

einem sogenannten Mengekauf /) etwas entgegen. 2. Er

hat alle Bedingungen m) zu erfüllen ») , welche der

Käufer übernommen hat , und muß diesem außer dein

bereits gezahlten Kaufgelde. auch den auf die Erwerbung «)

e. E.»g. Griesinger Eomment. zum mürtemb. Landr- B z.

E715. O»nilegies,er IZec. ?oin.2. Oec. «4z. Walch

«. «. O. S.l62. Vergl. preuß. Landr. TP ». Tit.s«. 8 579.

/) Walch a. « O> E >«» —

locun» K»Ke»t. Je». 1767.

>) Walch a. «. O. S. '76. S. jedoch xxeuS- Laodr. a. a. O.

Z. SS»-

H I.«7«er »xee. ,94. Ooroll. «. Walch S. ,67. Nete «-

H Walch E. '4K u- f. Vergl. preuß. Landr. a. a. O- §. 6»;

ti« 6,7. Abweichende Gesetze s. bei Walch S- »«;.

y Sofem er nur aus Verlangen deö Kckuferö.alle Bedingungen

,u erfüllen bereit i». Walch S- »°6 u. f.

,») S- Walch S- >9.° «' f- Wegen terminlicher Zahlung s. I««.

vi», r. 5. vee.?5. Wege» Sicherstellung des creditirten Sauf«

preise« »ergl. preuß. Landr- a. a. O- Z- 6,,. s«.

») Ueber deren Bcwei« s- Walch S- »9». Vergl. Hamburg-

Gtodtr- Th- »- Tit. S. Art. 4-

«) Wie da« LaudemM. Walch a. a. O. S> »n. E. jedoch

kde»das.^S. S46^
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und die Sache selbst gemachten Aufwand (S. 101.) er»

setzen.

<

S. 101.

ö. Natur bcr Rctractklage.

AuS der Befugniß deS Retrahenten, ln den Kauf

einzutreten, ergiebt sich, baß er von dem Vertäu«

fer mit einer durch Gesetz oder Gewohnheit gegebener

Klage das fordern könne, wozu die actio ernti, berechtigt.

Zweifelhafter ist die Natur seiner Klage, .sofern sie gegen

den Kaufer gerichtet wird s) ; da aber die Retract»

klage gegen diesen zunächst dann gegeben wird, wenn der

Verkäufer gegen das gesetzliche Verbot ö) ver,

äußert hat , so wird die Natur derselben offenbar nicht

durch eine dem Käufer auferlegte besondere Ver»

Kindlichkeit c) , sondern dadurch bestimmt, daß die

Veräußerung un kräftig ist, und den Nähergelter

an seinem Recht , die Sache an sich zu bringen , nicht

hindert ; dieses muß folglich für ein unbedingtes , und

die Klage für eine »ctia in rem scripta gehalten wer»

den ek) , die auch gegen einen weiteren Erwerber e) unter

«) S. überhaupt: Walch «. a. O. S. 2z> — -46. ».Zangen

Rechtscrörtcrungcn B ,. (Wetzl. ,785. « ) S >47 ». s. dessen

Beitrage zum deutsch. Recht- S »sg.

>) S- §- 97- Note k. §. ,c». Note ».

e) Hierauf beruht die Meinung von THIbaut Versuche über einzelne

Theile deö Recht«. B- S- 67.

»^) ärß. l.. l. l>r. I.. 14. §. Z. 5. I?. ^uock metu, c«u,s (4, ».).

lZuock inetu« c«>is» gestum est , rslum tton Kstiedo. ^-

vnckv c>uick»m r/utsnt Kons kicke emtorem »K e« qni vim

intulit comparsntem »on teneri , nev eum ^ui ckano »c««^

pit , vel cui res legst» «t. Leck rectisiime Vivisnv vjcketur,
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Erlegung der Werften Kaufsumme /) statt findet 5). Die

Klage geht übrigens hier bloß auf Abtretung der Sache,

und wenn der Besitzer ia rnora lostituenSi ist /e) , auf

die seitdem erhobenen und vernachlässigten Früchte i),

sonst nur auf die stehenden gegen Erstattung der Cultur-

kosten K. Der Käufer hat feiner Seibs keinen Anspruch

auf Gewährleistung gegen de.n Verkäufer, sofern er nicht

versprochen hat , daß die Sache nicht retrahirt werden

solle CeHwn der Retractklage ist nach der Natur deS

Retractrechtö uiizulässig m).

eti«m Iioi r«nv^i, ne merus l^»em z>llS5u> «um miki c»z>tür>»

«u« sit. — . .

«H «sil pr««. OKierv. I.. 2. Od,. ,y. Z. 7. Walch « 0. O-

S. 39. gz. »^'S- »52. S. I. die gewöhnliche Meinung, wiewohl

über die eigentliche Beschaffenheit der Klage gestritten wird.

f) Vergl. preuö- Landr. a. g. O- §. 6zz. SzS,

s) Womit aber der Fall nicht zu «cxmechselo ist, wenn der Netra«

hcnt die RctractSklagc gegen die erste Veräußerung bereit« v c r,

loren hat, und bei einer neuen Veräußerung in den Kauf

eintreten will z welches nur juIWg ist, wenn nach dem Ver,

hcll^ntß des jetzigen Besitzers das Rctractrecht überhaupt

noch statt findet. S- Steuden rcchtl. Beb- B- z. S- 469.

Walch a. o. O. S. 622. Dergl. auch preuß. Landr. a. a.

P. 8- 586.

K) Osnnoßi«s«er veci«. 1°om. 2, p. 42g. Walch ». «. O>

S- 225. Note 10.

,°) 4rA. I.. ,,. z, z. 0. (>9, ,.). I_. IZ. O. Se ^. U. et V.

(4, 49-)-

i) Walch «. a. O- S- »?> — 225.

i) Walch ebenda,'. S. 245. Dies setzt jedoch wohl voraus , das

der Kcluslr das Sascyn des Retractrechts nicht rechtmSiiigeriveise

ignoriren konnte.

m) Walch S- >2».
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§. 1,02.

«. Gründe, «mi welchen das Rctractrccht erlischt.

So lange 1. der Relrahent noch nicht erklart har,

von seinem Recht Gebrauch machen zu wollen , und die

Sache noch nicht übergeben ist, hindert die Wiederaufhe

bung des Geschäfts von Seiten der Contrahenten die

Ausübung des Retractrechtö «). Diese fällt 2. durch

Entsagung weg , welche auch in der Einwilligung liegt,

die der Nähergelter zur Veräußerung an eine bestimmte

Person ertheilt 5). 3. Gleiche Würkung bringt die ge

sehene Anzeige deö Kaufs hervor , wenn sich der Nä- ,

hergelter binnen einer gesetzlich oder durch den Richter c)

vorgeschriebenen, oder von ihm selbst begehrten Frist nicht

erklart 4. Die Retractklage eines Berechtigten, dem

der Kauf vor der Uebergabe nicht angezeigt worden ist,

erlöscht binnen Jahr und Tag, auch wo diese Art der < >, '

Verjährung, welche neuere Gesetze zwar wohl abgekürzte)

«,) ?uk^ncknrk Odserv. jur. 1'oin. z. Od.». 40, §. 5. Oorn.

vun L^uKersKoeK Hiiaost. jur. priv»t. 1^ z. Oso. 14.

Anderer Meinung ist in Rücksicht der Zeit vor der Uebergabe,

Walch S- «S>. Allein s. oben §. gg.

II. ?. «l>. §. IZ. (Zuocksi consensit «lienstioni , vel per «n»

nurn ex czuo scivit tscuit, omnio« removebilur. (Z. Walch

S- »SS-

e) Denn die gesetzlichen Fristen können nur für Bestimmung einer

acrckumigcn Frist gehalten werden, die in Ermanglung gesetzlicher

Verfügung auch nach dem «rlhcil deö Richter« festgesetzt werden

kann. Die Anwendung von V. ,z. ci^e^er 195. '»eck.

,. Walch S. «5Z-) lößt sich dagegen wohl nicht veridcidigen.

<i) Walch S- -S° u- f.

«) Walch S- »S7-
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aber nie erweitert haben /) , nicht ausdrücklich in den

Gesetzen anerkannt ist, indem sie zur Eigenthümlichkeir

des Instituts gehört s). Der Lauf der Verjährungszeit

beginnt mit dem Augenblick, wo der Retrahent von der

geschehenen Uebergabe Keuntniß erhalten hat K). .

S. 103.

O. Einzelne Arten des NckherrechtS.

I. Die Erblosung (retrsctus ßentilitiu5) «) gab

ursprünglich wohl nur dem nächsten Erben ö), diesem

aber in Rücksicht aller Arten, unbeweglicher Güter c) ein

Näherrecht; in neuerer Zeit sind hausiger bloß Erbgü«

ter ein Gegenstand derselben ei). Die veräußerte Sache

/) Da« preußische kandr. Th. >. Tit. 20. §. 646. macht zwar

eine scheinbare Ausnahme , allein «rgl. §. 644.

g) II. ?. 9. z. 1. ,S. §. 15. Sckchs. Landr. B. ,. Art. 34.

«. z. Art. LZ. S- Walch S. s6> u. f. und vergl- Rechts«

gcsch. §. 571.

K) II. ?. »e. §. ,z. Vergl. Walch S. 274.

«) ^. ?. R,Ke<iu» 6« jure rstrsctus gentilitii. ?r»ilcok. 1670.

4. ^ visiert, «elevt. Vol. 1. uro. ?S.) l.e^»or i^ev. ,gz —

>gg. ?ukeackork OK5. 1'om. 1. Ods. izz.

Sckchs. Landr. B. >. Art. 2,. Usrtm. ?istori, cz»s«t.

jur. czu.12. nro.?5. Vergl. Rcchtsgesch. z. Z5g.

e) Sckchs. Land r. B. I. Art. 5«. Anc Erben gelob — cn muz

nicman sin eigen gcbn. Vergl. Walch S- Z72.

ck) Selbst der Sachsenspiegel (i, 52.) u. Schwabcnspiegel (Art-z»».),

nachdem man diese Stellen einmal auf dcn Retract gedeutet hat,

ist schon Im >6ten Jahrhundert^on Erbgütern verstanden worden.

Sckchsische Consttt. ?. 2. O. ,2. zi. , wo aber das Recht

des nächsten Erben aus die Desceudenten , und bei dem Verlaus
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^nuß dann auf den Verkäufer durch Erbgang von einem

Stammvater gekommen feyn, von welchem auch der Re-

trahent abstammt ; eine mehrmalige Vererbung ist hin

gegen wenigstens im Zweifel nicht nothwendig e). Re»

trahiren k^tnn zwar jetzt jeder /) ^ucceffionSfähige s)

Dcscendent des ersten Erwerbers, und daher steht auch'

weder den Kindern noch den Eltrrn des Verkäufers^)

ein Hinderniß entgegen ; aber der nähere Erbe geht dem

entfernteren vor K), und kann auch bei Veräußerung

der Sache an einen entfernteren retrahiren II. Die

auf da« bloße Vorkaufsrecht beschrankt worden ig. S- Haubold

sSchs. Privatr. §. Z96. ^ . ^ ' , ^ ^

«) S. Walch S. Z54 u. f. A. M. Ist rukenckork «b». ?om.

z. Ob,. 40. ZZen Ursprung der e^tMcMefcLten Zb^orje f. in

. den ILchs- Cvnftit- ?. » Oon^t. z>. S. L»rz>,«v zu dl«

ser Stelle Ssk. ,4.

Die Beschränkung des Retractrccht« bis auf einen gcivlssca Grad

(Walch E. s^i kukenckork OK,.' ?om. 4. 0d5.,o.)

ist, wo sie nicht 'ausdrücklich sanctionirt ist, gegen die Grundsätze

de« neueren Erbrcchtt^>,v i

F) Womit sich die Frage beantwortet, in wiefern Agnaten und Ce</ >

gnate« retrahiren können. Vergl. preuß. Landr. Th>». Tit4.

z. 2ZZ. u. s. Walch S. z?o.

O. ?. ^VsIcK <ie jure lidvrorum Kons s psrentidus »ec^iii»

«t» retrskencki. Ion. »76z. 4. Wergl. 1^. 7Z. O. S.).

Q. Zi. O. (8, 4S) üe «victio«. S. Walch Nckherr. S.

Z27 U. f.

H V. ?. >z. IVlevius uck ju, I.uK. l,. z. ?it. 7. ^rt. 1.

Walch S- SZ2-

«) S- Walch S- ZZ7-

/) S. Note b. II. ?. ,6. z. IZ. »srtm. ?i,tori, (Zusest.

jur. 1^. s. ?. l. (Zu. l>. O. ^. Ltruv evol. jur. «z.
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Marklosung (retrsctu« ex jure ineolstus , lnetrooo-

iniss , Landmannseinsiand , Bürgerretract ?») setzt die

Veräußerung eines Grundstücks an einen Fremden vor

aus , und darf nicht mit dem Verbot der Veräußerung

an diese oder einem Reunionsrecht verwechsele werden,

bei welchen die den Einheimischen gegebene Klage von

Myz^ anderer Art ist n). III. Das Gespilderecht

(Theillosung, retrsctus ex jure corißrui) o), verknüpft

das Naherrecht mit dem Besitz des Theiles eines vordem

unte/ mehrere zertrennten Grundstücks, wenn einer die

ser Theile an einen dritten verkaust wird. IV. Der Re-

tract kraft des Miteigenthums <ex jure c«»ck«»üuii,

Ganerbenrecht) setzt mtellectuelle Theile an einer

0i.6o. A. M. ist Walch S- zsg- SoNnfische L. O- Th 2.

Tit. t». Z- >9-

in) I. ?. VVsKI äe jure prol^imiseos 5. retrsetu« territorislis

perpetui. Lie«, 1728. 4» ^V, ^, Lclioepk >Z« retru<!lu

ierrit«ri»Ii , Lerm. MarklosUNg. I'ub. 74«. I g n g e N vom

Abtciebörccht- S. 8- 2g. 47.

n) 1^. UN. L. non licere Näbitsloribu« metrocomiso locs sus

»ck <?xtr»neos tr»o»ferre (>t, 55). Die sehr bcsiriltcne Äuslc,

gung des Inhalts dcr mecklenburgischen Policciordl^ Tit. "von

Verschreibuna dcr Heuser" und "von Gcmcrb und Handthicrung

der Bauersleute", welcher auch hicher gehört, hat in Meetlen,

bürg viele Verordnungen für einzelne Städte veranlaßt. S- ».

Kampy Civllrccht dcr Hcrzogth. Mccklcnb- Tb- S- >s^ u- s.

,) I. ?. R,Ketius äi,5. cie jure eonßrui. rrsnvof. i6öy. 1.

<Z. Siegel cli«, kie jure eongrui in l'Kuringis. I^iv«. 172L.

XinrI (Zu. 5or. °r«m.z. Osx. z?'. (eg.,.).

x) V. ?. 1Z. Walch S- ZS« U- f- kukenclorF Ob!. 1'c.ni. ,.

Obs. izz. §. >>. '
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Sache voraus und findet sich auch bei Schiffsparten 7)^ '

V. Das Nachbarrecht (ex jure vicinitinis , Fürnossens ^>^>^

recht) bezieht sich auf anstoßende Grundstücke. VI.

Der grund herrliche' Retract ( jur« clominii üi-

recti) kommt zwar bei vielen Arten Don Bauergütern

vor, kann aber keineswegs gemeinrechtlich als eine Wür« ^^'"^^

kung der Grundherrschaft betrachtet werden. Der ge- ^'^.'2^

meinrechtliche Retract des Lehenöherrn , welcher diesem, X'

und der Agnaten un!> Mitbelehnten , welche der Erblo- ,

sung nachgebildet sind, gehören in das Lehenrecht. ,. '

§. 104. ' .

0. Collision mehrerer Rrtroctrechtt «).

Unter mehreren Retrahenten, welche t. ein Naher

recht aus demselben Grunde geltend machen wollen, ent

scheidet zuweilen ö) die größere Starke des Rechts ;

7) Hansische Schlffsvrdnung von ,Z9>. Art.54. Prcuß. Lande.

Th- 2. Til- 8- §^ >457- '4ZS- vergl. Th. ^ T!t. so. §. 57z.

?) Walch S. 47« u- f. ?uk«nS<zrk 0Ks. ?om. ,. «Ks. izz.

§, ,2. ?om. z. Od«. 4,. «0«. I'om. 4. Ob«. 2,. Xinck

lZuaest, kor. I'om. 4. Osv. 47. (eck. >.). Preug. Lande.

Zb. ,. Tit. 2°. §. 65a.

,) I« ?, L. I s n 'cko rstrsvtu torritorikli ckominaruin territo-

rislium in Lernianis. ^It. 1774. ?. O. Oonr»ck> öe jurv

retrsvtus in ooni« ^leierckiiigici«. U«Im5t. 1747. E. F.

Buri Erlckutcc. des Lchcnr. S. Loi. g6z. i«6g. ,17z. Es

kommt auch als Recht des Rentners vor. Lüb. Städte.

B. z. Tit. 7- Art. >. Tit. S- Art- z.

«) Walch S. s«7 — 54«. .,

ö) S. oben §. 10z. Note i. Kinck cz». forens. 1'«,«.«. O»V 47^

AK. ?rit»ck. cke jur« congrui. Ovli5<!. I'oi». «. v. >z».

Lngsu Oecis. ?. 2. Oec. gz. Walch S» 520.
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sonst die Prävention c) , und zuletzt , wenn Theilung

nicht zulässig ist, das Loose?). Nur diese letzteren Snt-

scheidungsmittel sind 2. zulässig, wo mehrere auö ver

schiedenen Gründen retrahiren , wenn nicht Gesetz oder

Gebrauch einzeln'« Arten des RetractrechtS füy stärker

erklärt als andere e) ; daß auch, abgesehen von diesem

Falle , ein Näherrecht aus mehreren Gründen dem ein

fachen vorgehe , wird zwar gewöhnlich angenommen /),

ist aber unerweislich,/ / ' ^"«i^.^ oc^^.

Drittes Kapitel.

Vom zinsbaren Darlehen.

§. tos.

Formen des zinsbaren Darlehens bis zum Ende be< >6ten

Jahrhunderts «). ' "

Die Formen deö zinsbaren Darlehens bestimmten

sich im Mittelalter durch die Beschränktheit des Verkehrs

e) 4r?. I.. 5Z. in H. Ss le^sti«. I. (zo.).

^) ^r^. 1^. z. pr. O» Ooinmunis cke legati, (6, 4z.).

'<) II. r. 26. z. IZ. vcrgl. mit II. ?. 9. §.,. Lüb. Stabr. B z.

Tit. ?- j- Stein Abh. der lüb. R- Th. z. S- -zg. P r e u ß.

kandr. Th '- Tit-»o. §.587— SSZ- Walch Ssz6.

/) Walch a. a. O. S.

«) S- Rechtsgesch. §. z6,„. Z77. 450. 57z. ». Meiern Ge-

danken von der Rechtmäßigkeit deö sechsten Zinsthalcrs in Deutsch

land- ( Hanno». »7S2. 4 ) S. 69 — 109. 5o. 6orber

Ooinni. cke cens» ronilituiivo. Jen. 1746. 4. Hugo civ.

Mag. II, 7. I. z. I. Sommer OarstcHung der Rechtsvcr,

hckltnissc der Baucrgüter im Hcrzogthum Westphalen- (Hann. u.

Münger ig^z.) S- 46 u. s.
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mit baarem Geld und den dadurch begründeten Mangel

deS persönlichen CreditS. ES wurde regelmäßig entweder

durch den Berkauf. eines Grundstücks oder nutzbarer Ge- ^

rechtsame auf Wiederkauf eingegangen, oder in der Form v

eines Rentenkaufes geschlossen, bei welchem der Verkaufer - ^

der Renten (Gült, Zins, ceo«u«) auö einem Grundstück

(der Schuldner) auf den Gläubiger (Käufer) urfxrüng, >

lich immer ein Recht an einer bestimmten einzelnen Sache ^ ^ '>

übertrug, das seine eigenthümliche Natur hatte ö). Die

Zinsverbote deS canonischen RechtS, welche auf jedes di»

recte Zinsversprechen gingen c) , trafen diese Geschäfte

nicht, und dies mag beigetragen haben, sie im Gebrauch

zu erhalten, wenn sie gleich darum ihrem Ursprung nach

nicht für absichtlich ersonnen gehalten werden dürfen

(mutuuiN psllistum), um jene zu umgehen. Wenigstens

seit dem 14ten Jahrhundert näherte sich der Nentenkauf

dem Darlehen mit hinzugefügtem directem Zinsversprechen

bis auf den einzigen Punct, daß nur der Schuldner kün«

d) Rechtsgesch. §.z6l ». L üb. Recht. B z. Tit. 6. Art.». 8> g.

Tit. 7. Art. ». Tit. ». Art- iz und Meviuö zu diesen Art.

besondere. Tit. L. Art- 8- Hamburg. Stadtr- Th-, >- Zit. ,6.

Z. s- Th ?. Tit. Art. 5- «. Bon dcn "ewigen Geldern" nach

dairischem Recht s. Xreitm»ir «6 l^oä. Lsv. juiiie. Osz,. 2«.

S. ,6. uro. z. Bairische Hypvthekcnvrdnung von >822. §. 67.

G. M. v. Weber über das bairische Credit, u. Schuldcnmes««.

(Suljdach l«>9- 8) S- 24. S- auch unten die Lehre vom

Pfandrecht und von den Reallastcn.

») Osn. 1. O. »g. (Zu. Z. l. 4. 6, g. >«. X. usori^

Glosse zu sächs. kandr. B- ' Art. 54. Merke aber — ma«

Wucher sey , nchmlich alles das so ein Mann mehr eMimmt

oder aushebt dann er ausgeliehen hat , und daß er ihm solche«

- zuvor also HGW Hab-
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digen konnte el), indem auch üblich wurde, Renten vom

ganzen Vermögen e) zu verkaufen, welches das canoni

sche Recht für einen erlaubten Eontract erklarte , ohne

sich an den damals noch sehr hohen Zinsfuß zu stoßen/).

Bei diesen Grundsätzen blieben noch die Neichsgesetze des

löten Jahrhunderts stehen F), nur erlaubte man , daß

der Schuldner versprechen dürfe, im Falle deS

: S_krZugs Hauptsumme und Gült zurückzuzahlen 5),

. auch wurde das Darlehen für ein Geschäft erklärt , bei

welchem der säumige Schuldner Verzugszinsen zu erlegen

verbunden sey , die das canonische Recht in der Form des

Interesse schon im Allgemeinen gebilligt hatte i), und

welche zur Abschneidung weitlausiger Liquidation auf fünf

Procent gesetzt wurden K) ; denn so hoch, nahm man an,

könne der Gläubiger sein Geld nutzen , weil man schon

früher diesen Zinsfuß für den Rentenkauf erlaubt hatte i).

'!) Vcrgl I. Mösers patriotische Phantasien. Tb 2. Nr. !Z. S >oz.

«) ^nnunies. Vcrgl. LlscliZton« Oonuncnt. on tke Isms «k

Lnzlällck. I'om. 2. «sß. zg. («6. ijj.).

/) i. 2. Lxtravsg. common, äs emi. et ve»6. (z , g.).

Vcrgl. Rcchtsgesch. §. 4S«>

F) Relchöoollc.Ordn. >;z«. Tit.26. ,5«. Tit.'?. 1577. Tit.'?.

Deput- Adschn. >6«>. Z- SS-

1) g. X. 6e »rditri« (>,4Z)- ^- ü- LoeKmer j,i5 ecclv».

?rote»t. Lih. 5. tit. 19. §.»4.

i) Deput. Abscb. l6ao. z. IZ9. Eigentlich nur cinc DcsMIgung

b« kammcrgcrichtlichcn Praxis. Meiern «. q. O. S- "7 u.s.

/) Reichspolicciordn. ,550. Tit- «6. §. g- '648- Tit. »7. §. g.

i577> Tit. ,7. S- 9-
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^ §. 106.

Einführung de« auskündbaren Darlehens mit Zinsvcrfprecheg.

Gegen das Ende des 1«ten Jahrhunderts führte die

Gewohnheit auch das einfache Ainöversprechen beim

Darlehen , oder die Befugniß des Gläubigers zur Kün

digung beim Rentenkauf, zuerst in einzelnen prote

stantischen Landern ein ; sie stützte sich wohl zunächst auf

das römische Recht «), weMalb auch meistens /,) gestat

tet wurde, sich sechs Procent versprechen zu lassen«).

a) I«. «6. §. i. O. «ie usuri« (4, Z2.).

i) Mcklcnburgische Policelordnung von ,572. Tit. von wlichcrllchen

Contractcn»« §. z ^ s- Oorp, Solist. Oiiivniierg. I'oni. 2.

xsg. 6,O. (1S17). Hamb. Städte. Th. 2. Tit. >. §. 4. Erzstist

bremische Constitution von wuchcrlichcn Eontractcn vom I. 15g".

bei MeviuS von wuchcrl. Eontr. S- > u. f. Vcrgl- Meviu«

a. d. O. Tb.,. Cap-6. §.7.3. S 60.

e) Einen Mittelweg wllhlte man in der Frankfurter Reform.

Th Tit. 11. Z. >o. Dock so jcmant ein nomhafft Gelt zu feiner

Hanthierung — auff ein geraume benannte Zeit entlehnet und

dagegen das >«« jckbrlichs mit gewöhnlichen Interesse, als 5 von

,0« zu vcroensioniren sich verschrieben oder versprochen hatt, s»

soll er solch Interesse zu bestimmter Zeit neben der Hauotsumme

dem Lecher zu bezahlen schuldig seyn. Mehr aber als s »om

hundert , es scye gleich so scharf verschrieben alö möglich , soll

weder bezahlt noch im Gericht erkannt werden. §. i». Hctt aber

der Entlehn«' von sich selber gutwillig mehr vom 100 als ; g«

reicht, so soll er solche Übermaß in Bezahlung der Hauotsummcn

dem kcyhcr abzuziehen , oder sonst an ihnen zu erfordern nicht

Macht haben. Vergl. über die Veranlassung zu dieser Stelle,

die sich schon früher in der nürnberger Reformation fand,

und auch in die lüneburgischen Statuten übergegangen ist,

Orth Anmcrk. zur Franks. Ref. S- 44« u- f. S- auch v. Bü«

low». Hagemann Erörterungen- B. 4- Nr. 4>- ^ Andere
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Selbst bei dem Reichskammergericht entstanden seitdem

Zweifel, ob nicht in den Reichsgesetzen bloß versprochene

Imsen über den für die bisher übliche Form des zins

baren Darlehens festgesetzten Zinsfuß verboten, "U5urss

ex «tipulstu aber auch zu adjudiciren" seyen ti), und

die PrMS neigte sich schon lange vor dem jüngsten

Reichsabschied selbst gemein zu dieser Ansicht e),

für welche man in dessen Verfügungen zur Erleichterung

der im Z0jahrigen Krieg heruntergekommenen Schuld

ner /) nur eine Stütze mehr suchte S), während Andere

darin keine Entscheidung über jenen Punkt finden woll

ten K), und sich wenigstens nicht erweisen läßt, daß jene

Stelle die versprochenen Zinsen aus vorgestreckten Anlei,

hen auch da für gültig erklärt habe, wo sie es nicht

vermöge besonderer Gesetze oder Gewohnheit (Note b.c.)

Gesetze erlaubten zwar ausdrücklich das einfache Zinsvcrsprechcn,

aber nur 5>'s auf s C> Z- B- ein mürtembecgisches von >S,«.

f. Reinhardt Cemmentar zum mürtcmb. Lande. !b> s. S- s-

und Griesinger Comment- Thi. S. 14 >d-

ck) S. Meiern von der Rcchtmckßigkcit des sechsten Zinsthalers.

S- 'S«- u. Beil. Nr. ». Wcrgl. Gerstlachcr Handb.

der Reichsgcs. Th. '°. S- 2,«s u. f.

e) Meiern «. a. O- S. >z». >Z2.

/) R A- >6z4. z. 174. Slnrclchcnd die künftigen Zins und Interesse,

sollen von nun an dieselben, sie seon aus wiederkäuflichen Sinsen

oder vorgestreckten Anleihen hcrrührig und versprochen , jedoch

nach Ausweis der Reichsconstitutiooen und weiter nicht als s

Pro Ccnto — bezahlt — werden.

5) S- Mevius a. a- O- Tb- 1. Eap.7. §.7.«. S S7.

S- Meiern a. a. O. S-izz. Gerfflacher g. a. O. S »,;?.
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schon waren ?). Es fehlt daher in der That an einer

reichögesetzllchen Bestimmung , welche das Darlehen mit

versprochenen Zinsen für erlaubt erklart hatte, und dessen

Gültigkeit gründet sich bloß auf allgemeine Gewohn

heit, die allerdings seit jener Zeit sich vollkommen

befestigt hat.

§. 107.

Bestimmung des Zinsfußes.

Eben damit fallen alle Argumente für die Anwende

barkeit der römischen Gesetze (§. 106. Note a.) über den

Zinsfuß hinweg , die man erst seit dem I8ten Jahrhun

dert darauf hat gründen wollen, daß die Reichsge

setze das Darlehen mit versprochenen Sinsen im Allge-- ^ ,,

meinen gebilligt hätten, ohne jedoch einen Zinsfuß < ' ,

anders als transitorisch dafür festzusetzen , indem der

früherhin angeordnete sich nur auf den Rentenkauf bezo

gen habe s). Die allgemeine Gewohnheit, durch welche

dieses gebräuchlich wurde, schloß sich an die bereits .

/) Diese besonderen Gewohnheiten betrachtete das Kammergertcht vö«

jeher bei der Frage, ob ein Geschäft wucherlich sc«, als entscheid

dend« S> <?«il präct. «Ks. I/ib. li< od«, g. «k«. g. Daß

ab« die Bestimmungen des Reichsabschiedcö gerade ganz vorzüg

lich nur berücksichtigten, in wiefern nach particul<leem Recht

die Schuldner mehr , als ihnen hier auferlegt wurde , bezahlen

müßten , erhellt besonders daraus , daß ja die Verfügung , sie

sollten auch für wledcrkclusliche Renten nicht Mehr sls g

Proeent bezahle», sonst ganz überflüssig gewesen wäre, bei welchen

nur pacticula're Gesetze (wie z. B. die bremische Constitution

Note d.) mehr als S Proeent zu nehmen erlaubten.

«) v. Meiern a. a. Ö. §. 43- Huseland Seitra'ge z«r Erwelte»

rung u. Berichtigung b. pvsit. Rechts. B> >. H. Nr.s.

2«
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besiehenden Gesetze über den Zinsfuß an, welche

nicht rransitorisch waren, u»d eine Erklärung der letzte«

ren , welche diese bloß auf die früherhin ausschließlich

zulässige Form des Rentenkaufs beschränkt , ist der Zeit,

in welcher jene entstand , ganz^ fremd ; die Theorie der

Juristen des 17ten Jahrhunderts, welche auf jener Ge

wohnheit ruht, geht vielmehr dahin, daß zwischen Ren

tenkauf und "rautuuiu cum stipulation« usuraruin" kein

^ <n ^^Unterschied mehr sey ö). Man betrachtete es aber als

5i'c^?'->i ^''^Knen Gegenstand der besonderen Gesetzgebung,

oh, ein Gläubiger sich höhere Zinsen als die reichsconsti-

tutionsmaßigen bedingen dürfe c) , und auf diese Weise

ist hie und da allgemein der "sechste Zinsthaler" nachge

lassen worden ei); hingegen giebt es keinen hinreichenden

b) L. OotKmsnn rerpons«. Vol. ,. 5«. »ro. 77 5«q.

Meviu« von wucherlichcn Contracten. Th. ». Cap. ?. §. 7-

Ebcn daher finden auch bei wicderttufllchcn Renten die Grund«

fttzc vom Anatocismus ihre Anwendung , nicht aber bei anderen

Renten. L^inä lZll. kor. I'oin. ». t?«^. 54. (eä. I.)

e) Mevius a.a.O. Cap. 6. §. 10.

ck) S palding Rcpertor. des meklenburg. Rechts. S- 664 (doch nur

beschränkt)-. Badisch. Lande, v. >3>n; bei Geschäften , wo

keine Sicherheit bestellt wird, östcrr. Gesetz». Art- Y?4- Wergl-

v Meiern «. a. O- Beil. S- 25. «6. XoK« cke pecuni«

mutuätilü» tute coUoO»„Sä («ott. 1761.). vsg. ««9. In

den ändern, wo man vor dem weiipha'lischcn Frieden s Proccnt

erlaubte , ist dicö hckusig wieder zurückgenommen , weil man zur

Ausführung der Bestimmungen des jüngsten R,!.höabschiedeS den

Zinsfuß auf s Proccnt herabsetzte und nachher nicht wieder er,

höhte. Vcrgl- MeviuS a- «. O- (Note c.) Oorp. Oonstit.

OulenK. 1'om. 2. x. 6?I. Fredersdorf Promtuarium der

braunschweig- Ges. S- »zz. «ergl- mit v. Liebhaber brauoschm-

kandr. !h- 2- S- »«g-
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Grund für den Satz, daß- auch da, wo dieser nicht land-

üblich ist , das bereits entrichtete sechste Procent nicht

zurückgefordert werden könne e). Häufiger aber sind

Gesetze und Gewohnheiten, welche, bei Darlehen unter

Kaufleuten /) oder bei Wechselschulden ^) sechs Procent

und selbst wohl die kaufmannischen Zinsen des römischen

Rechts billigen , welches sonst in Rückficht der letzte»

ren aus den nehmlichen Gründen, aus welchen die Regel

desselben verworfen werden muß , eben so wenig i) als

in den Fällen, wo es höhere gesetzliche Zinsen gestattet K),

für mzwendbgr. gehalten werden' kann. Nur wo verspro

chene Zinsen eine Prämie für übernommene Gefahr ent«

halten /), gelten freilich die reichsgesetzlichen Bestimmun

gen nicht; hier aber eigentlich auch, nicht sowohl wegen

«) SchrMellcr, welche dieses behaupten , s. bei Glück Comment.

Th. »>. S- >Z5- Note z. Für die entgcgcngcseyte Meinung

ebenbas. S- >z6- Note 4- 5- Entschieden Ig aber wohl die

Praxis , welche die Strafen des Zinswuchers beim 6ten Zins«

tbsler ausschließt, ebenbas. S. r?5 Note l.

/) PreuK. Landr. Tb- > Tit. ». §. 8«4 ^ ««s- Noch weit«

geht Th. 2. Tit. 8- §. 69z — 697. Wegen der Zinsen beim

Leihen auf Mich« s> Th. >. Tit. »«. §. »69. und Paalzow

Handb. für pract- RcchtSgclehrtc. B. i. S- 455. dfterr. Ge,

setzb. Art- 995- badtsch. tandr. Art. »907. würtemb- De»

ordn. von 1798. S- Rcinhart Comment- Th.»> S 9-

S Haubold s<!chs. Privatr. S. «94. Habcrland u> Schul«

teö Repertor. der altenbucg. Ecs. S595. Rcinhart «. a- O.

K) S. Orth Anmerk- zur Frankfurter Reform- S.442. Fortsetz.

S. 9«.

,°) Osrpiov. ?. s. Lsnst. zo. Oek. »«.

K) Glück Comment- Th- 21. S- >«. Note ,g.

i) Dergl- das folgende kapltel-

so«
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der Analogie beS römischen RechtS m), als wegen der

Verschiedenheit des Instituts.

Viertes Kapitel.

Von gewagten Geschäften.

. §. 108.

i. Vom Svlklcontract.

DK Grundsätze des römischen Rechts öder baS

Spiel a) machen zwar die Grundlage des heutigen RechtS

über diesen Gegenstand aus, sind aber durch die Praxis

und hie untz da auch durch neuere Gesetze etwas modisi«

cirt worden. Die Regel, daß nur ein Spiel erlaubt

sey, welches zugleich Uebung deö Körpers und Muths

bezweckt, dehnt jene überhaupt auf ein solches aus, bei

welchem der Ausgang ganz oder doch hauptsachlich von

Geschicklichkeit'abhangt, wenn zugleich die dem Jermözen

der Spielenden angemessenen Granzen nicht überschritten

werden b) ; doch hat dies nur die Folge, daß das Ver

lorene nicht wiedergefordert werden kann, eine Klag^ auf

baö Versprochene findet hingegen niemals statt c). Be«

m) I.. 4. pr> O. <?s nsntico kosnor« (»2 , ^.).

«) Q. 4. §. i< 2. O. 6e ulentoridu, (it, g.).

i) Struben rcchtl. Beb. B'4- Nr.'Zl. B-S- Sir.?, v. Vera

Beobachtungen und Rechtsfalle. B- 2. Nr. 2z. Xr«itinsir>

sck Oock. Luv. civ. Osp. 12. §.s.

c) Sckchs. kandr. B. >. Art. 6. bairlsch Rcchtbuch. Tlt-

RcUtcrbrstallung von »s?«- Art- «>>- Oon5lit. L«,„n. ineriit.

Oonst. 22 bei Haubvld Handb. der chursgchs. Gesetze. S. «46.

preuß. Lands. !h. '. Tit «'. §. 577 S7S- öffcxr. Gesetzb.
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sondere Gesetze können die Gränze zwischen erlaubten und

verbotenen Spielen genauer bestimmen ei), wodurch selbst

die Anwendung jener Grundsätze auf Hazardspiele mög

lich wird. Dies ist der Fall bei Lotterien und dem , ^

Lotto; sofern sie unter öffentlicher Autorität unternom« ^ '

men werben, betrachtet man den Lotteriecontract e) als ^Z.^ ^ > .

einen vollkommen verbindenden Hoffnungs- oder Glücks- >>',',, ^, > )

kauf /) / aus welchem eine Klage auf Bezahlung deS

creditirten Looses statt findet s), welches sich aber auf

auswärtige Institute dieser Art, auch wenn das Collect!,

ren dazu nicht verboten ist , nicht ausdehnen läßt K).

Eine Anstalt jener Art haftet zwar für die Handlungen

ihrer Bevollmächtigten nach Maaßgabe des bekannt ge?

Art. »»72. Welter geht Oock. Lsv. eiv. ?. 4. cisp. 1,. §. 5.

(vergl. Äreitmalr zu dieser Stelle) u auf der entgegengesetzten

Seite daö neue Msische Recht. S- Haubold sckchs. Prioatr.

S- S2S- Won Wechseln , die über eine Spielschuld ausgestellt -

werden, s. Liccius ezerciisi. jur. OSTndisIis. Lx. 5. Levt.g.

xsA. ,7,. Götz Beitrüge zur populären Rechtsgclehrfamk. V.2.

S- 194. Vergl. Haubold a. a- O- u- Nopellen zum bair.

Landr. S. 5<>». Nr. 6.

«!) 1. Ueuinsnn ioiti» juris volitille t?erm. ^>SF, s;o u. f.

Oester r. Gesetzb. «. «. O. l?ock. Lav. civ. g. a. O> und N«

'vellen zum bairischen Landr. S. s«^ u. f.

«) S trüben rechtl- Bed- B- 4. Nr. 160. B- s- Nr. zg.

^) Z. O. Lesenorner öi»ert. ^useztlones nonnulls! »Z jus

l^ottsrisrum perUneotee si5ten«. I^i^s. 1806. 4. v. VÜlvw

u- Hagemann Erörterungen. ZS. 5. Nr.«s- u> hiernach Glück

Commentar, Th. "> S. zs? u. f,

s) S. jedoch preuß. Landr- Sh.'. Tlt. l>> §.553, Anh. §, >s.

K) G- ?- Böhmer« RcchtSMe. B., Abth. >. Nr. Ivo.
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machten Lotteriepläns i) , sieht aber darum zu diesen

nicht immer in dem bloßen Mandatsverhältniß 5). In

wiefern daö den Lotterien verwandte Ausspielgeschaft

einer policeilichen Erlaubniß, oder wie eine wahre Lotte

rie, einer eigentlichen Autorisation durch, den Staat be

darf, hängt theilö von den darüber bestehenden policeili

chen Vorschriften /) , theils von der Natur deS Spiels

ab, welches außer dem Geschäft, wodurch her Eigenthü-

mer den Spielern die Sache überläßt, dabei zum Gründe

liegt m). Bei Wetten, sofern sie nicht über ein Spiel

angestellt werden , behaupten zwar viele ») die Anwend

barkeit der Grundsätze des römischen Rechts , jedoch so,

daß dem Nichter zustehen soll, sie zu ermäßigen o);

die neuesten Gesetzgebungen haben sie aber , wohl mit

gutem Grunde , auch für diesen Fall nur den erlaubten

Spielen gleichgestellt /?).

») ». Bülow u. Hagemann a. a. O- §. 4.

>) Ebcndas. §. z.

».Berg Policeirccht. Th. s. S- »54 ». f. Hannover. Ver,

«dn. v. ,4. April >L>9- Gcfcysamml. Adch. 1. Nr. 8- >

m) T- Grolmann rechtliche Entwicklung der Natur des Aussffcl«

geschilfks. Gießen »797. 8-

«) Glück Comment. B- ^.76«. S. zs>. Note 91.

0) Ebendas, z.?«'- S.Z57. Note z.

x>) Preuß. Landr. Th. Tit.,,. g. 579 u. f- Oegerr. Eesetzb

Art. >??>.
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§. 109.^

». Von der Assecuranz.

I. Begriff und Arten «).

Fkr eine Vergeltung (Prämie) kann jede Art von

Gefahr übernommen werden, welche an sich einen Drit«

M txM, sofern eine solche Versicherung (Assecuranz)

in Beziehung auf bestimmte Grgenstande nicht untersagt

«) Ueier die Assccuranzgcsetze überhaupt vcrgl- Benecke System des

Assecuranz« und Bodmcreimesens. Th. ». '«F. "> — »2. uod :

das Recht der Assecuranzcn u. Bodmereien. Fönigsb. (>77>). 4»

S. >z- Deutsche RcchtsqucUcn : harnburgische Assecuranzordnung

>, »7Zi. bei (Klcscker) Samml. Hamburg. Gesetze u. Derfass.

W. 1. S- »S u. f. Diese gilt auch in Lübeck, wogegen Bremen

sich bisher nach den HMnolsHen Gesetzen gerichtet hat. Be,

«ecke a. a. O. S- >e. Dichtigcr gnd aber hier : Bedingungen

derMt^in^Vrcmcn bestehenden 4 Ässecuranzcomxagnlcll , nach

ivelchcn sie mit dem ersten Jan. 18 >S zu versichern ansangen. 4»

. preußisches Seerecht von 1727. Cap. 6. Assccuranz« und

Havcrciordnung für stlmmtliche oreuß. Staaten. 6. 6. Berlin >8.

Febr. >?66. Preuß. kandr. Th ,. Tit S- §.,924^-2358. —

kitteratur : (N- Mageos) Versuch über Assccoranzen, Ha«

verci und Bodmerei. Hamb- >7SZ- (englisch. Lvnd. 1755 ) 4-

( zugleich eine Sammlung der Gesetze), ö. M. 15 n> 6 r i g 0 u

Iruit« llez aslursnces «t lies cou^rsts K la grosso. ?sri5.

1 7Z4. 2 Voll. q. ^5<:illil0 Lslil«ss»roni cielle »ss«cuyk>

2ioni msritime. k^ironr» 1786. zVoll, 4. I. WesKetts

romplet liiglüt ok tke tdeor^ Ia«s »ncl prsclio« ok iniur^

»Iico. Long. ,721. kol. übersetzt u. vermehrt von I. A. E n«

gelbrecht, Lübeck 1782— 87. z Bde 4. Lsm. MsrsKsII,

VN iks Isw ok in»ur«nce. I^onkl. »Z«2. 2 Voll. g. W> Be«

necke System des Assecuranz« und Bcdmerciwcscns. Hamb.

>S«5 ^ 'S'«. 4 Bde s- B. s (Auscktzc). ebendas. >S2>. S-

(Klefcker) Samml. der Hamb- Ges. B- 7. S»S7 — S9S>
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ist ö). Die wichtigsten Arten c) der Versicherung sind :

1. gegen Feuersgefahr, in Deutschland meistens durch

Bereinigung der Interessenten , auf welche der vorgefal

lene Schaden nach dem Antheil eines jeden vertheilt wird

(Feüercassen , Feuersocietaten el) ) ; L. Lebensversiche

rung e) und 3. die Seeassecprgnz.

§. 110.

U, Insbesondere pvn der Seeasseeuranz «).

^. Bon den Contrghcnten und der Form des GesaMs.

Der Versicherer (Assecuradeur, ««ursur, insurei)

bedarf in der Regel keiner andern Qualification, als. der

Fähigkeit über sein Vermögen zu verfügen ö^) ; doch

giebr eS Gesetze , welche die Versicherung in eigenem

Namen gewissen Personen, besonders den Schiffsmäklern,

Dispacheurs, und Direktoren oder Officianten der Assecu-

5) S- Slefeter a, o. O. S- z<». Vergl- preuß. Laodr. a. a.

O- §. ,gs« u, s.

p) lseber Erndtc, und HerbAassecuranzen , besonders gegen! Hagelschlag

s. G, H. «. Berg ftaatSwlrthschaftliche Versuche. Th. >. Nr.

S- 5g u- f.

« S- Beqxcke q. a- O- Th. 4- S- 52» «. f. v. Verg Polleei-

recht, Th- z> S. «s u. f.

H S. Den ecke a. a, y. S. SZ7 u- s, vergl, preuß- kandr. a. a.

O- Z. 19S8 » >?74>

p) pebex die Geschichte derselben s. H„go clvtllff- Magazin. B. 2.

H- Nx. s, I. B e ck m fl n n Geschichte der Ersinpuogen. Th. ^

1 Z. «og, Kleseler a «. O- S- 287 — ,9,. Langenbeck

Anmerkungen zum Hamburg, Hccrecht- S, 567 u. f.

i*) DonMWkMnen s. Klefekcx. Th. 6. S. 446. Vergl- B e n x ck e-

P, S. '79-
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ranzcvmpagnien MtttfaLen c). Assecuranzeompagnien

haben in der Regel kein ausschließendes Recht Ä).> Ganz

uneingeschränkt pflegt das Recht zu seyn, Versicherungen

zu nehmen«), sofern nur der Handel mit dem Versicher

ten wenigstens in Rücksicht des versicherten Gegenstandes

nicht untersagt ist /). Wenn die Versicherung durchs

einen Dritten geschlossen wird , ist eö zwar nothwendig,

daß der Versicherte dazu Auftrag gegeben oder das Ge

schäft z^itig^enehmigt habe S) aber Keineswegs , daß

der Versicherte genannt sey ; vielmehr sind in jenem

Falle allgemein Formeln für die Bezeichnung des Ver

sicherten gebräuchlich , welche unentschieden lassen ) für

wessen Rechnung die Versicherung genommen werde, und

es genügt, selbst wenn die Gefahr durch besonder« Eigen,

schaften des Versicherten vergrößert wird, in der Regel,

daß dieser unter der gewählten Formel begriffen ist K).

e) Hamburg. Ass. O. Tit.«. Art- >.«. Preuß. Landr. §»959-^

>94>. Benecke a. a. D.

<l) S. Benecke S. >S4 u. f.

«) S- jedoch preuß. Landr. S. ,gz6. >

/) Wodurch sich die Frage wegen feindlicher ttnrcrthancn leantivvrtet,

s. ebendas. Z. 1359 -—'96?. vergl. Venccke Th. >. S. >95 u. f.

F) Hamburg. Asscc. Orb«. Tit,2. Art.z. Preuß. Landr. 8.1945.

,946. ,95«. 195,. Benecke Th. >. S. z°8 u. f. Wegen der

Assecuranz auf bloße Genehmigung s. jedoch die Premer Bcdin,

gungen. 8-

^) Benecke B- 2. Aap. s. S. i-^5S. I. P. Sieveking von

der Assecuranz für Rechnung eine« ungenannten Versicherten

(GdU. >79>> « ) S.s^4'- Vergl. Hamburg. Assccur. Ord«.

Tit. >. Att,4. preuß. Landr. s. ZY69 7^ 207». . Vergl. aber

z.,c.?6. u. Bremen Beding § ,7. Nr-z. Z »z.
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Der Contract gehört zu den MMlichen, und über dessen

Inhalt muß nothwendig eine von den Versicherern unter-

^chSLte. Police i) meistens nach gesetzlich vorgeschrie

benen Formularen ausgefertigt werden, der aber beson

ders verabredete Clav sein über die Bedingungen des

Geschäfts beigefügt werden können K).

§. Iii.

L. Gegenffand de, Berflchetung und dessen Schätzung , Verstche«

rungssummc und Prämie.

Die Seeassecuranz kann jeden Verlust durch See

«nd andere Gefahr, insonderheit an dem Schiff (CaSco),

darauf verladenen Gütern, Fracht und Bodmkreigeldern,

zum Gegenstand haben, und diese können in allgemeinen

0 Preuß. Lande. §. 2066. Hamb. Slssccur. Orb». Tlt- ^ Art- ».

Ltt-4. Art ». ^. >VerIKok rssp. M. Q. ScKole cli«. cke

jnztrumeot« sssecurstioni» , vulzv ?oliü». ttslmst. 1707.

I^ip». i7Z?. 4. 5. Kl. U ss,« <)i«. cke incjols et effectikll«

instrumenti «secur. quock vulgo Colins vocistur. lZott.

179g. 4. Kann bei ein« durch Mäkler geschlossenen Assecuranz

M Aussertigung der Police geklagt merdcn? Preuß. Landr.

§. 2064 ^ »oög. Vcrgl. Hamb- Llssec. Ordn. Tit- 4- Art- >. «-

Tit- 2Z- Art- >. z 4-

i) Hamb. Assec. Ordn. Tit. 4- Art- ». Wer außer der ordinal»«

in den vorerwähnten Policen enthaltenen Verpflichtung noch an,

bere und mehrere Conditloncs oder besondere Verbindungen in

einem oder anderem Falle hinzuthun will , der iff gehalten , solche

der Police, vor der Zeichnung, deutlich anzufügen. Und sollen

die bcigcschriebeocn Clausuln ; wenn der Asseruradeur durch seine

Unterschrift sich dazu bekennet und solche genehm hält, nicht nur

eben so gültig seon , als alles übrige , was die Policc in sich

fasset, sendern auch, svfcrn solche von dem gedruckten abweichen,

oder demselben zuwider sind , diesem vorgezogen werden.
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Ausdrücken oder Aeciell in der Police bezeichnet wer

den ^) ; nur muß an diesem , da Wettasseeuranzen in

Deutschland ungültig sind ö) , dem Versicherten ein In

teresse zustehen c). Der Versicherte, welcher Schadens

ersatz fordert , muß daher neben dem Schaden selbst,

auch daß er dabei ein Interesse habe, erweisen <l), wenn

der Versicherer hierauf nicht in der Police Verzicht lei

stet e). Auf den Gegenstand wird eine bestimime^Smnme

versichert, welche zwar unter dem Werth der Sache seyn

kann, aber diesen nicht übersteigen darf, sofern die Ver-,

sicherung nicht in Wette ausarten soll /); eben daher

») S- Benecke Th- ^ S- 5S u f. Veröl. Z. >>«. Note k.

i) Wedln ob» nicht die Versicherung "auf giöckllchc Ankunft aller»"

oder "auf bcdaltene, oder sichere Förth" aus "behaltene Ankunft"

zu rechnen ist. S- Venecke B- >. S. z«4- Vngl. Bremer

Beding, Z. 14 Preuß. kandr- Z. »>c«.

«) Hamb. »ss«. O- Tit.». «rtz. Tit. »z. Art '.' Peeuß. Sande,

§- '9SS

<l> Hamb. Assec. O. Tit. >z Art. ». Preuß. kandr. §. »,SZ.

vergl. mit §- '946- Brem. Beding. Z. zz. Benecke Th. 4-

S. 5« ». f> ' .

Tmerigon trsitck ck« ««ursnce,. 1°c>m. ,. >,. Lock. g.

Benecke Th. 4- S. 352 u- f. S. jedoch Hamb. Ass. O.

Tit. >z- Att.

/) Dirnt verboten im preuß. kandr. §. ,933—199«. §.,,69.2,70.

Bergl. Bremer Beding, z. zL— 40. B e n e ck c Th. ,. S- 479.

«ergl. mit S. 4«,- Damit ist die Versicherung des gchoffteu

Gcwmns (imaginären Gewinns) «der nicht ausgeschlossen", nur

muß dieser besonders versichert werden. Hamb. Ass. O- T<t- z-

Art. » Preuß. Lande, z. ,99, . Ueber die Bedeutung dieser

Versicherung s. Benecke Th. S- ^Z4 u. f> ^.»rgl. Bremer

Beding. Z. 4>-
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hat der Versichert, , wenn er Schadensersatz fordert,

auch den Werth zu erweisen., wenn die Partheien nicht

in der Police übereingekommen sind, das Angegebene für

den wahren Werth anzunehmen (offene und tarirte Po

lice) F). Die bedungene Prämie soll zwar nach den

Assecuranzorbnungen bei Aushändigung der Police bezahlt

werden , wird aber auch häufig ^creditirt , und mit ihr

auch wohl der Commissionär oder Mäkler belastet, der

die Assecuranz geschlossen hat, welches dann auf die

Frage Einfluß hat, in wiefern das Fallissement des Ver

sicherten vor Bezahlung der Prämie den Eontract rück

gängig mache K). !„ ^./^.)

§. 112.

L. Gefahr »nd deren Dauer. Rlftorno.

Der Versicherer übernimmt in der Regel jede Gefahr

beS versicherten Gegenstandes aus äMeLfg Unfällen,

welche diesen treffen können ; die einzelnen Arten dersel

ben pflegen in den Assecuranzgesetzen genauer aufgeführt

und aus diesen in die Policen übertragen zu werden s).

,) Benecke Th '. S 477— S«'- Vergl- Hamb. Ass. O. Tit.».

Art-q. S- jedoch Bremer Beb, § Z7-

K) Veneckk TH. '. S. S77U f. TH.4- S.Z59U. f. Lin^rißon

g. a. O. 1°om. >. ?. 84- Preuß. kgndr. §. »>c>4 — »i>6.

Vremer Beding, j >oz. '«4- Ueber den Fgg der Insolvenz

de« PerMcrers s. H am b- Ass. O. Bt ,8 Art. s. ^

o) Hamb. Ass. 0- Tit. 5- Art. ». Der Asseeuradeur trckgt allen

gilsico und Gefahr, Schaden und Verlust, welcher den Schiffen

und Gütern auf eine oder die andere Welse, es sey durch Sturm,

Ungcmittcr, Schiffbruch, Ucbcrsegclung , Strgndung, Wersung,

Brand, Nehm und Plünderungen, feindliche AnHaltung fremder

Puissancen , Kriegödrelarationen und. Rcxressa.li.en, , Mißhandlung
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Die ConsiScation der Waaren wegen übertretener Cin-

und Ausfuhrverbote des eigenen Landes gehört zu jenen

niemals , sondern eine solche Assecuranz ist ungültig ö) ;

hingegen kann KnegScontrebande , wenn sie nicht dem

Feind deö eigenen Staats zugeführt wird , und eine

i^zare , die wegen Verboten eines fremden Staats der

ConsiScation unterworfen ist, versichert werden, nur muß

diese Art der Gefahr öfters besonders übernommen we» c^'« .^.^

den c). Durch befondere Verabredung kann auf der an« ^^.<^„.

dern Seite der Versicherer 'einzelne Arten der Gefahr, >^ '

welche ihn der Rtgel nach treffen würden, in der Police

Ausnehmen und in Beziehung auf die bloße Beschä

digung bleibt er ordentlicherweise, vermöge Gesetz oder

Bertrag, von der Vergütung einer solchen frei, die ge

wisse Procente nicht erreicht e). Damit der Versicherer

und Versehen, oder Versäumnis de« Schiffers and seines Volkes

zustoßen kann : und überhaupt alle andere bedachte und unbc,

dachte Zufalle , tnsosttne nicht dieselben besonders in dieser Orb«

nung eingeschrckokt und ausgenommen , oder in den Policen ein

anderes ausdrücklich verglichen morden. Vergl. Art. s u> f.

Prenß. Lande. §.2209— »»34. Bremer Beding, z. i.

t) Vergl- Benccke Thl. S.aö. PreuK. Landr. §.«955.

c) S. oreuß. Landr. §. >959> lg6o.so42.221z. Hamb. Ass. Ordn.

Tit. s. Art. lo. Klefcker a. a. O. Th. 7. §. «96. «6. I«

Rücksicht der Uebernahme der Consiscativnsgcsahc bloß vermöge

bestimmter B^n^nnung der eonfiscabcln^ Gegenstande, ist vffens . , < —.

bar ein Unterschieb zwischen der KtteMMrebanKe und den jur^ "

Ein, oder Aussuhr in Friedensjciten verbotenen Waaren. Vergl. . ^ '

Hamb. Assec. O. Tit. 6> Art. s. Bremer Beding. §. 5«. -

Benecke Th >> S z4U. f. TH.Z. S. ,z; u. f.

«!) Vergl.' z- B. Bremer Beding, z. 2. g — ,5.

«) S. z. V. Hamb. Ass. Oxdn. Tit. Art. »>. pxeuß. Landr.
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den Umfang der Gefahr beurtheilen könne , welchen er

übernehmen soll , ist die Slnaabe der Umstände , von

welchen sie abhangt, bei Schließung beö Geschäfts erfor-

derlich /) ; das Unterlassen kann nach Verschiedenheit

c^/>>)^./ , hex Verhaltnisse Ungültigkeit deö Geschäfts nach sich zie-

^>,^x^i> h«, oder nur den Uebergcmg gewisser Arten der Gefahr

, auf de» Versicherer verhindern s). Die Gefahr des

Versicherers beginnt bei Versicherungen auf Easco or«

drnrlicherweise von der Zeit, wo daS Schiff seine Ladung

einzunehmen angefangen hat', und dauert, wenn dieses

. nicht auch für die Rückreise versichert ist , HS zur Zeit,

wo es am Orte seiner Bestimmung ankerfest geworden

ist ; bei Waaren, wenn sie vom Lande scheiden, bis

sie dieses wieder erreicht haben i). Daß der versicherte

Gegenstand der vorausgesetzten Gefahr würklich ausgesetzt

werde, ist cine so wesentliche Bedingung der Ässecuranz,

daß, wo mehrere Versicherungen K) geschlossen sind, nur

z. »,74. Bremer Beding. §. 54. «9 u. s. rv. S. Benecke

Th. 4> S- »>6. Etwa« Anderes sind die sogenannten Abzüge,

ebenoas. 6.2,7. Hamb. Ass. O- Tit2». Art. 1».

f) Hamb. Ass. O- Tit. 5- Art /^-g- preuß. Lande. §2024 «. f.

Bremer Beb. §. 17 u. f. S. Benecke Th. 2. S. 5S — 145.

Th- z- S. 9« u. f.

«X S- z- B- preuß. Landr. §. so,6. »041. »04g.

K) S- Benecke Tb- 2. S. 229 u. s. vergl. jedoch tn Rücksicht

der Beendigung der Gefahr : Hamb. Ass. O. Tit. 5. Art- 12.

preuß. Landr. §.2lgO. Bremer Beding. §.4-

H Hamb- Ass. c>. Tit. 5- Art. iz. Brcmcr Beding. §. 2.

S. dageg. preuß. Landr. §. 2184 — 2,8g. Vergl, Benccke

T>). 2. S. «05 u. f.

5) Womit aber nicht der Fall der Rückversicherung ( Reassccursnz )
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die erste gültig ist, und wo weniger, als versichert ckK,

verschifft oder die ^r/enWuL^an^^erbM,«. ift>: das

Geschäft ganz oder theilweiss unwürtsam und bsher t>ie

Prämie gegen eine Vergütung zurückgegeben (ristormrt)

wird y. . - ^

' O. Verbindlichkeit des Versicherer«.

Der Versicherer tritt in Rücksicht der übernommenen

Gefahr ganz in die Stelle des Versicherten, und ersetzt

daher liicht nur den Totalverlug a) , sondern auch den

Schaden, der durch particuläre und große Haverei ö)

entsteht. Jene (Privathaverei , evsrie simple er psrri-

«üU«re) begreift jeden Schaden, welcher das Schiff oder

die Waare allein betrifft, mit den Unkosten, welche da

durch veranlaßt werden c) ; diese (extraordinäre Haverei,

svaris grosse et commune , eversge ) hingegen alle

zu verwechseln ist. Hamb. Ass. O. Tit. >g. preuß. Landr-

§. s«i6. Benecke Th. >. S> »S» u. f.

y Hamb. Ass. O- Tit-S. pxeuß. kandr. §.szzz — 2Z45.

»1 Ucber den B^eweis ^ Tvttlverwstes , dce auch durch das Aus,

bleiben aller Nachrichten geführt «erden kann, s. Benecke Th.

4- S. 5Z« u. f Vergl. Note I.

Die sogenannte Lgverek, (im hvllckndischen ävsrx«

««minuns^ nicht so im französischen) , oder die gewöhnlichen

Ausgaben für Schiff und Ladung, welche auf jenes zu einem

und auf bicfe nach der Zahl der Schiffslaken zu zwei Drittel ver,

tbeilt werden , gehört nicht zu den Verlusten. Hamb. Ass. O.

Tit. «>. Art. z ^ 6. xrcuß. Landr. §. .76S. ,774 — ,7^.

Benecke Th. 4- S. z.

e) Prcuß. randr. §. ig«« u. f. «z> — «,zq. Hamb- Ass. O.

Tit- 2.. Art ?- Bc necke. TH-4- S. >e. u. f.
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Schäden- Und Kosten , die zur Vermeidung oder Abwen<

dung einer gemeinschaftlichen Gefahr von Schiff und Las

ö«ng absichtlich gemacht und von dem Ganzen getragen

^ /«^ werdenO. WaS von der letzteren der Versicherer ersetzt,

^".„ entscheidet deren Vertheilung über Schiff Ladung,

^ nachdem "die große Haverej aufgemacht" ist e) ; bei der

' .^ ' particulären Haverei an Waaren /) hat der Versicherer

ordentlicherweise ^ viel^ Procente des Verlustes zu ver«

guten, als sich aus der Vergleichung des Börsenpreises,

den die Waare am Bestimmungsort im unbeschädigten

Zustand gehabt haben würde, mit dem Ertrag des Be<

schädigten im UMMen. Verkauf ergeben S). Bei der

Ankunft des versicherten Gegenstandes im beschädigten

Zustande muß jedoch stets eine Besichtigung und Schät

zung mit Zuziehung des Versicherers oder seines Com«

Missionärs , oder wenigstens einer öffentlichen Person,

vorgenommen werden , durch welche der Schaden auf

gesetzlich vorgeschriebene Weise Lmstatirt wird ü), wobei

«!) t. O. cks lezo KKaäis cks jactu (>4, 2.). preuß. kandr.

' §. t?8s — 289?. Hamb. Ass. Ordn. Tit. Sl. «et. 7 S'

Benecke «. a> O. S< 7 u. f>

«) Vergl. Venecke a. a. O. S.g? u. f. preuß. Lande, j. ,22g.

«2ZS.

/) Ueber den Srsay der Haverci am Lasco s. preuß. Landr. §.

2247. 48- 226z. 64. Hamb. Ass. O. Tit. 12. jZ. ^. Bergl.

Venecke Th. 4. S. >8z u. f. Bremer Beding. K. 72. 7z.

5) Preuß. Lande. §. »249. 2265 — 22S8. Hamb. Ass. O- Ttt- >«.

Art. ».4. Bremer Beding. §. 40. Vcrgl. Bcnccke Th. >.

S> 4'7 u. s. Th- 4. S- >6z u. ft

^) Preuß. Landr. §. — 2261. Hamb. Ass, O. Tit.

Art- 2. z. Bremer Bcdin«. §. 75 — 78. Bcnccke Th. 4.

S S5> u- f.
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der Versicherte, welchem dafür zu soraen obliegt, in

Rücksicht des ferneren Verfahrens an die Anweisung des ^

Versicherers gebunden ist, wenn er bei Anreize des Scha« " ^"r <

dens , die er ebenfalls gleich nach erhaltener Nachricht

zu machen fchuldig ist, eine solche erhalten hat i). Die

Berechnung der partikularen Haverei (Diöpack)e) geschieht

durch öffentlich angestellte Dispacheurs , welchen der

Versicherte die zu deren Anlegung nothwendigen Beweise

(vergl. §. 110. III.) zu übergeben hat K). Nur in ein«

zelnen Fallen ist es dem Versicherten erlaubt, die Bezah«

lung der Assecuranzsumme zu fordern und den Gegenstand

zu " abandoniren " Die Klage deö Versicherten ist

einer besonderen MrMrunz unterworfen m), kann aber

auch von einem Cessionar.der Police angestellt werden n),

dem dann Ein/eden , welche nicht gegen seine Person .

gehen , nicht immer entgegengesetzt werden können o). ^

Die Entscheidung der Assecuranzstreitigkeiten gehört häu

fig zuerst vor Schiedsrichter

i) Hamb. Ass. O. TIt, 14. Art. 1. Tit. >s- Art. » pceuß. Landr-

§. 2,64 u- f. Bremer Bcd. §. 107.

i) Hamb. Ass. O- Tit. 12. Art. 4- preuß. Landr. §. ,169. ,17s.

Bremer Beb- S- 79- S. Benecke Tb- 4- S. 2,3 u. f.

S. zs8 u. f. , . .

y Hamb. Ass. O- Tlt. „. preuß. Landr. §. 2z°o — szz,.

S- Bremer Beding. Z. 106. Benecke Th. z. S. 4S8 u. f.

m) Preuß. Lsndr. §. 2546 «.f. Hamb. Ass. O- Tit. 17- Brem.

Beding. §- !°8- Benecke Th. 4- S. 356 «. f. ,

») Preuß. Landr. 8.22g«. Benccke a. g. O. S z6S. S. jedoch

Bremer Beding. Z. i«;.

,) Ben ecke a- a. O. S. z66.

x>) Preuß. Gerichtsordn- Th. >. Tit- z«. §. 48 u- s. Bremer

21
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§. 114.

z. Bvdmcrcicontract a).

Eine Uebertragung der Gefahr auf den Darlei

her einer Geldsumme enthalt auch der Bodmereicontract

welcher daher anck) in vielen Beziehungen nach den Grund

sätzen von der Wecuranz beurtheilt wird. Bei demselben

haftet nur das für den^ Vorschuß verpfändete Schiff und

dessen Ladung , oder eines von beiden, dem Gläubiger ö).

Aehnlich ist das römische koenu« nsuticuin c) und der

außer Deutschland sehr gebräuchliche Grosavanturcontract

(rssponäsntiä) , bei welchem der Verkauf einer Waare,

auf welche Geld mit Uebernahme der Gefahr vorgeschos

sen ist, dem Rehmer selbst gestattet wird ei). Eine Ver

bodmung setzt die Befugniß voraus, über den Gegenstand

Äeding. §. >°9 ^ Die "guten Männer", an welche die

Hamb. Ass. O. Tit. >s- die Sachen zuerst verweist, sind jedoch

bloße Vermittler. S- Klcfeker Th.?- S. 58° u> f.

«) Hansische Schiffsordn- l5gl. Art. SS- s6. s». Revidirtes

Hans. Secrccht von ^6,4. Tit. 6. Hamburg. Stadtbuch. Th.

s. Tit. 23. prcuß. Löndr. Th- 2. Tit. 8- §. «ZS9 — 2«'.

S. die littcratur bei Z. 109. besonders Ben ecke Th. S-

86 U. f. TH.4. S- 404 U- s. ^. ^. Lurlsnci lle Ijtteris ina.

ritimi5, vulg« van Zecbrlcfen. <Zr«ni«Z. 1715. 4. F. I. Ig,

cvdsen Seerecht des Kriegs und Friedens. (Altona 1315. 8-)

S> l» U. f. 4S9 ,u- s. , '

i) Hansisch. Secrccht a. a. O. Art. 12. Hamb. Stadtr. Art «.

p ri«ß. Landr- S> 2z;9. ,. . ..

e) t. 7). Se ni,udic« foenorv («2, ,,). VttA. Vlück Comm.

Th. «'. S. 15^ u. f. .. .

<<) ß. löenecke Th. >. S. 88^
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zu verfügen , wornach zwar die Rheder daS Schiff oder

ihre Schiffsparte e), so wie der Eigentümer seine Waare

unbedingt verbodmen können , der Schiffer aber beides,

oder einen dieser Gegenstände allein , nur insofern ihn

seine Verpflichtungen gegen Rheder und Befrachter dazu ^z.^, ...^ . -/

berechtigen /). Für die Uebernahme der Gefahr erhält ^. ^>^'

der Bodmereigeber (Bodmerist) eine Prämie, die, wenn

sie auch in der Form von Zinsen versprochen wird , an

keine Beschränkung der letzteren in anderen Fällen (§.

107.) gebunden ist S). Das Geschäft erfordert eine

Berschreibung (Bodmereibrief, Kielbrief, dottomr^ bong,

leure üo grosse) , gegen dessen ^wsentation, in der Re,

gel nach glücklicher Ankunft des verbodmeten Gegenstan

des am Bestimmungsort K), der Aussteller Zahlung

leisten oder jenen abtreten muß ; wo der Vorschuß auf

e) Der Unterschied zwischen dem Fall , wo durch die Verwendung ,

bei VodmcreigeldcS der ursprüngliche Werth der verbodmete,; /

Sache nur hergestellt, und dem, wo er durch jene vermehrt wlrd,^, ^

auf welche Tenecke Th. l. S- 9Z u. f. viel Gewicht bei Beur«

thellung des Geschäfts überhaupt legt , nach welchem namentlich ^

diese Art der Verbodmung zum Zweck der Vollendung des Schiffs

und seiner Ausrüstung zur zweiten Gattung gehören würde,

kommt in den Gesetzen nicht vor. . .

/) Vergl. Benecke Th- 4> S 4-8 u. f. S- jedoch pxeuß. Landr.

§. sz6g. szgz.

,) Jedoch hört der Laus dieser Zinsen auch Alt der Gefahr auf.

Vergl. Benecke Th- 4> S.4L>. preuß. Landr. §.2436.57.

K) Hastet aber auch , im Fall er den Bestimmungsort nicht erreicht,

das Geborgene? Vergl. Hamburger Stadtb- o. a. O. Art. S.

preuß. Landr. Z. 2597. «403. 2425. S. Benecke Th. ^.

S- >og. "g u. f. Th. 4- S- 495-

21*
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ein Conoissemkut geleistet und auf diesem bemerkt ist i),

daß die ÄZaare nur nach dessen Aurückbezahlung in Em

pfang genommen werden , die Seegefahr aber zu Lasten

des Gebers seyn soll, ist in Deutschland insonderheit der

Ausdruck Seewechsel gebräuchlich K). Viele Gesetze spre«

chen den Bodmereigeber von dem Beitrage zur Haverei«

grosse frei wahrend andere ihn damit belasten und

nicht einmal daS Gegentheil zu verabreden gestatten m);

abgesehen von solchen Dispositionen ist die Natur der

Sache rechtlich «) wohl für die Contributionspflicht.

Sehr verschiedene Grundsätze wendet man auch in Anse

hung der particulären Laverei an o) , welches bann wich

tig wird, wenn eine Sache für einen Theil ihres

Werthes verbodmet ist x), und besondere Bestimmungen

im Bodmereibrief nothwendig machen kann ; im Zweifel

^muß hier wohl die Analogie der Assecuranz entscheiden

Unter mehreren Bodmereigebern geht nach allen Ge«

H Vergl. preuß. kandr- z. 2zgo. »4«g —

Ii) S- Venecke Tb- 4- E- 4«s-

/) Hamburg. Stadtr. «. a. O. Art- 6. Vergl. Benecke Th. ».

S- >>? u> f. Th. 4- S- 467-

«) Preuß. Lande. 8.24Z°.z,. Vergl- Benecke Tb.,. S>>»7.

n) Der Unterschied, welchen Benecke Tb- >- S. ,0, und '«7

nach den Note « bemerkten Merkmalen vcrschledcocr Arten der

Bodmerei annimmt, muß mohl auS den dort aiigcgctcncn Grün,

den wegfallen, und dann ig für die ContrlbutionMtcht die Natur

der großen Havcrci und der Assceuranz.

0) Vergl Benecke Th- S- 126 u. s. Ueber die Dispositionen

des preußischen kandr. §.,427—29. s- ebendas. Tb q- S497.

x) Vergl. Ben ecke S- ^«8- »«9.

?) Vergl- Bcuecke a. a. O>
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setzen ^) der jüngere dem älteren vor , wenn jener

Nothhafen auf Bodmerei gellehen hat ; sonst hingegen

geht entweder der altere vor, oder die mehreren genießen

gleiche Rechte. Auch giebt eS Forderungen, welche den

Vorzug vor Bodmerei genießen «),^ ' ' ^ - ^ . ,

§. IIS.

4- Lelbgedkng.

4. Im weiteren Sinn.

Unter dem Namen des LeibgedinZS (Leibrenten,

Leibzucht, Auszug, vontrsctu« vitäiitius) werden meistens

mehrere Arten^ von Geschäften zusammengestellt «). I.

Nach eigenthümlichen Grundsätzen des deutschen Rechts

ist die Ajbzucht zu beurtheilen , welche sich der bisherige

Besitzer eines BauergutS bei dessen Abtretung an den

Anerben vorbehält, oder auf welche überlebende Ehegat«)

ten und Jnterimswirthe gesetzlich Anspruch haben, wenn"

gleich auch der Vertrag, welcher hierüber geschlossen wird,

in einzelnen Fällen von der Beschaffenheit der übrigen

Hieher zu zählenden Geschäfte mehr ober weniger an sich

tragen ober ganz in diese übergehen kann b). II. Ganz

5) Die Disposition des Hamburg. Stadtr. o. a. O- Art. z. ig svä,

texhin aufschoben. B c n e ck e Tb. 4- S- 5«>S.

S. ebcndas. S- s>« u. s> preuß. Landr. §. »445 u- s.

«) Ucbcr die kittcratuc vergl. ?. U. ZexberrK g« reäitu enn«s

prseiertim vitsli tovtius »0 LsviZ vi6u»rum. (Oott. »767. 4.)

Z. 7. —> Im. Weber 6o vovtraOtu vitslitio. Lie«. 170S.

' l>7>4)- Wetshaar würtemberg. Prlvatrecht. Th. s- S- »44

bi< »z6.

» C- S. Runde Rcchtslchrc von der kcibzucht. Th. ». E- 507 u> ^

Vergl- unten d«S fünfte Buch.
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unter den Regeln des römischen Rechts sieht hingegen

eine Schenkung mit dem Vorbehalt eines lebenslänglichen

Unterhalts oder ahnlicher Vortheile c) , und ein Kauf-

contract, bei welchem neben der 'Kaufsumme noch Ali,

mente oder auch Renten auf Lebensdauer bedungen sind ci).

III. Iu den uiiZenannten Contracten gehört die Uebertra-

gung einer Sache ohiie Bestimmung emes Kaufpreises

gegen dergleichen Bedingungen , selbst wenn die Gegen

leistung bloß eine jahrliche Eeldrente ist e) ; doch ist im

), ^''.'^ ätzten Falle das Geschäft nur in fo fern von dem wahren

. Leibrentencontract verschieden, als man bei den unge^

^ ^ nannten Contracten eigenthümliche Gründe annimmt,

^..) aus welchen sie aufgehoben werden können /), und diese

c^,c i<i> bei dem eigentlichen Leibrentencontract nicht vorkommen

^7^. . können.

?c . . . §. 116-

— «. Eigentliche Leibrenten.

IV. Der eigentliche Leibrentencontract' (reut« v!».

görs , snnuities uzioll Uves) überträgt eine Geldsumme

auf einen andern , welcher dagegen eine bestimmte jähr

liche Rente verspricht , deren Dauer durch das Leben

1" 8' 6v rerum permut. (4, 64 ). 1. O. cle ckonatiov.

^uss sub in«6« (g, 55 ).

ck) l.. »i. Z, 6. Q. sz- s- 2. cke ^. k^. « V. (ig, >.). Vcrgl.

Runde a. g. O- S- z°».

«) S- WeiShaar g. «. O- S- 245. §. iz>2.

/) S- Höpfncr Cvmmentar zu den Institut- §. 8o>. Glück

Commcntar. Th. 4- § Z'5- S- «g5 Dies Sußcrt denn besonders '

Folgen in Rücksicht des Cvncurscs. Vergl- §. i >6. Note /.
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einer Person bedingt ist «). Er enthält einen Renten-

kauf , bei welchem das EapiM nebst den darauf be

rechneten gewöhnlichen Zinsen durch die Zahlung der

Rente getilgt werden soll ö), der Ausgang des Geschäfts

aber ungewiß ist, weil die hierzu erforderliche Dauer der

Rente nicht nach Jahren , sondern nach der Wahrschein

lichkeit der Lebensdauer der Person berechnet wird , auf

welche die Rente genommen ist e). Die Gültigkeit desg^/z,^)

Contracts für den Fall, wenn der Käufer dadurch Capi- /?. g, ,

tal und höhere als die erlaubten Zinsen erhält, leitet man s

wohl am richtigsten daraus her, daß in dem Geschäfts. , .,.

zugleich eine Wette liegt <H. Wesentlich ist, daß die?«

bedungene Rente die gewöhnlichen Zinsen übersteige e), ^ ' ^

hingegen kann die Uebertragung einer Sache die Stelle

deö Kaufpreises vertreten , wenn sich die Contrahenten

über ihren Werths vereinigt haben /). Daß, der Contract

«X Gesetzliche Bestimmungen enthält: pxeuß. Landr. Th. >. Tit

§. Lo6 — 6s«. öftere. Gesetzb. Art. i«L4 — »286. Vcrgl.

Lock« pivil. Akt. »96g — >9Sz. S1uQk,5tane Ooiunient.

Vol. 2. p. 4S>. (e<^- >9 )-

i) ?. tt. Le^dertK Se reckitu uniiu« (Z. HZ. Note «,). Z. 3-

x) Diese kann ein Dritter und sclbft eine ganze GcscllsclM seyn,

wie bei den sogenannten Zontlncn. S- prcuß- Lande. Z. S17,

und Sevberth- §- u- f.

,i) Seyberth «. a. O. 8- y.

e) A. M. Ist Wcsipbal deutsch, Prlvatr, Th. 2. Abh. 60, S. aber

dagegen die EnMeidungsgründc des Kammcrgcrichts und Ober«

rribunal» zu Berlin, bei Paalzow Handbuch für pratt. Rcchtö«

gelehrte. Th. >. S '75> (zu Lande. 1, n. §.Sio,). , ,

f) BcrKl. preuß, Landr. F. 607, 6«g. kstcrr. Gcsctzb. Art. >28>.
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gemeinrechtlich s) aus ihm eiqenthümlichen Gründen auf

gehoben werden könne K), läßt sich zwar nicht behaup

ten, doch muß für alle Fälle, wo durch eine v^setzliche

Wandlung des Verkäufers die Rente erlöscht , wohl als

. stillschweigend bedungen angesehen werden, daß das Ge«

schäft ^resvlvirt werden soll i). Wenn eö aus diesem

Grunde , oder vermöge ausdrücklich beigefügter Rcsolu-

tivbedingungen aufgehoben wird, muß mithin auch die

Wette rückgäng^ werden, und folglich die Berechnung

dessen, was zurückzugeben ist, nach dem Grundsatz an,

gelegt werden, daß der Kaufer nur sein Capital und lan

desübliche Zinsen fordern kann K) ; doch kann auch für

diese Fälle verabredet oder gesetzlich seyn, daß etwas ^er-

^'/^'^'^^Kurkt ^ ^ ^ ^z^jch, Theorie von den

.'''.Rechten' des Rentenkäufers 'bei einem Concurs des Ver-

^^^käuferS m) ist dem eigentlichen Leibrentencontract wohl

^,^K«^«,>^ ^) Besondere Dispositionen cnthSlt : prcuß. Londr. 8-6,5 — 643.

„egcn mehrerer nicht bezahlter Termine der Contraet ausgc-

.' ^' , — >>«^ hoben werden könne? Struben. B.4. BedZ2. Vcrgl. Ooä«

/o^,^«.^ civil. Art. 1977. 1978.

t, >) O. ^vrer resp. T'iöeinilnn >Ie resci85ions conti sctu»

". , vitsUlLi. «ort. ,764. 4. Uebcr die Verletzung über die Hälfte.

g. >8- Vcrgl. Struben. B 4- Beb- 126. Runde von d>

Leibzucht. TH.2. §.?«- SS5>.

Vcrgl. prcuß. Landr. §.621.6,2. Auch dlc Argumente von de»

Würkungcn cincr verschuldetcn Unmöglichkeit dcr Erfüllung eincS

Geschäfts passen hier. Ii. II. O. äe eonäict. od cäussm äs-

t«r. (4, 6 ).

i) ?ukenckork Odz. jur. univ. 1°om. l. OKs. So.

l) Preuß. Lande. Z. 6zi — 6zq.

«) Vcrgl. Harpprccht a- «. O- (§ "5- Notek.) Wcishaar a.

g. O. §. >z>9. lzio. C- G. Gmelin« Ordnung der GlSubi,
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nicht angemessen ; im Fall er vermöge besonders bestell-

der,Mchekheit oder vorbehaltenex Eigenthumsrechte andern

Gläubigern vorzusetzen ist , hat er , da hier sein Recht

vollkommen realisirt werden kann , aus einem zu diesem

Iweck auszusetzenden Capital die volle Rente zu fordern,

bis diese erlöscht «) ; wenn er aber in die fünfte Elasse

locirt wird, muß die Summe seiner Forderung nach dem

Werth, welchen die Leibrente zur Zeit deö ConcurseS hat,

bestimmt werden, da er sich dann mit dem Jnterejse, so

weit eö befriedigt werden kann, begnügen muß, wofern

nicht die Gläubiger vorziehen, Sicherheit für die Fortbe-»

Zahlung der Rente zu bestellen o).

§. 1t7.

«. Von Wlttwemasscn und ähnliche» Instituten.

Ansialten, welche einen Fonds zusammenbringen,

um Leibrenten zu öffentlich bekannt gemachten Bedingun

gen zu verkaufen , wie Wittweuverpflegungsgesellfchaften ^

(die jedoch nicht immer wahre Leibrentenanstalten'' sind), —

erfordern wegen der Ausdehnung des Geschäfts öffentliche , ' ^

« ,'
'

.

g«. S- 4! u- s- Von bcm Fall, wo er nur eine persönliche

Forderung hat, spricht Harpprccht a- a. O. §.««. Note 7.

«> Vkrgl. ^srprov lurisor. kor. ?. I. Oonlt. 2g. Oek. gz.

l^. ^lenvken 5^!t. zur. civ. seo. orckin. >?sn<I. (eg. Leaoen.

1754. 4.). I.ib. 42. ?it. 5. §. 14. psg. 6zo. «. ^.

OottsoKsIeK sei. ckiscezzt. koren«, vsoits. Drezck. ^8'6. g.

«sp. 2g. zzsg. 274.

«) Das Recht der Credltoren ig außer Zweifel , wen» der Kckufer

^nicht berechtigt ist, den Contratt aufjuheben. Harpprccht a.

«. O- §21. Beim wahren Lelbrentenconwact ist das letztere un«

zulassig, da er den ungenannten Contracten tricht be,'gez<lhlt wer«

den kann, ^ - ««^ ^X^./»«»^
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Bestätigung , die aber für sich allein eine Verpflichtung

des Staats , für den Ausfall zu haften , Licht begrun-

^>,<^ ")» Jener Grundsalz gilt auch von den sogenannten

Heiraths» und Sterbecassen, und noch aus andern Grün

den von den ersteren , die , wenn sie nicht bloße Spar

kassen sind, mehr einem Spiel als jenen Anstalten zu

vergleichen sind.

Fünftes Kapitel.

Äon accessorischen Verträgen.

§. 118.

«. Bürgschaft.

Der deutsche Ausdruck Bürgschaft umfaßt ursprüng

lich jedeö Versprechen, für sine Person zu haften, oder

eine fremde Schuld zu bezahlen , daher auch das ältere

Recht nach dem .besonderen Gegenstand der Bürgschaft

und dem Inhalt der Zusage beurtheilte, was in der Ver

pflichtung deö Bürgen enthalten sey a*)^ Da ein Schuld-

«,) S- Eisenpcrg u. Stengel Beiträge zur Kcnntniß der Jus

stlzversass. lo d. prcuß. Staaten. Tb- 2. S- >2g,

«*) Stichs. Landr. V, z. Art- Sol c«n man zu bcscheydencn

tagen vorbringen cynen man, die um ungcrichtc bcclaglt iS, undc

stirft her da binnen , her sol ine öot vorebringcn so is her lcdich,

' ' IS her aber ummc Schult bcclagit de noch nicht upb ine gcwun-

ncn is , stirft her binnen dcnic tage , mcn ne sol in nicht vorc-

bringen ; ab die bürge sincn tod selbe dritte betbugcn mach , so

is die Bürge lcdich. Sin Erbe sal antwurtcn vor die Schult.

Art, Lg, Swcr bürgen scczct, also daz her selben gcldc oder s,n

bürge vor in , mac crz Volbringen daz crz vcrguldcn habe , der

bat suicn Burgen gcledigct Swcr aber bürge mirt vor den an,
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ner nach deutschem Recht (H.121.) nicht bloß mit seinem

Vermögen, sondern auch mit seiner Person haftete, so

gab eS auch eine Bürgschaft, die mit der Person gelei

stet wurde (Leibbürgen, GeM) ö). Die Verpflichtung

des Bürgen zur Zahlung ging zwar in der Regel auf

dessen Erben über c) , aber es gab einzelne Arten von

Bürgschaft , besonders im Proceß , bei welchen sie mit

dem Tode des Bürgen oder des Schuldners aufhörte

Hie und da haben sich im statutarischen Recht Folgen die

ses Grundsatzes erhalten e), die aber hiernach einschrän

kend zu erklaren und oft auch durch neuere Gewohnheit

aufgehoben sind /). Vielmehr bildet jetzt das römische

Recht hierin , so wie überhaupt in dieser Lehre unsere

EntscheidungSquelle , und die Abweichungen von dessen

Grundsätzen, die sich hie und da in Statuten s) finden,

dern und gelobt ein bescheiden gelt zu geldenc, daz mug her selbe

Volbringen mit gezoge , daz her vcrguldcn habe oder jcman von

sives halben.

ö) ^v. Steck) Versuche, welche auf den DIenff des Staats Einfluß

haben (Franks, u- Lcipz. 177,. 8). S- « u- f. Auf dieses Vers

HSltniß scheint zu gehen : I^eg. U,otK»is QonKvb. Osp. «55.

Bärgen dies« Art heißen «säii. (Zspit. , s. 30z. Lnp, 8.

e) ESchs. Landr- B. > Art. 6.

^) I.. LurgunS. lit. 82. 2. Sachs, kandr. B. z. Art. I«.

(s. Note » ).

Habe lcr Statuten. Th. s. Tit. 4. (?n5«»Sork Obs. ?om.

,. .^gpenck. psg. >5 ). Hannoverische Statuten aus dem >4ten

Jahrh, bei kukenilsrk ^oni. 4. ^llzioilii. z>sg. 209.

^) ?ukou6ork. lom. I. l)b5. T2g.

g) In Rücksicht inchrcrer Verhaltnisse , besonders der Schäden und

Kosten l>tb. Stadtr, B z. Tit. 5. Hamburg. Stadtr'. B. >.

Tit. 25. §. 10. B. s- Tit. 6. S- s.
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oder absichtliche Abänderungen der Praxis des römischen

Rechts durch neuere Gesetzgebung , die namentlich bei

den Jntercesilonen der Weiber häusig vorkommen K),

hangen' von keinem allgemeinen Princip des deutschen

Rechts «b. ^.

§. tt9.

». 'Psanbnnttact (und PfckndungSrecht).

». Historische Einleitung.

DaS ältere deutsche Recht kannte bei beweglichen

Sachen ein dem römischen Pfandrecht bis auf wenige

Ebenheiten, gleichzustellendes Recht, welches ohne Ueber,

tragung des EigenthumS a) eine Forderung durch die

Befugnis) sicherte , den Gegenstand (wacllum, pißuus) zur

^) Preuß- Lande. Th. » Tit. ,4. §- »22 — Tb- 2. Tit. >.

§. S4l ^ 344- Oestcrr. Gcsctzb. Art. 'Z49- Zeillcr

Cvmmcnt« zum O- G. Th. 4- S- >«. Hannov. Verordn.

über das Vcrbot dcr Privatcidc vom 26. Jan. >S2«. (Gesetz,

samml- Nro. 4)- §- >Z ^ >6.

«) I«. Fleins»». I'it. g6. Osp. 1^,. ?ri3i«o. Zsp.

?it,9. Osp. Rcchtsgesch. § 61. Note s. Vcrgl. schmclh.

Lande. Art. 247. Durch den angedeuteten Unterschied zwischen

beweglichen nnd unbeweglichen Sachen , heben sich die Zweifel,

welche Sommer (Darstellung der Rechtsverhältnisse der Bau««

«üter im Herz. Westpbolcn. Hamm u- Münster 132z. S- 5«.)

darüber erregt , vb jene Stellen nicht aus dem römischen Recht

genommen scyen. — Daß in dem deutschen Pfandrecht ein mi,

dcrrufllcheS Eigenthui» enthalten gewesen , sucht dagegen zu er,

weisen : O. L. K i l) e i II , <is llninioio pignoris Lerinsnivi.

«on. 1747- 4- — Ueber die Gründe dafür, die mit dcr Regel,

Hand muß Hand wahren, zusammenhangen, s. unten die Lehre

vom Eigentbom,
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Befriedigung derselben MiMljch. zu_^rkguKu i). tzs

wurde erlangt : ^. durch einen Bertrag, der durch

UeberL« be der Sache geschlossen wurde , kraft dessen

aber auch,, wenn nichts Anderes verabredet war,

die Gefahr des Gegenstandes auf den Gläubiger über«

ging c). L. Durch eigenmächtige Besitznahme (?ißno-

ratio. Pfändung), welche statt fand: 1. am Vieh ein«S

Andern, das ein, Grundbesitzer auf seinem Boden an«

traf O. 2. Gegen jeden Schuldner im Fall des Ber»

ö) Homburg. Statut- »270. dci Anderson. S. 5S- Nr. '4.

So man einem Man ein Pand gcscttet werd , id so Erve cdder

ander Pand, dat schall he upbedcn to dem nkgcslcn Richte, Lage;

so schal me enc to dem erstcnmale Dagdmgcn dat Pand to hol,

dcnde >4 Nacht , und bat ,be id jümmcr dodet deine td höret to

Hove und to Huse mit guden Lüden w dcmc andern Dinge, also

hc id up but, schall man eine Lachdingcn avcr acht Dagen ; to

dem drüddcn male also he id up bud , schall me cne dat Lach«

dingen vver tmcne Nacht, und dama vorkopcn — .

e) Sclchs Landr. B- z. Act s- Smaz man — deine manne

lihet oder setzet , daz sal her unverderbet wldcr brcngen oder gel,

den nah stme werde. Stirbt aber ein pfert oder ein vlhe binnen

saczunge ane jenes schult der ez under imc hat ; bcwiset er doz,

und tar her dar sin recht zu tun , her an gildct ez nicht , her

hat. oder verlorn sin gelt dar 'ez tme vorestunt : ir gclobcde en,

gunde anders. Schwöb. Lande. Art. 247. 25«. Die letztere

Stelle scheint aber aus dem römischen Recht genommen zu sevn.

Ucbcr die Notwendigkeit des gerichtlichen Verkaufs s. ougsb.

Statuten, bei Walch Beitr. Tb- 4- S- z?8- 379- nörd,

linger Statuten bei v. Tröltsch Slnmcrkung. u. Abhandl.

«!) Ii. Lulics. ?it. l«. Q. Sirgunä. I'it. sz. l.. VVizjg«.

tkor. lld. g. I'it. z. Oszi. iz — 17. 1^. Qonßodsrcl.

Lid. >. ?it. sz. Sachs. Landr. s. 2. Art. 47. Schwab,

kandr. Art- 22g.



334 TH.2. B.2. Recht der Forderungen.

zugs , sofern mir "kuntliche redeliche Schuld"/),

welche ohnstreitig auch bei dem Pfändungsrecht der Guts

herrschaft g) vorausgesetzt wurde, vorhanden, und geh'-

rig^" Anmahnung vorausgegangen war ü). ES wurde

daher auch in Schuldverschreibungen und bei andern ver-

brieften Forderungen dem Glaubiger gewöhnlich ausdrück

lich erlaubt, sich "imtod^o^ Recht" bezahlt zu ma

chen (MandungselauseN l), eine Berechtigung , welcher

zwar eigentlich der Landfriede von 1495 />) so wenig als

die spateren Neichsgesetze über Pfändungen /) ihre Kraft.

benahm, die aber nach der Ansicht der sMteren Practiker,

welche sich mehr an das römische Recht anschließt , kein

würkliches PfandungSrecht mehr giebt m).

e) I.. I^ongodarä. Lid. 2. 21. Die LnrFunri. ^it.

Ig. und 1^. L ajil var. I'it. 12. I. ( ?ignorsre nemini

li^est , nisi xor jussionem jiuiicis,) beweist ein abweichendes

dänisches Recht so wenig, als das bair. Rechts buch (see. 14.).

Tit. 1. Art- s- Vcrgl- Tit. 20. Art. >. und sckchs. Landr.

B- » Art- SZ- Nich cn muz ouch der vronc böte phenden, her

en werde mit urteilen dazu gewunnen.

/) Land sc lebe von iz3g. § 6. s. neue Samml. der Rcichsbbschiede.

Th- >. S- 97-

s) Sachs- Lande. B- >- Art- 64- Schwöb. Landr. Art- ZZ5-

und nach zz6.

^) Reichsabsch. von '44»._^s^ 5- bei Gerstlacher Handb.

der ReichSgcs. Th. >c>. S- «z?^ ^ 74-

1) I. X 0 z> p 6e jure pignorsiicU conventionsli, !Vl»rd. , 7Zg. 4.

^) Vergl. Rechts gcsch. § 4S«. S. «Sit Se psce pul)1. I.ib.5.

1. »ro. 24 — zc>. Gerstlacher a. g. O. S- 257g.

Y S. Gerstlacher «. a. O. S. 2zg2 — »4zS. JZ«gl. ^. «»il

tr. cle jzignorutionikns (Anh. seiner OKkerv.).

">) Strubcn «chtl. Bed- Bd «. Nr-zs- Krcitmair zum bair.
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S- 120.

5. Psandcontract nach heutigem Recht-

Die Bestimmungen des älteren Rechts über die Ge-

Mr^deS Gläubigers beim Psandcontract haben selbst da,

wo der Sachsenspiegel , gesetzliches Ansehen hat , den

Grundsätzen des römischen Rechtö weichen müssen a) ;

jener wird daher jetzt überhaupt nach dm Regeln deS

letzteren beurtheilt b). Besondere Vorrechte in Rücksicht

der Imsen bei Darlehen auf FauAAnder, und auch wohl

noch in anderen Beziehungen, pflegen die L e i h h a u se r

zu genießen c) , deren Zweck aber durch eine allgemeine

policeiliche Aufsicht auf würkliches PfandverkeKr . und

unter dieser Voraussetzung durch Erhöhung deS gesetzli

chen Zinsfußes für alle Pfandnehmer , welche jener un,

terworfen sind 6), noch vollständiger erreicht wird.

Recht- Tb- «- Cop. 6. z. 24. Nr. 1. Ucbcr die entgegengesetzte

Meinung, die noch jetzt ein beschränktes Pfanduogsrecht al«

die Würkung der Pfandungsclauscl annimmt, s. Kopp g. g. O.

z. ig. ig. Gerstlachcr a. «. O- S. 237».

«) Sächsische Cvnstit. von ,572. ?. ». Ook«. «6. Hambur«

gisch. Stadtr. Tt). s- Tit. 4- Art. 9- vcrgl. mit den Statuten

von ,497. Th- Art. 10. bei Anderson S-4Si.

ö) Die eigenthümlichen Grundsätze des deutschen Rechtö , welche die

Veräußerung der Pfänder, und andere Würkungen des erlangten

Pfandrechts betreffen, so wie die Frage, in wiefern die«

durch hypothekarischen Vertrag erworben werben könne, s. unten

bei den Rechten an Sachen.

e) S. PI. Marpcrger ivioini?5 piotati«, oder kelhassistenz und

Hülsshckuser, Lelhebanqucn und Lombards mit Anmcrk- von Justl.

Ulm 176«. v. Berg Policcirccht. Tb- >. S.Z79.

<i) S- preußMPlMrMment . von »787- und Vererb«, über den
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§. 121.

7. PAndung nach heutigem Recht °).

- Noch jetzt besieht, außer dem gutsherrlichen Pfän«

dungsrecht, das aber heutzutage particularrechtlich ist ö),

der gemeine Gebrauch c) der Pfändung (Schüttung)

zum Schutz des Besitzes gegen eigenmächtige Beeinträch«

tizungen und Beschädigungen durch andere Personen und

durch fremde TtWre , ganz in dem Umfang , wie ihn

schon die RechtShücher bezeichnen ei) , sofern besondere

Verkauf der Pfänder von >8oz, bei Paalzom Hanvb. für pmct.

Rechisgelchrtc. Th. >. S- 416 u. f.

«) Gesetzgebung: Ooii. L»v. eiv. ?.2. Osp S. §, 24. Lp.ickiv^

repertorium juris IVleclend. PSF.Z97. preuß. Lande. Th »-

Tit^ 14. §- 4>Z — 465. österr. Gesctzd. Art. 152,. 1522.

Zciller Commentar. Th. z. S- 752 «. f. Schriften: S.

Lir^cK Se jure xignorsnäi. ?rsncok! 1677. 4. deutsch l^gg.

4. O. I'. Uommel äe pignorstione «t c!U««kZis rtniins-

lium psuperieiu kscientium. I^ipe. 1774. 4 Dkss. KKspsocj.

(Zu. kor. UK«. 584- Kreiling, r zu Loci. Luv. civ. g. a. O.

HggemannS LanbwirthschaftSrecht. §. 5'7 ^ Z24. U. «.

Lauer äe piguorstione xrivsts. I.jj,5. 18^«. 4-

i) S- unten bei den Baucrgütcrn und oben §.71. VI.

,) Osrxiov Zurispr. kor. ?. s. Ooozt. 27. vek.z.4. Kleviu,

Secis. ?. 2. Oeo. ,06.

<l) ScZchf. Landr. B- 2. Art. «7- Swer so unrechten wck slet über

gcmunnen lant ; vor jcclich rat sal her gebe einen phcnnig , der

ritcnc man einen halben z und suln den schaden gciden ab da sar

uffe stet- Davor muz man sie wol phaiiden. Wcrcn sie daz

Phant wider reckt, man bockiger sie mit dcme geruchte, so muz«

zen sie bezzern das gerückte mit z schill. und muzen doch pfände«

«cht tun. Art- 47- llirgcwunnen lant fmcr darüber verr, ez en

sie ein gewunnen wcse, h?r blibet cz ane wgndel- Art. »L.
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Gesetze keine Beschränkungen enthalten e). In der Regel

kann daher die Pfändung in allen Fällen angewendet wer?^/". ' ^

den, wo die Besitznahme eines Pfandes dazu dient, den^/^/"^

Ersatz erlittener Beeinträchtigung oder deren Bestrafung, )/. ?

oder den Beweis derselben zu sichern, ober auch nur die^k<'^> ?

Nachtheile abzuwenden , die aus , der widerrechtlichen/.^^?''^

Handlung eines dritten entsteh?« würden , wenn der ,. , ^

Besitzer «icht durch diese erlaubte Art der Selbsihülfe

seinen Besitz .vertheidiate /). Zur rechtmäßigen Ausü? ^

bung gehört aber, daß sie: 1. auf dem Grund und Bo, / ,^

den deö Pfändenden auf frischer That ^) und 2. ohne^?'

Erceß /i) vollzogen werde, 3. der Pfändende auch würk>

Swer so holz howct vdcr gras snitct, vdcr vi,chct ,n eines ander» , .^„^ ^ ^

mannes wazzere u- s. m. vint man in in der stat, man muz in z^,/,,

«ol phanden oder ushalden ane öcs richtcreS urloub. — Ucdcr

die Pfckndung an Bich B-2. Art. 47. S. ouH B'«. Art- 4«.

«) Vergl- j. B- österr. Gcsctzd. Art- >zs>.

/) S. Note c. und Hage mann a. a. O. §. z>8- Vcrg!. jedoch

das preuß. Landr. a- a. O. §- 4>4^4>7- s> aber auch über

dessen Anwendung: Paalzow Handbuch für Rechtsgelchrte.

Th- >. S. 27« u. f.

e) Vcral. sckchs. Landr. II , »8- Nvtc r?. und B- 2. Art. 4«.

vstc,r. Gesetz». Art. »Z2i. preuß. Landr. §.420 — 42,.

, Streek äs jurs piZn. Osp. 4. Gerstlacher Handb. der

deutschen Rcichsges. Th- io. S» »ZZ«. Leiser ,peo.

ine6. 6. 7. 5pec. 594. meS. 7. g. S. jedoch Steuden

rcchtl. Bcd- B> s- Nr. gz.

l.e^zsr «pec.tii. meZ, ,,. specSyS. meck. z. 6. Mülltcr

Wclderccht. §. '97 u- f. preuß. Landr. g. 42z — 4z«.

Ucber die Folgen eine« Ercesscs s. S trüben rcchtl. Bcd. B. 5.

Nr. iz? Dcrgl. preüß. Landr. Z. 4^1. S- aber Orsmer

UKsorv, jur. univ. I'cmi. z. Od,. g,7>

22
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lich im BesitzgeMxt. worden sey i) , und 4. die gesche,

hene Pfändung sofort dem Nichter anzeige K). Gegen

eine rechtmäßig vorgenommene Pfändung ist die Uegen«

vfändunq (PfandkeHrung) und SckuMfandung unerlaubte

<.)^^ Selbsihülfe, im umaekekrtcn Falle aber, wenn nur jeder

^>^,< ^/-> Erceß vermieden wird , erlaubte Dertheioigunq deö Be

sitzes 5). Die Vortheile der Pfändung bestehen 1. bei

bloßer Störung des Besitzes ohne Beschädigung,. theilS

in der Befugniß des Pfänders, die abgepfändete Sache

zurückzuhalten , bis der Gepfändete sich mit ihm wegen

des hergebrachten PfandqeldeS und bei gepfändeten Thier

ren (essende Pfänder) wegen der F^terunLsko^en abge«

funden m) , oder sofern jener die Rechtmäßigkeit der

,) I.ezs5er 5pei:.595. meS. 17. 18. Kreltmair g. a. O. Nr.?.

lieber die SoMa^nrMmaM« Pi^mia s. preuß. kandr.

z. 462 — 465. Kreitmair Nr. 9. Hagcmann a- a- O.

Ii) G trüben rechtl. Bed. B. ». Nr. Si. HIc und da ist es berge,

bracht , daß das gep^ndtte Viel) in den " Psandstöll " gcdrschr,

oder überhaupt die gepfändete Sache dem Richter übergeben wer»

den muß. Bergs. Klöntcup Handbuch der oSoabr- Rechte.

Th. Z. S. 17!- liincl <zu»e»t. toreni. 1°om. z. Osp. 4z.

Haubold sächs. Private, z. ,67. Kreitmair a. «. O. Nr. 6.

Preuß. Landr. §. 4Z>- Z?.

?) Kreitmair a. a. O- Nr. g. Struben «. a- O. B- s

Nr. ,z8.

«) S- Hagemann o- a. O- L. zzz. preuß. Ländr. §. 44' ^

445. 4Z1. Vergl. aber Kreitmair a.a.O. Nr6. und iilcrr.

Gescyb- Art. 152». Wegen dcS Pfandgeldes s. Klbntrup a. «.

O- S- >?>. Haubold a. «. O- Z. 167. Note «. k. preuß.

Lande. §. 459 «. f. — Lee Verkauf deö Pfandes kann üori,

gens auch in diesem Fall nach vergckngigec Aufforderung geschehen.

Qsxser 5r>«c. m. in»ä.A preuß. Landx. § 4ZS'45Z» 457»



Kap.V. Acccssorische Verträge. 339

Pfändung bestreitet , allenfalls anderweitig« Sicherheit

bestellt hat n) ; theilö i» dem Beweis des behaupteten

Besitzes und daher in der Unterbrechung der WerjZh«

rung «).- 2. Im Fall einer VHSädigung dient daö

Pfand auch zum Beweise, des Schadens x) und zur

Sicherheit wegen dessen Ersatz ; auf diesen kann jedoch

der Pfander vor dem Gericht des Orts der'Pfändung

Klagen und dessen Taxation bewürken 7). Umgekehrt

hat der Gepfändete gegen den, welcher unrechtmäßig ge»

pfändet hat, die Spolienklage 7).

§. 122.

z. Verpflichtung zv Ebrengrafen.

, Eine eigene Art accessorischer Verträge bildete im

Mittelalter die Zusage , im Fall der Nichterfüllung einer

Verbindlichkeit sich einer Mrenstrafe unterwerfen zu wol«

len s) , wohin auch die Versicherungen bei fürstlichem

») S- Hagemann § 32?. Krcitmalr a. a. O. Prelis. Lande,

z. 44S — ««- S. auch Struben B> ». Nr.zb- '

«) S- Kreltmair a. a. O- Nr.?. Haubvld a. a.-O.

x) Kreltmair a. a- O. preuß. Landr. Z. 45z — «6.

7) Kreltmair a. a. O> Nr.? S- preuß. Landr. § 437.

r) Ueber deren Wartung und besonder« über die Restitution der ge,

pfändeten Sache s. Devins. ?. 6. Oe«. Sz. Ganz andere

Grundsätze gelten von der Restitution, wenn sich der Gepfändet«

abfindet? Hagems»» Z. 32s.

C ramer meylar. Nebeost, TH-77» S- 72. S. l,. «Iub»r ck,

z>i«urs ««»tumellos». Lrl. 178?. 4>

22*
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oder adelichem Wort und Ehren i) gerechnet werben

/s^o/kt^. ^ch"" ^'^ Reichspoliceiordnung hat aber Ver-

^ ^/^^ schreibungen dieser Art untersagt , und diesen Clausuln

>«c ( bürgerliche Würkung entzogen <y.

^7> ^^. '^t .' 4. Verpflichtung zu persönlich« Hast.

Den Schuldner , der weder Zahlung zu leisten noch

allenfalls wegen derselben Bürgen zu stellen «) im Stande

war, gab nach dem älteren Recht der Richter dem Gläu

biger zu eigen (zu Hand und Halfter) Späterhin

"verwandelte sich dieS in Personalarrest im Schuldthurm

und Landesverweisung c<>), eine Strenge, von welcher im

partikulären Recht noch Spuren übrig geblieben sind

die aber, seitdem unser jetziges Concuröverfahren ent»

1695. 4. I. ?eitor cks clsusul« fiiiei ezuestris. t^o».

Sisi. uro. >S.

e) Sckchs. Landr. B-I. Art.40. S. oben §. 8Z. Note 6.

ck) Reichspolieeiorbn. 1577- Tit. ZS- § 7- .s- GerKlacher

, Havdb- der Reichsges. Tt). >°. S- »>°7 u- f.

«) Vergl. Jeitschr. für geschichtl- Rechttwiss. B- z. S- ,75 u. f.

ö*) Rechtsgesch. s«- sckchs. Landr. B. z. Art. 59. sSchs.

Welchb. Art. 27. 5. K. Lvgsu 6e traditio»» «Zeditori, »ll

insiius cre<Utori>. Jen. ^746. 4,

«*) S- Rechtsgesch. Z. 456. Hamburg. Stadtr. ,Soz. Tt). ».

M. 4>. Art. it — ,z.

F') Dergl- W- S- Teurer der EchuldthurmöprvM im Königs.

Sachsen- keioz. 'S«, g.
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siand e), nicht mehr gemeines Recht bleiben konnte. So

lange jene Grundsätze noch galten, wurde auch eine ver

tragsmäßige Verpflichtung zur persönlichen Haft im Fall

unterbleibender Zahlung/), von welcher daö Angelbbniß

sich zum Einlaqer (Einreiten, Leistungsrecht, «bstsgium)

zu stellen, nur eine besondere Art war, den Schuldver-

Mreibungen häusig einverleibt ^) , bis die Reichspolicei«

ordnung auch diesem Sicherungsmittel des Gläubigers

seine Kraft entzog K). y!ur in. Holstein hat sich unter

dem Schutz besonderer Landeögesetze das Recht des Ein-

lagers erhalten l), und die W^)^^renL« ist ihrem

Wesen nach wohl nur ein bei diesem einzelnen Geschäft

beibehaltener Ueberrest der Strenge des alten Schuld

rechts K).

«) S- Rechts« csch. §. ,?5.

/) O. <Z. Kicc!iu5 lie conveiitiouo oblig. Debitor!« »<Z csre»-

re»l in csu5» ciebiti. Lott. 1778. 4.

5) Sckchs, Lande. B. 2. Art- ». Schott jurist. Wochenblatt.

Ty, 1. S 5» — >»7- ^. lZ- U. Ore^or ge odstsgio. Xilon.

175t. 4. <?. l?. ^nton vlzstsgi«. I>iz>». 1774. 4.

R- P. O. »S77- Tit. ,7- §- bei Gerstlacher Hanbb. der

Rcichsges. Tb> >«. S-

/) Holstein, rcvid. kandesgerichtsordn. ?. 4» tit. 14 u. >6. Oorp.

Oonst. Uol,st. I. p. IZZ. I. r. o. »rt. g. §. 5. I. R- A-

z. ,71. Abhandl. von dem ln Holstein u. Schleswig gebrauch!.

Einlagcr u. dessen Rechten. Kiel ,754- 4- Schräder Hondb.

des holst, schlcsmigsch. Rechts. Th- z. Sz2. — Vom Ms,M«

Rcckt und dessen Grundsätzen ilbcr Versprechen bei Gesa'ngntß«

zwang s. Haudold sckchs. Private. §. zo». .

K) Rechtsgesch. Z. s?4- - > .
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Sechstes Kapitel.

.!k. . ^. '. . Wechselrecht.

Quellen: Vergl. RcchtSgeschichte §. 574- Verzeichnisse von

Wechselgesetzen ': Vssevlis tkessur. jur. cumb. ?. Z. ?. 12SF

u. >Zl«. 'Grattenauer Vcrzcichniß der M. u. neuer. Mechsclges.

bei u. Kampy Jahrbuch, der preuß. Gesctzgeb. H.>4- S- 26z u. f.

Aeitexc Gesetze : »crgl, v. Martens Ursprung des Wcchselr. Anh.

S? 1 — söz>. — ^. O. LieAsI eor^>u8 jur. eamb. I^ipk. 1742.

L Thlc. Fvt. 'sortgcs. v. I. L. Uhl. Fortsctz. I. »75«. ll. ,764.

M. ^77,. ' k^. ,'786. I M. v. Zimmerl vollständige Samml.

' der Wcchsekges. aller Länder u. Handelsplätze ln Europa. Wien

, «Sog ^- iz. A Bde. 4- Zu den deutschen Wechselcrdnungen , die

bei Siegel, noch schien, gehört: bairische W. O- >78S- (Novel,

len z. balr. Lande. S- 5«3 u. f). preuß. Landr. Th «. Tit. S.

§. 715 — >z«4 ivclmarische »819. hannoverische »82».

(Gesetzsamml. Nr. zo.). Vorschläge zur Gesetzgebung : (Sievcking)

Materialien zu ein. vollständigen u. systematischen Wechsele. Hamb.

1792. 4. mit Anmcrk. von Eggcrö. igoi. g. LItteratur : vcrgl.

L ^tk«s«r.. I'om, 2. p. 1237 U. s- Leuven. Ltrsccs

ivercstor juri5peritus. l^ugil. 155',. I. Ligikin. Lvscvi» ir.

kie eonuverciis et cainbio. lZenev. 1664. 5ol. u. öft> KspKsel

ös 1°urri tr. lls «mdiis. Lenev. 1641. kol. u. öft. ^.

k°rsn<:Ke in«>zü. jur. camd. Hai. 1721 u. dst. ^ kZ. ttei»

«eociu» vleni. jur. csinb. Hinstelock. »742. g. u. öft» I. G.

Siegel vorsichtiger Wcchsclgläubigcr. Lcipz. 1726. g. u- bst. her,

ausgeg. v. Schott »77S. 8- Sess. Einleit. zum Wechsele, Leipz.

174z u- d- hcrausg. von Schott 1778- 8- I. L. E- Püttmann

Grunds, des Wechsele. Leipz. ,784- zuletzt >8«5. 8- P. C- Sche«

rcr Handbuch des Wechsele. Franks. >»«>. 1. z Thle. 8- 8- L-

Weißegger v. Weißenegg Theorie des allgem. Wechsele. Frciburg

ig >«. 8- A- S ch i c b c die Lehre der Wcchsclbriefe. Franks. >8s«. ».

Ucbrr baS Wechsclrccht einzelner Länder: I. M. v. Zimmerl

Anleitung zur Kenntniß des Wechsele, mit besonderer Rücksicht auf

Oesterreich. Wien ,«2». g. Dessen alphavct. Handb- zur Kennt«

nij der Handlung«, und Wcchsclgcschäste. «te Aufl. Wien ,8c«.
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s kble. s. zter Th. >8'?. 8. I. Sonnleithner Lehrbuch de«

öffcrreich. Handels, u. Wechsele. Wien ,s»o. 3- v. Moshamm

Wcchselrecht (in Beziehung auf Baiern). Regensb. lgoz- 8.

Haubvld Ms. Private. Z. 4>7^'4Z6. ksräessul trsits

oonträt et 6es lettre^ äe ckgiigs. !?»iz l8«g» » Voll. 4. ^Ks

law ok bills ok excksngs , i>romi»sor^ notss eto. Kzs Lävr.

WinäKsin Alanninß. l.onck. ,3,7. hiernach F. I. Jacobsen

Umriß des englischen Wcchsclr. Altona >Ss>. 8- Sammlungen :

L. S. Kivviu« eiercitst. XVII Se jure vnmkisli. Lott. 1779.

»1'oni. 4. Z. IVl. L«,eeK« tko5äur«5 juri, cumbiki«. Lerol.

i7öz. » l'o». 4.

§. 124.

I. Htgorische Einleitung.

». Ursprung des Wechselrechts «).

Unter einem Wechselbrief (1e«er> Si cklmbi«,

lettr« äs cksuge , dill «5 excksnße) verstand M«N ur»

sprünglich nur eine Anweisung, zur Zahlung an einem

dritren Ort, welche gegen baaren Empfang ihres

Werths gegeben wurde ö), und der daher ein Geldwech

sel (csulkwm im eigentlichen Sinn c)) zum Grunde

lag. Der Gebrauch dieses Geschäfts , um Gelder an

«) Leisemltz Abb. über den Ursprung des Wechsrlrcchts ; bei v.

Selchow jurist. Bibl. Th. s- S. ?zo. Büsch Abh. üb. d-

Urspr. d. Wechsele, in Büsch u. Ebeling Handlungöblbliothek-

B. >. St. 5. S. Z7?. G. F. v. Martens Versuch einer Mo,

rischen Entmickelung des wahren Ursprungs des Wechsele- Gott.

'797- S-

i) E. v. Martens g. a. O. S- Zl. zz.

e) Im weiteren Sinn bczeichnete es jede Art von Tausch- s. cku

flsnge 5. v. ramkium. A. B. ^ I^ovgod, QiK. z. Iii. 8.

Osx. 4- I. r. »2. . ^
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einen dritten Ort^z'u' übermachen (remittiren), reicht

besonders in Italien noch über das 13te Jahrhundert

hinauf>k),.und wurde seit dieser Zeit durch die Wechsler

^^,c.^^««_(«nip««tes) , welche die Messen deö südlichen Europa

bezogen und den Kaufleuten zu diesem Geschäft dientenZe),

^ "v^!»."'^ weiter verbreitet.— Gegen den Ausgeber eines Wechsel-

^^'^^""-driefs (Trassant) entsprang im Fall der NiHtzahlung

.. /i?«..^c. ^. ^.^ ^g^, Grunde liegenden Geschäft,

welche der Wechselbrief wie jeder von einem Eampsor

ausgestellte Schein über empfangenes Geld vollständig

bewies und gegen welche keine Einrede zugelassen wurde/).

ck) Quittung P. Gregor IX. »on >»zz, bei Ivlurstori sutiz.

Iwliss. 1°om. ». PSA. 88g-

e) v. Martens a. «. O- S- »s ^ S5- z6 —

/) Statuten von Pjacenza v, I. izgi. bei ». Marten« a,a.O.

Anh. S» >8- — l^uoci — esmvsores — lonesntur pronül»,

tere — »olvtte , 6srs , reiiäere et restituere in pecuni»

nuinersts sine sliu exceptions , oppozitione , esvillstiove

' vel eompensutione , yiiibuslilzet persoiiiz vel lindentib^s

«sussi» sk eis seu es, omnein pecunise cjiiiiiititsleni c^usm

ipsse personse vc! Person« cke/>«nent vel «como^««»k penes

ipsos cslupsores ; sc: etiiirn llsre scriptursm »criptsm 6e nisnu

eoruin iilj personss «eu personis zuse peeuiüsm 6ep««ue»

rit vel secoinenciuv erit ipsis esinpioribus , continentein ««

esinpsores reeepisse illsni pecuuisni c^use veoes e«s llepo-

veretur vel »ccouicnclsretur , et yuock illi «eripturse sc

etism Scripturse libroruin ipsoruni csinpsorum crellstur

et liebest crecii czusntuin est coutrs ip5vs csmpsc>rei et i«

ksvorei» crsclitoruin et plens ticles llsri , «icut creckeretur

et filies äsrelur «i ciicts Scripturs et 6icti libri Ssserit so

lemue publicum instrumeutuui. Lt tenesntur äicti curnp»

sores et conipeUsotur «steuciere , rzuotiescunczus et c>usu»

lioeun^us kueriut re^uisiti, livrum ipsorui» cuiliket perti.
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Die^schleum^e Er^Mion , die daher folgte , konnte an >

den Orten , wo noch die Strenge des alten Schuldrechts

galt (§. 123.), ohnehin auf die Verhaftung der Perfon

des Schuldners ausqedchnt werden; wo jeneö nicht der

Fall, war , betrachtete man wohl anfangs den Personal-

arrest nur als eine Verfügung, die dann eintreten könne, ^

^wenn der Schuldner auch der Flucht verdächtig scheine s).

^Eine Klage mit gleichen Eigenschaften räumte wenigstens

fehr früh der Hqndelsaebrauch dem Remittenten auch Ze-

Aen den^ dritten^ ein, welchem in einem Wechsel 'der Auf

trag gegeben war, zu bezahlen (Trassat), sobald dieser

ihn einmal anLttMMen hatte K) , wovon der Grund

wohl darin zu suchen ist, daß dieser Bezogene ursprüng

lich immer ein .Campsor , und oft ein Gesellschafter des

Trassanten war l> Weit später hingegen erhielten

nevti. Lt si c^isnä« oriretur (Iis) inter ipsos csnivsore«

et seconienäuntes seu ckevonevtes zuocl coß?ioscati^ et ter-

niinetur per viesrinm 6ornini noteststis summÄrie ; et <!«

Piano sine strevitn et Kzur^ ju6icii rliekus keristis et non

kerisris, et sine «li^iia vetitiune seu linell«, seu inernorisli

svrivenuo in »etis slzs^ue ulic^uu iostsntis observsnüs.

Vcrgs. v. Martens a. a. O. S. Z2. und im Anhang die Sta»

tuten von Bologna vom Jahr ,454- cbevdas. S- 56 u. f.

5) Statuten von Bologna v. I. 1454- «. a. O. §. >4- 'S- S6i. — .

Daß der Arrest auch statt fand, wenn die Wechsclschuld als eine

Meßschuld behandelt werden konnte, hat v. Martens a. a- O.

S >4 — allerdings bewiesen, ober eben daraus, daß er der

Wechsclschuld an sich nicht eigen war , scheint vielmehr gefolgert

werden zu müssen, daß unsere heutige Wcchsclstrcngc hieraus

nicht erklärt werden kann. Bergl. Rechtögcsch. §. 574.

K) Statuten von Bologna v- I. 1454 «. a- O. S. >z.

») Bergl. v. Martens a. a- O- S> «s u. f.
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Schuldscheine, die von anderen Personen als Camp-

soren ausgestellt wurden, jenes Wechselrecht, auch wenn

sie von dem Aussteller Wechsel genannt wurden K), weil

diese überhaupt nur dann . wenn unter der zu zahlenden

Summe ^eine versprochene Zinse» verborgen waren (cam-

dl» «ecco, trockne, eigene Wechsel), verbindende Kraft

haben konnten i). Noch später aber, in einer Zeit, wo

das WechfelgeschZft bereits über ganz Europa verbreitet

' /""" wir > erhielt der trassirte Wechsel durch die Würkungen,

dk dem Indossament beigelegt wurden, die Eigenschaften

eines allenthalben verkäuflichen Papiers m).

L. t2S.

5. Einführung des Wechselrechts « Deutschland.

Erst seit dem 16ten Jahrhundert scheint in Deutsch,

lanb baS Wechselverkehr lebhafter geworben zu seyn «).

DaS Geschäft erscheint in den ältesten Wechselusanzen,

die man sammelte ö), und in de» Reichögesetzen, welche

i) Ueber die Osnidi» eon I» ricoria, welche man «fand, um kl,

vem solchen Schein Wechselrecht zu verschaffen, s. v- Marten«

S. «

y Sb e n d a s. und Rechtögesch. §. 574-

») S. Rechtsgesch. «. a- O. Note k.

«Z S- «. Marten« a. a. O- S> 6, — 65. und Rechtsgesch.

674» Note »

i) «ntwerper Cvftumen ,578. lSlegel I, 4°7). Smfterdamee

sogenannte Wechselordnung >6c» (ebendas. S. 479 ). Ham,

burger Stadtxccht. >6oz. Th. ». Tit. 7. Nörnbeeger W. O.

iS,l (?). 1654. (hinter Königk, der Stadt kcipzig W- O.

Leigz. 17". 4. S- >77 )- Augsburger W. O. ,«65. (eben,

das. S. ^65.).
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späterhin dessen ebenfalls erwähnen c) , als ein Rechts«

verhültniß, baS auf kaufmännischem Grb rauch

beruhe , und der letztere^blie? auch eine besonders wich«

tige Quelle ei) deS Wechselrechts, als späterhin wirkliche

Gesetze darüber gegeben wurden , und durch diese die

«) 'Reichsabsch. «654. §. ,07. Als auch bei bcn Handelsstädten

w Wcchsclsachen zu Meßzeiten und sonsten c«u« vorfallen , da

nicht allein nach Saufmannsgebrauch, sondern nach aller Rechts,

' gelehrten Meinung die xsrst« executio straks Play haben solle,

und innerhalb »4 Stunden oder etlich wenig Tagen zu geschehen

pflegt, so lassen wir es auch ^ dabei dergestalt verbleiben, daß

in solchen Wechsclfällen dem Richter erster Instanz unbenommen

seyn solle, vhngchlndert einiger Appellation oder Provocation nach

der Sachen Befindung und Ermäßigung, entweder mit oder ohne

Coutivn der Glaubiger, die Erecutlon zu vollziehen — . Reichs«

schloß >6S8. «zu statuiren — : daß nach der bekannten Handels«,

gut , ?ui acceptst , «olvst , in acceptirtcn Wcchsclbricsen der

exceptio ,ion »umorstse peeuniss nicht statt ZU gcbcn , hin,

gegen aber dergleichen seeeptatione, — schriftlichen geschehen

sollenz jedoch daß nichts desto weniger wegen der mündlich acccp,

tirten Wcchselbriese es bei dm Rechten und Observanz sein Be«

«enden habe. — Drittens in Kauf und Handelssachen tci den

höchsten Gerichten vor Eröffnung der llrthcl verständiger Kaufleute

Gutachten «res kael,um I»erc»ntile gehört , und nicht bei

Seite gesetzt werde. — Dicfer Reichsschluß, obwohl er mit einer

Mvdification deS kaiserlichen Ratificationsdecrets , das^auch noch

andere Punkte deö erstatteten RcichSgutachtens berührte, aus

welche die Reichsstädte allein angetragen hatten, in den Entwurf

eines Relchsabfchiebs aufgenommen wurde (Neue Samml. der

Reichsabschiedc. Th. 4- S. 76.) , ist jedoch nicht publicKt worden,

und kann daher nur als ein geugniß für den darin erwähnten

Handclsgcbrauch gelten.

H Eine Sammlung von "Wcchselparere" hat Lieg«! Lorx. jur.

vsind. Th. ». S. ^ u. f.
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Verfügung deö^ Personalarreffs gegen Wechselschuldner

Kennzeichen des strengen Wechsel rechts wurde e).

Da diese nur auf ^articularer Gesetzgebung beruhte , so

läugnet mgn freilich mit Recht die Existenz eines gemei

nen deutschen Wechselrechts in Hiesem Sinn /) ; allein

es ist aus der Entstehung des Wechselrechts auf der anr

dern Seite ebenso klar, daß wenigstens aus kaufmänni

schen Wechseln gemeinrechtlich der Erecutivproceß st«tt

findet K)^ und wo dieser oder eine «ädere Proceßart auch

für Forderungen aus nMt kaufmännischen Wechseln durch

die Proceßgesetze eines Orts begründet ist K) , die Be

schaffenheit der Verbindlichkeit selbst, welche jene mit sich

bringen , aus den Regeln deö Wechselrechts beurtheilt

werden muß i) ; entweder, sofern sich eine vertragsmä

ßige Unterwerfung der Contrahenten unter bestimmte

Ueber vie^VcranMunH s. Rechtsgesch. Z. 574. 'Note p u. ?.

^) Ic>. ^när. Lok5msnn lle giffereniiis juris «»indialis ioter

leges imperii, «ss^us orc^iiium iniporii c^ns« vigoroni cum-

Kislein oonl^inent, so itstuts Lreinciisi». ^l»rb. 1767. 4.

g) Hoffmann «. a. O. §. s ^- 7- Das vormalige Rcichskammcr«

geeicht dehnte ihn auch aus die Wechsel reichöunmittelbarcr Per»

soncn aus und betrachtete als entschieden , daß sich jeder , dem

keine Prohibitivgcscye cntgcqcngclndcn, insoweit dem Wcchselrecht

vcrtragöwcise unterwerfen könne. S> Gccglacher Handb- der

Reichsgcs. Th. >s. S- 2157. ». Cr am er wcglar. Nebenst-

. .t Tb- 8». Nr. 5. S. 87-

K) Dcrgl. v Martens Ursprung des Wechselr. S- 78 u. f. ».

Kampy Handb. des meklcnb. Civilproecsses. Äc Ausg. bearbeitet

von C- H- 8- v. Nettclbladt. §. »29-

i) S- v. Bülom u. Hagcmann Erörtcr. B- 5- S- 26 u s.

Vergl. jedoch v- Ncttelbladt Archiv für d. Rcchtsgcl- in Mck-

lenb- B. >. S- «0.
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Wechselgesetze annehmen läßt (§. 37,) , aus diesen

»der im entgegengesetzten Fall aus den Grundsätzen, die^^

aus dem allgemeinen Gebrauch in Wechsolsachen fließe^./' '

oder aus der Absicht, in welcher es eingeführt worden ^ ^' 5 ^'/

ist, abgeleitet werden können Noch weniger kann die ^

Anwendbarkeit der letzteren zur Ergänzung des particulä- . >^ .

ren Rechts zweifelhaft seyn, daö ohne jene zur Entschei

dung sehr oft nicht ausreichen würde, da die älteren

Wechselordnungen meistens nur einzelne Fragen entschei

den, und die Breite der neueren nicht, selten gerade das

Wichtigste unberührt läßt.

§. 126.

Fähigkeit , sich nach Wechsclrccht verbindlich zu machcn.

I. In den ^ueIen Gesetzen ist zuweilen die Fähig- ^^'^, >.

keit , Wechselverbindlichkeiten zu übernehmen , nur den °7 ^ .

Kaufleuten und einzelnen bestimmten Classen von Perso- / >.

nen beigelegt , allen übrigen aber, die deren für ihr ^ "

Gewerbe bedürfen können, nur gestattet, sie sich veson« ' , - ,

ders beilegen zu lassen a). Bei einer solchen Gesetzge

bung entsteht aus Wech^eMulden nicht wechselfäHger

Personen nur die Klage , welche das dem Wechsel zum

Gründe liegende Geschäft mit sich bringt ö) , die aber > - / »,

den Umständen nach gar wohl im E),ecutivpr1>ceß oder ^

i) Vergl. v. Martens Handclsrccht. §. 6«. «

?) S- v> Bülow u. Hagcmanv a. g. O. Jacobsen Begriff

dcö englischen WechsclttchtS. Etnlclt- S- XXIII «, s.

«) Preuß. Landr. Th. Tit. 8- S- ?'S — 747- Hanno»«

.rische W. O. §.<z.

i) Preuß- Landr. «. a. O. Z. 73«.,
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einer andern Art des summarischen Processes verhandelt

^ . werden kann c). II. Dagegen haben die alteren Wech«

<- sclmdmiiMn die positive Wechselfähigkeit häusiger nur

^ />« i^ «^' Fähigkeit, sich überhaupt durch Vertrage zu ver«

- ^ pflichten , abhangig gemacht ck) ; hier sindet mithin die

Wechselsirenge gegen jede Art, Mr^ ,Personen statt , die

nicht ausdrücklich ausgenommen ist , welches dann aber

, prdenrlicherweise in Rücksicht der Geistlichen e) , Civil»

und Militärbeamten /), des niederen Bürger? und Bau,

^ standes ß), oft auch der Weiber, sofern sie keinen Han«

del treiben K) , und der Persogen unter vaterlicher Ge»

walt i) der Fall ist. Uebernommene Wechselverbindlich«

keiten der aus diesen Gründen nicht wechselfähizen Per«

«) Hannoverische W- O. § ».

<k) Nürnberger W O- l?«»' § 9» Frankfurter W. O- >7Z9-

§. g. Elbinger W- O. § «. u. a. m. Bcrgl. Weißegger«

Wechselrccht. §. 47-

«) O e st c r r c i ch. W. O- >?ez. Art. 6. H a u b o l d Ms. Private.

§. 4>g. Würtemb. W. O> Cap. ». §. 4- BadischeS Han,

delsr. Art.>s6. ». o. Wergl- aber braunschw. W- O- Art.«.

/) Oegerr. W- O- Art-L. BadischeS HandelSr. a-aO. u.a.m.

k?o<Z. Osn. Uofkmsnn äe oziiKe» et rustico c»moi«nte,

bei L es ecke tkes. jur. caind. ?om. >. psg. 6g7»

Bcsccke a. a. O. S- »85- Z45- 4'?. 599- Haubold sckchs.

Privatr. Z- 4^S>

i) Sickels Wcchselr. S- Preuß. kandr. §. 7,6. Dergl.

aber Note 0, und braun schm. W- O- Art. 5. Wo auödrück«

lichc Verbote schien, kann wohl nur die ZulWgkcit der «cevii«

8OU I«sve6onigni im Wcchselproceß entscheiden. Vergs. O. r.

Xnorre 6e Mio ssmiliss csrnkisnts bei Lesecke. ?c»n.

1. 677. Schererö Wechsele. Tb. z. S.8-4>



Kap. VI. Wechselrechr. 341

sonen missen nach der obigen Regel beurtheilt werden K);

hingegen wo die Gesetze über die Erfordernisse der ^assi»

ven Wechselfähigkeit gar nichts verordnet haben, können

auch Personen dieser Art nach Wechselrecht belangt wer«

dcn, wenn gleich bei einigen derselben, weil sie sich ohne

Beeinträchtigung ihres öffentlichen Verhältnisses dem Per«

sonalarrest nicht unterwerfen können , die Erecütion nur

nach den Regeln deö gewöhnlichen E/ecutivprocesseS

statt finden darf l). Bei Personen, die zu einer regie«

renden Familie gehören, fällt in dem Lande, wo diese

die Souveranetät besitzt, und auswärts, sofern jene die

Privilegien der Erterritorialität genießen m) , und eben

so bei Gesandten da , wo diese accreditirt sind n), auS /

andern Gründen die WeclMklage hinweg. III. Wer sich 5^,'

mit Einwilligung anderer Personen vollgültig verbindlich t>p

machen kann , haftet allerdings in der Regel unter die«

scr Voraussetzung auch nach Wechselrecht ; doch dürfte

bei Minderjährigen das oeookiciuin der in intsgrum

restitutio der Anwendung des Wechfelprocesses immer im

t) Wen» nicht die Wechsel solcher Personen auch alsSchuldverschrei«

bungm für ungültig zu halten smd. Vcrgl. Haubold a. a. O.

^z. 4'S.

/) Wegen der Milltlfrpersonen s. »leviii5 So«,, r. 9. 0«:.

,1. In Ansehung der Geistlichen ist die gewöhnliche Meinung

für die Wcchselstrcnge Schere r Th. >. S. 6öS-, welches aber

mit dem VcrtMniß de« öffentlichen Rechts zum Privatrecht un,

vereinbar zu seyn scheint- ,

M>) S- Martens Handelsrecht- § 67- und 5- l.. L. Vusrtnisnn

^usestion. Ulustr. ox jure csindisli ckcc«, (hinter dess- ^>I»

ver5sriü jur. univeräi. <üsz>. ».). ^

») kuettmsnn g. g> O- O«?- 5<
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Wege stehen , wenn sie nicht als Kaufleute zur Betrei,

bung ihrer eigenen Handlung zugelassen sind s).

§. 1Z7.

L. Vom trassirtcn Wechsel.

>., Unterschied zwischen Wcchselcontract und pactum äs

> camdiarig« «).

. Beim trassirten Wechsel (Tratta) wird der Wechsel-

^ contxact (zisotuin csmbii) zwischen dem Trassanten

und Remittenten (Nehmer und Geber) (§. 124.)

geschlossen ; neben dem ersteren tritt aber auch der

Trassat durch die Erklärung, den Wechsel bezahlen zu

wollen (Acceptation), als Selbstschuldner in die

Wechselverbindlichkeit , deren Uebernahme mithin eine

Aufforderung zu jener unter Vorzeigung des Wechsels

(Präsentation) durch einen Dritten (Präsentant)

voraussetzt. Der Wechselcontract selbst enthält eineUeberein- ,

5^ > kunft für einen empfangenen bestimmten Werth ( Valuta)

^e.< 5n. ,>>,. hie Zahlung einer bestimmten Summe durch einen Drit

ten zn leisten, welche, sofern die baare Zahlung der Va

luta bedungen ist, einem ungenannten Contract am schick

lichsten gleichgestellt wird , aber freilich nach dem heuti

gen Wechselrecht das eigene hat , daß jene auch creditirt

0) Ii. ». O. si tutor vel curstor (2, »Z,). Q. 4. (Z. si sgvers.

rem juSicat (2 , »7,). O e st e r r. W- O. Art, 7. H a u b v l i>

a. c>. O. Frankfurter W- O. ,759. !- s- Hannover.

, W- O. §- z.

«) P. Pegolo das Recht des Wechsclcontrscts , mit Rücksicht auf

die Leipziger Wechselordnung. Lelpj. >8>«. 8- (entbcklt die Litte-

ratur des Gegenstandes S- >6 — zg.). I. ». »sise Si«.

cke n»tur« stlzuc inäole contrsctiis cumbislis, lZott. igoz. 4.
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werden kann 5). Der Wechselcontract kann indessen auch

ein «ccessorisches , eine sogenannte cumulative Novation ent»

haltendeSGe'schaft sevn, sofern eine Forderung des Remitten« ^ ^.H . .

ten aus einem andern Geschäft nur durch den Wechselbrief

bezahlt werden soll. Da die Valuta gegen Empfang des

Wechselbriefes gezahlt wird, und erst aus diesem gegen den

Trassanten wechselmäßig geklagt werden kann , so ist eS

wohl am passendsten c), die bloße Verabredung über die

Bedingungen des Wechselgefchäfts noch als vorbereiten«

den Vertrag (^sOturn äs cumbisncl«) , und daS pscturn

«mdü erst dann als geschlossen zu betrachten, wenn der

Wechsel dem Remittenten überliefert ist ch.

i) Osch bestätigt die aufgestellte Ansicht die Würkung de« Indosso,

ments , welche in Beziehung auf den Trassanten auch bei nicht

'b^ahlter Waluta ganz eben so statt findet, als wenn jene bezahlt

wäre.

e) Eine andere Ansicht ist in den Skcveklngfchen Materialien ausge«

Kellt (S- i.) , welcher dle^annov. W- O. folgt: z, 9. So»

bald die Parthcien (der Wechsclgeber und Achmer) über alle Bc«

dingilngen de« Wechsels einig sind , ist der Contract unter ihnen

geschlossen. Er wird zunächst durch die Ueberlieferung des Wech«

selS und durch die Zahlung der Valuta in Erfüllung gesetzt.—

Auch der kaufmannische Sprachgebrauch "einen Wechsel schließen"

kann dafür angeführt «erde». S- z. B. bambura. W. O.

Art- i. »> Auf jede Weise scheint diese Ansicht der Natur des

Wechselgeschckfts angemessener zu sey» , als den Wechselcontract

einem Littcralcontracte zu vergleichen , da der Wechselbrlcs nicht

der Grund der Obligation, sondern nur das Mittel ist, die zuge»

sagte Zahlung zu erhalten , und der Trassant vielmehr aus dem

Empfang der ValM »erbunM ist.

ck) ,. Martens Handelsr. §. 7S> , besonders Note ».
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§. 128.

Zu den zu verabredenden Bedingungen deö Wechsel«

geschafts gehört die Bestimmung der Zeit , Summe und

des OrtS der Zahlung des Wechsels , der Größe der

Valuta und der Zeit , wo sie qezahlt und der Wechsel

überliefert, werden soll. Die Zahlungszeit ist bei Meß

wechseln (osindiu reZuIsris , kerisruiri) immer gesetzlich,

und wird bei Außermeßwechseln (csmbia irregulsrjs,

plätesrum) entweder nach dem Datum (s äst«), oder

nach Sicht (» vista , 5 vuo), oder nach Uso (uss»c«)

bestimmt, wobei das letztere bald wie bei den Datowech

seln, bald, wie bei Wechseln auf Sicht berechnet wird«).

Bei den letzteren ist, wenn sie auf Tage nach Sicht ge

stellt sind, ordentlicher Weise der letzte von diesen, den

Tag der Präsentation nicht mitgerechnet , der Zahlungs

tag ö) (Verfalltag, öclisancs c)) , und eben so wird

ordentlicher Weise bei Datowechseln der Tag der Ausstel

lung mcht mitgezählt <i). Die Größe der Valuta richtet

sich wenigstens mittelbar immer nach dem WechselrourS.

wobei die Provision . die dem Trassanten zukommt, als

stillschweigend versprochen anzusehen ist e) ; die Verab-

«) S- Schere rö Wcchselr. Tb- 5- S- 59-

t) Schecer a. q. O- To- «. S- 66>. Th. z> S- 99 ». f. Vergl.

preuß. landr. §. 86«- preuß. Gcsctzsamml- >Lis- S. >l5-

Hanno v. W. O. §. 25.

e) Ueber den Unterschied zwischen Vcrfalljclt und Zahlungszeit ln

ewzelncn Fällen s. Schcrer- Th. z. S- zS und SZZ-

«i) E- ebcudas. S- 9' «. f.

«) Wcrgl. ebendas. Th- «. S- 5Z>-
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redung über die ^lung der Valutg ist oft aus dem

Wechsel selbst zu ersehen /). Der Trassat braucht nicht

nothwendig am Ort der Zahlung zu wohnen , nur muß

der Wechsel an diesem "domiciliirt" werden s). Den

Beweis der Verabredungen liefert, wenn nicht unmittel»

bar (6« Kuono ^ Kuon«), sondern durch einen Mäckler

abgeschlossen wird, die Notiz , welcher dieser beiden Thei-

len zustellt K).

§. 129.

z. Form des trassirten Wechsels «). >>^.^«

^Zu den wesentlichen BMndtheilen einer Tratte b)

gehört ordentlicherweise Ort und Zeit der Ausstellung, /?/^/".

Benennung des Trassaten und seines Wohnorts, Auftrag " ,^ "

eine auch der MünMrte nach bestimmte Summe zu zah-

Kn, hinreichende Bezeichnung der Person, an welch.« dies

geschehen soll, Erklärung der Schrift für einen "Wech»^«// ,^

/) Hierher gehöre» die Formeln : Valuta erhalten ; in Rechnung ; ^ '

in Waarcn ; von N. . . ; um den Werth verstanden u- f. >v.

e) Scherer Th. >- S- 67«.

5) Wcrgl. Hamburg. W- O. Art. >.

«) S- Scher er Wechselrccht. Th. z. S- sss u. f.

S) Sowohl die wesentlichen als die übrigen gewöhnlichen Bestand?

thcile cnthSlt folgendes Formular :

(Prima.) Göttingen den i. Mai 182z. Pr. Vo. Mk. «"««,

Lrei Monate nach Dato zahlen Sie gegen diesen (Prima) Sola-

Wechsclbrief, an die Ordre der Herren SemproniUS und Compagnie

zweitausend Mark Banco; den Werth in Rechnung. Sie Kellen

diese auf Rechnung laut Bericht.

Herrn Titius und Comp. CajuS und Comp,

in Hamburg.

23"
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sel " c) und U^er^chri^^eS Trassanten , die aber auch

von einem Andern vermöge einer Wechselprocuxs gesche«

hen kann <i) ; daß auch die Erklär«na^den Werth erhal«

ten oder m^Recknunq gestellt zu haben hinzugefügt «er«

den müsse, fordern nur einzelne Wechselordnungen unbe«

dingt e) oder zur Begründung der .Regreßklage gegen

den Trassanten Z).^. Nur zur Vollständigkeit beS Wech,

selbriefs gehört doppelte Bezeichnung der Zahlungssumme,

die Anzeige, daß nicht mehrere Exemplare veS Wechsels

ausgefertigt worden s) und die Beziehung auf einen Avi«

sohrief (Bericht). Bloß der Mangel eines wesentlichen

BesiandtheilS nimmt dem Wechsel das Wechselrecht, we«

nigstenö beziehnngowcisc , und verwandelt ihn in einen

Schuldschein, dessen Zahlung bei einem Dritten angewie«

sen ist. — Mehrere Originaleremplare des nehmlichen

Wechsels werden entweder zu dem Zwecke ausgefertigt,

sie zu verschiedenen Zeiten oder auf verschiedenen Wegen

zu versenden, um sich der Gewißheit der Ankunft wenig«

siens von einem derselben zu versichern, oder um daS

«) PreuS- Lande- Z. 748- 74?. Hanno». W. O. §. 6. Nr. g.

Soonletthner öffcrr. Havdclsr. §. z85- Bair. W- O. ö- ».

Wergl- Scherer a. « O. S 2S7 u. f. S- blngegen Jaeobse»

engl. Wechselr. S- 6. Franzis. HavdcUgesctzb. übers, von S r,

Hardt. S- XV.

«Y Wergl. preuß. Landr. §. ?7g- Hanno». W. O. §. 6. Nr. 7.

Wergl- Ludovlei Elnlcit. zum Wechselprorcß. Cap. ». §. 9.

,) Preuß. Landr. §. 76s — 769. Bair. W- O- §. ». S- b«

gegen Sonnleithner ölten. Handelsr. §. 40s- 4»ü.

/) Hanno«. W- O> §- «- Ut. c.

g) S- jedoch öfferr. W» O. Art- » Loä» Su couimeree.
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eine direct zur Acceptatioq zu schicken und baS andere

über dritte Orte«ugiriren ; in allen diesen Fallen pflegt

man ihre Eigenschaft als a^ichlautende Instrumente

Über eine Summe durch die Unterscheidung der Crem«

plare mit den Worten Prima , Secunda, Tertia u. s.w.

zu bezeichnen ; die Zahlung derselben erfolgt in dem Ix.«

Aen angegebenen Fall nur auf das erste Eremplar, wel

ches oorgezeigt wird , selbst wenn ihnen die kassatorische

.Clause! nicht ausdrücklich einverleibt wäre, in dem zwei«

ten dient eigentlich nur ein Eremplar zur Legitimation

desjenigen, der auf das andere die Zahlung erhalten soll.

In diesem Fall ist eS Unerläßlich auf dem Secundawech»

A zü bemerken, in wessen Händen sich die Prima befin«

det i) , und das nehmliche gilt von einer zu demselben

Sweck ^ossirten Wechselcopie (§.'13t.).

g. 130.

4- Würkungm de« Wechscleontract«.

a. Im Allgemeinen.

- ?. Der Remittent hat t. sofern die Valuta vor

Ueberlieferung des Wechsels gezahlt ist, eine ^age

gegen den Trassanten , auf dessen Aushändigung a) die

K) Ueber die Folgen , wenn dieses unterlassen wäre, oergl- Hanno».

W. O. §. >z am Ende.

/) Bremer W- O. Art. s- keipz. W. O. Art. »S- Preus.

kandr. Z 952. Hannov. W. S. §. ,z.

«) Preuß. Landr. §. 956. Die hannov. W- O. §. 11. »erstattet

dem Remittenten nach seiner Wahl auch die Zurückfordert,«« der

Valuta , wenn der Trassant säumig ist. — Wenn die Valuta

im xsctum ck« csmKisnäo nicht creditirt ist , cessirt die Klage,

well sie auf Vollziehung des WechsclcvntractS geht , in welchem
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aus dem päOto äs osmbianäo entspringt. 2. Vermöge

des Besitzes des Wechfelbriefs hat er als Man data«

rius des' Trassanten eine Klage auf Bezahlung deS

Wechsels gegen den Trassaten, sobald dieser den ihm in,

jenem ertheilten Auftrag angenommen hat ö), und

wenn dies verweigert wird oder die Zahlung nicht erfolgt,

mithin die Handlung c) unterblieben ist , welche der

Trassant zu bewürken verbunden ist (§. 12S.), aus dem

Wechselcontract eine Klage gegen den Trassanten auf das

Interesse welche die Hauptklage ist, aber gewöhnlich

die Regreßklage genannt wird. II. Wenn der Remittent

den Wechsel nicht nehmen will , kann der Trassant ohne

Iweifel^aus dem g« camdianclc, auf Leistung deS

Interesse klagen auf Bezahlung der Valuta aber aus

dem Wechselcontract selbst, daher ihm auch die Gefetze

eine Klage im Erecutivproceß e) oder selbst nach Wech-

selrecht zuzusprechen pflegen. Das letztere ist offen-

zuglcich die Erfüllung von jenem liegt , und der Remittent sei,

»crseitS nicht erfüllt hat- Dcrgl. ösierr. W. O. Art- gg.

d) Wergl- Petzold a. a. O- S- 6« u- f.

c) 7. n. Uei5S g. g. O. §. IZ. PSA. Ig.

<!) I. tt. Usise a. g. O. §. 14. pag. 2«.

«) Prcuß. Lande, §, g«— 50 958. Die hannov. M- O.

«erstattet nur de» summarischen Proccß, «der nach Wahl Vindl«

cation deS Wechsels, so lang er noch in den Hönde« des Remit

tenten ig.

f) Hamburg. W- O- Art- z. Wenn ein Wcchfelbricf geschlossen

und der Geber nicht gleich die Valuta bezahlt , soll gegen seine

Person oder Güter, ohne gerichtliche Erkcnntniß, gleich

von dem Herrn rractor« — mit der paratesten Erecution vcr,

fahren werden. Vcrgl- BreSlaucr W- O. Art. ;z. Lanzi«

«er W- O- Art. 1. Jeversche W- O- Z.
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bar der Natur des WechselcontractS angemessen, auch

wenn kein ^"MiMwechsel gegeben ist s) , sofern die

Klage des Trassanten nur auf schriftlichem Beweise be

ruht/r) , und dies würde nie verkannt worden seyn,

wenn man sich nichr durch unpassende Analogien deS rö«

mische» Rechts über jene getäuscht hätte.

§. 131.

L. Rechte und Verbikibltchkelten aus dem Im Wechsel enthaltenen

Auftrag.

I. Wenn bereits acceptirte Wechsel verhandelt wer»

den, liegt dem Remittenten nur ob, auf das ihm über»

liefert« Exemplar die Zahlung zur Verfallzeit einzuziehen:

wo aber erst noch die Slcceptation gefordert werden muß,

liegt es in der Regel «V dem Remittenten ob, die Ver

sendung des Wechsels zu diesem Zweck zu besorgen. Hier

genügt es bei Meßwechseln , wenn sie zur gesetzlichen

Acceptationözcit und bei Datowechseln und solchen auf

Uso , die wie jene berechnet werden , der Regel nach,

s) Vergl. über dlcscn hannov. W. O. §.

K) Oesterreich. W. O- Art- 39. — so solle diese Schuld, wenn

sie auf Wechselart genugsam erwiesen ist , als ein Wechsel ongc«

sehen , und gleich des folgenden Tages , oder auf welche Zeit sie

untereinander selbst oder durch ekncn Mäkler sich verglichen haben,

ohne daß dem Kilusec einige Ncspcctta'ge zu statten kommen,

erequlrt werden , wenn gleich deswegen kein Schein crthcilt

rockre ; wird aber ein Schein crthcilt , so kann derselbe , wenn

wenn er auf Ordre lautet , gleich einem Wcchselbrief an elneu

Dritten girirr werden.

«) Vergl. preuß. Lande. §. 96z. Die Ausfertigung eines Prlma

und Sccundawechscls kann eine Ausnahme veranlassen. S> hon«

nvv. W- O. §. iz.
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wenn sie vor der Verfallt«? ankommen, sofern nickt Ver«

sendung mit erster PoZ. bedungen ist b) ; diese^schreiben

^>^^S^X, dagegen bei Wechseln, deren Verfallzeit nac^Sicht be«

rechnet wird, einzelne Weck)selordnungen vor c), wahrend

^^L)>^ andere den TraMMen, so lange die Wechselkraft nur

. nicht durch Verjährung verloren gegangen und nichts an-

deres bedungen ist, für die nachMMüLr^desLenlitten-

ten verzögerte Acceptation und Zahlung haften lassen es).

In Ermanglung bestimmter Verordnungen dürfte auch

zu berücksichtigen seyn, ob nicht nach den Umstanden,

unter welchen der Wechsel geschlossen ist, schleunige Ver

sendung still^weigend bedungen worden. II. Der Re

mittent ist berechtigt, mehrere Eremplare des Wechsels

t) Hamburg. W- O. »rt. 4- Ein Geber kann die erhandelte»

Wechselbcicfc zu sein« Disposition bei sich behalten oder über an,

dcre Orte inch eigenem Belleben versenden, jedoch daß solche

gegen den Verfalltag dem ordentlichen Lauf nach können cincassirt

werden , es scy denn , dag die Controhcnten sich eines andern

verglichen, daß nehmlich der Geber gleich directe den Prima

Wcchselbrics zur Arccptation senden solle, so soll solches der Mäk,

ler mit in seine Notice notircn. — P r e u ß. L a n b r. §. g6g.

Svnnlcithner österrcich. Handclsr. §. 42«. S. «67. Sie

nürnberger W- O. Ca». §. s- fordert die schleunige Dsendung

jedoch , wenn der Trassant nicht bloß den Wechsel indossirt hat ;

manche Wechselordnungen verlangen bei allen Wechseln schleu,

vigc Versendung, ivenigstenö der Prima. Leipziger W- O.

Art. »Z. Elbinger W. O. Art. ,4- Braunschwekger W.

O- Art. >>. Danziger W.O. Art.2. Hanno». W O- §- iz.

(«ergl. aber § 20.). Bremer W- O- Art- s- ein Nachtrag von

,8>s und i«iS , hat aber die angegebene Regel für Latvmcchsel

angenommen.

«) Sonnleithner a.a.O. u^dle meisten Note angeführten Gesetze,

«i) Preuk. Landr.^z. 970. 97». Bremer Nachtrag, von lgr.6.
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zu fordern, um den bei deren Ausfertigung beabsichtigte»

Zweck (§.129.) erreichen zu können«), und im Fall

diese unthunlich ist, auch eine indossirte Wechselcopie /)

über dritte Orte gleich einem Secundawechsel zu giriren.

III. Der Trassant haftet dem Remittenten für gehörige

Besorgung des Avisbriefs, besonders wenn auf diesen in

dem Wechsel Bezug genommen ist s) , und ist die ge,

schlossenen Wechsel, Meßwechsel abgerechnet, sofern nichts

anderes bedungen worden, bis zur ersten Post, mit der

sie versendet werden können, zu überliefern verbunden K).

§. 132.

s- Ucbcrtragung des Wechsels auf Andere' »z. .

> «. Verschiedene Arten.

I. Eine Uebertragung der Wechselforderung an Dritte

mit den gewöhnlichen Formen und Würkungen' der Cef«

«) Hamburger W- O. Art- »- Wenn eln Wcchselbrlcs geschlossen

worden , ist der Nehmcr schuldig , ordinal« zivecne , in den«,

thlgtcn Föllen aber drei oder mehr Wechselbörse darüber zu geben,

wenn cS aber ein Sola oder fremder Wechsel ist, soll der Mclttex

schuldig seyn, solches vor Schließung der Parrhci dem Geber an,

zudicnen , und wenn der Geber damit friedlich ist, hat es dabei

sein Bewenden. Vergl. p r e u ß. Landr. Z. gs >. H a n n o v. W-

O- >Z-

/) Vergl-: Ueber Wechseldupllcate, Wcchselabschristen und einige ver,

wandte Gcgenstckndc. Franks. »307. g.

5) Vergl. Sonnlcithncr. §. «6. S> »7S> preuß. Landr.

§. SSZ ^- 9S5-

K) Oesterr. W- O. Art. z6. Hannov. W. O- Z. >o.

Preuß. Landr. Z. 956. Wegen der Meßmechsel vergl. Hamb.

W- O> Art. 57.

«) Lock 6s llikkerenti« int» vsmoii «««ioaom »t iaäk»,stio>
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sion, ist ohnstreitig bei jedem Wechsel zulässig b). N.

Besondere Würkungen aber hat jene, wenn sie als ein

neuer Wechselvertraq anzusehen ist, welck)en deren Jnha«

der mit einem andern Remittenten schließt; diese Eigen

schaft nimmt sie nur an, wenn jener (als Indossant)

durch eine auf die Rückseite des Wechsels gesetzte Erklä«

rung (Indossament, Transport, Giro) sie vollzieht c).

Der weitere Inhaber (Indossat) tritt dann in die Ver,

Kindlichkeiten eines Remittenten (§. 131.), erlangt qber

auch dessen Rechte (§. 130.) gegen den Indossanten und

gegen den Trassanten , und hat in der Regele!) die

Wahl, gegen welchen von beiden oder auch von mehreren

Indossanten, durch deren Hände der Wechsel bis zu ihm

gegangen ist (Vormänner) , er seine Neqreßklage richten

will. Ucbertragung durch bloße Benennung des Indos

santen , .statt eines auch den Indossaten angebenden

(förmlichen, vollständigen) Indossaments (in, diaac«, jo.

blsuc.c>), verbieten die älteren Wechselordnungen zuweilen

ganz e) , andere legen ihr nur die Kraft einer gemei

nen Vollmacht, für den bezeichneten Indossanten bei /),

nein. LotK. >zcx). g. I. ?. RovoKner 6e üttersruin csm-

bisliuin i»<Iozs»lnen>,o : bei L es «c Ks tNL5. p. zg?.

i) k^ievilis exeroit. j>ir. camd. exOrc, 6. Leet. 4. <Ie cezsivos

csinbii extrs caindiurn kacts.

e) Z. B. Für mich an Herrn Scmxrom'us oder dcssen Ordre.

Werth in Rechnung. Göttlngcn den >. Mai 182z. Mcvkus.

«Y Dergl. Scherer. Tb- 2. S- 57 u. f. S- dageg. Leipziger

W. O> §. »9 u- a. m. ebendas. S. 62.

«) Hcnnebergcr W. O. §. 19 «. a. m. Wergl- Scherer Tl).

». S- »2^,. ,25.

f) Vergl. Sonnlcitbner östcrrcich. Handelsr. §. s«»- S- s»>
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ober verlangen , daß , um Zahlung darauf zu erhalten,

der Name des Inhabers in das Giro eingetragen seyn

müsse, oder wollen, daß bis zur Einlieferung eines voll

ständigen Giro, oder sonstiger Legitimation, nur Caution

geleistet zu werden brauche S); wo aber der Wechselhandel

bedeutend ist , pflegt auch dieses Giro im Verhaltniß zu

dem Acceptanten , dem Indossanten , welcher so girirt

hat , und dem Trassanten volle Wechfelkraft^zu genie

ßen K). III. Ein Indossament übertragt jedoch nicht

nvthwendig die Wechselforderung auf einen Dritten als

Wechselglaubiger des Indossanten und seiner Vormänner

(eigentliches Indossament), sondern kann auch bloße

Vollmacht zur Eincassirung seyn (inässssm. in procura).

Für eine Übertragung der ersteren Art wird es im

Wechselproceß nach mancken^iesetzen nur dann geachtet,

wenn es Ort i) und Datum, nebst dem Bekenntniß Va

luta erhalten oder in Rechnung gebracht zu haben , ent-

So ist auch wohl pr^u^ean^dr. §. 8>?. zu verstehen , sofern

vom JZcrhckltniß des Inhabers zum Acccxtanttn die Rede Ist ;

ein Anderes gilt von den Rechren des Inhabers gegen den In

dossanten selbst, ebendas. §. L»3.

«) keipziger W. O. §. ,,. Braunschm. W. O. Art. «.

Bremer W- O. Art. is- 5 Scherer a. a. O- S- i»5. '«6.

Eine ähnliche Würkung drlngt die Verfügung der Hanno». W.

O- §. i4- vcrgl. mit §. 47- hervor. Ucbec die Frage, durch we«,^^ ^'

das Indossament ausgefüllt werden müsse, f. Weiß egg er § 91.

Note c. S. i6g. Dagegen Sonnlcithner. §. s«z. S- Z2>>^

Vergl. jedoch Schcrcr. Th. s. S- ^29 u- f.

^> ^ ^7

^) S. Jacobsen Umriß hcs englisch. Wcchselr. S. 77. Ucbtt ^^.^

Hamburg f. Archiv des Handelsr. Th. 2. S- 2. ^^/^^ ^

») Sonnleithnex a. a. O. §. 49g S<»- S- S>S «. f. «o^^ ^
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/. t"«/ /kHz,.

hält K) ; anS den Grundsätzen , die über die Form des

trassirten Wechsels als die Reael angesehen werden müs»

^^.k«^, fen, folgt aber wohl umgekehrt für den Fall, wo solche

gesetzliche Vermuthungen fehlen , daß , sofern nur das

Indossament keine .Besü/ränkung enthält, der Indossat

/a^^^,.> 6"ch als Wechselgläubiger Verfügung über den Wechsel

^^ ^und Regreßklage haben müsse l). IV. DaS eiqentliche

^ //./ Indossaments (nr«. II.) kann durch ausdrückliche Beschran»

^f,^,^ küng^frei von Giro, Obligo, von Gewährleistung, ohne

Regreßnehmung) in eine gewöhnliche Session verwandelt

werden m).

§. 13Z.

/>. Wesugniß zu indossiren.

I. Die Würksam^eit des eigentlichen Indossaments

/^s> ^ Rücksicht des Indossanten kann, wenn dieser nicht

>)^«'/ ' - g,gchseiMg^(§. 126.) 'st, nur nach der Natur der Ces-

slvn beurtheilt werden, womit jedoch nicht im Widerspruch

sieht,^daß er im Ordentlichen Proceß auch für die Güte

5) Preuß. Landr. §. 8" u- s. Hannvv. W. O. §. >4- An,

vcrs und conscqucnt (s. oben Z. isg. Note e) im öiierrcichlschen

Wechsclrccht in Rücksicht dcö Bekcnnlnisscs über die Valuta, ws

«der ebcn deshalb noibwendlg Ist , daß das Indossament auf Or,

dre gcstcllt sc?. Sonnlelthner «. g. O- und Z. s«». S-

dagegen in Rücksicht dicscs Erfvrdcrnlsscs preuß. Lande. § 5:9.

8zv. Hanno». W. O- a. a- O- Vergl- überhaupt S ch e r e r

xh. S- ^«7.

«. M- ist Scherer. Th. « S. >6 u. f.

«) S- Scherer Th. » S. 6> und »99- Hannvv. W- O- j. ,4.

>
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«endige Folge von jenem seyn, wo er aber ein selbsisiän«

digeS Geschäft war , ist freilich die Bermuthung nicht

dafür. ^Daß bei einem Indossament dieser Art nicht auch

die folgenden Giros bloße Sessionen werden , folgt fchou

aus der 'Natur' des Indossaments (§. 132 , II.) b) ;

noch weniger kann jenes an der Regreßklage des Jndos,

säten gegen die Bormänner des nicht wechselfähigen In»

bossanten^ etwas ändern. II. Die Befugniß, einen Wech,

^sel überhaupt zu indossiren , kann dem Remittenten

nur durch eine Restriktion des Wechsels genommen wer«

den c), für welche nach manchen Wechselordnung.«, gilt,

wenn der Wechsel nicht^aZZMe" gestellt ist ; wo

man das sirenge Wechselrecht daraus herleitet , daß im

Wechsel Baluta als empfangen oder berechnet angegeben

.) Preuß. Landr. Z. 8z6. Indossanten, die sich wcchselmäßig

nicht verbinden können, hasten — selbst ihren Hintermännern

nur im ordentlichen Processe l nach der Beschaffenheit des bei

der Uebertragung de« Wechsels zum Grunde gelegenen Geschäfts.

. Hanno». W> O. Trasslrte Wechsel könnln auf jedermann,

selbst auf solche, die nicht wechselfähig sind und von diesen weiter

tvdossirt werden, nur kann gegen diese die RegreKklage nicht nach

Kreogem Wechselrccht genommen werden.

t) Bcrgl. Jaeobfen Umriß des engl. Wechsels. S- XXX. Vergk.

Hanno». W- O- §- «4-

e) S> Jacobsen a- a- O. S- ??. 7S-

<k) Sonnletthner S. z>8 u. f. Vergl- Scherer Th. ». S-

»z u. s-, wo offenbar manche angeführte Wechselgesctze nicht

richtig erklärt sind. S. auch Archiv des Handelsrechts. Th. ,.

S. sä.
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ist, kommt hingegen auf jene Worte nichts an e). Was

von der Vefugniß des Remittenten gilt , muß begreiflich

auch von den Rechten des Indossaten beim eigentlichen

Indossament gelten ; nur beim Indossament in procurs,

wenn diese Eigenschaft aus dem Wechsel erhellt oder ge«

setzlich vermuthet wird (§. 132, III), kann das Recht

mit den gewöhnlichen Würkungen des eigentlichen Jnd'vs«

sanientS gegen den Indossanten weiter zu indossiren, von

der dem Indossaten ertheilten Ordre abhangen /).

§. 134.

, - - ' 7. . Würkung des Indossaments

, I. Der neue WechselcontrqLt , der in dem eigentli

chen Indossament enthalten ist , macht das Indossament

gültig, wenn eö auch der Wechsel selbst nicht ist «), so

daß nur bei einer Negreßklage gegen Pormanner aus

, dessen Ungültigkeit eine Einrede gegen den Indossaten

hergenommen werden kann. II. Bei einem gültigen

a./z« ^ Wechsel können dem Indossanten Einreden, welche gegen

^ die Pirson eincS VormannS gehen, weder von dem Ac«

'«ptanten noch von einem andern Wechselschuldner entge-

geügcseizt werden ö) , welches freilich erst ein neuerer

' , «) Prcuß. Üandr. §. 82g. Hanno». W- O z ,4-

/) Vcrgl. preuß. Landr. §, szo. Hanno». W- O. ?. 14.

Schercr Th. 2. S. >5- I^ivoiu« L»erc. jnr. csmb. Lx.

6. Leci. z. §. 7.

«) Preuß. Linbr. Z. 8zz. Anh. §. uz. §. 8Z4- 8zs- Hanno».

W. O. §. 47- s«. Vcrgl. Schcrer S. IZ4 u. f.

«. S- Wcißcggcr §. g«. S- '6z. z. yz. Nr. 9. S- 172. ?. «.
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Wechselgebrauch c), aber die nothwendige Folge der Ei

genschaft eines allenthalben verkäuflichen PapierS ist,

welche dieser dem Wechsel beilegt. Ein indossirter Wech,

sei kann daher so wenig von dem Trassanten als von dem

Indossanten durch Zurücknahme des eigentlichen Jndossa«

ments mit Erfolg "covtramandirt" werden III. Das

Indossament iu procuis verpflichtet , im Falle der Wech« / ^ »

sel von dem AndoMlM weiter girirt wird, und jene Ei, ^ l-z

genschaft. aus dem Wechsel selbst ersichtlich ist, den In-'

dossaten nur seinen Hintermännern als Bevollmächtigter '

im ordentlichen Proceß zu Haften e) , und macht, falls

es zeitig widerrufen wird, den Indossaten seinem Gewalt-

geber wegen Ueb^rschreitung der Vollmacht immer ver«

antwortlich /.); einem .DrjttM, der davon kleine Kennt-

Islß hatte, kann aber unter der Voraussetzung, daß der

Bevollmächtigte nur überhaupt zu indossiren berechtigt

war (§. 133, II), daraus kein Nachtheik erwachsen.

«jenkis spplicstu (bei LvsscKe). Z. lZ. liock ^ustenu« in-

ckomstsrio exceptiones ex psrkvn» ir>lIo5S!>«tis «pponi vo»»

sunt (ebendas). Vcrgl. preuß. Landr. §. 916. 926. 927.

Hanno». W- O. §. 52. Nr. 1.

«) Vcrgl. Rechtsgcsch. §. Z74- Note k. K.

«i) Hannov. W- O- §- 40. Sonnlclthner §. 502. Nr. ,. «.

S- Z2o. Preuß. kandr. §. 362. Vcrgl. Hamb. W. O. Ärt.

ZS- Zuscktze Art. 2. Brem. W. O. Act. z. 23. Oeftcrr.

W- O. Art. 9 SZ. Nürnberg. W. O- Cap. 4- §- ».

«) Preuß. Lavbr. §. özs. Vcrgl. Scherer Tb- «. S- s>.

/) Hanno». W. O. §. 40. »oeckner g. a. O. Oazi. z. §. g.
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§. 1ZS.

6. Von dcr Slcceptativn der Wechselbricse.

«t. Präsentation zum Behuf derselben.

Dem Trassaten muß der .Wechselbrief Zrasentirt a)

werden, um seine Erklärung zu erhalten, ob er ihn zur

Werfallzeit bezahlen wolle. Der Präsentant Bevoll«

mächtigter des Trassanten, Remittenten, oder eines In«

dossaten bedarf hierzu, keiner besonderen LegitimaHo- ö),

und ist in jener Eigenschaft in der Regel verbunden, die

Präsentation wenigstens so zeitig vorzunehmen , daß er

seinem Auftraggeber mir der nächsten Post über den Er«

folg Bericht erstatten kann c). Nach Beschaffenheit der

Verhältnisse (§. 129.) Mm-die Erklärung 5eS Trassaten

unter Vorzeigung der Prims oder deS zuerst arigekomme«

nen^ Exemplars gefordert werden <i) ; im Fall nur ein

Exemplar ausgefertigt ist , muß zwar in der Regel die«

ses präsentirt werden , doch kann im Nothfall 5) der

») S- überhaupt 5- <?. XoenigKen Ss prse5entstione litter»,

runi csnibisUum. bei Lese «Ks p. q,^. Scherer Th. ».

S- Z4Z u. s.

>) Preuß. kandr. § 976- Frankfurt. W O. § 4«. Hanno».

W- O. §- '7-

«) PH von sc n Amsterdamer Wcchselgebrauch (bct 5iegel Oorp.

jur. csmb. r. s. z>»ß. 2,g u. s) Osp. ,o. z. z. Brem. W.

O- Art. g. Nürnb. W- O- Cap. 2. §. Oesterr. W. O.

Art. 11. Hannov. W- O. §. 17- Königken a. a. O. §. »5.

Uebcr die Ausnahmen s. Weißegger §. iso. S- 45-

O Hannov- W- O- §. ig- Prcuß. Landr. §. »cx«. Wcrgl.

Scherer Th. 2. S- 4°«- 428. Sixveking Materialien. §.59-

«) OeKerr. W- O- Art. «9. Hanno», W. O. § ig. Ecrgl.

Echerer S- 4°q. Siegel Einl- in d> W- R- Cap. 4. §.



Kap. VI. Wechsclrccht. . , 359

Trassat auch schuldig seyn , sich zu erkläre«, ob er baS

Original einer ihm mitgetheilten Eopie auf erfolgte Vor«

zeigung arceptiren wolle. Die Erklärung selbst, musi,

wenn sie wahrend der Geschäftszeit. gefordert wird /),

sofort geschehen S),z der Präsentant kann auch, o,hne

sich verantwortlich zu machen , höchstens so lange Auf

schub verwillige» , als er die Präsentation selbst hätte

verschieben können, «nd muß hier und eben so, wenn

er nicht gleich protestiren darf /«), noch Zeit behalten,

den Protest (§.137.) vor Abgang der Post zu verari»

stalten k). Die Versäumnis des Präsentanten in der

Erfüllung seiner Obliegenheiten ^äjudicirt ihm als Eig»

ner deö Wechsels an seiner Regrcßklaa?, wofür mithin

der bloße Bevollmächtigte ebenfalls wenigstens im ordent«

lichen Proceß^aftet K).

Ukbcr die Prckscntatton einer tnoossirti'N WcchseKepK'^ Steve»

king Matcrialien §. ,56. Hanno». W. O. a.'g. O> ' >

/) Wergs, p re u ß. L a n d r. §. 972. 9SS — 99«- H a m b> ÄZ. O.

Art. >z> Hanno». W. O. L- Bergl. «> Marten«

Handelsrecht. I. «6>

,) Ausnabmcn s. ln dce Augöb. W Ö. Tax. ,. 8. Frank,

surr. W. O. §. 15. 14.

K) Bcrgl. Lelpz. W. O. §. ? u> f. Weißcggcr §. 12«. Note s.

i) Brem. W- S. Art. w. Hamb. M. O. Art- y. Hanno».

W- O> §. »l. Prcuß. Landr. k> >o«6 — tvio. Vcrgl.

Scheret Tl). ». S. z6«. > —

») Dergl. Hanno». W- §. »t. Scherer TP. «. S sö« u- f.

S- auch p reu». Landr. S- 97Z 974>

24
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§. 136.

. Form und Mücklingen der Acceptatlon «).

Acceptiren kann nur der Trassat selbst b), oder wer

von ihm dazu bevollmächtigt ist c)."' Zur Acceptation

gehört regelmäßig schriftliche Erklärung auf dent

Wechsel selbst, wozu aber schön daS Wort acreptirt mit

der Unterschrift des Trassaten' genügt <H ; eine solche

förmliche Aneptation,' Und wo d:e Verfallzeit nach Sicht

berechnet' wird , Beiseöüng deS Datum e), wie «uch^

falls öer Wechsel an einew dritten Okte zahlbar ist> An«

gäbe der Adresse/), 'kantt'ßer' Präsentant immer Verlan«

gen g), wenn glecch nach d'esotrderein Gebrauch auch eine

«) Z. O. <?rie, cks litterarnin esinbislium «vceptatione. Zen.

»Loc>.

i). Ucicr de» Fall , wenn cr nicht amvescnd, wenn er verstorben ist

oder bcroitö fallirt bat , vcrgj. p r e u ß. Land r. §. 976 — 9g,.

«) Preuß. Landr. §. gg'- Hamb. W. O. (besonders über die

Legitimation des Bcvvllm'Schtkgten, welche der Präsentant verlang

gen kann) Art. 8- Frankfurt. W. O. Z. ,2. Hannos. W-

O. §- Brem. W- O. Art. »2. Vcrgl. v. Marten«

ch«idclsrecht. §> LS- Schercr Th. >. S> 47. WeißeLger

§. ,6z. ' . . ^ '

^) Prcuß. Landr. §. 994. Hannov. W- O. a. «. O. Vergl.

Siegel Cinleit. zum Wechselr. Cap. >l. §. il. ! , ' .

») Uebcr das beizufügende Latum , wenn erst nach einem Aufschub

(§. >zs.) acceptirt wird, vergl. Brem- W- O- Art. >b.

/) Ueber die Folgen, wenn diese fehlt, s. h am hu kg. W- 0.

Art. '2.

,) Preuß. Landr. §. 99'- HaMb>iMO. Akt». Brem- W.

O. Art. 16. ,7. Bttgl. Martens Handclsr^ ?. «9.
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MWveigendj ^) oder außerhalb des Wechsels erklarte

Acceptarion i) die Wechselklage gegen den Acceptanten

begründen kann. Die geschehene Scceptation bewürkt

eine unwiderrufliche Verbindlichkeit des Bezogenen ^u^

Zahlung ü).

§. 137.

7. Protest mcgcn Nlchtacceptatlon.

Der Präsentant als Bevollmächtigter a) ist nur eine

nach dem ^voLöändiZkn Inhalt des Wechsels zugesagte

Acceptation aMunsb.men berechtigt, und muß im Fall

eineö bloß bedingten oder beschränkten Versprechens eben

sowohl als bei ganz verweigerter Acceptation Protest

erheben (leviren, lichten) ö). Dieser c) ist eine von

Preuß. Landr. §. 99z. Hamb. W- S. Art- 7- Brem. W.

O. Art. s». Wergl. Weißegger §. >Sz. Scherer a. «. O.

H Hamburg. W- O- Art. 6. Vergl. Jacobsen Umriß des eng«

tischen Wechsele. S- N u. f. Schcrer Tb- >. S- 46.

Phoonsen Amsterdam« Wcchselgebrauch. Cap. io. Z. 1«. >i.

Preuß. Landr. Z. 98Z. Hamb- W. O- Art- 5. Brem- W-

O> Art- ig-

«) Die Rechte des Elgenthümerö ergeben sich aus der Befugniß sei,

ncr Regreßklage zu prlljudlclren. Vergl. preuß. Landr. ö-

,«14. ,015.

b) Preuß. Landr. §. 1007 — ,o,z. ,0,7. Hannov. W> O-

§.21. Brem. W. O. Art. ,6. Ucber BediMUllsen. die »c«

gen den Willen des Präsentanten beigefügt werden, cbendas. Art.

17- u- Frankfurt. W- O. §. is.

«) Uukelsnrl z>rim»o Iine»e 6«ctlinss cks prote5t. «smk.

Ion. ,799. übersetzt von Zlmmerl (In dess. olphabet- -Handb.

zur Kenntn- der Handels, u. Wechselgesch. B. z ). Preuß.

24»



362 TH.Z. B.Z. Recht derFordernngen.

einer öffentlichen Person c?) aufgenommene Urkunde, wel«

che-die Erfüllung der, Verpflichtungen deS Präsentanten

und feines GewaltgcberS -nebst der Handlung deS Trassa«

ten, auS welcher die NcgreiMage entspringt, vollständig

beweifen soll, daher eine auf Requisition deS Prüfen tauten

gefchehene rzochtnali^e Befragung deS Trassaten, zum Zweck

der Aufzeichnung der v^n^merchkiltcn Antwort vorausfetzt,

und außer der Erzählung diefeS Hergangs und Angabe der

Seit, eine Abschrift deS Wechsels und der Indossamente

nebst dem ^Vorbehalt der Rechte des Präsentanten und

wer sonst dabei interessirt, enthalten muß. Seine Lorm

wird lediglich nach den Gesetzen des OrtS beurtheilt, wo

er aufgenommen wird. Den Protest, jedoch nicht immer

den Wechsel e) , ist der Präsentant mit der ersten Post

an seine» Gewaltgeber einzuschicken verbunden /). Dem

l'andr. Z. ivZS ^ '«46- Frankfurt. W- O. Z. 17 u- f-

Anhang zur hannov. W. O. die Aufnahme der P.olcgc bctt.

Echerer Th. «. S- 447 u- f.

ck) Ob ein Nvtarius Zcugcn zuzuziehen verbundcn? vergl. v. Mar«

tens Hanoclör. §"97. Note «. Frankfurt. WO §'7- e6.

Brem. Notariot<orvn. §. ,z. Hannov. W- O. «. a. O. §. 4.

E- überhaupt: Scherer g. «. O- Th. «. S- 45> u- s. Weiß«

eggcr Z. »45- S- »69-

«) Preuß. kandr. Z. »«46 — '°zz. Brcm. W. O- Art.

Frankfurt- W. O. §. >4- »7- Hamburg. W- O. «rt. 9.

vcrgl- mit Art. «g. s». Hanno». W- O- Z. »>. ,z. Leipz.

W- O- §. 5. 7- Braunfch. W. O. Att..z4. Echerer Th.

s. S- 5'7 u. f. Th z. S- 59S u. f. Siegel EInl. zum Wcch»

sclr. Cap. 4- S- >S- Weißcggcr §. 25Z. S. »9«. Sonn,

lcithncr istcrr. Handclsr. §. 4SZ S, »gz.

/) Preuß. kandr. §. >°4L. Hanno«. W- O- Z, zi. Weiß«

eggcr §. »56. ,57. S. 2gS u- f. vcrgl. Note K.
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Eigner wird durch dessen Aufnahme der Regreß an jeden

Bormann gesichert, an welchen er sich zunächst oder doch

stibsidiarisch zu halten' berechtigt ist; seine Forderung

geht jedoch, wenn der Wechsel noch nicht verfallen ist,

wenigstens wenn der Bormann Eaution wegen Einlösung

des Wechsels zur BerfaHzeit oder Ueberlieferung eines

anderen trassirten auf ^ene zahlbaren Wechsels bestellen^ U^^/^,^

will , nur hierauf, allenfalls auch im letzteren Fall zu« ^

gleich auf jeM^). Um diese Forderung im Wechselpro- A^^A^

ceß geltend machen zu können, ist aber auch der Eigen

tümer deö Wechsels schuldig, den Protest mit eLsterPM

an seinen unmittelbaren Bormann zu versenden K),

welches selbst da , wo der Inhaber nicht verbunden ist, ^ g/,^,

feine Befriedigung in dieser Ordnung zu suchen i) , Zur ^

Erhaltung des Wahlrechts gegen alle Vormänner i), /

und wegen der Unbestimmtheit vieler Wechselordnungen !)

über die Verpflichtungen deö Präsentanten in dieser Hin

sicht, wenigstens als die sicherste Maßregel zu betrachten

«) Brem. W. O. Art. >z. Hamb. W- O. Art. »g. z«. Feank,

surt- W.O. § 27- Hanno». W.O. § 25. S- jedoch preuß.

kandr. Z. 1072 — ,075. vficrr. W. O. Art. «c>. Vcrgl.

Scherer T- s- S. >9 u. s. Weißeggcr js. »15- S- ?6.

K) Brem- W. O- Art.,,. Hamb- W. O- Artg- Brsunsch«.

W. O. §- zz. 54- Franks. W. O §. 2». 2z. Hgnnov- W-

O- §. »>. S- Schercr T. z. S. 60g.

q Prcuß. Landr. Z. 1047- ">SS — 1064. Hanno». W- ö>

z. ,5.

Preuß. Landr. §. ,064. ,067 — ^ hannov.

W- 0. §- 2>. vcrgl. mit Z. 2z. scheint scgar das Recht des Re

gresses überhaupt, zugleich mit dem Wahlrecht von Beobachtung

jener Ordnung abhängig zu scyn.

Y Dergl. Scher er LH. z. S- Lio.
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ist, um den Regreß gegen alle frei zu behalten m>

Wofern der Inhaber bereits wegen Nichtacceptation eben

so auf Befriedigung zu dringen berechtigt ist , wie im

Fall der Nichtzahlung eineö acceptirten Wechsels, wird

zur Erhaltung des Regresses gegen weitere Vorinänner

?K»deöjenigen, von welchem jene zuerst gesucht, aber binnen

' i'. ^24 Stunden nicht zu erhalten gewesen ist , ein weiterer

Protest (Contraprotest) norhwendig , welches sowohl da

vorkommt , wo der Inhaber an eine bestimmte Ordnung

gebundenes!, «lS mitunter da, wo er ein Wahlrecht hat «).

Versäumung der gesetzlichen Vorschriften bei Aufnahme

m?d Versendung des Protestes entzieht den Wechselreareß,

aber die Klage auf das Interesse im ordentlichen BrocesZ

wenigstens der Regel nach nicht weiter . als^der Schaden

reicht, den der Vormann dadurch gelitten hat o).

F. 138.

7. Zahlung dcr Wcchseliriefe.

«. Präsentation zur Auslieferung der Prlma u. s. n>. und zur

Zahlung.

Ein acceptirter Wechsel a) muß dem Bezogenen zur

Verfallzelt von neuem präsentirr werden , um darauf

m) S. Wcißegger §. ,86. 157. S- '?6 u. f.

») Scherer T. ». S. 479- Püttmanv Wechselrecht. §. >4Z

Brcuß. Landr. z. ,c>So.

») Preuß, Landr. Z. ,054. Hannov. W. O Z- 21. Hufe,

lsnd a. «. O §. 6z. ». Marten« a. a. O- §. 99- ^»4.

Welßegger Z. »67. S. zoz. S. jcdvch lücicll! liu commerce.

Art. >6g. (in Rücksicht auf den Protest wegen Nichtzahlung). "

«) Ueber die sehr bestrittene Frage, ob auch ein Wechsel, dessen Ac«

«xtation «crwcigett war . zur Berfallzcit mieder prcksentirt wrrdev
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Zahlung zu erhalten ö). Der Trassat ist sie bei Wechseln,

die indossirt werden können, jedem, den ein richtiges

Giro legitimirt c), zu leisten verbunden, auch wenn die,

ses erst ^ch^^ MzMtM ausgestellt worden ei) ; bei

mehreren Exemplaren oder einer indossirten Wechselcopie

mithin nur dem , welcher die auf einander Bezug haben

den ^a^iere vorlegen kann e). Zuvor ist daher der Se«

müsse, «ergl. Weißcgger §. «z8- »Z9> S- »S9 u. f. S-

Brem. W. O Art. >>. Hannov- W. O> § Z'- Da«

Princip der Entscheidung kann wohl nur von dem MMMr,

h>Zltniß dcs Prclscntantcn hergenommen werden , und in Erman«

gelung gesetzlicher Bestimmungen müssen daher die nach der Ver«

Weigerung vorgekommenen Verhandlungen zwischcn^en ZmcreW» ^^ ^ ' ,

ten über jenes entscheiden- Vcrgl- Sonnleithner tstcrrcich. ' .. '

Handelsrecht. §- 48«- S. zi«. Außer Zweifel Ist bei einem wegen ^ ^ ^ ' ' > ,

NiMaMpkation protcgirtcn Wechsel die Besugniß de« Trassa,

M> .zur VÄallzcit zu bezahle, nur kann sie nicht immer auf

den Fall ausgedehnt werden , wenn indessen eine "Accextaticn

per honor" geschehen Ist. Vergl. preuß. Landr. 8- 105z. >c>sz.

Hanno». W- O §- s«. Vergl. Scherer Tb- >. S- >Z5-

LH. ». S- Z57- TS- Z- S- 49.

i) Vergl. Schcrer Zh. ». S- Z7> u. f. Ueber die Depvsjtion dek

Wechselbetrags, wenn die Präsentation unterbleibt? s. Weißeg,

ger j 1^74- S- >5Z-

«) Ueber den Begriff dcs richtigen Girods, hamburgisches Archiv d«S

Handelsrechts. Tb- 2. S. 2 u. f.

<k) Kann aber auch der Wechsel ngch^dcm Verfalltage noch Indofflrt

werden ? Vergl. Schere r Th. 2. S- 59 u. f. Th. z. S- >«5-

Preuß- kandr. §, g:s- L>S. Hamburg. W O. Ars. ,5.

Hamburp. Archiv für das Handelsr. Th- » S- 487. Frank«

surr. W- O- S 42. Braunschweig, W 0 S- 42. —

Ueber das Discontiren acceptirtcr Wechsel f. Scherer Th- >

S- 569. Weißegger §. >S3- Note s- S- >4«.

«) Hamburg. W 0- Art. >4 Preuß. kandr- 8- >>«,. >>««.
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cundawechsel oder die indossirte Copie dein Inhaber des

Primawechsels oder des Originals vorzuzeigen , und im

Fall der gar nicht oder ohne Acccptation erfolgten Aus,

lieferung ebenfalls ein Protest nothwendig /). Die Zeit

der Präsentation richtet sich nach den Regeln von der

Präsentation zur Acceptation ; jene muß daher , wenn

der Zahlungstag auf einen Feiertag fallt, auf den nach,

sicn Werkeltag verschoben werden s). Vei ^acceptirten

Wechseln , die nach dem BerfMaZ zur Zahlung^räsen,

tirt werden, kann zwar wegen des versäumten Protestes

( §. 139.) die Regreßklage gegen die Vormanner verloren^

seyn , der ^lcceptant ist aber sie sofort zu bezahlen nach

Wechselrecht verbunden, so lange ihre Wechselkraft durch

LZerjahrung nicht erloschen ist 5). Gehen Wechselbriefe,

die noch nicht einmal acceptirt/ sind , erst nach der Ver,

fallzeit ei,?, so müssen sie, falls sie acceptirt werden^

anch sofort bezahlt werheq l) ; , die versLuldete Verspä,

Welßegger §. ,75. S- >S4 u- f. Scherer Th. ». S- z?4.

4»S- Ucbcx ble Folgen fehlender Legitimation s, oben K, >z,. I.

/) Vcrgk. Weiß egg er Z. «4». S- ,64 u.

g) Oestcrr. W 0- Zlrt. ,z. Brem. W- O Att. 4°. Preuß.

Lande. §- 87°- S7>> S, jedoch w Rücksicht der jüdischen Fein,

tzse, «7^- W.nn S^csoMMe, cinttcten , muß aber oft« am

voiher gezahlt werden. S- z- V. haunov. W> O S» «7.

Preuß. Landr. g. »«95 u- s.

Sefterr. W ö Art. >7- Preuß. Lande. §> 1099. Brenx.

W- S Art. 42. Vergl. Scherer Tb. z. S. »6. 19s u. f.

,) Brem. W O. Art. 4»- Braunschw. W 0 Art 2?> S.

Schccrcr a- a. O- Wcißcgger §. i>,. S 5z. Die Zah,

Mg^nichtojine vorhergegangene Kaution zu leisten , welche« ci,

»ig« Wechselordnungen (j. B- die braunschwcig. a- a. O) als
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tuncz^ enniebt aber im Fall verweigerter Acceptation dem

Inhaber seinen Regreß den Umstanden nach selbst im or

dentlichen Proceß (§.131. 1Z7. Note«.). Vor der Ver,

fallzeit kann der Tragat nur auf seine Gefa.hr Zahlung

leisten , und der Präsentant braucht sie nicht anzuneh,

men /c) ; jener aber kann sich dadurch sichern , daß er

den Wechsel auf sich ^dosßren läßt /).

§. 139.

Protest wegen Nichtzahlung. DiöcretlonS, (Respekttage).

Im Fall der Trassat vor dem Versalltags fallirt,

muß der Präsentant ordentlicherweise sofort s) , wegen

verweigerter d) oder nicht nach dem Inhalt beS Wechsels

angebotener Zahlung abe^M'Ver/alltaZe, zur Aufrecht- ^ ?

eine Bcfugnlö des Trassaten betrachten . kann hl« eine Bebln«

gung werden, dle der Accevtatlon beigefügt wird-

i) S. preuß. Landr. Z. 891. 8g». 847- Hamb. W ö- Art. z>.

' Hanno». W- O Z. üg- Vcrgl. Scherer Th. 5. S- ;?s u. 5

y Vergl- Hamburg. Archiv des Handelsrechts. TH->. S zs, uf.

«) Preuö- Landr. Z. '«89- Hamburg. W- O- Art. 46- Vre«

mer W- S- Art 4>. Augsb. W ö- Cap.e. §.4. S- Sche«

ree Th. ». S- S7«> 49«>

>) Dahin gchbrt auch der Fall , wenn der Trassat nur theilwelse

Zahlung leisten , der SMntant aber dies nicht annehmen und

bloß für das übrige protcstircn will , wozu er in der Regel zwar

berechtigt Ker nicht verbunden ist. S- Scherer Th. >. S- 6

' u- 5 Ucber das Nvtircn des Wechsels in einem solchen Fall,

welches jedoch nur nach besonderen Äc,etzcn den späteren Protest

rechtfertigt, s. Leipziger W. O §. 25. Frankfurter W.

0. §. ,4. öesterr. W> O S- >s- Scherer Th. «. S, «96.
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Haltung seiner RegreSklage^ c) Protest einlegen. Doch

verändern diese Regel die bei Außermeßwechseln häufig

eingeführten Re^^ct tage «!) , welche ^u^orung^ich

wohl meisteno^z^Gunsten^des Präsentanten^ einLes^rt

sind e) , jetzt aber ordentlicherweise auch ,^um Vortheil

^eS Acce^tanten gereichen , indem wenigstens die Wech«

selklage erst nach deren Ablauf gegen ihn statt findet /).

Daß der Präsentant auch nicht /rüher protesiiren dür^e,

setzt besondere gesetzliche Vorschrift voraus s) , daß er

sich aber nicht präjudicire , wenn er im Fall früher

geschehener Präsentation erst am letzten Discretionstage^

protestirt , oder bis zu diesem die Präsentation zur Zah

lung aufschiebt, muß man wohl als die Regel betrachten,

. ») Zur Aufccchtcrhaltung der Wechsclklage gegen den Acceptanten

c > bedarf es, domiciliirtc Wechsel ausgenommen (preuß. Landr-

^^>>§.>ll,.i^,z.), wenigstens in der Regel nicht. S- j- B öftere.

<^ ^: ^ > W S. Art. >4- Scherer Tb- s. S- s»6. S- jedoch Hanno».

, ^ .WO, Z, z>,

<i) S- überhaupt: Kieviu5 exere. 9, ,ect.z. Siegel Einleit.

zum Wechsele. Cap. 4- §- 24. Scherer Tb. 2. S- 5?6 ». f.

Weißcgger I. >6g. ,70. S- >4« 0. f.

«) Frankfurter W O 1666. §. 12. Amsterdamer W.llkühren

von 167g. z. 9. Braunschw, W S Z. z>.

/) S- z. B bamb. W- S Art. >4- !6. '7^ Brem. W 0>

Art. 4?. Würtcmd. W S- Cur. 4- §- »8-

5) Die Regel , daß , wo die Rcsoccttage zu Gunsten des Accevtan«

ten eingeführt sind , dies statt babc (Wcißegger §. S.

»84 ) , ist hier leicht gesunden , aber nicht Immer so deutlich,

ob jenes der Fall scy. Hicber gehört z. B- nürnb, W S-

' Cap, 4 §6. Vreuß. Landr. §. 845. vcrgl. mit §, »67. «6g.

S- dageg. Hamb, W O- Art- >6. ,7. u- Siegel O«rp. jur,

. ^»Nld. ?srs s. psg. 150. rarere 119. p. 19,. pur. ,Z4,

Scherer Tb. «. S. 6««.
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selbst wenn er früher hätte protestiren dürfen K). Die

Befugnisse und Verpflichtungen des Präsentanten in die

ser Beziehung' richten sich, schon nach den allgemeinen

Regeln (§. ZS — 38.) , nach dem Ort, wo die Zahlung

emp^anL^en werden ^soll t). Der Protest wegen Nichtzah-

lung domiciliirter Wechsel wird gegen, den Angewiesenen

eingelegt 5).

§. 140.

7. Art und W,Ise dcr Zahlung.

Die Zahlung muß, wo sie nicht nach dem Gebrauch

der Handelsorte durch Ab- und Zuschreiben in der Bank

erfolgt «), ^baar (per Cassa, per Contant) in der im^^ / ^ ^

Wechsel ausgedrückten Münzsorte oder in "Wechselzah-^" ' ^

^) Preuß. Lande. §. 1098. 1099- Hannov. W- O. S. 27. -—.—,

S. Scherer Th. 2. S- 6oi. Die Regel , daß dcr Präsentant

am Verfalltag sich zu melden schuldig sc» , welche HI» aufgestellt

und mit einem W:chsclvarcre (Siegel Th. ». S- 167. Nr. izo.)

belegt wird , kann wohl nicht gerechtfertigt werden , sobald man

zugiebt, daß tte Respekttage Im Zweifel zu Gunsten des Preisen«

kanten cingcführt sind , öder ihm wenMcns zu DUeg. kommen,

"und darauf weist ihre tzMehung und ihre Benennung hin. In

Rücksicht der Hamburger Wechselordnung hat die Anwendung

jener Regel auch entschiedene Präjudikate gegen sich. Hamburg.

Archiv des Handelsr. Th. 2. F72^ü."s. Anders scheint allerdings

die österrcich, W O Art. >z. verstanden zu «erden, s. Sonn,

leithncr a. a. ö- Z. 457- 479- 4S«.

i? Wcrgl. Hamburg. W- S> Art. z8.

i) Hannov. W O- Z. 26. Preuß. Landr. §. >>>z. S.

Scherer TH. 2. S 463-

«) S. Schcrer Th. S> '«4- Vergl. Hamburg. W Q- Art.

. 14. 24. 25.
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lung" geschehen ö). Abrechnung , allenfalls "per Scon«

tro" c) oder^we^sung ^) , setzt besondere Vereinigung

voraus. Gegen geleistete Zahlung kann der Trassat nicht

bloß Auslieferung der Wcchselbriefe, sondern auch QuiK

tung verlangen «X

§. 141.

S. Verfahren nach erhobenem Protege wegen Nichtzahlung.

Rückmcchsel; zweifache Klage des Wechselinhabers.

DaS Verfahren , welches der Präsentant und der

Eigner deS Wechsels nach erhobenem Protest wegen Nicht,

Zahlung zu beobachten haben , ist , auch in seinen Wür,

kungen , im Wesentlichen dein gleich., welches ihnen bei

einem Protest wegen verweigerter Annahme obliegt; nur

setzt Anforderung der schleunigen Zahlung bei einem In

dossanten oder dem Trassanten die Vorzeigung des Pro,

testeS^und Wechsels voraus a). Der Wechselinhaber hat

>) Vergl. Schiebe kehre der Wechselirlese. g., 00. Pxevß. Lanbr.

§. 876 u. f.

«) E. Scherer Th- ». S. 64z. Th- 5 S- 66z. S. jedoch hg«,

nov. W, 0- §- 23.

<l) Vergl. preuß. Landr, §. ,,13 — ,>,«. s. jedoch Bremer

W- O. Art- 4S» Haubold söchs. Private. S. 42S.

«) Preuß. Landr. §. 900. 9«,. Hamburg. W- S. ?. 44.

Baseler W O ». I. >8»?. (bel Lcuchs Syffcm de« Handel«.

Th- S- S- 72g ) Art- »7- »S. «. Linort xr. »n i« yui

fmmdium ftvceritsvit , in — kolurione , — »z>ock»m — e,.

«) PreuK. kandr. §.11,5.1126. Vergl. Hamb. W. O. Art. zo.

Brem. W. O. Art- qs- S. Weißegger §. ?ss. S- «SZ»
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in der Regel ö) die Wahl , ob er bei dem Acceptanten

vdsr seinen Vormännern seine Besriediqung suchen und

im Fall der Weigerung seine Forderung einklagen will,

welche gegen den Acceptanten 'auf Zahlung mit Koste»

und Zinsen vom Verfalltage geht, gegen die Normanne?

in der Regel außer der Wechselsumme nach dem CurS

am Verfalltage, die Protesikosten, Provision,. Courtage

und Briefporto für den Ruckwechfel (recamdio) begreift,

welchen der Inhaber darüber zu ziehen berechtigt ist c),

auch wenn sie nicht auf diese Weise eingezogen wird

, Beim Zurü'ckgehen auf die Indossanten wird nach einigen

Wechselordnungen ^reie Wahl gestattet e), die jedoch zu»

5) Brem. W. O- Art-s«- SS- Hamb. W. O. Art. zs. Prcuß.

Landr- §. n»». Hannov. W- O. §- s>- S- jedoch österr.

W. O- Art. «4- u- vergl- Sonuleithocr g. a- O- L> 4S?.

460. S- »92. ! >

«) Vergl. Brem. W- O- Art- 43- Hamburg. W- O. Alt- 4«.

Preuß. landr. §. 1056 u. f. Gesetzsamiiil. iS,«. S. is?»

g. ivgl u- s. >i:3- Sonnlelthuer Z. 4«^- S- »6g. S. je«

doch Leioz. W- l> §. s«> u> vergl. übcrh. Schcrer Th. ».

<k) Doch macht dies einen Unterschied in Rücksicht der ProMoy ;

vcrgl. Brem. W- O. a. a. O- Preuß. Ecsetzsamml- a. «. O.

Für den JndMlUm, kann die Einlösung cincj Rückwechselö bei

der Regreßnahmc durch den Grundsatz nachthcilig werden , daß

ohne besondere Verabredung der Trassant nur für den Betrag

eioe« d 6ritturk gezogenen Rückwcchscls hastet , welchen viele

Wechsclgcselzc annehmen. Vcrgl. Sonnleithncr g. a. O.

§„ q«z. S. »69. Siegel Einlcit- zum Wechsele. Cap, 1. Z.

«) Prcuß. Lande. Z. »»s u. f. Hanno». W- O. §. 57.

Hamb. W. O. Z. s». .
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weilen die übergangenen Nachmänner liberirt /) , nach

anderen aber Beobachtung der Ordnung , bald selbst in

Rücksicht des Ausklagenö S> , bald nur in Rücksicht der

Anforderung und Erhebung beö ContreprotesteS (§.

137.) /,) gefordert.

§. 142.

L. Scrhckltniß zwischen dem Trassanten und dem Bezogenen.

Der Trassat als Beauftraater hat für die geleistete

ü//,.^,, Zahlung Berqütunq der gezahlten Sumine^ und in der

Regel die herkömmliche Dwmsion «) , entweder von dem

T^zssMten , oder wenn der Wechsel für Rechnung eines

Dritten mit dessen Einwilligung gezogen ist , von diefem

zu fordern. Die Klage hierauf^at kein Wechselrecht ö),

wohl aber pflegen die Gefetze dem Trassaten das ReHt

zu gebe«/ sich an die Effecten des Schuldners zu halten,

/) Z- B- Hanno». W- O- §. zi. wenigstens sofern die RcgrcKtlage

würklich angestellt ist- Frankfurt. W. O- §. »s- »9- AI«

Regel kann dicS mchl nicht angenommen werden, sofern nur

bei Ucbcrscndung des Protestes nichts versehen ist. S- Weißeg,

ger §. lg«. S-

,) Brem. W. O. Art. 52. Leipz. W- O. §. ig. 2«. jedoch m»

in Rücksicht ^Indossanten.

Wien- W- O. Art. »4-

«,), Vergl. Schere r Th. Z- S- SZS u. f.

i) Siegel Elnleit- zum Wechsclr. Cap. 5. § g- ».Marten«

Handelsr. §.96- A. M- ist Meißcgger §.,47 U. f. S96 u. f.

Hadder umgekehrt die KlaZe des Ausstellers, der einen arecptir,

ten Wechsel einlösen mußte , um die gegebene Deckung und da«

^/ l^ Interesse zu erhalten , Wechselrecht,? Vergl- preuß. Landr.

^ V . ., !- "2' u- s- Franks. W. Ö. Z. 52.
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welche er in Händen hat , wenn dieser fallirt, und nnr

den UeKerrest zur Eoncurömasse zu liefern c). DaS

Versprechen deö Trassaten zu acceptiren, welches dieser

bein Trassanten vor der Präsentation «l) des Wech,

sels gegeben hat , kann, wenn die Annahme nachher per«

weigert wird, eine Klage deS Trassanten auf daö Jnter«

esse nicht begründen e), iwsnn der Trassant bis dahin

die verfprochene Deckung (franzüs. Provision) nicht

beschafft oder schon fMir^i hat ,,, weil der Beauftragte in

e) Frankfurt- W- S Z. 54- Brem. W. O- Art. 56. Ham»

bürg.. W. Axt. 46. Augsburg. W O- Cap- ^4- j. >.

Leipz. W- O- «- 54-

H Die Amptation , welche mittelst dieser gcsordcrt wird , und bek

, . allen Wechseln geordert werden muß , hat nicht bloß, den Zweck,

den Accextantcn gcgcn den Remittenten «der dessen Bccmskraglen

In Verbindlichkeit zu setzen, sondern cffmbac^grradc zunächst, ihn ^,

rnn TraMrn au« dem W cch sc l g e sch cl sc verbindlich zu mach«,, ^

' daher' auch dieser selbst die .Acccptatton bcsofgcn kann <Z. >5>). .

Alles was vorhcrgieng , ist nach dcn Regeln deS gewöhnlichen '

Mandats zu bcurlheilcn. , .Offenbar, unrichtig ist es_d?ber , das,

mos von der HrkMun« auf crsvlMMa^Mtion allt.' auch Ms

ein solches Äcrsprcchcn anzuwenden und, es der «ürkiichcn Slccep,

tation aus erfolgcc Pichentation gleichzusetzen. Dies geschieht in

der Anwendung , welche bei Hqcodscn Abriß des epischen

Wcchselr. S- ^6o von den Art. 6 u. 7 der Hamburg. W. O.

gemacht wird , wahrend der Fall offenbar nach den Regeln Note

' « und l> zu entscheiden mar. ' ^ -

,) Wie es sonst freilich die Regel mit sich bringt (1^. -!>.'§. tr.

msnästi.), selbst wenn der Auftrag nur stillschweigend übcrnom«

mcn wurde. S- Könlgken Anmcrk- zur kcipz. W. O. §. 27,

Nr. 7- ^ Gcgcn dcn Schuldner des Trassanten geht hingegen,

wenn er die Aeccptation weigert , und in diese Art der Zahlung

nicht besonders gewilligt hatte , hie Klage nicht- S- W e« ß e g«

«er §. >4S- S- 95-
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, »

diesem Falle einem Dritten noch nicht als Selbstschuldner

verbunden ist und einen hinreichenden Grund hat , daS

Mandat unvollzoZen zu lassen /), selbst wenn der Wech»

sel für Rechnung eines Dritten gezogen war , außer so-

fern daS gegebene Versprechen für eine Jnterression zu

achten war , welches aber nur bei einem noch nicht

Wechsel K) vermuther werden kann.

§. 143.

. . 'S. Nothadrcsse, und Intervention.

- ' Ist der Präsentant für den Fall verweigerter Accep«

tatiön oder Zahlung auf dem Wechsel selbst angewiesen,

sie bei einer andern Person zu suchen ( Nothadresse) , so

muß erregen diese wie bei Lem TrassaM selbst versah'

ren «) , und jene steht zu dem Aussteller der Adresse

"und nach erfolgter Annahme auch gegen den Präsentanten

< . ' im Verhältniß des letzteren ö). Anders verhält sich ein

^>4.5,>. . ' , . ,^ ,^ .

/) Q. »z. «4» »5- V. Kleckst! i.). Wergl. Glück Commen,

tax. Th. T5- S> 364. — S. Scherer Tb. z S. 4». Weiß,

- 'eggcr §. »45> S- 94> . >' -i '

F) PreuK. Landr. §. 9«4- DaS außer dem Wechsel geschehene

Versprechen für Rechnung eine« Dritten zu acceptiren, ig bloß

nach den Vorschriften von Bürgschaften zu beurtbcllen.

K) Q. 6. §. 4, Q. z?. 0. Klknästi. §. 6. in Ln. 1. 6e m»ngsta.

«) Preuß. Lande. 8> >«»». lo>g. '"5. Hamburg. W- O>

Art. »8> Ha» neu. W- O- §. 5S- Brem. W. O> Art- »4.

Franks. W- O. 8- >s- Ucber die WknMMc^eL Hutetd«^

such gegen den Adressaten vergl. v> Martens Handclör. S. l<>6.

We'ißegger Z. ,9». G. i85. ,, . ,

i) Vergl. jedoch prcuß. Land r- ö.ic>zz. Hannov. W ö. §. «.

vcrgl. mit §. 56.
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Dri^ser c) , welcher auf dem Wechsel nicht genannt ist,

und nach aufgenommenem Protest zu Ehttn des Trassan»

ten oder eines Indossanten (por donor Istteis) ^ccep-

tiren oder Zahlung leisten will ; dieser Erhalt mittelst

des Protestes , welcher ihm einqekandiat wird ^) , nach

geleisteter Zahlung eine Klage nach Wechselreckt gegen

den Honoraten , und im Zweifel wohl auch gegen dessen

Bormanner e), auf Revalirung des Wechsels, muß aber

auch ^enen von der Intervention sofort benachrichtiaen,

um seinen Regreß zu sichern /). Der Präsentant ist

zwar verbunden , jede Intervention anzunehmen , wenn

«) Auch der Trassat seM , wenn er nicht unter dcn ihm angelote«

tien Bedingungen der Revalirung, sondern x«r,Ko>«,r acceptlren

will. Ec ist dann von Cauttor, frei (S> j- V. Hanno v. W. O-

z. zz. nach preuß. Lanbr. g. 1021. von sofortiger Zahlung)

und genießt nach vielen Wechselordnungen den Vorzug vor andern

Jntcrvenicntcn. S. Z. B Brei.,. W. O. Art. 7. 25.

<k) Die A>,ccptatlon geschieht zwar Ms gewöhnliche Weise, eine Nach/

Mt über die geschehene Intervention nmß aber dem Brotcst, mel,

chei? fle voraussetzt, nach vlelcn Wechselordnungen eiiwerlciSt

oder MgMgt, werden ; ein zweiter Protest ist selten nothivcndig.

Wo nichts vorgeschrieben ist, muß der erstePrvtcst und der ocecp«

tirte Wechsel allein genügen. Vergl. Augsburg'. W- S. Cap.6.

Z. 5. Braunschwclg. W- O. Art. '7. Vadcnsch. Han,

dclör. Art- "6. Brem. W O- Art- 2z. Ocsterr. W. O.

Art- 26. Hanoov. W- O- zz. Preuß. kandr, Z. 102,

u. f. v. Martens Handelsrecht. §. »oz. Lukelsnä ä«

Protest. §. gg. Weißegger s- >S7> >s8. S> >sz u f.

«) Wergl. Weiß egger §. 206. S. sog u. f. S. als Beispiele »er,

schicdencr Bestimmungen : Leipz. W. O. Z. 17- Preuß. Landr.

z. ,027. ,«2Z. Hannov. W- O- §.,z6. Badisch. Handelör.

Art. ,59- Sesterr- W- O- Art.sS. Hamburg. W. O- Art. t».

Noch weiter gebt p reu ß. Land r- §. »osg. ,azo.

L5
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der Wechsel Köllig ist und sogleich eingelöst wird s),

darf «der die bloße auch unbedingte Acceptation nur ge«

schehen lassen, wenn der Jntervenient schriftlichen Aus,

trag hat oder Caution leistet /r) , da der Fall einer os>

'goriorun, ge»tio von dem eines Mandats in Hinsicht der

Verantwortlichkeit wesentlich verschieden ist. Unter meh«

rexen Jntervenienten kann der Präsentant nur wähle,,,

sofern nicht einer mehr Hintermänner befreit als der an«

dere ^» , , < ^ ^

«. Wo« eigene» ödechseln «).

Eigene Wechsel (Killet, t arär» im französischen

Wechselrecht, im jetzigen Sprachgebrauch häusig auch

Solawechsel) unterscheiden sich von den trassirten in der

Form durch das ZahlungSversprechen des Ausstellers,

welches an die Stelle eines Auftrags tritt, haben aber,

soweit sich die Bestandtheile deö Wechselbriefs nicht auf

diesen beziehen, sowohl daö Wesentliche als Zufällige in

,) Peeug. Lande. Z. >«2«. Hanno». W, O. Z. 55. Braun«

schwelg. W- O. «rt. ,7.

>) Brem- W. O- Art- «4. «S. Hannvv. W. O. §. zz. S.

jedoch ikerr- W> O. «rt-»«- s. v- Marten« a- g. O- § >»g.

i) Preuß. kandr. Z. »034- ^>e<terr. W O. «rt. «7. Weiß«

egger §. »«». E >sS.

») Dergl. Siegel EInlclt. in b. Wechselr. !h. , . E ch e r e r Th.

1. S- 59«- Weißegger §. 219. S. »z, u. s. Von neueren

Gesetzgebungen s. besonder« preuß. Lanbr. Z. ,»8» — »4z.

Sonnleithkier isterr. Havdettr. E- z8S-
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der Regel mit einander gemein^). Die Erklärung ^Sa«

luta erhalten zu haben , kann auch hier nur für ein we»

sentlicheS Stück des Inhalts angesehen werden, wenn

sie eS bei dem trassirten Wechsel ist ; doch ist die ge«

wöhnliche Meinung c) und einzelne Wcchsclgesetze «i) oa,

gegen. Der Aussteller haftet als solcher für die Vezah«

lung nach Wechselrecht ; doch erfordern manche Gesetze

die Acceptation , wenn der Wechsel indossirt wird e),

waö auch hier in der Regel /) geschehen kann, un,d dann

wie bei einer Tratte zur Erhaltung der Regreßklage das

Einlegen deS Protestes nothwendig machte Als Schuld»

ö) Wie In folgendem Formular :

Böttingen den ,. Mai >««z. xr. 500 Rihlr in Mole».

Sechs Monate noch Oato zahle ich gegen diesen Solawechsel an

Herrn Tillus oder dessen Ordc die Summe von fünfhundert Tb«

ler ln Pistolen zu fünf Thaler. Den Werth erhalten.

An mich sclbg .. ^

in Scmpronlus.

Götllngen.

Ueder die Ausnahmen vergK Siegel C«p- >. ^ " >

«) S- v. Martens Handelsr. Z. 7». uz. Scherer Th. ».

, 6«. Th. 5. S- »g"> S- dageg. Siegel a^.«.,v. L. 7. '> /

«Y Hannvv. W. O- §. 6. Brem. W. O. Art- >. S. dageg.

B. üeipj. W- O- §. z.

Z. B- keipz. W- O- §.,- Äugst-. WO. Eap. z. Z '4-. ,

S- dagegen Brem. W. O. Art. 8- Oestcrr. W- O- Art- z.,-

Braunschw. W. O- Art. »z. Don jener Bestimmung ig noch /'

zu unterscheiden, wenn der Ausstellce schuldig ist zu acccptiren. > ,

Hamb. W. O. Art. Frankfurt' W- O. §. ,2. S. üb« >

den SuLen, einer solchen Präsentation Sonnlcithner ögerr. '

Handelsr. S> Z4«.

/) S- z. B- Hanno». W. O> §. >4> PreuS- kandr. §. ngZ.

>>y6. s. jedcch §. ,,,c> u. s. Bergl. Scherl r Th. >. S.S«S-

LS«
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schein kann der eigen, Wechsel auch Zinsen tragen und

auf Aufkündigung gestellt werden. — HandelöbilletS

und bloße Slssignationen der Kausieute genießen daZ vtccht

der eigenen Wechsel nur, wo eö, ihnen durch besondere

Gesetze beigelegt ist F), wie besonders auf Messen der

Fäkl^u^seyn pflegt ; daß jede Verschreibung , welcher

hie Clause! «nM Wechselrecht." beigefügt ist , die Wür«

kung eines eigenen Wechsels habe K), läßt sich wohl nur

dann annehmen, wenn die Gesetze für den eigen?« Wech,

sel^eine. besondere Form' vorschreiben, und die Natur deS

Geschäfts, über welches iene lautet, die Wechselttrbjnd«.

Kchkeit iülSöt.l^^ ^'^4^ S^^ch^

"^1 , §. t46' ^

o. BcAellung tesonderer Sichcrbctt wegen Erfüllung der

Wechselverbindlichkeit.

Weder Ueberlieferung eines Faustpfandes a) noch

Bestellung einer Hypothek, besonders beim eigenen Wech,

sel, ist nach der" NatuV deS WechselgeschaftZ mit diesem

unvereinbar ; doch entzieht die Hypothek nach manchen

Wechselgesetzen dem Wechsel seine eigenthümliche Wechsel«

kraft ö). Allenthalben ist dagegen Bürgschaft ein zulässl,

geö äccessorisches Geschäft, welche, wenn sie äuf^dem

^ «^/(>s.,')e^, Wechsel übernommen wird (per »vallum, Avall) , den

^ " >) ^, ^. ^ ' ' ^>^ieviu« »xervit. jilr. csnid. «. >,« «et. ». Püttmann

t?, Wechselt. §. 59- Prcnß. Laydr. z. ,»s« u. s. S dagegen

^ ,'!.'.,>.>''.. Eonolelthnee österrcich. Handclsr. g. 5«g- S. Z4» u. s. . -

, ^) ». Marten« Handels. Z. »7-

' '») K^eeiu, «ercit. 7. ,evt. «. Scherex Th. ». S- s?s u. f.

: .' « S. ,. V^danao». W. O. §. «. " ,

' . . ...
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Bürgen auch nach Wechselrecht verbindet. Sofern sie ,.^^„ >

durch Indossament oder Mitunterschrift eingegangen wird,;^"- s .>

kann sie die gewöhnlichen Beneflcien des Bürgen «uS« ^^/"^! ^ '

schließen, wiewohl dieser, sobald er sich als solchen ^ennk z^ ^^^/.^^

lich^ gemacht hat, doch immer nur subsidiarisch haftet^. ^«»i 7^

Di« LMoL^er KlgZe deö Gläubigers wenigstens ver,N^^/'.?^',

schafft dem Bürgen nach geleisteter Zahlung WeckseKeckt ^ « ^ ^

g?gen den Schuldner, für welchen er eintrat, und dessen

B«männer, gegen jenen freilich nur unter der Woraus,^. ^,.^5^''/ ^

sLj^M sein« Wechselfähigkeit «i> , '?^ ^>.^'./

§. 14«.

Erlöschen der Wechselverbindlichkeit Insonderheit durch

Dcrjtlbruiig «).

Won den Arten , wie überhaupt Obligationen auch

ohne Zahlung erlöschen können , gehört Hieher der einsei«

tige Widerruf beS Auftrags, wo er zulassig ist (S. LZ4.),

die gegenseitige Einwilligung , die MttinigunH der For«

deruno. und Schuld in einer Person und die Verjährung.

Die Fordcruna^iberhaupt verliert das Klagerecht durchs

die gemeinrechtliche Berjah>rung der Klagen ; auf baS ^,..^,/, ^

bloße Erlvschen. deS Klagerechts nn Wechstl^roceI hinge, ^

gen bezlehkn sich der Regel naH b) öie weit kü«er<A "

«) Vcrgl. preuß. Londr. Z. 78z u- f. Hsnnvv'W. O. Z «g.

Schcrcr Th. >, S- »gg u, f.

<i) Vergl. Weißegger Z. ,79- S. ,6« u. s. >

«) Kieciu» excrcit. >5. Gcherer Th. z. S- »>» u. f. Sie,

gel Einlelt. Th -«. C«p. 6.

i) Wcrgl- jedoch Siegel ». a. O- Z. 6.

« » ...
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Verjährungsfristen, die in den einzelnen Gesetzgebungen c)

angeordnet zu seyn pflegen , und zuweilen zwischen traf«

sirten und eiqenen e') Wechseln unterscheiden. Doch

erloscht auch die ganze Forderung nach vielen Wechsel,

gcsetzen durch eine eigenthümliche kürzere Weriahrung als

die gemeinrechtliche/). Diese Fristen laufen vom Zahl,

tage s), wenn der Wechsel nicht wahrend der Verjäh-

^V^^^..',^ ..rungözeit prolongirt ist ^). Außerdem findet die

, Wechselstrenge, sofern sie Personalarrest mit sich fuhrt,

> . ^ gegen die Erben deö Wechselschuldners nicht statt, wenn

sie den Wechsel nicht erneuert haben

«) Ein Jahr: Preuß. Landr. Z.goz u. f. vergl. Z. ,«>z. Bair.

u. oberpfälz. W. O. §. z. 14. Hunnov. W- O. §. 43-

<i) Vier Wochen: Frankfurt- W. O. §.46. Leivz. W- O-

Z. z«. Lanzig, W- O. Art. zö. Gotha. W- O. §. ».

Würtemb. W. O- Cap. 4. §. z«. ein Monat: Braunschw.

W. O- «rt. 4S- sechs Wochen : Brem. W- O. Art. 55.

Ein Jahr: Brem. W> O. Art. 55. Würtemb. W- O. a.

a. O- Nürnberg. W. O. Cap. 6. S. 4. Jahr lund Tag :

Lcixz. W- O. Z. 32. (r«p. « u. 4 Jahre Haubold sckchs. Pti,

«atr. z. 4Z4)- Gotha. Lanzig. Frankfurt. Braunschw.

W. O- a. a. O.

/) Wcrgl. z. B- in Rücksicht der Rcgrcßklage gegen Indossanten

Hanno«. W. O- Z. 44>

,) Wcccn der Regrcßklagc im Fall verweigerter Acceptation vergl.

preuß. Landr. §. '«62. Hannov. W- O. §. 4Z>

' Dil,. 1777.

^) , Vergl. Siegel a. a. O- ö» z Danz Grundsätze der summ«.

Pr«. 4»>



Kap. VI. Wechselrecht. Zöl

§. 147.

?. Verloren gegangene Wechsel.

Wird ein trassirter Wechsel, welcher verlottn gegan

gen ist , von dein Bezogenen zLr^Versallze^t an eine»

unverdächtigen Inhaber bezahlt , so trifft der Schaden

jederzeit den^Eigenthümer, dessen Regreß in diesem Fall

nur gegen den gerichtet seyn kann, welcher unrechtmäßig

zum Bentz der Tratte gelangt war (vergl. §. 132.). Er

kann aber die Acceptation , oder wenn der Wechsel erst

spater verloren wurde, die Zahlung untersagen 5) und

den Wechsel morti^ciren lassen ; gegen Caution e) , die

er nach Verschiedenheit jener Fälle dem Trassanten ck)

oder dem Acceptanten e) zu leisten hat , kann er bann

auf einen neuen Wechsel, ober wenn der Vcceprant der

«) Eine ausführliche, sehr zweckmäßige Gesetzgebung über dies Per,
hckltniß , findet sich nur^im pr^euis. Landet. §. ^,59 — ngc,,

womit §. 'ig? — ,15g. zu verbinden tff. Achnliche Bcrfügun,

gen entdölt der ftanzös. Ooäe 6u «ommer«. Art. »s« u s.

S- Scherer Th. z. S- »67. Weißegger §. »?>. S> s«g u. f.

t) Vcrgl. hannov. W- O Z. 4«.

«) Noch zweckma'ßlgcr sind die Dispositionen des preuß. Loudb

g. 1159. 1,4s. ,iLz. ,,67. >>7« u. s. üocr die Zahlung in das

gerichtliche Ocvositorium und ihre Folgen.

<?) Ooäv 6u eommeree. >^rt. 154. I^e r>ropri<itsire öe I» lettre

lle ck»nge egaree 6oit , pour «?en proe»rer 1« «econck»,

i'»ck^e«er ü son e„ä««5eur ii»m<ili»t , <zui «5t ton» cke Ini

^>r«ter eon riom et sei soins pour »gir envor» i«n riroprs

ev6«»«eur, et «insi ea rämontsnt 6'enäo5«eur en eoiloj«eur

ju«<zu'su ttreur Se la lettre. Vergl- K öl, igten ANMttk- zur

Leipzig. W. O. Art, zz. Nr. s

e) Vergl. Hamburg. M. O- Art. 4». Sefterr. W. O- Art- 51/

keipz. W. Q. Art- ,z
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Z^s^c^lJ'. Forderung' geständig oder überwMn ist, nach Wechsel«

recht/) zur Berfallzeit Zahlung erhalten. Jedoch muß

>^ er , auch in diesein Fall, wenn eine Wechsel^oder^Regreß-

^, ^ ^. ' klgge von einem dritten Inhaber erhoben wird, den in

/-Ä.^>«.. «^Anspruch genommenen Wechsclschuldner vertreten; die

^'o^^^'v^ hierbei wichtige Frage, 'in wiefern dann der Beweis eines

" " verfälschten In dossaments ihn gegen den Inhaber in gu-

^u^?^nben/chüve , muß nach der Natur der Wechsel-

sirenge, die den Wechsel als ^irculirendeS Geld behandelt,

^k/.q^°./«. 'Uothwendig zuin^ Vortheil des letzteren entschieden wer,

^den s). Für den eigenen Wechsel ergeben sich hieraus

-^>i" l'>" die Regeln von selbst, da der Aussteller dem Aeceptanten,

/.'^./»^ .Und im Fall eines Indossaments der etwanige Indossant

dem Trassanten in Ansehung der Sichersiellung gleichge«

> ' stellt werden »m;ß.

§. 143.

z «. Wechsclrccht im Concurs «):

Nach der gewöhnlichen Meinung steht eö dem Wech,

selglaubiger in der Regel frei, den Wechselschuldner auch

wenn er zur Güterabtretung zugelassen ist , zum Perso,

, nalarrest zu bringen ö) ; allein diese Regel steht offen,

, ^ bar mit dem eigentlichen Zweck deö Personalaxrests und

7

-.»>. ' / ^.j^ Vcrgl. die Stcllcn Note «. Hanvv. W. O. §. ^a.

F) Preuß. Lande. §. i,Sy. Dergl. Jacobsen Umriß des engl-

„ . . . . Wcchselr. Einlcit. S- XXXIV.

a) Wcrgl. I. <?. IVloencl^eKerg uänmkr. juri, csmbisli» in

concursu vre^ilorum. <?«tt. ,^g. 4. 1^. V/itt ck« jur«

<IeKiti csnikiali, iv concursu creäitorum. Ueiävlb. >8>S'

^ ö) I. e ? , e r rpsc. 4g«. ineä. z. PüttmannS Wechsele. §. »9«.

Echerex Tb- >. S> 4»°- Dan, deutsch. Privalr. §. »6«.
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den Wartungen der cessio bonorum' im Widerspruch c).

Auch wird deren Anwendung nach manchen Ge^sMn nur

gestattet , wenn sich der Gläubiger beim Eoncurs noch

nicht gemeldet ^) oder wenigstens sein Wechselrecht .ZW-

behalten hat e) , und noch häusiger schützt die cessio do-

norum nach Gesetzen oder entschiedener Praxis gegen

die Wechselstrenge /). Im letzten Fall steht der Wech,

selglaubiger wenigstens da, wo er keine Vorzugsrechte

bei der Classification genießt, in Rücksicht der Fristen

oder des Nachlasses , den die Mehrheit der Glaubiger

bewilligt , den übrigen chirographarischen Gläubigern

gleich ; im ersteren hingegen nur sofern er sich auf

den Concurö einläßt; der Wechsel aber genießt nur nach

particutarer^Rechten K) keineswegs gemeinrechtlich i) einen

e) Vcrgl. Rechtsgcsch. §. 576. S> Ludo^let Wechselproeeß.

Cap. ». §.15. >

ck) Haubvld «cös. Prlvatr. §. z8«. Diele setzen dies überhaupt

voraus, wem, sie die Meinung Note K verthelolgeg. S- Danj

a. a. O. Weiscgger §. 5,9. Note b. S- z?z.

e) Altcnburg. W ö Cap. 5. §. 15.

/) Preuß. Eerichtsordn. Tb- Tit.«. Z. z«. (vergl- auch

«den das, §. s. z. iz. >4- Würtemb. W. 0. Cap. 7.

g. 7- AugSb. W. O. Cap. Z, g. Hamburg, neue Fallt,

tenordriung. Art. 14. Nr. 2. Art. 5,. Nr. z. Kiefer er ham«

bürg. Vers. Tb- L- S- >45 S> 47>- Mbnckeberg a. a. O.

§. '6.

5) Vcrgl. Wcißcgacr Z. zs«. S. z?5. Danz ». a. O- Sch«

rer Tb- 1. S. 16a u. f.

S> D- prcuß. EerichtSordn. Zh. >. Tit. 5°. §- 47». Wör,

temb. W- O- Cap. 7- !- 7- 0c,lerr. W- 0- Arr. 4S.

Braunsch. W- O. Z. 54- s- Scherer Tb. >. S. 4«^ u. f.

>> Echerer q. «. O- S. 4Z5. Dergl- jedoch ». Warten« Hau«
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Vorzug vor jenen. ' Wo aber der Wechselgläubiger die

WA hat , von welchem unter mehreren Wechsilschuld«

nern er seine Befriedigung fordernwlll"?änn er auch,

falls mehrere derselben fallirt haben, nicht nur unter

diesen wählen, sondern auch bei deren Massen möge«

, /ammt seine Forderung ttquidiren K).

§. 149.

«. Pcremtorische Einreden gegen Wechsel «). ,

Nach der Natur beZ WechselproeesseS, als einer Art

deS Erecittivprocesscs , sind überhaupt nur sofort erweis,

liche Einredend) und auch dann nur die zulässig, welche

delsr. 8- i2g. Eine andere Frage Ist, in wiefern dem Gläubiger

1 ein ^UZ «exsrstionis zustehen könne , weil er dic Valuta rdcr

die Tratte ncch als Mg^Eigenthum betrachten kann, welche«

/«, wanche Gesetze über die gemeinrechtlichen Regeln , die sich hier

v ' «eben lassm, auTgedchnt haben. S- Scher er g. a. O. S- 4z6

u. f. v- Martens a. a O. §. i^9- Mönckeberg §.l« u- s.

' U S- Mönckeberg a. a, 0 §. 46 u- f.

— ' «) Wcgphal deutsch. Privalr. Th- «. Ash. 66. Kiovius ex°r>

.. >>^..'. .^»^ «it. 17. Z. ?. LeKm lie ust. et iuiZole ««e^tiou. iii c»uz.

, c. csmt,isl. Mit. 17SZ. 4.

^»^ i) Lanz Grundsätze der summar. Proc. §. z?. L erger eleot»

^c^'^, proc. executivi z. 57 — 4Z. Nach der Hanno v. W. O. § s».

sind "gegen einen vollständigen Wechsel in dem Wcchselproeesse

. nur solche percmtorische Einreden zulässig , welche auf der Stelle

durch Augenschein, Urkunden, Geständnis! oder Gesetze erweislich

und unmittelbar gegen den Kläger gerichtet sind , und

/, . , . findet in diesem Verfahren weder Abhörung von Zeugen, noch-

Eiocsdclation gegen den Kläger l statt." Wider einen Wechsel,

. . dem — zur Vollständigkeit desselben gehörige Stücke fehlen . sind

. V diejenigen Einreden zulässig , welche au« dieser Unvollgänbiakeit

. , l - erwachsen , doch nur sofern ihre Erheblichkeit auf der Stelle

.
^ ^

' >
'

^
'

^
^

'.'

^" . -^—7" ^-/ , '' Z ' ^ ^ , . '
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unmittelbar gegen die Forderung blef^L. Klägers

gehen c). Hieraus ergiebt sich, in wiefern die Einrede der

^omMnMion statt findet, die übrigens unter jener Voraus

setzung in der Regel keineswegs auö einer Wechselforderung

herzurühren braucht Die Einrede der nicht bezahlten

Valuta e) kann eben daher von dem Acceptanten in der

Regel gar nicht /) , von dem Trassanten oder einem

Indossanten , so wie von dem Aussteller eineS eigenen

Wechsels aber , wenigstens in Form einer Gegenrech,

nung F) nur dem entgegengesetzt werden , von welchem

oder dessen Cedenten oder Auftraggeber (vergl. dage«

gen F. 132.) er sie zu empfangen hatte ; doch hat der

Beklagte immer deren Beweis zu übernehmen , selbst

wenn der Wechsel nichts über dere» Empfang enthält/^, >./.'I«.'ill.

nachgewiesen werden kann. Vergl. dagegen preuß. Landr.^^^//^'!

z. s>7' Dergleichen Einwendungen müssen — sofort durch UrA^^/>^ ^

künden, Eidcözuschicbung oder Aussagen solcher Zeugen, die sg,^^<^"/

gleich zur Stelle gebracht sind , dargctban werden. K/.v^>.4 r-

«) Vergl. oben §.iZ4- Hanno«. W- O. z.52. S? v. Martens ^/f -

Handclsr- §. »z?- ^- ^> ^.W,

«Y Tergl- I.uäolk Observ. kor. ?om. i. Ob«. ,79. Orsmer^

observ. zur. luüv. ?om. ». OK«. 977. S> dageg. preuß. /

Lavdr. §. 9«Z-

«) z. u. Serge r Ss exoevt. ». n. p. «Aver^ csmoium (Se- ' ,

«eck« 0. 741): 5. (Z. Aliilvr cks zuerels et ezreevt. n. ,

». v. in csmolsli negoti« (e b e n d a s. S. >ogg.) v. M a r t e n s

Haodelör. Z. iz?. Note c. I. H. Bender über die ZMssigkeit

der Einrede de« nicht gezahlten Wechselbetrags. Gießen »s»>. 4.

/) Ueber eine Ausnahme s. Hamburg. W. O. Zuscktze. Nr.».

Liege! coro. zur. csink. Forts. 2. S> 56.

«) V reu ß. Land r. §. 1078- vergl. mit L> g«Z. Uebee diese Ein«

«de bei eigkken Wechseln s. Z. "4« u .k>
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sofern nur dessen ohngcachtet der Wechselproceß überhaupt

statthaft^ist. Ihre Auläifigkeit beruht darauf, daß der

Wechsel ein zweiseitiges Geschäft ist ( §. 127. 130.) , die

Notwendigkeit sie zu erweisen aber darauf, daß in dem

Worte Wechsel in der That eben so viel liegt , als in

dem Bekenntnis) Valuta in Rechnung gestellt zu haben,

und überdies der regelmäßige Gang des Wechselgeschäfts

(§. 130.) vermuthet werden muß K). Bei Einreden,

welche sofort wenigstens so weit liquid gemacht werden

können , als zur Anlegung eines Arrests nothwendig ist,

kann der Beklagte nur zur Deposition der Schuldsumme

oder zur Zahlung gegen Caution verurtheilt werden ,).

- Siebentes Kapitel.

Forderungen auS unerlaubten Handlunge».

§. 150.

Anwendung des römischen Recht« bci Forderungen aus unerlaubte»

Handlungen.

Die Grundsätze des älteren deutschen MechtS über

die Klagen auf Privatbußen a) wegen Verletzungen an

Ehre, Leib und Gut durch unerlaubte Handlungen eineS

K) Vcrgl. v. Martens a. a. 0.

H I. VV. Ooebel 6» Reposition» peounis« juöicikli >« pro-

ressu csmvisli odvenients (LesevKs psg. >Oz4 ). V.

Willo^v lt» kiepo5itione jucUeisli llekiti c»ii>KiaI>« , pr^le«.

ex jure UsmKurgonsi. <Z«tt. ,79g. 4. JZcrgl. prcuß. kandk.

z. 924. Hgnnov. W. O. S. Z2.

«) S. Nechtsgesch. §. 'S. 71. 57«. Eschs, kandr. B. ».

»ct. 16. . .



Kap. VII. Unerlaubte Handlungen. 387

Andern, waren schon zur Zelt der Einführung dcS rkmi«

schen Rechts größtentheils antiquirt wprden, und an ihre

Stelle öffentliche Strafen getreten ö). Die Anwendung

deS römischen Rechtö auf Verhältnisse Kiefer Art fand

daher kein Hindernis) an eigenthümlichcn Grundsätzen deS

deutfchen Rechts c) ; nur waren Klagen auf Privatstra,

fen der deutfchen Sitte so fremd geivordei?, und wurden

eS durch die neue Kriminalgesetzgebung deS IlZten Jahr

hunderts noch mehr «?), daß auch daS römische Recht

nur so weit zur Anwendung kam , ^ilS eS zu diesen An?

sichten paßte. Der Gebrauch der römischen Pönalklagen

auS Privatdelicten blieb daher von der deutschen Praris

ausgeschlossen *«?>^ i.' ^ »' '« ? ^ « > ,^

i) S. Rechtsgesch. z. 45g, . / /'

r) Ukber einzelne Bestimmungen im partic»l<!rcn Rrcht. die mlt den

öltcrcn Grundsätzen jusammcnttnsen , ver«l- Haudolb stchs.

Pcivutr. §. zoz.

<i) E. auch L. O. O. »ri. 157.

«) OKr. ?Koms,iu5 cks U5ii »ctiou, paen^l. jur. Korn, in
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Drittes Buch.

. Rechte an Sachen..

Erste Abtheilung. /

Von der Natur des EigenthumS uyd den verschie

denen Arten der Rechte an Sachen.

Erstes Kapitel.

Arten vonSachen.

OKrist. l'Kom^siu, 6s rvruin ckfferenti« intuitu juri, gern,,

priv. »sl. 1721. 4. Vergl. prruß. kandr. Th. Tit.

Ocgcrr. Gcsctzd. ö- 235 u. f. Lock. Lsv. «v. ?. v»?. >.

Verschiedene Arten von bcwkglichcn Sachen.

Die verschiedenen Eigenschaften der Sachen, von

welchen es nach deutschen Rechten abhangt, welche Rechte

an ihnen statt finden können, und wie diese erworben und

verloren werden , sind im Ganzen die nehmlichen, welche

auch das römische Recht berücksichtigt; doch haben im.

deutschen Recht auch manche Eigenschaften eine Bedeu

tung , welche dem römischen Recht unbekannt ist, und

unter denen , auf welche auch dieses bei einzelnen Ver

hältnissen sieht, sind einige nach deutschen Rechten wich«
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tiger s). Vornehmlich ist b!eS der Fall bei dem Unter,

schied zwischen beweglichen und unbeweglichen Sachen,

insonderheit im älteren Recht. Der Begriff beider ist im

deutschen Recht der nehmliche wie im römischen ; nur in

partikularen Rechten ist er in Rücksicht der unbewegt!«

chen ö) oder beweglichen Sachen (fahrende Habe, Fahr«

niß c) , Bofa , Boscaff <i) ) zuweilen ausgedehnt e).

Ausdrücke , durch welche einzelne Arten von beweglichen

Sachen bezeichnet werden , die wegen besonderer Verfü«

gunge» in Bertragen und letzten Willen, oder wegen der

«) Die Lehre »vn der Einteilung der Sachen , die sich hierauf be«

zieht, mlcd daher auch zweckmäßiger mit der kehre von den Vcr«

hckltnissen selbst verbunden, bei welchen sich diese Wirksamkeit

zeigt. Ucber die Bedeutung der re, xuolicss und commun«»/^/.

nulüuz und die verwandten Verhältnisse s. Arth. 4. dieses Buchs.

Uebee re, U»iver5itstii s. Buch ö. Die kehre von den re, cll-

vini juris gehört in das Kirchcnrccht.

t) S' jedoch ?ukenckork obzerv. zur. univ. I'om. z. OK,. ,74.

«) Vergl. sckchs. Landr. B. '. Art. z». B, z. Art. 76. Glosse ,„

sckchs. Weichb. Art- «2. z«. Schwöb, landr. Art- «68. Vergl.

?ukenäork a. b. O §- ». Die engere Bedeutung , welche

Fahrniß zuweilen Hot (s. ?ukenrlork g. a. O. und ?om.

Obs. 47. §. i2 u. s) , entspringt meistens nur daraus , daß

gewisse Arten beweglicher Sachen allen übrigen (der fahrenden

Habe überhaupt) ausdrücklich oder stillschweigend entgegengesetzt

werden. S. jedoch Note g.

4) Im Jütisch Low. B. '. Cap. S. , ..

«) "Was die Fackel verzehrt ist I?ahrnlß." «. Q. ZVlogen ck«

seäikil)Ü5 et srboribus raäicst!« jure F«,r>». n«n inter ra,

ininiodiles «eck modiles reserenckis. Lie«. 1759. Vergl. auch

Jüt. Low a. a. s. Sckchs. Landr. B z. Att.76. Drcyer

vermischte Abb- Th. z. S. "z?. Ä ess. Miscellanecn S- 77 u. f.

^VeKner tkessur. prait. U. d- W» FahkNiß. OKriitinsej

ckecis. Vol. 1. ckec. 166. nro. 17.
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Rechte, die an ihnen im Gegensatz anderer Vestandtheile

deS Mobilienvermögens statt finden, von diesen unter«

schieden werden müssen/), sind: Hausrath, zuwei,

len mit fahrender Habe gleichbedeutend»; Jngedöm«

te K); Kistenpfand i); Kaufschatz (Kopschat) K);

xede (reibe) Güter , worunter aber den Umständen nach

auch unbewegliche Sachen mitbegriffen seyn können ;

Geradem); Effecten«); Capitalvermögen o);

Gerätschaften?) u. dexgl. , von welchen mehrere

durch den Gegensatz , in welchen sie zu andern Sachen

gestellt werden , oder nach dem Zusammenhang , auch

eine» engeren und weiteren Sinn annehmen können.

/) F. V. Struven Sammlung u. rechtliche Erklckrung — deutscher

Wirt« — in — kandeSordnungen u. Stadkrcchten. Hamb. 174»-

4. K> 8- Hommcl Pettincnz und ErbsondcrungSregigcr. keixz.

,7«?. Lte Ausg. von G- L- Winzler, izos- S-

^) SesolS ike5»ur. pruct. ?om. s. psg. stZ. v. Zangen

Samml. einiger prgctisch. Rechtserörteruvgen. B- ». S- »74.

Prcuß- Lande. Z. >s-

K) O. v. kZrupon 6e uxore tkeo<?i5es. Gott. 174g, 4. xsß^. 125

«. s. Vergl. HaltauS v. d. W. Lü bisch, rcvidirt. Recht-

B- Tit. s- Art. 7-

i) S. HaltauS u- d. W> Grupen a. ü- O. S- >5'- ' .

i) E. HaltauS u. d. W. Lüb. Recht a. «. 0- Art. «.

/) S> ?uke»Sork obsorv. jur. univ. ?om. z. Ods. ,74. §.

Z U. s.

m) S. unten das vierte und fünfte Buch.

») Vergl- prcuß. kandr. a. «. Q. §. >z.

0), Vergl. ebendas. Z- >«.

?) Vergl- ebendas- §- >6.
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g. 152. ' '

Hauptsachen und Pcrttnevzen.

Die Pertinenzqualität einer Sache, die für sich selbst

Gegenstand des Eigenthums seyn könnte , beruht insM-

öerheit bei beweglichen Sachen theils auf den Regeln deS

römischen Rechts a), theils auf den besonderen Bestim

mungen deutscher Particulargesetze , durch welche dann

auch sowohl bewegliche als unbewegliche Sachen unzer

trennliche Pertinenz (im Gegensatz der "walzenden

Grundstücke" des "fliegenden Landes") einer unbewegli«

chen Sache werden können b). Gleiche Würtingen kön

nen fideicommissarische Dispositionen hervorbringen. Auch

bei gesetzlichen Verfügungen jener Art reicht jedoch zum

Beweis der Pertinenzqualität nicht hin, daß die Gegen

stande mehrmals mit einander vererbt und veräußert

worden sind c) , sofern nicht die Entstehung der Perti

nenzqualität hierauf allein berM, oder die in bestimmten

CatajleLll^bei einem Grundstück verzeichneten Pertinenzen

zu einem geschloffen en Ganzen gemacht worden sind 5?).

a) I.. >z. z. ZI. I" I?. 0. ÄS ^ et V. >(l9, l.). Vekgl.

Orth Anmeik. M F«»ksurt. Reform. Th. « S- 287- ^«7-

ssr svco. zog. in. ic>. V. I. Ls«eli» tksoris ßenoräliz Se

portineutii«. Lott. 17S».

Vcrgl. Struben rechtl. Beb- Th. ,. Bcd. «z. 4Z- Th. z. Ted.

,z«. v. Bülom u. Hagemann Erdrter. B- >- Nr. g6- S7-

Haubold sckchs. Prluatr. 'S- i?4. . .

e) Struben rechtl. Bcd. B- > Bcd. ?6- Le^ssr svee. >oo.

S) 8. Streek kle proostions ziertivontisrum. ?rs„^gs. ^gzg

l?. 1^. AlencKeil 6e proostione ziertineiltisruni Leuiisliiun.

Vited. i/ZZ. Osil prnvt. od», 1^. ». OK». 6z. Sz. Kl?N,

LS
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Wohl aber kann auS der Unterwerfung der einzelnen

Gegenstande unter geme^We Abgaben den Umständen

nach ein indirekter Beweis hergenommen werden oder

jene die Stelle des Beweises gesetzlich vertreten /).

Die Unzertrennlichkeit der Pertinenzen kann ein Netract-

^ A recht. K) außerdem aber auch vermöge der besonderen

^ ^'^t/. EntstehungSgründe der Periinenzqualirat eine Vindicatio»

^ veräußerter Pertinenzen begründen , welche, wo sie auf

6«^>, K?c> j.-^^^Hell Bestimmungen beruht, den Namen der

^''^ ^Revokatorien, Recuperatorien - oder Reu n ionFkl.agx

^V'/'^'a^u führen pflegt /l). Sie hat gewöhnlich auch insofern

^ ^ , vi« ^MMa/t^emer wahren Bindication , daß der Be

klagte die Sache unentgeltlich abtreten muß , sofern der

Kläger nicht Erbe deö BeräußererS ist i) ; doch sieht sie

auch diesem und dem Verkäufer selb^, nach den Gründen,

ans welchen die Veräußerung untersagt zu seyn pflegt,

trup Handb. der vönabr. Rechte u. Geivohnh. S z. S. "9.

Vergl. Note K. „ ....

«) cks LuSolk Od,. ?. z. OK,. 545. Ltruben ju, villicor.

Ls?. S> 8-^9' LugelKredKt 5el. ob«, koreu». Lg. i.

Ob,, ^g. I^e^ivr a. g. O.

/) Haubolb a- «. O> Vergl. auch S trüben recht!- Beb. B. ,.

Nr.«.

«) Der Name entMldet hierüber jedoch nicht : so mar ,. B. die

im Ssnabrückschen ehedem gckkttcte Actractklage wegen verckußer«

tcr Pkrtiacnzen von einem wahren Rctrsttrecht in mehreren Be«

ziehungen verschieden. .Vergl. Klöntrup g. g. O. S. >L«.

- Nr. zz. ^ . ..

K) I.W. LngelbrecKtde reuriiouo pertiiienliurum. Leimst.

1715. l^e^,er 5pec. Ivo. ineA. i. 5p. ioi, ineck. L U. f>

Vergl. aber Struben rcchtl. Bcd- B. z ^Nr- >z«.

H Struben rechtl- Bcd- B- ». Nr. 44- . . ..
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ordentlicherweise gegen Ersatz des Kaufgeldes und erweis,

licher Meliorationen zu , und die E.iurM.der Entsa,

gung und des Vergleichs sieht ihr dann auch nicht ent«

gegen /) , wohl aber die Einrede der Berlahr.ung m),

wo sie nicht durch besondere Gesetze ausgeschlossen ist.

Bon einer Reunionöklage dieser Art muß daher ein Re^

luitio^is recht unterschieden werden, welches nach den

Regeln von dem vorbehaltenen Wied er kauf ») zu be-

urtheilen seyn kanu.

§. 1S3.

Besetedete Sachen «). '

Auch in Fallen, wo GewaNthatigkeiten an sich er-^

laubt waren , nahm das ältere Recht manche Personen

und Sachen auS, welche zu allen Zeiten Frieden genie

ßen sollten b). In unserem neueren Recht geht der Aus

druck befriedete Sachen darauf, daß gewisse Ge

genstände oder Orte c) unter dem besonderen Schutz der

I^s^,er 5z>eo. >ga. ineä. ».

y l.e^«er 5^>ec. »oi. meck. z. 4.

m) I. K » v « <Is prsezcr. Z. 2g.

«) Wergl. Glück Comm. Th. 16. §. 99g.

«) LeleKo» visets jur. Oerm. zog. Z2». O. ?. VssIcK äs

pses ckc>me5tio». Opu«c. ?sm. 2. psg. 116.

>) I^e» ?ri,i«n. »<iäit. «»pieiit. I'it. 1. g. ,. Sckchs. kandr.

B. 2. Art. 66. Kerken und Kerkhops, unde jewclk dorph binnen

sin« gruve unde sinem thove, pluge unde Molen, „nde de< Ku«

ninges strajcn in majzern unde in velde , die sollen stete »rede

haben, unde ollij da binnen kumt. Vergl. Recht«gcsch. §4°8.

«) «uch das ckltere Recht, so weit es diese Beziehung hat, ist nicht

26»
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Gesetze stehen (res ssnctse ck)), und jede Gewaltthätig-

keit in Beziehung auf jene oder an diesen Mrter^ alS^sonS

gestraft wird e). Außer dem Burgfrieden der lan

desherrlichen Schlösser /) und dem Frieden, welchen Ge«

richtsorte, Rathhäuser x), öffentliche GebZude und An

stalten /,) genießen, gehört besonders der Hansfriede

Hieher , bei welchem sich der Hausherr mittelst des Haus

rechts zu schützen berechtigt ist i).

ohne Einfluß auf die Bestimmung dieser Gegenstände geblieben.

Zen. 1758. Bcrgl. 1^. Lsl. rekorin. ^it. »4. I.. Lsj»v»r.

Lit. g. Osx. Sticht Ltrndr. V- ». Art. 15. r. ?rick

Se srutrorum 5s»ctits^p. Uswist. ,759. Vcrgl. sil ch s. Lande,

g. g. ö. l^. KotKarii'LüngoK. R,. Osp. »gz. Lurgunci.

?it. ,7. Os?. >«. ' >

«k) §. l«. 5. äs reruin ckivisiöns sll, >.).

«) Auch Zeichen der Gerlchtbarkcit, Grcknzzcichen, Denkmckler geh?«

xcn bicher. 6- II. /v^rsr limitum praeiori^itious. Osp.

/) F. C. v. Moser deutsches Hofrecht. B.2. S. 795 u. f. Estor

kleine Schriften. St. 7- S- 467. u. f. 5, 8. Strock ck»

«snctitsts resiäentisruin. Usl. 1697. RllNde Veitrckge. B-

«. Nr. ig. -.' ' ,

E. K. Schröter Abhandl- zur Erlckutcr- des deutsch. Recht«.

B> i. S- 4«Z- .,, ,

K) Wie Landstraßen und Brücken (Note !>.), Posten, Deiche, Vir,

sen u- d. gl- s> Martens Handelör. §. z». >f

<) Qex Lsxo». ?it. z. <ü<>p. 4. Q. L«juvsr. ?it. icz. Osp. 1.

Schwöb. La ndr. Art. 25°. Glosse zu söchs. Landr. II, 6«.

Haltaus u. d. W> Hciimsuchung. LIacKstons Oom-

inentsr. on tke I>>vvi ok k)„gl. L. IV. OK. >6. .1'siyi 4, z>sz.

»7,. (eä. ,g). Orth Anmerk. zur Franks. Resorm. Forts, z.

S, ?5z. Legier spec. 591. Walch g. a. O. l Note s ).
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Zweites Kapitel.

Vom Sigenthum nach älterem Recht.

§. 1S4. "

Begriff des ElgentbumS nach deutschem Recht (Gewehte) »). , ^, ' ^ .,

Die factische Möglichkeit über eine Sache zu verfü« i'^^^^ j

gen, Were oder Gewehre im weiteren Sinn dieses ^

Worts b), wenn sie mit dem Recht verbunden ist, den

Schuldes..McheerS. gegen jeden Dritten für sie in An

spruch zu nehmen, giebt nach deutschen Begriffen eine ^, . ...

Gewehre im technischen Sinn dieses Ausdrucks c); dieser^ ^!,,

ist auö der Regel abgeleitet, daß der Besitzer in biesem^^ ^' .

Sinn nicht nothwendig des Schutzes eines Dritten ^

clor, Gewehre), der ihm die Sache übertragen hat, zur ^>

Vertheidigung seines Rechts bedarf, sondern wegen der

Beschaffenheit seines Besitzrechts von dem Richter geschützt

(gewehrt) wird. Daher kann I. die Gewehre im «uüU- b<^«^„

ren Sinn und dieses Besitzrecht zugleich verschiedenen '^^^ .

Personen zustehen, und jene mit einem Nutzungsrecht,

ja selbst mit der Befugniß verbunden seyn, in mehreren

Beziehungen über die Sache zu verfügen , ohne baß

dadurch die G^chre^im eMntlichen Sinn, aufgehoben^'^^^^ ^>

würde; es ist selbst, wenn jene Gerechtsame ein selbst, ^..j,. ^. ,^/ v ,

ständiges Recht <i) gegen den geben , welcher sie als ur, '^^"" ^

sprünglicher juristischer Besitzer übertragen hat, eine zwei-

fache Gewehre an einer Sache denkbar , da jedes der '

«) Vernl. Rcchtsgcsch. Z. Z5S- , ^.^>., /,,,,

d) Söchs. Lavdr. B- « Art- 6a. «^^.n^ «.^«-

e) Eschs- Landr. B. 2. Art. 42. 4z. 44. >a^<. ^,

ck) Hieraus erkklrt sich I. ?. 1. §. 4. und 1. ,. ^^ ^ ' ' '



396 Th. I. B. Z. Recht an Sachen.

verschiedenen selbststänbigen Rechte an der Sache, welche

dadurch entstehen , den Schutz des Nichters sseaen jeden

Dritten genießen kann e). Bei einem Verhältnisse

A^ist^von dem Eigenthum, welches auch nach deur-

c^^t-^,)t>. Begriffen ein in sich unbeschränktes Recht (ju,

Lnitum) an einer Sache ist (§. töö.) , ein ^nbeariff

bestimmter Gerechtsame, welche in jenem enthalten sind,

^^^A'als selbstSälldiaeS Recht (ju« in r«) getAynt , ohne

^ 5 ^/ ' Character des Eigenthums aufzuheben. Das Ei-

^ ^ " ' ^ 'genthum, bei welchem eine solche Trnmung einzelne^Be-

n K,« e^'^ sianbtheile^ nicht statt findet , bezeichnet der Ausdruck

/ 't''^, >^>>H.iigenthümliche (eigenliche) Gewehre/); für daS

/. ^ ^echt deS ursprungliche^EigenchümerS , im Gegensatz

^ ^«^^ ^Ä^ <-der unvoIkMMnen Gewehtt , die auf einen Anderen

< . , übergegangen ist, hat aber das ältere deutsche Recht so

^^1^7 wenige als für diese selbst eine allgemeine Bezeichnung.;

^ , die Worte Leibgeding S), Gewehre zu rechter Vormunb-

- ^ir,^, ^. schuft /,) , Lehensaewere i). Nutz« und Gewehres),

beziehen sich auf einzelne Rechtsverhaltnisse der letzteren

° / ^ ^> ' b"" ursprünglichen Eigenthümer kommt

^ iV« ^ vielen Verhaltnissen der Ausdruck Herr vor, welcher

',, , , - . '«) Vcrgl. N. ?, g xr. II. 4z. H. ?. «6. §. mlt II. ?. 24.

' .?.^>,.t.-'?- .-,//. S u. r. 55. i»-.

> ? ^.ci> /) Sckchs. Lande. Bs. Art. 44- «. S. Smn an simc lcne od«

^ an Ilxgcdingc sincr muter oder nichtclin um cvgcn spricht , der

' ' , ^ , mut de cigenleke ivere mit scS schcphcubaren vrimauncn gctzugrn,

, /, vdcr vmc wirt da brok ane.

^ ' r' ^ ^ Sächs. kandr. B- 1. Art. »,. B- »- Axt- 44-

« Ebendas. B. >. Art. 5>- 4S-

, ' ^ i) Ebendas. B. ». Art- «4- 45 44-

^ ,'. ^-".^« Schwöb, k.öbr. Art. .55. ^

'". >,,,'" .,"„.< .?'>'' " '.'^/a,,'.^^'.-: vt." ^.^,^,^".,-^-.^)
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sich aber meistens wohl mehr auf das personliche Ver« ' , ,

hältniß bezieht. Im Gegensatz deö Besitzes in fremdem

Namen wird für die Gewehre im eigentlichen Sinn daS //^^ A

Wort ledig^ttche Gewehre gcr raucht , daS aber zuweilen ^^v^

auch auf den Besitz desjenigen geht , welcher die Vor« 5^«^«««^

^5)1? des juristischen Besitzes genießt m). II. So langes ^

ein Unterschied zwischen Hofrecht und Volksrecht bestand,^ « /»^^

unterschied sich die Gewehre nach dem ersieren von ders^^^'i

Gewehre nach, dem letzteren dadurch, daß nur der freie

Grundeigenthümer den Grund und Boden im WolksZericht ^ ' .

vertreten konnte , und hier der Besitz der ersteren Art,

welche Rechte er auch in sich fassen mochte, nur für Be«

Stz^ in fremd^^Namen gelten konnte; seitdem aber jene ,>^,t^<^<.

Unterscheidung mit Entstehung der Landeshoheit erlosch,

haben die Besitzrechte nach Hofrecht ebenfalls die Gestalt

einer unvollkommenen Gewehre im Gegensatz der Rechte ,

des Eigenthümers angenommen »).

§. töö.

Echtes Eigcnthum an Grundstücken «).

Eine Trennung der unvollkommenen Gewehre von

den Eigenthumsrechten kommt nur bei Grundstücken vor;

/) Sckchs. Lanbr. B. i. Art- Z4-

'») Sckchs- kandr. B. 2. Art- 57- Schwöb- kanbr. Art- zz?.

n) Vergl. oben z. 4. 6. 5«. In den späteren Zelten liegen die Hof,

rechte den Landes' und kecalgemohnhciten tu Ansehung der dlngli,

chcn Bechöltnlsse des Bauerftanbcs zum Grunde. S- «den g. S4»

SZergl- Rechtsgesch. §. 448. 545.

«) Bergl- I. Möser patriotische PbantaKen. B> 4- Nr. 41- Des,

sen Einl. zur osnabr. Gesch. §25, »s.zg.izS. Dessen osnabr.

Gesch. TP- «btb. >. §. -2. Abth. 4- S- >z- Th- ». «bth. «.
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bei beweglichen Sachen war allenfalls ein Gegensatz zwi«

schen Eigenthum und anderen Rechten an Sachen , hin«

gegen keine zweifache Gewehre denkbar. Des Eigenthums

an den letzteren waren auch Unfreie fähig ö), an Grund

stücken hingegen fetzte das Eigenthum nach Bolksrecht

vollkommene Freiheit der Person voraus , wodurch sich

die Benennung solcher Gegenstände in 'einigen Volkörech«

ten c) erklärt. Allgemeine Benennung dafür ist in de«

älteren RechtSquellen, proprium, piovrietsg in den

Rechtsbüchern Eigen e) ; das Wort Alode wird da?

für freilich auch gebraucht /), hat aber eigentlich eine

g. >5 u. «. m. O. Vcrgl. auch o <?. Liener cke nstnra «t

iniiole öoininii in territorii, Oerinanise. Hai. 17g«. S>

>) Wergl. Rcchtsgesch. §. 67-

e) ?err» Lulivs Q. 8»1. ?it. 6». O»v,6., terra «orti, titulo

«ciziiigiia , e. lortis jure p055esss. 1^,. Lurgunli. ?it. l.

rit. 14. Onp.5, Von ein« anderen Eigenschaft dieseö EigenthumS

ist der Ausdruck Kerecliluz uvistica (1^. Livnsr. tit. gö.),

oder «och terra schlechthin (I.. ^ngl. et VVerin. tit. 6.)

hergenommen, wiewohl er den nchmlichcn Gegenstand bezeichnet-

S. RechtSgesch. Z. 65. Note k.

<y O s p i r. qnae pro lege Ksdonäs ,unt. Osp. 6. (bei l^eor»

gi«:n. psK. gog). Oe üderis Korninidus qui proprium

von Kavent , eelt in terra 6oininioa resident , nt propter

res alt«rius s<i te5ti!»oniuni non reeipiantur. — Uli vero

oui el proprium nabent et tmnen in terra Dominica resi»

öent — »ci ttttiinoniuin recipiantur c^uia proprium Ksbeut.

«> Suchs. kandr. B. I. Art. 5». B. ». Art. 44. Schwöb-

Lande. Art- 8?- §-^«-

/) Q. Lsjuvsr. rit. ,. in der Uebcrschrist.
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weitere Bedeutung ß); die schicklichste Bezeichnung aber,

zugleich um für die Rechte deö ursprünglichen Eigenthü«

mcrs im Gegensatz der einem Anderen überlassenen uns

vollkommenen Gewehre einen allgemeinen Ausdruck zu

haben, ist wohl echtes Eigenthum , zumal da dies

dem Sprachgebrauch deS Mittelalters , der in den Be

zeichnungen Echtwort K), torfacht eigen Erbe«

xcn (d. i. Erbechte) K) enthalten ist , vollkommen ent

spricht. Nur in einer Gewehre dieser Art lag das unbe-

schrankteRecht , welches den eigentlichen Character deS

Eigenthums ausmacht, mithin die unbeschränkte Befug-

nijZ über die Sache zu verfügen /) , jede Art von Be-

mljjung, die nach deutschen Begriffen als Ausfluß des

Eigenthums betrachtet wurde m), und ehe sich die un«

vollkommene Gewehre gebildet hatte, das Recht der Vin

dikation (sich seiner Sache unterwinden n) eine Sache

I.. Lsl. tit.6,. I.. I^ipu»r. tit. 56. Q. ^n^l. et ^Vorin,

tit. 6. I^.Ls^nvsr. tit. s. Osz>. z.^> />. j/,.k" > - ^ "

K) S- Haltaus u. d- W.-

,) W^nn es auch nicht, wie Möscr will, mit «facht glclchkcdcutcnd

' ist , sondern vielmehr auf die Eigenschaft dcs Gcacnstandcs als

Grundstück sich bricht. Wcrgl. D r e y e r vermischte Abhandl-

Th, Z- S- "ZS U- f- '

i) S- Klöntrup Handb. der osnabr. Rechte. «. ,. S- Z26.

Möscr osnabr. Gesch. Eiul- §. 16. Noteb. Tb. 1. Abch. >. §.n.

Note K.

y 1^. ^«g2ior. et Werin. ?it. iz. Lsj>it. I,. 4. Oszi. ,z.

vergl. Mit 6»?. Z- «- S«Z- 6»i>. 10.

m) Vcrgl. Rechtsgcsch. §. 5».

. ») Sckchs- Landr. B. 1. Act- ö«- B- z. Art- »2.
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ansprechen«)) und der Vertheidigüng gegen Kiest p).

Die VeräuLerunZ war zwar nicht an sich (Note i.) aber

^, ^ ^.^ /, Rechte deS nächsten Erben?) beschrankt, auf

welch, in Rücksicht deS Berechtigten wohl immer der

> ^ Umfang des Vorzuges' beS Mannssiamms bei der Erb

folge einen Einfluß gehabt hat Schwenkungen konnte

jener , sofern er nicht eingewilligt hatte , widerrufen und

sich binnen Jahr und Tag deS Gutes unterwinden «),

und in onerose Veräußerungen mußte er nur willigen,

wenn sie aus Noth geschahen und er die Sache nicht selbst

''/"'"kaufen wollte r); welche Rechte er für den Fall eines

freiw^ll^en Verkaufs hatte , lassen zwar die ältesten

iReHtsquellen unbestimmt; der Gegensatz der nothwen-

^ digen Veräußerung fordert aber anzunehmen , daß der

'' c ^.^//l'. Werkauf ungültig war u). In der spateren Zeit v) ent-

, , " «) Sbendas..B, »> Art. 45 44. V- 5. Art- RS-

. -'/^.'^ Vergk. Rlchtstcig beS Landr. B. 1. Art. >4-

^ , - - 7) Sckchs. Lande, B- 1. Art.

» Vergl. Rechtsgesch. Z. 65. lle. 4. und ebeadas. Note k. in

>.. .' " der dritten Ausg. §. 454.

«) Eergl. Rechtsgesch. §. 57. 193. 559- Sckchs. Landr. B. l.

. . . 2tt. 5».

u . . e) I^ex Lsxon. ?it. ,5. O»p. z. (Rechtsgesch. z. 198- Note »,)

nisi kotte 5smi5 oecessitucliiie oosctus — msncipi« kieeat

« 6sre ae veni!«^«. ?it. 17. (oben §. 97. Note e ). Daß dies

nicht bloß sächsisches Recht mar, erglcbt das Wormser

Dienstrccht Art- s. (Rechtögesch. §.,59. Note «.) und die

.Allgemeinheit des retrsctu, gentilitiu,.

«) Sckchs. Landr. B. I. Art. 62. geht gewiß nicht, wie er in

neueren Zelten verstanden worden Iß, bloß auf Schenkung:

vergl. B. >. Art. 9- am Ense.

») Vergl. Rechtsgesch. Z. 67- Note ck.

>
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wickelte sich hieraus der Gebrauch , bei Veräußerungen

überhaupt die E^n^illiMNK der Erben zu begehren u ),

die auch noch wichtig blieb, als deren Gerechtsame hei

onerosen Veräußerungen bereits in ein bloßes Vorkaufs

recht übergegangen waren, welches zuerst in partikularen

Rechten geschehen zu seyn scheint Die Beschrankung

dieser Gerechtsame auf bloßes ererbtes Eigen (Ei.be

im engeren Sinne A')) muß wohl ebenfalls erst der spä,

teren Zeit zugeschrieben werden «). ^. >

») Formeln dieser Art : ?»ock LSeles ««tri Ott?,« , kZk>eve1,»r-

öu« , Wernsru5 et OKeveKsrckuz krstre« ckicti ^lsgni , Oc>>

inin» TIii»KetK , inster prse6ictoruin , Xoneguncki« >»or

OttKoni« prseckieti , oinnidu» Ksreckidu» «ui» lzoo» e«v,en»

tientikus vownt«t» — venckickerunt — (Scheid vom höh- U

Nied. Tdel. 1Vlsntis5. cko«. z>nß^. 5>7). ^cveclents eonsensu

et voluntsts ineorum, Quorum interett, Kereckuia — veo-

Sicki (ebenda s. S. Z47-). <z«nse»«eruut LertKoIcku« et Ro«.

»nockis mei liberi et Kereiie« imineckisti , conzen5crunt cke-

ni^us et mei Kereckes nieckjati, — krstvr «neu« et ckomiose

«orore« >»ese — neo nsn et pstruele» univer« (LKuria»

ßi» «»er» psg. 567.).

^r) Vngl. RechtSgesch. §. Z5g. Note 8- 457- olen §. 97. Sin,

dessen Ii. ?. ?.§.'. Wergl. überhaupt: Z. O. v. Ureter ck«

restrict» kscultste «lielisncki Kon« Kereckitsri« , «ck Kereck.

inok. »on z>ertin. Xilon. 17ZL 4.

Z') S. Haltaus u. d. W. Eigen und Erbe.

,) Rechtsgesch. §. ZS9- Note i. Viele sind der entgegengesetzten

Meinung. S- Überhaupt : 5. ?. I.U Soviel cke cki,tivclione

intsr Konu »Vits «0 »6ciui5its. Usl. 171z. I. I. Reinhard

Abb- von dem Srdfvlgsrecht der Töchter vor den Stammsvcttern

in deutsch- Relchsollvdlen. Glessen 1746. g. 5. ä. U eilte Ick

ck» reitricts illilstrium sliensncki tsvult^te, m»zciine Hliosck

»llocki» »vit«. Zeil. ^747. 4.
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, ' "Dercknbcxung dies« Verhältnisse.

Durch die AuMreiwn^ der Vogte! über einen gro-

ße,i Theil der freien Grunbeigenthümer (g. 51, S4.)

ve, loren viele Grundstücke , entweder ^mittelbar oder

«.X^c, » , ..du^-ch hie späteren Folgen dieses Verhältnisses, die Rechte

X ^ , det> echten C'lgenthumL in Beziehung auf die mit demsel

ben' verknüpften NutzungLrechte a); bei manchen gieng

^> ' > . - svg lr das Eiqenthum in eine unvollkommene Gewehre

^übec, weil^es einem Herrn übergeben und in ^ofrechtli-

^eii Besitz verwandelt wurde b). Seinen inneren Be-

^- siavdtheilen nach blieb es hingegen an den stadtischen

^ ' ' Grundstücken, so wie an den Allodialbcsitzungen des ho-

kjen Adels und der Ritterschaft im Ganzen unverändert,

<<^, wiei,vohl die Regalität, welche manche Eigenthums-

^> rechte seit dem Mittelalter angenommen Habens auch hier

nicht ohne Einfluß geblieben ist. Nur die Rechtendes

nächsten Erben und die Eigenthümlichkeiten der Erbfolge

. 'in diesen Theil des Vermögens blieben seit der Einfüh

rung deö römischen RechtS nicht mehr gemeinrecht

lich ; bloß ein Theil derselben wurde in dem Stamm

gut des AdelS, beim hohen Adel allgemein durch Fami-

licnobservanz und Hausgesetze, beim niederen durch Lan

desgesetze und Gewohnheit, und bei dem Bürgerstand in

dem Erbgut, welches die statutarischen Rechte hie und

, da als einen besonderen Theil des Vermögens betrachte

ten , erhalten c).

«) Vcrgl. untcn die vierte Abthcllung bicscS Buchs. ^

») Dcrgl- Ospil. z. «. 8". La?- 5- bei «eorgi,K psg. 753.

c) S- untcn d»i fünfte Buch.

,

5
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: . Drittes Kapitel. .. ^.

z >

Von der unvollkommenen Gewehre.

i , . , V :!,-.'. > , »

^. 5. 157. " : ^Verschiedene Arten der unvollkommenen Gewehre.' ' '

So lange I. ein Unterschied zwischen VolksreKt, v nd

HofreM sichtbar blieb , fehlte dem Besitz nach . Hofrecht ^

eine Gewehre im gewöhnlichen Sinn oeS Wortes La ,z,

wenn dieser gleich, sofern man auf die innere Beschaffen,

heit der d^u^ das Hofrecht gesicherten Befugnisse" <ah,

alle Eigenthumsrechte , mit Ausnahme 1. einzelner^? At

zungen, besonders solcher, welche heutzutage als Rege lien ^

angesehen zu werden pflegen, hier aber Rechte des' echten

EigenthumS waren a), und 2. einer freien Befugniß zu

veräußern ö), umfaßte., A^ d^m Standp^ des ro

mischen Rechts betrachtet)' galten daher in befeueren

Zelt Grundstücke, an welchen das Herkommen so!che

Rechte gewahrte, für Eigenthum, die Rechte des eck ten

EigenthumS für SttMuKn , und die Lasten des Hofrcchts

(§. S0.), wiewohl sie ursprünglich aus der Gewalt- über

die Person entstanden, für Leistungen, welche vermöge

eines eigenthümlich deutschen Instituts , den Servilsten

ähnlich, auf Grundstücken hafteten c), — wo nicht das

») Vergl. Moser vsnabr. Gcsch. Th. 1. Abschn. s- §- 52. Note c.

Dessen Einlctt. zur osnabr. Gesch. Z. 6. Note «. §. 1,9. Note

k. 5 K.

i) S. Rechtsgesch. §. 57- Note s. §. 62 s. Note k. Sckchs.

Landr. B. z. Art- 8>'. Schwckb. Landr. Att- 4S- Vergl-

Rechtsgesch. §. Note K. I. §. zöz. Note ».

e) S. Rechtsgesch. z. 565. g. E. . , '
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persönliche Verhältnis der Besitzer solcher Güter den Na« '

wen der Eiqenbehörictkeit. behalten hatte II. Eine

andere Art unvollkommener Gewehre , bei welcher oaS

Eigenthümliche war , daß sie nach den Ansichten oeS

deutschen Rechtes WH. .in den ordentlichen Gerichten

würksam war, bildete sich zuerst am A^en e) ; ihr»

inneren Beschaffenheit nach war sie dem erblichen hof

rechtlichen Besitz sehr ähnlich/), und enthielt selbst mehr

von den Nutzungsrechten , die bei jenen dem echten Eigen-

thümer vorbehalten waren , weil sie hier gewöhnlich mit

verliehen wurden F) ; das Ch^r^ctmstische war hier die

Trennung einzelner ^o^ie^atsreMe , unter welchen

die Rechte der Gewehre bei der Rechts Verfolgung

besonders hervortraten, die mit den Nutzungsrechten einem

Andern überlassen waren , welches auch die römisch ge

bildeten longobardischen Feudisten im Gegensatz der Pro

prietät des^Mensherxn besonders hervorhoben K).

«!) Vergl- ebendas. S- 44S-

«) ' Schwab. Lchenr. Att. 79- Sg- 9«- Sckchs. Lehenr.

Art- 4!. 42. , -

/) Namentlich nach deutschem kcbenrecht in Rücksicht der Verckuv«

ruvg. Sckchs. Lehenr. Art- 6z. vergl. mit Art. 24. Wen ab«

der hcrec zu man entpbct, her en mac ime nicht weigern gut zu

lihc« daz er mit rechte an ioe gebracht hat uud ßoe

«anschafft umbe geboten hat-

«) Vergl. C- G- RicciuS Entwurf vo» der Jggdgerechtigkeit. S.

54 u. s> Hiehcr gehören die Formeln : cum xrstis, xasoui»,

rivis, »emoridu«, cultii et incultis, «e^uiiiti« «t »ezuirea-

rl« , et amni utiütkte fructuum exinä« vroveoiea-

tium; — cum omni uklitste; — cum tots jurü et tructu-

«m iutegritst« u. d M»

N.?. g. xr. R,« autem per deneLcjum «et» i»ve»tit»» v»>
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Diesem Aerhältniß sind andere Arten ciner Erb leihe

nachgebildet worden , welche zwar den Namen mit dem

zuerst ausgebildeten rechten Lehen (§.7.) nicht immer ,)

gemein haben K), aber doch mit dasein darin übereint

kommen , daß zugleich den hofrechtlichen Lasten Lluzliche

Leistungen, wie bei Mem die Lehendienice auf der angn-

lobten Lehenspflicht, hier auf einem besonderen wie der

LehenSyertrag zu erneuernden Vertrage beruhen und durch

diesen von dem Besitzer übernommen werden, lll. Grgße

Aehnlichkeit mit einem solchen durch Verleihung ent«

siandenen Verhaltniß hatte ursprünglich das Recht eines

Gläubigers, dem ein Eigentümer Renten an einem

bestimmten Grundstück verkauft hatte , da es offenbar

jenem nachgebildet worden ist y ; nur hat die ^jZatere

Gesetzgebung über die wiederkauflichen Zinsen (§. t«s^)

veranlaßt, daß vielmehr daS Pfandrecht zur analogifchen

Beurtheilung der Rechte des Gläubigers an der die Reute

»slliu Ksno Ksdet ziotertstem , ut ZKNZUS^? ckominu, P05«t

» quollbot possiäento sibi c^ussi vinckiosro : ot «j »K zllo

eju» rei »oinins eouvenistiir , ckeknsionoin opponero; nsia

et 5»vituiem eickem rei 6eKitsm Weiers zotest et retiners

«to. — ebendas. ö 2. qusilivi« evim r,o55S5sio per beug.

Leiuin K<1 eui» pertinsst , tsinon rirovriot«, »ü s!iu»

sveot^t.

H Doch auch bei manchen Arten, wie bei dem Ii n öle den.

Schwab, kandr. Art. >»>. li,.

5) Bon Srbiinsgütern vergi. sckchs. kandr. B. Axt- 54.

«. S- B ». Art- »1. Schwöb. Landr. Art. «s>.

y Hamburg. Stadtr. 127«. St. ». Att. ,. Bei Andersoll

Hamb. Statut- S- 4«- De den Ervetinß gekofft hcfft unde in

sinen Ware« befft. Vexgl. auch Oock. j«r. i,«». I.

LroKs? ^r«. 96.
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tragende Sache gebraucht worden ist m). IV". Einen

ähnlichen Inhalt, wie die im gemeinen Recht ausgebilde

ten Arten der Leihe (Nr. II.), konnten auch tzofrechtliche

BMrechte haben, da diese in ihrem Umfang keines

wegs immer ein dem Eigenthum sich näherndes Ver-

' chältniß (Nr. I.), sondern öfter auch nur ein erbliches

^' Ba unrecht gewährten »), wiewohl sich dieses, ehe man

^' Hie Grundsätze des römischen Rechts von der Pacht hier-

/ ' auf anwendete o), hauptsächlig) nur durch das Verhält-

. '«iß , in welchem die vermöge des Erbleihecontracts dem

SinSmann aufgelegten Leistungen zu dem Fruchtertrag

standen, von einem hofrechtlichen Erbe unterschieden zu

^ > ' haben scheinen x). — Bei allen dieftn Arten der unvell«

^ »,) Hamb- Stodtr. a. «. O- Att z. So wclck man up ErvctinSe

' . ßtt — gifft be en denne nicht , so Seit id «n deine dcs de Er«

vetins sin iS , off he co daraff dricven will , offrc bcsittcn laten.

Wcrgl. Stadtr- von i6oz. P. ,. Tit- >6. Art. 5- 6. S- auch

Rechtögesch. §. z6t s. und IVIsviu, sä ju, l^ub. z.

tit. g. Xrt. ,Z.

») Urs. von »»gg. bei Lennep von der Leihe zu Landsicdclrecht,

Ood. xrod. xgF. 70g. abgedruckt Rcchtsgcsch, Z, 563. Rote n.

"»6 insriso» — ?«camll5 et !«cav/mu^ — villsni, untekstos

»ansos suis jlistis IiereäiKu, — /lk^e^itnöunt , — cuNidet

, dominum venckero poterunt , prseterqusni Kominidu« vio>

rsntibu, in jurisSictious Doinuü ^«ltgrsvü xrsolati.

ö)' S. Rechtsgesch. §. S4S- .

x) Man vergleiche z. den Inhalt der Stelle Note n. mit den

Hosrcchtcn hinter K e K m äs curiis Sominiclidu? , bei

8i,KiIter Oomin. uä j»5 keull. ulem. p. 565 u. f. wo nicht«

von einer Pacht erwähnt wird : ' xsA, 369. "Wrre och das eia

Gut vcrendert wurde das git zu Shrschotz also vil als der

Zinse sint ^- und wird och ein gut veile baz mens vcrköfen mik,

das sol man bieten dem Meiger in dem Hose ob erS köffen welle
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kommenen Gewehre sicherte die Nothwen^rg^e^t, das

Gut bei der Übertragung oder Mrerbung vordem ech-

tenEia^e^umer zu empfangen 7), sowohl dessen

Proprietatsrechte als die Leistungen, die der Contract

dem Inhaber auflegte.^,. ^

Anwendung der Lehre vom Sominium giroctum und "lile «).

Der Spra6)gebrauch der Glossatoren ö) hat Veran

lassung gegeben, einen Theil dieser Verhältnisse mit den

von clncs Avvetes wegen ; — wll aber es ein Avpct m,t , so

sol maus bieten eimc Gotzhusmannc oder cimc Huber ; wcllcnt

sü, es nüt, so sol crs vürkoffen wo er wil, solichen luten do ein

Apvct sineS rechtes und sinrc Zinssc sicher sy.

?) S- Z- B- Strasburgcr Satut. von 1322. bei «amKs äe Kk»,i5

Isurlsmisl. (bei Schiltcr a. g. O. S- Z39). "CS wäg nie,

wand bchein gut versetzen , das Erschaz git, das «inen Hofe,

Herrn hett , das man cntpfahcn soll, ohne des Hofchcrm

Hand, wil er aber sin erbe versczcn, das Erschaz git, das

mag er wol thun mit des Hofchcrrn haut und sol ime sincn Eh«

schaz geben , wolte es aber der Hoschcrre nit setzen , soll es doch

ftete sin,', und soll dem Hofchcrrn sines Erfchazcs gehorsam sin

nach ihre margzal. Vcrgl. schwclb. Lchenr. Art- «8. §. 1.

Nyeman mag mit recht gcmcc haben an einem lchcn , dem es

vcrseezet mirt vn dcS Herren hand^ :> ...

«) Rechtsgesch. § 565. <ü. U. Q«ng 6e äominii „tili, natura,

inilols et Kistoris. Lott. 179z. 4. Preuß. kandr. Th. >.

Tit. I«. §. 6go — »19. Tit. »I. z. >S7 — »26. §. 626 — Sg«.

Oesterreich. Gcsctzb. Art. "2s — 115a. L»v. oiv.

r. 4. «SP. 7. und Kreitmoir zu d. K. Solmsische L. O.

Th- °. Tit. 6. Sächsische Conftitut- ?. 2. Oonst. zg — 40.

Haubold sllchs. Privatr. S. 47« u. f. 4S8 u. s.

i) Glosse, zu 0. si gger vectizsliz (6, z ). Q. äs da-

»or. xo«. (Z7, >,). I.. 1. O. 6e tkeiauris (,o, ig ).

L7



406 Th. 2. B. Z. Rechte an Sachen.

Ausdrücken Somivium äirectum (Obereigenthum) und

äominiuln utils (Mindereigenthum, nutzbares, Nutzci-

genthum) zu bezeichnen, die, anfangs nur auf die utiU,

rei vllläicati« bezogen, nachher aber wenigstens von Wie

len eher in dem Sinn gebraucht wurden, wie in den

c.)./,«.^, ««H^s. Rechtsbüchern die Worte "Nutz und Gewehr" c). So-

, bald bei diefer Terminologie die Proprietät, als ju, inL>

(/, »itum, getheilt gedacht wird, widerspricht freilich die Aor-

stellungsart dem Wefen deS Eigenthums und kann über

dies zu Jrrthümern verleiten ; betrachtet man aber die

Verhaltnisse, welche die Neueren unter daö Zorrnnium

utils stellen, als eine dem deutschen Recht eigene Art

^ t>i?>j,. ^ deS ju, in rs, bei welcher jenes der Proprietät in der

) Bedeutung, welch« sie nach der Trennung der im Somi-

niurn utils enthaltenen einzelnen Bestandtheile (als äomi>

, ^ «iuin öirecwm) noch behält , entgegengesetzt und für

diese Einzelnen Bestandtheile genommen wird, so ist

/. ^ ^ der Ausdruck allerdings passend , und in Ermangelung

, eines andern technischen Wortes sogar unentbehrlich.

Denn die Bezeichnnng dieser deutschen Arten von Rechten

an Sachen mit Ausdrücken , welche von den römischen

Formen des ju, i» rs entlehnt sind, pflegt 'die Gegner

der Vorstellungsart <i) zu dem unrichtigen Gleichstellen

der ersieren mit dem »««Kuctu, zu verleiten , und der

,) 2a5iu» in Oig. nov. XI.I , z. 1.. «i quis vi §. ckiFerentl».

»r«. ,g. S> Recht«« esch. «. a. O. Note 6.

^) Thibaut civil. Vcrs. Tb- 2. «dh. z. Eine andere Frage iß e«,

ob die Ausdrücke zu den römischen Instituten passen , auf welche

sie schon von den Glossatoren angewendet morden ftnd; ä,!?»-

r«ttU5 äs ksucll», vrooem. s. Rkchttgesch. «. g.

Not« d.
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Ausdruck usugkruOtus deS deutschen Rechts , den man

etwa wählen könnte, paßt zu den Eigenheiten jener Ge,

rechtsame gar nicht, die gerade ^n der Verbindung deö

ususkructug mit einer util« re! v!»gn:ati« hesichen e).

Eben daher laßt sich auch ein sicheres Kennzeichen der

Verhältnisse geben, welche zum Sokviviuin utile gehören,

wiewohl übrigens der Umfang der darin enthaltenen

Nutzungsrechte und der übrigen von der Proprietät ge«

trennten einzelnen Ausflüsse derselben sehr verschieden

seyn kann /), weshalb im Ganzen bei allen Eigen,

thumsrechten die Vermuthung für den äominu, Slrecru»

ist, und jener für jedes Hieher gehörige Institut ans

den normirenden Gesetzen besonders bestimmt werden muß.

Daraus laßt sich dann weiter abnehmen, in wiesern Ana

logien von römischen Arten bes Zug in re auf die deut-

schen^Jnstitute .passen s). Wo^ j?nW charakteristischeren«/«^. , ,

Kennzeichen des äorninwm utile fehlt, ist die schicklichste

Bezeichnung eines Verhältnisses, das übrigens jenem

ähnlich ist, das Wort Erbpacht, oder insbesondere

^) ll. r. «s. §. »I. Wergl. oben §. IL?. Note 1,^ ; .... ,

f) Wergl. Thibaut a- o. O- S- >«- Die Folgerung ab« , dle

hieraus gezogen wird . biß auch für Institute , ws Proprietät«,

rechte und Nutzungsrechte verbunden sind , der Ausdruck, zu ver,

»erse» sey , widerlegt sich aus dem angegebenen schr genau b»

ftimmte» Charactex gerade dieser Art der BerSlnduog. ^

L) Wergl. I B ^' ^S' 8' ^ ^ kz>ll »»tisSsre cogsfitur (2> g)

mit den Note e angeführten Stellen. Bei Axivendung der neue,

xen Gesetze ig hierbei vornehmlich auch zu berücksichtigen , daß

die Gesetzgebung ihre leitenden Ideen so oft von den Instituten

deS römischen Recht« entlehnt hat- Wergl. A r e i t m a i x a. a- O.

- i ». die Note » angesührten sächsischen Congit. u. die soli»,

fische k. O-

27"
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wo Landereixn verliehen sind, erh lich.es Colon at,

recht /k), , wiewohl diese Unterscheidung, sofern man, dem

letzteren nicht -solche Institute entgegensetzt, hei welche«

die BeschaffenHM des dominium utils gemeinrecht,

l i ck) bestimmt ist >, bei vielen Verhältnissen keinen praLzx

^cheZ. Nutzen hat i). Di?,, Institute , bei welch«,! ein

Dritter zwar, ähnliche Vcrtheil« voir dem. Besitzer, zu be«

ziehen hat , wie der Propxietar heim ä«mi«i«m utils

und der Erbpacht, aber ihly ke^ji« Pxe>px.ietL tsrechte zu,

geschrieben werhen können ^r), gehören nicht zu den Ver«

Haltnissen, einer unvollkommeftm /Gewkhre., sonder« zu

den RMaLen.,'^ ' , , z/: ^.,>.; « :zz

„. . , B«n de« Reallaste». .'^

-..;.....'«.:.-! HVotl«id> ««lrktUM,- '.'.I ^5,j chUuöb

Auch das römische Recht kennt die Verpflichtung'

zum Thun oder Geben- als?'«n? «)>

Dergl.'Runde initsch. Prkvatt- Z- s«?. ' " ^

»1 Äle meisten Jkistitutc' dieser Art kommen bei der! ÄaNergütcru

vor- Labet E"cj für die wissenschastlichc Erörterung hinreichend,

hier von der Erbpacht vdcr dem Erbzinsrccht ' zu halidelN. Die

Regeln ft^PIks!! Verhältnisse , ivenn -sie Hti anM Götttl^ vor,

kommen, ^ilWVie nchmlichen. >i '» ^ - ««

« E5ch's. TönstIt.'k.'^ O- Loa^ 59- Hreuß. kattr.'^.

Tit. 'S- §.' g^-'S'g. - ' ' "I

«) S> z. B. un. §. z. 0. äe visi^ublics (4z, io>). l.. 7.
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nur kann eine solche Leistung durch eine Privathandlung ^

nicht nach Art der Servituten mit jenen verbunden wer

ben b). J,n deutschen Recht kommt sowohl die eine als

die andere Art vor, wobei dann die Fsx^VlZvg die Ana»

der Personal, und Realservituten annehmen kann.

I. Die älteste Art dieses Verhältnisses ist die Verpflich

tung zu Leistu»qen , die vermöge einer über die Person

zusie^Md^ G^ew alt auf deren Grundstücke c) gelegt x/',)

War, wohin^die hofrechtlichen Lasten (§.50.), die Zehn-^ ^

ten «Z!), die Abgaben und Dienste, auf welche die Vog-

tei und späterhin die Landeshoheit ein Recht gab

(§. 54.), und die Kraft der Policeigewalt, auch

bei der Gemeindepolicei , mit dem Besitz verknüpf»^. ^

ten Präsiationen e) zu zählen sind. II. Die Entstehung

der unvollkommenen Gewehre nach Volksrecht <,g. 157.

II), die überhaupt den hofrechtlichen Einrichtungen nach

gebildet wurde, brachte eine Ausdehnung des Ver

hältnisses auf ein' Besitzthum hervor , bei welchem nur

ii>) I<. >6 §- >- ^ 6° servilnt. ff, i ). I,. gl. §. ,. üe voa-

vr^K. eint. (,g, i). Z^charick Lehre des rim. Rechts von

dingl. Servituten, bei Hugo civil. Mag. B> «> H. z. Nr. >5

S. aber I. e. K. II. Sl scrvit. vinciic. (g, L.), die offenbar

,eine Abweichung von jener Natur der Servituten cntlM , die

nach deutschem Recht noch weiter ausgedehnt werden kann. S-

§. i6>. Note 8- Ucbcr das positive Privcip s. Tbibaur civillg.

Vers. B- >. S- iz>. >?> u- f.

«) Ospit. 2. «. 8«Z> k?«p. 21. Zensus rOgslis unclecun^us i<Ak-

tim« e^ic^önk , volumus ut inlle solvatur, «ive lle liro^ri»

«?) Rcchtsgcsch. §. IL6. Osg. g. X. äecimis (z, z«.).

«) Wie Geinelnbcdievfte/Ocichlaö (sclchs. Landr- G. 2. Art 56),

u. dergl-
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die Rechte des echten Eigenthums den Gerechtsamen

des Hofherrn gleichstanden, und die WeMnMnz^der^M«

^nliche» Leistung mit. dem Besitz, welche bei diesen durch

die Gewalt über die Person möglich wurde, durch die

Bedingungen eines Vertrags entstand, dessen Wir

kungen gegen einen dritten Erwerber dadurch begründet

wurden , daß dieser , wenigstens ursprünglich , die Ge?

wehre nur aus den Händen /) des echten Eigenthumers

erhalten konnte (Z. 1S7.). III. Eine weitere Ausdehnung

lag in den durch Gewohnheit anerkannten Würkungen

iKl, seines Geschäfts , durch welches ein Zins an Grundstücke»

verkauft werden konnte (§. 105.), bei welchem die Fol,

gen eines LehenauftragS und anderer Uebergaben des

echten Eigenthums , um es unter hofrechtlichen Bedin«

gungen zum Recht der unvollkommenen Gewehre zurück

zuerhalten g) , zum Muster gedient zu haben scheine»,

wenn gleich späterhin die Natur der Verpflichtung sich

mehr nach der Analogie deS Pfandrechts gestaltet hat. /,).

IV. Noch neuer scheinen die Bannrechte (s.-^SS.) zu

seyn , bei welchen die Natur der Verbindlichkeit sich am

meisten den Servituten des römischen Rechts nähert, in»

dem sie, ohne zu einer durch Gesetz oder Vertrag festge

setzten bestimmten Leistung zu verpflichten, die natürliche

Freiheit einer Person vermöge eines dinglichen oder

doch diesem analogen Verhältnisses beschränken 5). Sie

sind zuerst allenthalben vermöge der öffentlichen Gewalt

/) Daher da« bei diesen Verhältnissen fast allgemein übliche Laude,

mtum. S- oben §. i;?. Note x.

«) S- Rechttgesch. Z. »gz. besonders Note «. g. z«o. Note k.

K) E- oben §. i;?. Note I. ».

>) Vngl- V- W- Pseissex vermischte «ussöse. St. 4.
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oder der Vogtei eingeführt worden , und mithin in

dieser Hinsicht am meisten den hofrechtlichen Lasten (Nr.

I-) L« vergleichen. V. Nachdem einmal das Institut auf

diese Weise ausgebildet war, sind' endlich auch einzelne

Formen desselben entstanden, die sich zwar nicht vollstän«

big einer von jenen Hauptarten unterordnen, aber ihrer

inneren Bedeutung nach immer an eine derselben anschlie«

ßen lassen, wie die Leibzucht bei den Bauergütern i),

das Witthum u. dergl. m.

§. 160.

!. Natur der Reallastcn im Allgemeinen.

Die Berechtigung und Verpflichtung bei diesen Ver,

Hältnissen kann zwar allgemein dadurch bezeichnet werden,

daß eine Forderung dabei die Natur eines auf einer ^' ,

oder auf beiden Seiten subiecriv » dinglichen

l. . ^ >>,'^.?
Rechtö s) annehme ; die innere Bedeutung derselbe«, /

so wie ihre Entstehungs, und Erlöschungsgründe werden

aber zugleich dadurch bestimmt , daß in einigen Falle«

dem Berechtigten auch an_der Sache selbst, durch deren

Besitz eine Person Subject der Verpflichtung wirb, ein 2 . .

K) Wergl. Rccht«gesch. §.z„. Bei dem Müblenzwang, welcher

vhnftrcitlg unter die ältesten Gerechtsame dieser Art gehört , darf

besonders in Anschlag gebracht werden , baß das Mühlcnrccht zu

den ältesten Gegenständen der Policeigesctzgebung gehört- Bergl.

bairisch. Rcchtsbuch. Tit. »6. Mösexs Patriot. Phantas. «. ».

Nr. 6«.

C- L- Runde Rcchtölehre von der kelbzucht. S- S85- 4«»-

«) Uebcr diesen Begriff s. C- L- Runde Rechtslchre von der Leid«

»licht §. »6. S. Z8S- Z- zz. S- 4«^- Eine andere Terminologie

schlägt vor: Unterholzner juristische Abhandl. (Münch. >8l».
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/? ZZMt zusteht , während dieses in anderen Fallen ganz

^fehlt. I. In den letzteren behalt daS Rechtsverhältniß

durchaus die Natur einer Obligatio , und kann daher in

Rücksicht der En tsi'ehungsg runde nur aus dieser

bcurtheilt werden, wiewohl es, sofern es als sub

jektiv, dingliches Recht begründet ist, auch in so«

^ > ., - ^ Eigenschaft der Servi tuten annimmt , daß

^ . eS wie dies? c^egen jeden , der die Sache besitzt oder

^ ^"^"^ diesem analogen Verhältniß (Jncolat, Sub-

^ ^0^/» ^"^^ ^^"^ Jurisdiction u. s. w.) befindet , als

eine Beschränkung der natürlichen Freiheit des Eigen«

thums geltend gemacht werden kann ö). II. In den

übrigen Fallen bekommt es zwar stets eine eigentümliche

^ '.'^5 Matur, wenn die in dem echten Eigenthum, dem Ober-

eigenthum , oder dem Pfandrecht enthaltenen Befugnisse

mit der Forderung verbunden sind ; jedoch ist die Bee

beutung , welche diese dadurch annimmt, theilS nach dem

Inhalt jener Befugnisse selbst, theils nach den beson

deren Instituten, bei welchen jene Verbindung vor,

kommt, verschieden.

i) Besonders wichtig in Rücksicht der Klage. S- 5. U. v « e K m e r

, de aci!«n!1iu, Lect. z. Osn. z. §.41?. I^e^ser ineci. »ck

rinid. »jzi O. 109. me«. 6. Darin llcgt jedoch noch kcin Grund,

Lasten dieser Att alö Okcnffbarkcitcn im Thun zu betrachten, cive

Änsicht, dic eine Zeitlang die herrschende war : c^. 1'irin»

de seivitiiie fiikieixti. I^iv«. i^in. ^. t?c?rl>sr<ii rle 5ervi»

tuliunz in jscienclci consisc. ^son. 1710. I^e^ser me<!it, »<l

kaucl. 5?. ,07. m,«Z. Lv. zgz.
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L. 161. '
t .

H. Entstehung dcr Rcallastcn ;

ohne PropriMsrechte dcs Berechtigten-

^. Die Reallasten , bei welchen die Forderung mit

keinem Proprietätsrechr verbunden ist, können I.

durch Gesetz , Gew^nheit «) oder unvordenkliche ZHer«

jahrunH b) als Würkung eines bestimmten Subjections«

Verhältnisses. (K. 1S9, I,' IV.) der Sache und i^res^ Be

sitzers siegen den Berechtigten oder den Verleiher der

Gerechtsame begründet seyn, wobei denn auch jene Ent,

MKullgSgründe den Umfang der Berechtigung und Ver- ^.

psiichrung bestimmen e). II. Sofern auf diese Weise die^5'^'"

Wnrksamkeit des Verhältnisses gegen jeden Erwerber der

Sache als ein für dieses begründeteL bestimmtes

«) Hierin liegt zunächst der Grund, warum Zehnten eine Reallalt

sind , welches von den Laicnzchntcu eben sowohl als von den

Kirchcnzchntcn gilt , da diese in Teutschland von jeher auf Laien

übertragbar waren und blieben , und mithin jene deren Natur

baden, sofern sie nicht unter die Z. lös. 1. lit. «. erivckhnte Art

dcr Rcallastcn gehören.

>) Weil sie die Kraft der Gemohnhekt^KgZ , und ftMMen das ju«

,,om,n»»e würkt- l)s?> 26. X. 6e V. L. (5, II.). Oilp. I.

<!« z>ril«scr. i« VI. (», 15 ). Wsrnlisr 10I. Ob«. ?. ,.

Ods. ,6z. nro. ,. Die Eimvendung , daß dies nur auf ein

Rcchtt institut bezogen werden kann , welches nicht gegen das po«

sitive^Recht überhaupt ist , hebt sich dadurch , daß unter Vor,

aussetzung «ncs, Subjcetiovsverbckltnisscs alle Arten von Ncallaste»

als Institut dcs gemeinen Rechts betrachtet werden müssen.

«) Welcher sich bei dcr unvordeuklichen Verjachruvg nach dem Bc« </?>.^/-«,->

flhstand richtet. Lsg, ig. X. äo prsescr. (2, e',.). i.»^. sg. ,

X. ^«c!„l. (z , zo,). Vergl. Thihaut über Besitz und V«, s^^t^,

jöhrung. §- ?6> !
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Rechtsinstitut feststeht, haben Bertrag und Ver

jährung , welche den Umfang der Berechtigung nä

her bestimmen, auch gegen'^e?en Besitzer die Wür,

, kung , welche .sie als Entstehungsgrüiide einer Servitut

äußern <i) ; die Verjährung kann aber nur die dreißig

jährige seyn e). III. In Rücksicht auf Leistungen, welche

ohne Subjectionsverhältniß gefordert werden,

«. schützt die unvordenkliche BeijäKrung den Besitzstand,

wenn sie t. entweder ihrer Natur nach unter Vor

aussetzung einer Subjektiv n vorkommen können,

><«F««Ä. > da jene überhaupt die Re^chtövermuthung einer ursprüng»

/ lick rechtmäßiqen Erwerbung begründet z'), und in jenem

. ^ßalle der unvordenkliche Besitzstand den Beweis enthalt,

/ , daß ein ursprüngliches Subjectionsverhältniß th eilweise

erhalten ist s); L. oder eine bestimmte Art von Leistun-,

^»r K gen auch ohne Subjectionsverhältniß , wenigstens sosern

"'^ ,sie durch Privilegien begründet ist K), als Institut

^^"^ deö gemeinen oder partikulären Rechts vorkommt, da

v ^ - auch in diesem Fall jene RechtsvermuthunA entscheidend

ist. Ein Vertrag reicht zur Erwerbung solcher Ge-

/ rechtsame hin , wenn gemeine deutsche Gewohnheit oder

partikuläres Recht die besondere Art der Leistung

«I) Indem unter der angegebenen Voraussetzung die Regel gilt :

Huotien« uutein dominium ^rsnsiertur ^ »ll cum ^ui «cci-

ziit tsls irsnskertur , c^usle kuit «vu<t «um c^ui trsillt ; «i

rcrvuz 5uit I»n6u5 , cum zervitutibui trunsit, — l,. »o.

§. ,. ns sc^uir. rer. äom. (41, ,.). Vttgl. S. »6«. I.

«) ^blbaut a. a. O. §. z?.

/^) Thibaut a. a. S §. ?s- 77-

«) Vcrgl. j- V. vbcn z. 69. 71. Note Kb.

it) Wohin manche Arten von Baimrcchtcn zu zählen find.
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«lS Reallast anerkennt. DaS erster« darf wohl vermöge^.^»5?^

der Natnr der deutschen l?rbverträa^e bei den Arten der ^'

Leibzucht angenommen werden , tue als eine Guterabtre

tung an den Erben zu betrachten sind r);> auch sind

Lasten zum Besten eines Grundstücks, vermöge welcher

der Besitzer eines dienstbaren Gutes Anstalten für die

Ausübung von Dienstbarkeiten unterhalten oder ähn

liche Bortheile gewähren muß, wohl nach einer Entschie

denen Prar^S Hieher zu zählen K). Bei diesen Arten so

wohl, als bei Reallasten, die nur nach partikularem

<> Ganz allgemein nimmt dies bei den Leidzuchtscontractcn an : C. ^

L- Runde Rechttl- »on der Leibzucht. §. z6. S. 4^>>: da aber

die Regel aus dem Prineip , daß in Deutschland jeder Vertrag

' eine Reallast auf eine Sache legen könne , gewiß nicht hergeKItet

' »erden kann (Note r.) , st läßt sie sich ivohl nur auf die best«,

- i den Natur der Erbverträge, sonst aber auch, im Fall eines Vor-

' beyalts bei Gütcrüberttagung durch Verkauf, bei welcher Hicser

" '«uözug eigentlich unter die §. >S». zu beschreibenden Arten d«

Reallasten zu stellen wäre , nur auf particulares Recht stützen.

S- z. B- Haubold sckchs. Privätt. 8 4S2. und «ott« cK^loll

, , »ei. liiso. korens. ?oni. ». »g.

i) Wie die Unterhaltung von Wcgen , Bracken und dergleichen , wo

unsere Praxis in der That nichts ist , als eine Ausdehnung der

i 6. §. 2. 0. 5i vinck. (,, 5.) , zumal wenn auch diese

(Glück Commcut. Tb- i«. Z. 6Si. S. 25. ,6.) aus einem Ver«

trag erklärt wird. Vergl. ?,tius «Ze «ervir. kac. Osp. 14. z. 1.

I^reitinsir sck Loä. Luv. oiv. I'. «. ösp. 7. Z. 2. lit. ».

L- §- s- Kr. c. >i. Aus diesen Ansichten <st wohl auch

preuß. Lande. Th. >. Tit. 22. §. ,5. zu erklären. Eine beson«

dere Modisicativn des römischen Rechts enthält cbevdas. §. zS.

und österr. Gesetzb. Art. 4SZ > die wohl den Grundsätzen ihre

Entstehung verdankt , welche Westphal (Interpret. j»r. oiv.

cke I>K>.rt et «ervit. vrsvclior. I^ip«. 177z. g. S. g74» gg«.)

aufgestellt tM. S- Glück g. «. O. S. l^.

 



418 Th. Z. B. Z. Rechte an Sachen.

Recl^t durch Vettrag entstehen können, ist öfters auch

außerdem gerichtliche BesiätHgutt-g i), Hypo

thek oder Jngrössation nothwendig. ^ Weder

diese Formen aber o) , nock) Anerkennung der Verpflich

tung durch einen ruccessor «riAuikris bei Erwerbung der

Sache /)) , noch eine juris yuasi traäitio , können hin!

Y Ärrgl. Hauhold a. K O. C- L- Runde a. a. O. z. s?> S»

' - Note kl. '- ' " l .'. / l

«5 S-'z. B- °bi»'^' sS-Mote «. a. e. '"'"

«j> S- preuß. Lan hx. ,«. ,g.^ O. §. 'S-..?«. , ycrgl. M.§. zg.

, Runde «. a. O. Note ! " "

^ ^ Denn die Hypothek kann an sich als^oc?zZzriuM der Zorherung

"keine Klage auf sortdauerude Leistung verschaffen , sonder», nur

.den Inhaber für das Interesse verhaftet naschen (vcrgl. oben §.

, ^«,6^ ,gi> E ) , auch steht der Klage, die, «^o«ptio^zus«<ivi^ ent«

«ege», die bei wahren Reallastcu wegföllt. C. L- Runde ^a. a.

' L>? L. SZ» Note. U S- 4«s- Jene» wird besonders wichtig bei

Pqtzußcrung dcr auf diese Art belasteten Mundstücke im,Coi,curS.

Wcrgl. auch iSottschalck a. «. O. am Ende.,« ,. i , /

Unter dcr Voraussetzung / daß überhaupt eine SkIiKui;« in eine

RcallaK verivqndclt werden kann, ist diese überfmuptzganz

Überflüssig Z z. 4. ^. svrvit.^ pr«eäic>r. (s^, Z.

6« u?ulr. (2, 4.). . Mo sbcr^enxS nicht möglich ist , . siebt es

Kinen Grund für ihre Wücksamkeit-, Z, »59. Note b.

S«f diese gründen manche Praktiker drn. llebergang auf sul?«<?!s«.

res »inßu?»r«, , weil in Fallen , Ivo nach den Regeln Note i.

die Last .gleich den «Zervituten übergeht , diese begreiflich bei der

Erwerbung angegeben zu werde» xflcgt , um die Ansprüche, dcS

Erwerbers gcgn den Ucbcrtragcnocn zu beseitigen- Vc'rgl. liiuck

lZu»est. 5ar. I'om^z. nro.1V. PSA. 275. «76 (e<i. I.).

Wlc aber die '»cUc, sHectil,i»e qiinliiiti,:» , die man hier dem

Vercchtigtcu beilegt , entstehen könne (^>. s ». tl« coinrsK.

emt. ,g, i.) , ist »icht abzusehen, wem man sie nicht schon
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gegvn jede denkbare Art der Leifiung , auch wenn

dies ausdrücküch bedlmgen wird ,) , unzertrennlich auf

die Sache legen , da dem Grundsatz , auf welchem die

Regel beruht, daß keine Servitut im Thun, bestellen

^önne^x) , safer« sie nur « l s fo Ich, e betrachtet, wird, /

kein eigenrhümliches Princip deck deutschen Reck)ts im

Wege steht ^ i Nur>i» den ^Älen>l wo daö Recht

durch Bertrag erworben..werden> Kurn?,,' folgt such, aus

der Analogie der Serditu!»» ^die Möglichkeit, femer Ents

siehung, durch eine yrs«,cr^t!a -.Seh««w , Melche aber

auch hier die dreißigjährige seyn',muß, (Note 6,.). Das

nehmliche muß auö gleichen Grunde vun der Wirksamkeit

letzter Willensordnungen' gelte». ! ^.5 . , , , ?

<>'.'.?," :n. ..?) -^5 "-.^^.^ ,-.4 , :i ,, ,

" i ' ,^7 k.'> §^ ISS« ' ., ' >!.

S'.' Ber Reallaffen, bei welchen die Bcrechtlgvng mlt PropriMs,

°< ! , '»»chten verbunden ist. -!>" > < i!;- n

" Bei' Reaöasten , ' welche mit Proprietatsrechte«

verbunden fiyd, hat I. der Vertrag, durch welchen sie

auf ein Grundstück gelegt werden) ändere Würkungeni,-

«. Bei jeder Jebertragung.. ei^er^ unvollkommenen ^, , , .

Gewehre an uubeweglichen Sachen, .oder Gerechtsamen, ^^^-iü»^

welche ihnen gleich stehen > durch welche die Proprie

tät nicht aufgehoben wird (mag inese itt unserem Sprach,

.' au« jene« Mgeln ableiten kann , «o eine Klage ober auch ohne

^ diese. Uebernahmc statt findet.. . ' "

^) Weegl. Kind s.> « H- und.Gottschalck a> a. O. ,

,) Bcegl. Thlbaut «lvil. V«s. B. ^. Abh. 2. S- ,zi. .

') S. Kt'n^ K. D. El. <dK ,-.).

«) Welter geht Kind a> a- O- S- 275. Nr. iu.
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gebrauch ein Somlnlum girecturn ober Eigenthum genannt

werden) , bewürkt die Verbindung deö überlassenen RechtS

mit bedungenen Leistungen (in svfern sie in jährlichen

Renten bestehen, oeusi« reservstivu,), die Verwandlung

der letzteren in eineReallast, weil eö /ür je^n folgenden

Erwttb.ee- (abgesehen von den Würkungen der Usucapio»

S.16S.) keine andere Erwerbungsart giebt als erK

lichen Uebergang der Sache nach den Bedingungen deS

Contracts, oder Verleihung des echten Eigenthüiners,

welche die Erneuerung des Contracts in sich schließt «).

Am sichtbarsten ist dies freilich , wo die Erneuerung du

Meitze nach bex. Heutigen Beschaffenheit des Instituts noch

vorkommt, aber die nehmtiche Regel muß auch für Ue«

bertragungen gelten , bei welchen der Eiqenthümer nicht

mehr auf diese Weise co»wrrirt> da dies bald nur eine

Folge unserer Gerichtsverfassung ist, welche., die Eigenge-

richte von den ordentlichen Gerichten- nicht mehr immer

unterscheidet, und die Auflassung vor dem ordentlichen

a) ^rg. 2. l?. I. §. >. in Kit. LeieniZuin est — konckuni »ein!»

«ein z>o«se »c^nirers , nisi invostitür» »nt lucceszione.

». ?. Ii. I>r. «. k^. ZA zir. Lvienäum ert its^ue Leuckuni

»cyuiri inve«tiirÄ , «uoesssione , vel »« ^«ock KuKetur or«

' investiturs ; ut ecc« «i 6ominu> «licui corsrn z>»ridu« «u»

rise ch«exit > v^cle in possessio»«»» illiu, luncki et tenes,

illiun pro kenöo. I^ieet eniin non intoreessisset investiturs,

Nunen tsle est sc si intercessisset ; yuis ills ejus volnn»

t»te possessionem kuiicki »sctns est keucki «online. FZergl.

vbcn z. >S7 ». E. Man braucht sich daher nicht einmal auf die

Natur der Smphyteuse zu berufen (Kinck zu»«t. kor. ^

Osv. 41. »r«. l. v»z. 27s ) , um die aufgekellte Regel zu d«

weisen- Auf eben diese Welse war mobl ursprünglich auch immer

die Rente beim Rentknkauf gesichert. S- Lüb. Stadt r. B- z.

Tit. S. Att- 's- "!^.^., : .:.
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Richter oder dessen Bestätigung an die Stelle der Inve

stitur des Eigenthümers gesetzt hat ö), bald nur seinen

Grund in der ausgedehnten Befugniß beS Besitzers bei

der Veräußerung hat, durch welche in neueren Zeiten

die ausdrückliche Verleihung öfters außer Gebrauch

gekommen ist ; beides kann in einein Fall , wo der

Berechtigte ein wahres Recht an der Sache hat,

der Anwendung deö Grundsatzes nicht im Wege stehen,

^aß^ diese mit ihrer Last übergehe c). F. Außerdem gjehth/^^^^

es nur einzelne Institute, bei welchen die durch ^^<>->^.

Vertrag bewürkte Verbindung eines bestimmt be«

gränzten Rechts an Sachen mit einer Leistung als

Reallast angetroffen wird, unter welchen der Rentenkauf

(§. 10S.) und das Witthum e?) die wichtigsten e) sind ;

d) Die Natur des VerlMnissrS erfordert bann eine ähnliche Rück,

^icht auf die Aechte des Grundherrn , wie sie die sächsischen Gr«

setze bei den sogenannten schlechten Zinögütern genommen haben,

und freilich nehmen mußtcnV weil diese' sär^vollstckndigcS Eigen,

thum gelten sollten ; s. Haubold sächs. Private. §. «8- Jene

findet indessen nicht überall KatK . .

«) 1^. so. §. I. O. äs sc^ . r. r«r. öoi». (41 ,

<k) S. unten das vierte Buch. '

«) Auch die Apanage kann hleher gehören ; dle Lelbzucht bei Gü«

terabtretungen sollte eigentlich, wo sie eine Rcallast ist , eher

bieher gezogen werden z besonders aber gicbt eS Mrlichc Ren,

ter^, die ohne Rentenkauf auf Grundstücke gelegt seyii können :

s. 1. U. LosKmsr ju, ecvle«. ?rot. 1'om. z. Qid. z. tit.

S9- §- 'ZS- Manche dieser Reallasten sind nicht« al« eine , auf

geistliche Güter, die ein anderer als Kenettciuni ec«le,,«ti<:uin,

zu genießen hat, gelegte i>en5i<,, welche« besonders beiden

secularisirtcn geistlichen Gütern sehr häufig vorkommt. Andere

gehören ursprünglich ju der Tlasse lir. «. , indem sie durch Aus«

lassung und Wlederverleihung entstanden sind (veröl, z. B. Böh,



4?2 Th. ?. B. Z. Rechte an Sachen.

Mer zeichnet die Leistung als eine auf der Sache

selbst haftende Last/) (cens,« consUtunvu8) auch fchon

> dadurch aus, daß jene dieser ordenllicherweise in den

^ Formen der Uebertragung des Eigenthums durch eine

gerichtliche Handlung s) lmterworfen werden muß. II.

, Bei der Erwerbung dure!> Ersitzung ist zu mtterMeiden K),

ob das Recht an hex selbst unbiestritten und nur

^ die Verbindung der Leistung mir jenem Object der Ver-

^jährung ist, oder beides durcl) jene erworben seyn

> . , ' . ,! > , , ^ ^ ?7

^
» .

wer a. a. O- §. i«4.) ; ' weil ober die v^beDltcrM^Frchte

bloß in der Rente und der Vogte i über das Gut ^standen ha,

hen , so ist , wen« nicht zugleich andere vogteilichr Lasten. , wie

. „Lchenmarc, Dienste u^s. «, »halten sind^ ein Gut, dieser Art,

/ , in unscrn AuLcn ein freies Eigenthum (wie z. B- die sächsischen

schlechten Zinögüttt) , und wir setzen- die R«,tr UAtcr dk».

5U5 couslitutivu3. Lüc Verhältnisse dieser Art gjcdt ,et in Rück«

, ficht aus das mit dem Zins verbundene Recht jeine andere allgc,

meine Bestimmung , als daß die Forderung mlt'eln« actio i»

rem 5cripw verbunden ist' Wergl. z. 164.

/) S- z. V- Lüb. Stadtr. V> z> Tit. g. Art. '2. Hamburg.

Stadtr. Th. »- Tit. tS. -Slrt. s-, ^Pr.suß. Landr. Th. >. Tit.

»8. 8- S'Z- 8>s- vcrgl- Tit. 7. Art- > Vcrgl. IVlevius »ecis.

?. q. gec>. 40z. IVliNI er sc? Ltruv. Lxerc. 5z. tk. K?. uvt. 5.

' 'llo5»k:K,er piino. jur. tü^. ?oi». », Z. ^izi 5, "

L) LÜH. Stadr. V. z. Tit. 6.,' Art. s. Hamb. Stadtr. TP. l.

^ Tit. t. Art- iz. Th. s. Tit. ,. Art. s- 6. Bergl. J. .^ Gilde«

' ineiffex zwei Abhandl. aus dem Handfesten «nd Pfandrecht der

, ' .' Reichöst. Bremen. Brem. '797. ».

Die gewöhnliche MciguIZ. nimmt auf die genauere Beschaffenheit

>' des Verhältnisses keine Rücksicht , sondern lckßt immer die drei,

ßigjckhrige Verjährung zu. Vergl. Kave äs znsescr. §. 78. ?g.

^. ?K. Lezer lie stkligntione ruiticmr. sä «pora« zier prse»

seriptidnorn »czuirenä» vel tollonck». I^ips, 176g. 4.
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1. Für jenen Fall, mit welchem die aus dem Sub^ctions^H^H^^Hk

verhältniß entspringende Reallast nicht zu verwechseln ist^^VoÄa.^ '

(§. löt. I.), muß, sofern k^in^Geb^riW üblich sind,^T^k><^/

nicht nur unvordenkliche PerjHhruna . sondern auch schon

jeder Besitzstand, der eine Observanz begründet, ver

möge des hierin liegenden stillschweigenden Vertrages

hinreichen ; wo Leihebriefe vorhanden sind , ist aber die

Erwerbung durch Verjährung nur unter denselben Vedm,

^gungen gedenkbar, unter'welchen die Last als eine von Pro»

prietatsrechten getrennte.Leistung durch jene constituirt oder

in ihrem Umfang bestimmt werden könnte i). 2. Behaup

tet dagegen der Besitzer zugleich daS freie Eigenthum

seiner Sache, so kann zur Erwerbung des EigenthumS

oder beS üoi»i»ii äirecti von Seiten des Berechtigten

die zehen- und zwanzigjährige Verjährung hinreichen K),

und sofern mit der Ausübung der Pröprietätsrechte ein

Forderungsrecht verbunden gewesen ii'l , muß schon

der Besitzstand dieser Zeit über dessen Umfang entschei

den; bei Rechten Anderer Art (I, Iii. L.) ist dagegen

die Möglichkeit ihrer Entstehung durch prsescrigtio äett-

vitä i) von der besonderen Beschaffenheit des Instituts

abhangig , und nur so viel außer Zweifel , daß der un

vordenkliche Besitz des Rechts , einen LinS aus einer

Sache zu erheben, als ein Recht auf einen unablösliche«

Zins (Note e.) gefchützt werden müsse, ^o ^S,nge nicht

ein Nentenkauf dargethan werden kann A ^ !7 ,ein Nentenkauf dargethan werden kann m).

,') Nur hl« ist daher eine wahre ?rae,cripti« geLnits nothwcndig

(vcrgl. Z. 161.) , und dlesc d!c eigentliche Ermcrbungsart, mckh«

«ad sie im ersten Fall cigcntlich xn^to entsteht-

K) Nach Analogie der Emphyteuse i K»vs 6« xrse,». §. 41.

Y S- Tbibaut über Vesig u- Verehr. §. 57.

m) Denn da der unvordenkliche Bcsig die Vermurhung eines recht,

28
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§. 1S3 ' '

UebertraguNg eonstktuittex Reallagen.

Der Regel nach muß vermöge der Zulassigkeit einer

Cessio« der Forderungen, die Ueberlragung der Berechti

gung bei Reallastcn an Andere für statthaft gehalten

werden a). Ausnahme ist: t. bei Lasten, welche die

Natur einer Servitut haben, entweder weil sie zum Bc«

sken eines Grundstücks geleistet werden b) , ober nur

einer bestimmten Person zustehen können c). 2. Wenn

die Last durch Abtretung vergrößert würde, in so weit

dies der Fall ist ci). Außer der Cession und Geschäften,

welche dieser gleichzustellen sind , kann die Erwerbung

einer bereits constituirten Reallast sich auch auf rransla-

tive Verjährung gründen e), sofern diese ihrer besonde-

ttn"Natur nach e^i Gegenstand der letzteren ist, welches

müßigen Erwerbungsgrundc« zur Folge bat , ^^LNißder be«

stimmte ErwcrdliMögruno deS Rcntcr.kaufS von dem Besitz«

dargetW^verden.

«) S- j- B- wegen der gekauften Renten Lüb. Stadtr. P.

z. Tit. 6. Art- S. Wkgen der Zehnten «sp. 6. X. cZ« «r.

permut. (z, 9). f!»p. 2. X. cl« trsnkül:t. , ,6). Ig

Rücksicht der Foxm der Ucbcrtrugung können auch die Regeln

z. iS,. Note g. gelten. Vergl- Hamb. Stadtr. Th. ». Tit.

,. §. 6.

t) Dergl. z B § >6>. Note >. Auch die Bannrechte geboren

meistens bieder.

«) LZerstl. z. B. T. L- Runde Rcchtslchrc von der Leibzucht. §.zs-

E- 4'7-

<i) Vergl. z. B- Klöntrup Handb- der vtnabr. Rechte. Tb- z. S-

go. Nr. 6. 7.
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zwar bei Zehnten/), Renten s), und dem, waS diesen

analog ist , aber keineswegs bei alle», ohne Unterschied K)

statt findet.

§. 164.

öl. Innere Bedeutung und Klagen-

I. Bei allen Arten von Neallasten begründet deren

Ausübung die Rechte des juristischen Besitzes a), mithin

die Anwendbarkeit der Spolienklage und des ioterüicrurn

uti xo,siSetis. II. Bei allen liegt auch in dem Forde

rungsrecht, welches ihren Hauvtcharacter ausmacht, eine

actio ir> rein scripta ö) gegen jeden Besitzer auf die fal«

^lige^ Leistung. Daß dieser auch für die 'rückständigen

hafte , wenn er nicht zugleich auS awde^^Gr^nden.^^t,^

Handlungen des Schuldners vertrettn muß , läßt sich

/) Osp. 4. 6. 8> X. äs vrsescript. (2, ,«>). Osp. 1. eoä. i»

VI. >Z.).

e) Schon nach der Analogie der Zehnten. S- Rave a. a. ö-

Von der Erwerbung der Rcallaffen, die mit dem Slgenthum

ermorden werden, müssen dann nothmcndlg auch die Regeln ^el«

teo , bie^sur^as letztere gegeben sind, sonst hingegen vergl.

T h l b a u t von Besitz und Verjähr. §. zy.

K) S> j. B. Note K. c.

«) Vergl. v. Savigny Recht des Besitzes- S. 4g- S- 478- (4te

Ausg.). , .

d) Gewiß, wenn die Forderung aus einem ausdrücklichen Vectra«

entspringt, 5. U. Los K in er lle svtion. Lect.2. Osp.g. §. I tö,

aber vothmcndig auch da , wo dieser fehlt , well entweder eine

mit dem Besitz gesetzlich verknüpfte od^stia vorhanden ist oder

ein MMwMmd« Wertrag vorausgesetzt werden muß. Vergl.

Lvnilter 6« don. lauäemisl. §. 45.

28*



4?6 Th. Z. B. 3. Rechte an Sachen.

, nicht behaupten c), wohl aber kann vermöge der beson-

^ //^^ deren Beschaffenheit des Rechts an der Sache ^) dem

n^^l^^^ Glaubiger auch in Rücksicht jener ein Pfandrecht zustehen,

65,^, welches insonderheit bei erkauften Renten begründet ist e).

l Mit jenem ist die in dem Eigenthum oder Obereigenthum

^<v«//^.^/s5"^altene Befugniß, wegen nicht entrichteter Prastatio-

^z^u^'^. ' n'en den Besitzer der Sache zu entsetzen /) , und der

Vorzug, den die Forderung im ConcurS deö Schuldners,

^ ^ s unter Voraussetzung eines Pfandrechts s) oder ohne die-

,
- . . ..

/S'^,-^ e) Wovon sich die Folgen auch bei einer im Concurs geschehenen

Qi.^v?'^^«, Eubhastation zeigen. Lergvr lup^Icm. sct elects ciiLOOpl.

furcus. 1', 2. I'it. zg. Ob,. 14. ttoinni«! rl,ap5. ^»»est.

/ / kor. 1'öm. 2. UKs. zzg. Haubold söchs. Privatr. §. 465.

^ r.»7»er ^«.,«7. meä. 5. I. K. Schrddter Abb. von
^,<^i, ^ levcnmarc (Perl- u. Strats. 1789. .».). §. 9z u. s> S- 24S.

s ' ""'z. 269 U. f. S- 7". A. M- IS KIvviu, Deci,. r.4. v. 40z.

' C. L. Runde Rechts!, von der Lcibzucht. z. 43. S. 4«.

^ / 7'^ «IZi Dahin gehört I.. 7. 0. Ss xudlicsni, (59, 4.), welches einige

^ ' >- > ' aus «lle Rcallastcn zichcn. E. L- Runde a. a. O-z allcl» s.

, // 4>«^^,^- ^ vroxter public», pensilüt. (4, 46). Wcrgl. Glück

' ' 'Comm. Th. §. !«94- S- 24z. Einige «ollen dies auf alle

> ^ ' , " Reallasicn ausdehnen , welche ln jährlichen Einkünften bestehen ;

i i' < ^ ober s. I^llUterbscK c?oll. tkeor. pr. ?äiick. 1^. 20. ?°it. ».

. ^ i , ?- ^ und Glück a. 0. O. §. ,«87 b. S. 60., wo

jedoch ein mit. den Brckmlfscn unvereinbares Resultat angenommen

zu werden scheint.

«) S- Rechtsgcsch. §.4;«. L üb- Stadtr. V z- Tit. g- Art. >z.

Hamb- Stadtr. Th. >. Tit. >6. Art. S-

/) 1^. 15. 0. (Zui xotiore, in pignorv (so, 4.). z,. 0. cke

xig,.orib. (20, >.). S. Lauterbach g. a. O. und Gl^ck-a.

0. O. ' -

5) küb^Rccht. B. z. Tlt. >. Art. >,. Hamb. Stadtr. Th. 2.

Tit. 5. Art- >2. Was würkr ad« hier das Pfandrecht im Co«,

> , eurs Z S. §- "6. und »crgl. Note «.
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ses K) genießen kann , nicht zu verwechseln. III. Bei

Reallasten, welche entweder mit gar keinem Proprietäts«

«cht. verbunden sind, oder wo doch die Leistung nicht

aus einem Vorbehalt bei Uebkrtrazung des Besitzes ent- ^ ,

springt, hat der Berechtigte gegen den Besitzer, > welcher

sein Recht überhaupt nicht anerkennen will, die scti« ^

confessoria i) ; IV. jener Vorbehalt begründet immer- > "

die Contractsklage als eine actio in rem scripta K), ^ze?

ben welcher jedoch , sofern der Berechtigte die Uebertra« . ^> v

gung^ der Sache auf den Besitzer nicht anzuerkennen .^.^'^'^^^

braucht , ihm die r«i vinSicatio zusteht i). — Der Ge« ^.^t^.^,

brauch, ben der Besitzer einer angeblich mit Reallasten ^,6»^?^^

belegten Sache von der »cti« negatoria wachen, kann, ^«.^4-,

ergiebt sich hieraus von selbst.(^^^^^^

§. 16S. ^

IV. Erlöschen der Rcallagen.

I. Durch Gesetz sind in der neuesten Zeit manche, —

^
,

? /
Arten von Reallasten bald ganz aufgehoben, bald für^c-« ''^

 

K) S- CL. Runde von der Leibzucht. §. 49- S- «'-.Note I. / ?

I. F. Runde Grunds, deö deutsch. Privatr. §. s>S-

,) I. u. LoeKmer öoctr. ä» »ctionidu«. Lect. ». O«z>. »>

§. 4« U- s-

K) S- oben §. ,6z. Note o. vergl. Notc b. in bicscm Paragraph,

y ärß. II. r. 55- ?r. vergl. mit II. r>. »6. §. I. in In. II. r.

4'. §. l. 2.

«) S. oben §. >°5. Notc g. Lüb. Stadtr. B. z. Tit. «. Art. 9>

Daher untcrschcidct das Hamb. St« dir. v. 1497. (bei An«



4Z8 Th. Z. B. 3. Rechte an Sachen.

trag oder Vereinigung, der Forderung mit dem Besitzrecht,

richtet sich bei allen nach den Regeln der Servituten.

III. Der Verjährung sind in der Regel alle unterworfen,

nur'hängM^e C^so^rnisse derselben ö) von der beson

deren B^sch^affenheit der Berechtigung ab, die hier vor

züglich aus der Klage beurtheilt werden muß, welch« aus

ihr entspringt. Wo daher 1. jene ein Her Proprietät

^^''' /^ anhängendes Recht ist, geht sie indirect dadurch verlo

ren , baß der Besitzer das Eigenthum durch Usukapion

erlangt. 2. Für alle Reallasten, die mit der actio coo»

kttsoris c) verfolgt werden müssen , kann nur die Ana

logie de^Servituten , welche durch Nichtgebrauch verloren

Lehen , jedoch nicht in Rücksicht der Zeit <i) passen ; sie

erlöschen daher durch bloßen Nichtgebrauch binnen 30

Jahren, welches bei Leistungen, die der Besitzer nur auf

Anfordern schuldig ist, am leichtesten einzusehen e), aber

auch bei den übrigen zu behaupten ist , weil die Grund

satze von dem Erlöschen der Klagen auf einen Inbegriff

dcrson Th. ,. S- 426.) Art. >. "W°r ein man vorkoft an

svnemc erve, crvctinse de men losen mach" — und Art- ».

"Seyt ein man wurde utb to ervetvnsc umme bcschedene

prnnvnge , deu ervetynK mach nccn man koven , yd en sy mit

soncm willen des dc wurde syn , wenle he ls vegeö Kop.

i) Vcrg? Ksvv 6e prsescr. §. >i6 — 124.

r) Hierauf ift nicht Rücksicht genommen von Thibaut über Besitz

und Verjckbr. §. 6». S- >S7- Vergl. Note g.

«i) S- oben Z. 1S1. Note «.

«) Qezsior meä. sck l^snck. SP. 4,«. rn«<l. I. Posse Abhandl.

einigcr Gegenstände des deutsch. St. u. Privatr. Hft. ». S- 56

u- s. Die 'Analogie der 5ervicut« >u«ic»« tk hier unverkenv,

bar. S. 6. 0. cks serv. praell. urk. (s, ».). Glück Tt).

10. S. 26S.
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von Leistungen /) auf die scti« c««ke55<,ria nicht an«

»endbar sind S), und eben so wenig die Ausübung der

Forderungsrechte für eine re, merse fscultsti, gehalten

werden kann K), mithin nur die allgemeinen Regeln von

der Verjährung der Klagen gelten können i). Nach der

gewöhnlichen Meinung wird jedoch sogar in allen Fällen

ein Widerspruch für nöthig gehalten ü), eine Regel,

welche in einzelnen Gesetzen gewiß mit gutem Grund be

schrankt worden ist i). 3. Auf Lasten, welche bei Ueber-

tragung des Besitzes vorbehalten worden sind , können

diese Regeln nicht angewendet werden ,») ; daS Recht,

die kontraktmäßigen Leistungen zu fordern , kann daher

hier nur für jede einzelne Leistung erlöschen n), wiewohl

dadurch die Wirksamkeit einer entgegengesetzten Obser-

/) 7. K. 6. 0. 6e prsescr. z« ve! 4« snnor. (7, Zg).

Z. lj. LoeKiner <l« prs««ipti«„e »gflorum reäituiun res-

lium. Usl. 1711. 4. A. M- ist hier ^>ez«er rp. Z5Z. me6. 2.

^) keyser «. a. O. lNote«.?. Posse O. 'V. M. «K aus

' diesem Grunde , <n Beziehung auf die Verhältnisse Note ».^

Buri Erläutcr. de< kchcnr. S. 7Z6. Meviu, veci«. ?. 4.

,°) z. O. cke prs?5cr. zc> vel 4« Kunor. <7, zg,). Einzelne

Fälle, -in welche» daS Recht hätte auigeübt werden kinncn,

müssen natürlich vorgekommen senn, aber die< genügt, ^rz.

, l«. ,24. zir. O. cle servit. et »yu» sz, Z4). . .

ZKtbaut über Besitz und Verjähr. g.6o. Xi n«I y>m«t, f«r.

Voin. 1. l)sp 70. ?om. z. >z. '. : '.

Y S- Haubold fächs. Private. z.'47° Kind a. «. O- Preuß.

kandr. Th. 1. Tit. g. j. 5°9- 5^«. ^ ^. ,, „ .

»,) ärg. i^,. ». O. liv pr»e,cr. zo vel 4« «nn. . >

n) 't..'7. §. S. L. «ock. ' ' " ' ^ ' ' -
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, ' x » . vanz nicht auSgesch^e« wird*«). IV. Die Leistung

eines Aequivalents für^ die durch die Entstehungsart der

^ ,,/Last b^^n^e PrZMtiW enthalt einen WerirH für je-

^^^^''^.°!^l«nLqö , und schließt daher , wenn nur jene^

. . ^ > 'gewiß, ist das Zurückgehen auf den LrMMg,lMen,

^ ^ ^^^z/,Geqenstanö nicht aus , so lange nicht eine Weigerung

^^W^'^ diesen zu leisten vorgekommen ist s) , wodurch nach Be-

. ^^^'.^.MMnheit d^r M das Recht, D^en zu 'fordern,^

^^X^«/,k?tweder durch dessen ^^taW/ibung binnen der Verjäh-

^//:, . ^.ruMsMt oder durch eine entgegenstehende Observanz

(Note «^ausgeschlossen wird.

Fünftes Kapitel.

Vom Gesammteigenthum. .

§. 166.

Ursprung und Begriff deö deutschen Gesammteigenthumi «).

. , . , <

„ , t. Für die Geschäfte, durch welche der Eigenthümer

einem Andern , das Eigenthum einer Sache nach seinem

. ! :V.t 4 .'. ! . v -'I.Z'.^ ... . '

«) ^rg. O»z>. Z. X. cke csu5» Pos5. et propriet. (i, »».). Osp.

z. <Ie consuetuäine ia VI. (t, 4).

S- v. Bülvm u. Hagemann Erörtcr. B z. Nr.

v. Crom er Wetzl. Nebenst. Th. 5- S- >58- Struben «chtl.

Beb. Th. z. Bcd. 6^,. ?ukenckork Od«, zur. univ. 170NI. I.

Od». Tir. ^'oni. 2. Ods. g«. 1Z7. I^oni. z. UK». >6s. v. Bü<

low u- Hagemann a- a. O- » , > . , >

r) A^rF. I,. 1«. §. »., l. Ii.»!., ig. O. Servitut« zuernsäin.

smittsutur (g, 6). » . ' ,

«) Die Schriften über dieses Institut, die man in den Lehrbüchern

angegeben findet (Runde deutsch. P- R- §.»Sz.), beziehen sich
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Tode sichern wollte, gab es ursprünglich keine andere ^Za/^^

Form, als die nehmliche, durch welche sonst bei Ver» X^^ ^a.

außerunqen das Eigenthum aufgegeben und übertragen^?^^

wurde ö) ; der Besitzer behielt sich aber hier, ohne sein^ .

Eigenthum aufzugeben, die lebenslängliche Ausübung der s^>,,^,^^''-

,Eigcnthumsrechte vor, und der Empfänger erlangte un

ter der Form des Eigenthums fürs erste nur die^Rechte,

die sonst der nächste Erbe vermöge des Rechts der Bluts

freundschaft hatte (§. löö.) c). 2. Der Grund und

Boden in größeren und kleineren Disiricten war seit den

ältesten Zeiten, so weit er nicht zu einzelnen Höfen ge

legt war, oder zu gefreitem Boden (H.öl.) gehörte, der

gemeinen Benutzung der Inhaber von jenen (Markge

nossen) unterworfen ck) , welche sich nach den Regeln

richtete , die sie selbst kraft Autonoinierechts festgesetzt

hatten e) ; der Boden muß daher als das Eigenthum .

der Gefammtheit jener Interessenten betrachtet werden,

dem Einzelnen aber kann kein ideeller Antheil an jenem

nur aus einzelne Verhältnisse , bel welchen es vorkommt (s. die

folgenden Noten u. 5- lS?.) , und behandeln es immer sehr ein,

seitig.

b) I" L«I. ?it. (4S-) 49» ^> I^angob. l^ib. 2. 1°it. 15. O»?. ».

(K. R,otKsri, ll.. Os?. 17z). Wcrgl. Rechtsgesch. j. 5g.

574- 455. . -

»). Q. I.onß«b. g. a. O. und I" «. rit. 14. Os^. ,z. Rechts,

g e sch. §. S9-

ck) S Rechtsgesch. §60. I. R,«inK»rS tract. »uce. S«

jur« korestsl^ nee nou jurs — Märkcrrccht «iicto («g.

?rgncof. ,769. L) 8»ct. z. I. ll. v. Cramer Wetzl«. Ntt

beost. Tb- z. S- "5. Bodman n rheiugauische Allctth. G.

4Z6 U. f.

«t S-Äetnhard «. a- O S. >e>-



432 TH.Z. B. 3. Rechte au Sachen.

zugeschrieben werden /) , obwohl die Concurrenz eines

jeden zur Ausübung der Eigenthumsrechte und zur Be

nutzung, den Character eines mit dein Grundstück verbun-

denen Rechts an sich trug S). Beiden Arten von Rechts

verhaltnissen kann man wohl nur den Rechtsbegriff unter

legen K), daß dabei eirre moralische Person als daS -

Subject deS Eigenthums gedacht , und die Ausübung

der in diesem enthaltenen Rechte als selbstständige

Befügniß der Einzelnen angesehen werden müsse; da

her besitzen zwar diese, als Subject des Eigenthums be,

trachtet, dieses immer unget heilt (c«n6oWiniu»l pr«

jnckiviso , in »oückurn , Gesammteigenthum), können

aber in Rücksicht ihrer Theilnahme an der Ausübung der

Eigenthumsrechte in sehr verschiedenartigen, durch die

Beschaffenheit der einzelnen Hieher gehörigen Institute

bestimmten Verhältnissen stehen , ft daß insbesondere

gleichartige Theilnahme an jener durchaus nicht den Cha

racter ihres Rechts ausmacht 5).

§. 167.

Ausdehnung auf andere Institute.

„ Schon das Recht des Mittelalters hat das Institut

von den Verhältnissen/ bei welchen eö ursprünglich allein

/) Deral. Kindlinger münsterlsche Bcitr. B ». S. «9 « f- '

F) S- Zeitschr. für gei'chichtl. Rechtsmlss. B. ,. S- 'SZ u. f.

K) Sic irrigen Ansichten Anderer (z. B Davz ,u Runde B.

S 49« ) sind widerlegt von Hasse Revision der ehelichen Güter,

«emeivsch. sKiel. »L««. « ) S- s« u. f.

,) Besonder« wichtig für die kehre von der ehelichen Gütngemetn,

schast , wo aus der entgegengesetzten willkührllchen Annahme die

unoasseMen Folgerungen gcjvgea worden find.
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vorkam , auf analoge ihnen nachgebildete Verhältnisse

ausgedehnt , wohin die Ganerbschaften «) und die deut

sche Mitbelehnung ö) zu rechnen sind. Viel zweifelhafter

ist eS, ob auch die Rechte der Ehegatten an ihrem Ver

mögen, nach der Gestalt, welche sie in einzelnen statuta

rischen Rechten angenommen haben, Hieher gezogen wer

den dürfen , wenn gleich in neueren Zeiten die Bestim

mungen einzelner neuerer Gesetze , oder die usuelle Er

klärung älterer diesen Gesichtspunkt aufgefaßt hat c).

Gewiß aber wird die Ansicht, die Rechte der Erben am

echten Eigenthum (H. 1SS.) aus einem Gesammteigen

thum der Familie an diesem zu erklären durch die

Rechtsquellen nicht bestätiget, die überdem nicht einmal

dazu gebraucht werden kann , die Eigenthümlichkeit des

Instituts zu erklären , sondern nur zu falschen Behaup

tungen Anlaß gegeben hat. , .

a) U. O. LeveKenberg primae linese donünii pro inckivis

i) Wergl. gachariS kursächs. l'ehcnr. S- zz u- f.

e) S- unten das vierte Buch. . , .

^) O. kZ. Liener lie rislur» et inäole Somio. jn territor.

Oerrn. x. 5« u. f. Fischer Gkfch. der dkutsch. Erbfolge. S. 4g

u. f. D- M e u r e r Abhandl- von der Successlon in Lehen uad

Stammgüter. S- >« u> f.
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Sechstes Kapitel.

Eigenthum an beweglichen Sachen.

Eigcnthumöproceß bei Verfolgung beweglicher Sachen «).

Fahrende Habe konnte nach deutschem Recht durch ur

sprünglichen Erwerb (§.171. Not. s.) und durch Uebertragung

mittelst bloßer Uebergabe zumEigenthum erworben werden S),

unbewegliche Sachen in der Regel nur durch Uebergang

mittelst Erbfolge und gerichtliche Auflassung c). Bei der

Bindicarion war der Beklagte stets gehalten , seinen Er-

werbungögrund anzugeben «!), und konnte, im Fall die

ser auf Uebertragung beruhte, den Klager nur bann

hindern, sein Eigenthum zu beschwören (sich zu der

Sache zul ziehen) e) , wenn entweder sein Auctor

«) Wergl. UsuKolil ü« origivs Ukucspioni, rerum ms^iüui»

Laxonicse. g. 6. K. A. Rogge über da« GerichUmesc» der

Germanen (Halle >8»«. 6 )- S- »»6 — »zo.

i) RichtKeig deö Lande. V- « Art- vergl. Rechtögesch.

8- ZSS.

«) Söchs. Lanbr. B- >. Art. 6«- B » Art. 4». Schwöb.

Lavdr. «rt- 5>»> Slichtsteig B- Art- »6.

«y Q. Lsjuvr. ?it. ,6. 17. Sächs. Landr. B- 2. Art. 4»-

Schwöb. Landr. Art- 12,. Richtstcig de« Lande. V. >.

grt> >Z. »6. F. kl. cks Lorgsr äis5. ci« coutrsvinäicstiove.

§. li — ^Lupz>Iei». ack elvcts ckiscezit. korsus. ?. ». psz.

«) Im älteren Recht scheint dieser Eid wenigsten« zuweilen gleich

beim Anfang de« Processe« geleistet worden zu scyn , Ki»

pu>r. tit. zz. O»p. 1., späterhin erst, wenn darüber erkannt

war , daß er die Vkrtheidiguog«mittcl dr« Beklagten überwiege.
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(Gewehre /) §. 1S4) erschien und den Rechtsstreit mit

dem Kläger übernahm, ober er sein eigener Gewehre

seyn durfte, wozu ihn aber nur bei einer unbewegli,

chen Sache der Besitz von Jahr und Tag (rechte Ge«

wehre) machte, wenn ihm diese gerichtlich aufgelassen

war g) ; bei b e w e g l^ch e n Sachen war daher eine^

rechte Gewehre nicht möglich. Den Gang , welchen bei^ ^ .

diesen die Vindicatio« (Klage mit Anevang K)) nahm,

bestimmte die Antwort deö Beklagten /). Bezog sich die, > >

Sckchs. Laodr. B. 2. Art. z«. Richtg. B- Art. >z, 1. ?.

»6. §. ,.

/) In der 1^. Kipusr. ?it. zz. Osp, 4. "koräro", Vordermann,

genannt.

«) Sachs- Landr. B. 2. Art- 4».

K) Ucber die Bedeutung deö Ausdruck« vergl. Rogge S. «27.

I^. Kipusr. ?it. zz. Osp. >. Li ^ui« rem zu»ra cognove-

rit , niittnt msnum «uper esi». Sckchs. Landr. B> 2.

Art. z6. -man mit des richtercö orlobe , Mut her sin gut Ivol

anevangen mit rechte." Der Ausdruck "unterwinden" sagt bat

nehmliche eben das. "Kumt aber jene willens vor gcrichte,

her sol such undcrwindcn sines gudes zu rechte."

>) Sic muß daher nicht mit einer Klage verwechselt werden, die den

Beklagten sogleich des Raubs oder Siebstahls bezichtigte , oder

selbst nur die Sache für geraubtes oder gestolencs Gut erklärte :

diese Eigenschaft konnte sie nur erhalten, ihre Natur war, sich

der Sache an m «aßen (unterwindcn) , d. h. sie als Eigcnthum

ohne Rücksicht auf eine obligatio ansprechen. S<lchs. Landr.

B-2. Art. zS. (im Ans.). Richtstcig B- >. Art. ,4- "Wcet

vick dat ssmigc lüde scggcn , bat anvangh an gencn dingen en sä

to rechte, dan an den dar ocn gestalcn off gcnamcn wort z des

en is doch nict, went een ygclick moet sich des sünS

wall vnderwcynden waer hüt süt " — Diese Regel geht

augenscheinlich aus s<Zchs. Landr. B- » Art. wo die Sin«
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ser auf einen Gewehren K) , sg mußte ihm der Klager zu

diesem folgen /) , und wenn sich dieser als Gewehre

/ bekannte m), an seiner Statt für das Gut antwor-

, ^ ^, ten ») ; der Beklagte wurde dann losgesprochen o) und

dlcation ausdrücklich auch dem gegeben wird , der einem anderen

eine Sache gellchcn hat. "Undcrminden mut scch och mol con

man sine« gudcs sma er iz anc kumt mit rechte , daz men yme

mit unrechte vorc halt über bescheidene zit" — Ucbrigen« erklckrt

wohl jene in dem Richkstcig verworfene und auch gewiß dem

Sachsenspiegel entgegenlaufende Ansicht , die spätere Deutung

der Regel , Hand muß Hand wahren.

ZK) lieber den entgegcngcftytcn Fall s. sckchs. Landr. B- H. Art. zS.

«Spricht aber jene dawcder (auf die erhobene Klage) od iz lakcn

ist , her Hab iz gcmcrcht lazen ; ab iz pherd oder ve IK her hat

. >z in sime stalle geyogcn ; her mut iz mit mereme rechte bchal«

den . jene der iz in gemercn hat , ab her iz selbe dritte sjner

- Hebure getzugen mach , den jene der Iz anevangen. Spricht aber

jene her hat iz koust uppe deme gemeinen markede , her oe weiz

weder wene , so Is her duve unschuldich ( beste her die stat bcwise

und sinen eid darezu thue). Sine phcnningc verlusit her aber

die her da ummc gap , und jene behalt sin gut daz ime »ergo»

len wart (ad her sich darzu zihct selbe dirte uffcn heiligen -7".

I) Sckchs. Landr. B. ». Art. z6. Spricht ab« jene ez sg yme

gegeben ober her hat iz gekoust, so mut her benumen sinen

wen« , weder den her iz koufte , he mut aber smercn daz her

tzie zu rechter tzucht so mut jene yme folgen über virze «acht

sma her zutb , an über schcxriche mazzer-

«) Sckchs- Landr. ebendas. (s. Note n). Richtsteig «.

Art- iz- (s- Note 0 ). und vcrgl. unten Note r.

n) Sckchs. Landr. ebendas. "Wirt her iz gewcret alse recht tt,

die gewere mut anmordcn an sincr stat vor daz gut.

») Richtsteig a. a. O. Cocmt hie tottcn wcren cver bekent hie

hei topc«, so vrage dese (der Beklagte) off hü to rechte vct lv<

sy. Dat »ünt nien.

>
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das Gut dem Gewehren überlassen /?), der, wenn er

den Proceß verlor, Wette und Buße bezahlen ?) und

dein ursprünglichen Beklagten für die Eviktion haften

mußte Gewann dagegen ber^Uüctor den Proceß, fo

mußte der Klager das Gut mit Wette und Buße dem

Beklagten überlassen 5). Jeder Gewehre, der sich nicht

?) Die« folgt schon daraus , daß «ach dem älteren Recht die Sache

bis zur Entscheidung in die Hckndc eines Dritten niedergc!cgt

werden mußte , wofür der Ausdruck i,nerti«re gebraucht wurde.

Ii. L»I. rejorm. tit. 4g. Q. tit. zz. Osp. ». S.

W tarda Gesch. u. »usleg. des salisch. Ges. S.2Z5 «. s. Nach

dem sckchs. kanbr. B- ». Art- zS. gilt zwar die Regel: "undcr

meme daz gut anevangen wirt , der sol daz gut Halden In sine«

gcweren , wantc iz ynie mit rechte obgcwunnen werde"; allein

daß man dies doch rechtlich so ansah , als wenn die Sache dein

Auctor wörtlich überliefert worden sey , um sie gegen den Kick»«

zu vertreten , folgt fchon aus der Stelle Note s. , nach welcher

der Gegenstand dieses Rechtsstreits immer noch das Recht des

letzteren an der Sache selbst war. Auch sagt scichf. Lanbr.

B. z. Art- 8z. ausdrücklich : Ewer eigen oder varende vcrkoufft,

dez sal her gcwcre sin, die wile daz her lebt- Man sal aber ime

daz gut lazcn in sincr gewere zu bchaldene und vcrliescne

die wile erz «ersten sal!

5) DieS folgt theils aus dem Umstand , daß er für das Gut ant«

werten muß, thcils auö dem Urtbeil , welches schon vor dem

Juge.zu dem Gewehren gefunden wurde, während doch der Bc,

klagte schon hiervon losgesprochen war, Note o. Richtsteig g.

o. O. "Wie verluyst die mot bat w,dde gcven ende boctc»."

?) RIchtffcig B- >. Art. >z. Bckcnt ock die gcne des Kopcs ende

feget hie en sult es nyct waren , fo «rage na den bat hy d«S

tvpeS.bekent o?f hie oen to rechte yct fülle waren ; dat vünt

mcn, id en wer dann buken bcnucmt.

«) Sckchs. Sandr. Ii. z6. Wcrlusit ouch der, de iz anevangen

hatte , her mut iz lazen viit buk unde mit iveddc.



438 Th. 2. B. Z. Rechte an Sachen.

auf einen ursprünglichen Erwerbungsgrund berief, mußte

sich unter denselben Bedingungen weiter auf seinen Auclor

beziehen , bis man auf den kam , der jenen darthun

konnte, oder dem , welcher sich auf diesen berief, die

Gewehre entstand, worauf bann der Auctor sich zu sei«

ner Sache zog r).

§. 169.

"Hand muß Hand wahren" «>

Bei diesem Verfahren war der Beklagte der Gefahr

ausgesetzt, nicht bloß das Gut selbst zu verlieren, son«

dern auch Wette und Buße bezahlen zu müssen , wenn

sein Wordermann die Gewehr verweigerte b) oder der

Kläger bis zu jenem nicht zu folgen brauchte (§. 163.

Note !.). Diese fiel weg, wenn der Klager selbst ge»

stand, die Sache freiwillig aus seinem Besitz gelassen zu

») Sächs. Lande. B-2. Art.z6. Man mut wol ihm upphe nie«

gen mcren , die cne »pH evn anderen , olse lange wcnte mer»

tome upohc dene der Iz in sime Stalle gezogen hat, ab iz ve ist,

oder ij selbe gezugct hat, ab Ij gemant ist. Selbe dritte sol her

scch dazu tzen der iz aoegevangen hat , vb vme gebrvt wirr «»

deine gcwercn.

») Uertiu« 6s xsroemi«. I.id. >. nro.ig. Eisenhart deutsch.

Recht In Sprüchwdrtern. S. Z46. Zeitschr. für Zeschichtl.

Rechtsmisscnsch. B- ,. S- 'S u. f.

i) Wsbei wegen der Lage de« Processe« besonders sckchs. Lande.

B. z. Art. 4- wichtig ist: Swer so wider eischct daz hcr vergcdu

oder vertonst hat «n »arnder habe , und vcrsachct her des koufeS

oder der «ist, jener der sie unter ime hat, muz sie selb dritte

wvl behalten der die daz sahen. Mit sus getanem« zuge

en mac aber ein man den andern zu gemereo^nicht

gewinnen, ab ein ander man daz gut under tme an«

vanget, wcnne er entget ime mit sin« unschult.
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haben c), weil er dadurch eine bestimmte Person als Vor«

Hermann anerkannte, auf welchen die Verantwortung zu«

rückfallen müsse, sofern ihm der Kläger auf diefe Anga«

be die Sache nicht vorenthielt ci); dcr Kläger erhielt

dann zwar seine Sache zurück, wenn er sie diesem ab«

gewinnen konnte e), ob er aber auf Wette und Buße

einen Anspruch machen konnte/), hieng wohl davon ab,

wie sich der Beklagte vertheidigte s). Diesen Grundsatz

e) Sckchs. Landr. B. s. Art- 6«. Smclk man cyneme anderen

lehet oder setzit cun pfant, lz si pscrt oder cleyt oder jeveger

^ Hände varende habe , zu smclklr mit her die uz von sincn weren

lczt mit sime willen ; virkvuft her yme die habe der se in sinn

were hat, oder virsazt her se oder virspclit her se, oder wirr se

yme virstolev oder abcgeroublt , jene dcr se virlcgcn oder virsag

hat , dcr ne mach da nlchcone vordcrunge uph haben anc upphe

den deine her sc lech oder salzte. Stirst aber jene rechtet todcS

oder unrechtes so the her sech nach sime gude mit rechte

jcgcn den erben, oder jcgcn den sichrere ob iz an ene geboret.

lieber dm Sinn dieser letzten Worte vergi. sckchs. Landr- B. ».

Art. zg.

ck) Sonst galt die Regel - «weigert her des (daß sich dcr Slckgcr

seiner Sache anmaaßcn dürfe , die er bei einem Dritten findet),

her schriet daz gcruchtc an unbe griphc inc an vor sioen dicph.

«) Sckchs. Landr. V- Z. Ärt- »2. Vergl. oben §. ,68- Note i.

«nd das Ende dcr Stelle II, L<z. Note c. Wenn dieser aber

den Beklagten als rechtmäßigen Inhaber vertrat , weil er einen

dos Eigenthum übertragenden Titel behauptete (vcrgl. Note s.),

so mußte eben darum auch hier dcr Kläger die Sache mit Buße

und Wette lassen-

/) Hieraus gehen die Worte " ncnc vorbcringe " Note e. Dergl. I.

>6g. Note q.

Wer Falle scheinen hier als möglich angenommen werden zu müs,

scn : ». er maaßte sich der Sache an und wurde also dcr Ee,

wehre deö Beschert, bei welchem sie vindieirt mar. Sann cnt,

?9
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brückt die Regel auö: "Hand muß Hand wahren" ober:

"wo man seinen Glauben verloren hat, muß man ihn

wieder suchen", der gewöhnlich so verstanden wird, daß

der donas Käei po«es5«r die Vindikation in jenem Falle

ganz habe zurückweisen können K). Daß sie aber auf

schieden die Regeln Note o. s. Er leugnete die Sache ln seinen

Gewehren gehabt zu haben ; dann entschied hierüber sein Eid,

sächs. Landr. B >. Art. >s- : aber der Klüger zog sich zu der

Sache mit seinem Eide, denn der ursprüngliche Beklagte, wenn

« dem Kläger dicö nicht gestatten wollte, hätte sich aus seinen

Gewehren ziehen müssen, s. 8. 163. Note K.1. ; wenn er die Sache

aufgab, war es natürlich, wie wenn er behauptete, seinenGe,

wehren nicht zu kennen, z. Er behauptete ein Pfandrecht, dana

war der Kläger wohl schuldig, die Sache bei dem Dritte«

zu lösen; s. §. >7°- Note K. Brem. Statut-! Ord. s>>,

wenn er diesem Anspruch nicht mit seinem Eide evtgicng,

fächf. Landr. B- !. Art- ?- >6> 4- Gestand er, daß ihm die

Sache nur anvertraut gewesen sc« , so mußte ex wohl entweder

schwören , daß sie ihm gcstolen oder geraubt sey , oder Wette

und Buße bezahlen, sckchs. Landr. B.z. Act s- B «- Art- 6«.

5) Vergl. j> B» Heineccius elem. j»r. <?erm. I^ib. 2. tit. 1?.

z. z6«. und die z. '7°' Note s. angeführten Schriftsteller. Loch

nimmt Heinccclus nicht an, daß auf Kon» /ige, etwas angckom,

wen sc» , sondern leitet alles daraus ab , daß der Eigcnthümee

keine andere Klage al« aus einer obligatio gegen den ersten Em,

pfängcr gehabt habe , wornach dann der Eigcnthümer vermöge

sächf. Landr. l, Tit. 15- freilich fehr übel daran gewesen wäre.

Daß aber Forderung im sächs. Landr. B- » Art- 6«. auf eine

solche Klage gehe, ist ganz unerweiölich. Der Richtsteig kandr.

B. >. «rt. s, 6. unterscheidet die verschiedenen Klagen, welche

bürgerlicher Natur sind, genau von einander und geht sie nach,

her sämmtlich einzeln durch , c.S paßt aber auf den hier erörter,

ten Fall durchaus keine andere als die Vindicatio« (Klage mit

AoHng), »it sich aus Eap. n. ergicbt, und unter he« man.
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diese Art ursprünglich nicht verstanden worden ist, erhellt

daraus, daß sie gar nicht als Einrede vorkommt, svn«

dern als eine Modifikation der Vindicatio« l), und

auch noch niemand einen befriedigenden Grund für diese

Ansicht anzugeben im Stande gewesen ist i). — Die

Regel selbst, wenn sie richtig verstanden wird, kann mau

übrigens sowohl auf den Bindicanten i) als auf den

ersten Empfanger beziehen, da sie nichts weiter aus«

cherlei VertheldlgungSmkttcln gegen diese kommt die Regel "Hand

muß Hand wahren" nirgends vor ; die »ctio commogati aber,

«n welche Hcinecciu« denkt , setzte gerade vorau« , daß der Be«

klagte die Sache noch wörtlich besitze. Sachs, lande. V. ».

«rt. 'S- B. z- Art. 6» Auch zeigt dse älteste Modifikation der

Grundsätze de« Sachsenspiegels, die man antrifft , daß im alten

Recht nur von einer Vindicatio die Rede mar. S. g. l?«.

Note K.

H Tergl. sckchs. Landr. B. z. Art. « u. V- «. Art. 6«. mit

Richtfteig B- i. Art. " und >z. Sa« stckrkste Argument da«

gegen mckre die Erklckrung, welche Rumpf (Z. ,7«. Note ».)

S. g3. der Stelle B. 2. Art- s«. gleit z nach dieser tMe der

Klckgcc, wenn er sich zu seiner Sache zog , immer beschwören

müssen , daß sie ihm geraubt oder gestohlen sc». Allein die«

kann man »uö jener Stelle nicht schließen, nach welcher der Eid

freilich dahin gicng , weil die Klage daraus gestellt war, in «an«

deren Föllen gieng der Eid bloß dahin , die Sache gehör, ihm.

Sckchs. Lande. B. >. Art- 'S- B- s- Art- 6.

Y S. Hasse a. a. 0. Heineeclu« «. a. O, Rumpf g. g.

O. S. >z^. und vergl. Note K.

I) Statut. Veräeil«. (bei kukkenäork OK,. Zur. Univ.

?om. I. Xöx. x. 98. — De genen de idt ersten vcrlenct vdee

verfettet hcfft , he wäret sinen Man deine he idt gedoen

hefst.

29«
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brückt, als daß die Sache immer diesem abgewon»

neu werden müsse m).

§. 170.

Bedeutung derselben im neueren statutarischen Recht «).

Schon frühzeitig hat indessen das p^ticuläre^Recht

diese Regel verändert ; am frühesten dahin, daß der

Eigenthümer die Sache nur gegen Erlegung des Kauf«

oder^I/andschillingö zurücknehmen dürfe ö), späterhin

m) Sonst wckre auch für den ersten Cnipfängcr , wenn er würkUch

Eigenthümer war ond unter gerichtlicher Angclobung der Gewehre

weiter veräußert Härte , ei» Präjudiz entstanden. G- oben Note

Den Begriff cincS Verhältnisses , bei welchem der Beklagte

sich nicht um einen Gewehren zu bemichen braucht, mit welchem

der Kläger die Sache auszumachen hat , crgiebt auch d» Gegen,

sag zu jener Regel , wo dieser Raub oder Diebstahl behauptet :

Hamb. Stadtr. »29»- bei Anderson Sz«,. Jj id och also

hat eo man vp cnen maront tnht ummc goct dat mcn duvc ofte

rocv. anspricht , de nc mach nenen vcrrcn warant hebdin wante

«v dhe drlddeu Hant. unn dhe dritte Hanl dhe scal

aotmarden.

«) n. <?un6Iing cle I«! vinö,>?!lic>i>s <?, jnrc Rom. «t p«.

trio. Uä! 1726. (In dcss- ^xercit, >Vr!iä,). , 5. O. ?ir»Kz.

bor «Zoininn » roi ,i„6ic«ti<'nc> exoliiüo zec st«t. UnniK.

Zvn. 1714. Vinc:. Ivumvks ,!e roi «x jure Ixnin. rt

ttitinburg. l^oN. 1764. O, .1 I^Iielik.« «ti^uti, Li-?.

men,'. s<t niOrL.ltlirsln comziosiii, (17:1 4 ), Z, Z > 501z. tt.

<Z. Uvioelven c^v pi,r«en»u j„r. <ü<>ii». Ilanci 7,1,15, U«n>Z

»akirc?« , inprimi, <?x j»,e slstut. rcip. ZZioiiioiizi,, <Z«>t.

igsz. 4. O. (Z. Our'tiiiz clv rei vinäicaric,,«: jurr I^ubl».

cri»> sxl-i, liioitikus rir<!„ni5cripl,«. Zc». I7J>. ^. O. IVl?»

viii« acl jus I^»K. I,. z. ?>t. 2.

i) ?üb. Recht bei Brokei' (Odserv, snr, ^«cZ. i. PSA, 17.)

A t. 1^6. En ylwcüct „1,'nschc de se tho, wcme hc ftnes dinges
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aber durch völlige Aufhebung der Vindicatio« beim drit«

ten Besitzer, so daß nur eine Klage gegen den ersten

Empfanger auö dem Contract gegeben wird c). Diefe

Ansicht kann wohl nur aus einem schon frühzeitig ent

standenen (H. 15)8. Note i.) und durch Anwendung der

römischen Theorie, von den Klagen befestigten Mißver,

st.zndniß erklärt werden, daS aber in einzelnen Statuten

glS Rechtösatz anerkannt ist ei), und für andere, in wel-

ichtes wat lene, kumpt bat also, .bat dcycnnc dcmc bat «Helene«

is, bat vorkofft, eddcr vorsattet, unde rffte idt bekümmert wert,

eddcr holt bat vement up, de «cnne,ba dcme anderen bat

ghelcnct hcfft, v§ plichtlg dattholoßende, effte he bat web«

der vcbbcn wlll , unde bc ycnne , bc idt unter sick hcfft, mach

idt bcth bcholdcn na gadeS rechte, denn be ycnoe, be deine an,

deren bat ghelcnct hcfft. —

e) Dazu neigt sich schon das ältere b a i r. k a n d r. (bei n e » m » n »

l)j>usc. pag. ,52,). W^r gcwant — oder anderle« guctt — hin-

leicht umb lon, oder umd tzins oder durch trcw, wirt das von

dem, dem ez gclihn ist, verfiel oder vcrkümcrr , so sol der dcS

es ist , an jenen komen , dem er es bat gelibn , und sol in an,

elagn und jenen nlt bcclagn, do es gesetzt ist ; — wckr cS

auch das es mit Sranvotcn ans wurd gctragn, und vcrchaust und

daz er es nicht versprach, ob er cS weg, so mag der dcS

es gewesen ist, nicht mcr darnach gcsprechn, doch chubt er wol an

jenem , den, crs gelihn hat , er mag es auch wol wieder lösen,

als tewr und cS «ersetzt und verlaust ig.

4) Hamburg. Stadtr. »6«z. TV «. Tit. ». Art. 7. Welch«

Manu dem andern leihet sein Pferd, so mag — der es vcr,

liehen oder versetzt hat , darauf wider den EinHaber des,

selben, wofernc derjenige solcheZ mit gutem Titel

an sich gebracht , keine Forderung haben, sondern muß sich

deswegen an'^cnscldcn , welchen, er es geliehen — haltet. —

Die alteren Codices haben alle diese Stelle nur so wie der Sach,

seasvicgel. 6. Anderson Hamb- Private. Th. S. 89. Nr.

G
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chen wörtlich nur die ältere Regel wiederholt wirb e),

durö^nM^be^n Gerich ein ganz neues In

stitut begründet hat. Im gemeinen Recht sind alle Spu,

ren der alten Rechtsparömie verschwugö.e,n , weil sie,

richtig verstanden von dem römischen Recht in Rück

sicht der Zuläsfigkeit der Vindicatio» nicht abwich,

und in Rücksicht der Eigenthümlichkeiten der deut

scheu Vindicatio» mit dem alten Prozeß außer Ge-

LI. S. 5 Ig. Nr. XVII. S-46». Nr. XI. L üb. Recht ». >sg6.

B- z- Tit. Art. >. Was cin Mann dem andern leihet, da«

soll er ihm unverdorben wieder geben , oder bezahlen nach sein«

Würde. Verkaufte, vergebe, «ersetzete, oder alicniirte er «ber

das gelichcne Gut , es scy welcher Hand es wolle , so hat der

Oommolisn! oder AuSleiher keine Ansprache wider diejenigen,

«oclchcn es verkauft, vergeben oder versetzt worden, sondern muß

bei seinem Manne, dem OommoSatsrio, dem es geliehen, oder

bei seinen Erben auf den Todesfall bleiben; denn Hand muß

Hand warten. Art. «. Cin jeglicher (u. s. w- s. Note d.) —

wil dann der Auslelhex das Gut wieder haben , von dem , wcl«

chem das ausgeliehene Gut z>er Ooptrscium gebracht, so muß

er es selbst lösen , sonften bleibet der es gekaufft Mer dabei,

dann derjenige welcher bsS Gut ausgeliehen. Lann da jemaitd

seinen Glaubcr, gelassen , dg muß er ihn wiederum suchen- —

Won Versagung der Klage gegen den Dritten sprechen auch

die Statuten von Buxtehude (Rumpf S>»ss), doch ohne

etwas von einem Titel zu erivckhocn.

H Wirtlich in den Statuten von Verden (§. ,69- Note/), Stade

(?ukenüyrk Obs. I'om. >. z>ag, rnz), Bremen v.

'4ZZ- (OelrichS S. «ra. zg.).

f) Merkwürdi» Ist in dieser Hinsicht, daß ohngeachtet des Gebrauchs

des Sachsenspiegels die Regel, Hand muß Hand wahren, in dem

Sinn, den ihr die Neueren gebe», nicht gilt» Bcrgl. Kinä
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brauch kommen mußte. So wie' sie jetzt verstanden wird,

ist ihr Princip, daß der Eigenthümer durch Uebertragunz

deS NaturaMesitzeS die Bindicatwn geAen ,den dritten

Besitzer aufgebe ; wobei aber manche Folgen ,b^s_MerM

L!e<M stehen geblieben sind , die dazu nicht passen, und

auch die Anwendung jenes Princips im Einzelnen man-

ches Schwankende behalten hat. I. Die Parömie geht

auch jetzt nur auf bewegliche Sachen Z), muß aber

freilich, auf alle Gegenstande angewendet werden , bei wel

chen man ein dem Eigenthum gleiches, AbststandiZ^uber-

tragbares Recht annimmt II. Die Sache muß auf

den ersten Empfänger durch einen Contra et gekommen

seyn i), wobei die Gesetze meistens Ausnahmen haben, '

welche Folgen der Regel im Sinn deS älteren NechtS

sind K); verlorene, gestohlene oder geraubte Sachen l>in-

e) Cuetlus a. a. O. §, 9- Rumpf a. a. O. S- >«7-

5) Ucber Obligationen, Wcchfcl, Connossemente u. d- gl. s. Kle-

viu, zu Ii. S' iit. 2. srt. 2. uro. 16. Rumpf S> ««.

Note m. S. T,z.

s) Vergl. überhaupt Turtlus S. u. f. Rumpf S- >«? u. f.

über cke^osinim miserä?zils Kumzik S> l". über den Kauf,

kei welchem kein Credit gegeben und das Kaujgeld^noch nicht be,

L»W ist, eben das. S- "9. lieber Verckußecung des Pormun,

des S> »»4- Kann auch das, was dem Gesinde onvmrautM,

«US diesem Gesichtspunkt betrachtet ivcrdcn ? Vergl. sächs.

Landr. B. z. Art. 6. Hamb. Stadtr. Th. ». Tit. g. Art. 7-

küb. Stadtr. B z. Tlt.e. Art. 5. Cuctiuö S- S7- Rumpf

i) Hamb- Stadtr. ,«70. (Anderson S- 62. Nr.;6.), So me

sin Gud einem Ammetmanne dcit to malende , de Ammetmannc

ne mach bat Gud nicht Hoger verfetten, denn vor sin Lon, unbc

^ »vre he ock ut der Stab , de Huöbcre en mag dat Gud nicht
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gegen können vom Eigenthümer vindicir^ werden k). III.

Die Vindikation ist immer ausgeschlossen, wenn der erste

Empfänger veräußert . hat ; weil man sich aber an die

(hie und da in den Gesetzen wenigstens in gewissem Um,

fang gebilligte) Ansicht gewöhnt hat, daß die Regel

eine Begünstigung des rechtmässigen Besitzes deS

hogher bcholdcn den bat kon iS , eiste wert tvaS bat de Ammet«

man Hebbel! scholde to Lon. Statut. >6oz. Tb- s. Tit- y- Art

l8. Lüb. Stadtr. B z. Tit. S. Art. Brem. Stadtr.

(Selrichs S. S^S-) Orb- 6i.

y Hamb. Stadtr. Th. s. Tit. 8- »rt- 8- Th. 4- »rt- zs- Lüb.

Stadtr. B- 4. Tit. 1. Art. 6. Eine Ausnahme machen nach

diesen Stsdtrcchten Sachen, die über Sand und See «frommen

sind, wobei «der dem Besitzer ein Beweis auferlegt wird, d«

offenbar nichts anderes ist , als ein M^gat^e^ N«hmcisuag

eines Gewehren, der für diesen Fall schwer aufzubrmsen war,

und schon'ltts^rünMH, dahin gicng, daß der Besitzer sein eige,

^ n er Gewehre seyn dürfe , welches bei der Regel, Hand muß

Hand wahren, gerade der umgekehrte Fall war. Hamb. Skat-

1270. (bei Anderson S> 73- Nr. 9). So melckcr Hände Gud

/ . . ^in Man bringe^, in' deße «ricn Stadt over de sollen See,

^ «. ?>e, -> >. ,H^ghcr to bchvllcnde in sincn Wcrcn mit twcn bcdervcn Mannen,

. -He dar waren , dar lZe bat Gud koffte , offtc mit sineme Werde,

offle mit sineme Kumpane (in den späteren Haodschr. Kopmanne,

in dem Stadtr. von i6«z. fehlt dies ganz), offtc mit der Stab«

ircve dar bat' Gud gekofft was ; mit eincme Stücke van desscn

is he negdcr to beholdcnde sin Gud , denn idt e in e jennig Man

°" offtcwlnnende. Bcrgl. Hamb. Stadtr. Th. s. Tit. >g. Art-

s. z. . Lüb. Stadtr. B. 6. Tit. s- Art- 4. Ueber die Deutung,

welche jetzt diesen Stellen gegeben wird, s. CurtluS S- >? u. f.

Rumpf S. >«6. — Eine anderc"ÄuSnahme findet sich Lüb.

Stadtr. Th 4. Tit. >. Art. ,0. und ebeä^soln anderen Stam«

ten; und eine andere specielle tüb- Recht- B-6. Tit. 4- Art.».

5^
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Dritten sey, so wird zwar zugleich auf diesen Umstand

bei ihm gesehen m), demohngeachtet aber vermöge deS

Inhalts mancher Statuten «), angenommen, daß auch

unter jener Voraussetzung das dem ersten Empfänger

entwendete Gut .vindicirt werden könne. Consequente ^.

Anwendung des nun einmal anerkannten Princips sollte

entweder bloß auf den rechtmäßigen Erwerbungsgrund deS .

Besitzers sehen, was freilich seine Jnconvenienzen hat, ^

oder auch die Vindicatio« bei dem bonas fiüei possessor

schlechthin aufschließen, wobei dann aber freilich kein

hinreichender Grund für die Zulassung der Vindicatio« ^

der dem Eigcnthümer entwendeten Sachen einzusehen ist;^'

wohl der siarMe Beweis, baß die .Regel, deren^ein- '

zelne Folgen in diesen Fällen, wir noch anwenden wollen, ^ ^

ursprünglich eine andere Bedeutung gehabt hat. Mehr

an die Ansichten, welche unserer jetzigen Jnterpertation

der Parömie zum Grunde liegen, schließen sich daher

die Bestimmungen unserer neueste,^ Gesetzgebungen über ^

die Vindicatio« an, auf welche ^ene ebenfalls entschiede, ^1 «-?'.'" > .

nen Einfluß gehabt hat o). IV. Die Zurücknahme der

Sache, die sich noch im Gewahrsam deö ersten

Empfängers befindet, kann weder nach dem alte

ren Recht , welche Deutung man auch diesem geben mag

m) Stein Abh. des lüb. R- Th. s. S- ^Z; Tb. z. S- ^,6. Cur,

tluS a. g. O- §. 6. Rumpf a. a. O. S- 107» llcbcr die

mala Lä«5 superveniens s. C U ,r t i U s S. > <>. R U NI p f 0. «. O.

») Wergl. das lüb. Recht oben Note ä. und CurtiuS §. so.,

jedoch mit mchi-crcn Ausnahmen s, ebendas. §. ,z.

o) Preuß. Landr. Th. i. Tit. >z. Oc,sterr. Gcsctzh. Art. 5S7.

zSS.

x) Laö sckchs. Lande. B- ». Art- e«. setzt wesentlich voraus, daß
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noch auch nach b^m jetzt angenommenen Princip der Parö-

r.iie, durch die Intervention des Dritten, für welchen

sie der erste Empfänger nach erfolgter Veräußerung etwa

noch inne hat, verhindert werden, fvfern sie der Eigen-

thümer bei diesem mit Arrest belegt hat, ^da der Dritte

durch die. Regel "Hand muß Hand wahren" kein Eigen

thum erwirbt, und der wahre Eigcnthümer sie in diesem

Falle von ihm nicht zu vindiciren braucht, sondern durch

die gewöhnlichen Executionsmittel zu ihrem Besitz gelan

gen kann V. Daß der dritte Besitzer die Sache als

Eigenthümer inne habe, ist nicht nothwendig, für den

Fall, daß er bloß als Pfandglaubiger besitzt, aber

demohngeachtet die. Wiedereinlbsung des vom ersten Em

pfänger versetzten Pfandes .dem Eigenthümer wohl nicht

abzusprechen, da sie mit der Entsagung der Vindicatio»

nicht im Widerspruch sieht; während hingegen die Zu

rücknahme des übertragenen Eigenthums gegen Erlegung

des Kaufpreises ihm nur da zugesprochen werden kann,

wo sie besondere Gesetze gestatten und eine subsidia

rische Vindicatio« im Falle der Insolvenz des ersten Em

pfängers 5), immer als unzulässig zu betrachten ist e).

der «Sc Empfang« die Ge«ebre verloren habe- Wcrgl.

auch B- z- Art. 5.

?) Eine andere Frage, die zum Tbcil auch hiernach beantwortet

werden muß, ist, ob dem Verkäufer frei stehe, Waaren, die er

Nicht ercditlkt bat , aui dem Coocurs des Käufers zu vlodicino.^

LZcrgl. Rumpf S- "g u. f. ^

'1 S» Rumpf a. a. O. S- »51. <

S. Curtius §. »6. S. Li. Rumpf S> izi. l«svi»5

l.ib. g. ?it. «. ^rt. «. uro. gi.

>) U^bcr die Vorzüge, die der Elgentbünicr im Concurs zu genießen
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Zrveice Abchcilung.

Von der Erwerbung dcS EigenthumS.

L. 171.

Bon den Srwerbungsarten überhaupt.

Der wesentliche Unterschied , welchen die Verschie

denheit der Sachen selbst in detl Erwerbungsarten des

Eigenthums hervorbrachte (§. 168.), hat in dem

neueren Recht nur in Rücksicht der unbeweglichen Sachen

(§ 172. u f.) noch Würkungen behalten ; an die Stelle

der verschiedenen Arten, wie bewegliche Sachen nach dem

Alteren Recht erworben wurden «), sind dagegen die

römischen getreten, wiewohl nicht ganz ohne Modifika

tion durch Anwendung von Grundsätzen des deutschen

Rechts (§. 175.) im particularen Recht oder bei einzelnen

Instituten. Zu diesen gehört namentlich der ehedem ge

meinrechtliche Grundsatz, daß überhängende Früchte ver

möge deö Eigenthums des Luftraums über dem Boden

erworben werden und der Eigenthümer des letzteren jene,

pflegt , s. Lüb. R- B- z. ?it- '. Art. i». EurtluS a. a. O.

u. S. 6»- u. Rumpf S- «i» u- f.

«) Nicht steig de« randr. B- >. Art- i>. Nu wect bat »arende

have ons aenkomtt fcsterlcye wüs , antwar von ivvnne sc', off

kopen st, off st «ordt oo« gedaen <^I. gcgebln), off wö off la,

gen st dicven, off st Word oni^eervet, off wo, tugcn se selver.

Wergl. hierüber söchs. Landr, V. l. Art- es. »?. ?«. B- 2. Art.

2g. z6. z?. 61. B. 5. Art. 4- 8«. Unter diesen Erwerbung«,

arten sind jedoch auch einige begriffen, die als außerordentliche

Arten der Erwerbung unbeweglicher Sachen zu betrachten sind-

Wergl. I.. Lsjuv. tit. ,6. Sckchf. Landr. III. u«u
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so weit sie in diesen eintreten, nberhanpt nicht zu dulden

braucht ö). Die Anwendbarkeit dieser Regeln oder sonst

der Grundsätze deS römischen Rechts c), auch auf Bäu

me, die aus Forstzrund stehen, ist keinem Zweifel unter

worfen da die Forsigesetze daö «Cigenthum an.be

nachbarten Grundstücken nicht beschranken e).

§. 172.

Von der gerichtlichen Auflassung «).

». Ursprung des Instituts. ,

Sur Erwerbung deö Eigenthumö an Grundstücken

gehörte nach dem älteren Recht die gerichtliche Auflas-

b) Sclchs- Landr. B- 2. Art- 52. Weichb- Art. »«6. 1,7. «us

dcmPrmclv fließt auch Jüt. Low. B- 1. Capsz- »iiä«.

vrunö l?e kructikus in »lionuin vrseäiuin «rooencleniibus.

/Utork. 1746. 4. Eisenbart Sprüchm. S. 2Z0. Grlmm

über den lleber^ll der Früchte; Feilsche, für gcsch. Rechts«.

V z- S- Z4S- Ucber die Frage, ob diese Grundsätze noch gc,

mclnrechtlich? s. Runde Grunds, deö d. Pr. R. ö- «76. Da,

gegen Strock US. mog. rsnli. LiK. 4Z. tit. 27. Vcrgl. Ha«

gewann Landwirthschaftirccht Z. 157- Ucb« Landesrechte,

die den Grundsatz beibehalten haben, vergl. Haubold sckchs. Prt,

vatr. Z. z6,. Preuß. Landr- LH, Tit. 9- §- ««5 u- f. O e«

sterr. Gcsctzb- Art- 42s.

c) I.. t. §. 7, 8, 9. O. Se sroor. cseil. (4Z, 27).

ki) So lg von der Göttingischcn Facultclt erkannt worden. A. M.

istHartig Forst und Jagdstaatsrccht S. >«s-

t) Vcrgl. D l r k se n über die gcsctzl. Beschränk, des Eigcnthumsr. «ach

röm. Recht (Zeitschr- für gcsch. Rcchtsiv. B- 2. Nro. iL) S. 4»«-

Runde Grunds, dcs deutsch. Privatr. S.z>4>> Cramcr wctzl.

Ncbcnst.TH.s-S.z7.

«) Z. L. Vervoorten «I« »vestitura allockiorum ejuiäeinque

«riß. u»u et auetorit. «r»e«. Lob. 171z. ree. «um orael. ?.
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fung, die selbst auf die unvollkommene Gewehre auSge,

dehnt wurde (§. 1S7 a. E.). Sie war eine Uebertra»

gung des Rechts, mußte im echte Ding geschehen und

verschaffte dein Empfänger, außer dem Eigenthumsbe, .

sitz (Gewehre), den Beweis der Erwerbung , Sicherheit

der Vertretung, so lange sie ihm nöthig war, und der ^ '

Evictionsleistung , besonders aber das wichtige Recht ' /

nach Jahr und" Tag sein eigener Gewehre zu seyn; dem

aber, welcher ein Widerspruchsrecht gegen die Veräuße«

rung zu haben behauptete, gab sie Gelegenheit dieses

auszuüben b). Wegen dieser Eigenschaften führt sie die ^, .

Benennung Investitur (vestiturs, i»vestiwrs, d.h. «b> ,

kiimstiu). Zur Ferm c), derselben gehörte auch noch,

außer der mündlichen, mit dem Versprechen der Gewehr,

leistung, allenfalls auch von Seiten der Erben verbun,

O. o n r » ö i Heimst. 1 74z. 4. 7c>. K I e i n lii«. <I<? re5,'Sv«.

tione ju<iicii>Ii ^in ejiisci. Oisz. jur. IVro. g. ^><,F. z«9.) Matth.

Schlüter Tr. von dem Vcrlassungsmbte, mic solches — in

Hamburg und Lübeck — auch — Ivo Sachscnrccht gilt cinacsührt

worden. Hamb. >7«z. ? Rnxer rle re iminciküi ,il>5<in«

resiKiistiooe et ikive5tit»r« jnliic'. veniiitn el trscl. (Opi>5e.

I'oin. s. p. «77). Vcrgl. Haubold sächs. Prlvatr. §. 187. Note

». S- >s»-

ö) Vergib S«I, rek. I'it. 4g. 6e »ffstomie. ?nc:t. Q. 5«!.

I'it. 4g. <ie nclsrnniire. 1^,. IVip»s>-. lit. gg, 'jo. I.. Ls?.

^it. 15. I. «üpit. !>. 4, c^üp. II. SSchs. Landr.

B. I. Art, Ü2. Schwab. Landr. Art. 5'»' Stichs. Weichb.

Art- -o. R c ch t S g c ich. Z. 5g. 35g- '

«) C- tt- Grusen teutschc Altcrthümcr zur Erickutcr. des sächs. u.

schmckb. Land» u, Lchcnr. Hanno», u- Lüneb. 1746. 4. Ca». >.

Von gerichtlichen Berlassungcn. ri,se„kl«rk Ulis. jur.

univ. I'cnn, >. OK«, gg.
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denen Erklärung, eine symbolische Uebergabe der Sache

(daher särkaniitlo, assstonns, trsöiti« per snäelall-

ßum, el?e«tucstio , «cotstio) und ein Ausspruch deS

Richters, auch mit einer symbolischen Handlung

verbunden ; keineöweges aber die Uebertragung des Be

sitzes wenn sie gleich wie die römische Tradition eine

causa praeceäen, erforderte e), und die feierliche Ein

weisung l« jenen mit ihr verbunden seyn konnte/).

. ' Das Eigenthum übertrug sie auch eigentlich nur, wenn

es der Veräußerer gehabt hatte, welcher im Fall einer

Vindicatio« binnen Jahr und Tag schuldig war, den

Empfanger zu vertreten (gewehren) s),' und wenn er

>.< c:"» , < Vindicanten nicht abweisen konnte, für die Eviktion

" haftete. Nach Jahr uud Tag bedurfte dessen aber der

^/ Empfänger nicht mehr, und ein Vindicant, der nicht

barthun konnte , baß daS Gut sein Erbgut sc», konnte

gegen den Besitzer nichts ausrichten, weil bei gleicher

Ansprache dieser näher war, eö zu behalten K). So

lange keine Auflassung geschehen war, fehlte dem Em

pfänger jedes selbsisiändige Vertheidigungsmittel gegen

H Osp. ». X. äs consuswä. II. ». xr.

.) Sckchs- Landr. «. i. Art- 9-

/) S- Weichbild a. a. O.

5) S ckchs- Lande. Bz> Art- 8z> ^«cr ein gut lihet oder leKlt

einem anderen der sal in gcwcrln j« und tac. Smer eigen oder

varende verkouft, des sal her geivere sin diemile daz « lebt.

Wergl. Note >. S. auch 1^. K,ii>u«r. Ut. 6o. und vergl. dage,

gen söchs. Landr. B. ,. Art. >8- . >

Sckchs. Landr. V 2. Art. «- Richtgelg de« kandr. «.

Art. »6.
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Eigenrhmnsansprüche i), wenn gleich der BesiK als tLtt

tisches Verhältnis) ebenfalls geschützt war /c).

8. 173.

e. Bedeutung im heutigen Recht.

Am meisten hat sich von diesen Grundsätzen beim

Lehen und bei den Verhaltnissen erhalten, die nach des

sen Analogie gebildet sind. Sonst ist seit der Einführung

des römischen Rechts für die Fälle, in welchen ehemals

die gerichtliche Auflassung die Erwerbungöart war, die

Uebergabe der Sache an deren Stelle getreten; doch

hat sicl/ gewöhnlich neben dieser, als eine Folge des äl«

teren Rechts «), bald die Notwendigkeit einer wahren

gerichtlichen Auflassung ö), zu welcher der Veraußerer

aus dem Contract immer verbunden ist c), bald der

gerichtlichen Bestätigung (S. 93.) des Geschäfts, aus

i) Sachs, kandr. B. l. Art. 9. Smcr euch deine anderen gut

in sine gcwcre lct , e erz ime uflaze , her sal in In der gemere

vorfian, die ivile erz ime nicht ufgclajcn, hat , swenne her sin«

gemerschast bedarf.

K) Sckchs. Landr. B-2. Art.24.2;. Schwöb. Lanbr. Art-zis»

«) S. Recht«gesch. §. 564- Verpoorten «. a. O. Z.Z4-

Vergl- Haubolb sckchs. Prlvatr. I. ige. 187. Da« zellische

Stadtrecht hcrausgeg. mit Anm- v. Hag.emann (Hannov.

130«. 8)- S 9" «. f. Hamburg. Stadtr. Th. 2. Tit. 8- Art.

6. Klefeker Samml. Th. 4- S- »6t ». f. Lüb. Stadtr.

B.z. Tit-6. Art. >.-. M e v l u s zu diesen Stellen. Wer^Ker

0d5. 5or. I'om. ?. Z. Obs. »5.

«) . Strube« rcchtl. Beb. Th- l. Beb. S4. LreuviuF cks

1779. Hagemann a. g. O. S. SS u. f.
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welches sich die Uebertragung gründet «i) , noch erhalten.

Der Wehrbrief e), (Lehenbrief, Schbtebrief, Dingeö-

winde /)) oder die dem vorgelegten Eontraet beigefügte

Confirmation, vom Richter der belegenen Sache ausge

fertigt, dient dann, wenn die Tradition erwiesen ist x),

zum Beweise der Vollendung der Veräußerung

in ihrer gesetzlichen Form. Vorher gilt daher der

Veräußere? im öffentlichen Verhältnis; noch als Eigen»

thümer ü), und der Erwerber ist zwar Civilbesitzer, aber

noch nich^t zu gerichtlichen Verfügungen über die Sache

legitimirt i). Daß der Veräußerer auch noch über die

«i) S- z- B Weisbasr würtemb. Private. Tb- «. S. 4»s u. f.

Hellboch scbwarjb':rg. Private. S- >:z u. f. kukengork

OK«, jur. univ. I'om. III. vdz. L«. lZo>

«) Vexgl. Hagemann a. a. O. S- g?»

/) S. LroKez «:>. ov5erv. kor. Ods. g«. ?. 175.

«/) WvrnKer Obs. ior. 7/oin. ?. 4. Ods. gl. vergl. aber

1. OK«. 27z. ^

S- Hagemann a. a. O. S- 98. Wcrpoorten §.55.

S- Pufcndorf a. a. O. Ucbcr die Würkungcn der Auflassung

in Sachsen: vecis. 6,. v. I. »6S1. Deciz. ,. v. I. ,7^6.

"Obwohl vrdcntlichermeiie das Ei'gcntbum unbeweglicher Güter

und Grundstüac :,üch Sachsenrecht anderergeiialt Vicht als durch

gerichtlich? Belchnung erlangt wird, und dadcr derjenige, so ein

Gut oder Grundstück nicdt in kcben hat , solches weder verplan«

den noch das Eigcntdum desselben andern überlassen kann ; so

wollen wir d^d, daß in actione I^iblici^ns / inglcichkn , da in

actione ne^,,t»ris auf Beibringung des äominn erkannt wor«

den , es genug seyn soll ,' wenn Kläger , daß er das Grundstück

Kons ti<is et j'isto titlllo besessen , erwnsct . ob er gleich das

mit nicht brl>b»t iß , gcstalt denn auch durch dergleichen Posse»,

wenn solche z> Jahre 6 Wochen und z Tage continuirct worden.
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Sache verfügen könne K), kann wohl nur für Folge.be«

sonderer Gesetze' gehalten werden sofern doch die

Tradition als die eigentliche Erwerbungsart angesehen

werden muß. Gerade in dieser Beziehung machen aber

die neuesten Gesetze über die Einrichtung der Hypothe«

kenbüchcr die Sicherheit deö Erwerbers von der Ein»

tragung feines Befitztitels in jene abhängig m),

welche mit der gerichtlichen Auflassung zwar viel ähn,

liches hat, aber doch darin von ihr verschieden ist, daß

sie auf gehörig begründeten Antrag des Erwerbers

erfolgt, und zur Begründung des letzteren sogar gehö

ren kann, daß jene oder gerichtliche Bestätigung des Con-

tractes vorausgegangen ist n).

dai Eigcnthum bcS Gutes wohl erlanget werden mag, und dem,

jcnigcn, der sich ncbst seinen Vorfahren so lange in solchem Veßtz

befindet , die lehensrelchung nicht zu versagen ig."

K) Berp'oorrcu a. a- O §. 54»

Z) Ii. so. O. 6« xsctis (, , 5 ). I.. «. O. 6e xig». sct. (ig, 7.).

Ii. s. lü. si «liens res ?^g"» ^«ts sit (g, >6 ).

m) Preuß. Lande. Th. Tit> 10. Hvpotbekcnvrdn. vom »0.

Lcc. ^78,. Berlin 1784. 8- Oesterr. Gesetzb. Art- 4Z> u. f.

Va irisch es Hypothekengesetz vom ». Jun. ,822.

n) Preuß. Hypoth- O. Tlt- ». s- 4g u. f. tnsbcs. §.Sz. In wie,

fern außer der gerichtlich .oder vor einem Justizcommsssario und

Notario erfolgten Aufnchmung des Instruments über den Vcr,

«lußerungscontract, auch noch eine förmliche richterliche Confirma,

tion, oder gerichtliche Auflassung und Ucbcrgobe des Eigcnthums;

eine solenne Investitur ; die Ableistung des lehenseidcs oder son«

stigen Eide« der Treue u. s. w. noch vor erfolgender Eintragung

deö tinili x«55essorii hinzukommen müsse , dcSfallö hat es bei

den Gesetzen und Verfassungen eine,!, jeden Provinz vor der Hand

sein Bewenden. §. 64. Inzwischen soll auch in denjenigen Pro

vinzen, wo eine gerichtliche Confirmstion oder Civiltradition bis,
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. §. 174.

Verjährung v»n Jahr und Tag

Historische Einleitung.

Durch fortgesetzten Besitz wurde nach ursprünglichem

deutschen Recht das Eigenchum niemals erworben; alle

Spuren eineö Instituts dieser Art in älteren Rechtsquel

len gehören dem römischen Recht an ö). Wohl aber gab

es eine ursprünglich deutsche erlöschende Verjäh

rung, die sich, auf einzelne Rechtsverhaltnisse

angewendet, schon in den älteste» Rechtsmonumcnten

findet c) ; in den späteren sind etwa die wichtigsten

Rechtsverhältnisse, bei welchen sie vorkommt, die Rechte

des Erben Veräußerungen des echten Eigenthums anzu-

her nicht erforderlich gewesen, der Umlus ^«««ionis , auf den

Grund eines vor einem Juöi'zcommlssarlo und Notar!« errichteten

' KaufcoMxacts , nicht ander« eingetragen werben , als wenn ent,

weder die Eingabe, worin solcher nachgesucht morden, von beiden

CvNtrahcntcn unterzcichnct ist ; oder fall« das Gesuch vom Kcku<

scr allein angebracht würde, wenn der Verkäufer, in einem an,

zubcraumendcn Termin , in die Eintragung bei tituli für den

Kclufer auf den Grund des von selbigem übergebenen CoutractS

einwilliget." Vergl. österr. Gesetzb. Art- 45Z ^ qzs- Bai«

risch. Hy voll). Ges. §. >4Z> vergl. mit §. '«?. ><>g. no.

«) <?. O. I^iOOius lle prsescriptione O«rmgvi<:ii vet. et K«.

S) Vergl. Rechtsgesch. §. 59-

e) l.. 8ä1. rsk. tit. 48. (?a«. I.. 8al. tit. 4g.). RechtSgcsch.

§. 5g. I.. S»I. rek. tir. 47. (i'sct. tit.4g.). »ergl- Zettschr.

für gcsch. Rechts«. B. >. S. >S2.
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fechtend), und baS Retractrecht (g. 97, 102.), die

Befugniß die Belehnung mit einem angecrbten Gut zu

suchen e), und sich den beweglichen Sachen zu ziehen

(§. 1lZ9. N. c), die von dem Richter als erblos ringet

zogen, oder als geraubtes, gestohlenes, gefundenes Gut

an ihn gekommen waren /). Bei allen diesen Verhält«

nissen war die Verjährungszeit Jahr und Tag, d. b>

^ein Jahr, sechs Wochen und drei Tage g); sie lief aber

dem Abwesenden erst von Zeit seiner Zurückkunft K>

«i) SS chs. Lande. V. s. Art. 6. vergl- mit V g, Art. 8z. B. ».

Art- 4Z- u Nicht steig V- ,. Top. 26. Hieraus geht wohl das

Schöffenurthcil bei Böhme diplom. Bcitr. Th- 6. S.

Was ein man bcsiczr In der stillen Gewehre jar und tag sne erbe

und an gute , adir suß sich voraldet und vorlart hctte an

erbe und an gute , das einer besessin hctte — der blibit billich

bobet — die ausgezeichneten Worte können sehr gut auf die Aus,

«ahme Note K. bezogen werden.

«) Sckchs. Lchenr. Art. 6»- Landr. B. ». Srt. «4. Jcclicb

man niac sincs rechten gute! wvl mit rechte «nie werden, ab crz

»crkvust oder verscczct oder ugct , oder sich vcrjare» geirt

slnen rechten Herren.

/) Sckchs. Landr. B- >. Art. »8. B- «. Äct. z>. z?.

F) Das sogenannte schles. Landr. B- 1. Cap. 28. (Böhme di

plom. Belu. Th. 4. S- 26,)., I« und tag Ist ein jar unde sechs

«ochiit und drei tage. Vergl- Haubold a. a. O- §. >o.

- 59 u. f.

Sckchf. Lavdr. B. >. Art. »8- Swaö so getanes dmgcö crvelos

irglrst , hermcdc oder ervc , oder rode > daz sal mc» antwardcn

deme richte« oder dcmc vroncn bodcn ob her iz eschet na dem

>rittcgistcn. Saz sal her Halden jar unde lach rmvcrtan , unde

warben ob scch jcman barzu mit rechte tzic ; sint so kcret iz die

rlchtcrc in sine nut , iz en si ob die crve gevangen sie > oder In

des richcö dicnste gcvarcn , oder in bedc sart si butm landes.

So mut her sin ivarden mit deme crve want her weder koine z

30«
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Eigen, welches der Richter als erblos eingezogen hatte,

konnte der rechte Erbe ursprünglich zu jeder Zeit zurück

nehmen; das sächsische Necht führte dafür aber eine be

sondere Verjährung ein i). Auf guten Glauben und Be

weis eines ErwerbungSgrundes konnte eö nach der

Natur der Klagen dabei niemals ankommen K). Den

Wmkungen der Einrede, welche in diesen Fällen der Be

klagte auö dem Besitz von Jahr und Tag hernehmen

konnte, war der Schulz, welchen die rechte Gewehre

bei unbeweglichen Sachen gegen die Eigenthumsklage

verschaffte, schr ahnlich, doch konnte diese durch den Be

weis einer stärkeren Gewehre gebrochen werden l); so

bald man diese mittelst der rechten Gewehre ebenfalls

abweisen konnte, verwandelte sich aber freilich diese in

eine wahre Usukapion Ob eine solche Ausdehnung schon

während deö Mittelalters würklich statt gefunden habe,

wcnt her ne kan scch an sinem« erve dle rolle nicht «Irsumeri.

Dlt lS geredet von varender hgve.

i) Sachs- Lande-' B> >. Art. 2g. Ane eigene unde an Huven

mach sich der Sasse vlrsumen ; an yrmc erve binnen drizich ,'a,

rcn unde jar unde tage unde nicht er. Daz riche undc'die Sm«'

fcn ne mögen sich nymber versmigcn an irme erve diewil» se iz

tzugco mögen.

i) Vcrgl. Saubold a. a. O. §. >a. S- s? u. f. Riccius a.

a. O. Cap. 4> 8- 5-

?) Sächs. Landr. B- 2. Axt. 48- Gcerbct eigen muz euch ein

man baz bchalden , den ein ander gckoust eigen oder gegeben. —

Der Fall ist leicht von dem Note i. zu unterscheiden , und in

Beziehung auf daö Erbgut überhaupt von Verjährung nicht die

Rede.
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bleibt wenigstens zweifelhaft m); um so leichter ist aber

die späterhin in partikularen Rechten üblich gewordene

erwerbende Verjährung , die man auch auf Gegenstände

ausgedehnt hat, an denen gar keine rechte Gewehre statt

fand, zu erklären, nachdem einmal das Institut der

Mlcapion durch das römische Recht bekannt, so wie es

hier vorkam , gemeinrechtlich geworden , und der deutsche

Eigenthumsproceß , der daö ältere Institut erklarte, ver

schwunden war.

^ §. 175.

2. Heutiger Gebrauch «)-

Die Verjährung von Jahr und Tag bildet nur eine

Ausnahme von der Regel des römischen Rechts, das

mj S. jedoch 5U5 8u«st. sntiz. <Juicnnque eis INSNU «culteti

vel e« <zui suetoritstem Ksbet , äomuki ve! »resm vel

insiizui» vel lnsiisi psrteni reeeperit , et per snnum et

»Ziern legitimuin c^iiete uoszeclerit , »i c^uis in eum «Zere

voluerit, posiessor tsctis relic>uii« isla manu odtiueliit, et

s!c lie eetero sui vvarnnöu! erit , neo arnjokiii« rupra /irae-

a) Haubvld sckchs. P/ivotr. §. ,36- Hamb. Stadtr. Th. I.

Tit. s°. Art, z. B. s. Tit. ». Art. 7- Th. 5- Tlt- Z, »rt- >8-

S »dagsg, Th. >. Tit. Art. i. verj,l. aber Note c.

LcKoeiie 6e lUk^ereotis jur. «t»tnt. Lremeusis et jur.

roi». eii eu piuei>l:ri^t. Lrem. 174z. 4. I. L. He i n evci >> i

» <t« pruescripi. smillli jur. I^uKecensi?. Usl. »7Z4. Hvnr.

Lreiner äu «uiisli jur. LudeO. püiescr. Ze„. lg2S. 4.

Orth Anmcrkunq. zue Frankfurter Reformation. Th. ». Tit.

Z. 8- 7. S> Z 6u, f. ^V. Ltürnler lie ziracLcriptione

»nnsli imiuokilium IZeriiisiiics et po>.iss. dloriixi K e r-

geusi. ^U. 1747. Schröter jurig. Abhandl. Tl> ». S.

^19 u. f.
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jetzt in der Lehre von der Verjährung als das gemeine

/ deutsche Recht angesehen .werben muß, und entweder

allgemein für ein Institut, dem sie als Erstinctiv-

verjährung eizeitthümlich geblieben ist, oder durch Par-

ticularrecht für einzelne Verhältnisse begründet

. - seyn kann. Diese sind öfters ganz die e^nze^nFälle

u, ' des älteren Rechts oder doch aus diesen entstanden ö),

' / ,, und dann durch ausdehnende Erklärung auf keine Weise

auf andere übertragbar , bei welchen sie nicht auö die

sem gerechtfertigt werden, können, die Frage aber, in

wiefern dabei zugleich die Würkungen der Micapion an?

genommen werden können, jetzt wohl immer zu ^bejahen,

' . ^ ^ ^ sofern dic Verjährung nach den Grundsätzen des älteren

Rechtö die EigenthumSansprüche ausschloß, und die Er-

fordernisse der römischen ordentlichen Verjährung mit

^ dem Besitz verbunden sind «). In wiefern die Abwesen

heit des wahren Cigenthümcrs den Lauf der Verjährung

hemme, muß im Zweifels) daraus beurtheilt wer-

'./../>'.'
' ^

k>) Vergl. ,-B. Hamburg. Stadtr. Tb- 5. Tit- s- Art. >S-

Brem. Statut- von >4ZZ- Skat. »8- O:d. 8z- «erblinden mit

Stat- 99. Lüb. Stqdtr. D- 2. Tit. 2. Art. »4. B- 2. Tit. A.

Art- 9. Rostock er Stadtr. Tb- 2. Tit. >. Art. »s-

f) Vergl. eben §. 169 u- s. §- '74- und O«?. ult. x. «e prse-

«?ript. (2, 26,). Eine Ausnahme bilden hier die Dispositionen

einzelner Statuten in Rücksicht gestohlener Sachet

Siadtr. B. 6. Tit. 5. Art- 5? Alles Gut , welches über- See

und Sand kommen, und jemand Jahr und Tag bei sich gehabt,

kann er solches beweisen , so bleibet er billig dabei , ob es gleich

für gestohlen od» geraubt angesprochen ; doch sofern derjenige

binnen Landes gewesen, so die Ansprach thut. Hamb. Stadtr.

Th- 2. Tit. >g. Art. z. Wergl. oben z. ,70. Note l.

H Bestimmungen darüber enthalten z. B- Hamburg. Stadtr.
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den, ob Erweislich gemacht werden kann, daß jener dem-

ohngeachtet Kenntniß. von der Veräußerung erhalten

habe, da dies das Princip des älteren Rechts ist e).

Auch der Ausdruck Jahr und Tag ist wchl noch im Sinn

des alteren Rechtö zu nehmen, wo nicht ein entschiedener

GcrichtSgebrauch ^) oder Gesetze S) ihm einen anderen

Sinn beilegen. Der wichtigste Fall, in welchem diese .

Verjährung vorkommt, ist noch immer die förmliche (g.

173.) Uebertragung von Grundstücken und Gerechtsamen,

die ihnen gleichstehen K); seltener sinket sie hei^Servi-

tuten, statt i) ; auf bewegliche Sachen ist sie zrvar häu

fig ausgedehnt, aber hie und da bloß durch die Praxis K).

Th. i. Tit. zo. Art- s Lüneburg. Statut- von 1679. Tb- «

Ttt- 19, (kuksuäorl Obs. jl«. uillv. ?«in. 4. ^äp.

S7..).

«)^ Wcrgl- Bremer o. g. O. k- S- 17 0. f.

/) HIovius ad »jus I.nd. l^id. ». I'it. 8- ^rt. 1. uro. l6.

Stein Abhandl. des lüb- R- Th. Z. öS. TP. ». §.

5) Preuß. Landr. Tb- >. Tit. z. Z. 49, I. r. »2. , wiewohl aus

der letzten Stelle schwerlich das geschlossen werden kann, was der

Gerichtsbrauch hie und da daraus folgert.

>) Lab. Stadt r. B- z. Tit, 6. Art. z. Will jemand Verkaufte

liegende Gründe, stehende E^be und Rente ansprechen, der soll

es binnen Jahr und Tag thun. Nach dieser Zeit soll er nicht

zugelassen werden , er bcweisttc da»» , daß er außerhalb Landes

gewesen , so hat er noch s te,„p«r« «cl«nt!,e Jahr und Tag.

Hamb. Stadtr. Tb. >. Tit. z«. «.t. z> B. «. Tit. 8- Arr. ?.

») Lüb. Stadtr. B- >. Tit. g. Art- ». Wann über Jahr und

Tag ein Vedckute unangesorochcn gestanden , das kann nach Jahr

und Tag nicht mehr angefochten werden.

i) Lüb. Stadtr. a. 0. O- Art, >. Alles das Gut welches in

diese Stadt komxt, doch nicht über Sand und See, und
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Das sächsische Recht, welches die Verjährung von Jahr

und Tag bei beweglichen Sachen hat, bei unbeweglichen

Sachen aber 31 Jahre 6 Wochen und 3 Tage als Ver

jährungszeit fordert, ,lst nicht nur hierin, sondern auch

in den Äebenbestimmungen abweichend, und erst durch

neuere Interpretation und Gesetzgebung gebildet y.

Dritte Abtheilung.

Einzelne Arten der Rechte an Sachen.

Erster Titel.

Servituten.

§. 17«.

Anwendbarkeit dcS römischen Rechts.

Die Servituten müssen als ein Institut behandelt

werden, welches unter den Regeln deö fremden RechtS

sieht, obwohl schon vor dessen Einführung Rechtsverhält

nisse vorkommen, die einzelnen Formen der ersteren ver

gliche» werden können. Denn gerade diese, wofern sie

eln Mann bei sich hat Jahr und Tag , mag er solches beweisen,

so kann ihm daZ niemand mit Rechte abgewinnen , oder für gc«

raubt und gestohlen Wut ansprechen ; doch sofern derjenige , der

solch Gut ansprechen will, binnen Landes gewesen. Vergl. Vre,

mer a. a, S S> 56.- Heinecclus a. a. O. § «2. Lüoeb-

Sradtr. Th. 2. Tit. 9. Rostvcker Stadtr- Th. >- Tit, S.

Art. >. Hadeler randr. Th. ». Tit- >3.

l) S. Haubold a- a. O- L»uer Opi««. ?om. ,. i„F. zig.

Osrpiov Seil». 5or. ?. Oonst. g. Oef. 6. jl. S- Kori

Theorie der Verjährung nach gemeinen und sächsischen Rechtes

§ 17 «. s- 61 U. f.
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nicht durch bis neueren Gesetze den Regeln des römischen

Rechts geradezu unterworfen worden sind, bilden noch

jetzt cigenthümliche Verhältnisse des deutschen Rechts,

Vci denen erst aus diesem abgenommen Wörden muß, in^

wiefern sie nach den Bestimmungen über die ihnen ähn

lichen Institute beurtheilt werden können, welche jen^s ^ ^

enthält. Am wenigen findet aus diesem Grunde eine

Anwendung des römischen Rechts bei den Rechtsverhalt

nissen statt, die man den persönlichen Servituten

vergleichen kann ; man erhalt daher wenig mehr als

<incn Namen, wenn man die Rechte, welche die eheliche

Vormundschaft dem Mann an den Gütern der Ehefrau,

und dem überlebenden Ehegatten überhaupt an den Gü

tern des Verstorbenen oder den Gütern der Kinder, bei

gewissen Formen der ehelichen Güterrechte verschafft, die

Jnteriniswirthschaft, manche Formen der Leivjucht, das

Colonatrecht bei deutschen Bauergütern, und die soge

nannte tutelä kructusris des älteren deutschen NechtS

einen usustruotU3 juri5 OeilNsn!« nennt , und auf jede

Weise würde eö unpassend scyn, diese Verhältnisse auS

ihrem Zusammenhange mit andern Instituten loszureißen

und sie den Servituten unterzuordnen. Mehr können

manche deutsche Rechtsverhältnisse den Prädialfervi-

tuten verglichen werden, wenn sie gleich nicht immer ^.

ihrer Entstehung nach mit diesen übereinkommen,

weil doch vermöge ihrer inneren Bedeutung der, >

Anwendung des römischen Rechts nichts entgegensieht,

und man nur die Beschaffenheit des Objects zu ken«

nen braucht, um in jenem die leitenden Principien auf

finden zu können. Diese, sofern nicht, auch hier ent

weder das Object selbst oder die natürliche Verbindung

deS Verhältnisses mit anderen Instituten ihre Erörte-
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ning in einem anderen Zusammenhang nothwendig macht,

können daher mit den Verhältnissen zusammengestellt wer

den, die geradezu als Servituten des römischen Rechts

angesprochen werden müssen. Bon diesen sowohl als von

jenen eigenthümlich deutschen Verhaltnissen, st weit sie

nach den Regeln der Servituten beurtheilt werden kön

nen, gelten übrigens die Bestimmungen des römischen

Rechts in Rücksicht ihrer Entstehung, Ausübung und

Aufhebung ; doch erfordert die Erwerbung derselben an

unbeweglichen Sachen zuweilen die Jngrossation «), und

hat bei einzelnen Arten hier und da, sofern sie durch

Verjährung geschehen soll/ manches Eigene ö).

L. 177.

, I. Hot- und Weidegerechtigkeit °).

Das Hut- und Weiderecht ist in Deutschland ö)

weit öfter eine durch die Gemeindeverfassung, Lutsherr-

liche Rechte und Gesammteigenthum an Grund und Bo-

«) Preuß. Lande. Tb. >. Tlt- 22. z. ,6 — 24. Oeffexr. Ge,

sctzb. Art. 43>.

b) Preuß. Lande, a. «. O. §. «> Sestcrr. Gesetzb, «. g. O-

Novellen zum bairisch. Lande. S- »5>.

«) C- F. Münter , das Weiderecht. Hanniv. 1304. g. G-

Strampfer Abh. vom Hutrecht. Erl. ,79g. «. Gabcke

Grunds- dcs Dorf, u- Baucrnrcchts. §. 48« u. f. besonders -

Th- Hagem« nn Handbuch des Landmirrbschaltörcchts (Hannos.

1L07. «)- I.,«go u. s. Preuß. Lande. Th. 1. Tit. 22. Z.

S« — >4S- Ocffrrr. Gesetzb- Art. 498 — 502. O06. Lsv.

riv. ?. 2. Lsz,, g. z. iz. ,4. Novellen zur bair. Gesetzgcb.

S, u- f.

i> Anton Gcsch. der deutsch. Landivlrtbsch- Tl> Z- S- 542 u- f.
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den hervorgebrachte Gerechtsame, die unter der Form

einer den Einzelnen zustehenden Prädialservitut ausgeübt

wird, als eine auf die gewöhnliche'" Weise entstandene

Diensibarkeit einzelner Grundstücke; dennoch steht quch

unter jener Voraussetzung , wo der erweisliche Ursprung >.

des Verhältnisses i'.icht besondere Regeln begründet, auch

hier dem allgemeinen Princip über die. Anwendung des

römischen Rechts (g. 176. a. E.) nichts entgegen, da

W^h ein beschränktes Recht an Grund und Boden, ver

möge der Proprietät , nicht über den Vorbehalt ausge

dehnt, oder diese umgekehrt vermöge erlangter Nutzungs

rechte nicht über deren ursprünglichen Umfang einge

schränkt werden kann, wofern nicht die Befugniß dazu

«ach Analogie einer Servitut erworben ist. Der gebachte

Ursprung des Weiderechts erklärt das häufige Vorkom

men der Koppelhut in Deutschland, welche dem ge

meinen Sprachgebrauch nach jede Benutzung des nehm-

lichen Wcidereviers durch Mehrere^ begreift, nach den

vier Hauptarten aber, auf welche sie sich zurückführen

läßt c), eine verschiedene rechtliche Aedeutung bekommt.

5) Als Recht : l. des Eigentbümerö nebe» etncm Ettvitutberech-

tigtkN , MitVUt, jus coinpäzceaäi ; I,. iz. §. L. O.

Lommun. xrseä. (Z, 4.). I<. ß. O. Servitut, (z, z^,.).

«. Bülom u. Hagemann Erörtcr. B. 6. Nr. 1 s. 2. Mehrerer

guf dem Grundstück des Dritten, ju5 compascui ; z. gcgcnsci« /

tiges Wcidcrccht (Koppel Hut im eigentlichen Sinn) , jus com. «> ^

PäZculstioni's recivrocum ; 4. der Mitglieder einer Gemeinheit

auf.Gemcindcgründen , ju» coinpüsculutioiiis (wobei aber auj

der Communalgcrcchtsame allein nicht auf diese Act der Koppelhut

im Gegensatz von Nr. z, geschlossen «erden kann. Hagem««»

Landwirthschaftör. Z. z«^)- Werg!, übcrh. H a g e m a n n a. a. O.

z. zo« U- f. Gabcke§ 49Z. I^vvser sz>. 20g. AZ,Lck.

Preuß. Lande. TH. 1. Tit. »2, §. szz — i>5-
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Di« esgcntliche'Kopvelhut kann auch auf einem Precarium

beruhen ; wer aber ihre bisherige Ausübung Einräumen

muß, und jenes zum Grund seiner Klage macht, hat

es ebenfalls zu beweifen ei).

§. t78.

Ausübung des HütungSrcchts.

Die Regeln über die Ausübung des Weiderechts als

Servitut fließen theils auö der Natur der Prädialservi

tuten überhaupt und besonders aus dem Grundsatz, daß

diese "pfleglich" ausgeübt werden müssen «), theils bei

manchen Arten der Koppelhut aus den errichteten Weide-

recessen ö) , der Genieindeverfassung und dem Herkom

men, theils auch auö der Natur des Objects. I. Die

Anzahl des Viehs, welches auf die Weide gebracht

werden darf, wo sie durch Recesse oder die Erwerbungs

art nicht bestimmt ist, richtet sich daher bei wahren Prä

dialservituten c) nach dem Winteifutter, das auf dem

berechtigten Grundstück gewonnen wird ei«), und beim

KinS (Ziiuecs. for. ?oin. Z. Osp. zg. Glück Comnicntar.

LH. 10. z.6gi. S- >S5. Tbibaut Svstem des P^ndcetenrechts.

§, 6o«. Bcrgl. preuß. Landr. g. „. O. §. ^55. «zS.

I. Clapcoth. NcchtSwisscn/ch. der Vertrckgk. Th. I. z. gl u. f.

«) Daher anders bei Communalgcrcchtsamcn. ». Bülow u. Ha«

gewann Erörtcr. B. 4- Nr- 65 — 57- Wergl- jedoch Oo,1.

IZav. civ. Z. 14. ni«. z.

Struben rechtl. Beb. Th. 4- S. z«o. v. Bülow u, Hages

mann a. a, O- Nr, 5S. Preuß. Landr. «. a. O S- 90 u. f.

Ocsterr. Gcsetzb. Art. 500. lieber das säugende Med: Runde

Beiträge. TH- ' Nr. lo. <üoä. Luv. civ. §, iz. nro.

Oegerk. Vcs. s. g. O.
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Mangel an Weibe bestimmt für die Koppelhut zunächst

die Natur des Verhältnisses, auf welcher sie berühr,

wer seinen Viehsiand herabsetzen muß, dann aber freilich

auch der Grund des Mangels e). I. Für die Art deZ

Viehs enthalt die Natur der Servituten schon die' Be

stimmung, daß es der Weide nicht nachtheilig seyn

darf/). 3. Das Behüten der Brache schließt wenigstens

deren landübliche Benutzung niemals aus Z), und

auf Bauackern K) so wie auf Wiesen kann das Wei«

derecht nur in den offenen Zeiten ausgeübt werden,

wahrend auf anderen Gründen vornehmlich Herkommen,

Landesgesetzgebung und Gcmeindcverfassung, über die Zeit

entscheidet K). 4. Bei der Koppelhut muß häufig die

Vefugniß, einen eigenen Hirten zu halten, besonders

erworben seyn l),

«). S Glück Commentar. Tb- >c>. z. 6g«. S. >gi. Hagemano

Landwlrtbschaftör. §. zc>5>

/) Münter Weiderecht. §. «g. 70.92- Hagemano §.294— 297.

^) Hominvl rlispsoä. (Zu. korens. Obs. z<s. K.inü l)u. kor.

rom. 2. lüap. 58. Prcuß. Lande. Tt). I. Tit. S2. §. 1,6.

Hage mann Landmirtbschastsr. §. 295. ' '

^) Sind a. a. O. , Hagomann a. a. O.

») Hagemann Landlvirtbschastsr. §. 132.

^) Ucber die Reduktion des alten Talentes auf den neuen bei Feit«

bestimmungcn dieser Art s. v. Bülow u. Hagem an n Erörtcr.

B.z. Nr »L. Kind a. g. O. Hagemann LandwiMchastsr.

§. IZ2. ' .

Y Sckchs- Sandr. S- 2. Art- 54- Hagemann g. a. O, §. 299.
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§. 179.

2. Triftrccht.

Die Befugniß, Vieh über das Grundstück einss

Änderen zu treiben, faßt im Zweifel a) kein Weide-

.-echt auf jenem in sich, wum gleich zuweilen der Aus

druck Triftgerechtigkeit (besonders in der Verbindung

«Hut und Trift") von dem Weiderecht selbst gebraucht

wird. Hieraus folgt die Anwendbarkeit der römischen

Grundsatze vom sctu, wenigstens als Regel; die Breite

der Trift bestimmt sich, wo nichts anderes festgesetzt

ist, nach der Größe der Heerde ö).

S. 180.

«. Schckscrelgercchtigkelt .

Das Recht, auf hutfreiem Eigenthum Schafe zü

weiden, kann nur durch eine Schafcreigerechtigkeit aus

geschlossen werden, welche sich meistens über die ganze

Feldmark erstreckt und zuweilen ein gutsherrliches Recht

ist 5>s) ; neben der Koppelhut auf Pflichtigem Lande eine

Schäferei zu haben, kann aber nach besonderer Berfaf-

«) liS^ser jus Leorgicuin. i^K. z. Osp. 10. uro. »,

t) Hagemaun Landmlrthschastsrecht. §. z°3-

«*) Rößig übet bcn Unterschied zwischen Schckfkkfigercchtlgkeit und

dem Recht, Schafe zu halten, bei F. B Weber ökonomisch.

Sammler. Hft. ». S. uz u- f. S trüben rechtl. Bcd. Th. >.

Nr. t«ü! Th- 4- Nr. n?. Kinck lZusest. for. ?om. 2. öilp.

6o. Hagemanns Landwirthschaflsrecht. z. zio — Zl6.

ö«) Prcuß. Landr. Tb- '. Tit. 22. z. 146. (v. Bcnckendors).

Ueconoini» korensis. I'oin. VIH. Osp. 12. S> sbkk Kind
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sllng eine Befugniß seyn, die ans dem Cigenthum allein

noch nicht gerechtfertigt wird c), und >st dann meistens

mit einer wahren, die Koppelhut für diese Art des ZSie-

hes ausschließenden, oder doch beschrankenden Schafereis

gerechtigkeit verbunden ^5).' Wo die Schäfereigerechtig

keit neben einer Kop'pelhut ausgeübt wird, darf sie nie

mals zum Nachtheil der letzteren ausgedehnt werden e);

von jener selbst, als Weiderecht überhaupt und als Kop

pelhut insonderheit, gelten übrigens die allgemeinen Re

geln (§. 178.) /> Dem Berechtigten ficht in allen Fül

len das Pferchrecht (Hordenfchlag), als Folge des Ei

gentums an den Schafen, in Rücksicht seiner Grund

stücke zu. Es kann aber auch als Servitut vorkommen,

wo dann das Grundstück, welches mit dem Hyrdeuschlag

belegt werden muß, das herrschende ist s).

- . - .' §. 181.

Gerechtigkeiten der Gebilligt. - ,

. Die Policeigesetze für die deutschen Städte «) habe«

frühzeitig das Aufführen und die Einrichtung der Gebäu,

de Policeivorfchriften und einer policeilichen Aufsicht un«

c) Hagem««« LaobivirtKschastsrecht. §. s>>>

<i) Struben B- >. Nr. i«.

, e) Struben V 4> Nr. "7> r.«73sr'sz>e6. ,og. Meli. ,g.

/) Hagemann eandwirthschaftsr. §., z,z^ ziq. Xinä (Zu. k«r.

I'om. ». Osp. 59. S. jedoch Runde Bcitr. Th. l. Nr. 10.

e) Westphal deutsch. Private. Th. S. zig. Hagemana a.

a. O. Z. zlö. .

») Schon die «ttneine Gewvhkcheit hatte .eine Baupolicci eingeführt-

S cl ch s. L a n d'r. V- ». Art. Zt.- S <k ch s. W c I ch b. Art- ^

bis ,-s.
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terwerfen; durch jene aber können auch Privatrechte

begnmdec wcrdcn Insonderheit können aus der ge

setzlichen Beschränkung der Freiheit des Eigenthums Vcr-

bietungsrechte entstehen , welche nach den Begriffen des

römischen Rechts als Servituten betrachtet werden müßten,

und gegen welche umgekehrt Gereckstigkeiten der Gebäude

erworben werden mögen. Unter den Instituten dieser

Art ist das Fenster oder Lichtrecht daö gewöhnlich

ste c), welches die natürliche Lreiheit beschränkt, nach

Willkühr Fenster anzulegen, d:e ans den Boden des Nach

bars gehen, diesem aber auch, wo sie hergebracht

sind, die Freiheit zu bauen entzieht.

' . §. 182. . .

Staatsrcchttdiensibarkcitcn «)-

Nach den Regeln der Servituten sind auch die völ

kerrechtlich begründeten Beschränkungen der Staatsgewalt

i) v. Berg Policelrecht- S. 26. S- 4z6. äs UsKentKsl 6s

xoliiill. xss. 192. S. z. Lüh. Staotr. Th. z. Tit. IS.

Hamburg. Stadls. ?h. Tit.

e) S z- B- Reformat. der St. Frankfurt- Th. 8. Tit. 7. Z. 2.

Ort.h Anmcrk. V- >- S- s?4 u. f.' Forts.z. S.475 u- f.

küb. Siadr. «. s- O. Art- iz. Hamb. Stadlr. g. a^ S.

Art. 8- Eindecker Etat- Cap. ^7. bei ?ulengork ?oin.

». pug. 124. I2Z. Oester ciinA tuessnr. jur. I^ubee.

?«m. l. xsg. ti4 sec^. O LeueKt äe jure kenestrsrum.

I>korimd. 1718. ^ä. 5. 5. Leck. 172^. 4. Schröters Ab'

bandl. zur Erlaut. des deutsch. Rechts. Th. s. S. >45 u. f.

1) O. I. 0. t^iigeltirelikt tr. 6e Servitut, zur. publ. Uelnist.

1715. rci-eus. eunt praek. O. O. Lu<Ier. Livs. »7Zg. 4.

N. T- Gönner Entwickelung des Begriffs u- der rcchtl. WerhältB

nlsse deutscher Staatörcchttdienscharkeitcn. Erlang. ,s°o. 8.
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(«ervitutes juris pudlici) zu Keurtheilen, durch welche

die Befugniß, gewisse Hvhöitsrechte im eigenen Territoc

rio auszuüben, in bestimmte Gxänzen eingeschlossen^ oder

einem fremden Tcrritorialherrn die Ausübung von Ho

heitsrechten außerhalb desselben gestattet wird. Die ge

naue Entwickelung ihrer Natur gehört aber dem Staate«

n»d Völkerrecht au. . - .

Zweiter Titel.

Von den .Bannrcchten.

C. Gebhardt über den tlntcrschlcd zwischen Scrvltottn und Zwang«,

und Vanngcrechtlgkcilcn. Lcloz. ,807- S- Glück CcmincNtar. Td-

Rv. §. «59. S 7 u- f. V- W- Pfeiffer vermischte Aussätze des

teutsch. u. röm- Privatr- S. »»z u. f. Hagemann Landwirth-

schastsr. Z. lSS u- f. Prcuß. Landr. Tb- ,. Til. »z. f. ober

GesegsamiNl. 18^0. S. SS» ^«^> ^«v. civ. ?. s, Pap. ß.

z. iS. und Krcitmuir zu d. §. vcrgl. abcr Novellen zum

balr. Landr. .S- 259 u- 5 Weis haar würtcmb. j..ri«ütr. Li), e.

§. q?8. ' Haubold söchs. Privatr. z. 561 u. f.'

§- .183.

Begriff, Entstehung , Bedeutung und Aushebung ^der Bann- und.

Zmangögcrechtigkciten überhaupt.

Das Characterisiische der Bannrechte ist die Befugnis?,

einen Andern wegen des Besitzes einer Sache, eii^es Sub-

jectionsverhaltnisses oder eines Jncolats in bei» Gebrauch

seiner natürlichen Freiheit zu handeln zu beschränke», beson

ders ihm die Anschaffung oderZubereitung eines Bedürfnisses

bei einem Andern als dem Berechtigten zu untersagen «).

») G. L- Böhwer RechtsMc. B.Z.Tb. Nr. 236. z.7. S-SSg>

Pfeiffer «>«. O. Glück a. «. 0-

. 31 '
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Ue?e> ble- EntstehungSgrKnbe gelten daher dl« über Re

alisten dieser Art oben gegebenen Regeln b), und nicht

jedes denkbare VerbietungSrecht kann mithin selbst durch

unvordenklichen Besitzstand, vielweniger durch Vertrag

als ein Bannrecht begründet werde», so mannigfaltig,

auch die Gerechtsame sind, zu deren Wortheil ein solches

durch Gesetz und Privilegium, und unter deren Schutz

auch durch Vortrag und Verjährung, der Erfahrung

nach eingeführt worden ist c). DaS Recht ist bei man

chen Arten von Bannrechten' subjectiv dinglich', noch häu

figer aber einer Corporation zuständig. AuS dem Unter-

sagungsrecht in Beziehung auf einen Dritten folgt in der

Regel nicht die Befugniß, auch die eigene Bereitung zu

untersagen wiewohl sie unter Voraussetzung eines

BannrechtS überhaupt durch eine prse,criptio äeliuit»

erworben werden kann ; auch enthalt daö VerbietungS»

recht keinen- directen Zwang, weshalb es im Fall der Un

fähigkeit des Berechtigte» für deren .Dauer als suspen-

K) S- oben Z. >zy. Nr. IV. g. ,S«. Nr. I. 5 ,6,. Urb« den

Bcwel« der Exemtion , der dem einzelne» Berpstichttttt obliegen

^ kann, sofirn eine Regel des Bauoeechtö d^rgetb» ich,

«crgl. Runde deutsch. PrivaU- Z. 27g Wiuauf sich ad« eine

> Acucl stüM müsse, s. oben z. i6>.

'<) lieber Zwangkcltern s. ^lutck. iZnrlin g» dsnn«. l°ud. ,59«.

Zwangbacköfcn L. SirzeK cle j„rk> furnornm. rinnl ok. ^,77.

17. kl« l'rnnier »>i^,p!em, oz»<se. IVri. g. z6Z, Od'

5VI-V. jur. U«!V. z. p. <zoz. Haubold silchs. Privatr-

Z. zb'5. Büiinwcin : Estvr bürgcrl. R^Yttgelcbrliiinkcit. B- >.

§ 2077. S l e b c 1, k c c S Vrltt. jvni deutsch^ Recht- Tb- e. Nr. 5.

ZLergl- überhaupt Runde deutsch. Private- Z. «gz.

i!) Preuß- Landr- a. a- O. ,Z> '4-
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dir! zu betrachten ist e). Die Klage, welche auS de»

Natur deS BannrechtS entspringt, ist nur die scU« con»

ke«»oi-iä/), welche im Fall einer Uebertretung richterli»

che Strafbefehle, aber eine Forderung auf daö Jnter»

esse, Privatstrafe oder Verwürkung eines Gegenstandes ^ ,

nur vermöge der besonderen Beschaffenheit des Entste« ^ ^,

hungsgrundeS der Gerechtsame begründen kann. Unter /I

den Erlöschungsgründen (§. 16S.) können hier auch dit

Arten, wie^Krivilegten verloren werden, iu Betracht

kommen s).

§. 1S4.

Jnöbcsonden ». Blcrzxung «).

Die ausschließende Braugerechtigkeit ist zwar nicht

an sich, aber sehr häusig mit einem Bannrecht verbunden,

welches besonders den Städten innerhalb ihrer Bann,

meile zuzustehen pflegt, und von einem Berbietungsrecht

gegen neue Schenkstätten, so wie von dem Krugverlag 5)

zu unterscheiden ist, der auch ohne jene Gerechtsame vor

kommt. Bei derselben ist die Beschränkung des BrauenS

zum eigenen Bedarf (Kesselbrauerei) gegen sie Regel der

Vannrechte etwas sehr Lewöhnlicheö , aber eben bei die«

e) S. ebenda s. !> >s. >S> .,. ,

/) Oben z. .l64. Nr. i. in. Slngkgeti Nr. tt. ebenda^ fallt nach

der Natur der Banurechte ivtg. ^

,) Preuß. kandr. «. a- O. g. >? u. f.

>7Z9. 4,). z. ,6. Schröters Adbundl, zur Erläut. dc«

d. Privatr. Ti). >- S-^i. Haubold s^bs, Privatr. §. 444 u. f.

>) Preuß- Lündr. L 5Z f. 17. «. 6» jure «upo-

31*
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ser Ausdehnung, Aon vernzbze^ber Entstehung der Ge

rechtsame, die Exemtion gewisser, besonders der adeliche»

und landesherrlichen Güter , gewöhnlich hergebracht c).

,. §i 18S., ,

' . >. . «. ' Müblcnjmang «). ^ , ,

Weder die Regalität der Mühlen, noch das Ber-

b«tungsrechr gegen auswarttge Müller, das bei den

ftadtifchen Mühlen öfter vorkommt S), geben einer Mühle

ein Bannrecht, da sie niemanden eine Verpflichtung auf

legen, Früchte auf eine bestimmte Mühle zu bringen.

Jenes ist aber aus historischen Gründen r) besonders für

die Mühlen des Landeöherru oder der Gutöherrfchaft

e) Struben Ncbenst. Th. z, Nr. ig. S- 287. I. Ueumnii»

init. jur. polit. Osz>. ZI. p. Z4Z. v. Cramcr Wetzl. Ncbcns.

Th. '7- Nr. 9. Th. 8?. Nr. 5. Pütters RcchtsMc. B. 1.

, Tb- 4> Nr. ,z6. lieber dle bcmnöverlschcn Länder s. O. 1..

, öckoi^ cke jure coz, et vencZ. cersvisiam jii terris Lruo«.

et Quneb. <?ott. 1729. 4. Zürsmer Obs. jur. univ.

z. p. 6ao. Struben rcchtl. Beb. B. 4. Nr. III. ?uken>

ä 0 r 5 Obs. zur. univ. lom. z. U^s. 164. Mecklenburg:

Erblandcsverglcich. >7SS- 8- 252 u- f. Sachsen: Hsubvld

a. a- O- s. überhaupt: I. I. Moser von der Landeshoheit in

Policcisgchcn. S> 156 — ,71.

«) Uering tr. 6e inolenginis eoruinc^ue j^ire. ?rsneok.

1625. 4. lZusest. 11. Müller 6e molen6ini, bsnnsr,,5.

?en. 167g, ree. WNteinK. 1749. 4. ^. ^V. >V.iI 6s ok in i ä t

lls inoleuckinis lisniiitiiis. IVluiK. 17,1g. 4. 5. 1". R,ei»K»rt

6>z so <^uc>cl ciie» molen^ünoruin exslructionein »tizue K,in-

»um iu5tum est. (Z«tt. ,74«. 4. Struben rcchtl. B.d- B>

4- Nr. >S6. B. 5. Nr. 16.

S) Cramcr meglar. Ncbenst. Th. i«. Nr. 5. S- 56. ^

«) Vergl- oben §. iss- Note
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l,>'„ffg erworben, jedoch auch in diesem Falle, nach der

Natur der Servitute», niemals über den hergebrachten

Umfang auszudehnen.

Dritter Titel.

Pfand- und Hypothekenrecht.

g. 186.

Historische Einleitung «).

' Das ältere deutsche Recht kannte kein Pfandrecht

(Weddeschatt, d.i. wsäium) ohne Ueb^r^raguna^deS Be,

Eltzes (Versatz,. Satzung) ö); wurde dieses an unbeweg

lichen Sachen übertragen, so geschah es wohl gewöhnlich

durch die Form^des Verkaufs auf Wiederkauf oder des

Ncntenkari^s (S. 10S), aber^ auch, wenn diese Form

nicht gebraucht wurde, durch eine gerichtliche Auflassung c),

a) I. ?ottgic5!sr de inrlols st „stura r>iFnoris kruosk? jus

Aent. jlir» et eons'ietuöine« lZermnuitt«. IVIsrb. 172». (!.

H^r>?r , l1iffer<.»tiu zur. rorri. et Lerni. circa p>g"» ^»«tt.

1742. 4. O. I. VV^IcK l?s eontr^cl,» riignorst. rlsinliur»

gensi. Opuse. 1'oni. 2. ziiig. 2g u. f. bcsond- S> ZZ U- s.

i> Sckchs. Lande. B. ». Art. 2.,.. Jewclk man die Much sincS

rechten gudes mit rechte g n ! ch werden , ob er iz virkeusc oder

virfazt, oder uph lazit- Vcrgl. B- z. Art- s- oben S. ,,g.

Note «.

c) Brem- Statut. i^ZZ- Art. 50. Dar cn mach ncment bvmicn

ver bcnckcn niicbclde wcttefchat holden , de butcn svncn mc-

rcn »S ; m^r wc den weddcschat hcver an syncn weren dc mach

si)N gelt holden up den billigen. Hamb. Etat. 1:70. bei An,

derson S- 55- Nr. iz. Erve undc'Schcpe schall me vor dcme

«anzen Rade vorsctten, — Laß die Form des Kauft meniMcnS
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wobei vermögt des Grundsatzes, daß ein Pfand auf Ge«

Mr heS Gläubigers stehe (§. t19), kein wesentlicher

Unterschied in den Wirkungen statt fand ei). HMvthe,

ken waren daher dem älteren Recht unbekannt, doch ent,

stand durch den spätere» Gebrauch, Renten am ganzen

Vermögen zu verkaufen, etwas ihnen ähnliches e); um

so leichter fand seitdem die Theorie des römischen Rechts

vom Pfandrecht und dessen Unterschied zwischen generei«

len und speciellen Hypotheken Anwendung /). Nur über«

trug man meistens, und nothwendig überall, wo man

Statuten über die Nothwendigkeit einer gerichtlichen Be,

stellung des Unterpfandes an unbeweglichen Sachen im

vtcht immer beobachtet vurlze , ergeben dle Braunschmekge«

Statut. Tit. > Alt. 4i. («elrick! «Io,5sr. »ä Nut. Lr«.

niüniis ,, Wcddkschac ). Smclk nmr. hcft Srvrgut to mcddc«

scatte bat schal he Halden 7 Wckcu seder de bat Heft upgedoden,

edder Weddescat dar Wokex uppghelt dat schal men vck

als« Halden, «„deren Weddcschal den man bringen mach van

eutt Werc in de anderen d« veyn Wotei uxx« ghe«, d«t schal

«e ,4 nachl boldeo. ,

^) Soeöer Skrae Art. 5>. (Lmmin^Ksus Oomm. in j»,

Lusst. «ntilZ. ^runcof. et Iiip5. 1755. 4, vllF. l>2.). Item «i

c^uis ckommn zu«m vel ^naelidet ueiliilüi» in pigiiore >Ie>

«ierit , et illu igns vel «Ii« rsru pvrierivt , si volet ü

cuju5 ernnt eckikicis illk restitucr» slia , et Ksec: eriint ut

«nie pignu, crsrlitarj,. ()uocl 51 non viilt, r«Ii«z>,et cre»

öitori reli^ui« iilvengii vel ruine, et su„6u»i pro pißiiore.

Li« oresitor »il »niplinz potest v<.teru ; 51 ver« cioininu«

kunckj roli^uius ivvaierit , putest «.retlitor sk ec> «uininsui

eipetere creclltoruin.

'«) E. RechtSgesch. L- 45«.

f) E. eb«udas. K. ,64.
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Sinn des älteren Rechts hatte g), und daher besonders

in den Städten, daö Altere Institut auch auf baö neu

ere; bei allen freiwillig bestellten Hypotheken wurde ^

daher dcven Jngrossatiön meistens entweder nber«^ « .

Haupt Bedingung der Erwerbung einer Hypothek an un-,.^ ^ ^

beweglichen Sachen, oder doch sicheres Mittel, sich ein ^

Vorzugsrecht vor allen nicht ingrossirten durch Bertrag ^ .. ^

ausdrücklich bestellten Hypotheken zu sichern K). Vuch^! ' >,^'

A) O. ?. V?»l«K ck« turidv, ererlitorum in,«riplork>in tp«i« > ^ '

5) Hamb. Stadtr. LH. °. Tit. 4 «tt- 4- K L«. S- «tt, >- '

Lüb. Stadtr. B z. Tit. 4. «'t. >. V- s Tit. 6. Art. >. und

MeviN' ZU d- Akt. Oorx. ^«nst. Oslend. ?om. ». p. KSZ» ^ '

ö5«. 897. Oorp. Onst. ^.uned. Osp. 4. 578. 9Z6. K> ^ ' ^ , ,

Rücksicht der bürgerlichen Grundstücke Vcrgl. S trüben eechtl-

Wcd. B. I. Nr. 13. 1>u5snliork Ob», jur. uviv. Vom. 5.

0K5. >8«. v. Vülvw u. Hagemann Crörtcr. B. 4- Nr. S9'

W^gcn der bäuerlichen Grundstücke s. Stxuben a. a. O. —

v. Liebhaber Elnlell. in das bwuufchw. Lande. Th. S- 214.

«29. Z7Z. Mccklcnb. Ecblandcsvcrglcich »on »755- §- Z7'- (über

Stadtbuchschrift), vcrgl. Walch a.a.O. Mccklenb. Verordnung

von 1314 über die Hvpothckenbüchcr auf den la»dcöbe??llchcn Oo«

mgincn. s. A- D- Weber Erlautcr. der Paädcctcn, hcrausgeg.

. v,n A. W 'L- Weber. Tb- » keipz. »320. «. S- 4«- Berord,

- mmg von 1753 und 1763 über die Einrichtung der Kcmptncr

Landtafcl. vccgl. G- M. v. Weber über das bairische Credit, u-

Schuldemvcscn (Suljb. >8>9- 8-).. S-44U.f. BambergifchcS

kandr. s. ebendas. Ovkl. Luv. civ. r 2. Ogp, 6. §. 9. Oa6.

L'sv. 3u6. Lsp. so. §, g. (jedoch mit Ausnahme der Siegeln,«',

ßigen). Kreitmair zu d. St. und Weber a. a. 0 S.4«.s.

Sclchs. Constitut. ?. 2. Coiist. sz. Necis. v. 16S1. OocS«.

sielt. Vroc. Ordn. Tit. 46. z. «z. Erlckut. Proe. Ordn. Tit. 44. '

i i. Tit- 46. §. 5. Haubo.'d löchf. Pcivatr. j. u- f.
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blieb es regelmäßig bei der Nothwendigkeit der g«richt-

lick)en Veräußerung aller Unterpfander i) , weil

dies einmal vermöge deö alteren Rechts 5) allgemeiner

Gerichtsgebrauch geworden war. Seit seltner erhielt

sich der Grundsatz, daß durch Vertrag an einer beweg

lichen Sache kein Unterpfandsrecht ohne Besitz erworben

oder doch nicht gegen den dritten Erwerber derselben ver

folgt werden könne /). > ^' '"..'«.^.^^.^-"'^-x^^

' " ^ / " §. 137/' ' '

Erfordernisse und Würkuogeo. der Jngrossatloo «).

Die Erwerbung eineö öffentlichen Unterpfandes

in jenem Sinn deö deutschen Rechts erfordert: I. eine

vor Gericht geschehene Erklärung des Schutt>ne«s, eine

Hypothek bestellen zu wollen, welche mit t>em Antrag

auf baS hierzu erforderliche richterliche De-

Uebcr Würtembcrg s. Welsbaar mürtcmb. Private. Td> «

L- S?s> S- ?5 u- f.

^ Vergl. Glück Comment- Tb- >9- s- S- 4°S.

Wergl. vbco §. ,19. Note b. und ln dickem §. Note c. s. auch

Rcchtögcsch. Z. 45«. 4S6- Note c.

« Hamb. Stab tr, Th. «. Tit. 4- Art- 2. H«ub.vld sächs.. Prl,

vatr. z. 202.

«) Bergl. kZ. LvK>vecler cko «n^toritnt« publica »ll p'gn. «.

4,, <Z. I., Loeliniur c?s prucrogutiv» It^j,c>ll,ec«l>,„, puKli-

c»rum. Lxereit. aä vgn6.>T'oiil. z. ^>.>g. >)zg^ Z. Reil-

kelö öo pravroAstiva Ii^potliucuv pulilic^e, ^ön. »771. 4.

T- G- Gmclin von Ausseien über Verteile, inöbcs. von Schuld-

und Psandvcrschrcidu»»c,i (Tüb. ^go. «. u- f. Glück

Commclttac. P. ,8. §. 103,^ S. «?z.
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c r et verbunden ist b) ; jener steht zwar das -in einer ^^/l '

außergerichtlichen Schuldverschreibung crtheilte Verspre

chen , auf jene Weise eine Hypothek ertheilen zu wollen,

gleich, wenn jene von dem Schuldner selbst oder eine?

von ihm dazu benollmächtigten Person überreicht wird c), ,

keineswegs aber' immer das bloße Gesuch um gerichtliche

Bestätigung einer Privatpfandverschreibung oder die

gerichtliche Anerkennung einer solchen e), viel weniger

die bloß von dem Gläubiger geschehene Anmeldung /). ,

II. Ein richterliches, mithin in eröffneter Gerichtssitzung^"^ 5 >-

ö) LcK^veSsr a. «. O. Z. ». ?uks«Sork Ods, Zur. univ, ! / ^

?om. z. «Ks. 20S. §. I. Glück «. «. s. S. 29z. Laß dies« /

Gesuch sinnier auf richterliche Einwilligung gehen müsse,

mie hier bch»uptet wird, ig aber unrichtig, s. Note und eben ^ r^l-.

so. daß der Schuldner gerichtlich erklären müsse , eine öffent

liche Hypothek bestellen zu wollen (». Bülow u. Ha gewann

Erörtcr. B. 4. Nr. 5s), da jede gerichtlich bestellte Hy

pothek nvtbwcnhig eine gerichtliche ist.

«) v- Bülow u. Hsgemann a. a. O- S zoz- Note «. Preuß. >

kandr. Th- ^. Tit- »«. §> «c>». Preuß. Hypoth- Orb«.

Tit. 2. §. ,46 u. s. Oesterr. Gescyb. Art. 4ZZ — 456- 45».

Bairischc Hypoth. Orvn. §. 15 >S. ,z. 10z. 107. -s. jedoch Z. , >

im. Besondere Formen kann die gerichtliche Auflassung uoth-

wcndig machen.

<y LcK«e<ier g. 0, §. 6- ?u5enkiork Ob?, j.» u. 2.

Obs. 160. Daß indessen hierbei doch auch die Absicht der Piir«

thcien berücksichtigt werden müsse, Wt sich nicht in Zweifel

ziehen, über welche dann die Würkung außergerichtlich bc-

steytcr Hypotheken pornchmlich entscheiden muß.

«) ?u5«u6«rk Obs. jur. univ. I'om. 1. Obs. 197.

/) soi 'sp«c. 2sg. ineil. 2. >Vor»b«F sei. obs. fdr. I'om. ,

, 2. 1». 9. k)Ks. 7«.' G III c l I II a. a. O. S. I >s> Note 5. . v. B ü,

low u, Hagemann Erörtcr. B. Nr. 4Z- ' -
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ertheilteS Decret x), welches etn« Untersuchung über die

Fähigkeit deS Schuldners und dessen Legitimation zu einer

Disposition über die Sache K) so wie über die Gültigkeit

des Geschäfts i), außerdem aber auch häusig über die

Zulänglichkeit der Hypothek K) voraussetzt. DaS Decret

selbst hat bald die Form einer gerichtlichen Confirmation

oder auch wohl Einwilligung bald nur die einer Ver

fügung zur Eintragung (Jngrvssation) in die hierzu an«

geordneten Bücher (Kauf, und Handelsbücher oder beson«

dere Hypothckenbücher) ; der hierzu competente Rich«

ter wird immer durch die Sache bestimmt, die ver?

pfändet werden soll m), seine Verantwortlichkeit ergirbt

sich auS dem Umfang der ihm obliegenden Untersuchung »).

ö. die Wartung der auf diese Weise erlangten Hypo-

H ?ulsn<lork Ob«, j. u. I'om. g. OK». »06. L«Kv»cker

g. a. Q. z. 19. Glück a. a. O.

it) Wergl. oben S- '75. Glück a. a. O- Gmelin a. a. S. S.

>>7- Die Beschrilokung , welche S trüben rcchtl. Bcd. Th. 5.

Mr. 5. auch in dieser Hinsicht behauptet , ficht mit dem Zweck

der Jngrvssation und dem Wesen der gerichtlichen BclMguog im

Widerspruch.

i) Wergl- oben §. 95. S- »79- Note

i) Vcrgl- W ei« haar, mürtcmb. Privatr. Z. 5,9 u. f.

k) Wergl- Haubold sclchs. Private. §. soz.

m) Glück a. g. O S. »95- Gmelin a. a. O. S. »19. I.ex-

»er 5pbv. »go. nieä. 4. I^inci <)u. kor. I'am. >. Lsp. 6z.

v. Büloiv u> Hagemann Erört. B ». Nr. 4z.

n) Wergl. IVlevius ?. 7. Oeo. 14,. Lvnwocker g. g. O

H. »1. I. v. cke Orsnier Ovserv. jur. univ. ?«in. z. Obs.

S22. I^ezsscr 5p. Ljjn. msck. si. lZ. 2inK cks oKUg.

,S«« Glück g- «. O. S- 296'U. s.
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thek ist : I. jederzeit der Vorrang vor allen freiwilligen .

Hypotheken, die nicht in diesem Sinn gerichtlich bestellt ,' ^? /,

sind, wenn die Verpfandung auch auS einem öffentlichen

Instrument erhellt o) ; doch ist dadurch die Erwerbung

eines Pfandrechts nach den Grundsätzen beö römischen

RechtS, selbst an unbeweglichen Sachen, an suhnicht aus

geschlossen, und wo dies bei den letzteren der Fall ist», .

bewürH doch daS generelle Pfandrecht in Rücksicht des^ ^ , >

übrigen Vermögens, wo nicht auch hier die Natur des V^, ^ /

ContractS gerichtliche Bestätigung (§. 93.) der Verschrei- ^' ^' ' ^

bung nothwendig macht , . oder zu Errichtung öffentlicher

Hypotheken oder selbst einer Hypothek überhaupt tine

gerichtliche Handlung besonders für nothwendig erklärt

ist ?), MÄ~^Aassenheit der Art der Vesielluqg gleiche

Rechte mit der neben einer Specialhppothek an Grund,

siücken gerichtlich bestellten Generalhypothek, oder wenig,

stenS den Vorzug vor den chirographarischen Gläubigern ^).

N. Die gesetzlichen Privilegien Hypotheken deö gemei

nen oder particularen Rechts behalten dagegeu auch ohne

Jngrossation ihren Vorzug , und die einfachen gesetzli-

chen^Unterpfavder, sofern sie auS einem öffentlichen Jn-

») S- Glück a. a. O- S- z<".

^) Vcrgl. Schröter vermischte Abhandl. zur Erlckut. des deutsch.

Privatr. P. >. S- 44Z. ?ukunck«rk U^. j. u. 1'om. z.

Od», ig«. Haubold sckchf. Privatr. §. ««,. Mecklenb. H»«

pothekenordn. v. >L>9> (ö- >SS> Note

^) Ooä. Luv. «iv. ?. ». Oaz>. 6. Z. g.

Glück a. «- 0- S, Z<". ^!eväu, Deci,. l>. 7. 0. ,zg.

Claproth Rcchtswisscnsch. von srciwilligcn vcricht>l!>«»dll,ngcn.

z. z«. ?ur»«äork VW. j. u. ?'<il». z. «Ks. >«o. §. ö — g.
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sirummt erwiesen werben können s), ihre Rangordnung

nach dem Alter, wo deren Jngrossatwn nicht besonders

vorgeschrieben ist H.

L- 188.

AuSbilttung beS Instituts durch die neueren Hypothckmgesetze «).

In den Gesetzen einiger deutschen Staaten hat sich

aus dieser Einrichtung ein von den Grundsätzen des römi-

,) Das Wny6ltnlß lst basnchmliche «le nach römischem Recht-

lieber die verschiedenen Meloungen w Rücksicht des letzteren s.

Glück o- a. O- S- 2g,.

t) kukekSork ?«m. z. 01,5. IL«. 8-4- Ströhen rechtl.

Beb. Tb- >. Nr. ig. S- jedoch Weber Erickut- der Pgnd-

Tb '»- S. 4Z- Nr. i. «. S- 44- Nr. 5.

») Vergl. G> M- v- Wcbee über das bairische Credit, und. Schub

denwesen, die Einführung der Hypothckcnbücher, den Cvncurs,

procek und das Executionsverfahren, mit Rücksicht auf das öster,

reichischc, französische und preußische Recht- Sulzb. >8>g. 8-

preußisches kanor. Th- Tit. so. und Hopvtbctcnvrdnung vom

s°. Lcc. >7«z. Vcrlin 1784- 3. Vcrgl. allg. Gcrlchtsordn- Th.

s- Tit- ^ ^ 3- U- (ükr die Concursordnung ) Tl). ». Tit. 6«-

(Merkel) Csminentor zur allgemeinen Gerichts, Deposit«!, u.

H»!iolhckcnordn",ng , riebst Bemerkungen zur Theorie von Prote,

stailoncn. Vrcöl. u. Leipz. lgoz. 8- v. <Ztrombeck Ausätze und

Bemerkungen zur a- H. S- bei v- Ka«:pz Jahrbücher für die

prenß- Gcsetzgcb. B- 6. S- 4z u. f. ^eigebauer Samml. der

Verordnungen, welche sich auf die pr. Hypoth. O. u. das vvpo,

thckiNpatcnl für die wlcdcrvcrcin Igten Provinzen bezichen. Hamm,

1822. .z. — Ocsterr. Gcsctzb- Th- ». Hauptlr. S. Art. 447 —

47>- u,id v. Friller Cemment. zu d. Ä. Mgm,. Gerichtsord

nung skr Weggallicicu vom »9- Dec. 1796. Jnsbruck i3>4- §-

,s, — ,zz. — Ueber daö französische Pfandrecht vergl- C- S-

Zachaülck Handb. des frauM Ctvilrechts. B- i- §. "4 u- f.
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schcn Rechts wesentlich abweichendes System des Pfand

rechts gebildet. Dieses, wo es vollständig durchge

führt worden ist, schloßt I. alle generelle Hyputhe-

ten aus (Pnncip der Specialit>?t) , und gewährt an un

beweglichen Sachen oder ihnen gleich gestellten Gerechtsa

men, überhaupt mir durch Eintragung in du Hypo

thekenbücher (Princip der Oeffentlichkeit) ein wirkliches

Pfandrecht 5), bei welchem die Rangordnung unter meh

reren auf dieselbe Sache eingetragene Forderungen allein

durch den Vorzug des Alters bestimmt wird; die gesetz

lichen, selbst privilegitten Hypotheken deö gemeinen

Rechts, und die durch de» Richter erlangten gebe», so

besonder« 8- "5- BSirlsches Hypvtbekcngeseg >,om i.

Inno «g2s. und PrioritZtsvrdnun» vom nchmlichen T>atum.

Bamberg ,g2Z. g. vergl. Mttlcrmaier Ledeb. de« deutschen

Private. S- "s. Die ebendaseibö anK«füdtte Hypothekenorh-

nung für Mecklenburg (Schwerin. Verordn- vom i».

Nov. >3>9- Schwer. Wochevdl. ». > 819. Nr. z». Strclig.

Vcrordn. v. «2. Nov. ,8 19- Strelig. Anzeigen v. d. I Nr.

49- S« ) gckt nur auf die rittcrschaftlichcn Güte», und schlicht sich

in Rücksicht der Grundsätze über die Erwerbung von Rechten an

jenen, keineswegs aber übrigen« an die Grundsätze der neuesten

Hypolbckcnordnungen an. S- Weber ErlM. der Pandekten.

Tb.. 2. S. 44»

ö) Wohl zu unterscheiden von Vorzugsrechten km Concurs, die bei

den neuesten Hypothekcnordnungcn öfters die Stelle her gcsetzl>>

chcn llntcrpsckndcr vertreten, aber den Ingrossirten Forderungen

nachstehen. S. z. B. preus^ !andr. Th. s. Tit. >. §. ?5z.

Tit- 2. §- >77- Gcrichtsorbn. Th- t. Tit. s°- S- Z9S u. f.

Bairische Priorltc!tSordn. Z. 2z. — Selbst Ucbcrtrag'Mg,

des Besitzes einer unbeweglichen Sache . die vcrpfa'ndcl wird,

«sortiert Eintragung, s. preuß. Laudr. Tl). >. Tit. »0. §.

99. ^oo.
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weit sie in diesen Gesetzen anerkannt werden , nur einen

Titel zur Eintragung c). II. An beweglichen Sachen

rann nur durch Uebergabe, die jedoch auch durch eine

für Dritte hinreichend bezeichnete, symbolische Tradition

vertreten werden kann ein Pfandrecht erworben wer,

den. III. Die Einrichtung der Hypothekenbücher e) un,

terscheidet sich von der bei den alteren Jngrossationen

üblichen vornehmlich dadurch, daß die Eintragungen zu,

nächst auf die Sache, nicht auf den Namen deö Schuld,

ners geschehen , die Gewißheit aber, daß dieser über

die Sache zu verfüge» berechtigt ist, durch die Berich,

tigung deS VesitztitelS, welche bei der Erwer,

b u n g einer unbeweglichen Sache zu dem Hypothekenbuch

geschieht (§. 173.), für den Gläubiger möglichst gess,

chert ist, indem jeder, der durch jene legitim!, t ist,

rechtSbcständig über die Sache verfügen kann /). , IV.

Bei Eessionen hypothecarischer Forderungen ist wenigstens

zur vollständigen Sicherheit des Gläubigers deren Ein«

tragung ebenfalls nothwendig 5). V. Zur Sicherung deS

NechtS, Eintragungen deS BesttztiielS oder eines Hypo«

thekenrechtS zu verlangen, so wie zur Conservation der

Einreden eines Schuldners, besonders gegen Dritt«, wel,

e) Preuß. Landr. I, °«. §. «. z. 8 — 10. OeKerr. Gesetzb-

Art. 4S>- Bair. Hvooth. O. §. 9> >«-

ö) oesterx. Ges. §. 4S>- «2. Preu». Landr. I. »°. §. 7, u. s.

»7, u- f.

.) Prcuß. Hvxotb. Ö. Tit. 1. Bair. Hyp. Ges. §. ,,9 u. f.

/) Drenß, Landr. Th. Tit. §. 7 «- f Oegcrr. Ges.

Art- 4Z> u. f. Balr. Hypoth- O- §. 25. 26.

F) Preui H»p- O. Tit. 2. §. ,09 n. f. Bair. Hpx. O. Z 5?-

z. 144 », f.
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che durch Uebertragnng hypothekarischer Forderungen et«

Recht erwerben können, dienen "Protestationen'' und

"Vormerkungen" K). VI. Für die Sicherheit des Gläu,

bigerS, so weit sie von dem eingetragenen Werth der

verpfändeten Sache abhängt, ist jedoch auch hier nicht

besonders gesorgt r), und die Führung der Hypotheken

bücher, bei welcher für jedes eingetragene Grundstück

besondere Grundaeten entstehen, wird ein Geschäft

von bedeutenden Umfang, so daß die Vortheile, welche

man bei diesen Einrichtungen beabsichtigt, wohl nur da

vollständig erreicht werden, wo ein größerer geschlossener

Grundbesitz statt findet. Insbesondere gereicht aber die

Einrichtung nur zum Nutzen der Grundeigenthümer und

ihrer Gläubiger, daher sie auch voraussetzt, daß dem

Mangel des Credits , welcher dagegen die Gcwcrbtreibendeu

um so drückender treffen muß, je mehr sich der Realere«

dit des Grundeigcnthums hebt, zugleich durch besondere

den letztere» ersetzende RechtSinstitute entgegengewürkt

werde; hierzu genügt daö Wechsclrecht keineswegs allein,

und die Notwendigkeit eines strengeren Schuldrechts und

Executionsverfahrens, als das gemeine Recht gewährt,

so wie der Begünstigung einzelner Forderungen in Eons

curs , die hier eben so unentbehrlich ist K), wird wohl

auch in den neueste» Gesetzen noch nicht so vollständig

K) Preuß. kandr. Th. >. Tit. so. g. 4,7 ». f. Hypvth. 0.

Tit. 2. §. 2L9 u. 5 Balr. Hyp. O. 8^ »7 — z«. 46 — 4g.

Ocsterr. Ges. Art. 4z8. 4Zg. 4SZ-

1) Preuß. Hyp. ö- Tit. >. §. 4z — 46. v. Strombeck a. a.

O. I. «7- Bair. Hyp. Q z. ,52.

t) H. die preuß. Ger. O. Ty- >. Tit. s»- I- 296 — 355- §- S76.

Z. Z95 u. f. u. ». m. O. Bair. Prior. O. Z. 21 «. f.
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berücksichtigt, als zur Ergänzung der Hypothekeneinrich

tung gehört.

S. 189.

< ., . Papiere aus den Inhaber mit Realsicherbelt-

Seltener ist bis jetzt eine Einrichtung deS Hypothe

kenwesens geblieben, durch welche ^in Theil des Werths

von Grundstücken wahrhaft wie bewegliches Gut in

Umlauf gebracht wird. Bei dieser werden nach einer

über jene aufgenommenen öffentlichen Taxe Pfand

briefe ausgefertigt, deren Summe einen ^bestimmten

Theil der letzteren nicht übersteigen darf; diese sind ohne

Cessio« übertragbar, und verschaffen dem Gläubiger durch

die mit dem Schulddocument ausgelieferten Zinsanwcisun-

gen (Coupons) auch die Bequemlichkeit, die Zinsen eben

so wie durch einen Wechsel erheben zu können. De^r häu

figste Gebrauch von dieser Einrichtung, bei der auch der

deutsche Rentenkauf zur Grundlage diene» kann «),

ist bis jetzt bei Staatsschuldschejnen gemacht worden,

dc,ß aber auch durch Vereine von PridgtMriö.nen, die

unter öffentlicher Autonsation zusammentreten, der nehm-

liche Zweck aus das vollständigste erreicht werden kann,

bewähren die landschaftlichen Pfanbbriefscreditsysteme des

preußischen Staats ö).

«). I. F. Elldemeistcr Abhandl. aus dem Handfegen u. Pfand«

rechte von Bremen- Vrcm. i?"/4- S>

b) Die hierüber erlassenen Verordnungen für Schlesien gleich nach

dem siebenjährigen Kriege, die Chur- m>d Ncuiuark*»on '777,

Pommern 1731, Wcöprcußen 1787 , 0,iprcußcn >78S, finden

sich (Mit Ausnahme der Verordnung für Pomnicrn) bei 51

lins Oorp. Oovst. Lrsnäenb. Die ncucjic für das Eroßhcr?

jvgtbum Posen : Gesctzsamml. »S^i. S. «>? u- f.



Abth. M. Tit. IV. K. I. Eigcnsch. dcs lehenö. 487

Vierter Titel.

Vom Lehen.

Erstes Kapitel.

Begriff und Eigenschaften deS LehenS a). ,

§. 190.

Begriff, wesentliche Eigenschaften und Eintheilung der Leym.

Der Eharacter des LehenS im eigentlichen Sinn (teu>

gum propriuiu i» ». «tr. b) vergl. g., II. , rechtes Le

hen c)), im Gegensatz eines abgeleiteten Besitzrechts,

bei welchem als das Unterscheidende nur überhaupt Be

schrankung des übertragenen Rechts durch vorbehaltene

Mechte des Verleihers, insonderheit den Rückfall unter

bestimmten Voraussetzungen , angegeben "werden kann

(Lehen im weiteren Sinn, koug^strs , . negoti» 5«u6o vi>

cinz besteht in dein Daseyn eines durch das ge

meine Recht genauer bestimmten äominium Siroctuu,

«) H. üocer trut. <iuc> 6e natura, <te ^uslit»t« et 6ij?ere»ti^

leuSorum. I'uk. ,Loo. iL^l. g. I. Z. HelserieK cle esze«»

tialilzus nsturalitiuz et acciclentaliku, leulii. hci 2e^er»

nick snstevtä jur. leucl. ?om. ,. Otis. i.

b) I. 2. §. i. rectum leuctuill. II. 2«.

«) Sckchs. Lehenr. Akt. 67. Schieb. Lehenr. Art. lig. '

<j) I. ?. cle I^ucle«?ig äe jure clieutelnri (Zernisnor, ^eiZ. s.

Usl. I7Z7- 4.) Leet. 2. v, Buri Erlckut. dcs Lebens S. 3zo

u. f. Kloeltsr 6ist. jur. leucl. Osv, z. clist. 4. II. I?. g.

§. l. II. ?. 44. §. 1. O. Coursgi cle „oininibus ^er.

mäiiicis , keoäe et kchk0> bei Genicken tkes. jur, Isuck.

loui. z. n. 56z.

32
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und utile (oben §. 1S7. II. ^. 1S8.), welche zugleich

für die Lehenspersonen (Lehensherr, äoniinu«, senior,

Herr, und Mann', vsssllu«, sowohl den Hauptvasallen,

vassllu, possessor, als die aus der Lehenserrichtung über

haupt Berechtigten, sgosti, Lehensfolger, wohin im

deutschen Lehenrecht auch die Mitbelehnten gehören) ein

persönliches Verhältniß, die gegenseitige. Verpflichtung

zu einer besonderen Treue (Lehenstreue, Läelitss) be

gründet e). Den Gegensatz des eigentlichen Lehens bit> ,

det der Ausdruck Allodiu.m (Erbe §. löö.), den wir auch

noch heutzutage dem Lehen im weiteren Sinn entgegen

setzen/), obwohl unser neuerer Sprachgebrauch auch

dieses im Gegensatz des crsieren unter dem Wort Allodium

mitbegreift. Als Kennzeichen deS eigentlichen Lehens,

im Gegensatz der Feudaster, lassen sich allgemein nur

RitterdzenL und Lehenseid angeben; wo jene fehlen, ent

scheidet der Name Lehen nicht für eine Leihe nach Lehens

recht, wenn gleich auch hier die partikuläre Observanz

die Anwendung des letzteren entscheiden kann s). In

Ermangelung derselben muß ^er, welcher die Qualität

eines eizeytlichen Lehens behauptet, diese beweisen ä).

Für das Allodium im eigentlichen Sinn streitet die Ver«

muthung i) , weshalb auch die (selten vorkommenden)

i ,

«1 N. ?. g. «r. o. g. « ll. ?. »z. §. «. l.uilenig g. «. Ö>

Lect. t. O»^. 4.

/) Vergl- Runde Grunds. I>cS deutsch. Private. §. 5>5>

,) S- Z- B> Weis haar «ürtcmdcrg. Prlvott. Th. s. §. 4»g.

K) Vexgl. die Stelle» Note i.

>) I. 4 Z- S> II- ?r. «. §. II. 41. pr. 1^«,

,cieli6uni «t , ^uock si int« mascul um et koemivsi» «in»

troversi» kuerit , in»icul« äicente , Koc Kuckum , soe>
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Sonnensehen im Zweifel für Allodien zu halten sind K).

Unser^Sprachgebrauch nimmt übrigens daö Wort Lehen

sowohl im objectiven als im subjektiven Sinn , und im

letzteren sowohl für die Rechte jeder Art von Lehensperso«

»cn am Lehen, als für daö ganze Rechtsverhältnis) /).

Lehensherrlichkeit (Lehensherrfchaft, ju, äomiui keu-

«I«) begreift sowohl die Rechte des Lehensherrn, die auS

seiner Proprietät (§. 158), als die, welche aus der Le.

henötreue entspringen; die Verbindlichkeit des Vasallen,

welche jenen entspricht, heißt die Lehen öpfli cht. Von

dem Subject der Lehenshcrrlichkeit ist die Eintheilung der

Lehen m) in Staats- und Privatlehen hergenommen,

von dem Subject der Lehenshoheit die Eintheilung in k«u>

ela extra curtern, und i» curts (S. ZZ.). Der Umstand,

daß viele Staatölehen ehedem Reichölehen wareu, ist

such jetzt noch nicht ohne Bedeutung.

inins. »eßsnte : nisi sxertis prodstionikus foeinin» Äzten»

/ «Zerit non e«s leuclum , «reclitur insscnlo eurn «uc> zur»»

ment« kkkirmsnti cuin äuoäerim «sersinentslibus. S. ,.

Leä «i inter ckoinivunn et soeminsm , Domino gicents Leu-

<Zuin , kocmina negünte : zzrodstionidnz <Ze5icientibiiz oe»

tur foeminse ssorsmentum. F. s. Itein si inter ckoiniuuni

et emtorein keuäi : «i eintor öiest non esse leuäum , cka»

rnino in zzraoatione 6ek!ciente , «sorsmenta emtori3 klnia.

tur. Alle diese Stellen nn'isscn nach den Regeln de< deutschen

Processi «rklckrt rvcrdcn. §. .71. Vergl. OKr. ?noinssiu,

rle zZrsesnmtione slloclililitytis. H»I. 1715. 4. I. <Z. I^aini»

«n et czustenus ^uulitas rei Ieug»Iis ex conjerturis «olligi

xossit ; bei Zepernick snsl. zur. keuä. 1?oni. 1. psg. t?.

K) IVIoeller 6ist. zur. keuck. Oszz. 4. vist. 4. ?s«:K»ri»»

lit^er (Zuaeztion. nro. i>.

Z) I. «5. Z. i. II. ?. 6«- ?r- II- 68-

m) Hagemsno Elaltit. i» das «NN. kebenr. §. y.

32»
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F. tSl.

. . Natürliche und jusAIge Ekgerischaftcn.

Die Eigenschaften, welche das Lehen nach den Re

geln des LehenrechtS hat communis keuäorum, ratio, co«.

«uetu<lc> keuäi «), Naturalien), können bei der Lehens-

errichtnng d^lr^Autonomie der Lehenspersonen abgean-

dert werden, ohne daß es darum aufhört, nach Lehen-

recht benrtheilt zn werden, sofern nur dessen unterschei

dender Clmracter bleibt 5). Ein Lehen, bei welchem keine

solche Abänderung durch Zusetzen oder Weglassen vorge

nommen ist (keuclum reguläre, rectum, movrium im

Sinne der Neueren), wird immer vermuthet c), und

wo sie statt gefunden hat, (Improprietat, sccickentsls

a) II. r'. 2. §. 2. ?rsetere?l «i sliizii!, tcunr prgeter cornmn»

,vni feulli rutionem in investiturs « llomino clieslur inter»

venisse — omni f^enitste prnkun>ii äoiniua s6eorz>ts , Kz»

dest vssulln« voIS5t»ieni ^e5enckencii se per kscrsinenl^nin.

§. z. Item vgsnNns per pactum speciale contra leuäi

coiisiietuciiuem sllegst , vclut 6e filiarum snecessione : Ii.

eent ei tcnorem , si potcst , zieut invcstituram prqkare.

<^uo6ii in vrooadione 6e5ccerit vet ces5«verit , conceilatur/ ,

6omino Iisc cken^gars juramcvtc, praestit«.

b) H. 43» aiicui feuänm llegerit , uk

ipse et sui I,crcnes , et cui ipse <I«6er:t , Ksdesnt — §.

2. — prouriam lencli nstursm non IisKcat , jure ts-

in>.n leniii cens^Kitur , «t ex nis csnsi, smittat , qniduz

et verum ieucknm. S. 2. Dbi er«o sie clslum est 5cu6un>,

et cni in 5euc!»m i^eckeris , sliuck est j et vroprism leuti

naturam Ksbet.

«) V»gl. YTvte »- und s. I. r. '4- Z- »- Der schclnbar wkdrrstrek

trnde Text I. ?- » ö > spricht nicht reo dirscm Fall. 85m.

LtrzeK cks xr»e„ll»tiooe leucksli (krsneok. lSgz.). Oav. ».
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LeuSi, keuclum !m^ropr!um, Irreguläre) die Ausdehnung

aber zweifelhaft ist, ein Umfang derselben, der sich- am

wenigsten von der Regel entfernt ; um fo weniger

kann von einer Jmproprietät auf die andere geschlossen

"werden e). Viele Naturalien /) entspringen auö der

Verpflichtung zum Kriegsdienst, die regelmäßig mit

dem Lehen verbunden ist ^) ; daß dieser nicht mündlich

mchr geleistet wird, hebt sie aber darum nicht auf /<).

Der Beweis jeder zufalligen Eigenschaft liegt.' jetzt nach

den Regeln unseres Processus (F. 3Z. Nro. I.) dem ob,

der sie Rauptet; im partikularen Lehenrecht können

aber freilich Naturalien vorkommen, die nach dem ge

meinen Lehenrecht für Jmproprietäten zu halten waren l).

ck) II. ?. i7-

e) n. ?. s6. z. 2Z. O. 4Z. not. b. O. <?. cke 6»r5k5kmiS

öe keulU» onmidus jure pr^priorum «risenciis. Li^>!. 1756. 4.

/) Eine All^llhlung einlgcr der mkchtlgstcn hat: 8cKiIker innit.

jur. keuck. O»I>. z. §. g. Webers Lehcvr. B. 2. S. '7.

,) II. ?. 56. II. 5». pr. II. ?. 55.

K) G. l?. Böhmers RcchtöWe. B- z, Nr. 182. §.

1) ZVlocIIor cÜ5l. jnr. kvucl. Osp, 1. Oist. 1.
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Zweites Kapitel.

Gegenstand des Lehens s)^

§. 192.

l. Körperliche unbewegliche Sachen und lbnen gleich geffellte

unkörxcrllche.

Die Regel des Lehens ö) ist, daß nur unbewegliche

Sachen und Rechte, die ihnen gleich stehen (§. 193.),

«ach Lehen recht verliehen sind; von den letzteren ge,

hören allgemein diejenigen Hieher, welche auf Grund

und Voden haften, bei anderen kömmt es auf das er

weisliche Herkommen an, in dessen Ermangelung die

Verleihung nicht für rechtes Lehen gehalten wird c). Für

bewegliche Sachen als felbsiständigen Gegenstand ist über-

Hauz)t kein usu, keuSi erweislich , wenn man nicht das

Geldlehen (S. 19S.) dahin rechnen will; daher ist der

Unrerfchied zwischen re» aä to^euääu6.rllll iäousss und

«) t?. Sturm äs robu, qluss in keuclum öari possunt. Viteo.

>7Z6. 4. Eiior kleine Schriflcn. B. z. St. lo. Vbh. 7'

« e 1 1 e r >Ust. ksuä. Oap. gg. , <

b) II. I'. >. §. Lcienckuin est »utem , kouäuin sivs Kenekl»

«iuin non nisi in reous soli »ut »vi« «onaerentibus aut in

iis ^uas inter iininolziliu c-onniunersutur (veluti cuin 6s

camers ant iis osvena Leuclurn l^stur) />o^^e con^i,ite^F. II.

r. »I. §. 2. Vcrgl. ba irisch. Lchcnöedict. §. zS.

e) II. ?. »o. Z. ». Hsm illl c^ui soläatsin — Iiadent , per

esin nulluni peilsgium , seä nee keuäi usuin alüzuirunt.

Lolästa autein est vrseststi« c^uaecksrn nnnua grstuita ^uae

» veutra parte trsnsit in Kereckein — pleruinzus in s«Ii6c>-

rurn 6onations eonsistit ; c^uancks^ue auteui in vinc, et

KNNVNS.
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ospsc«, welchen die Neueren aufstellen <!), verwerflich.

Die gleichzeitige Verleihung mehrerer einzelner Sachen

ohne Verbindung untereinander ist, «on der Verleihung

einer Hauptsache mit ihren Pertinenzen zu unterscheiden;

bei der letzteren ist alles , waö zur Zeitber Verleihung

Pertinenz war, für lehnbar zu achten, wenn es auch

davon getrennt werden könnte e); eine der wichtigsten

Verleihungen dieser Art ist die Belehnung mit einem

Tettitörium., wo der Hauptgegenstand eine unkörperliche

Sache ist/). Umgekehrt können Pertinenzen einer Haupt- ' > - '

fache lehenbar seyn, ohne daß diese selbst im Lehens

nexus zu stehen braucht , und die Pertinenzqualität al

lein macht keine Sache lehenbar, wenn es schon das

Hauptgut ist ß).

§. 193.

Insbesondere unkörperliche Sachen.

». Ucbcrhaupt.

Unkörperliche Sachen sind, auch wenn sie nicht

nothwendig an Grund und Boden haften, insonderheit

nach deutschem Lehenrecht a) sehr hausig ein Gegenstand

des Lehens, bald als Pertinenz einer anderen Sache,

«k) <?. li. LoeKiner xriv«. jur. keuck. F. z,.

») WcgphalS deutsches Lehcnr. Abh. 2. kauhn über die Vermu«

thung für die Pcrtinentien eincö Lchcnguts , bei Zepernick

Miscellen des Lchcnr. B- ». Nr. 7. Die Allmilon iß zwar Inicht

Pertinenz , ab« immer Thcil des Lehens. I. ?. 4- §> s- 6.

/) S- A. FH. Posse über die Sonderung reichSffSudischer Staats,

u. Vcivatvcrlasscnschaft (Gött. 1790. 8 ). S- 17.

e) Sch na Udert Cvmmcntar zu Böhmers Lchcnr. z. 55- S'og.

«) Schnaubert Comment«. §. 52. Anmerk, S- r«S.
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b.üd sclbststandig. Die Stelle deö SominZum uUIs vertritt

hier ein selb st ständiges Recht zur Ausübung der

Befugniß, die übrigens durch^hre Infeudation. kem« be

sondere Natur bekommt b); die Erörterung der Natur der

Rechte, welche dem Herkommen nach als Gegenstände

der Belehnung vorkommen, gehört daher nicht zum

Lehen, sondern in die Rechtstheile , wo das Object

vorkommt. 1. Das tsuSurn Ksditstioui8 wird im lon-

gobardischen Lehenrecht erwähnt c) und nach der Natur

der Servitut beurtheilt. Mit demselben ist das keuäum,

ssckiLcii «i) und dessen Unterarten keuäum csstri e) und

keuäum Kerninsts« (Kemnadlehen) /) nicht zu verwech

seln, deren Gegenständ ewe körperliche Sache ist; vom

feuäura cs»tri aber ist das ksurlum csstreusv (Burghut

lehen) zu unterscheiden s), dessen Merkmale bloß in der

besonderen Slrt des Lehendienstes (Burgdienst) bestehen.

Auf eine ähnliche Lehenspflicht bezieht sich das keuSum

b) Schnaubert «. g. O- IVloeNer Si,t. jur. keucl. Osp. g.

Oist.

e) ^ll. r. »05.

<t) S^enicKev iko5. jur. keuck. I'om. l. PUF. gi5 ?am. «.

?«« 7S9.

«) ?. lü. lle X^niZge cke vsturs et indole vsstroruin in Oer-

visnis. Oolt. 1747. 4.

/) ^OnicKen tllvssui. jur. feuck. ?oin. L. p. gqg. Zepernick

Llbbandl. suö dem Lcpenr. Th. 2. S- 363.

g) Vet. »uvt. lls bLnellc. z. S ck cb s. Lchcnr. Art- 7;.

Scbwöb. Lchenr. Art. 140 — 14z- Schlltcr zu d- St.

üiener Ooinnievt. <!e orig. ct progr. leg. Oerm. 1>. ».

, Vol. §. it.
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kiperturss (Oeffmmgslehen) /«). s. Das seuZurn »Svo>

ciltiss (Vogteilehen) ist in Deutschland sehr gewöhn

lich i), und kann eine kirchliche oder weltliche Vogtei

(H. S4.) zu ihrem Gegenstand haben; die erstem K) (vom

Patronatrecht s. F. 197.) ist in neueren Zeiten bald in

die wahre Landeshoheit, übergegangen, bald in der Ju

risdiction an einzelnen Orten mit nutzbaren Rechten ver

bunden, bald in den letzteren allein sichtbar geblieben.

3. Das Zehentlehen (keuäurn üecllusrui») hat bald

ein kirchliches Zehentrecht (§. 197.), bald ein wettttcheö

zu seinem Gegenstand ; im letzten Fall ist es seiner Be

deutung nach dem Nentenlehen (F. 19S.) gleichzusetzen.

4. Das Amtslehen (Ambachtslehen, ksuSurn «M«i)

kommt am häufigsten bei den ehemaligen Hofämtern vor,

wenn sie sich in EMandesä^ter verwandelt haben i),

und ist oft nur DMinenz eines anderen Lehens , sonst

a^er doch meistens mit nutzbaren Rechten v^bunden ; die

longvbardische ßusstsläia oder gusröla m) war kein rech-Ä ^"

tes Lehen. S. Die Hoheitsrechte (g. 197.) kommen ins- ^' ^

gesammt als Gegenstand der Belehnung vor.

§. 194.

^. Insbesondere : ». Psandlehen-

Ein Pfandlehen ( k. z>iZnnrät,it1um) als infeudirtes

Pfandrecht an einem dem Glaubiger antichretisch ver-

?i) ?uett„mn« OKsvrv. jur. Icuä. OK5. 6.

,) S- Webers Handb. des ^hcnr. Th. ». S- z6o u. s. '

!K) Veröl, Rechtögcsch. §^ >8S. Z24. S°«.

y Vccgl. ebenda s, §, Z4i- §^ 5^5- Note K.

,»), !. r. 2. SchmSb. Lehenr. Att. ^4- Vergl- Rcchtsgesch,

§. 565.
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pfändeten Gute , wie man es sich gewöhnlich denkt «),

kommt im longobardifchen Lehenrecht nicht vor b), und

hat auch in Deutschland wohl nie erisiirt c). Was in

den Urkunden so genannt wird ist ein wiederk^üfli-

cheö Lehen an einer Sache, die der Lehensherr oder Va-

^ ^ . ^.^ l>'ll dem Glaubiger verpfändet hatte, und dieser für die

Zeit seines Pfandbesitzes zu Lehen nehmen mußte. Die

) '/ Rechtöbüchex betrachten es wegen seiner Widerruslichkeit

^ / /'^ «icht «ls rechtes Lehen e).

«,) «. I.. LosKin er prine. Zur. keng. Z. 75. ?. ^. ?K. tiinck

vin<liei»e Leucll piguorstitii. I^ips. 1777. 4" Webers kehevr.

Tb. s. S- 4SS u. f. Preuß. Landr. Th. I. Tit. '8. L- 75.

ö) Die Stellen, in welchen es gesucht wird, sprechen von ,an,

anderen Verhältnissen. I- 5'- 4 §4- I >> ?r. I. 27.

«) k. G. Madtbn Miscellcn aus allen Theileo der Rechtsgelahrth-

(Bresl- lS>4- 8>) Nr. 47- S, »>>.

ck) Origg. <ZueI5. ?om. z. psg. 495, Dipl ». i>66. Ourte»

in Lmite»5tecie pro 70 insrcis srzenti l)tkslrico «ie lUvs

et uxorl ejl>^ et proli utriuszue «exus />!Fnoi« po^uit «t

i>> i«ne^iclv« conru//t, ut esm zure ikne/ieiait po«/^«r«.

Urk. von 1456. bei Zepernick Abhandl. aus dem kchehenr. LH.

». S. Z75- Eck Hinrich — bekenne — dat nick de eddeln —

Heist belegen myt twelf Hoven landcS — also love und ver,

wilttore eck, — wann se weck — weddcr ghcvcn kein gülden und

hundert gülden — »unwichtige rynischc gülden , also de Hovel

breff cfftc weddcrschaftcs brcff — ulwlsct — so wil eck cdd« mme

erven svncn lchnbrcff und den Hovctbrcff — m^dcr dvo und bat

Lehn upseggen.

e) Sckchs. Lehenr. Art. 5g. Swcr so spricht gut zu stczunge so

gcligcn der saget unrechte wen saczunge en mac nl^man lihen-

Sal man gut seczcn als es helfende si, das schal «eschen vor de«

landeö richrcrn so daz man die Dingpflichten zu gczugn habe.

Sal aber lenunge gcschcn daz es helfende sv, di schal gcschen vor
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§. 19S.

K. Rcntcnlchcn «).

Verliehene Renten, welche in Grundstücken radicirt

sind, ö), sie mögen in Geld (Pfundlehen) c) oder in an

deren Einkünften bestehen, genießen unbezweifelt Lehen-

recht; nac? longobardischem Gebrauch genügt aber über» ^««^^

Haupt eine a^uf^feMehende Einnahme angewiesene Rente, ^

wie beim keuclurn äs csveus und 60 csrners ei), und ^

hiermit stimmt wenigstens der neuere Gebrauch in Deutsch

land überein e), wenn gleich die Rechtöbücher diese

Leihe für widerruflich hielten /). Schon aus diesen

Gründen kann das Geldlehen (keuSuru risOuoiaiiuiu),

bei welchem dem Vasallen die Minsen aus einem bei ihm

selbst, beim Lehensherrn oder bei einem Dritten belegten

Capital angewiesen^sind, für ein wahres Lehen gehalten,

«erden s).

deö Herren mannen an den man ez gczug habe. Gellgcn sayunge

da< en ig weder lcn noch saczunge. Smaz der Herr tglichcn lihct

daz ist recht len oder erbclcn oder burglea oder gcdinze — .

Vcrgl. schmckb. Lchenr. Art. 7«.

«) Vergl. Weber« Hcmbb. deö Lchenr. Tb- s. S. 46z u. f/

Z>) Schwöb. Lchenr. Art. 89- Oer von münczcn oder von müli«

neu oder auf zolle gut leihet-

e) Schwöb. Leheor. Art. 79.

ck) il. ?. I. §. i. (oben §- 19» Note b.). ll. 53. xr. Weber

s. a. O. S- 467.

e) LcKsnnst clientela ?ulgens. Ooä. ^>rob. »iro. 176. Weber

a. a. O- S- 468-

/) Schwöb. Lchenr. Art- 102.

s) Weber «,. g. O- S- 474 U. f. S<lchs. Congltut- ?. s-

Oonsl. zo.
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§. 196.

o. Aftcrlkhen.

Ein entschieden anerkannter GegeMa^d Khenrechtli,

cher Verleihung ist auch das Nccht des Lehensherrn oder

des Vasallen am Lehen «) ; "durch dessen Jnfeudation

^vird ein Afterleh^n (suKksuäurn im Gegenfalz keuäuia

«iiyplex 8. xlsllum) constituirt , von Lehnsherrn durch

r .Oblifeuda^tiM, vom Vasallen durch Subinfeudation. In

beiden Fällen ist dessen Einrichtung durch Lcheusreichuvg

, ^<per üstionerv) und durch LehenSauftrag (?>Zr odlstiorlyoa)

Abglich, aber die BeMmß hierzu, die aus dem Recht

des Lchensherrn und deö Vasallen zur Veräußerung He-

^ werden muß, nach Verschiedenheit jener Fälle

-frei oder von der Einwilligung der anderen Lehensperson

abhängig 5). Die Ausdrücke Obcrlehensherr (6omiou5

>^>i,/^ Primus) , Lehensherr (su^><iominu5) zugleich Basall oder

? erster Vasall, und Aftervasall (subvssäUus, vasallus »e>

cunäus) bezeichnen die Lchenspersonen in diesem Verhält-

Nach Analogie des Afterlehens kann auch jede an-

' ' , ' bcre unvollkommene Gewehre Gegenstand einer Beleh-

' , ^nung sepn c).

' '. li. r. s- §. >. rr- 9- ?r- v. r.'^ S^,». z v.r. ss-

b) Os^n. ?Iette.IdI«cIt äe juribus et aliligstionidus ex, kcuay.

. rum olzluiione äe5cei>Scnl,iKuz. H«!. »770. 4. ». Buri Ett

lSut«. dcö Lehcnr. S.'Soö. IVloellvr 61st. 5«,ck. c?!!Z>. z.

' ^'i. ^ , vist. 14.

e) Weber Handb. dcö Lcbcnr. Sh. ». S- 104.
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§. 197.

2. Verguöcrllche Sachen.

Da in der Lehcnserrichtung eine ??eraußerung^licgta),

so setzt sie bei jedem Gegenstand voraiis, daß er über-

Haupt vcräußerlich, oder wo jene nur ausnahmsweise^

zulässig ist, daß ein solcher Fall vorhanden sey ö). I. , ^

In Ansehung «> der Kirche nsachen c) crgiebt sich hier

aus die Regel, , daß sie^iur mit Beobachtung der zu

ihrer Veräußerung nach den Kirchengcsctzen erforderlichen

Solcnnitäten zu Lehen gegeben werden können; doch er

laubt das canonische Recht die Wiederv^lechmiz glich

ohne jene Formen, wennn eine bereits rechtmäßig e) in-

feudirte Sache zurückfallt (res inkeudaii «ollt»), so lan

ge sie von dem , welchem die Verfügung darüber nach

der Kirchenverfassung zusieht, dem Kirchenvermögen

a) Q. 7. üs-rOd. slienis non slienunäi« (4, gi.).

ö) II. Z- §-

c) Vergl- Rechtsgcsch. Z. i87-Z»6. Buri Erläuter. des kehcnr.

S- 5«S 578-

^) I. ?.6. pr. S. 5- 8- 9' X- lle reous eccle5ise aliensn-

Si, vel non (III, IZ-). ^p. «n. Lxtrsv. cöinm. <1e rek.

ec^I. iion alien. (III, 4). <^sn. 52. Iü. 12. (Zu. s. Osp. 1.

äs red. eccl. »c>n »lien. in VI. (III,,<),). Osv. 1. 7, g. X.

Kis c^uue Lui^ >i vrsel^t« «ins con5en5u rspituli (NI,

10.). ^. O. LsrtKel äs rcb. ecclesillst. non ulienklncli«. '

Opusc. lom. «. O. 1^. LoeKmer ^irino. zur. canon.

§. 619 — 6zz.

e) Wcnn auch nicht bei der ersten Verleihung. Osv. I. Ss vrs«.

«cript. ia VI. (II, lZ.).
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noch nicht wieder incorporirt worden ist /). Diese Re

geln gelten auch von der Verleihung, der Kirchen und Al,

tare^, unter welchen aber nichts als die Vogtei oder das

Patronatrecht zu verstehen ist und in Deutschland

auch von den K^ch^n^eMco, da die strengeren, Grund

sätze des canonischen Rechts über ihre Rückgabe an die

Kirche in Deutschland niemals recipirt worden sind ü).

Durch Verleihung der Kirchensachen entstehen Kirchenle

hen (k. eccls5ia5tica , krumstabische ^ ) im objectiven

Sinn i). II. Bei Staatsgütern und Hoheitör ech-

/) Osp. 2. X. 6<z feuZis (III, 2«.). II. r. zz. in Kn. Weber

Handv. deS Lchcnr. Th. 2. S- 78 u. f. O. ^. L r'snn cke re

inteuilsri 5olits. Erlang. , 75S. 4. Schggllbert CoMMkN«

tax. §. 57- S. II«. G. L. Böhmer RcchtSf. V. ». Nr. 6«.

Tic zweite Ausnahme , bei Kucki, «Klstis , die hier angegeben

zu werden pflegt, ist keine würkliche Ausnahme. Schnaubert

S> »9-

L) Las I. 6. ermahnte Verbot geht auf die Rechte an KMen

' undHren Gütern, welche sich die Stifter derselben in den abend«

^ . kindlichen Staaten eine Zettlana anmaaßten , und eine Verleihung

«'I'. in diesem Sinn. Vcrgl. Planck Gesch. der chrtstl. kirchl. Gesell,

schastöverfass. B- 4- Th- °. S- SSZ u. s. 6« «,07« »ck tir.

jure fronst«, , sä <?sz>. 5. §.i. xsA. 15z. Bukt «. «. O'

G, s°S u. f. Weber Handb. deS Lchcnr. TH-. ». S- 126 «. f.

L. IVI. LKIsüeniu« 6e «Itsrsgic, ejuz^ue ivfeuckstione,

hei lenivke» tkes. j. k. ?om. 1. p. ggs. — Etwas andc,

rcS ist das Ettockenlchen ; s. I.. üoekmsr Ss L«uS« esni.

pinärio (Obs. jur. Fellll. Obs. 7.).

K) Rcchtsgcsch. 8- Z2S- v. Buri a- a. O- S. 567 — 575.

Schnaubert a. a. O. S. »60. — Ueber die Mcnsalgüter s.

ebendas. S- "9° !

,) Vergl. Schnaubert a. a. O. S- 12z.
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ten 5) hängt die Massigkeit ihrer Jnfeudation und die

dabei zu beobachtende Form von der besondern Staats

verfassung /) und in Nucksicht der Kammergüter zu

gleich von deren Fideicommißqualitär ab; wo aber die

Verfassung nicht Einziehung der heimfallenden Lehen ge

bietet, lassen sich nach entschiedenem deutschen Herkom

men die Regeln von den Kirchcngütern analogisch anwen

den m); auch kann durch die Beobachtung der Formen,

welche zur Veräußerung von Staatsgütern berechtigen,

die Jnfeudation der Kammergüter, vermögs der Natur

ihrer Bestimmung, in Fallen, gerechtfertigt werden, wo sie

ausschließlich aus dem Gesichtspunkt ihrer Fideicommißqua-

litat betrachtet , nicht aufrecht erhalten werden konnte n).

Durch Verleihung eines Inbegriffs von Hoheitsrechten

entstehen die sogenannten Regallehen im eigenthümlichen

Sinn (keuäa reßälia s. msjors) o), von welchen die

Thronlehen noch zu unterscheiden sind.

K) Vergl. Weber a. a. O. S- 155 u. f. v. Florencourt über

die Natu,- , Wcrckuöcrung und Verschuldung der Kauimcrgütcr.

Helmst. »795. 8-

/) V-rgl. z. B. WersassungSurk. für das Königr. Baicrn. Tit- s-

Z. 5-

m) <?. I.. LoeKmer xrinc. Zur. feuck. §. 5«. So. A. M. lst

Piltz üchenr. §, 58. Ausdrücklich vorbehalten ist sie z. B- in

der balr. Vcrsassungöurk. a. a. S- Die WIedcrvcrlcihung kann

selbst verfassungsmäßig nothwcvdig scvn ; f. Weber a. g. O-

S. gz.

n) Steuden rechtl. «cd- Tb- 1. Nr. 1,5.

0) I. r. >4. II. ?. lo. pr. I. ?. 0. ärt. 4. §. s«.
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Drittes Kapitel.

Von der subjektiven Fähigkeit zur Lehensexrichtung.

S- 193.

ä,. Auf Selten dcs Lchensherm.

Sowohl eine Msifche als eine moralische Person

kann ein Lehen errichten, wem, sie zu veräußern berech,

tigt a) und der lehensherrlichcu. Gewalt salzig ist. In

Beziehung 1. auf jenes Recht an der Sache ergeben da

her «. die Regeln des gemeinen Rechts, in wiefern Per

sonen, die nicht frei über ihr Vermögen verfügen kön

nen oder fremde Güter verwalten, ein Lehen errichten

können. A Dem MiteigMhümer sieht nichts im Wege,

das Lehen für seinen Theil zu errichten ö'), aber für das

deutsche Gesammteigenthum (Z- 10«.) gelten natürlich

andere' Regeln, welche hier oft von der Beschaffenheit

des ?roäoiniiüum abhängen, das bei jenem vorzukom

men pflegt ; die Verschiedenheit dieser Verhältnisse hat

auch Einfluß auf die 'Rechte der Lchcnstreue c). Der

Lehenöherr, der an einer fremden Suche ein Lehen errich

tete, haftet nach den allgemeinen Regeln "für die Ev^c-

a) II. ?.Z. pr. Novi vera inveztitura 5eurli non sd »Ii« rec>,e

fit ni5i eo yui Iogidii»e suorum Kouoruin »ckkllini5tr«tici.

nem Ksbet. (Zui enim ^uslibet rslions «lic^uick go zuiz

redus iinperütiir sliOiisro , is ueo per leuäur» lioterit in»

vesti.ursnl tscere. II. gl.

d) II. SS, §- Z-

e) II. zg. 5. ^. s V I o b i g cks rebus äudll« in jure teugali

(Oresä. et Qixs. 17L8. 8 ). «b«. 6.
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tion falls fr wirklich als suvtor zu betrachten e) und ^.

nichc ein Anderes bedungen ist ; wenn der Vasall nicht

ein anderes Lehen, sondern den Werth des evincirten

erhält, so muß er die dafür erworbene Sache als Lehen

anerkennen /). 2. In Rücksicht der lehensherrlichen Ge

walt ist die Befugniß , ein ''rechtes Lehen (§. 212.)" zu

errichten, von dem Recht abhangig, sich selbst, wenigstens

zum Besten eines Ändern g), Kriegsdienst versprechen^ - ,

<i) Sckchs. Lcbenr. Art. S5- Schwöb- Lehenr. Art. 5». . > - .'

LcKilter «6 1. ?. ^. ^Vrt. 66. II. ?. 8> ?r. Omn Se re ^ , ^

»lieni^ vel s,Iii odligsta investitur» list ; illuil distingui-

tur , utrum «cienti, sn igoorsvti k«cta sit. lZui eninT

' s1ien»e rei seien« investitursin »«cepit, iiiri pacta specisli

«il>i z>ro»pexerit , 6« evictione »ßcr« »ov j>«terit ; iAvo-

rsvs v?ro recte sget , , ut nliull ejusllem bonitatis «eu,

^usrititstis ei praestetur. Lecl in eo null» «t äikkrenti^ .

^ui investitursm Keit , utrum sciverit vel ignorsverit. —

Ucbcr die Gewährleistung einzelner Stücke nach den Lchenbricsm >,'.., .

vergl. Struben rechtl- Beb. Tb- i. Beb. 1,2. Ueb» die -

Evictionslcistung bei ausgctragenm Lehen s. Weber Lchcnr. Th.

4. S. Z65 u. f. ^I» ^' 2Z' — clominU3 vasallo eju5äc?nt

se5lim.'ltiouis , ciu«ii erst tempore rei jugiculae leiulurn,

rvstituat , vel niuninos i» leuäum äaiillos numeresl. —

Dem Astervasallcn steht eine Klage auf EvictwnSleistung gegen

den oberen Lehenöherrn vatürllch nur durch die Mittelsperson sei,

nes Lehcnshcrrn zu; sr^. I.. 59. 0. äe eviction. (21, 2.).

e) Wergl. L Soenmer vrine. zur. keug. §, 257. Note d.

/-) S- LitseK Oomul. zu II. 25. Ucber die Frape, ob er - .

auch den Werth als Geldlehcn anerkennen dürfe , kann hier nur " ^ ,

Vereinbarung' entscheiden. Lergl- Z. ,93-

g) Uebcr die rechtlichen Verhältnisse der Standeshcrrn bei den von

ihnen ehedem verliehenen rechten Lehen f. z. B. balr. Verfass.

Urk. S. iz6. z. 57. Preuß. Gesetzsamml. >S2«. S- SS-

8- «-
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zu lassen, in Hinsicht um^lmäßiger Lehen (Bentellehen,

Jinslehen), zetM, dem kein besonderes ProhibitivgesetzK)

in: Wege ficht, sein Eigenthnm zu infeudiren befugt.

Wichtiger ist die Frage, welche Personen^« Mittelalter

rechte Lehen zu errichten fäh^ waren l), da hiervon

?heils^ die Anwendung deS gemeinen LehenrechtS auf be

siegende Verhältnisse (Z. 19«.), theils die Qualität eines

Ritterguts abhangen kann. In dieser Beziehung giebt

'die Verfassung deS Mittelalters die Regel, daß die Qualität

eines Ritterlehens de» hohen Adel des Lehensherrn Keines

wegs voraussetzte «), und die Erfahrung weist auch

städtische Lehenshöfe nach, von welchen Ritterlehen ab-

hiengen y. Umgekehrt ist aber n^t^ jedes «^rechten

Mannlchen" verliehene Gut nothwendig für ^in Ritterle

hen zu halten m). s^,^«^ . c<V?^?

'^c<6.. /,.«^ ..^

Vcrgs. z. V. bair- Edict üb« die Verhältnisse der Juden

(oben S. szS ). §- >6.

i) Liener äs «rig. I^,, 1^. Lerm. I'. ». Vol. ». Z. g. »g.

O. l>. Xluever lle jure uobiliui» kcuckä inilitsris lvn5ti>

inencki. «stt. l7SS. Weber Hundb. des Lchenr. Tt>. z.

S- 6 ». f.

Vergl. sckchs. kanbr. Bz. Art. «s-

/) Schwarz pommcrische u. rügensche rchensWorie. S- »99. z>«.

LeveKenderg sei. jur. ed lust. I'oi». 2. p, gz.

m) Stichs. L ebene. Art. 82. Vergl. «. I. 4. 7- u. TV.
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§. 199.

L. Auf Seiten des Vasallen °) ( LchenöftZbigscit im eigentlichen

Sinn).

Unbedingte Unfähigkeit ein Lehen zu erwerben , ent

steht nur durch den MaMel d^^chMWgkeit oder de»

ren BesMänkuM in Beziehung auf die Erwerbung des

Gegenstandes deö Lehens ö). Bedingte Unfähigkeit ent

springt auö Eigenschaften , welche den Lehenshvrn b e-

^echti^en , eine Person zurückzuweisen, die sonst ein

Recht auf Lehenserrichtung hatte c), welche er aber bei

Seite fetzen kann, sofern, er nicht in der Ausübung d« '

lehensherrlichen Rechte ^Krankt ist; sie sind theils durch

die Natur des Lehensverhaltnisses, besonders in Beziehung

auf den Lehendienst, theils durch Lehensgewohnheit ent- "^/^

standen In dieser Beziehung sind unfähig : 1. ju

ristische Perjonen e) ; 2. Weiber /) ; 3. alle, die an ^ - /

„) ?. Uartinsnn öo cspscitsti.' kenclorum. (Zott. >g«i. 4.

, I. <Z. Lauer opuse. scuriein. 1'oin. z. p. z>5 u> f.

b) In Rücksicht der Juden s. I. Z. Runde Bcitr. Th. >. Nr. 5.

Wcrgl. §. iZ8- Note K.

<?) LloKig 6« rebu« äukiis in jure keuck. Ob«. 11. §. 4.

Hartinann a. a. O. §. 8- g.

ck) II. r. Sl. in Ln. II. r. z6.

e) S. Schnauberts Coinmentar. z. 94. S. z«7-

/) SSchs- Lehenr. Art. s. Psaffcn, Wib, Dorscre, Kouftute

und alle die rechtes darben oder unecht geboren sin , ua alle die

nicht en sin von rittersart von Vater und von elder vater die

suln lenrecht darben. Schwöb. Lehen r. Art. 1. §. 4. V. ^.

ös Kenel. Luv. i. §. 4. II. ?. z6. ^lutu, etcaecu«, cl»u-

^u« vel sliter inivertectu« , eti»in si «i« vsrus luerit , to»

tum leuäum psternuin retinebit» Oberaus et Lersrcku«

33^
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einer levig vots« msculs oder der Infamie leiden s) ;

4. Vergliche , bei welchen jedoch hieraus der Mangel

der Lehensfolgefähigkeit >ncht immer geschlossen ^'crdcil

darf, obwohl diese sonst die Lehensfahigkeit voraussetzt ;

5. wer zum Lehendienst durch körperliche oder' Geistesze-

brechen unfähig ist i) ; f>. Unfreie /,) ; 7. in Rücksicht

auf Ritterlehen (ksuäs militaris, osdilia , el^pesris)

alle nicht ritterbürtize Personen /) , welches aber durch

die Deutung , welche d^ ^onLobardiMe^LMnrecht m)

seit dessen Einfühnkng gegeben^ worden ist / aufgeholt

hat, eine Regel des gemeinen Rechts zu bilden. Wo

diese noch im tzarticulären Recht erhalten ist n), findet

zuweilen eine Ausnahme zu Gunsten des BürgerLandeZ

statt o), die ihrem Ursprünge nach eigentlich keine Ab

weichung von der Regel des deutschen LehenrechtS ent-

et innlti slii. (^nigstn t^men älcunt «tun csui tsli?1jstu,

est, keuclum retinere n«n nosse , nnis ipsuin servire no»

v»Iet. Sie äicimus in rlerioo , et in /oeinin« , et in si»

»lilibus. Vcrgl. I. 6. §. s.

«) Sckchs. Lebenr. a. a. 0- (Note k.). II. r. z?. Weber

Handb- des Lehevr. Th. z. S. «s u. f.

Vcrgl. Note k. S- jedoch Globig a. a. O> und Weber a. g.

O. S. Z5 u. f.

»1 SckcW«Landr. B. Art. 4. ll. ?. zs.

i) Ii. r. z. §.

!) S. Note f.

m) II. k°. 10. §. l. ». I,. öoekmer prinv. jur. keuiZ.

§- 95 — 97- ,

n) S. z. B. Globig o. g. O. '
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hielt Die Verleihung an Personen , welche hiernach

"LeHenrechts darbten", lZMd nach der Strenge des alten

Rechts nur den Verleiher und nur gegen die Person dcö

Erwerbers schon die Aätere Observanz des Äittei-

alters^ behandelte diese Unfähigkeit aber nur als würksam

bei der Lehenserrichtung

Viertes Kapitel.

Errichtung des Lehens.

, S. 200.

Arten der Lehenserrschtong.

Der Natur des Lehens gemäß kann die Lehenserrich-^»/

tu^ig nur in einer Handlung liegen, welcl'e die Uebertra-

Zung des llolniniur» utile von Seiten deö Lchenöherr» ^ , '

und dessen Annahme von Seiten des Vasallen enthalt, ^

zugleich aber auch die gegenseMgen Verpflichtungen der

Lehenst^eue begründet (§. DieTe^mhäkt die J n-

ve^iiNlr (^ukLuäätl« , illvestitura) «) , weil aber auch

x) Wcrgl. oben §. SS->/^ ' // ' ^ ^^ ,

y) Sachs, üehenr. Lrt. ». Welch hcrce doch dlrre (Note f.) clme

gut lihct von dem haben sie lcnrecht in dem gute und cn erben >

e> an Ihre lindere nicht und darben selbe der «olgc an einem

andern Herrn.

Schwöb. Lehenr. Art- > §. 6. leibet aber der Herr biscr

MM cw gut , der hat «lS gute reckt daran olö der den sechsten

hörschilt füret- und erbeut die lchcn an irc kindc.

n) l. I', 25. pr. Lciouckum est Kuckum sine i„v«titurs nullo

rnock« cc>i,sli>,u> poss« , etisni 51 ckomiii« jubeute ^uis uli-

cujus rei noiniue 5eucki possessionem usuciscstur et tcnest;
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ein Lehenöverhaltniß, das zwischen Vasallen und Lehens

herrn factisch bestanden hat, durch den Ablauf der Ver

jährungszeit die Folgen der Lehenserrichtung hervorbringt,

so betrachtet man außerdem die Verjährung als eine

außerordentliche Art der Lehenserrichtung ö).

§. 201.-

4. kebtnSerrichtung durch Investitur.

». Bedeutung derselben.

«. Uebcrhaupt.

Investitur (Belehnung) heißt die förmliche Handlung,

durch welche der Lehensherr das Soraioium utile gegen

das Versprechen der Lehenstreue überträgt. Sie enthält

' eine gerichtliche Auflassung (§. 172.), auf das LehenS-

verhältniß angewendet ; davon hat sie nicht nur ihren

Nanmz , sondern auch die Bedeutung der Ueberrragung

''ü^^eineS^NechtS an einer Sache, und sie erfordert eben

/ daher , wie vi? gerichtliche Auflassung , eine «u«s prse-

«cksn, (Z. 202.). Da jedoch theils die Uebertragung

wesentlich mit einer Handlung verbunden ist, welche die

Lehenstreue begründet«), theils daS Verhältniß zwischen

^«^<?x»^ ^?i>,^. licet tarnen vossesiiononi tsliter »lieotsm , <tum vi»<!rit,

F '/^vi^ ^ussi fenrii nomine retiners , Kereiie ejus in Koc jure

" null« mo^o ei sueeeäents. II. ,. K. i. in Ln. 8«en-

, ^ »um est — teuauin neminüi» vosse SOqnirere »ISI investl-

^ - ^ ^/ iurs »ut suocezsione. II. zz. pr. Loienöuin est Narzne

^ ^Leuäum »e<zui?i inveititur» , »ucceszioue vel eo o,uock Ks-

, ^ - oetur vro inveititur».

" ^ 1) II. I'. 26. 5. 4.

c<>^«) H. V. z. §. 4. Skulls »utei« invektitura rleket ei tieri c>»i

Lilelitittein Iscere recuiat j cnin » lickelitste leuUum «iies>
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dem Ucbertragenden und Empfanger ein anderes als bei

der Erwerbung des Eigenthumsrechts ist ^ so bekommt

sie dadurch mehrere Eigenthümlichkeiten. ^ ^ ^>

. §. 202.

/?, Der LehenSconteact als cs»5s prsveeZens und dessen Verhälinlß

zu Geschäften , welche der Vclcbnung vorauegehen «).

Die csuss xi»eceäen, ist immer ö) ein Lertrag,

welcher die gegenseitige EinwilligltnL der Lehenspersonen

zur Errichtung eines Lehens an einer bestimmten Sache

enthält (Le,)enscontract, «ontrsctu« keuäsli,). I. Ist

t,ur vel » ticke ; nisi vc> pscto sccsuisitlllll «it ei keuclum>

ut sine jursinent« Krlelilstis Ksbestur.

a) Lric. ^lsuritiu, ?os!tione« >uri, keuckkli, eontrover«i

Aubing, et Xilon. ,67z. 4. u In dessc'N Opuzc. pug. 534 «sz.>

Ose. 7. §. 4. Ltruv 5^nt. jvr. seun. Osp. 7. §. 2. Horn

jurllpr. feuck. li. §. 1. <Z. 1^. LoeKiner vrinc. Zur.

keucl. S. 44, ivl. Jessen s ) Oomm. cke in/estiturs« «imul-

tsneae eventualis n<i» ckezickersta renovstions. lZolt. 1741.

4, (auch in dcssl'N Llect. jur. feuck.x K.) Dessen I^ib. «inzill.

cke naturs et jnckole exivectstivae et illvestiturse keiirlsli«.

(Z«n. ,747. 4. (ebenfalls ln d. Llect.). Gegen u.) ^. lZ.

Lauer 6s inöole et nsturs invsititurse feuäslis.

1746. 4. cke orißiine et vrogresiu comrnuni» Lsxonum in»-

NU« ikill. ec>6. ». cks coininuni Lsxanum !»»uu neAleetsin.

revovstion^m »mi«z«. ib. eoä. Gegen K.) Rjusck. cki,«. cks

personis ««inmnnis Lsxoniini msnus csp»eibus. I^ips. »74g.

4. lis cninnxini ösxonuiu insnu in fengo Iicreclitsrio et

. »Ii«»sdili. ib: ,75,. 4. Vergl. Schnauberts Commentur.

S- 8, u- f. S- Z'S u- f.

^) Die leylwilligev Verordnungen , die man neben den lscheoscon,

tratt als csuss vr»e«eSens zu ffellcn pflegt, enthalten auch nur ^ /

die Veranlassung zu diesem. Schnaubert a. a. O. S- 91- ^
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zwischm dem, Lehensherrn selbst und dem Vasallen schon

vor der Investitur eine Bereinigung getroffen, die jedoch

noch nicht beide verbindet, so kann diese dem Lehens-

contract als pactum äs contrsdsnS« entgegengesetzt wer«

den, und jener liegt, wenkr kein anderes Geschäft hinzu

kommt, in^d^ArM.fMeMn eben

diese enthalten auch wenn ein Dritter (wie beim teu-

üiu» evituin c) ) das Lehen zum Besten des Vasallen

aufzugeben verspricht, und dieser auf sein Ansuchen die

Bclehnung erlangt , oder wenn das Lehen vom Lehens

herrn verliehen wird , ohne daß überhaupt ein Geschäft

zwischen ihm und dem Vasallen vorausgegangen wäre,

welches im longobardischen Lclienrecht als, der gewöhnliche

Fall betrachtet wird c/). II. Haben dagegen vor der In»

restitur beide Theile zur Verleihung und Annahme der«

^ ^ ^.'selben sich verpflichtet, so enthalt die Investitur bloß die

Übertragung dcs Rechts an der Sache und die Vollzie

hung jcneS den Lehensv»rtrag bereits enthaltenden Ge

schäftes durch das formliche Versprechen der Lehens,

treue e). Ein gedingter Lehensvertrag liegt daher ln der

«) ESchs. kaodr. V. >. Act. g-

4) II. ?. s. i>r. V.rzl. Z. 2»z. Note a.

«) II. ?. »4. F. 1. Lrt et »Iis ingrstitucko »otsn^s , zi öomi»

pol ivve»tit>ir«m z>ollie?n6o vu5»lli fickelitstem z>etie:it, et

illo non prseslunte , »ioiiuouz tribus viOidus , convenienli

tempore intsrp«5ito, körte «eptein öierum zpälis ack curiiun

»ll^m ruper Koc reelsinaverit : et villsllni trikus vicib»5

eitstui s «vis v»rioui jur^re >>«?norit ; si tsmeii tieneii-

ciuo» tsls sit , nt pro eo s j ursncl uvt. t«lclitsti! kieri

6et>est> Lunt eiiim ^^»ec!»i» kemls it., 6«ta , ul ^/ro Kiz

lläelllaz no» :it pr^e°tso<Is (§. Note ».).

!
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Exspectanz /) ; am häusigsien aber geht der Lchensver,

trag der Investitur voraus , wenn er mit einem ander»

Geschäft ausdrücklich oder stillschweigend verbunden wird.

hierzu tauglich ; am häufigsten kam im Mittelalter der

Kauf /l). Tausch und Lehensauftrag 5) vor. . Bei dem

letzteren übertrug der Vasall das Eigenthum einer ^

Sache, um sie von dem Lrhensherrn als Lehen zurück

zu erhalten ; die Veräußerung allein , welche der Auf«

trag enthielt, übertrug dem Lehensherrn wie jedem Er

werber keing^gen^denWi^e^r^)^ Erben geslchcrtts

^eHt^, wenn er diesen nicht durch eine eigcnthümliche

an der Sache erlangte Gewehre ausschließen tonnte ^

il. r. §. ,. ir. ?. ig.

») SSchs. Lanvr. B >. Art- Z4- O 'rkom»5ilis gis5, cke

scnciis odlsiis ig dcss. Lsleoi. keuck. I'oin. 2. uro. >. Hert

keuöis oulstis in dess. Opusc. I'oin. i. Vol. 2. vsg Z42

5cz. Liener <üoi»i!>ellt. äe «riß. 1^. I,. Ocrin. ?. 2. Vol. 2.

§. g, z>. 78 «e>I- §' ^' ^> Li3l)I,ok lle

^ feiiliis «liZati's. Uelmst. 1790. Urb« Vcxlcibungen , die aus

ouiio und oliizlio gemischt sind, s. Uert, vvusv. «.

Vol. 2. xug. Z5 ^ey.

SSchs. Landr. a. a. O. Swclk man sin gut «ist unde daz

weder zu le»c unifeht , den Herren ne HIlpt die gavr nicht , her

ue bchaldc d«s gut iu sincn ledlchllkcn ivceeu iar unde t»ch. sink

 

S. das fünfte Kapitel.
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woraus aber nicht gefolgert werden darf , daß die Ver

leihung der aufgetragenen Sache nach Jahr und Tag

ursprünglich zur Natur des Geschäfts gehört habe. —

Der Lehenscontract erhält durchliefe ^Verbindung mit

andern Geschäften a.üch beim keuSum «Kistuni keineswegs

nothwendig einen befondern Inhalt , das Leye» selbst

daher , welches anf diese Weise errichtet ist , keine ?lm-

proprietät (im Gegensatz der keuS» ästs), so lange diese

nicht auf gewöhnliche Art erwiesen werden kann /) ; um

gekehrt ist er aber auch ohne diese Verbindung ein Con-

sensualcontroct , aus welchem auf beiden Seiten eine

Hauptverbindlichkeit entspringt m), wenn gleich der Ba

sall das Lehen einseitig xefutiren kann »). I» dem Le-

henScontract können aber besondere, Bestimmungen (lex

invsstiturss, psolum investiturse) verabredet werden «),

durch welche die Naturalien des Lehens eine Abänderung

^. ^id>m (g. 191.), und insbesondere die Ausdehnung der

</ ^'.^ Investitur (§. 206 u. f.), die nur eine Würkung des

Lehensvertrags ist , bestimmt werden kann.

/ X ^.mach her Iz sekerllchen inneme ivcdcr llcn, so daz « noch vichen

,. , . j s>" "de noch eigen daran bereden nc mach.

" k) KI „eil er Si«. jur. keuck. Os^. 4. Oizt. 8> S» jedoch vreuß.

Landr, Th. >. Tit. »8. §. 25. 24. Ueber die Frage, ob nicht

die Grundsätze von dcc Evictionslcislung bei den aufgetragenen

Lehen abweichend sind , welche keineswegs von der Jniprcorieta't

abdangen , s. Weber Handb- des Lchenr. Th. 4- S. 365 u. f.

,«) n. r. »4. z. >. S- PStz Leheur- §. s».

' ») 11. r. gg.

«) 1. g. §. z. 1. ,4. §. g. 1. r. ,g. 20. 11. r. ». §. z.

II. tZ. xr. II. r. Ig. in Ln.
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§. 203.

7. Form der Investitur. ,

Die Investitur kaiin der Lehensherr durch einen

Stellvertreter ertheilen und der Vasall durch einen Be

vollmächtigten empfangen «) ; nur das particul«e Recht

h.it häusig Ausrfahmen ö). Zur Form' der Handlung ge,

b'rt : 1. die Gegenwart anderer Mannen, wenn der

Lehensherr überhaupt einen Lehenshof hat c) , welches

jcizt wegfällt, da bei feierlichen Belehnungen andere For

men üblich geworden sind, und bei minder feierlichen die

^Lehenscanzlei die Stelle deS Lehenhofs vertritt ek). 2.

Die Erklärung des Lehensherrn, dem Vasallen die Sache

zum Lehen zu überlassen^ (actus tiaSitiini, der Neueren),

u«d die Zujage der Lehenstreue von der einen wie von

der anderen Seite (»ctu» insu^ursliovis d. N.), welche

von Seiten des Basallen durch die Ableistung des^ehens- ,

^e^es^zesLie^t. Beides ist von jeher zugleich durch sym- ^7^^ ^/

bolische Handlungen solennisirt worden, deren, Wahl je«

dvch ganz willkührlich ist e). ...>,

«) n. ?. z. §, z. II. ?. S3. §. 5. S- jedoch sckchs. L.'henr.^

Ätt. 22, Schivckb. Lehenr. S?t. ,g. §. z u- f. u- vcrgl.

O. 1^. LoeKmer Udserv. jur. keu<i. »ro. 9. cke invesUtur»

p«r «rocursioreni.

i) S- G. k. Böhmer a. a O. S. s- ZachariS sckchs. Lchcnr,

§. 65. 56. Bair. LchcnScdict. 5.44.

c) II. r. 2. pr. II. ?. ZI. zz. pr. u. §. l. s. ober I. 2S.. u.

vergl Liener Kermeneut. jnr. keu<I. vsz. ög.

<i) S» Z- B Liiniß Oorj,. ),,r. keuck. I'om. z. z>gg. z,o.

Wabst Nachricht von der chursckchs. Verf. S ?z u- 26^. Bair.

Lchensedtet. Z. 42 44»

e) II. s. pr. InvviUtura ynillem proprio äioitur pvksrzii«; ), >,
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§.' 204.

s. Urkunden über die Investitur.

Da der Lehenscontract nicht immer von der Lnvestj-

tur getrennt ist, so dienen hauptsachlich die über diese

selbst ausgefertigten Urkunden zum Beweise der lex in-

<!.<^^Ä>, vsstätllrss. Am wichtigsten ist unter jenen der Lehensbrief

(literss Illvsstiturae) «) , der als eine Erklärung des

Ahensherrn über den Gegenstand der Belehnung' , die

Personen , für welche sie ertheilt ist , und die dabei ge»

machten Bedingungen , gegen den Aussteller und gegen

den Erwerber, .der iM^ ohn/ Vorbehalt anninuvt^.

^ , mithin auch gegen alle , die ihr Recht aus seiner. Belehr

nung ableiten , vollständig beweist 5). Gegen Dritte

»Izusivo sutein m«go clieitur Investitur», csusririo Kosts vel

«iiuä corvoreum qnigli1>et uorrigitur s äoiniu« feudi , ,e

investituram kaeere äicente. II. I'. zz. — ?euauin sc-

^uiri investituru vel cc> zusZ KaKetur pro investitura ; ut

«Lee ri dominus ulieni eornin vsrinus curise äixerit, vsde

^ in posskssioncm illius luiilli , et 1,eueaz iUuiu pro /euci«.

I^ieet eniin non intercessisset investtturs , tsme« tsZo est

i>e si iiiterce»si«,:t : quiu üle ejus voluntste possessiouern

Iun<li risetuz est keu^i iioinine. — O. L. 1'rcuer <tiss.

öe iuvestitura per seeptruiu. Lntt, 1741. 4. I. <?. Lstor

cle insugurstionikus Kcne5,ci»riis, I,uruin svinoolis et riti>

d»s. eci. 2. Ivi»rd. 174S. 4. Wergl. Weber Handb. des Lchcnr.

Tl). z- S- ^04 u- s.

^ I. Lieg vi öe litteris investiturse. Lios. >7Zg. 4. lieber

da« Mcr der kcdenbricsc (In, longobardischcn kchenrecht I. r. 4.

' ^."/>t ^< l"^- 5- II- ^- "l'reve teststuin" genannt: vergl. Sie-

gel Oup. ». §. 4.) s. ^uettinan n «Ks. sur. leilö. Ods. L.

- - . ^ , Hagcmann Einleitung in d. Lchcnr. §. »9.

i) Steuden rechtl- Beb- B- «. ?Zr. 157. Nicht unbedingt gilt

k> 7 ^ >,- .">./, . ., ,< -i' >' '6

^ . ^. / ' ' '
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hingegen kann er die Erwerbung eines Rechts nur dann

vollständig darthun, wenn diese. lediglich von der Verfü

gung deö Lehensherrn abhängt, allerdings aber, vermöge

des dem Vasallen 'übertragenen sclbsisiändigen Rechts^-^', ->

(der Gewehre) , , doch auch in anderen Fällen eben so ge-«^

braucht werden , wie der Kaufbrief von dem, welcher ^/',, ,,

ans diesen das erlangte volle Eigenthum einer Sache ^ " "

stutzt c). Außer dem Lehenbrief kommen bei der Beleh, ^ ^ '

nung auch ^ehensprotocoll Lehenödinumeramente md ^ ^

Reverse (Gegenbrief vor der Ausfertigung deö form«

lichcn Lehenbriefs auch der Lehensschein (McMmtions«

Mein) /) vor. Alle diese Urkunden s) sind in Rücksicht

der LMnsperson<n, und bevor Lehen und Erbe gesondert

ist, selbst in Rücksicht der Allodialerben, für Lemcinschaft-

liche Dokumente zu halten K).

jedoch d!cs>! Regel von der Annahme abweichender jüngerer Leben«

briese bei der Lchenserneuerung. v. Berg Beobacht- u. Rechts«

sLlle. D> ,. Nr. 24. s. unten Kap. s-

e) Siegel a. g. s. O»x. 6. g. 7 u. f. icing (Zuest. kor.

?om. z. Oup. es. .

ck) Liener 6e k>rotocollc> keuZsli. Li^z. 1783. 4.

«) Oalzr. LeKveger ge äinumeramentis et reversslilnis keu«

üi. 'rudiiig. 1702. (visiert. ?om. 1. ^>dg. 761 sez). Oorp.

Oonst. Oalenb. ?om. 4. nro. ,41. p. Z4S. Batr. Lks

hcnSedlct. §.63. Weber Handb- deö Lepcnr. Th.z. S- ,56.

/) Hommel «adem. Reden über IVIsscov xrinc. jur. keucl.

S. «55.

s)' Von anderen das Lehen betreffenden Locumenten s. S trüben

rcchtl. Beb. B- 4. Nr. igz.

K) ?uksnclork Ods. jvir. univ. ?orn. 4. Obs. z6. Strubel!

«. «- O- v. Bülow u- Hagemann Erörrcr. B. 4. Nr. 43.
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§. 2«S.

Würkung dcr Investitur.

Den Besitz deö Lehens erlangt der Vasall durch die

Investitur selbst ^memalö «), wi?wohl s.e freilich wie jede

Auflassung (§. 172.) mit der Einweisung in den Besitz

verbunden seyn konnte; auch ist eö ganz unrichtig , baß

in dem longobardischen Lehenrecht (H. 2s>3- Note « ) zwi:

schen iuve«titurs proprio und sdusiva unterschieden werde,

je nachdem sie mit Uebertragung deö Besitzes verknüpft

sey oder nicht ö). Der Vasall erlangt aber durch die

Belehnung 1. das Recht, den Besitz des Lehens.^u er-

greifen c), und wenn er daran gehindert wird, gegen

den Lehensherrn auf Einräumung desselben zu klagen

2. Schon vor der Einräumung des Besitzes hat er auch

die Vindikation gegen einen dritten Besitzer s), den er

aber, falls^ieser die Sache ebenfalls von dem^ehens-

«) Vcrgl. oben § 2«z. Note«, u- n. »6. z. ,q. (unten Note k.).

b) r<Z5ses5io bezieht sich in dcr gedachten Stelle nicht auf den vom

kehenöherrn dem Losallcn bei der Investitur eingeräumte,»

B sitz, sondern ist die Mersetzung des dmischev Wörtcs Ge,

wehre. Bergl. auch SchnaubertS Commentar. §. »oz. 6 550.

«) Ii- r. zz. ?r. (oben z. »«z. Note « ).

«I) I. ?. >. z>r. — Li inveititurs ^srts kuerit corsin puribu«

«nrtis , sut in drevi t^sto : rert« e,»n c>ui inveititUL

«5i , cogitur dominus rnitters in vos5essionem. II.

S. l. Invostilurs vero ssct» et siclelilsle «unzecuts , omni

ino6o cog»tur cionilnns investituin in vsluam po^es^io-

nein inittere ; ^uv^ ^?A«rat , omnem utl/ltatk«» «

II. ?.zz. Lcioncluin itnc^ue S5t leulium ae^ui>« investitur».

Wcrgl. oben §. 200. Note s.
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Herrn erhalten hat, fttM) M)t nöthigm,kann, sie ab-^>

zutreten /) , wie er denn auch, AK^r^das Eigenthun, ,

seines AuctorS nickt erweisen kann , dessen Vin^icativnS- 1

recht eben durch die Investitur auf ihn übergegangen ist

(rei vioäicÄtiooi« Utili«) , auch dem b«Q2S Läei r>«s5L«>

s^or weichen muß s).

§. 2«6.

». Arten der Investitur nach ihrer Ausdehnung.

«. In Beziehung auf die Zeit- '

I. Der Regel nach ist das Lehen für den Erwerber

und deFen^Descendeoz errichtet «), welche daher in dessen

Investitur siillschweMn^begriKn ist, jedoch^r^msofern

sie lehensfähig und lehensfolzefahig ö) ist; eine Aus--^

nahtne in der letzteren^Hinsicht, welche eine Jmproprietat ^

des Lehens hervorbringen würde , wird nicht vermuthet, /

und selbst allgemein lautetide Ausdrücke sind nach der ,'.

/) 9§4. ^ 6e ?ui,Iieisn« in rem actione ^6, s.).

Eschs, kanbr. B. 2. Art. 42. Hier findet mithin auch II.

sö. Z. 14. keine Anwendung : 5i kseta ge keucko investitura

rioenitest kloniinum snteyusm ziüssessionem transfernt, sn

zzrsestsnäo Interesse vsssllo , überetur , ^usesituin suit.

I^ez^onsum est, prketermissu ills conckemnstio»e , «iomi»

num iiossessionem Leuiii <ie zuo investitursm Lecit , trs>

^ero comiieUenckum.

^s) 1^. g. I. 4. «Is kudl. in rein »et. eii.

«) l. ?. 1. I. g. I. ?. 14- §- 1. II. 11. xr. u. §. >. II.

2z. Z. 2. — dciieiieiuin — its lialur alirui — ut sä

eum Ksreäes^'.e «uos mgüculos »ive koemins« ^si <ie Ki«

»omivstim ckictuin sit) in Perpetuum izertiuest.

ö) S. unten das fünfte Buch. , '
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Regel des Lehenrechts zu deuten c). Zur Begründung

eines Lehenfolget echtö gehört daher, daß der Lehensfolger

von dem ersten Erwerber abstamme, mithin bei Seiten

verwandten mit dem Verstorbenen einen Stammvater

habe , von welchem das Lehen herkommt e/) , d. h. daß

das Lehen für ihn ein keuäurn pst<zrr.um (altväterliches

Lehen, keuäura aoti<zuul») e) sey. Für Seitenverwandte

des ersten Erwerbers und deren Descendenz ist ein er,

richtetes Lehen ein Neulehen (keuäum oovuW) /) , in-

welchem sie nur vermöge eines besondern pacti inveztitu.

ras succediren können (ksuäum »ovurri jure sntiyui coo»

««zuW) S) , der Regel nach , selbst wenn sie zugleich

mit dem ersten Erwerber einen Theil des Lehens erhalten

haben (g. 207.). II. ^irch die besonderen Besiimmun«

gen des Lehencontracts kann aber ein Lehen auch auf

Widerruf (wiedergebliche Lehen, Gnadenlehen) K) , be«

stimmte Zeit (Taglehen) i) , oder auf Lebenszeit (Perso«

e) II. Z4. §. 4. — ut «i Kaoest (keuäum) siki suisyue /tse- .

reckiiu^ (l^uocl iütelligi <?el>ct 6e msseulis) — .

ck) II. il. F. I. '— vockvtiir — ngnsti — czuocl it« intell!.

Kenclum est , »i seoduiii, sit vuteruuüi ; Koe est , si luit .

illiuz vureutis , n^ni ejus kuit sgiilltionis cominmiis.

e) 1. ?. ,. Z. 1. 1. 14. I- >- u. a. a. O. r. Uok5niknn

öi?s. giKereutiis leuäi anti^ui et uovi ; bei I e u i c K e 1,

tlie«. jur. feu6. I^oul. 1. uro. 41. VV. Lsuer lie Ku6o

»ovo et vetori. rliss. 1. I^ivs. izöz. Ois«. s. »771. 4.

/) II. Ii. §. 1. II. 45- U. «. g. O-

A) k!. I. <Z. Klantr»?! 6e e« zuock refert^Ieuöuin eise suti»

r^uum , vel novum jure sntiyui coueessuin ; bki leni»

vken tk. j. k. 1°om. 1. uro. 42. ' ,

I. I.. ?uettmsnn cke keuäo Lckuoisrio. Qjp5. 1777. 8>

H I. ?. s. §. l. in iin.
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nallehcn) /,) verliehen seyn , welches bei einigen Verlei

hungen schon aus der Natur des Objects folgt /).

§. 207.

In Beziehung auf die subjektive Ausdehnung

(Mitbclehnung) «).

Eine mehreren Personen zugleich und zu gegenwär

tigem und mzbedingtem Aecht ertheilte Investitur (coin-

vestiturs im Gegensatz der invesr. sivßulsri« «. «irooler,

Sonderlehen) , kennt das longobardische Lehenrecht nur

so, daß dadurch ideelle Theile constituirt werden (cow>

vsstimra juris communis s. I^onßoK.), von welchen jeder

Belehnte den seinigen als Sorwerlehen besitzt, wenn nicht

ein pactum iavestiturae ö), welches aber auch Hllschwei-

Tb- Hage mann vom Personallchcn. Gött. ,788- ».

?) S- oben §. >gz. >. Z- '9^- I- ^- §- ^ I- §-

«) I- P- Lang Gedanken von der Mitbclehnung, worin die B«

' griffe der Mitbelchnschast und Ihrer verschiedenen Arten vollständig

entwickelt werben; bei Zepernick Samml. ouScrlcs. Mandl-

SUS dem Ledenr. Th^4- Nr. ,?. S. «63.

b)> I. 8- 8- Z' ^^^k> keul?« , qnoS nskuit initium

tkutturn » krsirikus , non zuoeeoüt unus »Iteri , sivs un»

investiinra , sive öukizus : nisi doo kilerit äictuin e»vres-

«ni , nt slter kltori «uoceclst. I. ?. 14. j. s. Li öuo

krsires siinul investiti luerint c^e KeneKcio novo , et non

^e vsterno j »i unus eorum sine öesoencientikus mssoulini

sexus morikus kuerit , dominus sucoeckit , non kruter ;

nisi vsctum kuerit in jnvestiturs czuock krster trstri «ucoe»

II. ?. ,2. xr. Von einem solchen psotuin spricht II. ?.

Tg. vergl. auch ll. 86.

.34
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geich eingegangen werden kann c), gegenseitige Succession ,

Hedingt. Daö deutsche Lehenrecht ?at dagegen auch.«ne

Belehnung , welche denselben Gegenstand mehreren nach

Art eines deutschen Gesammteigenthums (S. 1ö6.) über-

^ tragt (coikivestitura juris Oernisvici) Sie zerfallt

in zwei Hauptarten , je nachdem auch Besitz und Genuß

gemeinschaftlich ist (Mitbelehnung, coinvesritura !» sz>e- ,

cie), oder ohne diesen nur die gesammte Hand (in-

vestltura «in.'ultanes ) am Lehen eines Andern geliehen

wird , welches den Mitbelehnten bloß dem vom erste»

Erwerber abstammenden Lehensfolger nach den Grund

sätzen des longobardischen Lehenrechts gleichstellt ; beide

Arteir gehören aber mehr zur Lohre von der Lehensfslge e),

als zur LehenSerrichtung , da die abweichenden Grund

satze des deutschen Rechts über den Grund der Lehens-

e) l. 2«. — »isi KeveLeium Se communidus Koni« f„erie

exemp^um ; vel utrius^ne nomine <iom«'n« ^ci«nte ,i

insimul steterint ; vel in Kostcm regi« säcsnisierint. H.

?. IS. S. i. Li ckuo krstres — Ksoitsverint siinnl , et unus

eorum keuilum aezuisierit , nlerizue^ äieunt sci slium n«a

nertuiers — nisi ver nsctum — . (Zuoij« cum ezuis et

»rmis communibvs vel vecuvi» communi sit kcyuiKitum,

»liniic iäem ckicunt; ne körte »nvitu^ ckomiau^ slium Husm

c^uem vo'.uerit sibi seizuirst vssallum. Vttgl. Liener

Kermeneut. jur. keuck. §. 7 sez.

«i) Zacharick kursckchs. kehenr. S- «2 u. f. Schnaubert Com«

MeNtar- ß. >,2. E. 548 U. s. 5. «o^tliolt Se simnl>

tsnea investi^nrü rläüise». (Ziess. 175g. 4. ^. I^ell-

kelck 6e simnltank?» iuveslltur« in torris örunsvico -I^une>

burgicis. Zen. 176t. 4.

S- UNKN das fünfte Buch.



Abth.III. T.IV.K.jV. Ichcnscrrtchtung. 5Z1

folge /) «icht nur die Veranlassung zur Entstehung dcS '

Instituts enthalten s) , sondern auch , außerhalb Sach-

^en./i), die Aufnahme von Mitbelehnten in die erste

Investitur wenig gebräuchlich ist. ,

- §. 208. -

z>. Eventualbelkbnung «).

Die Belehnung kann das Lehen auch bedingterweise / ^ ' ' -

errichten , welches bei der Provisionalbelehnung ö) und ,. , ^ . -

der Eventualbelehnung der Fall ist. Mittelst der letzteren ^

wird eine bereits infeudirte Sache für den Fall der Er- ^ ^ . .

öffnung des Lehens an den Verleiher zu Lehen gegeben c); . , ^

ihre Würkung ist von der einer gewöhnlichen Belehnung K>
'

^

/) Sckchs. Lehen r. Art- s>. Ezen^erbet nie««» nM eln lcn

wenn der vater uffe den SoiK

Rechtsgesch. z. ZÜ4- 428. 567. Liener Omni, ge orig.

Ii. l^. Lerni. ?. 2. Vol. 2. g, Z2. v. 241. Z. sZ. Lsuer gs

oriz. et progr. eominnnis rn»nus Lsxnnicue. I,ios. 1746.

(Opusv. I'oni. », p. 196.). I. 1°K. Leger cio orig. et n»»

tur« comm. Ls«. mlluu5. l^ips. 174». q. Sacharin chursachs.

Lehenr. Z. 2z u. f.

K) tteber Sachsen s. » SloKiß äe rek. ^lld. in jure feucl. Obs.

li. Kursclchs. ÜehenSmand« v. 1764. Tit. 7. Sachsen« Go,

tdaisch. kehcnsmaadal vvn ,8°°. §. 17z u. f. Zacharick g. g.

0 Z- »7 «. f.

«) <?. Lauer 6e investiturs Lrnesti et ^tderti LI. et Olicü

Lsxqni«« , cke jure succ«ll, in, Oue. Znlise et, Klontiuin.

liixs. 173g. 4» (l)?nse. lom. 2. psg. 127. Z, 17 sez ). Da«

gegrn : ^> 51. IVlusaeus 6e investitura eventuftli —

non jus resle 5eck personale trioueute. Liess. >7g5.

b) ^«vttinsnn eloni. jnr. keuck. §. 197.

«) I. ?. g. ll. ?. 2S. §. 2.

, 34«
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!

nur dadurch verschieden , daß sie durch die hinzugefügte

Bedingung susvendirt ist, weshalb das geliehene Ge-

ding des Meren deutschen Rechts ein von ihr verschie-,

denes, Institut war -^5^! -

), ^ ./^..v. «. Lchenserrichtung durch Verjährung «).

^ . Dem deutschen Lehenrecht ist die Entstehung eines

LchensverhältnisscS durch Verjährung unbekannt ö) ; die

longob>.rdischen Lehensgewohnheiten sch,',tzen jedoch Ven

Vasallen im Besitz einer Sache, welche er dreißig Jahre

hindurch als Lehen, mithin unter Anerkennung der

Leheustreue, besessen hat <?), woraus eine Gleichstellung

des auf diese Weise begründeten Rechts mit den War

tungen der Investitur <i) gefolgert werden kann. Die

Praxis hat, hierauf gestützt, mit Anwendung der allge

meinen Principien deö romischen Rechts über die Ver

jährung, das Institut dieser Art der Lehenserrichtung

' dahin ausgebildet : I. Sowohl der Lchensherr als Vasall

kann die durch Investitur regelmäßig zu erwerbende»

«Y SSchs. Lebenr. Art- 6- Rechtsgesch. §. zS«>

0) n. Locer tr. <ie prsescri^t. leuui. 1'ud. 161?. g. Weber

Handb. des kehcnr. LH. 4- S. »49 u. f. cisr. kieQsnciiolie

üe z>rsesci-ipl,ione 5euti«1i. Lerül. »82V. 4.

1) S- auch bair. Leberiöedier. §. 77- ,

e) II. ?. «6. §. 4. Li <i«is LÄ^A?^ unn«5 reni »li^ugm 11t

vis cie es re non sit invesntus , prsesoriptiove tsnie« tri»

ßints sllnSrum ss tueri polest.

«j) II, zz. pr. Lcienclum est — teuöunv »e^uiri ivvestitur«

, vol Lg ^usil Ksoetur Pro investitura ^- .
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Rechte in Beziehung auf eine bestimmte öache durch

deren Ausübung binnen der Verjährungszeit erwerben,

woraus sici, die Bedingungen dieser Verjährung, sowohl

in Beziehung auf die BeMaffenbeit der Handlungen,

welche sie voraussetzt e) , als in Beziehung auf die sub-

jective Fähigkeit der verjährenden Person zum Lehensver-

hältniß von selbst ergeben. II. Die Verjährungszeit ist

zufolge der von den Neueren fast allgemein angenomme

nen Meinung, immer die ^eiZigjährige/), und gegen

pr^leLirte Pe^onen oder in Beziehung auf ^rivilcg^irte

Sachen die. durch diese VorrechteLMmM? / wiewohl sich,

un^er Voraussetzung^ eines Titels, allerdings Gründe für

die Zulassigkeit der ordentlichen Verjährung anführen las

sen s). III. In Rücksicht des guten Glaubens gelten"

die allgemeinen Regeln K). Das auf solche Weise ent

standene Lehen ist zwar ein unregelmäßig, entstandenes

(kouSul» inkorme) , aber doch nach den Regeln des Le- ^« " 5> ^ >

e) II. ?. ZZ. xr. Inöo etism öicitur , qnori si aliui proligve»

rit se sli^ui^ noinin? benesic,ii sli<zu« tempore tonuisse,

yun^i a vn^«//o reei'/ii'«nte licet n«n protzet ikivestitursin,

verumMirien oktinelzit prsestit« jursmevto ; ok/uck

cont,-« »nckucatu^. Hlcraut ist zu bcurtheilcn , in wlcsecn Lei,

stung der rc!)cndtMe, Erthel!Mg^dcr JiMgitur, Lcbensmutbung

u. s. ,v. erforderlich sei). G. ?. Böhmers RechtöfM. B

Th. i, Nr. >78. §. 9- Weber o. o- O- S- 257.

<?. I^. Roelimer princ. jui. seull. §. z«z.

g) IZover o. «. O. 2. uro, i?z. P^tz Lehcnr. §. 66.

Jedoch wohl nickt die hier angegebene Stelle II. I'. 87. , sondern

c^cc l^. 8. ^. cle priiescr. z« vel 4« sunor. (7, zg.).

K) Osp. u^t. X. llu prsescr. (z, 26). Llruv 5^nt. jur. keuck.

^p. 7. §. ,2.
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/«^..^Xchtnrechts zu beurtheilen, so weit nicht durch den Besitz«

^, >>> stand eine Jmproprietät begründet wird H.

Fünftes Kapitel.

Rechte des Lehensherrn nach errichtetem Lehen.

§. 21«.

!. Amöcre Verhältnisse der Lehcnsherrlichkeit und Ausübung

derselben «).

Die Lehensherrlichkeit ist an sich ein MMales^SZecht,

und in Rücksicht seiner Uebertragbarkeit auf Andere ,

s^rn diese nicht durch die Würkungen des Lehenövertrags

beschränkt wird , nach den Grundsätzen vom Ei^e^thum

zu beurtheilen ; sofern sie aber infeudirt ist ( Z. 196),

gelten die Regeln von dfr Uebertragbarkeit des ckomiui»

um utile K). Die Ausübung der lehensherrlichen Ge

rechtsame kann nicht nur durch Auftrag c) , sondern auch

alS selbskständiges Recht in eigenem Namen (?r«ä«ivi.

vium) «!) einem Anderen überlassen wcvden, welches da

vurkommr, wo ein Gesammteigenthum am Soroivirim <Zi»

rectum statt sindet, oder dieses einer moralischen Person

,') (?. U. LrücKner öe ieucks inkormi ; bei lenicke»

ik«. j>,r. 5eu6. I'om. z. p. yg^.

«) Ii. L o c e r tr. cle jure et eonimoöo 5enioris itom^u,e v»»IIi

lzncxl ipsir constitnti et »cyuiiiti feucki nomine coiv^etit.

Kl «eil er ciist. feucl. O»p. ig. Oist. ,. Note S.

c) II. r. 5. § z. Die Gewalt der Lehenscurien bei Wcrivalkunz

der ihnen überttagencn Geschäfte, crgicbt sich hieraus von selbst,

ck) ^. L. Ltr^cK cke vrocloinin« kencki rkrecto. Usl. 1711.
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zusteht. Gründet sich die Befugniß zur Ausübung auf die

Staatsgewalt ( proäominium sublime), so bestimmt die

Staatsverfassung die Kränzen der darin enthaltenen Gewalt ;

die Sraze, vb^einem d^uffc^n^kegenten an den Staats?^, , , <

lehen ein proSanrinium oder die Lehensherrlichi>'it selbst '^>^ v 5c

zustehe, die bei infeudirten Kammergütern außer Zweifel ^ <l.

ist, hat daher keine practische Bedeutung e). Em pro. >

Somiaium, das auf anderen Gründen beruht (proäomim- >M^'^ ^ ^

um «mplex), wie bei Prälaten in Rücksicht der Kir- ' ^'

chcngütcr , beim Familienseniorat des deutschen Herren-

ftandes /) , der Magistratur in Rücksicht städtischer Le

hen , richtet sich die Gewalt des pioäominu« ebenfalls ^ .

/>^nach jenen Gründen, und im Zweifel nach den Regeln^ " ^ ^^

des Lehenrechts s). ^ '

§. 211.

Ii. Rechte aus der Lehenötreue.

«.^ Im Allgemeinen.

Die L^ehenstreue «) verbindet den Vasallen , über?

Haupt jede dem Lehensherrn nachtheilige oder die Achtung

verletzende Handlung zu vermeiden , ihm Ehrerbietung

e) <ü. De» tri,! K prses. ge prineioum i. R, I. ga>

ininio keuklorni» öirect« , „c»i z>ro<>c>n>inio. l^ips. igoz. 4.

L 0 e K m e r xrinc. jur. keuck. Z. Lb. SchNgUhert CoMMkNt-

S- 2gz.

<Z. I>. öoekmer kle impeöit» seu^orum cnnsoliästione

(I^Ieeta jur. fpuli. ?c>m. nrc>. 10 ). 1. §. 4.

s) G. k. Böhmers RcchtöMe. B. >. Abth. z. Nr. So. §. 24

u. f. S 474-

a) n. ?. 6. 7. 2Z. pr. rz. 8. ^Vi e ss n ä ge «rißine et nsturs

fickvlitstis vsssllitivse. I^iaz, 17Ü4. 4.
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(reverevtia rpecisl!,) zu erweisen ö) und ihn mit Rath

und That gegen Andere zu unterstützen ; außerdem be

gründet sie für einzelne Verhältnisse besondere Obliegen

heiten ( §. 212 — 21S.). Alle positive Thäti^keit des

Vasallen setzt aber in der Regel vorhergegangene Auffor

derung des Lehenshcrn voraus c). Unter die Handlun

gen, welche die Lehe:.Streue dem Vasallen verbietet, rech

nen die Lehensgesetze namentlich: Anklage oder Denun-

^ ciation wLgen eines Verbrechens el), Anstellung beschim-

» , Äsender Klagen e) , oder Sl^n t r'a g auf das jursmentuni

/ cslumoiäs /), Zeiignig in peinlichen und wichtigeren Ci-

" .vilsachen F) (anders in Lehenssachen ü)), das^tuprum

(cucurbitstlo) mit^Mtsonen , welche dem Lehensherrn

nahe verwandt oder verschwägert sind l). Die Erfüllung

t) II. 2Z. lZuomocko enim vsssllui , ^usm Kuiniliter,

^usin nevote , ^usm lienigne , c^nsi» klilelitsr erga ckomi»

nuin öeoest «e Ksdere : votius ex natnrslibn! et Konis

«uriarnin consueturlinikus potest percipi , c>i>sui lege »ut

«cripto sli<zuo vossit comorenevlii. Vet. snet. üe bevef.

Osp. §. 8. Schwöb. Lehenr. Art. 7- z. 4- «looig

rle rek. änk. in j. f. l)i?8. 4.

e) Ausnahmen enthalt : II. 24. §. z. 8. II. r. 26. §. > iS. ,

ck) O. ?. .4. §. 8. II. ?. ^iZ. §.

' «) n. r. 22. §. I. ^

/) II. ?. zz. §.4. Xinck cz». kor. I'oin. I. O»o. 71.

^) II. ?. zz. Z. 5. Linulitl.r vs5«IIus <Iominnin sccnssre , vel

t«»tirnoniuin oontrs eum reaöere non <!obet in rivili csn^a

ino^ica , «nt criininsli. ()uick»ni tsinen liivunt in vriini-

nsli non licere , in oivili licore : in znitiu« si «ontr»

' Kverit , leuäo vrivsoitir. S. Onjscius sct Ii. I.

K) II. ?. 2. II. r. »2. zz. «. «. «. O.

i) I. r. s. nr. II. r. 24, §. 4. II. ?. 58.
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dxr Verpflichtungen, welche in der Lehenötreue enthalten

sind, gelobt der Vasall durch den ^eHenseid (vsssiiiicum,

leuclssärnium , Iiominiuru, Komgßium, Läelitss, Hulde

thun) den er bei der ersten Investitur (§. 2VL.) und

bei deren Wiederholung (§. 214.) ableisten muß , sofern

das Lek>en nicht ein Handlehen (tvuäurn iojurstum) /)

ist. Die Verletzung jener Verpflichtungen, die durch den

Lehenvcontract Erweitert und beschränkt werden können m),

heißt Felonie^ (cul^a , Lehenösehler, Gefährde, Un

treue, Tchuld) «). '

S. 212.

^. Insbesondere : . > .

i. Lchcndlevst «) und dessen Surrogat.

I. Von dem rechten Lehen ist der Vasall Ritterdienste

vermöge der Geftize zu leisten verbunden 5); bei Gürcrn,

denen jene Eigenschaft fehlt, welche aber doch jure teuSi

verliehen und daher nach unserem Sprachgebrauch t^uga

proprio sind, hangt die Verpflichtung, welche die Stelle

Hes Lehenkttekstes vertritt, vom Lehenövettrag ab c).

IK) II. ?. 5. 7. Sch wckb. Lchenr. Art. 5. Vet. cks K«.

n«k. O»?. 1. §. 8- Sckchs. Lehenr. Art. z.

k) II. z. §. 4. II. ?. 24. §. >. ?K. Un gemsnn äe Kuck«

injursw vulgo Handlehcn. Uolmst. 17L7.

m) II. r. s. z. 2. ,

n) II. r-. 37- Z8- u. a. a. O.

a) t^Iir. Lesolä ä<: scrvitü« v.i5äll«ruin. l'iiKivZ. 1626. ^.

Kolil ckv servitiis Ie»giiIiKu». ^rsilcol. 1722. ^.

b) II. 2z. §. 2. II. ?. SS- §- 1. Silchs. Lcheur- Art. «7.

Schwöb- Lebcnr. Art- 1,5-

c) Spichs. Lehcnr. Art. 7».
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Arten dieser Lehen sind die Hoflehen Ains- ober Beu-

tellehen e) , Schulzenlehen /) , Klepperlehcn ^) , Ge

richtslehen u. a. m. Auch die Burghutlehen waren

ursprünglich nicht rechte^Lehen, wiewohl die Burgn.anner

wenigstens ordeiitlicherweise ritterl'chen Standes waren

II. Der Lehendiensi ist kein wesentlicher Bestandtheil der

Lehenstreue ; daher ist auch ein Freilehen (keugurn krsn-

cum) dennoch rechtes Lehen K). Ueberhanpt kann der

gesetzliche Dienst durch Vertrag erweitert, beschränkt und

näher bestimmt werden i). IH. Unter den gesetzlichen

Normen entscheidet zunächst das Lehenhofsrecht, vermöge

dessen in Deutschland der Vasallcndienst sehr hausig ge

gen die gemeine Regel auch den Ehrendienst am Hofe

<i) S<>chs. Lebenr. Art- 67. Rechtsgesch. §. zSz. Note K.

e) Schwöb. Lehcni'. Art. >»2. 1,8- ^. K. Ln^su cke seugiz

t>»rssti<?iz. Feiiiclicn l'om. z. ^«A. i«6g. Lock. Lsv.

^iv. ?. 4. Ouv. ,8. §. z. 4.

/) Sckchs Lehen r. Act- 8». » Kamptz Beiträge ,um «eck«

lcnb- Sraats-, u. Mvatr. Th. z. Nr. >. ^<,. ^c,^- .

K) SSchs- Lehcnr. Art. 75. Schwöb. Leherir. Art. ,,z/

Sckchs. Landr. D. z.^Art. 64. Z>. ?. Klüber Versuch über

die Geschichte der Gerichtslehcn. Erlang. »785. 8..»^< ^Z i^i

/) Vet. snet. 6e ben?lic. Oap. z. S ckchs. Lehe«»', g. g. s)-^ ^'

Schwöb. Lehenr. Art. Ivo. O. 1^. «oekmer g« juriku« ^.^

ex st»tu inilitsri 'lescenlteiililius. tüsp. 1. K. 16, Osp. ,.§.,.

Osz>. z. §. 4. 5. ^lectil jur. keucl. Tum. 1. »r«. s ).

II. ?. ,«4. Abhandlungen hierüber s. bei ZenicKe» lK«.

j»r. keuck. 1'oni. ?^ Oiip. »0. psg. Z77 u. f.

/) ll. ». §. «. II. ?. 6'. §- 7-
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des Lehenöherrn in einem gewissen Umfang begreift m).

IV. Jum Lehendiensi muß der Lehensherr den Vasallen

^uArderts n) ; der .Umfang der Dienstpflicht richtet sich

nach dem Ertrag des Lelieiigutes «) und wird durch

das Herkommen naher bestimmt, welches vornehmlich auf

dem Inhalt der Ritterrollen beruht ^). Das Le

henhofsrecht entscheidet auch zunächst über die Vergütung

des Aufwandes und die ^iWad^Zung für im Dienst er

littenen Verlust, welche dem Vasallen gebührt <?). Statt

des Lehendiensies list der Lehensherr nur im Fall eines

gesetzlichen EAtschuldigungSgrundes eine Geldhülfe (säoks, ^

KostenSitiuni) anzunehmen verbunden/'), uno den ^

Lehendienst ganz oder dessen persönliche Leistung zu

verweigern , ist der Vasall nur berechtigt , wenn der

Dienst gegen ausgenommene Personen e) oder zum Behuf

m) Orsiner ile jure zzrinci^uin «erviti» »nlic» Ä Väsalljs

nobilidus exigenni. Qips. 1744. 4. Posse von dcr Verbind-

lichkelt der Vasallen zu Ehrendiensten. Rost. 1797-.«-' v. Kampz

B itr. zum meklcnb- Staats- u. Private. Th. >. S- 197 u- f.

n) II. ?. 2«. z. l6. II. «8. §. >. II. r. 27- S- l. II. r. z,.

gg. z. l. Seichs. Lehenr. Art. 4-

») II. ?. S4> ^o^^it. ckv expeclit. R,om. vergl- Rechts«

gcsch. §. «94-

x) Vergl- I. A. Hofmaon Abhandl. von dem vermallgcn u- l)eu<

tig. .«riegsstaat (Lemgo 1769. 2 Thlc. «). Th. >. S- >S3- i»5-

SDittler Gesch. des Förste»!!). Hannover. Th. 1. Beil. Nr. ,.

«,) Pcrgl. Rechtögesch. §. 294. 504. s. auch Ii. r. 107.

r) II. I. 40. II. ?. 55. S.l. Oonstit. äe expsä. R,oin. Rechts»

gcsch. j. 235.

,) II. 1^. 24. §. 7. II./k>. 2«. g. 12. II. ?. zS.

«) lt. r. 2g. z. 4- II. 5'. SS- §. s- Vom /eu^s^gi'o. II. 99.

Möscr paut«. Vhantas. Th. z. S- l?2.



530 Th. 2- B. Z. Rechte an Sachen.

eines ungerechten Angriffs «) gefordert wird. V. Nach

dem der Lehendienst seit dem sechzehnten Jahrhundert

allmälich seltne-, geworden , und ihn zu fordern seit der

zweiten Hälfte des siebenzehnten Jahrhund?rts ganz außer

Gebrauch gekommen ist , haben in einigen Landein die

Mon früher in einzelnen Fallen gewöhnlichen Verwilli-

gungen von Geldhülfen statt des Lehendienstes die Gestalt

einer Rittersteuer angenommen in andern ist der Le

hendienst in eine gehende , von den Steuern ganz unab

hängige Abgabe verwandelt worden , in andern end

lich 5st für den Lehendienst gar kein Surrogat eingeführt

worden. Die Fragen : 1. in wiefern jene Adäration

der Lehendienste einen rechtlichen Grund enthalte , die

fortdauernde Befreiung von Steuern anzusprechen , für

welche der Ritterdienst ursprünglich ein Aequivalent war;

2. ob da,, wo keine Adäration der Lehendienste statt

findet, die Steuerfreiheiten von selbst wegfallen, sind

staatsrechtlicher Natur ; eben daher aber auch , abge

sehen von dem Gebrauch, welcher v?n der Lehenspflicht

bei jenen Verhältnissen gemacht werden soll , die Fraze,

ob der Lehenöhcrr statt des Lehendienstes wider Willen

der Vasallen die Adäration der Lehendiensie begehren

könne , sofern si? bloß suö dem Gesichtspunkt des Pri

vatrechts aufgestellt wird , zu verneinen.

») II. ?. »L. ?r. Vergl. Rechtsgesch. z. z«4- '

v) Vergl. z. B. Hausmann Dcltr. zur Gcsch. der sächs. kandes-

VcrssMmlUngeN. Th- 2. S- s? U. s. IVl. O. äs Osr!o»it2

vicsrise. I,iz>s. igoz. q,.

w) Vergl. I.iin>g Oorp. jur. Kuck. ^«yx. s> ^>SA. SZ9 u. f.
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§. 213.

2. Lchengerlcktbarkelt.

Die Verpflichtung des Vasallen, sich I. in Lehens-

sir^ti gleiten der Entscheidung des Lchensherrn zu

unWvcrfen , ist ein Bestandteil der Lehenstreue «)^

welches sich Mt^der BIdungö^eschichte deö ,L^h^sve^-

haltnijfes erklart ö). 1. Die Ausübung jenes RechtS

"'setzte ursprünglich ein SchutzreM ( K. 4.) voraus , dem

wir nach unseren jetzigen staatsrechtlichen Verhältnissen

nur die, öffentliche Gewalt oder die in der Patrimonial-

gerichtbaneit enthaltene Vogtei (S. S4.) gleichsetzen kön

nen ^ daß Hatcrhin nach weiterer Ausbildung des Le-

hensverhaltnisses auch das Eigenthum zur Ausübung

dieser Gerichtbarkeit berechtigte c), kann nach der neue

ren Gerichtsverfassung, wenn die Eigengerichte (H. 54.)

nicht wenigstens in der Form einer beschrankten SMk

monialgerichthg.r.keit hergebracht sind, nicht mehr in Be

tracht kommen 2. Das Lehensgericht (LehenShof)

bildeten ursprünglich die Lehenögenosseu deS Vasal-

«) II. ?. »5. S. l. in Kn. II. ?. 22. pr.

Z>) S- oben §. 4- 7- vcrgl. Rechtsgesch. §. z°z. Wcrgl. «. «.

Liener cle «ri^. juris^ictionis foiiäslis. ll^is. i^gn. 4. u.

Über die Ansichten Anderer E. A. Haus über den Grund der

lchcnsbcrrlichen Gcrichtbatkelt- Wüxzb. '79z. g.

e) Schwöb. Lehen r. Art- 6« (bei Schilt« Art. 88). Art. >2g

(Schilt. Art- lüS-)- vcrgl. Rechtsgesch. a. a. O. Note 1>.

,i) Hieraus rechtserttgt sich die Mewung von «. I.. «oekmvr

xrin«. jur. fenck. §. 224. A. M. ist Hckberlin Rexcrtor.

des Staats- u. Lebenr. B. s. S. »'S-
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len (psi-es curiss) e) unter Vorsitz des Lehensherrn oder

seines Stellvertreters /) ; an ihre Stelle sind aber jetzt

regelmäßig F) auf gewöhnliche Weise bestellte Gerichte

getreten , daher diese Gattung der Gerichtbarkeit «nch

den ordentlichen Gerichten des Landesherrn überlassen

werden kann K). 3. Bor de» Lehenshof gehören Moch

nur eigentliche Lehenssireitigieiten (csusse teuäsle,) /),

e) I. ?. ,8. It. 16. Li inter äoininilm et vsssttum 6e

keuäo ortä fuerit contentio . per psre^ illius goolUZ , «-

«ut lex Oorrsäi (V. ?. Oonst. l ) clicit , 'lliriiiiutnr : ts-

men psres Ksbest. Vergl. I. t'. »«. 2,. II. ?. Z4. pr. II.

?. 55. §. ult.

/) u. r. 16. Schwöb. Lehenr. Art. »20. cz. I.. LoeKrner

ge jnäiee cnrike fengalis (VKs.. jur. koucl. uro. it.).

F) Ucber die Ausnahme , welche durch besondere Verfassung für den

Fall eines Streiks zwischen Vasall und reheiisherrn hergebracht

sevn kann , s. ^. levieken ge U5U Kogierno p»rinn>

k^urise. I^ips. 1751. 4. k!» H Ho5kmsnn cle u»u Kogieruo

jiläicii parium eurise ^VurtenKcrgici. I'ub. 175z. 4. Ludv«

vici Lehcnsproccß. Cap. 1. §. ?6 g. f. S- auch S trüben

rcchtl. Bc5. Th. Z- Nr. LS-

K) ge Or»iner od» j>ir. univ. 1°om. l. nrn. zg. Zgcharlcl

chursclchs. Lehenr. S- »47- G- H. Scstcrlcy Handb. des P?.!,

cesscS für d- Königr. Hannover. Th- >. S- 211. ». Kampz

Handb. des mccklcnb. Civlloroc. sie Ausg. bcarb. von ». Ncttel,

bladt (Berlin »822. g ). S. 2. (Abänderung des Erbvcrgl. ».

»755. § -j6z )- v, Hcinkc Darstellung deö östcrr. Lehenr. §. n,.

Boir. Lehcosedict- §, 2>4- 215.

,°) HuIS. sk R^den <te csniis 5eugaUK,>5. He1m5t. 167,.

(O^er. p. L57.). Z^O. I'ok. KvinKargt ge jurisgictioni«

sengslis et .glogi-ilis conNietu. I^rkorg. 1750. 4. ^. L.

k^s^or cke j»> isclietione eur)»ruui «lisntelsr. K^srK. 174k!. 4.

G. k. Böhmer RechttMe. B.2. Ädth «. Nr. ,40. Jacharick

churf.Ichf. Lehenr. jj. »Zt. ,55.
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unter welche nach den einzelnen Fällen, die daS longo?

bardische Lel,eiu^ck.t aufzahlt ^) , jeder Rechtsstreit über

Rechte und Verbindlichkeiten zwischen den LeheiMer-^^.

sonen. zu rechnen ist, sofern jene aus her schon qesche-/.,/."^ ^

l^enen Errichtung eine?. Lehens entspringen. . Wo das «^//«^^^

Partikulare Recht die Lehengerichtbarleit nicht über diese" ^^^^'^>

Granzen hinaus erweitert hat , ist daher namentlich

selbst eine Lehenöfchuld nicht vor dem Lehensgericht aus

zuklagen, E^ecution in Lehen nicht nothwendig bei diesem

zu suchen m) , und weder Vindicatio« des Gegenstandes

noch Trennung des LehenS, vom Erbe ») Hieher gewiesen. >

Auch ist bei würklichen Lehenssachen die Prorogation / //

nicht ausgeschlossen o) und die Entscheidung derselben «ls'^^^'^

Jncident und Präjudicialpunkte vor dem Gericht der

5) Streitigkeiten ä. zivischen Vasallen und Lehenöherrn , i. wenn

der Lchenöhcrr auf VcrlustlgkeitSrrklckrung klagt , l. 22. §. 2.

II, 22. z>r. 2. Wenn der Vasall klagt , daß ihm der Herr

das Lehen nehme , II. ?. 22. §. z. Wenn gestritten wird,

ob der Vasall auZ der Investitur ein Recht aus daö Lehen habe,

I. ?. «L. II. ?. 2«. über Lchcnspfticht U. r. 20. L. Zmifchen

Vasallen, die da< Lehen auf den Grund einer und derselbe» ^>^«k)>^v ^

Investitur ansprechen, I. ?. 13. H. ?. z^. pr. II. r? 55. '. '

S. s- "ergl. mit ll. >6- K. ll. r. 54. §. >. Wenn

jeder eine besondere Investitur behauptet, kann der Streit nur

eine Lehenösache werden. U. ?. 15. §- 1. II. Sckchs.

Landr. B- 2. Art- 4».

y Vcrgl. j. B- Zacharic! a. a, O- §. 255. S- auch z, 75-

m) Wogegen jedoch Adcitarion des Lehmshcrcn nöthig se»n kann ; s.

Willich Auözug der calcnb. Landesgefetzc, Th. 2, S 26,.

») Ornmer olzz. jur. 1°om. 1. nra. zgz l'om. 2. nro. 506.

?nkkenll«rk «Kz. jur. uuiv. I'vln, 4. Obs. löz,.

0) II, ?. ,5. z. l.
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Hauptsache zulassig x). Sonst ist bei jenen das Lehens

gericht für das ketitoririm und für iiilerclictä sSipisce«.

gge z>o5se»5ioni! ausschließlich competent y) ; interSicts

recupersriäae und retinenäüe ^ozsessionis find hingegen

überhaupt keine csusse keuäsles ,), und gehören daher

immer nur aus anderen Gründin vor das LehenSge-

richt 6). In höherer Instanz gehören Lehenssachen,

LuH bei keuclis extra curteru, an die Instanz, welcher

das Lehensgericht r) in^ anderen Sachen subordinirt

ist «). II. Die Ausübung der nicht streitigen lehensherr

lichen Gerechtsame, die aus der Proprietät oder Lehens-

sreue entspringen ("Eintrachtssachen"), gebührt den.Le

henshofen v), sofern sie nach den LehenSgesetzen als eine

>

x) O.ip. z. X. cle rlonat. inter V. et v. (4, 20 ). , Z^,. 1. <Z. <j«

orriins juäicior. (z. 8 ).

7) II. r. 15. §. ,. II. ?. 46. enthalt nur eine Ausnahme. Wegen

der Interdikte s. l^. 10. O. 6« ju6icii5 (z, ,.).

v. Savlguy Recht des Besitzes. §. zS.

^) S- liinä lZusest. 5c>re,,s. 1°om. 1. Osp. gz. Al»IK!»o«

Oovsp. rei juäioisr. §. icg.

t) Wobei dann sehr wichtig wird , wenn dem auswckrtkgcki Lehens,

Herrn die Lehcngcrlchtborkcil nur als eine in, Land?se>bst auszu,

übende Untergcrichtbarkeit zustcbt- v. Berg RechtsMe.

V. 2. Nr. >s- S- 2Z9-

u) S- Struben rcchtl. Beb. B- ' .Nr. uz. v. Berg a. a. O.

Nr. 19. 20. A. M- ist 6e Ors.ner Observ. zur. 17oni.

uro. lgg. —

«) Bergl. Fachariä a. «. O. S- 252. Vcrgl. gvthalscheS ke«

hensmsndat. §. 229 «. f. Wo die streitige Gerichtbarkelt den

ordentlichen Gerichten übertragen ist, sind diese besondere Gehör,

^ den. S- z- B- Heinke g. a- O Bair. Lehensediet,

z. sie u. f.
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Handlung der, freiwilligen Gerichtbarkeit anzusehen oder

vom LehcnSherrn ihnen übertragen ist (F. 210. Not. c.) ;

in Rücksicht anderer Bestandteile der ordentlichen freiwilli

gen Gerichtbarkeit wird die Mitwürkung des Lehensge-

richtö nothwendig, sofern der Gegenstand als eine csu«s

keuäali, anzusehen ist u^). X

§- 214.

Erneuerung dee Jnvesiitur «).

Die Lehenötreue verbindet ferner den Basallen,

um die Wiederholung der ersten Investitur (renovsU»

invesliturss ö)) nachzusuchen, wenn entweder er

selbst vermöge der ersten Investitur ein Recht am Zehe«

erwirbt c) (Lehenfall, Veränderung in der dienend.«

Hand), oder die Lehensherrlichkeit an eine andere Person

übergeht (Thronfall, Hauptfall) «i). Die Entstehung

»") Vcrgl. Sacharkck a. g. O- 6« Tvde» g. g. O. 667.

«) Veegl. die §. so«. Note «. angeführten Schriften , u- s. LI»-.

Wilävogel cko investitur^s renovstione. len. 1701. 4,

. O. Klen ck.cn 6e renov. inve^titurs«. Vited. »7 ig. 4.

O. ^Ltruv «vntsFinä jur. keuil. Osp. 10.

d) II. l'. Z!> "> 6n. ^o?sm jnvestitnrsm Sil:o , «zusnäo kcu^

gum z>rinic> ^useritur ; de 'vete^i nukc,n isiie/icio luvest»»

turse , <i>iss jlt « öomiui succeszors vel vsl^ll» succcs»

sori — >

v) Hieraus erklärt sich der Unterschied jmischcn der Verpflichtung de«

Sammtbelehnten und des EventualbclctMen, welcher gewöhnlich

' in Hinsicht der !ehenöerneuerung galt fmdct. S> §. und

unten das fünfte Buch.

<i) I. Lsnoimus ut uem« inilss ultr» snnum et Mensem

vsilnt, ut jvve5titursin blinekivii «u! » 5ilio vel »uccessvre

üoinini «ui vetst , vsl vost mortem llomini sui vel p»tri»

3S
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dieser Verbindlichkeit erklart sich aus dem ursprünglich

widerruflichen oder dock) nur auf Lebensdauer des Basal- i

len. ausgedehnten Recht deö letzteren; seit der Entstehung

der Unwiderruflichkeit der Verleihung in Rücksicht dcS

Erwerbers un,d /einer Descendenz ist sie aber nicht mehr

ErwerbuMsLrund , sondern setzt vielmehr eine bereits

geschehene Erwerbung voraus e) , und dient nur zur

Sicherung des Lehenönc^us und Bestärkung der Lehens-

pflicht/). I. Die Fgüe der Nothwendigkeit der Erneue

rung riMen^sich, wo ein Urockomwu, oder Lehentrager s)

vorkommt, nach der Veränderung, die mit diesen Perso

nen , vorgeht /i) ; wenn die Lehensherrlichkeit oder daö

vasallitische Recht mehreren Personen zusieht , bei dem

Abgang einer unter ihnen, ^>ach der besonderen Beschaf-

slli , vel sltsriu« cui snccoäers gebet ; II. 40. — re«

Oorraiiu, — constituit — ut si poit mortem ilomini vszsl^

Ins , vsl post mortem vssslli Kaerecles ejus per »nvuin et

öisin «teterint , Hiioä ciominnm vel »uereöem eju« von

»gieriut klä,elitätem polliccnüo et investituram petendo, ,i

tsls «it Iienelioium ut Kllelitas sitpssestsnöa, ipsnm per-

6ut ; «icut et sntizuitus consuetnäo Luit , seil non IVle»

liiolsni. >

«) II. ?. pr. luvestitura sutem Kt c?e veteri benekicio «ut

öe novoz l^use 6e veteri Lt, etism s minore polest iieri.

Live sutem », minore -ive s majore tist , uon 6e omni

po5,e,sione vasuUi , «ei! 6e juits tsutum Isrts. intelliAitnr:

»isi »Iiu>I noniinstim öiestnr.

/) Majer deutsche Erbfolge in Lehen, u. Stammgütem. S-4S u- f.

F) S- das sechste Laoitel. Z> 220.

^) Z^. ^v. Angelt, reckt <Ze renov. inv. universitstis nomine

petencla. Leimst. 17,6. IVloeller <llst. Lenä. Oa^. ,7.

Oiit. e. ».
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fenheit ihres Verhältnisses i), beim Vasallen überhaupt

gemeinrechtlich nach der Regel, dag jeder die Velcb-

nung nachsuchen muß, der im Besitz des Lehens ist oder

zum Besitz desselben gelangt /). Die ImproprietZt deS

LehenS begründet an sich keine Abweichung m). !!.> Die

Verpflichtung des Basalle» begreift die Obliegenheit 5in,

nen Jahr und Tag nach erlangter Wissenschaft von dem

Eintritt des'FalleS, um die Belehnung nachzusuchen (Le,

Hensmuthung) »), und ihre Vernachlässigung ist mit der

»') kl. LeKorcK cle eo ^uock ju5tum c»t circa renov. i»v.

in cssu ^uo «loininu» plurikus relictis »uoceiroribus ckecei»

«it. Trk. 1722. IVIoeller Si5t, 5eucl. Oav. ,7. Oi^r. g.

' » <! 1 0 b i g 6s rebus audii» in j. k. Od«. L. pag. z/.

KZ <?. I,. Loenmer elects jur. feucl. 1'om. >. p. «7g scz.

Andere Grundsätze gelten voa der Belehauug zur gesammtcn

Hand. s. das süoste Buch.

y II. ?. »S.' g. 7. Onine, iilii eju, c^ui kenclum av^uizierit

iläelitatem ksvers äedent ; insxims «> inckivisnm Kavent,

l^uoasi kenäum ex öivisiono scl ununi täntnoi yerveuerit,

ille tsvtum fssiet tläclitstem.

, m) II. ?. 40. (oben Note 6,).

n) I. ?. »2. (Note s.). II. p. 4«. (eben das.). II. ?. «4- ?r.

II. 5.5z. §. z. II. 5.55. Sckchs. Lchcnx. Art. 2».

Schwöb, l? a n d r. Art- >«. Ueber die Bedeutung dcS WotteS

Jahr und Tag bei diesem Verhältnis vergl. Liener nennen,

jnr. 5euci. vsg. sy. v. Braun üb« I. «2. bei Zepernick

Samml. von Abb- des kchenr. Th. >. Nr. 8- Ueber die Be,

rech nu ng der Frist Ii. ?. g. §. 1. vergl. oben §. 174.; wegen

des Falls des ?rockoinii>ii u. ?rc>vä,liUsgi! s. Strubcn rcchll.

Bed- Th- 2. Nr. :zz. Beim Eintritt eines neuen Veränderung«,

falls vor Ablauf der Frist , beginnt sie von neuem , I. ,2.

Ltrnv «^ntsgin», Osp. io. §. g.
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Strafe der Verwürkung des Lehens bedroht o) , sofern

keine gesetzlich anerkannte Hindernisse die unterlassene

Muthung rechtfertigen x) ; nicht nur das particulnre

Lehenrecht 7) , sondern überhaupt die neuere Praxis be

schrankt jedoch jene Strafe auf böslich^ Absicht ^). Die

Notwendigkeit, die Belehnung in Person zu empfange«

(Note ?.), oder bei der Muthung, Bescheinigungen bei«

0) I. ?. »2. xr. II. pr. II. zv ?. 5,. §. z.

«luieimiis , ii vsz^IIu« nan cko/o^e ^er »nnuin et «üem sie»

terit ^nocl s öomino ?ui deiiekicii ivvcstitilrsrn non petie-

rit, feuckuin non ob Iioc smittsr. eoim aöe^e vi»

«letur , « lu^ta rau^a ivipe^iente sleterit. II. ?. Zg. pr.

si zuii iusenilstu! iv^jor 14 snois zus »»curia vel nr^/,, '

^ent»« — leuoa illves^itursin — noa petierit — leuäuia

»mittat.

^) I. »2. »!5i justn e«U5S ioterveverit kznsre nv» petierit ;

v?Iilti morti« vel cspitsl» ivimicitine , vel inkntis , ve!

justa sbsevtis. H, ?. »g. pr. ^uocl c^uemso^uioilum l?onii»

num «coinmiinirstiirn , vel » rege bsnnituin , »on est

obli'gstnz vsisllus «<I Klljlivsnlliiin , vel serviliuin ej^pr««.

stsväum , im« solutus est iuterim iscrsinent« Lllelilati«,

oisi — tuerit reititutus. S O. I.. LovKmer Liecks jnr.

keuZ. ?oill. ». p. 2g/. ?om. ». P. 175. v. so« sez.

?) S. z. B. preuß. Lande. Tb- I. Tit. Ig., §. ,47. >5>. >5Z.

Bair. Lkbeoseditt. 69.70. Mccklenb. Erbvergl. §447.

G 0 t h o i sch. kchtnsmandat p. , 8««. S. 4g. Z a ch a r i turfs'chs.

kebcnr. S- 'SS-

r) I. ?. VocKel ile omi5rione renovstionis iovestit. no» ^o-

lose I»ct» Kockie — eck siuissiooein leu^i von suMciente.

Qips. 1713. 4- Dagegen: I> IVlen«Keil ge xoens pri.

vn'.innis s?>t'Ii. Viteb. >7zy. 4. S- ober Strubeu rcchll.

Bcd. Td- «. Nr. ?>. Böhmer a. «. S (Note ?.).
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zubringen«), begründet die Befugniß des Vasallen, um

Verlängerung der Frist zum Empfang der Belehmmg

nachzusuchen (Lehenöindult) r) , deren Granzen theils

aus der Natur jener Hindernisse, theils aus dem parti

kularen Recht zu beurtheilen sind. III. Die Zoiem dieser

Art der Velehnung ist im heutigen Recht u) von der con«

siitutiven Juvestilur nicht verschieden, wiewohl im ^arti-

cularen Recht hier in Rücksicht der Nothwendigkeit des

persönlichen Erscheinens 5>) Abweichungen vorkommen.

Auch die Ausfertigung neuer Lehensurkunden (§. 204.)

ist hierbei gewohnlich , die nach der Natur einer bloßen

Erneuerung der ersten Belehnung mit den älteren über

einstimmen müssen. Der Inhalt der älteren Lehenbriefe

5?ht daher dem der abweichenden jüngeren ^>or , sofern

leine absichtliche Veränderung des Lehencontractö er- ^

wiesen werden kam? , die dann den Conscntirenden und >^

dessen Erben bindet ; ob aber diese auS der Annahme '

des jüngeren LeheZbriefs allein geschlossen werden könne, ,

läßt sich nur aus den Umständen beurtheilen n). IV.

5) Vergl. z. B- Willich Suszug der ca!cnberg. Laodesgcf. Tb- ».

S- 49>- Gothaisch. l'ehcnsmand. 1» u- s. Bair. Lehens«

edict. §.6«.

t) Wcrgl. Zachartck kursckchs. Lehenr. §. 70. S> 7«. S- '«4- S- >5Z

Gothaisches Lehcnsmandat. §. 32 u. f. Ler Mut b schein

oder Wigilanzschein ist etwas Anderes.

«) lieber das cklterr »ergl. n. r. 5»-

r) Vergl. Zachartck kursZchs. Lehenr. §. 65,, 6S. S. 67 u- f. Go<

thalsches Lehensmand. §.«<>. >

^) Bcrgl- über diesen bestrittenen Punkt : S trüben rechtl. Beb.

TH.2. Nr. ,Z7. ». Berg Bcobacht- u. Rechttf. B- »- Nr- »4.

besonders S. s°».
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DaS partikulare Lehenrecht verbindet den Vasallen

häusig , eine Lehenware ( IsuSemium , Lehengeld,

Handgeld, Anfallsgeld) an den Lehensherrn, und Canz«

leiLebühren (Lehentaxe, Schreibschilling, LshenSgebühren,

I^suäelliiuni rniou.) an die LehenscanLlei zu entrichten,

die eigentlich aus dem Hofrecht herstammt. Das eigent

liche Laudemium gebührt daher dem Lehenöherrn meistens

auch bei der konstitutiven Investitur und zuweilen bei

dieser allein, seltner beim Herrenfall und auch nicht im

mer von den Descendenten deö letzten Besitzers, welches

keineswegs auch von der Lehentaxe gilt. Die Leistung

ist eine persönliche Last ^) deZ Belehnten und wird für

die empfangene Belehnung entrichtet ; über ihre Quanti

tät läßt sich überhaupt nichts Allgemeines sagen.

§. 21S.

V.rb<lltnlß minderjckhrig» Personen be! der Lehmserneuerung.

I. Nach dem longobardischen Lehenrecht gehört die

Unmündigkeit deö Vasallen zu den Gründen, weshalb

die LehenSerneuerung binnen der gesetzlichen Frist nicht

gesucht zu werden braucht (F. 214. Nr. I.), mithin

diese eM von der erreichten Pubertät läuft «), wie denn

r) I. E. H. Schröter Abl). von der kebemvare und anderen Be«

lchriuniisgcbühren. Berlin 17S9. g- ?ukeväorl Obs. jur.

univ. ?oni. z. Oliz. — zg.

^) Böhmers Rechtste. B. >. SIbth. >. Nr.

«) II. ?. «6. Z. ii. Li minsri </«tllm fuerit keu6um, klckslit».

tein fscere non eo^nku^ , gonoO venerir in insjorem »et«»

tem, in >z»i. cko/i c«pa^ ,it : feuüun. tsnion i-etioec. —

Die Verhältnisse des Unmündigen , dem ein kehen constituirt

«!,», sowohl in Rücksicht der Form der Jgvegitur (vcrgl. VZote
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überhaupt die LehenSpflicht für den Unmündigen noch

nicht würksam ist ; der Minderjährige hingegen ist

das Lehen zu muthen verbunden c) , wiewohl darum seine

Restitution nicht ausgeschlossen ist Daß der Vor

mund eineö Unmündigen ein Indult nachsuchen und

einstweilen die ordnungsmäßige Verwaltung des LehenS

angeloben ntüsse, wie Viele behaupten e), laßt sich daher

aus dem longobardischen Lehenrecht nicht herleiten, wohl

aber (Note b.), daß, wenn der Vormund für den Pu

pillen das Lehen gemuthet.hat und zum Lehenseid gelassen

worden ist, gemeinrechtlich keine weitere Lehenserneuerung

nothwendig sey /). Nach ^u^fch e m LMenrecht ist je-?

dvch die Verpflichtung deö Vormundes begründet, das Lehen

zu muthen S), und nach Verschiedenheit der particularen

Lehenrechte, einen Termin entweder zur Nngelobung

auf die Lehenspflicht, bald mit bald ohne Ertheilung eines

Indults, oder zur Ableistung des LeHenseideS NamenS

K.) als auch des obligatorischen Geschäfts, das im Lebcoscontract

liegt , ergcbcn sich hieraus von selöst.

i) II. 2?. F. ^2. Li izuis öeces^eiit kilio impulzero rolicto,

fiöelitstem neO ipse , nee «?/u5 z>ro eo fsvere eoLitur.

Illein cke servitio persousli. sllus tsmeu pro e« kacieai

«) II. ?. 55. pr. in L«.

«l) Vergl- Weber Lchenr. B. q. S- «og.

«) (Z. Q. SoeNiner privc. jur. 5<?iill. §, zog. Wcber g. a>

O. S. 56z.

/) s. I.. SoeKmor a. a. O. Weber a. a. O S- 564.

F) Die Nachtbcllc , die aus der unterlassenen Muthung entstehen

können, treffen jedoch nothwendig bloß den Vormund. Bergt.

ZachariS s- 70. S- 72.
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deS Pupillen auszubringen ; ble würkliche Leistung des

LehenseideS durch den Basallen selbst, die hierbei im ersten

Falle immer, im letzteren aber auch n»r vermöge beson

derer Observanz K) nottzwendig ist , bleibt dann bis zu

erreichter Lehensmündigkeit , oder auch zuweilen nach

Wahl des Vasallen bis zur erreichten Großjahrigkeit dessel

ben ausgesetzt k). Die Allgemeinheit der Notwendigkeit

einer solchen Muthung K) gründet sich auf die Ursprung,

lich gemeinrechtlichen Grundsätze des deutschen Rechts von

der Lehensvormundschaft /) , durch die auch die Lehens«

indulte nach aufgehobener rutela krucwsria wohl zuerst

gebräuchlich geworden sind ; beides ist dem longobardi-

schen Lehenrecht unbekannt. Die Minderjährigkeit des

Lehensherxn ist wenigstens in der Regel kein Hittderniß

der Lehenserneueruvg ?n).

K) Beispiele bei Weber «. «. O. S- s«4> ^

») Vergl. Zacharick a. a. O. S- 72. S- »g? u. f. Selchow

braunschm. lüneb- Private. §. s?6. s?S. Gotbolsches Lchcns,

Mandat- §. — »s- §- 4>- Wreuß. Landr. Tb- » Tit. »».

§. »12 u- s. Helnke Süerr. üchci.r. S- >9Z- Vcrgl. I.ünig

Oorp. jur. keiiä. I°om. ». pgz. 42g. Bair. Lehcusedick.

Z. 45 68. >Z7 — i«>

S LvKiltsr Oornin. »ck ju» Kuö. >^Ioni. Osp. 52. §. z.

y S. da« sechste Kspitel.

m) ll. r. z. xr. Wcrgl. gvthaische< Lehensmandat. §. 17. Ze«

pernick Samml. »uscxlcs. AdtMdl. a. d. Lebenr. Tb- z- Nr. 4-

S. 6z.
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§. 216. .

.. III. Rechte des Lehcnöhcrrn am Lehen selbst,

». Ucberhaupt.

Die PropriotatSrechte des Lehensherrn öußem sich,

s« lange daS Recht deS Vasallen am Lehen besteht, bloß

in ' der Beschränkung der Verfügungen des letzteren «)

und in solchen Dispositionen über die Sache, welche mit

den Rechten bestehen tonnen, die dem Vasallen eingeräumt

sind. Erst wenn das Lehen für immer öder für eine

Zeitlang an den Lehensherrn zurückfällt K), kann daher'

dieser als Eigenthümer über jenes verfügen und bann

auch sein Recht gegen jeden Dritten geltend machen c),

vsrher nur über seine Provrietätsrechte selbst, und ve-

dingterweise für jenen Fall.

§. 217.

Insbesondere : Veräußerung d« Lehensherrllchkcit.

Der Lehenöcontract hindert den Lehensherrn der Re«

gel nach, die Lehensherrlichkeit ohne Einwilligung des

Vasallen mit Aufhebung der bisherig«» Lehenövervindung

auf Andere zu übertragen a^); dies gilt daher auch von

»> Wofern er sich nicht Nutzungen vorbehalten hat , oder Vortbcile

für ihn aus de» auf den Vasallen nicht übtttrageueu Proprietcktt«

rechten entspringen. E. da« sechste Kapitel.

» S- das siebente Kapitel.

e) II. SS- pr.

«">>) I. ?. 22. zir. Li quii kecerit ivvo«t!tursi» vol csmhiui» g»

Ke«ekiei« sui miütii , «ins illiu« ««»sevsii , cujus Ke-

nsficium : pro non /aeko ^aöeatitx. II. >j. §. 2. ll.

55. in tt».
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der Errichtung eineö MttWens^b^xADation, nicht aber

von dem LMnsauftrag, wiewohl dieser den Vasallen ge-

^ gen den Oberlehensherrn z^u nicktö verbindet ö). Eine

Ausnahme macht die Veräußerung des Territoriums, zu

, -welchem das Lehen gehört c) , welches auch in Deutsch-

^/k. /sggh j^h„ gegolten hat, sofern die^andesverfassimg

^ ^ /jener kein Hinderniß in den Weg legte Bei jeder an

z ' . ^ stch gültigen Veräußerung darf aber der HeersMd deS

Vasallen nicht erniedrigt werden e), sonst ist dieser nicht

schuldig, sein Lehen von dem Lehensherrn, an welchen er

gewiesen wird /), zu empfangen.

i) ^o,e»tK»Icl« lenäis. <?sz>. g. Lonel. 6». uro. zch. 54.

«) II. S4> §. ». ^ esäem lege (Oorrscki) Ss««vckit, ^uock

üoiniou» sjve volnoikte vssalli keuckum »Iie«»re no»

^uc»I ^leiUoliuii non «stiller. Il>i enirn curia etism

<Z«uliuo sut »usjori venilstu^. Inkeriori ver« «in«

voluatäte »0» Ucet — . Wcrgl. II. 51. pr. Dies gilt reo

der Veräußerung jedes Gutes , mit welchem ein kedcnsbof «?,

bundm iß-

^) E- I. ». Kopp Proben des deutsch Lebe«. Th. ». Sbh. ». C

»«S u..^ RechtSgesch §. 425. 4»7 »- 8- V»sse über da«

Einmilliguosrecht deutsch« Uulcrthaucu iu laudeooekilußerui^ri!,

Vitt. >7SL. S-

,) Vet. »vOt. ck« d«ieiic. ,. K. 57. gg. Eckchs. kkheir

»tt. 56. Schwöb. Lebenr. »rt. s,.

Schlvckb. kedeur. ». a. S §. » u.
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. §. 218.

». Verfügungen über das kchen des Vasallen. Mltbclehnung,

Evcntualbclchnung , Ersocctanz «).

Die deutsche Mitbelehnung (F. 207.), da sie ein

sofort würksames Recht an dem Lehen ertheilt, steht dem

Lehensherrn einseitig nach der Lehenserrichtung überall

nicht mehr, und selbst bei dieser nur, in sofern frei, als

ihn ein mit dem Lehenscontract verbundenes Geschäft

(§. 202.) nicht bindet. Dagegen I. ist die Ertheilung

der Eventualbelehnung (§. 208.) von der Einwilligung

des Vasallen unabhängig ö); doK sichert diese den Even-

tualveiehnten gegen eine Veräußerung deö Lehens, die

den Eintritt der Bedingung , unter welcher ihm das Le«

hen errichtet ist, verhindern würde, wclchcö für den Even«

tualbelehnten um so wichtiger ist , als sich selbst bezwei

feln läßt, ob er, falls der Besitzer die Einwilligung des

Lehensherrn zu jener erlangt hat, eine Klage auf das

Interesse gegen den Letzteren habe c). Durch Einrau-

«) Dergl. überhaupt: v l^. LoeKmer So »«. et ivS. o«peo.

tstivso keuS. (oben Z. Note s.). U. ^. Kock ^o ex-

svo, i ztivi» et investiturs evontusli cuoi preek. ^. l'. Iires5.

üeliust. >7Z5> 4> l). I). U. LeoKm2«!n So oxz^>ectätiv.

tc»S. esruin^uo collisione. Lott. 17ZZ. 4. O. I^ottel»

Klucit So sucoessiono in exsp. keuSaleni. Usl. 17Z«. 4.

i) Ocn Streit darüber im «lltcren Recht (l. §.1) hob neuere

Gewohnheit. 11. r. 26. §. s. Auch in Deutschland gab es otne

entgegengesetzte Meinung, welche ober wchl nie die Praxis für

sich gehabt Hot. Vet. uuot. So tiovek. Osz>. l. §.27. Sachs,

kedenr. Art. >c>. S- jedoch schw<lb. Lehenr. Art. 8S>

e) I. 27. Z. l. "SnminoSo eo viveuto vi,II,un Solrimontuin

So souäo suo 5ilii oantiiigst." Struben rcchtl. Beb. LH. ».
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nmng deS Mitbesitzes unter Zustimmung des Vasallen ^)

/,-v >^!.>. wird sie unwiderruflich würksam, während sonst zwar der

< - Erbendes Ertheilerö, nicht aber dessen eucces5or «In^u.

an jene Handlung gebunden ist, wenn das Lehen

? nicht noch jenem selbst eröffnet ist <?) ; bei Staatslehrn

ii^essen entscheidet immer die Würksamkeit , welche der

Lehenserrichtiing als Reqicrunqshandluna beigelegt wer

ben kann/). Abgesehen von jenen Beschrankungen wird

nach neuerem Recht (§. 208. No« S.) der Eintritt der

Bedingung auch Ar die lehensfähige Descendenz des er?

sien Belehnten wurkjam^F) , und der Lehenöherr kann

> Nr. 89. Th- z- Nr. 14. S- M. Ist «»«K g. a. O. Os?. 5.

<k) l. ?. Z. "nisi ille qui investirursm »eceoerit, »<urü»e ez«

in z>o!5e5sioriem mi«us keucki «it ec> consentieiite ^ui ckoti»

net. Wergl. ^. KeicKe cke vi et eWcscis ioveztitu-

zne eventualis el exspectstivue ^uibvs «cce«it v»»IIi vriii»

cipsli« cousensus. (ZoN. >79Z. 4> l. LoeKnier electa

j.k. I'onl. vr«.6. xsß.»42. A M. ist v. Zmierlein Neben«

stunden. Tb- ^ Nr. S. lieber die Rechtsmittel , die der Even«

tualbebbnte vor dem Eintritt der Bedingung zur Sicherung sei.

Ms Rcchtö HSt/ s> I. rl. Loellmer jure kulur. Lxe^v.

»ck ?«rn. R. Lx. z. psg^ «os. IVleviu« äeci». I'. 7.

Oec. Z4Z. R^eioKe g. g O- ö- ^Z»

«) I. r. z. §. >. I. r. »5. ll. r. ,6. §. .. n. r. Z5. Vergl.

v. Zmierlein «: g. O. Nr. «. L. Q. LoeKnier Se obti-

g»tions «ueceszori» ex exspevtst. keiigsli «,tece««iii (I^Iect»

jur. keu<j. I'om. s. nrs. 6.). Dess. RcchtsfM. B ». Nr. ,57-

S trüben rechtl- Bd. Th. >. Nr. » Kamptz über die

Verbindlich? eine« Reichfürstcn au« den Handl. seine« Torfabren

(?wistrel. >L««. S ). S- «2«.

1. r. 9. Sergl. Nettelbladt g. a. 0 (Rott
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dem, auf welchen die SucceZsion nach den Regeln der

Lehensfolge 'verfallt ist , hie Einräumung des Besitzes

nicht versagen K). II. Die Anwartschaft (exspec.tariva

keuäalis) enthalt ^blosZ ein angenvmmenes Versprechen der

Lehenserrichtung (Geding) für den Fall der Eröffnung

eines Lehens, welches den Ertheiler und die, welche für

feine Handlungen haften, verbindet, wie denn auch den

letzteren gleiche Verpflichtung durch einen letzten Willen ' "

auferlegt, werden kann. Durch den Eintritt der Bedin« ^ ^

gung wird im ersten Falle der LehenScontract xerfect,

im letzten eine Klage a»f Errichtung eines Lehens wie

bei einem Legat begründet ,'), und die Forderung, welche ^'

der Anwärter hat, geht von dem Zeitpunkt an, wo er ^

die Investitur nachgesucht hat, auch auf die FrüMe deS

Lehens , so weit sie dem Lehensherrn gebühren K) , da

sein Interesse im Fall eines Verzugs auf Seiten des

Letztere» jene mitbegreift /). Kommt vor dem Eintritt

K) II. ?. ,6. §. s. >4- Die Folgen de« unbedingt gcwotdencn Rechts

ergeben sich auö den Würkungcn der JnVesiitur überhaupt. S-

Reiche a. a. O- I'24. Schnäubert Comment- S- z?i.

Vergl. oben Z. 205. s. «der eben das. Note l. lieber die nun

auch begründete Verpflichtung , die Erneuerung der Belchuung

ZU suchen , s. LoeKmer LIect» jur. keul!?^«!». i. z>. zzi.

Hsrtm. ?i«toris (jusastiou. jur. l.ib. 2. l^u. si.

Werg!- oben §. 20z. Note b.

i) Ii. ?. ,8- S- z.

I) S- Runde Beitrage. B. ,. Nr. 4- Pütter Erörterungen deS

deutsch. Staats u. Fürsten?. B. z. H. >. Nr. ,9. — Sic Frage,

inwiefern bei einem Streit über den EröffnungöfA der Anm^rt« ^

die wckhrcnd des R^chMreltK erhobenen Früchte fordern kann,

muß hiernach bcantmorret «erden ; s. über diese die verschiedenen

Meinungen iu den angef. Schriften und bei G. L. Böhmer
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der Bedingung eine Be^ehnung hinzu , so geht die Ex-

spectanz in eine Eventualbelchnung über (geliehenes Ge-

ding , exzpevtstivä ^uäli^csts). Der Gegenstand der

Erspectan; kann entweder ein bestimmtes Lehen (benann-

tes Geding, exsz,. specislis) oder das zuerst vacant wer

dende Lehen (unbenannteS Geding, exsp. ßsn«räli,. Irr«

lehen) seyn m). Die generelle Anwartschaft erhalt zu,

weilen durch Hinzufügung gewisser Eigenschaften , die

das Lehen habe« müsse , eine nähere Bestimmung,, und

kann auch dem Anwärter das Recht ertheilen , einen

Aperturfall nach Willkühr vorbeigehen zu lassen, Km

einen andern zu erwarten n). In der Regel geht die

Bedingung auf jeden Aperturfall (exsp. inüsterinilläts),

wiewohl sie auch in dieser Hinsicht naher bestimmt wer

den kann «) ; doch enthält sie wohl in keinem Sall ein

Klagerecht gegen den Lehensherrn , wenii dieser von sei

nem Privationsrecht keinen Gebrauch macht. Auf die

lehensfähige (§. 199.) Descendenz des Anwärters geht

die Anwartschaft nach den Regeln von den Rechten auZ

Verträgen über, wo nicht eine Beschränkung durch Vor

behalt, Particularrccht oder besondere Nerfassung begrün

det ist In wiefern der Ertheiler seine Nachfolger im

RcchtsMc. B. Nr. z8- L. II o p p e n s t e ä t S> jure

circa lructus keuili sperti suis ejus reinkeuciaiionem. Lott.

,79s. q. Wergl. Weber Handb. dcS Lchenr. Th .,- S- >44 u- f>

m) LcKilter eck ju, k>ug. siein. 12. §.s. Sllchs. Lehcor.

Art. 7. XocK g. g. O O«?. I. z. S'

n) Klevius vecis. ?. L. vec. Ig«.

0) L. 1^. LoeKmer cle ex!^>ect»r. i. S. 20.

x) S- ,. V. R unde Vclträgc. Th. ». Nr. 4 z- S trüben rechtl-

Bed- TV. l. Nr. 116. ^»^ , ^'



Abth. III. T. IV. K. VI. Rechte des Vasallen. 549

^ominio öirecto binde und für die von ihm gestattete

Veräußerung des LehcnS dem Anwärter wegen des In

teresse hafte , ist nach den Regeln von der Eventualbe-

lehnung zu beurtheilen. Die Collifion des Anwärters

mit dem Eventualbelehnten kann wohl nur dann zu Gun

sten des Letzteren entschieden werden, wenn dieser auch

früher zum Besitz des Lehens gelangt ; unter mehre

ren Anwärtern als solchen entscheidet der Vorzug der

fpeciellen Anwartschaft vor der generellen ^) , fönst daS

Alter s) , vermöge der stillschweigenden Bedingung , die

in jeder neuertheilten Exspectanz liegt. — Alle aufge

stellte Regeln in Rücksicht der Befugniß des Lehensherrn

zu den erwähnten Verfügungen, gehen auf den, welcher

ein wahres äoniiniul», üirectuin hat ; über die Gewalt

des ?roSoi»ir,us , entscheiden die allgemeinen Grundsätze

über dessen VerlMniß (§. 21«.).

Sechstes Kapitel.

Rechte des Vasallen am Lehen.

. - §. 219.

I. Persönliche« Verbckltniß.

Da die L^h^ns^« gegenseitig ist a) , so begeht der

Lehensherr in den nehmliKen Fällen eine Verletzung der-

?) Vergl- oben Z. »05. Note k.

7) Osp. zg. 6« z>rsedenüi5 in VI. (z, 4.).

^) S- überhaupt Beckmann a. g. O- besonders §. 4Z. 4«. 48.

«) II. ?. ö. in Ln. Ooininui yuoczne in Kis ornniku« vioein

Küeli «uc> reääere liebet; «juoct si non keeerit , »erit«

vensekitur inäleLäu«. ..
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selben , in welchen sich der Vasall einer Felonie gegen

jenen schuldig machen würde ü) ; nur wird diese Regel

dadurch näher bestimmt, daß der Vasall auf die einzel

nen Obliegenheiten , die für ihn aus der Lehens

pflicht entspringen (§. 212 — 21S.) , niM auch umae,

kehrt ein Recht hat. Insofern ist diese mithin von der

Lehenötrene des Lehensherrn (LebenSvrotection) verschiel

den.

> .

§. 22«.

Wahrnehmung der Ledenspfllcht durch Lebentrckger «).

In der Lehenspflicht sieht zwar auch nach gemeinem

Lchenrecht nicht bloß der jedesmalige Besitzer des Lehens,

sondern jeder , der aus der Lehenöerrichtung auf dieses

ein Recht hat ö") ; weil aber die besonderen Obliegen

heiten deS Vasallen meistens (§. 212. 214.) nur den

wörtlichen Besitzer treffen, so äußert sich jene für die

Agnaten, so lange sie nicht zur Succession kommen, nur

negativ. Anders ist das Verhältnis der Mtbelehnten

>) II. ?. »6. §. 22. Oomii«, committente lelonism ut its ^i.

«sm , per yusi» vssallus smitteret Ieu<iuin «i ociin-

initteret , c^uick obtinere ckebest cke coniuetuüine c^ll^eri-

tur : et responäetur, proprietstem leuäi sck vssalluin

vertinere , sivv »ecoaverit iu vssslluiu , sive tu slium.

II. ?. 47-

a) O. Oonr»üi <Ie z>rovszslli5 ex jure keuck. Oerinsn. Vi»

tek. 72g. 4. O. ^. Orün liier rlo provasalliz eorumcju«,

6i!tivet>oi,e in necesssrin, et volunt»ric>«. I^rl. 1797. I. E.

C. Schröter Abhsndl. über die Lchcntrckgcr unö Lkbeas»vrmüa»

der. Leipz. i8«i. «.

i«) II. 5'. z. I. II. r. 65. §. z.
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und zuweilen selbst der Eventualbelehnten nach deutschem

Mecht, - !, durch die Wahrnehmung der Lehenspflicht durch

Stellvertreter (Leheiiträger) ein sehr häusiz vorkommen«

des Jnsiitut des deutschen Rechts geworben ist. Ein

Lehenträger ( provassllu, ) unterscheidet sich von einem

bloßen Bevollmächtigten (Substitut, Anwalt) durch ein

dem ?roäoiQioiulli entsprechendes Verhältnis in Bezie»

hung auf die Ausübung^e^LehenspDcht , weshalb auch^ ^ -

hier pr«vs,sllsßiuin sioi^Iex und «ubUms unterfchiedeir

werden. Eben daher ist zwar der Bevollmächtigte überall /'

zulässig, wo dem Vasallen nicht die Leistung der Lehens

pflicht in^Ierson obliegt c) , während umgekehrt die

Handlung, des LehenträgerS deren Erfüllung auf diese

Weife vertritt , dieser mithin eine lehenöfähige Person

seyn muß c/) und deshalb auch Mr^da.MaM ist , , wc>

durch besonderes Lehenhvförecht diefe Art der Vertretung

erlaubt oder gar n^chwendig ist. Das letztere, ist allge«

gemein der Fall in Rücksicht moralischer Personen , wel,

chen Lehen geliehen sind, hie und da auch bei Gesammt«

lehen (§. 207.), wo dann das provsssllagium mit dein

Besitz deö LehenS oder einem Familienseniorat verbunden

zu seyn Pflegt e). ' Die Verpflichtung sämmtlicher Mit-

belehnten, die Lehenöerneueruug für ihre Perfon zu fu«

chen, wird dadurch auf den Lehenötrager allein gelegt,

wiewohl sie dadurch nicht außer aller Verantwortlichkeir

«) Vergl- oben §. »oz.

ck) V«gl. Schnaubert Commmtar. S. »9z.

e) B. Orp. O<ZN5t. OniLnK. ?oin. l. p. Z46. Struben

«chtl. Bcd- Th. >- Nr. S9'

36



552 TH.2. B. Z. Rechte an Sachen.

gesetzt werbe» /) ; eben daher ist aber auch die Zulässig-

keit der Bestellung eines solchen keinesweges e^ne^olge

der Sammtbelehnung , sondern ein Vortheil , der jenen

nicht uberall zugestanden wird , wo diese gilt F). Die

Gründe / aus welchen ein ?r«va!sllsß!uill entsteht und

erlöscht i), ergeben sich zum Theil schon aus den be

zeichneten Verhaltnissen , bei welchen es vorzukommen

pflegt , wornach also namentlich die Magistratur ein

Grund desselben seyn kann ; es findet sich aber auch als

em auf einem Auftrag beruhendes Recht. Zu den Erlö

schungsgründen muß nach dem obigen auch die Felonie

des ?rov«ullru gerechnet werden.

§. 22t.

' II. Dingliche« Terhckltniß.

«. Im SUgcmeivm.

Das üonuoinra utile im Gegensatz der Proprietät

des Lehensherrn «) umfaßt 1. die Ausübung aller Ei

genthumsrechte, soweit die Sache dadurch niM verfchlech-

/) Struben a. a. O- !- z. »- Selchow brauoschw. lilorburg.

Prlvatt. §- 5S>.

k) S- z- B- sothaisches LcheaSmandat. Z. z?. zg.

K) S- bes?vder« Schröter «. a. O. S. 4«' u. f.

S Übcrh. Ol,. Leikkert äe 6oi»iiii>z keuöornin »tili. I^j».

»7ö« 4» » Olodig <Ze red. ckub. in jnre kenilsll. Ol». 7.

V. ?. LcKorcK 6e prsecipui, jurikus circ» fe».

Suni. ?,rk. 174g. 4, II. L- S. »- <Zu»mvi, ^>er'

Kcveöciuiii »ck euin z>«rtine»t , p^oprittsz tsnien sck kUu»

»pecUlt. II. ?. ,z. §.2. — Keoekiciuin its g,tur —
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tert wird b) , daher ?. auch der Gebrauch und Frucht»

genuß , der dem Basallen zugeschrieben wird c) , ^>ich«

«ach den Granzen deS gewöhnlichen von der Proprietät

getrennten u,ustructus abgemessen werden kann

sondern unter der angegebenen Beschränkung jener dem

Nu^ng^r^t des Eiaenthu^ selbst gleichzustellen ist e).

H. ?. g. pr. Kei »utsm per Ksnetleiui» roete inveslitss

vssallus nsnv listet poteststem , ut tan^llom «kominu,

possit — vinckissre, et — ckekensionem opponere. ^Va?»

et servitutein eickein rei ckeditsm petere potest et retinere.

ljuick ergo si pretio vel ckolo , sut incuria servitutein rei

IzeneKvisriae iinponi patistur, et uck ckoininurn ex Ausübet

causs postes Keneiieiuin revertstur , sn si eo prsejuckiki-

uin ckoinino generetur , zusesituin kuit « responsurn est,

ut vssiiilo quickem , ckon^eo keuckurn tenet possit ooesse,

cko.nino autern, etsi per long» tempor« perseversverit ser»

vitus miniine »ocest. S. l. L contrsrio «utern si o^uick

keucko a vsssllo »ckckituin «it , ^si yuickein tsls ackjectuin sit,

l^uock per se sudsisters possit , ick est ut per ss eensestur

ut praeckium , ick nou acereseit keucko. Li vero per so^

/" non possit suosistere , ut servitus : plerisyus plseet keucko

, ' sccecker« , et »icut psrteiu teucki ckisponencksin esse, me»

kivrem nam^ll« csnckitkonem /euiii /scere />ot«t ? «ketek-i'o-

rem vero «ins ckomini voluntste vel eoruin s^natok-um »ck

^uos per suooeuionein pertinet, tseere non potsst, Wergl»

U. ?. ,7. §. 17. '

«) ll. ?. »z. §. 2. (oben Note ».).

«Y - Wergl- z. B- I.- >Z- S- 4> 6> 7- L> 0. Ss usutruvtu (7, ,.).

Q. S>. 7z. «öS. und N. ?. ,g. §. 2.

e) Wergl. W e b e r Havdb. de« Lehenr. Th. 4. S- zzz- «.Sek««.

6 er cke kruetious teucki. ?°ub. 170z. 4. (Oissert. I'om. ,.

psF. 759 soz ). Wegen der Ausübung der Eigcnthumsrechte

zum Bvrthell des Vasallen, legen die meisten ihm auch die

..... 36« .
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Der Vasall kann daher ». nicht nur L^e ordentliche und

außerordentliche , natürliche und CivilfrüMe erheben,

welche durch die Separation /) sein allodiales Eigen,

thum s) werden , sondern auch die Erhebung anderen

überlassen , und selbst einen ususkructu, ja sogar ein

ausgedehnteres Recht, welches die Benutzung in sich be-

^«^> n<t^ /greift i) , am Lehen constituiren , sofern dies nur keine

verbotene Veräußerung (§. 224 u. f.) in sich faßt.

> ^'^ übt'alle dem Lehen zusiehende Gerechtsame aus, und

' ^^"^kann dergleichen dem Lehen erwarben ^. Der Ein-

'..'.>.'^^> führung eines neuen Wirtschaftssystems, durch welches

^"/l"^«,. einzelne Theile des Levens eine andere Bestimmung er-

halten, steht daher an sich nichts entgegen, und die Er,

richtung von Gebäuden gehört zu de» namentlich in den

Dcvxrlctcktörcchte bclm Finden eine« Schatzes im kebengute bc!.

S. Zepernick snkl. jur. keuck. 1°oi». >. Weber

Hsndb. Tb. 4- S. ZZ7-

/) Wergl. v. Savlgvv Rccht des Besitzes. §. »« ». S. »57- (4te

Ausg.).

^) O. O. LsAniti cls «llouislitsle Iruvtuuin keuSi. ^It. 1754.

4. 3. ^. Uellkelu <Ie jur« vreäitornin vss. in p«rcip. ex

kruotidus 5sucki »olutione. ?en. 17«?. 4. I. ?. Sievogt

r«5p. WestpKsI cks exeoutions in von» keuckslik. Ieo»>

lLg2. rec. 1759. 4. .

K) Ii. ?. g. 8» ^> 6> ^. LonudertK 6s jure Isesnäi vssslla»

ru». Li?,. ,7>z. 4- St'ubeo rechtl. Beb. Th. z. Nr. z6.

i) II. r. 5. §. l. « k'- 9- l>r. u. §. '. II. lZ. 17. ,6. k

»«. Z4. §- Z- Findet daher der gesetzliche «su^ructu, am reden

statt? ^. üe LkItZisikr Se ususr. xsterno in keucki».

«rzpk. 1741- 4.

i) II. 8 ?r. u. z. l. (oben Note b.). u. r. SS. g. s.
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Gesetzen anerkannten Befugnissen /). Dagegen S. ent

halt die Deterioration des LehenS, wenn sie von Beden-

tuqg und Androhulig dcS Verlustes von Seiten des Le

hensherrn vorausgegangen ist , einen Grund , weöhalb

dieser das Lehen für verwürkr erklären kann m), und

dieser so wie die Lehensfolaer erhalten überhaupk we

gen der Verschlechterung eine Forderung gegen die Allr-

dialerben deS Basallen «) ; desgleick)en gilt e. keine auch

an sich gültige Verfügung deS Basallen ü^er die Sache

selbst , zum Nachtheil diefer Personen , sofern sie nicht

dessen Handlungen aus besondere» Gründen zu vertreten

verbunden sind o). Die öffentlichen n»d Privatesten

der Sache, sowohl ordentliche als außerordentliche, und

die Reparaturkosten hat ausschließlich der besitzende Va

sall zu tragen /?).

y 11. ?. »g. z. ,.

m) II. ?. »7. §. >7» <)uicun>ius kckvoc»tiä>n »u^ln, vel kll^uock

»<K»onil,U5 non ro«iz>uerit , Lt in «nu psrSursns in5o!entis,

«räins juäicisrio tsin «llvorstis c^uam deneiicio exuluz

Luerit — . Vttgl. » Ol ob ig ge red. ckub. nro. 7. §. «.

- Auch dle Ueberschrcitung gesetzlicher Vorschriften über die Ausübung

gewisser Arte« nutzbarer Rechte ig nur unter diesem Gesichtspunkt

zu betrachten, s. eben das. z. z.

«) II. ?. 8- ?r. v. I. i. (oben Note d ). S- such O. I., ivie«.

niultsn. investit. iiopectienäo. Vited, 174z. 4.

°) S- ebendas- u. vcrgl. unten K. »«6.

p) l.e^ser 5^>ec:. 167, IVleck. 4.
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§. 222. ' '

». Jubbcsovdere :

^. Rechtsverfolgung und Vcrtbeldlgung (Vergleich) «).

Der Vasall hat den juristischen B_eLtz des Lehens ö)

und alle petitorische und possessorische Rechtsmittel,

welche dem Eigenthümer zustehen, so wie er auch in

diesen Sachen allein der rechte Beklagte ist und sich der

/ Verweisung des Klagers an seinen Auctor mch^bedienen

kann; er darf sich selbst über das Lehen auS hinreichen-

^7^" ^? den Gründen und. ohne Collusion mit dem Gegner vzv

,, , gleichen, und die Entscheidung einem Schiedsrichter über,

" lassen o). Die Entscheidung eines solche» Rechtsstreits

a) O. L»rtK ge poteststs vassllorum litigunill ose von

trsusigeväi gs keucko skszue ckoraiui «ousensu. I^ips. 1716.

^Oissert. eä. <Zebäu«r. p. 8ZZ seq.).,

i) II. g. §. s. "possessio per oeneLciurn," II. ?. s. pr.

Investitur» quilleiu proprie aicitur possessio , »exgl. oben

z. ,57. 17,. S- auch II. I'. 7. §. 1.

«) II. ?. g. pr. (Z, »ZI. Note u ). II. «2. §. I. II. »6.

§. si. Li vsssllus de beneiicio suo'sgat vel convenistur :

mve oktiuest sive non, ?icet ,Fnor«nle ckomiso Lst, ornai

tempore tirmuin erit illuck juckiviui». nsm et trsusigere

reete poterit , vee quoä sccepit trsnssctionis »oinioe,

keuäuin erit. II. ?. 4z. Li oontroversis inter vsssliuiu et

»liuin ue beoeücio luerit, scivers^rio proprietstem totius,

vel psrtem vel »liucl »lio.uock jus siki viugic«uite 7 c»us«

per vssslluin , etism 6o,nino odsente , qussi proprio »ck

ti»<:m perclucstur, i'/i^e enim 5o!uz utiliter «geucki et e^ci»

pien6i n»oet poteststem. et si pro eo, snt eontr» eura ju>

6iestl,in kuerit, vel cum »iiver5sri« trunsegcril, >I»mn>«llo

Irl.uctuloutvr actum nou «it , etiam?i ^,ost Keneiioiura cko

miuo üperistur , t«Ie erit ae ^» ev «Feite /uck«catum suis»
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wird auch Segen den Lehensherrn und die Lehensfolger

rechtskräftig , außer wenn gegen den Basallen aus Grün

den gesprochen wird, die an sich gegen jene Personen

keine 'Würkung haben. Daß er dem Lehensherrn nicht

zuvor Utei» denunciirt hat , ist bei einer Entscheidung

nur in Rücksicht auf Gewährleistung wichtig ch, beim

Vergleich giebt aber deren Unterlassung wohl einen Grund

für den Lehensherrn ab, ihn zu rescindiren e).

^ §. 223.

». Administration de« Lehens durch Vormünder «).

Die Ausübung der Rechte eines Vasallen, der aus

den Gründen des gemeinen Rechts unter Vormundschaft

sieht, gebührt im Falle der Unmündigkeit, Minderjäh

rigkeit , oder des Blödsinns gemeinrechtlich S) dem für

«et , et ickeo -b vo ratui» Ksberi oportet. Ueber die Wühl

eine« Schiedsrichters s. II. r. ,5 §. I. II. r. 54- ?r.

ck) II. ?. 55. pr. G- jedoch Oocl. juck. Lsv. >4. Z. 4.

«) VI ob ig cke reb.ckub. OK«. 8- ^ Ueber die schr verschie«

denen A^ichten^nderer über die ganze Materie vergl. Weder

Handb. des Lehenr. Th. 4- S. 357 — z6z. S- z?i — zs».

«) S- Schröter von Lehensirckgern u. kehcnsvormünbcrn (§. 22«.

Note ».). ^. 1°. Xinck cke tuteis leucksli imprimiz Zs»onics.

- I.ip5. 1790. q. H. LeKoroK cke tuteis, keucksli. Lrf.

1745. 4. »LlobiFcke reo. ckuk. k)b,^ g.

ö) Das longobardlsche LehcNrecht kennt die Lehensvormundschast^iW;

und eine neuere allgemeine Gewohnheit in Rücksicht derselben ist

nicht erweislich. Viele neuere Gesetze schlichen die besondere Le«

henövvrmundschaft ousdrückW aus. Gothaisch. Lehensmandat.

' 'Z. s«. Bairisch. Lehensedict. §. 1Z7. lieber das braunschm.

lüneb. Aecht ^. rukenckori Obs. 'rom. l. Ods. 201. O.

II. cke LencKenberg cke Leuck. Lrunsv. S. 46.
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seine übrigen Angelegenheiten auf gewöhnliche Weise be,

stellten Bormund , der keineswegs leben s fähig zu seyn,

braucht c). Zweifelhafter ist allerdings bei abwesenden

Vasallen <i) , ob die Euratel nicht dem nächsten Lehenö-

fclger gebühre e) ; da jedoch die Verwaltung -der Nu,

Hungen der Hauptgegenstand derselben ist, so ist auch

wohl hier kein Grund zur Abweichung vorhanden /),

wenn von einem Lehen die Rede ist , das der Abwesende

bereits bcM x). Das ältere deutsche Recht halte da,

gegen die Regel, daß für die Jeit d:r Unmündigkeit des

Basallen das Lehen an den Lehensherrn zurückfalle (An-

geMe, Arevelle), und dieser es als Vormund des er»

«) S- jcdvch bair. Lcheoscd. §. >Z8.

<k) Wergl. überhaupt: 5. O. lZ. KeinKorck cke vsssll« »K,svte,

Vlteb. >7S«. 4. Webe, Haudb. des Lchcoxechts. Th. 4. S.

566 — 575.

«5 I. A. Eberhard Aihanbl. zur Crlckut. der deutsch. Rechte. S.

Fil u. s. KlLviu, ?. s. Oec. »z.

5) Nach «oberen Grundsätzen scheint der Fall beurtheilt «erden za

müssen , wenn der Vormund eines Abwesenden für diesen ein

anfallendes' Lehen mmhen ond Indult suchen will; da« Recht

>- des nckchsten kkhevLfclaerS , dem hier wohl die Lebensfrüchte von

Feit der Erlcdigung zufallen müssen , wenn d« Abwesende für

todt erklärt wird, berechtigt diesen wohl vorzugsweise zur Curatel

oder doch pir Wteumtel. Bcrgl. G. L. Böhmer Rcchtsscklle,

B. z. Ablh. 1. Nr. 176. Sie Rechte des Lchensfolgers hürfen

jcdvch nicht aus den Regeln von der Beerbung eines Verschölle«

mo, sondern nur daraus hergeleitet werden, daß die bloße Ben

muthung, der Abwesende lkbe »och, zur Succession in das Lehen

nicht berechtigt , womit den« auch die aus jenen hergenommenen

Einwendungen (Weber Handb. des Ledeor. TH.4. E s?« « l>

bivwegsallcn.
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sieren benutzen oder verleihen könne, jedoch dem nächsten

lehenöfähigen Agnaten des Mündels leihen müsse , der

dann dessen Vormund sev und die Einkünfte beziehe K).

Diese tutet» k5ucku«ris selbst hatte sich zwar schon bis

zum löten Jahrhundert allmälich verloren 5) , aber von

ihr ist in vielen parUculären Rechten eine besondere L e«^^/^^

he nö vor mundschaft übrig geblieben Hier wird

dem Pupillen auger seinem ordentlichen VoMUpd von

dem LehenShofe ein besonderer LehenSvormund bestellt,

der ein Lehenträger, ist, und daher lehensfähig seyn muß;

die Verwaltung bleibt auch hier dsm Vormund für die

übrigen Angelegenheiten , der Lehenövörmund aber hat

nicht nur die Lehenspflicht wahrzunehmen , sondern auch

überhaupt daö Lehen bei bei« Le?>enshofe zu vercrcten

«Nd bei allen jenes betreffenden Geschäften zu eoncurri«

ren , die nicht bloß ein Act her Verwaltung sind 5).

Auch diese Lehensvormundschaft endigt sich erst mit er«

reichter Volljährigkeit m) ; doch hat der Mündel nach

erreichter LehenSmündigkeit , die nach altem Recht mit

I>) Sckchs. ?a»dr. Art. ?F. Vot. k^uct. Se Konok. Oszi. ,

§. Sz — 72. Schwöb. Lehcnr- Art- sz. »7. »<>?.

H Sachsenfp. mit Anmerkungen (Lclpz. 156,. Fol.)' zu V ».

Art. 58> Rockie tsme» vssslli minor«! K»Ksnt tutc>r«5 <zui

dorum voinlns äoinini« «erviunt , et il'.oo srucinz Leuäi

»cvi^uut , lll^luz iz>sorui» pupilloruiu usus convvrtun^.

H) A. B. preuß. Lsndr. Tb- » Tit. Ig. §. ggS — ,01,2. Zacha,

«ick kursckchs. kebenx.^S. iz, — ,zg.

Y g. M- ist ^ ^ «^^>»«r xrinc. 1«r. keuri. §, zoz. Ab«

s. Zschorta a- a. O- »s>- N.te

m> Silchs^ Lehcu.r. Art »«.
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t3 Jahren , sechs Wochen und drei Tagen n) eintrat,

jetzt aber die gewöhnliche Eideömündigkeit o) und nur

durch Particularrecht auf bestimmte andere Termine ge

setzt ist x), das'Recht, den Lehenseid selbst abzulegen ?)

< ^' Kadern gab ihm"d1es rin Recht , die Nu-

Hungen des Lehens selbst zu ziehen jetzt aber veran-

''/'.'/f'.^'^^dert sie in der That in den bisherigen Verhaltnissen des

! Mündels gar nichts. Die Würkungen der '«M «et^ti»,

die aber bei dem Landesherrn gesucht werden muß, sind

in Rücksicht der Verwaltung und Beendigung der Lehens

vormundschaft die gewöhnlichen ; daher lauft dem Va

sallen nun auch die Friji zur Ablegung des Lehenseides,

sofern sie überhaupt noch nothwend.ig ist (H. 21S.).

§. 224.

o. Veräußerung des Lehels.

». Historische Einleitung «).

I. Die Befugniß des Vasallen z>ir Veräußerung be5 a

Lehens, sofern sie in der Uebertragung des Äan-

»1 Sachs. Lebeor. a. «. O.

«) Ii. r. ss- ?r.

x) S- I- B- Zacharick §. >8g. Gotha lsch. kchensmanbat. §.,s.

?) S^chs. Lehcnr. a. a. O-

r) Ebenda s- Der Her« ist temer de« Kindes Vormunde an bcme

gute daz cz kint von ihnie bat , dlmile erz angcvclle unverliheo

hat und sal das Geld des gutes nehmen biz daz kint zu sincn

jaren komme.

(8«Iect« keugslis. 1°«in. «. zi. »Kg u. s). (». Sartori)

Geschichte vom Ursprung und Fortgang der longohardischen uod
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zen ober eines Theils an Dritte nicht in der er

sten Investitur begriffene Personen besteht, wurde in den

alteren lombardischen Lehenögewohnheiten , einzelne V '

Arten der Uebertragung abgerechnet, nur nach der '.^

Negel beurtheilt , daß sie dem LehenSherrn (und den

Agnaten ; gleich der Einräumung von Rechten am Lehen

ohne Uebertragung ö)), niemals zum Nachtheil gereichen

könne ; eine Veräußerung , durch welche er den Lehen-

dienst verlor , war daher auch damals schon unerlaubt, -

nicht aber die Veräußerung einzelner Lehensstücke , bei

welcher nur das Besitzrecht des Erwerbers widerruflich ^ ^ -

blieb c). Durch eine Constitution K. Lothars II. wurde

jede solcl)e Alienation bei Werwürkung des Lehens verbo- /)

«en, weil dadurch der Reichsdienst leide ci) ; dies wie- - - - ,

tcutschen kehcnrechte, wie auch derselben allg. Observanz besonders

io Verckußerungsfilllen. Augsb. '73z. «.

d) II. ?. g. pr. U- 8> 1.

e) I. ?. 5. pr. Li lidellsri« noinins »inplius meäietste in

leuilurn ckeäerit , »ut pro pignore plus ineckietste «dllg»»

verit , its ut trsnssetum perniittst ; vel aolo Koo ogerit,

smissione Kuai rnultsoitur. Li« oinnibus eqsikus keuäum

<lominuin revertitur. R,ursus si Kcielis minus meäietste

lidellsrio noinins (in) leuäum äeäerit , et sine Kserväe

clecesserit , ei teuckum äoininuin reckierit , vel pcist-

^usin sck lidelluin neckerit , vel pignori ooligsverit , et

lloinino rekutaverit Z tun« ills ^ui so so avceperit , nullo

jure sävsrsus äoininuin se tueri poterit. I. ?. iz^ II. k^. ^ ,

pr. U. ^> >. cionurs »utom , sut juäiosre pro «niin», ' ^

vol in ckotein pro Mis cksre , nullius eurise poterst eon»

suetucline. II. 17. qq.

ii) II. ?. 52. pr. eoinperiinus milites «us Kcnekicis ps«im ^ '

ni5lr»nere ; «e its «innidu, exks..istis , «uoruin seviorum

' serviti» sukterkugsre per o^uock vires lmperii lntuiiine »Ue
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verholte ein«. Verordnung K. Friedrich I. mit mehreren .

Zusätzen , ohne^zedoch die Lehensgewohnheit in Rücksicht

anderer^Arten von Veräußerungen aufzuheben e). II.

Tiuntss cognovimus , ckum vrocores nostri milite« «uo«

omnibus benefieiis suis exutos sä lelicem nostri nnmini«

exveclitionem nullo moäo trsnsclucere vulesnt. — ciecer»

vimus , nemini licere lieneücis c^uas s «ui» «enioribus

Kslient , «in« iosorum vvrmissioue rlistrsliere ,' vel slic^uock

commercium kckversus tenorem nostrse constitulionis cogi»

t»ro , per czuoll imperii vel äominorum i>llnui»tur utilitss.

Li c^uis vero contrs Kseo — prsecepts »cl Kujusmoi'.i Uli»

«itum commercium scovsserit , vgl ulizuicl in rrsurlem

liuzus legis mavninsri tentsuerit , precio »« KeneLrü« «»

c«iturum sgnozcst.

«) II. ?. 55, pr. — » Säelious reFni — »ccevimus zuerels,,

yuock venekcis eorum er Kucks zuse vssslli kd ei« ret»e-

t»nt , «ine rlominorum licentis vignori obligliversnt , et

^usäsm collusions nomine lioelli vencliclerkult , uncke cle.

Kits serviti» »mitteosnt , et Konor imverii et »ostr«.e ke»

licis exvecli^ionis eomplementum miousostur, — »silcimu«,

ut /,'e««t /euckum tatllm ve^ xareem s/ic/uom vcnijere,

r,e/ xiFior«^« , t/uocunzu« m«<io ck/^traker« «»

, «e! p^o anima ^uckicar« , «ine permissione illius

llomini sä zuem teuclum «vsetsrs clignoscitur. llnäe Imp.

l^otlisrius tsntum in futurum nrsecsvsns ne Leret, lezem

nromulgavit. Kos — ack vlsniorem utilits,tem vrovickente«,

von «olum in vostcrum, «eck etism Kujusmorli slienstiones

»Ilicit»« ««.ctenus veroetrstss , K»e prsesenti «soctione

casssmus , et in irritum llsclucimus , nullius tempori«

vrc>e«crivtione imv>zcliovts , czuis cjuocl »b initi« »on v».

luit , trsctu temnoris convslesoere uon liebet j emptori

bonss liliei e» emvto »ctione cke precio contr» venclitorem

romovtente, OuIIicii« insuver msciiinstioniou» czuorunllsm

«Kviitntvs , ljui precio »ocepto , czussi suo color« invvsti»

turne , yusm sibi licore 6icunt , teuilum venZuot et in
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Weniger streng war das deutsche LehenreKf. Obwohl

auch hier jede Verfügung deS Vasallen, durch welche er

die Gewehre aufgab , ohne Einwilligung des Herrn un

gültig war, so zog. sie doch den Verlust des Lehens nictzt

sofort nach sich /) , zumal wenn das Gut nur Arpfän-

bL^. war ; unter Vorausfetzung der Ein«sWgung des

Herrn in die Veräußerung , die im Mittelalter nicht

fchwer zu erlangen war , wurde diese aber mit Sustim,

mung der Söhne des Veräußerers K) unwiderruflich, da

ein Revokationsrecht der Seitenverwandten hier nicht

vorkam i). — An die Stelle dieser Regeln ist zwar

jetzt das longobardische Lehenrecht getreten ; doch haben

sich Wirkungen derselben im particulären Recht erhalten.

§. 22S.

«. Insbesondere: ,

«. Verbotene Derckußerung (Veräußerung im engeren Sinn).'

DaS Verbot der Veräußerung be^h^ sich lediglich

auf das Verhältniß des Vasallen zum Leheusherrn.

«lios trsn5tsrunt : ne tsle ^Amsvtilm vel slinö ulteri«,

j» krsuSein Kuju« »o,trso co»«titutionis exeoMtetur, mo^i,

oinvikus proKidemus : z>oe»s> »uctorit^te noitrs imniinen»

ts , ut venckitar et ernptor , zui tsin illicits, slievstione,

rezierti fuerint vontrsxisse , keuckuin smittsnt et »ck «Zoini»

»um lidere revertstur.

/) Sckchs. Lehenr. Art. 65. Schwöb- Lehenr. Art. »7.

Richtffetg des Lehenr. Art. lg. 20.

Vet.'kU«t. öo Kenek. Osp. ». Z. go. Schwöb. Lehenr»

Art. 9»- §4^9-

K) SSchs. Landr. B. ,. Art. g.

,') Vergl- oben §. »07. Note k.
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I. In Rücksicht auf dieses ist jede Uebertragung des

Eivilbesitzes am Lehen, sofern sie die Lehensverbin»

dung zwischen Lehenöherrn und Vasallen unterbricht,

ohne Consens des Lehensherrn nichtig und mit dem Ver

lust des Lehens bedroht a). Hieher gehört 1. Uebertra

gung des vasallitischen Rechts selbst, unter^velchem Ver

wände sie auch geschehen mbge ö) ; 2. Verpfandung, des

^ ^ . g^gg Uebertragung des Besitzes c), von welcher

jedoch dessen Einräumung zum Behuf der Perception der

verpfändeten Srüchte zu unterscheiden ist; ein allge-

^ , , v , , mein er Gerichtsgebrauch, nach welchem die Strafe

^ des Verlustes deshalb oder wegen oer milderen Grund-

^ , ^ sätze des älteren Rechts wegfallt, läßt sich daher auch

> ' rechtfertigen, sofern jene AbMt der Vereinbarung der

Partheien zum Grunde gelegt werden kann ck). II. Un

ter jener Regel steht dagegen nicht 1. die Abtretung des

LehenS an eine in der ersten^M>esiitur begriffene Per

son e), 2. eine aus Jrrthum geschehene Veräußerung,

a) II. ?. g2. II. ?. S5> (§. «»4- Note ki, >.>. II. 42 in Sn.

i) II. ?. 5». "ili«trskers , vel,slicsil«il conimoreiuin slivsrz«

tenoreni nostr^e constitutionis eogiture." II. ?. 55. ven»

gerg — vel HuocunzilZ nioäo öistrskers 5eu aliensre —

^ii^si «ul> «olore investirurse. II. ?. g. §. 1. Oonsre sut

jncklcs^e pro sniin» vel in äotein pro Klis cksre.

«) II. ?. 55. xignorsre. I. ?. g. it» ut trsusscUini permirtst.

II. ?. 8» 8> 2' pignns c^uoil eonsultum ckioitur.

«k) 8. LtrvoK csutelis contrsct. Lect. ». Osp. q, §. 14.

Q. 1^. LoeKmer <le jure relueriäi leuäum legitime oppig»

«orstum Fleets. ?oni. s. p. 410 ), 8trnv »vntsZms jur.

keuS) Osx. IS. Z. 7- »ro. Z. Daher die ZlllgsslSkcit des Sie,

tentionsrechts. IVleviu« äev. ?. 7. 0. 599.

.) I. ?. >z. §. S-
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die der Vasall selbst widerrufen kann /) , 3. wenn die

Ehefrau ein ihr selbst zuständiges Lehen in Sötern

giebt s) ; 4. die Afterbelehnung ( Z. 223.) ; S. die

Einräumung eineS Sora!»wiÄ utile oder Colonatrechts,

sofern sie nicht bloßer Scheincontract ist /k). Bei allen

diesen Verfügungen kam indessen der Consens des Lehens-

Herrn zur Vermeidung anderer Strafen nbrhig seyn. III.

Der Verlust setzt eine vollzogene Alienation^ohne Vorbe

halt i) voraus , tritt aber i^o^ure zum Nachtheil deö

Veräußerers u,nd seiner Defcendenten ein K) ; in Bezie

hung auf andere LehenSfolger ist daher die Consolidation

nur temporär Bei theilweifer Veräußerung wird

nur das würklich veräußerte verwürkt m). IV. Der

Vindicatio« des Lehensherrn steht keine z>rse,Oript!o üe>

Loita entgegen n) , doch kann sie durch Erlaß der Folgen

des Lehensfehlers verloren gehen o). '

/) li. ?. «Si g. lg. N. ?. 4».

g) II. ?. ,Z. »7- >VernKer 01,5. ,. r. i. OK«. 4z,.

K) II. ?. 5«. 55. Kl seil er OisK. keug. Osp. ,g. O. 5.

») l^. 67. v. cks V. 8. I/. 20. O. Se zilictis (2, 14.).

i) II. ?. 44- Vergl. auch v. Bülom u. Hagemann Erörtcr.

B- z- Nr. 57-

y 11. ?. «e. j. >7- v. ?. zl.

m) II. zg. II. e. 55. ?r.

») II. ?. 40. II. ?. 5S- Vergl. ?. ». SoeKmer Se prsttcr.

»Avor5. iegs, prokibitiv« Lxere. ?sn<I. 1'oin. g. Lx. gz.

PSF. Z67. S. auch H. A. Vezln kleine jurist. Schriften. H. ,.

(Oönabr. »798. L). Weber Handb- deö Lchcnr. Th. 4. S.

4ZS u. f. . '

«) v. Bülow «. Hagemann Erirter. B. 2. Nr. s. §. I.
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§. 226.

Wirksamkeit ler bewilligten Veräußerung gegen den Lchcnöbenn

und der nicht verbriefen gegen Lchenshcrrn und Lchenssvlgcx. '

Die verbotenen Arten a) der Veräußerung erlangen

durch die Einwilligung des LehenShcrrn Gültigkeit und

werden für diesen unwiderruflich; die/ibrigen (Verauße»

rung im weiteren Sinn) sind auch ohne Einwilligung des

Lcl'cnsherrn rechtsbesiandig und gegen den Vasallen und

die LehenSfolger, welche an dessen Handlunge» gebunden

sind, würksam ö). Dagegen können die letzteren sowohl

durch den Lehensherrn , wenn ihm das Lehen ledig

wird c) , als durch andere LehenSfolger , wenn sie zur

Succession gelangen , widerrufen werden ei) , und das

nehmliche gilt in Rücksicht der L^hensfolger^von den der«

botenen Veräußerungen, wenn sie blzg vom Lehensherrn

bewilligt sind e) ; haben aber der Lehensherr und die

«) In neueren Gesetzen «st auch wohl davon die Rede , daß alle

Veräußerungen verboten seycn (rair. LebenSedtcr. §- S6 —

,z°.) , aber doch Immcr in Rücksicht der Strafe d.-r Privation

der anecgebene Unterschied , also da^ Verbot nicht von der nehm,

li.hen Bedeutung-

b) ir. ?. 8- ?r. u- Z. ». , wo besonders die Worte zu beachten

sind : "oorum «Anakoi'u,» »cl ^uos ^sr succeisioiiein perti»

net." Wergl. I> L> L^uer cks K^poiK«:» leuckuli »b«iu«

«onseiisu sgnsiarum et simultane« iovsstitorui» zub«i«tellt»

e) l. ?. ^Z. §- ». H- ^- 8. ?r. U. §. 1. II. 9. pr.

ck) 1. 8- §- i- Ii- 8- auch wenn der Erwerber ein evtsem,

tcrcr Lehenssolgcr ist , II- »6. §. iz.

«) I. 3- § II> k'- 5?- p^» ^lievstic, leuili piterni »0»

valet etism ckoniini voluuti^tg visi sgustis cons«nti«atibns,
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Folgeberechtigten in eine Veräußerung gewillia^, so wird

diese bei jeder Art derselben für sie, und die, welche an

ihre Handlungen^ebunden sind, unwiderruflich /). Die

Klage, welche den Restanten zusteht (actio k«ugi rev«.

Oätoriä), hat die Natur einer Vindicatio« S) , und wird,

soviel die Lehensfolger betrifft, in allen Stellen bloß

den Agnaten des Veräußerers zugeschrieben K) ; da

diese den Descendenten desselben entgegengesetzt werden i),

so sieht sie den letzteren überhaupt .nicht zu K) , ohne

»ö c^u« KeneKciuni yuanäoqve sit rever5»irum ; nee in

Kliuin, vss^IIus Ie»gui» votsrit «onsirmui-e sgnslis non,

conientientidus , vel postes rainm non n^oentidus.

f) I. ?. 5. Z. i. ?r«eiere» « ille »ck yuem feuckum per suv»

«essionein jur« okveiure liebst , «onsenzerit cos i «vestirs,

Kki c^uos sccuixiul» «Otuin inoioin non pvrtinet : null«

nioäo scl euin revetonäum reAressuni Klebet» II. ?. ^g.

N. 45. §. 2.

^) I, iz. §. 2. rev^titu? /eucium sck ä«oi',nuin. II. ?. g.

«r. keuili «kiknat/o a<? i>^,tunl revocsdg'.ur. II. ?. 26. §. iz.

psriei» iUins leuäi n^No 6sto vrer.jo ?-ecu/?era^e »ote5t.

I. I,. L. LoeKmer cke Slio vsssili «ueoezsore in leucko

(«Zott. ,77g. 4.). Os?. z, §. 2. Ucbcr die keheiisfrüchte inson«

dcrheit s. G. L- Böhmer RcchtsfMe. B ^"Äbth. >. Nr- 27.

S >4> u- 5

K) I. s. §. '. II. r. s. §. II. ?. »6. §. ,z. II. ?. zg. Nr.

II. V. 8?-

i) II. ?. 2ö. §. IZ. 17. II. ?. 4S. Der Tcrt II. ?. II. steht

Nicht entgegen, d« o^eri relliove^ntur^SnlNi dem Zusams

menhange nach nichts Anderes heißt , als alle übrigen Lehens,

soigcr, d- I. die Agnaten. Vcrgl- «Nch I. ?. 3- S 1. U

z>r. und II. LZ.

i) II. ?. Azk Li »Iter ex krstridu« , «IUI osternuin Kadeost

benetieium , »usm «oriionein 6eckerit öomino vel sllcui

37
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Rückficht darauf, ob sie dessen Erben geworden sind od«

nicht /) , und die Descendenten der Agnaten , welche in

die Veräußerung gewilligt haben , werden eben daher auch

von dem Revocationsrecht ausgeschlossen m) > sofern nur

der Einwilligende seinem Revocationsrecht Ar sich und

seine Descendenten entsagt hat. Die entgegengesetzte

Ansicht, welche besonders seit dem Ende des I8ten Jahr

hunderts verrheidigt worden ist ») , läßt jedoch auch

die Descendenten des Veräusierers , und mithin auch der

Consentirenden zur Revocation zu , ist aber sehr darüber

gethettt, ob sie auch den zur Zeit der Veräußerung noch

nicht geborenen zustehe, und in welchem Sinn die Revo-

ca^er7^e Handlung ihrer Vorfahren in ihrer Eigenfchaft

exirsveo : ckomiuu: vel extrsneuz tainäiü ienest «n«

^^ae^uckiciS , «zuamcliu ills c^ui lie<I>t dsereclem mssculum

Ksouerit ; »i vero sins Iiereckll äeoesserit , slter krster «

vixerit , vvl O^is Ksereäes ziue ullo oKstsculo et tempori!

pr»e5«rir>tione dene/ivium venckicet s zuocuu^ue po5sickente.

I. r. s. z.

i) Uartm. kistoris tZus«t. jur. Qib. 2. (Zu. 7 und >z.

m) Ltruv s^nt. jur. 5eu6. Os«. 14. §. 2z. n. 2. L. LtrzfoK

kle okiig. keuäi cdnsensn munits. 4. uro. 52. ?uken»

<Iork «Ks. jur. uoiv. I'oin. Z. Ob,. 14S. Dttgl. Rechts,

ge sch. §. 566.

n) I. 1^. LoeKtner >?s Klia v»5kUi 5Ue«e». in teug«. l?«rr.

^779' 4> G> L. Böhmer RcchtSf. B ,. Ablh. l. Nr. >7-

B- z. Abth. «. Nr. 205. v. Kamptz Versuch über das lvngob.

kedensgejetz. II. 45. Witt- '794- 8- Weber Handd- dcS

lrhenr. Tb. 4. S. 4SS u. f. «. Vü low u. Hagemann Er«

irtcrung. B 2. Nr. g. Dagegen : I^Iall nmn iZIiu,

keuöoin » pstre «lieiislu» revocsrs pos5>t. Lonn. >7SZ.

Ken nemo nn öder «. r.45. u- die Sescendcntenfolge in lehen-

Schwer, u- Wlsm. «804. g.
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als Erben vertreten müssen o)'; konsequent aufgefaßt

muß sie den noch nicht geborenen eben fowohl zustehen

als den lebenden /?), wobei dann aber noch weniger ab«

zusehen ist, aM^welchem Pnncip so manche Stellen beS

Lehenrechts , deren Inhalt nicht als befondere Gewohn

heit , sondern als natürliche Folge des Lehenöverhältnis-

ses angegeben wird , abgeleitst seyn mochten Neuere

Gesetze haben sich bald für die ältere ^), bald für die

entgegengesetzte Ansicht / auch wohl mit Modifikation

nen r), erklärt.

§. 22?.

Insbesondere Retractrecht-

Außer dem Revokationsrecht haben bei nicht verbo

tenen Veräußerungen sowohl der Lehensherr «) als die

o) Vergl- besonder« Weber a. a. O.

v) llUilolk öe introci. jur. primozen. PÜF. gl. ,

?) II. ?. 26. F. 17. II. ?. Zi. II. ?. S°- IL 8Z. v. »6.

§ IZ. Vergl. Hsrlm. ?istoris (Zu. jur. g. g. O> uvd I.. 2.

Yu. 5. g.

r) Vergl. Z acharick kursckchs. kcheiu. Z. 9Z. >S4 l>. f. Gothaisch.

kchensmandat. §. «28.

5) Balr. Lehcnsedict. §. "6 u. f. - .

t) Preuß. Landr. Th. '. Tit. >Z. 8- 266 u. f. S- K. F. Eich,

Horn Rcchts«utachtcn , die Auslegung deö Th. 1. Tlt. »». Z.

zo9."5es preuß. kandr. belr. Werliii >g2,. Fol. Vergl. auch

batr. Lebenscdict. Z. 129,

«,) II. r. g. z. i. Vergl. Walch Nckherrecht. S- 6g u. f. Bn«

ders nach dem mccklcnb. Erbvergl. z. 454. , sofem eS nicht in

den Lehenbriefen vorbehalten ist. Vergl. balr. Lebende vi et-

8- >Z«.

37«
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LehenSfolger ö) das Retractrecht, welches nur ein den

übrigen Arten des letzteren nachgebildetes Institut ist.

Daher sind die Grundsätze von d:r actio teuäi revocs-

hier ausgeschlossen c), und nur die von der Re-

tractklage dabei anwendbar. Hieraus folgt, 1. daß auch

die Söhne des Beräußerers und dcr Consentirenden re-

trahiren können </) , nicht aber LehenSfolger , die zur

Jeit der Veräußerung noch nicht geboren waren; 2. daß

t) II. s6. S. lZ 1'it!a5 lilios msscuZo5 non Kaken« , p»r»

iem sruuii feuiii Lei« , psrtem ej«5<Zsin keuöi zioüickenli

ggnsto «u« coneesüik. Leviproviu« proxiinior sAnstu» mor-

tu« Senium Viti« psrtei» illius feucki «llll« ckst« preci»

revupersre p«t«t. quock« l'itiuz tUios vroz>ri<>5 Ksberet,

preci« reckäit« etism vivo ?itio : c>»oö«i Q0«!en«it «Ii«,«»

tioni , vel x»'' »«u»in , « o^no 5«vit , 4»cu>t , vlnvivo

removekitur. In Rücksicht der Mitbelehntcn vcrgl. Walch a.

a. O. S- zgo u. f. «usgeschlosseu ig such dies« Rettart durch

da« bair. Lchcosed. a. a. O.

e) S- Walch a. a. 0- S- Z83-

^) Ltruv ^snt. jur. Leng. tZsri. ,z. S. ,2. Horn juxispr.

ke»g. l7sp. 20. §. s. II. 2ö. §. ,z. geht nicht kktgcgen,

da die Ermahnung der Kind« beim Retract, bloß auf die Ver,

schiedcnheit dieses Rechts von der Rcvocatoricnklage Bezug hat.

Ucber die entgegengesetzte Meinung s. rufeockork «bs. jur.

?am. 2. Obs. 4. §. g. Gesetzlich sind in Mecklenburg die

Söhne ausgeschlossen. S- (Kröger) Betrachtungen über die

meckl- Dcclaratorvexordnung vom 12. Fcbr. ,802. in Betreff der

ognatischm Rechte beim kchen. Schwerin 1802. 8- (§.4. der a.

Verorbn). Gegen die in dieser Verordnung behauptete Beschaf,

fcnhcit der frühcren Observanz in Rücksicht dieser und anderer

Punkte: l>, W- S- v. Wintcrfeld «bh. über das Rtt«ctrccht

der Söhne und Minorennen auf Stammlehcn , bes. in Mrcklc.id.

Gött. i8«z. S. Vergl. auch O. ?. vadelo w 0155. sä novi5s.

«onstit. kevlisl. Klezspollt. Usl. >8"4. 4.
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de» Minderjährigen di« Verjährung erst v"n Zeit ihrer

Volljährigkeit läuft e) ; 3. daß die Erbenqualität bei

de» Defcendenten deö Veräußerors oder consentirender

Lehensfolger der Retractklage im We«e sieht, wenn jene

für ihre Erben dem Retract entsagt haben /)> Im Fall

der Colliswn geht der Retract der Lehensfolger dem des

Lehensherrn vor s).

S- 228.

?. Anwendung auf einzelne Arten der Veräußerung,

»s. Verpfandung.

I. Die Verpfändung des Lehens mit Uebertragung

des Besitzes , sofern sie" nicht unter die verbotenen Arten

der Veräußerung gezählt werden muß ( §. 224.) , und

die Bestellung einer Hypothek, würkt cMe^ Einwilligung

des Lehensherrn, selbst mit Zustimmung der Lehensfolger,

lm^ir^Necht, sich aus den Früchten des Lehens bezahlt

zu machen «) ; jedoch setzt auch dies eine ausdrückliche

Verpfandung voraus ö) , da eine generelle Hypothek daS

Lehen nicht ergreift c) , und die Befugniß , sich wegen

Lehenöschulden an die Früchte des Lehens zu halten,

e) ^rg,^. Z. <5. cke prusscr. z«, ,e1 4« snn. Anders nach der

mecklenb. Vererdn. v. >s«2. z. 7. S- Winterfeld g- a- O-

Anh. S- 9°-

/) Z>ukvn6ort OK«, jur. uviv. g. g. O> §. 7»

e> II, g. §. '.

^) I. U. LaeKmer cio Kz?pc>tKecu louilall expreszs (I^xer^it.

1'oin, Z. pag. gg« 5eq ).

b) G. r. Böbmcr Rcchtssckllc. B- 2. Abth. z. Nr. >5>.

^) II. I'. z«. z. 17, II, r. 5l. xr.
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weil gMen Hen ^Besitzer als_soDen geklagt werden kann,

oder weil der Schuldner , an dessen Vermögen man eine

x^^/^ ausdrücklicheoder stillschweigende Generalhypothek hat,

^^d,. " das Lehen beM , von einer VexpfändunL^derLrLchte

!/^ ., ^ wesentlich verschieden ist e). GeFen einen dritten^esitzer

^ ^ würkt eine solche Hypothek nie, da sie die Substanz des

^"^7^ Lehens nicht ergreift /) , und fehlt es ainMrMs^der

1'/^ ^ Lehensfolqer , so würkt sie nur gegen den VerMnder und

/> . .'„/. x /, dessen Erben F). Durch Einwilligung hes Lehensherrn

erlangt der Gläubiger zwar ein Recht an der Substanz

des Lehens K), das ihn aber erst dann vollkommen sichert,

- . wenn auch durch Einwilligung der Lehensfolger die Ver

äußerung zu seiner Befriedigung ohne ^Gefahr vor der

actio ksuäi revocstoiis möglich wild k). Jene Einwilli:

' gung liegt Lüch^den UmAniden auch in der Konfirma

tion /c) oder Wituüterschrift der Schuldversch-eibung

und kann sowohl schlechthin «IS für eine gewisse Jeit^ er?

ck) Westxhal Lchrnrccht. Adh. S- jedoch l. «. Lauer ck«

K^potKecs ts,<:ita i» Laxoiiiii restitutä ^Opu5O. 1'oiu. 2.

xsZ. Z56 ).

«> S. Wcstpbal «. a. O. und G. L. Böhmer «7 a. O.

. /) N. ?. 55. G. L. Böhmer RcchttMe. B-2- Abth. ,. Nr.ll4.

j^) 1. L. Läiier <I« K^potKeca ieullsli s^Zlzue 0SVSSN5U SANS-

torum et «nlultknse i»v«titoruin 5,tb«istente' ( O^u««.

L. PSA. Z2.). ,

? t) G. L. Böhmer Rechtsfälle. B- 2. Abth. ». Nr. 15°.

i) Bauer a. o. O. Z. >> u. f. Der Agnat wird übrigens dadurch

noch nicht Sclbstschuldncr. G- L- Böhmer RechWlle. B 2.

Abth. >. Nr. 11?.

i) Wergl. üinck <Zn. kor. ?om. Osz>. ,2.

/) ?ukenäork Od», jur. Ulliv. 1'om. z, Obs. 14^.
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theilt werden m). Dle ertheilte Hypothek unterscheidet

sich von anderen hypothekarischen Forderungen nicht »),

die VeniußeruiiZ kann jedoch, wenigstens im Zweifel,

nur unter Vorbehalt des Lehensnexus geschehen, weil

bei allen bewilligten Veräußerungen die Vermuthung für

jene» streitet (g. 230.) o).

§. 2S9.

bo. Asterbelchnung »).

II. Die Errichtung eines Afterlehens durch Lehens-

^ auftrug ist ein? verbotene Veräußerung ö) ; die Verlei

hung des Lehens zu Äfterlehen hat hingegen für den

Lehenöherrn sogar ohne feine Einwilligung verbindende

Kraft c), wofern der Aftervasall lebensfähig ist, und

nicht bessere Bedingungen als der erste Vasall erhalten

^i) L. ^. LeKuKertK lis oons'en«» temporsrio öoinini in

K^p. keuck. I^ips. 1717. Iü. cons. sgostor. iemoorsrio

in K^p. leuci. ibiä. 171S. 4. Vrgl. bair. Lehensediet.

§. 99 u. f.

m) Nothwendigteit eines Conscnfcs zur Cessio« Iii Partlcularrccht.

Z. B- gothaisch. kchenömgndat. 8- izs- Jacharick sächsisch,

üchcnr. §. 148.

«) S- jedoch pceuß. Landr- Th. >.. Tit. ig. §. zzZ.

«) Pag en ll ccher wahc? Beschaffenheit der Astcrlchen, bei Je per?

nick Samml. Th. 2. Nr. »6.

consensu äomini invsIiSs. Ls^. 172g. 4.

e) 11. ?. 5. z. ,. 11. ?. g. xr. Ii. zq,. §,z. Jedoch darf da«

Geschäft nicht simullrt scyn. II,?. 5,. vr. Las bair. kehen«,

edlct §. 88- hebt die Regel auf.

^) 11 r. 2S. §. 11. r. Z4. z.
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hat e) , während es in Rücksicht der Lehensfvlger hei der

Regel bleibt /). Zun; LehendiemZ wird der Aftervasall

dem Lehensherrn zunächst nicht unmittelbar verbunden,

wohl aber zur Lehenstreue g) ; er stritt aber zanz in

das VerhältmS des ersten Vasallen , wenn dessen Recht

erlöscht K).

§. 230.

«. ketztwillige Dispositionen und Erbvextrckge »).

I. Eine letztwillige Disposition über das Lehen zum

NachtheK^<S, LcheMöher« ist nichtig b), und auch in

der Erbeseinsetzung überhaupt nicht enthalten c) ; d«

Erbe braucht daher auch nicht einmal den Herth^des

«) II. r. 54. z. > Ii. ?. !«K. Svgff g^t eö nach der Regel !l.

?. 4g. §. z. , wmn nicht wegen II. s«- das Lehen «rmürkt

ift. Vergl. IVloeller äizt. Ieu6. L»o. lg. O. IS.

> /) I. O. L^KIer »v ckoinivus interiveilius pstri 5vc» cuiv Ks-

vekici« legis et invevlsrii rncceöens , zuokeuös a rvsjori»

) ovs — «udväzsllls oovecss», revocsre ^uest ? bei 2 ep er-

^ »>c^ sv»!. j^r. keuck. loni.i. 11.41. S aber §. »26. Wergl»

ruksnSorl lZKs. ?om. 5. O. 140. F. iz.

^ ,) «. SS- S- 4-

U) II. ?. 9. vr. II. ?. Z4. Z.z. ?uievckorl OKserv. ?onl.i.

Ods. 140.

«) S e m l e r über die Zulclssigkeit letzter Willeosordvuligen im kcbeu.

bei Zepernick Misecllev. Th. >. Nr. ,». Th- 2. Nr. >6. Th. z.

Nr. >2. I. <Z. 6e LerF 6e Iseullsto vssslli ver uluni««,

voluvtsiem circu lenäuin ckisvoneväi. I^ost. »797. 4»

i) II. g. I. 1. jiillicsre vr« unima vulliui cilrise noterst

covsueluckine. II. zz. vr.

e) II. ?. 26. z. 17. Vcrgl. Lr»mer OKserv. jur. ?St». 5.

Ods. «74.
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Zehens zu prasiken , welches einer in der Investitur nicht

beLr^nen Person als Legat hinterlassen ist ^). II. Von 5^ s^L.^-,

den letztwilligew Verfügungen bloß zum Nachtheil des , > . ^ , 5,^'

^eMsosgers , die zu den Veräußerungen im engeren '> ^^ »«F.

Sinn gehören, soll nach der Meinung Vieler das nehm-

liche, gelten e) ; aber richtiger ist e^s wohl, in Rücksicht ^

der Agnaten und Söhne, der Regel (K. 226.) auch hier/«"-^^

zu folgen, wobei dann nur oie Mfallige Verbindung ^et ^"

LehenS- ^tM^llodialfolge bei den crsieren eben soviel

würken muß, als die notwendige bei den Söhnen,

sofern der Erbe im Allodio soweit honorirt, als im Lehes

belasset ist /). Auf keine Weife ist übrigens der Vasall

ck) ^Vrg. I.. Z9- F. «i. O. 6e legstis I. I.e^,or zZa. meck.

Z. A- M. ig wegen I. 40. O. eoä. L. l.. Orell utruin

keucko legsto ejus sestiinsti« ckeliestnr ? (Opusc. kssv. g.

»r«. 5,).

«) Wegen I. 8» pr. Lequilur äe «uroessione keuäi vickere.

6i c^uis ißitur <1ece«erit tiliis et N'Iisbus »u,,erstitibus :

znccellunt tsnNiin tilü seiznsliter , vel nepoles ex LI,«,

loco sui zistris : Nulls orllinstione äeknneti in ieug« ins»

nente vel vslente. Dergl. ^. L. LoeNmer lie tili« vs»

zslli «uccessors in lenäo. Lni>, i. — Worum soll «der der

Nachsatz auf dos serinsütvr , Ivclchcs nur gelegentlich berührte

Ncbenbeglmmung ist , und nicht vielmehr aus den Hauptsatz

daö mangelnde Successioosrccht der Töchter gehen ?

/) I.. I. z. 17. 0. sä SOt. ?rebell. (z6, I.). z. I. I. Ss 5i»g.

rolins per 5läeic. reli«. (2, 24,). (?. Ii. LoeKiner princ.

Znr. keuck. §, 29S. , wo jedoch diese Rcgcl aus die Söhne aus«

gedehnt wird , weil diese den Agnaten glcichzuhaltcn ; das rich

tige rann nur fcyn , daß diese nicht im Wichtthcil verletzt wer,

den dürfen, wie cö das sckchsischc Recht ansieht. Vcrgl, Aachs«

«ick kursck<i>s. kchenr. §. 9z. S- »s>. Gethalsch. Lehen«,

mandat- §, 79' so- Einen Mittelweg hat das p reu ß. Landr
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in letztwilligen Dispositionen über die allodialen Per-

ttnenzen des Lehens oder dessen Früchte , sofern sie sei

nem Erben zufallen und dieser im Llllodio soweit honorirt

ist, gehindert Hl. Die nehmlichen Regelt, gelten

von den ErbvertraLen ; unter diesen bestehen Srbverbrü-

dttungen s6)o^ mit^enehtMLUUL deS.Lehenölzerrn, ohne

Zustimmung 6er Agnaten, vermöge der Regeln, die von

der Eventualbelehnung (§. 218.) gelten, K).

S- L3t.

3. Vcrckußnliche Lehen «).

Die Grundsätze des gemeinen Lehenrechts über Ver

äußerungen können durch autonomische Dispositionen der

Lehenspersonen abgeändert werden. Hieher gehört : I.

die dem Basallen durch den Jnvestiturvertrag ertheilte

Befugniß , das Lehen zu veräußern , deren Umfang zu

flächst auö jenem selbst zu beurtheilen ist ö) ; imLweifel

I, ig. §. »66 u. f. gewckhlt. Der entgegengesetzten Ansicht folgt:

bair. Lebenseoict. §. »51,. Bergl- über jene : Weber

Lehenr- Td- 4- S- s«^ u. f.

?) Vergl. preuß. Lande. §. 267. Balr. LehenSed- §. »zs-

K) W. ^. Kucklc>5k cke pscti« sucvessorüz iUilltriuin. (KoSt.

1770.) §. 59- 47-

«) O. 1'Kom»5ius cke Kucko slienskili («ei. keuck. ?oin. 2.

psA. 217 u. f)> i!- I^rsui cke keucko slieusklll. Lrl.

1770. Z. O. ^Voltser cke k. s. >IsI. 1772. 4.

b) II. 26. §. 2z. keuckui» es lege ckstui», ut i'pze et Ksere-

ckes sui , mszculi et t«e>»iose , ek cu, ^e«ie?.ie , KsKesot :

iisckem cnlpis »iniltitur , csuidus et sliuck Leuckum. lZuock

51 vszüllu» »liensvit, keuckum e«e ckesinit spuck emitorem.

II. 4z. Li qui!> es leze sNcui keu^uni ckeckettt ut ipie »t
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enthält sie , nach den allgemeinen Regeln über die Jm-

proprietät ( §. 191.) , nur das Recht , die Lehen ^in die-

ser Eigenschaft auf eine lehensfähige Person zu übertra

gen, und schließt daS Nevocations- und Retractrecht der

Slgnaten nicht aus c). U. Für dc» Lehensherrn und die

Lehenöfolger, deren Einwillizungsrecht an sich völlig frei

ist , kann durch Mrträge oder LchenHofsrecht eme

Verpflichtung bestehen , ihre CinwilligunZ. in Veräuße

rung oder Verschuldung des Lehens , besonders in be

stimmten Fällen, ^nicht zu verweigern ; am hausigsten ist

dies nach Lehenhofsrecht in Rücksicht des^Lehensherry der

Fall /). III. Verschieden hiervon ist eine gesetzliche Ver

pflichtung der Lehenöfolger, die Allodialschulden des Va-,

»ui Ksereäes , et oui ipse öeclerit , Kaoesut : V,espor,gs

ist« <zui 510 secepit , poterit i<1 venäere , vel ^onsre :

vel sliter , si silii plsouerit , etisrn sine voluntute Foniini

eliensre : et ille etism cui 6stum suerit , non Kabeoit

ipsum pro feuäo , nisi sicut ei clstum est. §. i. Leck

quslitercunyue ei llstum fuerit — jure feurii censeoitur —

§. 2. Doi ergo sic rlstum est leuclum , et cui in keu6um

öeckeris , sliuä est ; et proprium ieugi natursm Iisbet.

e) <?. Q. IVlencKen <le illieil» feucli nlisnäkilis slievatione.

Vited. 1717. 4. ^VernKer Obs. lor. I'om. 2. ?. 7. O.467.

«k) I. <?. R,itter 6e consensu keuäsli. Lsmd. 1770. Z. ?K,

^lüller cke cons. seutl. ^rl. 1732. G.'L. Böhmer Rechts' '

falle. B. 2. Abth. 2. Nr. 154.

I«. ^lencken 6e keucko ex pscto cum simultsnee investi-

ti« sliensoili (lenivken 1?Kcs. j. s. 1'om.». pag. g6z.).

Beispiele: lieber die kehen in der Ober lausly s. launig O.

j. k. 1'om. 2, psg. 690. in Schlesien ebcndas. i'om.z.

psg. 409. s. auch Westphal Ledc>>r. Abh. »6. in Mecklen

burg: kandcsrcvcrsalcn von 1572. S Z. ebendas,

"»8- >S79- Erbveegl- von >7SS, Z- 47»,
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<^^,>/^,,^ //.fallen w^nig^ns subsidiarisch zu bezahlen Z) , welches

5^ >^^'selbst die Folge haben kann , daß die Lehen im Concurs

>^^Z,?»^«^ ^.verkauft werden dürfen , und dadurch t?us der Familie

^> fallen /,). An sich folgt dies noch nM aus dem Um-

//^°/^^. stände , daß die Lehen Schulden tragen , noch weniacr.

/K.^. kann aus der AnlZssigkeit einl.r solchen nothwendigen Ver

äußerung die Ausschließung deS Revocationsrechts der

LehenSfolger, abgeleitet werden (K. 191.), welche eine

andere Art der Improprietät, aber freilich auch nichts

Seltenes ist

«) Wie in Mecklenburg: »sseeurationSreverS von ^Ss ti. §. 27.

, ' bei ^.Uniß O. j. k. l°«m. g. ,579. Oeclaratorverordn.

von >8«2. §. I. Vergl. LrücKnor <1e äediti« v»5»11i

^lecleiikurgici KersäitarÜ5. (Zoit. ig,,. 8- In Pommer«:

s. C H- v. S ch Iv c d e r Anmcrk. über die hinter < pommersche

.Leheusconstikutlon. Tit. S. ^S« u. f.

K) Mccklenb. Ecbverglcich. z.457. Mecklenb- Seclarat»vttorbo.

von >Sc>2, §. ,.

,'Z Ucbcr Mecklenburg s. dle angeführte Deel. Verordn. v. >8«2.

Oic Agnaten haben hier nur das Rctractrccht, über welche« sie

sich auf geschehene Aufforderung in einem dazu angesetzten Tcrmln

erklären müssen ; daö Revokationsrecht aber, nur, wenn sie nicht

gehörig aufgefordert sind. In Pommern haben sie außer dem

Retract nur ein Rcllilticnsrcchr nach Anfall der Sueeession , da«

aber auch durch cmen hierzu angcsctten Termin ausgcschlofien

wird : f. Schweder «. a. O S- 21g u. f. Noch weiter geht

das schlesische Lehenttcht : Lünig O. j. k. low. z ?sß.

^66 U. f-
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§. 232.

' . ». Rechte der Gläubiger des Vasallen «).

s». Begriff und Acren der Lchenschulden.

Vermöge der Regel , daß der Lehensfolger als sol

cher nur »uccessor »ivgulsri, ist , kann jede Forde

rung an einen Vasallen regelmäßig nur gegen ttzn und

dessen Erben geltend gemacht werden; besondere Gründe

geben aber manchen Arten von Forderungen, ein Klage-

recht gegen die LehenSpersonen vermöge des Besitzes des ^

Lehens, wodurch ^hienschuldÄz, im Gegensatz jener Allo-^^,'- , ^-

dialschulden (Selziturn KereSitsrwm)^ entstehen.^ Nach,^^,

den Gründen selbst lassen sich Lesebtiche und cosisentirte

Lehensschulden, nach dem Umfang ihrer Würksamkeit ^ / ' > .

gegen die verschiedenen Arten der Lehensfolger, indem ^ '

sie. gegen alle ohne Ausnahme (ck^d, keuS. absoluta) oder

nur gegen einzelne derselben begründet seyn können (S«b.

ksuS. rexvevtivs), und nach dem Umfange der Verpflich

tung des Lehensbesitzers , die entweder auch Unzuläng

lichkeit des Allodiums (äebits keug. subsiäisris) voraus

setzt , oder von dieser unabhängig ist (cleb. teuS. osce,.

isris), mancherlei Modifikationen unterscheiden. Auch

Verpflichtungen des Lehensbesitzers , die nicht aus einer

von dem Vasallen ^eotttrahirten Schuld, sondern auS

«) Sen. Osrprov ris «neriku» vss»,Ii keuäelibus. Qips. 1654.

4. (Oi5pnt. PSF. Sil U. s). S. LugelK rockt rle clebiiis

kencl«liku5. Uelinst. 166g. 4. ^. ttelltelck So KoreSe

»IloSisli Sedits kenSali» 50I11IK s v»5sll« repetonle. 5e„.

I7SS- 4- (0p»«k:. nro. ,6.). E. C. Sab e low Versuch cluer

richtigen Theorie der Lehre von d- Lehenschulde«. Halle 1737. 4.

( s. hier mchrere Litteratur).

S) II.?.«-
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gesetzlichen Bestimmungen entspringen, paßt eher der

Ausdruck: Laßen des Lehens (oners, teuöi), wiewohl bei

ihrem Umfang die nel.!mlichen Unterfchiede vorkommen.

§. 233.

db. Begründung der Lcbcnfchuldcn.

I. Confentirte Lehenschulden als solche können immer

nur subsidiarisch und gegen die Consentirende» und deren

Erben würlsam werden , wenn nicht zugleich eine HLpo-

thck am Lehen mit Einwilligung des LehenSh^rrn 228.)

eonsiituirt ist «). II. Gesetzlich ist l. die Alimentation

der Lehensfolger, welche' wegen körperlicher oder geistiger

^" ^ , Gebrechen von deii Lehensfolge ausgeschlossen sind ö),

x-^ , . ,eine fubsidiarische, aber g^n ^ede^Zlrt von LehenSfolgern

-«'/^» begründete Last des Lehens. Diesen setzt 2. eine ausdeh,

nende Erklärung der Lehensgesetze die Alimente und Dos

der Töchter des letzten LehensbesitzerS c) und 3. die

Praxis irr Beziehung auf diesen die Begrsbnißkosten

gleich ek). 4. Wo das äotslitium oder viäuslltiuiil

gesetzlich ist , kann auch dieses Hieher gehören e) , und

S. bei veräußerlichen Lehen ist jede Schuld , wegen wel,

cher das Lehen verpfändet ist , infofern ein üeditum

5) LsNl. Ltr ^cK 6e «KligiNions keugi cou5O«5u munits (Oi55.

Vol. 2.). G- ?- Böhmer Rechtöfckllc. B. 2. Abth. 1. Nr.tlZ.

Vergl- die Schriftsteller. Z. »z°. Note 6.

t) I. ?. 6. z. 2. Hsrtm. ristori« lZusest. jur. I.ib2. cz>^27.

e) S- unten das fünfte Buch.

«!) IVleviusDec. ?. 2. 0. O. I.. Orell cke vsssllo

gsto. Vit«d. 17Z7. (Oiss. f«5O. 5.).

«) S. unten das vierte Buch.
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keugsle sd,«Iutum , als sich der Gläubiger mit der hy«

pothecarischen Klage an daö Lehen halten kann. Gilt

aber der Grundsalz , daß bei unzureichendem Allodium

jeder Lehensfvlger für die Schulden .dcS vorigen Besitzers

haftet/), so wird sogar jede Allodialfchul!> g) ein äsKi-

tum keuäsle »ubgilZisiWlli. lZ. Bei nicht frei veraußer-

lichen Lehen begründen die allgemeinen Regeln von den

Würkungen einer Verwendung in daö Vermögen eines/ ^

Dritten (^s^s^n^rem) , /e) , nach AkschatFenheit jener< ^l.^

selbst verschiedene Arten von Lehenschulden und Lehens- >

lasten. Verbesserungen der Substanz (nicht deren

bloße Erhaltung) verpflichten jeden Lehenöfolger unbedingt

zum Ersatz ihres Werths i) ; jenen aber ist der^Abt^gg

eines äebiti keuäälls uecessarii svsoluti K), der Abwand /ir,

/) O. U. V^olkk äe ouligstione uomini et sgnsti sck kol»

ve»6ll ex kouilo ckelzits , iiivrimis see. jus IVleKIenour«. ,

IZueK. 1787.

e) Doch gicbt es auch hler Ausnahmen. Brückner (§. 2Z0.

Rote s ). Z. 4- ^6.

K) Q. Z. §. s. O. äe in rem verso (15, z ). I,. 7. §. 1. O. yu«g

cum eo ^ui in sliens votest. (4, 26.). ^1. 2z. §. 2. O.

LoK'vsäer Ve meliorstionikus fenäi (Diss. Vol. ,. nro.4,).

lZ. ^. lenicnsn lle melioistionikus keuäslibus Crkessur.

I'om. z. nro. 17.).

II. 2g. §. 2. ?ukenSork Ods. j. u. I'om. z. Oos. 14z.

Vergl. unten im fünften Buche die Lehre von der Trennung dcS

Lehens vom Erbe.

!t) Rellkelä de Kervöe «Iloäisli (Z. szi. Note s). L. Lre-

mer num klenit» keuckslis s vas«IIo soluts Kerez nllogii »

«ucoessore in feuä« repctere yuest. <?ott. 1741. 4. O.

?kette1KIa6t ue re5us!one clebitorum seuäslium soluto-

rum. ttsl. 1770. 4. LeKmer nov. jus controv. Obs.
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zur Erhaltun.g des ?'hcnö für alle Lehensfolger ?) oder

zum Ankauf deö Lehens ,«) gleichzustellen, wahrend der

Aufwand Hum Vorthcil Einzelner, und die Bezahlung von

^>>/ ,, // not^wendigen Lehensfchulden anderer Art nur ein äebi>

^, resjZkzctivulu begründen tt), .

>...... s.^ . ../. z. SZ4.

^ ' ' ' Tom Lehenstamm °).

Zu der letzteren Gattung von Lasten gehört auch der

Lehenstamin (constitutum keuAuIe), worunter überhaupt

jede Geldsumme begriffen wird , die zum Besten aller

oder gewisser Lehensfolger auf daö Lehen gelegt ist. Ge

schieht dies : 1. durch Modifikation des Lehens bis auf

eine gewisse Summe , die Surrogat des Lehens wird ö)

>4S- G. L- Böhmer RcchttfMc. B- >- Nr. 59- v. Bülom

- u Hagcmann Erörter. B. z. Nr. «9.

?) v. Cramer wcyl. Nebenst. Th. F6. Nr. >. §. 7.

> m) O. 1^,. ^lenc?Ken resicluuril ex preti« yuo Feuäu^T emtun!

v «5t, uä Äebita tcucjgliä rekertur. bei 2e^,er»icK sosl.

jnr. keuä. ?oni. l. >6g.

») Vergl. Note K. und s. S trüben rcchtl. Beb. Th. >. Nr. ,45.

rukenklorf Obs. jnr. ?om. 2. Obs. isz. ?o»i. z, Obs. lzg.

G. L. Böhmer RechtöWc. B- i. Nr. 59-

«) S!. H. Förster von Lchensstammen. Mcnb. 1726. 8> ^.

?uettmkim öe eo c^uoä inter keucjum peeunisriuni , ^>e-

cunism keiiöslem , pevuniilm ex seuck« solvenrtsm et e«n»

stitutuni keucksle iutcrest (In dcss. Obs. jur. keucl. uro. iz.

psg. 91). I^inä (Zu. Loi-. ?«>n. 1, Osp. 9.

i) Preuß. Landr. Th- 1. Tit. ig. I. 602 «. s. Etwas andere«

ist eö , wenn bloß die rcbeiiscigenschast auf einen gewissen Theil

des Werths beschränkt ist , um den übrigen frei verschuldbar zu

machen , s. eben das. §. 6og.
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oder vertritt diese die St?lle des Lehens bei.Mitbelelmten,

die bei dem Anfall der Succession dnrch einen Lehensre-

Vers das Lehen selbst an die Allodialerben des letzten

Besitzers abzutreten verbunden sind (Lelzensquantum) c),

so ist er eine Last für jeden Besitzer des Lehens, und eS

wird in den Lehensstamm nach Lehenrecht succedirt , ob

gleich in dem letzteren Fall die Geldsumme selbst dem

Berechtigten als freies Eigenthum zufallt «k). I. Besteht

der Lehenstamm in einem verzinslichen Capital, mit wel

chem Lehenöfolger bei einer Civiltheilung des Lehens^ab-

gefunden worden sind , fo bleibt er dagegen immer allo-

dial, kann aber dadurch eine dem Fideikommiß ähnliche

Eigenschaft annehmen , daß die Succession in die, Zinse«

nach den Regeln des Lehenrechts verabredet wird e) ;

die Last geht hier immer nur auf die Lehensfolgex über,

zu^ deren Besten die Abfindung geschehen ist , und ver

wandelt sich mit deren Abgang m eine Allodialschuld,

so wie auch die Forderung im Fall eines ConcurseS an

sich nur unter den chirographarischen Gläubigern locirt

wird /). Wesentlich verschieden vom Lehenstamm ist das

aus einem verkauften Lehen gelöste Geld , welches allo«

«) Wcrgl. Z Scharia kursckchs. Lehenr. Z. >?5 — 177- S. >g« u- f.

l). rl. Rerger de jure pecunise keuäslis, hei ^SPernioÜc

»vsl. 'rom. ,i. »ro.7. Eine Last für gemisse Arten von Lehens,

folgern, die auch aus den kchensreverfen entspringt, sind die

Rcvcrsgclder. U.LrooKcs gs jurs^vecunik« Kereckidu»

Ultimi possessoris keucli solvonöae. Zen. 1747.

« Zachaxlck a. a- O. Z> '77- S- >9Z-

e) cks Oramer opus«. ?om. ». uro. zg. Rommel rksv5.

(Zu. kor. Obs. 7Z.

f) Kind «. «. 0. Zacharlck «. «. S-

33
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dial ist F), wiewohl der Lehensherr und die Lehensfolger

ein Alecht auf dessen Verwandlunz in ein Geldlehen oder

Anlegung zum Adeicommiß haben können , und die

Geldentschädigung, die der Vasall wegen eines evincirten

LehenS erhalt , welche mit jenem gleiche Natur hat K).

. §. 235.

«c. Würkungen der Lehcoschuld , insonderheit im Concurs.

Die Forderung des Gläubigers ist bei der Lehenfchuld

Mit einer »oti« in rem scripta verknüpft «) , vermöge

welcher jener seine Befriedigung aus den Früchten des

Lehens wenigstens so lange suchen kann, als dessen Besitz

nicht auf Lehensfolger übergeht, gegen welche sie ihre

Würkung verliert ; auf Verkauf deö Lehens zu dringen,

berechtigt selbst eine nothwendige Lehenfchuld , oder eine

von allen Lehensfolgern consentirte nur dann, wenn ent

weder die Forderung mit einer vollkommen würksamen

Hypothek verbunden ist , oder auch der Lehensherr sie

anerkennen muß , oder daS Lehen vcräußerlich ist 5).

Beim Concurs bewürkt jedoch nicht nur jeder von diesen

Fällen , sondern auch schon die Hypothek , welche nur

der jetzige Besitzer anerkennen muß, daß die Lehensgläu«

z) ^Vernner Ods. kor. I'om. 2. ?. 7. Ods. gg.

K) Wexgl. Schnaubert Commcntar. S> 264 u. f.

a) Daher haftet auch der Lehensfolger als solcher nie weiter als die

Früchte des Lehens oder dessen Sur stanz (Note K.) reichen. Noch

weiter geht I«eVius vecis. ?. z. Hoc. ,z6. S- auch

Schwede? Anmerk- zu der hintcrpvmm. Lchensconstit. S >g>.

d) llsrim. 1'iitori, (Zusesr. jur. I.iK. I. (Zu. iz. Txecnli«

^uaioons in bona keuck^Ii» Leri äekest vel v«««t. besonders

Nr. z;. 6g. 7«.
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biger vor den Zlllodialgläubigern ihre Befriedigung auS ^ ,.

der Substanz oder doch aus den Früchten des LehenS A^/-,

erhalten , mithin zwei Concursmassen constituirt worden ; ^

doch müssen, senn das Lehen nicht verkauft wird, nach

Vcendigung des Lehensconcurses die Früchte des LehenS

suchten Allodialgläubigern. zugesprochen werden, ^oferg ^ ^

niM daS Lehen durch Succession auf einen Lehensfolger ^ ^ ,

übergeht c) , der für die Allodialfchulden des Eridariüs

nicht haftet

Siebentes Kapitel.

Beendigung des Lehensverhaltnisses.

kl. Locer <Zs moäiz smitteniii keuckilln. l'ubiiiZ. i6is. g.

Ltruv 5^nt. zur. 5eug. Osp. >z.

§. 236.

I. Für alle kchenöpersonen.

?^ , »

Nach der Natur eines Verhältnisses, dessen Art-

dauer durch das Daseyn eines Rechts an «ner Sache

e) S- Mevius «. «. O.

<i) Vergl- über diese noch nicht hinreichend erörterte Materie über,

Haupt! 5. ^. Uellislil äs jure creäitoruni «Ilockikliuin

intuitu keuäi et coucursus 5eu<I»Iis (Spuso. nro. 2z.).

LeKurät cls äekiti» kenclslidu, eorumc^us exort« cyncursu

LeuäsII locanSorum or^n«. 5en. 1787. 4. Westphal Lehenr.

Abb- »6. (von der Ordnung der Lehenschulden). Weber Hondb.

des Lehenr- Th. 4- S- 62, — 6zz. Ein cigentbüiiiIicheS Vcr,

hültniß bewürkt bei dcm ConcurS des Vasallen das Recht der

Mitbelehnten auf ein Lehenöquantuin , da dieses jur« vinäica-

tionis gefordert werden kann. Zacharick kursilchs. Lrhenr. §.

277- S. '9Z>

38«
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bedingt ist, erlöscht das Lehensverhaltniß mit allen Wür«

kungen : 1. durch , Untergang deö Lehens a) und die

Aufhebung der Rechte deö Vasallen am Lehen als Folge

der Beendigung eines dem Lehensherrn zustehenden M-

derruflichen Eigenthums ö). 2. Durch Verkauf des Le«

hens in der Eigenschaft eines Allode an einen Dritten,

welche mit ^stimmung aller Lehenspersonen geschehen

ist c). Diesem aber muß der Fall gleichgestellt werden,

wenn ein Dritter gegen die Lehensperson:n durch Ver

jährung das Lehen^als ein Allode erwirbt, welches jedoch

^ vermöge nder. Nat^ur der dem Lehensherrn zustehenden

Vindicatio» nicht leicht anders als durch unnvordenkliche

Verjährung geschehen kann O.

^ , , §. 237.

' II. Aufbebi'N« der Rechte des Vasallen-

i. Begriff der Consolldatlon.

Durch die Vereinigung des Sominium vtile mit

dem Obereigenthum in der Person des Lehenöherrn (Eon-

solidation, Jnc^meration, Jncorporation) wird das, un

beschränkte Eigenthum des letzteren hergestellt, sofern

daS Obereigenthum nicht selbst lehenbar war. Sie setzt

einen Aperturfall voraus, d. h. einen der einzelnen

Fälle «*) , in welchen nach den Regeln d?s LehenrechtS

das aus der Investitur entspringende Recht des Vasallen

a) Socer «. «. O Lap. vro. 47 u. f.

d) ^rg. I^ Z. O. huik. muä. pign. sulv. (so, 6 ). I.,g4. <Ie 1^.^.

e) KosentK»! ii»«t. jur. seuck. Osz>. g. Oo«,I. zg. «ro. 1.

ck) Vcrgl. oben §. 215. Note n.

«*) II. ?. 2Z. xr. II. 24.
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aufhört ö). Mosern sich die Würksamkeit dieser Gründe

nicht auf alle Personen erstreckt, welche aus der Investi

tur ein Recht auf das Lehen haben , ist sie jedoch nur

temporär c) (im Gegensatz der cor,,, ^er^etua) ; durch

die ertheilte Exspectanz wird ebenfalls ihre Fortdauer,

durch eine rechtmäßige Subinfeudation (§. 228.) oder

eine Eventualbelehnung aber überhaupt ihr Eintreten

verhindert <i). - '

§. 238.

». Arten der Consolidarlon.

^. Ohne Felonie dc« Vasallen.

Ohne Felonie wird die Confolidation I. durch den

Abgang der Personen begründet , für welche das Lehen

errichtet war, mithin regelmäßig (§. 206. I.) durch

Abgangs der lehensfolgefähigen Descendenz des ersten Er

werbers «) und der Mitbelehnten, falls nicht der Jnve-

stiturvertrag ein Anderes (§. 206. II.) mit sich bringt.

i) I. 6. S. 2. keugum »mittiinr et sä ckaminum revcrtitvr.

r) II. ?. zi. I. O. Lsuer öe keuSi conioligstioiie tempors»

ria (0^>U!o. 1'am. ». vro. l.).

ck) <Z. I.. LoeKmer 6e impeckits keucki consolickstione. Ick. öe

Isucki covsolickstiono per inve«tit. «mult. et evevtuslem

iinzieckits (Fleets jur. leuck. ?om. 2. nr«. >o. ti).

a) I. ?. ig. §. H. g. z,r. II. ?. sz. §. 2. Wo die Ell«

cession dcr Seitenvcrwandten auf dcr Mitbclchnung bcruht , gilt

aber diese Regel nur, sofern sie diese beibehalten haben. S- daS

fünfte Buch. ^ Dem Erlöschen dcr lehensfolgcfa'hlgcn Dcsccn«

denz geht bei den Lehcn , wclchc moralischcn Personen gelichcn

s.nd, dic Aushebung dcrselbcn gleich. Z. L. LoeKmer

cke jure «ccnpsvcki 5t»tuenckic>ue cke bsuii ezrstincti «rckini«

lesuitsruin. llott. 177g. L«z>. 1. §. ig.
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H. Dem Vasallen steht jederzeit das ei^eitige Ausgeben

(rekuwtio) des Lehens zum Besten einer in der ersten

Investitur begriffenen Person ö) und zum Zweck des

Rückfalls des Lehens an den Lehenölzerrn c) , selbst gegen

dessen Willen <i) , frei Z bei der letzteren , welche eine

Art der Consolidation ist , wird jeSoch das BevocationS-

recht der Agnaten (§. 226.) nicht aufgehoben e) , siehst

mithin nur temporär , wenn jene nicht alle eingewilligt

haben , und wenn ihr ein Verkauf zum Grunde liegt,

auch der Retract statthaft /). III. Aie Erwerbung des

Sovziuiuin, utile durch A^PiiMvverMrung mittelst einer

praescripti« Sefiuitä ist gegen die Agnaten unwiirksam,

da die actio 5su6i rsvocstoris gegen den Lehensherrn

auch aus dem Lehenscontract selbst entspringt, eben daher

durch die Einrede des Eigenthums nicht ausgeschlossen

und bei jedem Agnaten erst durch den Eintritt der Suc-

eession begründet wird ß). Doch muß der Lehensherr

bei dem unvordenklichen Besitz des Lehens geschützt wer,

den , sofern nicht eine bloß temporare Consolidation er,

weislich ist, wobei in Beziehung auf theilweise Aufhebung

des Lehensverhältnisses nicht einmal im Wege steht , daß

die verloren gegangenen Lehenstücke fortwahrend in den

Lehenbriefen aufgeführt werden , wenn nicht daraus eine

ueue Verleihung hergeleitet werden kann )r).

b) I. ?. IZ. §. z. II. ?. 14. II. r. »6. §. ,z.

e) N. ?. 45. 49. ^

ck) II. r. Z8.

«) ii. r. ,9. vr. II. ?. 49.

/) ^rz. II. ?. ,6. S. »z. s. auch ll. ?. 9. §. I. In Kn.

F) Ltruv 5^»t. jur. Isuä. Osv. »Z. §. z. nro. 4.

5) Strubcn rechtl. Ved. Th. 4- Nr- ?z.
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§. 239.

L. Wegen Felonie.

«. Würkungen der eigentlichen Felonie a).

I. Durch die Verletzung der Lehenötreue (Z. 21t.)

verwürkt der Vasall ö) das Lehen nur dann , wenn sie

nach einer ausdrucklichen Bestimmung der Lehensgesetze

zu den Lehensfehlern (im eigentlichen Sinn) zu rechnen

ist, welche min der Privation bedroht sind, Lder ihrer

Bedeutung nach jenen gleichgestellt werden muß c). Bei

«) a Olooig Se reiz. gub. in j. k. Oos.26. L. ?iscner

z?ronitu»rium juris keuck. Lvec. 2, (lloctrinsin As 5elonis —

coiitineus). S. besonders I. r. 6- 17. II. »z.,24. 57.

5) Wegen des Lebcnsderrn s. oben z. 2,9.

e) II. I'. »z. z>r. Li cznis enim öixerit , quse esusso csuein»

Sllmoüuln slicu! 6omino s<! ,nArst!tu>!inein slicujus vasälli

proksnäsin possint sukklcero , nullo certo moclo po5se cke-

Kniri , nikil err»verit. Oe jllu tsinvn ingrktituäine lo»

i^uor , per ci»arn oenefieium sniitlslur ; non enim »ck

noc suköcit omnis «cessio per ^usm fio!elis accevti ocnc-

jicii vi6etur iugrstus , seck sunt yuseclum sut ita 6ixerim)

egregise inZrutituäinis csusse , c^uibus Kerieticium sccun»

num mores curisrum solot arlimi. — II. «4. H. g.

krseäietis inociis oenelicium liebere smitti , lnm »sturslis

^usm civilis rstio susilot : huse potest colligi , si ^u!»

novam constitutione»! justss exlisereriationis causss cnu-

mersntem , et alias constilutiones veteres , jnstas ingrs-

tituliinis et revu^ii csusss , c^uiku« matrimoniit recte ccm-

trsct« solvuntur, et öonationes jure verseclae revocsntur,

sntitiliter scrut»tus kuerit. Ls<t czuis vdturs novss öevro»

per»t eclere sormss : potest inultis moclis oontinSiero , ut

»lise emsrglliit csusse , ^uilzns viileslnr juste «ilimi oosse

feuäuin, : iclevizne juilex solers et iliscreMs , et »ezuitäti

oosecunllure solicitus , eunct« sulitiliter äisvensgns , vro-
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jenen sowohl als bei diesen ist aber nothwendig , baß

!>.,. sie 1. in der Regel e) vorsätzlich begangen sind /),

viäest , 5i lsus kuerit «niiczuloribuz esusis similis »eu in»-

jor , ut proincls zciat utrum denet^cium sit smittci«iui«

sn niilila minus relinenciui». Vergl. I. ?. >?.

«y Dahin erhören : > Verweigerung dcs kchcndiengcs, dc« kehcvs,

eides , oder der Anerkennung der !chcngerichtbarkcit. II. »4.

§. I. 6. 7. II. ?. 15. §. >. in iin. II, ?. 22. xr. 2. Vcr,

nachlWgung der kchenserneucrung (§. 2,4). z- Die vcrbotclie

Wcrckußcrun« des Lehens (§. 225.). 4. Ablclugncn der LehenS,

eigenschait dcr Sache In beslichcr Absicht- II. ,«. S. z. ,g.

II. ?. z4. § 5. 6. z. Mißbraüch dcs Lehens (§. 22,. Note 1».).

6. Nachstellungen nach dem Leben dcs Lchensherrn- II. 24-

§. 5. Verlassen desselben tm Treffen, und Venrath an die Feiyde.

I. ?. 5. I. ?. ,7. II. 24. z. 2. 11. 57. vcrseiumre A„

zeige einer diesen bedrohenden Gefahr. II. 24. §. 5. «er,

sSumtc Befreiung desselben aus dem Gcsckngnlß. II. ?. 24. §. «-

Verbreitung seiner Geheimnisse. I. ?. 17. Anklage, Dcnuncio«

tion und Zeugnis gegen den Lcbcnöherrn. II. ?. 24. §. g- IL

?. zz. z. 5. Vemaltthätigkeiten gegen den kchensherrn oder an

dem Ort , wo, er sich befindet , Real- und grobe Verbalinjurien.

II. ?. 24. §. 5. II. ?. 57. Cucurbitatlon. I. s- »7- II.

?. 24. §. 4. II. ?. 57. Vcrsäumniß , den Sohn oder After«

vasallen , dcr den LehcnShcrrn beleidigte , zur Genugthuung an«

zuhallca. II. ?. ZS- s> s- 4-

«) Ausnahmen enthält : II. ?. «4- §. Z. ?rsetere» « v»ssllu!

roscierit «liczuem oontrs «Zominum »uum ssssltuin , vel

inortem, vel csvtioneni, «ut putrimonii grsmäem ja^uram

lueere niolientem , liebet llominuin «uner lioo «zusiu citius

zotest , cerlioriire : ut «roincis dominus «eiens pruclens»

lzue periculurn vslest öeclinsre. Hnod si non Iscerit, 60»

loizue vel ncgk/^enti'n sus vel Irsuäe celiiverit : Keneticis

se csrituruin «Kuosist. II. gz. §. z. II. zz. pr. in

Iin. S. aber oben §. 214. ^oix r.

/) Die Regel ergiedt sich «US dem Begriff dcr ingrstituSc,. Ii.
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und 2. die Handlung vollständig vollzogen ist s). Auf .,'

Handlungen deö^asallen, durch welche das Lehen nicht ^«zti^V^ ,

verwürkt wird , setzt das gemeine Lehenrecht keine de- ^'.^

stimmten Strafen ; die neueren ^eWsgesetze , welche

den Inhalt deS ersteren überhaupt genauer zu bestimmen

pflegen K), und die Praxis haben dafür nach altem Ge

brauch i) Mstehende oder arbiträre Geldbuße» (Einen

den). II. Der Lehensherr erlangt durch die begangene

Felonie deö Vasallen in der Regel nur das Recht,

diesen durch richterlichen Ausspruch des Lehenhvfs für

verlustig erklaren zu lassen, und kann ihn vorher nicht

deS Lehens entsetzen l). Die Klage , (welche durch den

»z. xr. Vergl- mich n. ?. 34. §. g. 6. Ii. 51. F. ^Si

voluerit vsssllus kloininum «ftenäere, «eil non Istior^verit, >

kencium non smit,tit. Lersrrlus et OKertus : Liiniliter

etisin «i Islioraverit , iion aivittit Kuöuni , nisi ivsiliistu»

ei suerit et Kov probstm« kuerit. Ig I. 1°. 17. II.

Zch. §. I I. heitt euliiä so viel als kelonil,.

,) II. ?. gb- S- ». «. SS- ?r.

Wcrgk- Zacharlck Zursckchs. Lehenr. S. »lg. S- 254- u. f. Go,

thaisches kchcnsmandat. F 48^56. Preuß. Landr. Th. >.

Tit. iL- § '4Z-^'6s. §. 6l4 — Baic. LehenScdict.

1°) Der Basall wettct dem kehenShcrm bei geringeren Lchensfehlcrn.

Vet, auOt. 6e deuel. Osp. s. Z. 4S u. f. Sckchs. LeheNr.

Art. 69.

K) Ausnahme macht die Veräußerung, n. 55. ?r.

Z) I. ?. 21. Lsncimnz ut nein» rniles sine eognits culps l>e>

veLeiulN »num sinittst , si ex eulpis iii vel csii5is coiivi-

ctus non kuerit , ^nss militez usi «int noniinsre csiian^o

Ligelitstem ksoinnt clomini, suis vel per Isullgnientum p«.

rill,« suorui». (Vergl. die Congltution Conrads H. von ,057.
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LehenSsiscal betrieben wird), an sich eine L«i«^ex^Se.

liclo m) , kann j?doch init der rei vioäicsti« cu»nukrt

werden , geht aber als scllo viocliOtä!» «Z^ans^ n) nur

wenn sie b^reits^anLesieät war, gegen Erben und auf

die Erben üb^r. o) , und erlöscht erst durch die dreißia-

^r^e Verialirung x), wenn ihr nicht ausdrücklich oder

stillschweigend Msazt. wird III. Durch ein rechts

kräftiges Erkenntniß auf Privation verliert der Vasall

und dessen Descendenz das Lehen ^) ; sind daher Agna

ten oder Mikbelehnte vorhanden , so ist die Consolidätivn

bcl öenckoubcrg O. j. I. psz. 59g ). <?. 1^,. LoeKmer

6s nut. exspectutivse et i»v. event. Osp. 5. §, lz« — izs.

m) Oie conäictio cllU5s clat« , »SN welch« I. »1. spricht , ig

wohl nur eine unpassend avgcwandlc Analogie,

n) Arz. I,. ult. O. äe revoe. 6onst. (g, 56.). vttgl. II. ?. Z4.

0) ärg. Q. 7. O. 6« revoe. äouat. JZergl. U. Vistor (Z>i. jur.

Iiib. 1. (Zu. Z5» (Z. I>. LoeKmer g. g. §. »ZZ. >Z4>

rVosei^tKsI. tr. jur. keuä. Oap, 10. Ooncl. Zg. uro. zg.

gl. M» ist Uommel oolect. jur. leuä. VKs. g.

0) II. ?. z». 8. LtrveK^ <!e culpa VasuIIo remisss. ?rsneok.

i6gi. 4. (Lisi. Vol. 4.). I. L. Lpeiie^- ile tscits remissio»

»e kelqnise. ViteK. 171g. 4. l?. H. L > ücl^ u er (5. <Z. ?.

Ltevger) cke remissioue lelouisv tseitu. len. >7Zo. 4.

I. (Z. 6e H sok einsnn <ie leuilo velere re»li«a keloui»

(2ez>eruieK au^l. lom. 1. psg. 27s.).

^) II. ?. 26. §. ^7. II. ?. z,. Daß die dcuttchcn Lchcnrcchtc die

Dcscendcntcn zugelassen höiten, folgt aus dem schwäb. Lehcnr.

Art. S>. Z. 8 — >o. (Schilt- Art- 8?) kcines.segs, da vi«

gar nicht von der wahren Felonie die Rede ist. Anders nach b«m

dair. Ledenscdict. §. ,gg.
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nur temporär «) , und hat ein ?rovs«allu, eine Felonie

begangen, so dauert sie nur bis zum Antritt eines neuen

Lehenträgers l). IV. Die Vindikation des Lehensherrn

(§. 216.) geht gegen einen Dritten / in dessen Hände

daö Lehen gekommen ist, auf dessen Früchte nur mit

dem gewöhnlichen, Unterschied, zwischen Hein Koos« und

§. 240.

^. Wirkungen der Quasi «FelonK.

Der Felonie sind gewisse Arten von Verbrechen in

ihren Würkungen in so weit gleichgesetzt (Quasi - Felo

nie) , daß d?r Vasall wegen derselben ebenfalls des Le

hens verlustig erklärt werden kann «). Dahin gehört :

1. das ksrriolSiuoa im Sinn des römischen NechtS 5);

2. der Verrath an dem Mitvasallen c) ; 3. ein Ver

brechen , aus welchem eine iuiaraia juris O«nmni<:1

«) N. ?. ZI. II, 24. j. II. xr. n. r>. ,s. §. ,7.

«) II. ?. 4«. §. z-

«) v. Bülom uab Hagemanv Erörjer, B. z. Nr. 57. l?. 6. '

I, ' Nr. 22.

») R,c>5vntKaI tr. jur. teuä, Osp. 10. Ooncl. z6. uro. 47.

G. L. Böhmer Rcchttf. B- 2. Abth. 2. Nr. 155. Z- 'S u. f.

?. Uoinine^I llominum felovisni conti» tertiliM perpe-

"irstsni vuliile remitiere. I^ipz. 176g. 4.

i) I. ?. S. Item «i kratrein 5Ui>rn ocoillerit , ve? nepotein,

ig est illiuni Iratri5. II. ?. 24. §. 1,. (Note e.).. Eschs.

Landr. B. z Art. 84- >> z> D. cke ?qmvej^ ge

^srriciäu, (4g, g ).

e) II. ?. 57. (Note <:.).
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''. entsteht ck). Die Consolidation erfolgt aber l^ier nur,

sofern keine LehenSAlger vorhanden sind, auf welche sonft

- vielmehr daö Lehen durch Succeffion sofort übergeht e),

„nd dies gilt auch von den Descendenten /).

«i) II. ?. 24. S. 10. Illuä enim est eertum , <zuoö von ei

omni csuss e, o,u» ovinio vssslli K> »vstur deneiicium

smittitur. et «seve Meierst et Kenekiciuni nikila

minus retinet. Ii. z^. (Note e). Söchs. Lavdr. B »

Art, 4«'

,) II, 24. §. II. Dengue «sez>e csUs,«itnm est , -vsssNo

,z>rovter justsni culjisin « 5euäo osäente , ulruin »ci <io>

niinuni , »n l»zl «ueeessorein v»sälli venelloiuni vertinest.

»eck Ksec llistin«.'lio tsm ri^tione <zusni morikus eomz>roost«

est , ut li ^uxiem vsssllus it» in «kominum peocsverit,

ut keu<ium smiltere cleoest : von s<I proxirnos , seil «<I

öoniinum benelicium rovertstur : ut Iisno «sltem Kst>est

suue injuri^e ultinnem. Li vero non in lioininuni »eci ali»!

gr»viter ckelic^uerit , vel grsve ^uili «omniiserit > sicut

jlle ^ui krstrvrn suurn interlecit : vel »Iiu6 grsve crimen

(izuocl osrrioiöii »vpelliitione continetur) eominiserit , keu.

6nni «nittit : et non »ck iloininui» sscl zck vroxinio« ver»

tinet. II. ?. Z7. Li ^uis interkecerit krstreni ckomüli sui,

non ikleo oensLeium »inittit : »eck si Irstreni suuin inter»

kecerit Koo , ut totiun naereäitstem KsKest , vel uliiuii

fclonisni coininj^erit : verdi gratis Komineni trsclen<lo,

«t in cu^ia «m/i/!«^ ^«are non po^^it (vergl. vbkN S. 8Z ) -

vrivsbitur KoneLeio : zuis t»inen erz« <l<iniinuin non jue»

rit Kols , »vi ugnstuni vroxiiuiorem feuäurn vertinebit.

/) Vergl. II. z,. xr. , welches insonderheit mit II. r. »4- §. l>

zusammengehalten wenden muß. Hierher gehört auch schnxld-

Ledeur. Slrt. 6,. Z. s ^ (oben §. 257. Note r.).
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. . F. 241.

z. Wirkung der Conlolidation überhaupt.

Sofern der Aperturfall, nach Beschaffenheit der

Gründe der Confolioation mittelst rechtskräftig geworde

nen richterlichen Erkenntnisses oder ohne diefes, würrlich

eingetreten ist, erfolgt die Wiedervereinigung des nutzba

ren Eigenthums mit dem directen ohne eine besondere

Handlung des Lehensherrn , und eben daraN folgt des-

fen Vindicationsrecht «). Den Besstz erlangt dagegen

der Lehensherr erst durch dessen Ergreifung ö). In sei

nen Händen wird das Lehen wieder freies Allodium,

wenn nicht das dominium directum inAuHüt oder mit

Stammgutseigenschaft belegt ist.

§. 242. , ' "

VI. Für den Lehensherrn «*) ('Appropriation de« Lehens).

^ Auch der Vafall kann das Lehen in seiner Handln

ein Allodium verwandeln , wenn er daö äomioium ^i-

rectum erwirbt (Appropriation). Dies erfolgt:

t. durch Allodification , wenn ihm der Lehensherr

ftine Rechte abtritt ö«), wodurch aber die Rechte der

«) II. ?. gz. ?r. Dcrgl- §. «26. Note «. '

i) ?uke.nckork OKs. jur. uoiv. 1'om. I. Obs. 6.

«*) O. LcK«e<Ier ile »ppropristiono leucki (Uiss. ?sm. «.).

' <Z. O. Hokkinann äe sppr«z>riätione keuäi. I'ub. 17z,. 4.

Steuden rcchtl. Bcd. Th. I. Nr. zg. » Slodig ge reb.

gud. Obs. ZZ.

Welches nicht bloß in Rücksicht einzelner Lehen , sondern such

in Ansehung aller von einem LchcnSbos abhängenden Lehen gesche«

hen kann- S- über die Allodification der Lehen in hcm größten



596 TH.2. B. 3. Rechte an Sache».

Agnaten nicht aufgehoben werden, da er über diese nicht

difponiren kann c). Ein allodificirtes Lehen behalt daher

in Rücksicht der letzteren alle Eigenschaften eines Lehens,

' . soweit sie ohne Daseyn eines Obereigenthums denkbar

sind , und wird mithin dem Fideikommiß ahnlich. 2.

, > ' ^ Durchs Verjährung welche unter Voraussetzung^ eines

^ " - ^ ^ ^u»tu8^itului die gewöhnliche ordentliche Verjährung ist,

V ^ / ^ andere als die unvordenkliche

seyn kann (§. 23S.). 3. Durch Felonie des Lehenö,

Herrn (§. 219.). Hingegen bewürkt das zZsus^erh^n der

lehensherrlichen Familie, bder was derselben^gleichsteht,

keine Appropriation, da hier die Rechte des Lehenöherrn

mit der übrigen Erbschaft bei Staatslehen dem Nachfol

ger in der Souveränetät , bei Privatlehen dem FiscuS

zufallen 6>

Thell der preußische Staaten selt dem I. >7'7' l.ünig O. j.

f. I'om. z. z>zg. 8zg u. f. Vcrgl. I. ^Voltser rle feuckis

IVliircKicis slloäifiesli, oensusll c^uslilsti Iisuck obnv«i!.

Ual. 177s. 4- 'Der LchenSbcrr kann Such cinseltig dsö äomini-

Um llirectui» resuliren ? Vcrgl. II. Z8- I>I«eIIer ^i«.

ieug. Osp. «2. Uist. s. Weber Handb. Th. 4. S. 7Z4.

«. M- ist Hoffmann a. a- O. §. g.

e) «uil prsct. ods. I^ib. 2. Obs. 15s. Kloeller a. g. O.

Note 10.

^) I. A- Kopp Proben des deutschen Lehevrechts. Th. 2. »bh.

Lrainer'OKs. jur. I'om. 4. OK,. 1275. 8. Strock cke

kucv. »K int. Oiss. 5, Osg. 2. §. 7. lieber die Mücklingen der

Auflösung de« deutschen Reichs in Rücksicht der Reichslcheu vergl.

Klüder Staattr. de< deutsch. Vuodes. 2« Ausg. §. 44» u. f.
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Fünfter Titel.

Von den Bauergütern.

(?. O. Qe?ser Zu, (Zcorgicum. l.ips. ,6zg. zul< »741. Fol.

I. Seneken Dorf, nnd Landrecht. Leipz. 1704. 5te Ausg. von

Bilderbeeck. 1739- 4- I- B. v. Rohr Haushaltungörecht.

Leipz. 1716. 4. I. ?. Ae I^ucke«iA cke )ure clienldlsri <Zerm.

Lect. 2. z. F. E. v. Buri Erl<luter. dcS Lchenrechts. I. G.

Klingner Samml. zum Dorf- u. Baucrnrccht. Leipz. 17^9 u. f.

4 Thle. 4- ?. F. Gabcken Grunds, des Dorf, u. Baucrnr. Halle ,

»780. g. O. (?. L trübe u <Ze jure villieoruin. Oell. 17z«. 4.

zte Ausg. Hannov. 176g. q,. E. Lennep Abh. von der Leihe zu

Landsicdelrecht. Mark- ^763. 69. 2 Bde. 4. C. Gesenius das

Meicrrccht. Wolsenb- i»«'. >Lc>z. 2 Bde. 8- Hagemann Land,

wlrthschaftsxecht. Z. »öS — isz. »29 — zg«. / ,

, §. 24Z.

i. Begriff der Bauergüter. Grrnd- und Gerlchtsbcrrschaft.

Vauergüter sind dem historischen Begriffe nach^ > ^>"//,

(Z. 54. L8.) alle Gründstücke, welche weder, die Ge- < ' " ^ ^

rechtsame der Rittergüter und anderer privilegirter Güter

haben, noch zu einer stadtischen Feldmark gehören. Ihr

eigenthümlicheS Verhaltniß gründet sich auf die Vogte-i

des Landesherr« oder anderer Personen, welche seit Ent

stehung der Landeshoheit bei allen Gütern im Gegensatz

jener bevorzugten Grundstücke die Regel ausmachte, und

eigenthümliche Real lasten und Beschränkungen, auch

des vollen Eigen th ums , wenn sie mit diesem be- «.

sessen werden, hervor^racht^at , die durch die spätere ^ '

Policeigesetzgebung ^nd Steuerverfassung theils befestigt, ^ " ^/ ^

theilö aber auch noch weiter ausgedehnt worden sind. ^'

Doch haben sich auch Güttr, die man nach der jetzt bes ,/.

> ^»
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siehenden Verfassung nicht zu den Grundstücken zahlen

kann , welche den Gegensatz der Bauergüter ausmachet,

von manchen Lasten jener Art frei erhalten (Freigü

ter «)), wodurch der Begriff der Vauerqüter imeigent-

When^mn genauer bestimmt wird. Bei diej?n ist die

Unterwerfung unter ge^Mze^öFentli,ch.e Lasten , und

außerdem unter Dienste und Zinfen (bauerliche

Lasten), oder wenigstens eine dieser Arten von Leistun

gen ö) , die wir jetzt immer als Privatlasten anzufehen

gewohnt sind, der mMrMe^d^de Maratter c). Wer-

'«5" F. N. Zcrenner Abb. von den Freigütern, deren Rechten und

Freiheiten , hauptsächlich In Beziehung aus Chiirsachscn ; auS

Urkunden erläutert- Drcsd. ,79?- S- Die Entstehung dieser Art

vonGütern, zu welchen auch dieSattelhöfc gehören (s.unr. Adlh.

5. dieses Buchs), ist sehr mannichsaltig. S. z. B- Cul misch.

Recht- B- >. Tit. 4- Cap. >. Ostprcuß, Provincialr- von

>8«>. Zus. >«s- 8- >. Zum Baucrstande werden nicht gerechnet

die Inhaber unadelicher kel>>., aller Art , die Eöllmep und Eha»

toull«Cöllmcr, ingleichcn die Eigcuthüm» anderer unadelicher

Güter , die für sich bestehen und kein Zubehör der Oomaine»

und FoMmtcr oder adeliger Güter sind. §. 2. Diese sind so«

wohl für ihre Personen und Familien , als für ihre Güter , von

allen bloß bäuerlichen lasten und Pflichten befreit, insofern ihnen

nicht ihre Vcrschrcibungen dergleichen Pflichten ausdrücklich aufl«

gen oder sie durch Verjährung dazu verbunden sind. — C- a.

Jgn. Fabcr Äbh. von den Freigütern u. Freizinsen im Erfurt»

schcn. Erf. '7SZ- 4>

Z>) Vornehmlich Dienste, wovon dann ähnliche Beschränkungen, mle

bei Gütern, die einen Gutsherrn haben, die Folge zu sevn xfl«

gen. S- z- B> Klöntrup Handb. der Gewohnh. des Höchst.

Osnabrück u. d. Worten- Reihelast und, Landfolge. Lock. Oonst.

Osnsdr. Th. 2' B. 2. S. 7«s.

e) Insofern rechtfertigt sich der gLvWliche Mrlff der BauergüKr,

der allerdings , sofern mau diese Eigenbeiteo derselben aus der
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möge der Natur der VoMi (§. S4.) ist aber die Berech» ^ ^

tigung , welche jenen Verpflichtungen entspricht , zum

Theil mit der G e r i ch t s h e r r s ch a f t verbunden , öder

doch bis auf d^ie neueren Zeiten verbunden gewesen; auch

entspringen diese bei vielen wenigstens teilweise üus dein ^

unvollkommenen Vesitzrecht, welches ihren Inhabern zu«

steht, die dann einer wahren Grund- oder Guts»

Herrschaft unterworfen sind. Jedoch kann das Daseyn "r,^^

der letzteren weder in den älteren noch in den. neueren

Seiten als Merkmal eines Bauergutes angesehen werden,

und nur eine aus grober Unwissenheit entsprungene Ver«

wirrung der Begriffe hat ^um Nachtheile des Bauerstan-

H«s Vogtei und Eigenthum in dem Sinn , in welchem

wir dieses seit der Einführung des römischen Rechts zu

nehmen gewohnt sind (§. 1S6.), freilich zum großen

Nachtheile deS Bauerstandes, verwechseln können. Die

Gutsherrschaft kann übrigens als Berechtigung eines

GsundsiückS und von diesem getrennt vorkommen , und

ist in der Regel veraußerlich (§. 163.). Von dem Sub-

ject der Gerichts- und Gutsherrschaft ist die Emtheilung /.Z^ >

der Bauern in Kammerbauern und Patrimonialbauern . /

hergenommen; zu den letzteren gehören besonders die ?'

Hintersagen der Rittergüter und der geistlichen Stiftun» ^' '

gen, von welchen die Pfarr-Dotal« oder WiedemuthSs ^

dauern eine Unterart ausmachen

ursprünglich allgemeinen Unfreiheit des Baukrstandcs abkettet , zu

falschen Folgerungen sührt. S- I. F. I. Sommer Oargellung

der Rechtsverhältnisse der Bauergütcr in, Hcrzvgtt). Wcßpdalcn

(Hamm u- Münst. >Z2Z. 8) S- >9.

«t) S- I- G- HclneccluS vermischte Anmerkung .(Berl. ,742. g).

S» 74 — 99' I. ^ ^pel origin« rnsticoruin clotsliuin

39
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§. 244.

Sinkbetuwg d« DauergStcr nach ihren rechtlichen Verhckltnlssen «).

In jeder Feldmark war seit de» ältesten Zeiten das

«mc^iM^Land. einer bestimmten Anzahl ursprünglicher

Höfe (insnsi) zugetheilt, welchen die Benutzung des

Gcmeinlavdcö (§. 166.) und überhaupt äffe auö der

Gemeindeverfassung herfließende Vortheile (§. 177.)

gleichmäßig zustanden. Von diesen wurde eine^Nie-

derlassung oW jene Berechtigungen, oder mit geringerer

Theilnahme an diesen (Kat,he, cot, coitsge, cs«» , cs,

«sti) unterschieden. Auf diesen Verhältnissen, die auch

auf den Umfang der jedem Grundstück aufgelegten Lasten

Einfluß gehabt haben , beruht noch jetzt die fast allent

halben vorkammende Eintheili'.ng der Grundstücke in

Bauerhöfe (Vollerbe, Hofgut) und IMere^Besitzun-

gen. Die ersteren können zwar auch geseiltes Erbe

seyn (Halbspanner, Halblauern, Halbmeier, Halbhübner

u. s. w.) , u^erscheiden sich aber immer durch die Ge

meindeverhältnisse von den letzteren , deren Besitzer im

nördlichen Deutschland am häusigsten noch unter der alten

Benennung (Köter , Kossäthen ) , in anderen Gegenden

«her unter sehr verschiedenen Namen (Söldner ö) , Hin-

eorumczus lnprimis ill Lsxonis conckitione. l^ips. l?gz. 4. —

Auf die Gutöherrschast beziehen sich die Benennungen solcher Ar,

ten von Patrimonialbaucrn , «ie : PetcrSlcute , Martensmckn,

ner usw. . - .

°) Wergi. Ze Irsch r. für gesch. Ruttsmiss. B. 1. S- '5Z u. f.

Hagemann LandwIrthschaftSr. S. LZ u. f.

b) Vcrgl. Krcitmair zum Oock. S«v. civ. Th- s- Tit. «8- §- 5.

W e I S b a a r wintemb- Privatr. Th. s. Z. Die hier ermahn,

tc» kleinere» Bchizungen unter dem Namen Hurbgütcr Hahr»
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tersiebler u. s. w.) vorkommen. Bon den .letzteren sind noch

die bloß^nWoKnungen ohne Ackerwirthschaft zu »nterschei« >^ '.^ ^'

den Ederen Inhaber Hauslinge , Gärtner, Büdner ge« ^'

nannt werden c) , und vo^diesen bloße Einlieger ck).

§. 24S.

Besondere Quellen de? Bauerorechts.

Welche Rechte der Ba^er an seinem Grundstück habe,

beruht t Heils auf der durch Landesgesetze oder Gewohn

heit bestimmten Beschaffenheit der Vauergüter überhaupt,

oder gewisser nach bestimmten Kennzeichen in jenen unter

schiedenen Arten derselben a), theils bei einem Besitz«

recht, welches kein wahres Eigenthum enthalt, auf den

ursprünglichen , von der Grundherrschaft bewilligten,

auch wohl immer zu erneuernden Ueberlassungscontracten.

In den letzteren pflegen zwar manche Arten der bäuerli

chen Reallasten bedungen zu seyn (vergl. oben S. 162.) ;

ihre Benennung davon , daß s« nicht bei dem ursorünglichen

Hos (msnsus) geblieben , sondern von diesem getrennte Hufen

(KsuKs, Kob») sind- iSie müssen daher dem getbeilten Wollerbe

gleichgestellt werden. Die "Neubauer" und "Brincksiycr" gehS,

ren meistens eher in diese Classe als zu den Häuslingen. —

e) Der Ausdruck Söldner geht aber böusig auch auf diese Klasse.

S- Kreitmaix «. g. O. Von diesen und der vorgenannten .

Klasse s. West p ha! deutsch. Privatr. Th. >. S. »56 u. f.

<i) v. Bülom u- Hagemann Erörter. B z. Nr. 47. 5,. B- 4.

' Nr. >g. Hagem« nn LandwlrthschgftSr. S- 98 u. f.

«) Vergl. Rech tSgcsch. §. s^S- S- z. B- sckchs. Constit- ?.

Oonst. zg. 40. Solmsische L. O- TP. 2. Tit. 5- 6. 7.

«ock. Lsv. eiv. ?. q. 1°it. 7. Preuß. Landr. Th. 1. Tit-ig.

§, 6g° u. f. Tit. 2i. besonders §. ,s? u- f> § 626. Th. » Tit-

7. Z. 29s u- f. > '

39«
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aber g.u.ch bei Gütern dieser Art gründet sich ein großer

Theil derselben lediglich auf GeseH und Gewohnheit, und

bei Gütern anderer Art sind jene ausschließlich aus^dieFen

abzunehmen (s. oben S. 159. 16t.). Das Herkommen,

die durch Vergleich cder Verjährung näher bestimmten

und auch wohl veränderten gesetzlichen Regeln und der

ursprüngliche Contract, können am leichtesten aus de»

AmtS- Srund, , Saal, Erb, Flur, oder Laaerbüchern

und Heberegistern bewiesen werben , die man seit dem

löten Jahrhundert zur Erhaltung der Liquidität dieser

Verhältnisse fast überall angelegt ö) und mehrentheilS

von Zeit zu Zeit erneuert hat, sofern diese als ein in

einer öffentlichen Urkunde enthaltenes Geständniß beider

Theile angesehen werden können c).

§. 246.

U. Don den Diensten »).

>. Begriff und Arten.

». Nach dem Subject be< Berechtigten.

Die Diensie (Frohnden , Schaarwerk, Robothen)

umfassen alle persönliche Dienstleistungen , welche dem

ö) Wcrgl. Rechtsgesch. §. z«2. Note S. §. «o.

e) I. R,. k^nßsu progr. 6s librorum Willis GkNltz < ?agerb:1chkk

eto. llicLie solemus , torms , «ontinu^tione , isnovsti«»«

iickeizuö vsris. leu. 1748» rec. ?rsnco^ ot I^ip5. 1756. 4.

O. Oam 6e proksdilitste juriäics (?ui>ivA. 17z,. 4.).

Z. l66. v. Bülo« u- Hagemann Erörter. B «. Nr. ,4.

») Abhandl. von den Noturalfkvhndienstcn. Franks. 1775. 8- L O.

Hüllmann biskor. Uvtcrsuchungen über die Natoralvienste der

Guttuntcrthancn. Bkrlio >8°z. S- BF. R. Lauhn von den

Frohndicnsttti der Leutschen. Ftankf. 1760. mit Avmerk. von I.
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LesiZer emeö Bauerguts «lö S?eallast zum Vortheil eines

Dritten, entweder ohne allen Lohn oder doch gegen eine

unverhältnißmäßige Vergütung obliegen. I. Nach Ver

schiedenheit des Berechtigten zerfallen sie in Landfolge,

Dienste an den Gerichts- oder Grundhtt n, und Gemein

dedienste. Die Landfolge als eine der deutschen

Territorialverfassung eigenthümliche Reallast, ist 1. zum

Theil aus der ir^der Landeshoheit liegenden Grafengewalt

entstanden , indem die Hieher gehörigen Dienste , theils

zum ursprünglichen Heerdienst oder dessen Surrogat

(Reiß (rsizg) und Folge) gehören b), theils als Würkung

der Verpflichtung , dem Gerüste zu folgen c) , zu be

trachten sind , wiewohl jene in neueren Zeiten durch. Ge

setzgebung , besonders aus dem Gesichtspunkte der Lan?

deöpoRcei ausgedehnt und näher bestimmt sindei). Hieher

gehören e) die eigentlichen Kriegsdienste, welche von dem

C. Kuhn. Weißens, u. Lclvz. >785> S- I. k- Hauschild von

Bauern» und Lkvbndlensken. Ore'sb. u. Lelvz. 1771. 4- ^ v.

Oruven 6iscept. kor. pag. 1005 — 107«. Hsgemonn

Lsndmlrthschsst?r. S- 4>9 ^ 475- VoMnolgere Littcratur s.

bei GesenluS Mckerrecht- Tb- S- 7« u. f.

ö) Vergl- Rechttgesch. §. SS- 17'- «»5- »34- S°4. z6,. Note k.

§. 4zo. 4Z7- Note e. §. 448. Note ». §. S5>- 595

«) Sckchs. Lande. B- «- A>',. 7». Von der jcMeo ^crlchtsfolge

f. Schröter Abhandl. zum deutsche^ Recht- B- >> S- Z4>

lZu. kor. 1°om. Osp. 6z.

^) RechtSgesch. § 545-

«) Ue^tiu3 äe zuperiorit. territ. (Op»50. Vol. >. ?. ». p.214.).

S. 5Z. I. ?. rlskn <Ie jure sezueloe (rlsrttekei, lkes. <li«.

IVlognni. V0I.1. P. 55 ), l). rl. 60 öerger 6e jure

vriliiinin imper, territorial! cire» ouerus 5>>K6itor«ln. Vi-

ted. 17:4. 4. ^. üuinz>recut äe »elzuel» tvrrit«i»U.
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Unterthan als solchem gefordert werden könne» , b«

KnegerMren (ursprünglich zum Besten des Militärbe,

darfs , gewöhnlich aber unter dem Namen des Vor

spanns durch das Herkommen auch auf ander« Bedürf

nisse ausgedehnt) , die Diensie zur Erbauung und Un:

terhaltung fester Plätze und HeerstraLen , zum Feuerlo?

schen , zur Aufsuchung / Arretirung und Bewachung der

Verbrecher, und zum Besten der GerichtsVersonen bei

Verwaltung ihre« Amtes. Für alle diese Arten gilt die

Reqel , baß sie voi^jedem , der ^eine Exemtion /) dar-

tl^un kann, aber mch^w^i^tt^ls ^ oder

durch Landesgesetze eingeführt sind , gefordert werden

ttnnen g), welche nur bei solchen Diensien, die vermöge

der Regierungsgewalt in außerordentlichen Fallen als

Landeslast dem Einzelnen provisorisch unter Vorbehalt

der Ausgleichung auferlegt werden können , eine Aus

nahme leidet. 2. Zum Theil entfpringen aber auch die

dem Landesherrn zu leistenden Dienste aus der in der

Landeshoheit enthaltenen Schutzherrschaft (BoAtei) ; in

dieser Beziehung werden sie zum^ Besten der landesherrli-

«olt. 179g, 3 Sic üben rechtl. Bcd. B. ». Nr. g. 9. B z.

Nr- >4Z. F. K, H, Weckhcrlla SarKellung der Grundsätze,

nach ,vclch«n grobnoievste und lüsbcsondcrc kandcsfrohncn auszu-

theilcn und «uöjugleichcn sind. Stuttg. 179s. 8.

/) Lucl, c>r pr, fimctionum publicarui» !. oporsr. territo»

lial. in^ole si„ik»zc^is euruin recto rogunckis. Rint. >7Zz.

lieber die Enmlivn der Stcldte s. ««gewann Landwicchlchoftsr.

Z. izs. S!ote 11.

Struben «. g. O. Hazcmann kündwlrthschaftör. Z
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che« Kammer und Kammergüter gefordert /,), und müs

sen , ohngeachtet sie nebst den zur eigentlichen Landfolge

gehörigen Diensten in einzelnen Districten unter dem

Namen der Umts, und GirMtsfolge häusig vorkcmmen, ^'

sofern sie jene Bedeutung haben, von diesen unterschieden l ^ , , ,'

werden, da bei ihnen eine Befugniß, sie über das Her-

kommen zu erweitern, aus der Staatsgewalt nicht abgebt

leitet »erben kann. Sluch kann den Mediatisirten , da

diese Dienste nach den jetzigen öffentlichen Verhältnissen

eher zum Eigenthum als zur Staatsgewalt gehören,

daö Recht , sie zu fordern, nicht abgesprochen werden.

L. Die den Gerichtsherrn oder Gutsherrn zu leistenden

Dienste (Hofdienst, Herrenbienjr, Gutsfrvhnden) müssen

») Dahin gehören dl« Jagddienfte, sosern sie überhaupt zur

Landsolge gcrcchnct werden können , welches allerdings häufig der

Fall ist: cks WinKIor «uperioritss territ. koo« oversr.

Piinvioi » «uizliiti: >Iedii!U7lim. I^ips, 17g?. 4. Hag eilig NN

«. a. O. z. szz. Mote ^1. OK dagegen gemachten Einmcndun«

gkN (I^eivKsrckt li« overis vensticis. len. 177«. 4. Leuk-

Lert «per«« venstorise ^ustenuz si! terrilorisles r«5sren»

6se «int. Wirvvb. 1790 ) sind nur in kvmckr gegründet, als nian

die Jagdfrohndcn zu der ersten Klasse der Landsolge zahlen wollte.

Lav sie auch als gutsherrliche Frohndcn vorkommen , fließt eben«

falls aus der Vvgtcl , die nicht Immer eine ursprünglich guts,

herrliche ist. lieber den Inhalt dieser Zrohnden sclbst s. Hages

mann a. a. O. §. 240- Auch die Forstdicnfte (v. Bülom

u, Hagemann. B- 4- Nr. 54) und die Burgfcffeo (vcrgl.

§ 247- Note S ) gehören sehr oft nur In diese Klasse ; am hcku,

sigstcn s^nd aber die für die Kammergütcr oder das landesherrliche

5?oftagcr zu leistenden gemessenen LIcnstc hicb.r zu zahlen, wenn

sie nicht, den llmstclndcn nach, für gutsherrliche Frohnden, die

auch beim Lsiidcöberrn vorkommen , zu halten find.
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theilS^MnMS ans der Vogtei i) , theils besonders be>

wahrer Gutsherrschaft aus einem Vertrag abgeleitet

werden , und gründen sich eben wegen der sehr hausigen

ersten Art des Ursprungs, weit öfter auf Gesetze und

das besonders in den Grundbüchern erhaltene Herkommen,

als auf Verträge bei Ueberlassung der Güter. Hieraus

erklärt sich , weshalb , besonders bei manchen Arten von

Leihen , der Dienstherr von^^enr^Grunbherrn verschieden

zu seyn P^legt^ oder auch Bauergüter^ die einen Grund,

Herrn haben, keinen anderen Diensten als der eigentliche»

Landfolge unterworfen sind. <ü. Die Gemeindedienste t)

(Nachbarpflichten, Reihedienste, jedoch nicht «usfchließlich

sogenannt) bestehen aus Verpflichtungen, die in der

Gcmünbcverfaffung begründet sind, die daher auch Frei

gütern und selbst den Rittergütern obliegen , sofern die

letzteren Vortheile aus der Gemeindeverbindung ziehen l)

und keine Exemtion nach den Regeln von den Reallasten

überhaupt (S. 16S.) darthun können m).

H , ThcilS aus der des Landesherr« , Kraft erhaltener Bclebnuvg,

thctlö auS der eigenen in die Gerichtsderrscbast übergegangene!,

(§. 54-)- Vergl. Rechts gesch. §. 545- Las «rvirium cur-

ruum tu dem Landbnch der Mark Brandenburg ist wohl die aus

der lavdttherrlicheu Vogtei entstandene AmtSsolge (Note K.),

ivcichc scho/i im >4tev Jahrhundert durch Belchnung und and.«

Arten der Veräußerung auf andere übergegangen war. Hiernach

tg Rcchtsgcfch, 8- ?cz>. Note 6. zu berichtigen.

i) S- Hagcmann Landmlrthschastsr. §. »47 u. f.

5) Leiser SP. 4>e. meck. z. v. Berg jurist. Beobacht. Th.

z. Nr. »1. Hagemann a. a. O- §. »49>

m) Aus dcr Oienst, und Gcrichtöherrschaft folgert dicfe kevser

a. a. O.
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5. 247.

<i. Nach der Beschaffcnhelt de« Dienstes-

H. Die Dienste zerfallen nach ihrer inneren Be,

schaffenheit in : 1. Spanndienste und Handfrohnen ;

die letzteren können Mann, oder Weiberdienst seyn a).

2. Gemessene und ungemessene Dienste (operae üeterini-

nstue et inSeterivillätäe) b) , je nachdem sie nach Art,

Seit , Ort und Zahl der Leistungen bestimmt oder unbe«

stimmt sind; doch wird der Ausdruck am häusigsten nur

auf die Unbestimmtheit der Zahl bezogen , und in jeder

Rücksicht ungemessene Dienste kommen überhaupt nicht

vor. 3. In ordentliche und außerordentliche, je nachdem

sie für ein zu bestimmten Zeiten wiederkehrendes Bedürft

niß c) geleistet^werden , oder diefes der Zeit nach unbe

stimmt ist. Unter den außerordentlichen gutsherrlichen

Diensten sind die Baufro Huden (Burgfesten) H beson-

«) Ob Handsrvhnden zu der letzteren Gattung geboren , richtet sich

in Zmeiscl nach der Beschaffenheit des Dienste«, v. Bülom u.

H a g e m a n<n Erörter. B z. Nr. 53. X i n ä (Zu. kor. ?oiv. 4.

Csx. 5Z.

d) I. lZ. ?ertsck cke 6iv sione opersrum in 6etormi»sts5 «

inckoteruunsti». len. i/zi^ (rec. 174g) 4. I.?. KoeoKoer

Ae «persrum iiK'eterminatsrum äeterininstiooe, I^iz». 1720.

4. Xinck (Zu. tor. I'oin. ». Osp, 7«.

«) Unter den ans der Vogtcl und Gutöherrschaft entspringenden

Diensten gehört Hieher der wöchentliche Spanndienst und söge«

nannte ordentliche Herrcndicng, ErvdtedlcnKe , überhaupt Acker»

frobndcn u. s. w.

ck) Xinä kZu. kor. 1'oin. 4. Osp. ,4 — ,6. ». P,', low U.

Hagcmann ErKrtcr. B- » Nr. 4'- 42. l.e?5«r °x. 4,7

Hielt, s.g. Orsmor Ods. j»r, nniv, 1'oin. >. ^ug. z,g

Hage mann LandwirthschaflLr, §, ?z?.
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derS häufig ; auch die Iagdfrohnben und die meisten

Lanbfrohnden gehören Hieher e).

S. 248.

». Natur der Dienst» «>.

«. Als Reallaftcn überhaupt.

I. Bon den Diensten gelten die allgemeinen Regeln

über die Reallasten ( §. 160 — 16S.). II. Hieraus

bestimmen sich die ErwerbungSarten des Rechts sie zu

fordern , und hiernach muß insbesondere die Frage , ob

gesetzliche oder herkömmliche Dienste im Zweifel dem Guts

herrn oder Gerichtsherrn zukommen ö), sofern sie ihrer

Beschaffenheit nach auS der Vogtei abzuleiten sind , zu

Gunsten des letzteren beantwortet werden c). III. Die"

Diensie erlöschen durch Nichtgebrauch , sofern sie nicht

als vorbehalten« vertragsmäßige Leistung anzusehen sind

(Z. 16S. III.), wiewohl dies nur in einzelnen Gesetzen

anerkannt (eben das. Note/,) und die gewöhnliche Mei?

f. ,

.) Wcstphal deutsch. Privatr. Tb. i. «bh. zz.

«) Die bei den älteren Juristen sehr abweichenden Ansichten über die

Natur der Dienste, so leicht sie au< einer richtig aufgesaßrco

kMorischcn Grundlage abzuleiten ist , hat in die partikularen

Gcscge üb» die Dienste manche von jener abweichende Bestim

mungen gebracht. Beispiele der Gesetzgebung hat : Mitter«

inaicr kchrb. des deutsch. Privatr. §. z^,. Die ausführlichste

Gesetzgebung hat : prcuß- kandr. Th. 2. Tik.7. Z. 50s — 47'-

K) v. Buri Erlciutcr. des Lchcnr. S- ?»> u- f.

c) Wcrgl. oben §. S4 ö. >6i. ^- I- RechtSgcsch. Z. 645 n. s.

S trüben rcchtl- B>d Tb- >- Nr. "7. Sie entgegengesetzte

Meinung (Runde Grunds, des deutsch. Private. S 4?^- 4S4>)

beruht auf ganz falschen historischen BorauSsetzungen.
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nung .dagegen ist <i). IV. Die sehr gewöhnliche Wer«

Wandlung der Naturaldienste in Dienstgelder kann nur

durch Vertrag oder qualisicirte Verjährung statt finden

<§. 16S. IV ) e). V. Die Dienste an Andere zu ver

pachten oder abzutreten , ist der Dienstherr befugt , so

fern die Art deö Dienstes dadurch nicht verändert , oder

der Dienst erschwert wirb (§. 163.) /). VI. Durch

allgemeine Gesetze sind in der neuesten Zeit manche Arten

»on Diensten ganz aufgehoben vder ablösbar 'gemacht

worden S).

<l) Runde a. a. S- z s»»- Gabcke Dorf' u. Bauernr. g. Z84-

«) I.ev,er «v. q,g. XivS (Zu. kor. I'om. 4. Osp. 5g.

Buri a. 0. O. S. 744 u. f. Strubel, recht!. V'd. B. 4.

Nr. »7. ?uk«uäorf Obs. jur. univ. I'om. ». Obs. 71. »24.

v. Bülo« u. Hagemann Crörtcr. B- >. Nr. zg. G- S- I-

Meister vcaet. Bemerk. B- ». Nr. «0. Die unvordenkliche

WckWruflZ, die einige hier auch zulassen, kann nur entscheiden,

Losern sie die Bedeutung einer Gewohnheit hat, oder der frühe,»

geleistete Naturaldicng uncrmcKltch ig. ?uke»6ork «Ks. jur.

»niv. Vom. K. Od». ««4. ?om. ». Ob«. 71.

/) Ltrubeoöe jurs villi«. lüsr>, Z. §. ig. v. VUki S- g ö»

S. 7ZZ. ?uke««!ork Obs. jur. umv. I'om. 1. Obs. ,«».

§. 12. Hagemavn Landmlrthschaslör. S- 4ZS-

e) A. Stünde ck histor. jur. Abhandlung über die Abschaffung der

kchcnsvcrsassung in Frankreich und Ihre Anwendung. Ereseld-

>S«5. S- Prcuß. Gefeysamml- »8" S- «8^ u. s. >8>o.

S. >5,g u. s. I «. I Somiiier Cormnrntar zu einem Thcil

dieser Gesetze unt- d- Titel : Darstellung der RcchttvcrlMnissc der

Bauergüter im Herzogth. Westphale,,. Hamm u. Münster »82z,

8. Boir. Constitutien. Tkt- 4- § 7 Beil. 6. Ediet über die

«utshcrrl. Rechte, §, », Wüete», b. irdict vom >z, No« ,817.

§ ,5. Eigenhlobt Haiidduch der großh. hessischen Vcroelm.

Th. z- S- «26. Th. 4. S> 55-
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g. 249. ? ?

Eigenthümliche Beschaffenheit derselben «Z.

I. Auch bei unbestimmtem Diensten ist die Vermu-

thung nur für das Recht auf Leistungen , die keine be

sondere Kunstfertigkeit vorausfetzen (ozierse «iRcisIes von

srUficiäle«) ö). II. Sie können nur an^Lerktagen c),

und in der Regel von Sonnenaufgang bis Untergang ^)

gefordert werden , wobei daö Wertheilen der Diensttaze

von dem Dienstherrn besonders hergebracht feyn muß e).

III. Alle Dienste müssen angesagt /) und durch tüchtige

Personen g), die Spanndienste mit dein Menen^Geschirr

des Pflichtigen, bei gutöherrlichen Diensten im Zweifel

mit einem Gespann, wie er eö nach, der Beschaffenheit

des Hofes haben muS /?) , geleistet werden. IV. Jeder .

u) Kinä (Zu. kor. ?om, 4. Ossi. 51 — 5g. ?n!e»ckork vbz.

jur. I. OK«, „l. Hagemann Landwlrthschastör. §. 2ZS-

b) «,inä a. a. ö O^?. 6>.

e) Ausnahme mache« hier die meisten Arten bn Landfremden.

E- Hagemaon a , a. O- Nr. ».

<i) Pufendors a. a. O- § 2. Das Particularrccht bat aber hier

oft andere Regeln, s. Hagemann 0. a . S- Nr^ ,. Au

Nachtzeit können lu der Regel nur die Wachdienste gefordert

werden. > ,

,) Steuden rechtl. Bcd. Th- r. Beb. 94. ^inck (Zu. Kr.

?om. ». Osp. 61. ,

f) Gabcke Dorf, u- Baucrnr. §. Z92.

^) XinS (Zu. kor. rom.4. Osp.gz. v. Bülvm u. Hagemann

Erörtcr. V- z- Ne. 53.

X.inS a. a. O. c«p- S4- SS- Daß bei dcn^Mrohndeo diese

Rcgcl überhaupt nicht gelte (Runde Z. 49s ) , UKt sich nur in
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Dienst und dessen von dem Dienstherrn behauptete Qua

lität muß von diesem bewiesen werden , in welcher Hin

sicht weder für gemeßne noch für ungemeßne Dienste eine

Vermuthung streitet r). Sind dann 1. ungemeßne

Dienste gesetzlich oder durch ausdrücklichen Bertrag über

nommen , so ist nur der Gegenbeweis einer Abänderung

durch Observanz zulassig, welche Widerspruch und Ablauf

der Verjährungszeit voraussetzt K) ; 2. soll dagegen der

Beweis des Dieusiherrn auf Herkommen oder Verjährung

gestützt werden, so kann nur die Regel entscheiden, wel

che sich aus dem Besitzstand binnen der Verjährungszeit

abnehmen laßt !). V. Bei unbestimmten außerordentli

chen Diensten m) entscheidet übcr die Art des Dienstes

die Natur beö Bedürfnisses , bei dem gutsherrlichen

Rücksicht bcr Verpflichtung ,ue Naturallciiiung unbedingt behaup

ten. S- Hagemann a- a. O. S- 4»6. Note s>

i) Der mit unnützer Weitläufigkeit geführte Streit übcr die Dermu«

' thung für ungemesscoe Dienste (s. die kittcratur bei GeseniuS

Meicrrccht. Th. >- S- So u. s) , ist lediglich eine Folge der

Unbckanntschaft mit den bäuerlichen Verhältnissen deS Mittelalters

und der Bedeutung dcr Leibeigenschaft. Vcrgl. Runde z. «9.

K) S- oben §. '65. III. z. Von den gesetzlichen Dienste» muß die

angegebene Rcgel gelten, weil, sofern überhaupt Dienste gefordert

sind, ohne Widerspruch kein Nichtgebrauch des Rechtö auf uoge,

messene Dienste denkbar ig.

k) Vergl. oben §. iL'. I. und §. ^62. Ii.

m) Daß hier für ungcmcsscne Dienste in Rücksicht der Zahl dle Ver,

mu thung streite, wie Runde § 499 annimmt , lckßt sich

aus dcr Natur derselben nicht ableiten , wiewohl diese den Grund

enthält, warum sie gewöhnlich in jener Eigenschaft hergebeacht

sind-
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Hofdienst «) der Grundsatz , baß sie zum Aortheil eines

Landgutes zu leisten sind ; bei allen , besonders den

Frohnden , welche auS der Vogtei abzuleiten sind , muß

aber das Herkomm.?» und der Landesgebrauch zugleich

berücksichtigt werden o). VI. Der Zahl nach ungemes:

sene Dienste tounen nicht über das natürliche Maaß hin

aus gefordert werden, welches in der Beschaffenheit deS

dienstpflichtigen ^Gutes liegt x), woraus jedoch nur ein

Anspruch deS Dienstpflichtigen auf richterliches Hülfe,

keineswegs aber ein Recht des Richters , ungemessene

Dienste in geme,sene zu verwandeln , gefolgert werden

kann z das letztere ist eine Angelegenheit der Gesetzge

bung , so wie die Ausführung derselben eine Regierungs,

fache ist VlI. Im Falle der Collision stehen guts

herrliche Dienste der Landfolge nach, und nicht angesagte

können nicht nachgefordert werden VIII. Die Wer,

pflichtung zu einer Gegenleistung von 'Seiten deS Diensi-

») Vergl, Hagem«nn kandmlrlbschastsr. Z. 2Z7. ?»k«»ckork

Od>. jur. univ. 1'oni. >. OK,. >2i. §. 6.

») B i vielen Fragen , insbesondere über den Umfang der Bau'

dlcnste , Jagdftohndcn ». s. w. , wo man den Begriff des Bc,

dürfniffcS fcb^r vermieden bestimmen kann, ist die« von den

Neueren n^cht genug berücksichtigt. Dcrgl. z. P. lZ,i.

kor, ?°m. 4. Osv. >5. u. preuß. Landr. Tb». Tit. 7.

L- SS'-

x) Q°7,er »p. 418. meck. 5. v- Buri g. «. O> S- 7«.

ic.init (Zu. kor. ?om. 4. Osp. 52.

^) XinS a. g. O- O»? SS. Hagemann LandwirthschaftSr.

§. ,Z5, Nr. z.
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Herrn, wohin auch die sogenannten Pröven gehören,

wird nicht vermuthet

§. LS«.

lu. Vo« den Sloscv «>.

>. Begriff oud ElntheUun«.

Zinsen ober Gülten sind alle Abgaben, die als

Reallast auf einem Bauergut haften, sofern sie nicht

nach der heutigen Verfassung als'Steuern ö) betrachtet

werden müssen. I. Ihrem Ursprung nach c) sind sie

entweder bei Ueberlassung eines Gutes vorbehalten (cen>

8us reservaüvu, ) , wohin alle Abgaben an den Grund

herrn zu zahlen sind , wenn der Besitzer kein volles Ei

genthum hat, oder jenem auferlegt (censu, oonstituti-

v«,). Die letzeren setzen aber darum ein volles Eigen

tum des Besitzers keineswegs nothwendig voraus, und

werden bald zur Anerkennung der Bogt«, Gerichtbarkeit

,) Kinä a. 0. O. Lnp. 56. ?uksnckork l. k)bs.

z. 'S.

«) z. u. LoeKmer cke vsri« eensuum eigniLsatn et jure

(Tiereit. »6 ?sn6. ?om. ». p. 991«). Le. ?r»n^Kii

vsriae rezolutioues (kZotK. »6gg. 4 ). Qib. l. K. O. Uenue

6e »«iura et in6ols censuum. Lrk, »764. 4. p. Bvki Er«

Uut«. bei kchcnr. S- 786 u- s.

t) 6e (ZoeKel 6e jure et ju6ici« riizticorum (IleKnit. 1742.

4.). Osp. z. . trude» 6s jure villicor. Osp. 4 u. 6.

e) R. 6s ccnsu reiervstivo. Kint. 171g. 4. <?. ^.

ZoseKim 6e eeusu conztitutivo et reservstivo. l.ip««e

,1727. 4.
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und anderer Rechte <F) , bald als Vergeltung für den

Genuß gewisser Rechte s), bald als wiederkäufliche Zinsen

entrichtet. Die letzteren alkin sind ablbslich. II. Dem

Gegenstände nach bestechen die Zinsen sowohl in Geld als

Naturalien jeder Art /) , und unter den mannichfaltig-

sien Benennungen, die besonders theils von dem Grunde

der Sinspflicht s), theils von dem Termin der Entrich

tung K) hergenommen find. Der Ausdruck Grundzins

bezeichnet hierbei bloß die Natur einer Reallast, > nd der

Ausdruck Erbenzi.is die. Erblichkeit des Besitzrechts, vHne

daß daraus auf ein volles Eigenthum ober umgekehrt

auf ein unvollkommenes Tesitzrecht geschlossen werden

könnte l). III. Eine in dem größten Theil von Deutsch-

ck) W?von zuweilen ihre Benennung hergenommen ig- Z. V. Bc,

kenngelder, Gvhüncr, WogtShüncr. Halshüner, keibbüver; die

Rauchhühncr gehören meistens auch hichcr, wiewohl da« Wort

nur den Gegenstand bezeichnet, auf welchem der Zi.,s haftet.

Strubcn rcchtl- Ted. B- z. Nr. 127. F. I. Bodman«

vom Rauchhubn u- s. m. bei Siebe« kees Beitr. zum deutsch.

Recht. Th. s- Nr. >.

«) Wie Horslhüner, Weidehcifer u. bergk. S- Z. B- Laodbuch der

Murk Brandenburg. S- 22.

/) Hagemaon Landmitthschastsr. Z. 25z. «. r. veinlin ck«

prsektstionidus ßällins, im. Eitorf. 17z >. ro«. 174,.

«) Wie Bachtschmelne, Zinshaser u. öhnlichc Ausdrücke, die auf die

Abgabe an den Grundherrn gehen. ^ Wcrgl- Note ck. e.

K) Wie : Mngstlamuicr, Brouthüner, Martensgcknse, HcrbA« und

Fastnachtthennen u- d- gl- >

H Selbst der Ausdruck Pacht , der so hckufig anderen Arten von

Grundzinsen entgegensetzt wird ( s. z. B. im La ad buch der'

Mark Brandenburg S- 44- den Gegensatz zwischen pactum und

census) deutet nicht nvthwcndig auf ein unrMommenes Besitz«
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land hergebrachte Last- , aber nicht bloß der Bauergüter,

ist der Zehnte, der seinem Ursprung nach weit am

Häufigsien ein Kirchenzehnte (gecirnae eccls8is8licäe) ist K),

wenn wir gleich jetzt alle Zehnten weltliche zu nennen

pflegen, bze nicht mehr von geistlichen Instituten bezogen

werden , oder mit kirchlichen Benesicien verbunden sind.

Für beide Arten machen daher auch die Bestimmungen

des canonischen Rechts , so weit sie bloß auf die Natur,

deö Objects und nicht auf die Cigenthümlichkeiten Bezie-

hung haben, die aus der den Kirchenzehnten beigelegten

Eigenschaft einer re, 8viritusli8 entstehen, die Quelle der

Veurtheilung aus i), neben diesen aber sind die allge

meinen Regeln von den Reallasien anzuwenden m), wo

nicht besondere Zehntordnungen n) diesen Rechts

normen derogiren. , . ,

«cht , sobald man nicht zwischen echtem Eigcnthum und Eigen«

thum nach den aus dem römischen Recht entnommenen Begriffen

unseres heutigen Rechts unterscheidet , wo wir den Eigevthünicx

nennen , der über die Sache disponircn und sie veräußern kann.

Ii) L. U. LooKmsr jus eocl. ?rot. Qid. z. Iii. z. §. ,6 — zz..

v. Buri Erlckut. des Lchenr. S- 569 u. f. Struben Neben,

stunden. Th. 5. Abh. zz. Anderer Meinung sind : V. I..

Look in er äs orig. et rstiono 6eeimsruni in (Zerinsnis

(ei. zur. oiv. I'om. z. p. 64.). ?uken«iork snimsävcrsio-

nez ,'ur. pgz. 2ZS — 270. y. Wccsebe über die nicderländ.

Colontcn. Tb- S- 4°Z u. f.

y I. H. Böhmer a. a. O. §. 4? — 43- Preuß. Landr.

Th- 2. Tit. 7. §- 474- ,

m) I. S. Böhmer a- a- S. §. 4>-

») Beispiele: Calcnbcrgische Zchentordnung von 17N9. Oorp

Oonstit. kZslenb. r. z. O»p. 4. p. 997 u. f. Bremische

Zebntvrdn. von >?4Z- Anhang zur Policelordn. S- Z47 n. f.

40
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§. 251.

2. Natur der Zinsen-

I. Ueber die Erwerbung eines Zinsrechtes gelten die

allgemeinen Regeln von den Rcallasten, weshalb auch die

besondere Beschaffenheit desselben zunachslLo» dessen Entste-

hungöart (§. 161.162.) abhängt. Vertragsweise auf

eN, Gründstück gelegte Zinsen kommen nicht leicht anders

als bei Bauergütern vor , bei welchen die Erneuerung

des ursprünglichen Ueberlassungscontracts gebrauchlich

ist ; alle^übrMn gründen sich meistens auf Herkommen

und Verjährung , und in Rücksicht des Beweises auf

Grundbücher und Heberegifter. So lange weder Vorbe

halt des Zinses erwiesen, noch aus der Beschaffenheit

deS Besitzrechts gefolgert werden kann, sind alle diese

Lasten für auserlegte Zinsen zu halten (§. 162. Note 5).

II. Erhöhung des Zinses ist zwar an sich nur bei aufer«

legten Zinsen ausgeschlossen , bei vorbehaltenen aber im

Fall der Erneuerung des Eontracts, wenn entweder daö

Besitzrecht des Inhabers nicht erblich oder nach der Na«

tur der ersten Verleihung erloschen ist , für zulässig zu

halten s) , jedoch auch in diesen Fällen meistens durch

Lüneburg. ZelMordnungeit von iSg;. ,69z. Corp. O<ui«t.

Oell. L»l>. g. Seet. 6, Oesterreichische Gesetze : Hauer

Gesetze im Unterthanösach. Th. 4> S- »70. Lo^- Luv. ZVlsxioi.

?. ». Osx. Wcishoar ivürtcmb. Privatr. B. ». §. 49,

bli s«9. Nafsauischce Wettthum. Th. ». S-«. Thoma«

System der suldisch. Private. Th. >- S- 29g —^ziz. Preuß.

-Landr. Th- »> Tit. Z. 8S7 ^ 9ZS- Haubold sckchs. Pri,

vatr. Z. 48«.

») Hagemann kandmirthschasttrecht. §. »54-
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die Lanbeögefttze untersagt b). IH. Aus der Wersch!»

denheit der Entstehungsarten folgt, daß die Berechtigung

ihrer Natur nach keineswegs mit einem Recht an der

belasteten Sache verknüpft,, und dieses, wo es statt fin

det, von sehr verschiedener Natur seyn kann. Stets

aber ist mit jener eine actio In rem scripta auf die ein

zelne fällig gewordene Leistung verbunden , die nur nicht

immer auch auf die Rückstände geht (§. 164. III.). IV.

Der Regel nach ist der Zinsmann bei Naturalzinsen,

besonders wenn sie vorbehalte» sind, auf dem Gute ge,

zoZene Früchte zu liefern verbunden , sofern diese vor,

Händen sind , mit deren Qualität dann aber der Guts«

Herr sich begnügen muß c). V. Das Recht , ErlaI am

Zins wegen Unglücksfallen zu fordern , hat der Zins,

mann ungezweifelt , wenn der AinS mit den Früchten Nt

der Proportion eines Locariums steht el), fönst aber nur

b) v. Vuri Erlckuter. de« kehenr. S- ,«« u. f. 8truKencks

jure viUicor. Lsz>. 4. j, ». g. §. 12. cke Quciolk

OKserv. kor. OK«. 515. Lennep von der leihe zu Landsicdel,

recht- S- «'-. Liese Verbote gebe« jedoch nur auf eigentliche

Bauerlcknderei. S trüben rechts. Bcd. Tb- z. Nr. 114.

e) S t r u b e u rechtl. B<d. Th- z. Nr. l 12. L 0 K 0 r e K eolleet.

r«5x. et «enlent. nr«. zoo. PSA. 7«l. Vreuß. Lanbr. Th. ».

Tit. 7- §- 47s ^ 477-

<l) Die nächste Eotfcheidungsquelle in Rücksicht dieser sehr brkrittencn

Frage sind die Contracte , welche gerade bei dem vorausgesetzten

Verhältnis sehr läufig vorkommen , und auch schon in den Sltc,

ren Zelten nicht selten zu Gunsten des Zluömanns sprechen, ehe

die Anwendung der Regeln des römischen Rechts von der Packt

statt gefunden hat- S- d- Urk- von lzog. bei Xopp gs jure

pignor. convent. pag. ,7. Auch folgt aus den Regeln dej

römischen Rechts «ber die Pacht auf mehrere Jahre (l.. 15. g. 4.

O. loe. 19, s. l.. L. lZ. eock. 4, 65 ) und aus der Analogie

40«
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dem Herkommen nach , welches zuweilen bei dem Nachlaß

an den öffentlichen Abgaben auch den Zinsherrn zu ver-

hältnißmZßiger Remission verpflichtet. Vl. Daß der Jins-

herr^die Abgabe einzufordern verbunden ist, beruht

nur auf partikularem Herkommen e). VII. Ueber das

Erlöschen der Jinspflicht und die Verwandlung der Na-

türalzinsen tn ein Geldäquivalent gelten die allgemeinen

Regeln (F. 165.).

dtt SmphyteUse (l.. «. S« jurs empkvteut) nichts zum

^ . Nachtbeil dc« Zinömauns , der bei seiner Stellung tn Rücksicht

des öFcnllichcn^eWltnIsses dem gewöhnlichen Pächter lind Erb«

zinSmann nicht gleich gehalten werden kann- Vielmehr muß vor«

zügllch wegen jene« Verhältnisses Remission , oder mevigstenS gewiß

' hl» die Ansicht Anwendung finden , daß , wo für jede« Jahr eia

Pachtgeld bedungen Ist , aus den Gewinn fruchtbarer Jah.e keim

Rücksicht zu nehmen ist. KivS lZu. Kr. 1>m. z. Osp. iz.

A- M- ist Buri Erlckut. de« Lchenr. S. 946 u. f. S. aber

LtruKeii 6e jure villivor. Osv. 4. §. 2 — 4. Lpeugel

ge ust. et inllole emrikvteu5. Lerm. Z. »1. Lennep von

der Leihe zu kaudsiedelrecht- S- 4ZS- Nr. z. Hagcmann

kandmlrthschsftsxecht. §. 256 — »56. — Die Laodesgescize haben

diese« Verhckltnlß auch wohl mit Untttschicd der Güter nach »er.

schiebeven Grundsätzen behandelt- S- preuß. Landr. T!> 2.

Tit. 7- §- 43S — 19«- vcrgl. Mit Th. 1. Tit- >S- §. 75» —

770. Th. >. Tit. 21. §. ,07 — ,11. §. Hz,. Calenberg.

Meierordn- von 17?»- Cap. z. Z. 7. 8- Weithaar mür«

' tkMb. Privatr- Th. »- S» 45 >- Loci. Luv. eiv. ?. 4. Osp. 7.

g. g. uro. g.

«) Lerger oeeon, jur. I^id. z. ?it. 5. 7K. 2g. not. g. LeeK

ue jure einr>Kvteutico, Lgv. ig. I. z.
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L. 2SS. '

Insbesondere Zehntels«).

I. Da die Geistlichkeit nie vollständig in den Besitz

des Zehntrechts gekommen ist, welches ihr die älteren

Staats- und Kirchcngesetze zusprachen ö) , sv beruht die

Aehntpflichtigkeit der Grundstücke in Rücksicht jeder Art

des Zehnten durchaus auf Vertrag , Herkommen und

Verjährung c) , die Berechtigung aber gehört in Rück

sicht der weltlichen Zehnten zu den übertragbaren (F.

ts,3.), wobei die Verjährung nur die dreißigjährige

seyn kann ei). II., Von den verschiedenen Arten der

Zehnten sind in Deutschland nur die Realzehnten herge

bracht, von diesen aber kommt sowohl der Feldzehnte

(äsOima« praegisl«), als der Blutzehnte (6eciiQ2e inj-

»ulse, Fleischzehnte, Schmalzehnte, Dorfzehnte, Ucht-

pennig) bor. Beide theilt man nach ihren Gegenständen,

in den großen und kleinen Zehnten (bei dem Feldzehnten, '

«) I. ». Wernble Trackst vom Zehcntrecht. Jnspr. »646 u. öst- 3-

C- H- So ring (d- i Friedr. Schmcdcr) nützlkch« Vokficll, und

Ausübung des Irhcnbrcchts. Äürnb. >>7«s. 4. u. oft. VsrtKsI

öiss. öe ckeoimi« (Opus«. ?oin. 2. z>. 707.). Schnaubest

Commcntar zu Böymers Lcyenr. S. 202 — 27«. Hagem ann

kandwlnhfchaftsrccht. Z. 257 — 2S7.

ö) Wcrgl- RechtSgesch. §, ,87- 525.

0) In Beziehung auf diese gelten die Regeln Z. 16,. , HI. llt. 7.

«i) Lie nehmlichen Regeln gelten , nur mit Rircksicht auf die Pr!<

uilegieu der Sieche bei der Verjährungszeit , auch bei den er«

weislich ursprünglich kirchlichen Zehnten. Schnauders a a.

S S 261 «. f.
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» Krautzehnte) e). III. In Beziehung auf den Umfang

kann das Zehntrecht über eine ganze Feldmark (Secjrrise

uoivenslss) oder nur in Rücksicht auf einzelne Grund

stücke (Secim»s rmrticulsre») begründet seyn, eine Ein-

theilung, die auch auf die Früchte, bezogen werden kann,

,/;^,^/,und wobei von der Berechtigung in der einen Beziehung

/ ^-'^ ^ ^ andere geschlossen werden kann /). IV.

Die Reallast haftet nach den Regeln des kanonischen

Rechts auf dem Boden und den Früchten zugleich s).

. '. . Zu den Folgen^ dieses Grundsatzes K) gehört, daß der

Aehntpflichtige ohne Einwilligung deö Zehntherrn die Art

des Anbaues des zehntbaren Landes n^cht zum Nachrheil

des JehntrechtS verandern kann i) ; hiernach aber ent

scheiden sich die Fragen, inwiefern 1. zum Nachtheil des

großen Feldzehnten Grundstücke, welche bisher kein Gar

tenrecht ä) oder Forstrecht gehabt haben,' durch veränder-

«) lieber die Bedeutung dkes« Elntbeilungeo und die besonderen

Rechtsverhältnisse bei dem BlutjelMeo t> Hagem« uu a. a. O.

Z. 25g. »5g.

>') Hagemann «. a. S t> «5«.

L) O»p. ,1. 24. ,6. »8- Zo. 52. Zt. X. Se Secimi, (z, zo ).

Osp.ull. X. «e xsrocllii» (z, 29.). Schuaubett «. 0- O.

S. »43 «. f.

K) Nur mos die eigenthümllch- deutschen Rechtsverhältnisse bei der

Ausübung des Zcl,cn»echts bettifft , gehört biehcr , die Bcgn^iv

düng der Rkgel und iheer Folgen überhaupt in das raaooisch«

«echt.

i) Osp. q. X. ck« geviinik. I. U. LoeKiner jus s««I. kro«.

Q. Z. 1°it. 50. §. «o. ' '

Ii) Hägen», NN a a. O. S- IZS ^59- ?llkevä«rk Ob5. jur.

univ. 4. OK,. IZ8- §. l. I'om. 2. Obs. ,56. §. z,

1'ok». 5. Od5. »02. Z. Z. Z.
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ten Anbau dem Zehnten entzogen werden können; 2. die

Früchte, deren Anbau erst in nMeren Zeiten gebräuchlich

geworden ist , besonders wenn sie in der Brache l) ge

baut werden, dem Zchntrecht überhaupt unte/worfen ?>.),,.,.

sind m), 3. ob in dem letzteren Fall die Berechtigung ^ ^ ^

dem großen oder dem kleinen Zehnten zu statten kommt n).^,^

Auf dem nehmlichen Grundsatz beruht auch die Regel, ^> ^. ^. ^

daß auf den Zehnten von bisher ^«gebauten Landern " /^'^

(Rottzehnte, Neubruchzehnte, Ze«llise novsl«) nur der - .

Secimstor orüverzsU, , oder wer ihn bei Gestattung des 4

Anbaues sich vorbehalten hat, Anspruch machen kann«).

V. Bon der Verwandlung des Naturalzehnten (Zugzehn

ten) p) in ein Surrogat (Sackzehnten) , der Eremtion

vom Zehnten ?) und dem Erlöschen der Zehntpflichtigkeit,

gelten die allgemeinen Regeln von den Reallasten (S. 165.).

y rukevSork OKs.' jur. UV. ?om. ,. vt>5. ,57. §. g. v»r»

cke äevimis. Lect. s. §. ^. ^5«. SchNSUbert

S. -56. S. jedoch Ha gewann a. g. O. S. s°4- Note 2.

m) Hagemann a. a. O- 8- 259, »64. Schnaubert a. a. O.

S- 243- «SS- Else «hart deutsch. R. in Sprüchwört. Ss?4.

?uk«näork ?oi». 2. Obs. >S7. §. 4. roi». 4. OKs. izg.

n) Vergl. Weis haar würtemb. Prlvatr. §. 499

«) Schnaubert a- a- O- S- sog u. f. Hagemann Landwirth«

schastsr. §. 2S0. v^Bülomu- Hagewann Erörter. Bz. ^

Nr. 53- ^ ' '

x) Ucber die Ausübung des Zchntrcchts beim Zugzchnten , inSbcson, .

bere die Obliegenheiten dcS Zchntpfllchtlgcn bei der Erndte und

da« Recht dcS Aehnthrrrn von einem Acker auf de« andern fort,

zuzählen, s. Hagemgnn a. a- O- Z- 26z. Schnaubert

, a- a- S. S- »s» u- f, »57 u f. S trüben rechtl- Bed- Th.>.

S- z>9- ^ -

?) Bergl- Schnaubert a- a- 0- S- »5« u. f.
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g. 2S3.

IV. Elgcnthumsrechte an Bauergütern.

A., Historische Einleitung «,).

>. Verhältnisse vor dem i6tcn Jahrhundert.

Seit der Entstehung der landesherrlichen Vogt«,

welche den Begriff der Bauergüter erweiterte (§. S4.

1S6.), mußten drei Classen derselben! unterschieden wer

den: I. Eigenthum, jedoch mit beschränkten Rechten

des echten EigenthumS; ZI. Besitzungen nach Hoftccht;

III. Leihe nach den Bedingungen eines Vertrags. Die

zweite, Gattung konnte nach dem Inhalt der Befugnisse,

welche das Hofrecht dein Vesiöer gewährte , mit der er»

sten Claffe in den meisten Punkten übereinkommen b),

oder den Verhältnissen der dritten Classe analog seyn,

wiewohl ein Unterschied von dieser regelmäßig darin lag,

daß kein ausdrücklicher Contract geschlossen wurde, fondern

daö Herkommen entschied, welches vornehmlich in den Hof

sprachen c) und Hoftollen ci) bewahrt wurde ; doch fin

det man auch frühzeitig , daß Hörige auf einen bestimm

ten Contract gefetzt wurden «). Die mannichfaltigen

Modisicationen, welche bei der drittey Classe vorkommen,

a) V,Frgl, Rechtsgesch. §. zög.

i) Vttgl. c^cn Z. 'S7- Note d.

e) S- oben §. 6. und vcrgl. Klöntrop Handb. der Rechte und

Gemohnh. des Hvchstlfrs Osnabr. u. d- W. Hofsprache.

>l) S- Klöntrup u, d. W. Hausgenossen und Hosrolle. Vcrgl

I. O. Ltrolitniaim <Ze jure curisli litonico. <ZoI,t. 1754. g,

e) Vcrgl. lZsrlvnn, Oock. cki^I. 1'om. l. nro. uz. zol>.

(litt, v- l'9' )) - '
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lassen sich auf folgende Hauptarten zurückführen : t. dem

Lehensverhältniß nachgebildete , HM mit Anwendung des

gemeinen Lehenrechts /), bald nach dem Grundsatz, daß

diefes nur an Ritterlehen statt finde , mit Würkungen,

welche auf besonderer Gewohnheit beruhen s). 2. ^Rö

mische Emphyteuse , im Mittelalter aber wohl nur bei

Gütern , / die von der Kirche verliehen wurden K), 3.

Dem Hofrecht nachgebildete, wohin der Name Laßgü-

ter zu deuten scheint, welcher ursprünglich nur bei un

freien Besitzern vorkommt!), späterhin aber auch bei

Freien gesunden wird i). 4. Verleihungen zu Zins-

recht oder zu Baurecht (g. 1S7. IV.) , bei welchen

der Inhaber ein Ainsmann , Landsiedel oder

/) S- oben I. 2!». Note «. Vergl. Z. ^. »«kkm ^ n» cke ke».

Htcher gehören ». B- die sogenannten Fell, und Schupflehen in,

südlichen Deutschland (§- 259.), die Baucrlehen in Oberhcsscn

Note r. u. a- m.

K) S. z. B> LvKsun»! Oc«I. ?rok. Kist. kuläens. »ro. 104.

pgg. 2l4 , (Urk. von ,286.).

,) Sckchf. Lande. T, 2. Art. S9- in der Glosse. "Wtt in Sach,

sco zu einem Ziosgut geboren Ist , der heißet ein Lasse ; und

der mag sich des GutS ohne des Herren Willen nicht verzeihen.

ZK) Wie die Laßgtt>cx in der Mlttelmark , wo es nie unsrele Bauern

gegeben zu haben scheint (Vergl. RechtSgesch. §.545. NoteK),

und in Kursachsen . wo wenigstens die Anzahl der unfreien Bau«

ern nie sehr groß gewesen seon kann.

i) Burk Erlauter. des Lehenr. S. ,o«z. Nach der Etymologie

deS WortS liegt in dem Worte Landsiedel keineswegs der Begriff

des schleusen Eigenthums, ober weil Landsiedel- Leihe so viel

heißt als Bauer-Leihe (im Gegensatz der Leihe zu Lehcnrccht),

so heißt "vttlaudsicdci»'' so viel als locsro (LencXcnborg
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Meier m), die Leihe aber im lateinischen Urkunbenftyl

eine I.«csti« hieß n). Bei den Verleihungen nach Hof

recht und zu Zinsrecht war das verliehene Recht bald

erblich o) , bald nur "auf einen oder Zwtt^Leiber"

(Leibgeding, Leibgewinn), bald nur auf Kündigung ein

geräumt ; die Beschränkung der Leihe auf Lebenszeit

hatte aber sehr häusig nur die Bedeutung , daß der

«I. Zur. e« Ilist. ?om. 5. x. gg?.), und hieraus gründet sich,

baß Lavbfledel und- Meier ziemlich gleichbedeutend geworden ist.

»,) S> v. Villleus. Aus der ursprünglichen Beocu,

tun« eines Wirlhschosksbeamten ist die spcktele , in welcher das

Wort ein Bauervcrhckltniß anzeigt, wohl dadurch entstanden,

daß eS den Gegensatz des SigentbumS bezeichnen konnte. Weit«

bezeichnen die Stellen nichts , weiche Gesenius (Meicrrecht LH.

». S- Z74- 5»8- u. a. m. O.) gesammelt hat- Der Begriff uou

Pacht, t, i^nderheit der Jeitpacht, oder gar deö Besitzes auf Auf«

küvdlguvg , liegt aber keineswegs darin , wie schon daraus folgt'

daß es mit Zinsmann gleichbedeutend ist. Bergt, sckchs. Lande.

V. ,. Art. 54- a. E- * ' .

») Vcrgl. oben z. >s?. IV. besonders Note ». und s. die folgende

Note.

0) Urk. v. >Z45. bei LcKilter cke bonis Isuäemi»!. p. 65,. ro-

eoznovit is lliotilm srcsi» pro «e et ejns Kere^iliui toc«^/«

st «onveisikse <llcl<> lV. in ein^Kztuusin z>erx,etu^m ^uvcl

vulgo ckieitur zu eiin rechten Erbe pro «e«5u snnuo 12 «Iii»

ilorum. Laß diese Art d« Verleihung bei den Cvlonistco die

gewöhnliche war die man in entvölkerte oder ungcbaute Gegen,

den rief, «giebt sich schon auS sckchs. kandr. Ki. z. Art. 79.,

deshalb erhielten freilich die niederländischen Colonien, die in

viele Gegenden des nördlichen Deutschlands seit dem «ten Jahn

hundert gezogen wurden, allgemein Erbzinsrecht; allein dies

«ar nichts neues. Vergl. über jene: A- v. Werse de über die

»Kderl. Colonien. Hanno«, igig. >S. « Bde. ».

?) Schwab, kandr. Art- zos-
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Erbe durch Erlegung eines Hanblohns (s. F. 260.) das

Leibgeding von neuem gewinnen müsse (Winnerbe) 7),

welches auch bei der Verleihung auf gewisse Jahre sehr

die alleinige Würkung des Ablaufs dep in ben^ Leihe

briefen ausgedrückten Zeitfrist war r). Bei der Leihe

auf Kündigung kam ein Handlohn nie vor, und jenes

war daher, wo eS durch Gewohnheit eingeführt war,

ein allgemeines und sicheres Aeichen der Erblichkeit , wie

auch die Leihebriefe oder Hofrechte lauten mochten. Bei

dem größten Theil des Bauerstandes , welcher kein Ei

gentum an seinen Gütern hatte, war daher zur Zeit

der Einführung des römischen Rechts wenigstens Erblich

keit des Besitzes begründet.

§.254.

». Seit dem >6ten Jahrhundert «1»

Für diesen erblichen Besitz wurde eS sehr gefährlich,

daß die römisch gebildeten Juristen alle deutsche Verhält

nisse auf römische Institute zurückfuhren wollten , und

wo sie weder Merkmale deS Eigenthums noch einer Em-

^hyteuse zu finden glaubten , allein die Analogie der

Zeitpacht anwendeten. Diese Grundsitze , wiewohl sie

bei den Bestimmungen einzelner Landesgesetze/ doch hie

und da auch zum Vortheil des Bmierstandes , Einfluß

gehabt haben, konnten indessen nicht hindern, daß in

den neueren Zeiten die Gesetzgebung das Erbrecht an

?) Klöntrup a. g. O> u. diesem Wort.'

r) S- Runde Zusätze ,u Buri Srlcwt. de« Lehenr- zu S- 95 l

(«7g.) über die Bauerlchen in Oberbcssei,.

«) S- Rechtögesch. Z. 64S>
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' Banergütern zu befestigen oder auch erst einzuführen, .

lind bei den nicht zu Eigenthum beseDnen Gütern die

Gründe , aus welchen ein Recht der Gutsherrn , den

^ ^ Bauer derselben zu entsetzen, statt, fand, genauer zu

^ , - bestimmen bemüht war, weil sich sonst keine feste Sten-

^ cryerfassung einführen ließ. In der neuesten Zeit haben

5«,^. /,,'/.' ähnliche Gründe selbst Gesetzgebungen ö) veranlaßt, die

den Zweck haben, die Bauergüter in zinsbares oder ganz

freies Eigenthum gegen Entschädigung der Gutsherrschaft

zu verwandeln, wodurch, wenn sie bereinst völlig durch

geführt ihre Folgen entwickelt haben werden, das unter

scheidende der Bauergüter nur bleiben wird, baß sie von

dem Eigenthümer mit Eigener Hand gebaut werden, aber

auch eben darum , wenn sie dem gemeinen Recht unter

worfen werden, wahrscheinlich ein großer Theil derselben

'. in bloße Zeitpachrer größerer Eizenthümer und bloße Ta

gelöhner verwandelt werden wird.

L, 26S.

L. Arten der Bauergüter.

i. Gütn, an welchen der Besitzer das Cigentpum dat.

I, Nicht nur die Freigüter (g.243.), sondern über

haupt alle Bauergüter , welche bloß zur Landfolge und

Gemeindediensten verbunden sind, und bei welchen nicht

erwiesen werden kann , daß der mit den Früchten nicht

in Verhaltniß stehende Zins , welchen sie etwa an einen

Dritten zu entrichten haben , ein ce»su8 re5ervstiv«s sey,

müssen für wahres Eigenthum des Besitzers gehalten

i) S- j- B die neue preußische Gesetzgebung (oben z. 24g.

Note g) und die mürtemdcrgische vom »z. Nov. 13,7.
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werben. Dergleichen kommen einzeln in allen Gegenden

von Deutschland vor a). II. Au^' mit der Entrichtung

, von bedeutenderen Zinsen und einer ausgedehnteren Dienst

pflicht ist ein wahres Eigenthum vereinbar, und nicht

einmal der Ausdruck Erb^insgut 5) weist auf eine un

vollkommene Gewehre hin ; die Frage ob gewisse Güter

in diese Classe gerechnet , . mithin im Zweifel nach den

Grundsätzen des gemeinen Rechts vom Eigenthum zu be-

urtheilen seyen , ist aber zunächst nach den im partikulä

ren Recht aufgestellten Merkmalen c) zu beurtheilen.

«) Beispiele sind : die sogenannten Sattelböse, sofern sie nicht

zu den adlichen Gütern gerechnet werden müssen. S- unten die

5te «bthellung dieses B«HS und »ergl- I. L- S. Püttmana

über die SattelM. Leip,. 8- Die schristsckssigen

Bauern in der Mittelmark: s. Ale In« »nnalen. B- 4- S>

»77 u. f. Stsenberg u. Stengel Gelte. B s. Nr». S «.

Die oß friesischen Bauern (HauSma'»«) , sofern sie ihr Land

nicht blog erboachtmclse ("beheerdisch") besitzen. I. C- Freese

SKfricSland und Harling» Land nach seinen geograoh. u. s. ».

Verhältnissen. Aurich ^^6. g. S- 75- Die ZlnSgüter im '

Würtembergischen. Würt- Laodr. !h. Tit. 9. Aoschn.

von Verkaufung u- s. m. der tbeildareo Hof« u. Hubgüter- Die

Exbhöfe im Lüoeburgischen : ?uk»»ckork Ob«, jur.

uwv. ?o» s. ob«. g6. §. I. Die Bauergütex im Fürstenthum

Gbttingen , sofern sie nicht Meicrgüter oder Lehen sind. Die

Erberen im Bremischen; die freien BaucrhSfe in der Graft

schaftHooa. Hagemaon Landmirtbschaftsrecht. §. gg. Note 6.

u. s. m.

5) Glosse ,u sclchs. lanbr. B- ». Art. 59- Mit uns in der Mark

haben die Gebauer auch Erb am Finsgut und mögen es lassen

wenn sie wollen- Welches daher kommen ist — und heißen nun,

mehr der Gebauer« Erb und sind besser denn ErbzinSgut-

e) S- ,. «. s,lchs. Covftit. ?. 2. O«u5t. zg.
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In Ermangelung solcher Bestimmungen sind Güter , bei

welchen die Vererbu.-.g auf Seitenverwandte erweislich

und weder bestimmte Falle der Eaducität noch Leihebriefe

hergebracht sind , für wahres Eigenthum zu halten,

welchen Namen sie m:ch führen und welche Pflichten sie

auch auf sich haben mögen «y. Das Recht der freien

Veräußerung durch letzten Willen , und unter Lebenden,

der ^Heilung , wenn keine Zinsen auf dem Gute haften,

sowie wenn mehrere Miterben succediren, durch Subhasia-

tion den höchsten Preis für daö Gut aufzubringen, muß

daher hier als die Regel betrachtet werden ; doch wird

durch die auch bei solchen Gütern in den Landesgesetze»

festgesetzte Unteilbarkeit, mit welcher nicht selten daS

Verbot der Subhastation verbunden ist«), die Ausübung

«i) S. Hagem ann Landwirhfchastsr. g. 26g. Beispiele sind : die

HollSndereien und flämischen Güter in vttschiedeoeu

Gegenden des nördlichen Deutschlands. I. Loiting cke Lelgi«

«so. I?. i» (Zernisnism «ävenis. lZott. 1770. 4. A. v. Wer«

scbe über die niederländischen Colonien. TH. 1. S- »4» u. f. S.

,7« u. s. Die schlechten Zinsgüter in Sachsen, s. scl ch s.

Constit. a. o. O. Haubold sclchs. Private. §. 45g. Die

Ecbbaucrn in der Mittclmark. Eisenberg u> Stengel

Beltr. TH- «- Nr. >. S. 4 u. f. Die Wetterfreie» im Os-

nadrückischcn. Klöntrup osnabr. Rechte. Tb- z. S. z«6. Die

übrigea Hausgenossen (Hofhörige) in diesem Fürsteotbum sind in,

dessen wenig von ihnen verschieden, s. eben das. TH. s. S>Z9

u. f. Die Redemclerhöse, zu welchen tiefe Güter gehören, sind

die ursprüngliche curti« und haben ursprünglich viel ähnliches

mit den Schulsenlchcn , f. ebendas. TH. z. S. 102 u. f. —

Die Frcilansten im Holsteinischen, f. Dreier vermischte Ab«

bandl- TH-'- S- 4°Z- Wcrgl. Runde deutsch. Prlvatr. z. 5»z

Buri Erlciut. dcö rehcnr. S> 7S6. u. f.

«) Wcrgl. z. B> in Rücksicht der Erbbauern in der Nittelmark
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des Eigenthumsrechts beschränkt , und die JinSpflichr so

wie vogteilicher Dienst muß regelmäßig als ein Hinderniß

der Theilung angesehen werden /), wenn der Berechtigte

nicht in diese willigt S), wenigstens sofern dessen Jnter,

esse dabei gefährdet wird K). Ein CinwilligungSrecht

des Zinsherrn in die Veräußerung solcher Güter, wel

ches bloß die Sicherstellung feines Zinses zum Zweck hat,

und ein Isuäeaiiuvl , daS an den Gerichtsherrn gezahlt

wird i) , kann auch bei diesen Güter» hexgebracht sepu.

». Güter , an welchen ein Dritter die Proprietät hat.

Das gemeine Recht hat für keine anderen Arten der

Leihe eine durchgreifende Regel, als für die des Lehenrechts

und der Emphyteufe. Nach der ersteren sind alle Güter

zu beurtheilen , die in den LelMlmefen zu rechten Mann,

Elsenberg u. Stengel a. g. O- S 6. Vcrordn. wegen der

reihepflichtigcn Güter im Osnabrückschen von 1797.:, 0orz>. Oanst.

U,n»dr. Th. S- 7»S> Im preußischen Staat haben diese

Vcschrcknkungen aufgehört , s. Edict vom ^4. Sept. ,8>i. Ge,

sctzsamml. ». b. I. S. z°o. §. 1. Eben so ln Würtcmberg.

S- über die «illkührliche Zertrcnnung »er Bauergüt» t« Wün

tcmbkrx'SMktg. >8>S. 8.

/) Wo nicht die Gesetzgebung ein anderes Auskunstömittel fcffgesetZt

hat, wie das mürtemb- Landr. Th. F. Sit- 9° vergl. die Note

e. angeführte Schrift. S> >« u- s. und die angcs, pxeuß. Ver,

ordn. 8- ».

,) S- Buri a> a. O. S. 8°«.

K) Dcrgl. Strube» rechtl- Beb. Th. >. Nr. sz.

§. 2S6.

«. Verleihungen nach gemeinem Recht-

»') S. Haubold sckchs- Privatr. §. 477 u- f.
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lehen verliehen , oder nach LandeSgewohnheit für wahre

Lehen (im Gegensatz der Feudaster) zu halten sind (§.

190.), mithin dem Bauer ein lehenrechtliches äomloiuin

utUs zuzuschreiben ; die Schultzenlehen (§.2l,2.), Iios-

oder Beutellehen (eben das.) und überhaupt alle Lehen,

auf welchen kein Ritterdienst haftet, gehören in diese

Classe. Die Eigenschaft einer nach den Regeln des rö

mischen und canonischen Rechts zu beurtheilenden Emphy-

, t."use kann «us der Benennung Erbenzinsgut nicht her

geleitet «)/ sondern nur durch die in den Leihebriefen

vorkommende Bezugnahme auf die Regeln der fremden

Rechte , wozu aber Verpflichtung zur Melioration und

zur Lehenware bei Veräußerungen allein noch nicht hin

reicht^), oder durch gesetzliche Bestimmung, welche das

römische Institut aus gewissen Merkmalen ableitet c),

begründet werden.

§. 2S7.

' , 'Deutsche Arten der Leihe.

4. Allgemeine Regeln.

,. lieber die Erbleihe «*).

Alle Arten von Bauergütern im Gegensatz der bis

hex beschriebenen lassen sich auf drei Classen zurückführen:

«) ?r. Lpengel cke nalura et inöols einpn^teuzeo, lZerni».

niese vulgo der deutschen Erbliche. Sott. 177,. 4.

(Zu. kor. 5oin. I. Osp. g8.

b) Xinä g. a. O.

c) Sachs. Eon Kit ut. ?. ». Oou^. z«. Z9> jedoch mit elnigm

Abweichungen. S. Haubold s,lchs. Prwatr. Z. 4S9> Solms.

L. O. Th ». TIt-6. Preuß. Lande. Th >. Tit. ,8- S 6s° n. f.

«5) 5. 0. Olaxrotd lie zitaelliis rustieoruui (in dessen SaiUMl»
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t. Güter, an welchen t>em Besitzer ein Colonarrecht " '

d. h, ein Recht au der Sach'e selbst zusteht; L. bei wel»

chen sein Berhältniß aus der Natur der Pacht zu beur»

theilen ist ; 3. die auf Widerruf zur Benutzung überge«

den sind. I. Die nächste Quelle für die Beurtheilung

des Verhältnisses besteht bei den meisten Gütern der

ersten und zweiten Art in dem ausdrückliche» Contract

zwischen dem Grundherrn und Besitzer, der in den

keihebritfen b), welche beim Antritt neuer Besitzer

oder nach Ablauf einer hesiimmten Zeit erneuert werden

müssen, enthalten ist; ihr Inhalt aber ist aus den Landes

gesetzen und Gewohnheiten zu erläutern und zu ergänzen,

welche auch in Ermangelung kineS ausdrücklichen Wer«

trags zunächst bestimmen müsse» , welche Analogien aus

dem gemeinen Recht zur Aushülfe dienen können. III. Die .

Benutzung des verliehenen Grundstücks ist der Gegen,

stand aller Leihen dieser Art, uud wo die Erblichkeit

dieses Rechts außer Zweifel ist, muß es für ein Colonat«

recht in dem oben (Z. 1S8.) angegebenen Sinn gehalten

werden c). Hieraus folgt 1. die Anwendbarkeit der

juristisch Philosoph. Äbhandl. Vött. 1742, g. S. 6z u f. Hage,

mann Landwirlbschastsc. z. »6g — sgo.

d) Die Einführung derselben 'hat aber nicht immer zum Borthen der

Besitzer, gereicht, Dergl. N. Klndlingcr über den Bauernhof,

die HvsSverfassung u. das Daueenrecht. Dortm. ^gi«. g.

e) C> L. Runde Rechtslchre von d. keibzucht Th. t. Z 'S,, wo

die entgcgengesctztc Meinung van Strubcn u. Geseniu« sehe

trcsscvd widerlegt ig. Im Gegensatz eines solchen Colonstrechr«

kann es im« eine Erbpacht geben, die sich mehr nach vcn

Grlindsötzen von der Aritpocht als der Eniphyteuse tschtrt (f.

Haubold stichs. Privatr. Z.'/r. Preuß. Lande. Th,. Tlt 2,.

8- u- s) . aber hieraus lckßt sich tcinc Regel bilden.

 

4t
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Analogie von der Emphyteuse^), soweit die Natur des

«verlassenen jus in re in Frage ist e), nicht aber in

Rücksicht der Gründe der Caducitat /), der Quinquage-

sima und des Vorkaufsrechts des Proprietars , welche

sich nur auf die besondere Natur des römischen Contracrs

gründen, und von welchen das letztere schon darum sehr

oft nicht einmal vorkommen kann, weil die Landesgesetze

die Einziehung der Vauexstellen nicht gestatten; die erst

genannten Gerechtsame sind freilich sehr hänsig sogar in

weiterem Umfang hergebracht (§. 261.). S. Die Be-

fugniß zur gerichtlichen Vertretung der Sache , wobei

jedoch dem Grundherrn wenigstens ein Jnterventionsrecht

zusteht F> 3. Die Befugniß , sein Nutzungsrecht an

einen Andern zu überlassen , gegen dessen Tüchtigkeit der

Gutsherr keine gegründete Einwendung hat, nicht aber

das Grundstück zu derelinquiren , da hierin eine Aufkün

digung eineö ContractS liegt, welche hinreichende Gründe

voraussetzt K). Eben daher ist Uebertragung durch 'den

ck) Burk Etlckut. des Lehenr. S- 852.

«) Sehr wichtig in Rücksicht des UmfangS-beS Benutzungsrechts,

da hieraus ein Recht aus alle Früchte und Vorlbeile ( nur unter

Voraussetzung mirtblichcr Benutzung ) folgt , wenn sie auch dem

Pachter oder dem Fructuar wegen seiner temporellcn Nutzung ab,

gesprochen werden müssen. Schon der Sachsenspiegel geht

von diesem Grundsatz aus. B- >. Art. 54- «. E- Die parttcula,

rcn Rechte haben hier manche Beschränkungen , die sich nicht

ausdehnen lassen. S- Gc senilis Mcicrrecht. V >. S- 99.

B e. S- >6i. ,75. v. Bülom und Hagemann Erörter-

B «. Nr- 25.

I^inck lZu. kor. I'om. >. Osp. 9g.

F) S. v Tülow u, Hagcmann Erörter. B 4. Nr. IZ.

K) S .» Bülom u- Hagem a»o Erörter. B- Nr. s«.
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Gutsherrn die einzige regelmäßige Art der Erwerbung

eines Colonats i). Düs Recht der Einwilligung aber,

welches dem Gutsherrn bei allen Veräußerungen

zuzustehen pflegt , ist daher bei freien Cvlonen im Falle

jener Art derselben nicht vollkommen frei, wenn auch,

die Itebertragung ohne Einwilligung für nichtig zu halten

ist, wohl aber bei jeder anderen Art, und bei dieser ^

allgemein unentbehrlich K). Daher ergreifen Schulden

des Colonen und von ihm bestellte Hypotheken ohne

Eonsens des Gutsherrn gewöhnlich nur das Allodium

( Z. 190. ) des ersieren , und wo auch die Glaubiger

ohne diesen auf Verkauf des GutS zu dringen befugt

gehalten werden, geschieht dieser immer vorbehältlich der

Rechte des Gutsherrn. Zum Allodio gehören außer dem,

was der Colon an beweglichem Vermögen y oder an

Beistücken m) besitzt, häufig auch die Gebäude, deren

Unterhaltung ihm dann auch allein zur Last fällt , wel

ches im entgegengesetzten Fall keineswegs immer gefunden

wird; di/e eigenen von dem Colon errichteten Gebäude

gehören dann zu den Meliorationen, die stets zum

Allodio gezählt werden müssen, und auch wo der Guts

herr ein Recht hat, ihm das Gut zu nehmen, ihm ver-

H ruksockork Ods. jur. Univ. Vom. z. 0K5. 5,. Dergl. oben

ß. 157. a. E.

ZK) S> Hagem an« Landwi'rthschastör. §.»77.

k) Die Hofweh r gehört jedoch bei manchen Arten diese« Güter

ebenfalls der Gutsherrschaft. S. Eisender« u. Stengel

Bcltr. zur Kenntnlß de, Justijverfassung in dm prcuß. Staaten.

B. «. S> »o»

m) S. Runde deutsch- Vclvatr. §. szo- Vcrgl. oben §. ,s«.
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gütet werden n). 4. Die Verpflichtung bcS Colonen,

alle Reallasien zu tragen und das Gut wirthlich zu be,

nutzen ; Verpachtung ist ihm aber gewöhnlich nicht ge

stattet, llt. Merkmale der Erblichkeit sind vornehmlich,

daß bei der Fortsetzung des Verhältnisses von den Erben

des abgegangenen Colonen ein Laudemium entrichtet wirb,

daß Abtretungen des GutZ mit Vorbehalt einer Leibzucht,

oder Anordnung einer Jnterimswirthschaft statt gefunden

haben. Daß die Gebäude dem Colonen gehöre», und

daß die Zinsen die Natur eines Bekenngeldes haben,

spricht zwar für die Erblichkeit, aber das Gegentheil ist

auch nichts waS ihr widerstreitet. Wo übrigens ent

schieden die Erblichkeit auS jenen Thatsachen o) hervor

geht, steht der Inhalt der auf Lebenszeit oder auf be

stimmte Jahre gerichteten Leihebriefe dein Erbrecht nicht

entgegen x). '

§. 253.

s. lieber die nickt erbliche Leihe.

IV. Nach der Natur der Aeitpacht isi.eine Leihe zu

beurtheilen , bei welcher die wesentlichen Merkmale der

n) l.. O. äe jure emplizteut. (4, 66.) sinket HI« kcmc Zlorocv'

dung. S. oben Nr. ».

«) Vergl. Runde deutsch. Private. §. s>9- Das preußiscke kivi»

recht nimmt überhaupt im Zweifel die Erblichkeit der Paucrgür«

(zur Eulli?.- ausgesetzten Grundstücke) an, «enn es gleich bei

den Bcstlnuuungen , die über ihre Eigenschaften subsieiaris« gebl

tcn sollen', tdcils die »aalogie der Aeirpgcht, theils die d«

Erbpacht zum «runde legt , die hier vom ErbzirlSrccht v»süM

den ist. Th. >. Tit- s>. §. 626 u. f.

x) Sommer über die Bauergüter ln Westphalerk S- »og. Ltri^

den äe jur« villicoruui. O«z>. z. j. ,g. 1^. — .
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ersieien, Überlassung der zeitigen Benutzung gegen ein

Aequivalent in Geld oder Früchten vorkommen. Im

Ganzen ist dieö zwar bei allen nicht erblichen Leihen der

Fall«), jedoch giebt es Arten derselben, die sich von den

erblichen allein dl,rch die beschrankte Dauer des Rechts

unterscheiden, und in Rücksicht der Reallasten, Verwen

dungen, Meliorationen, der Afterverpachtung und an

derer Eigenheiten , in welchen die Pacht von dem Colo-

natreckt (S. 257.) abweicht, ganz oder zum Theil nach

den Regeln dcS letzteren beurtheilt weren müssen. DieS

ist besonders dann der Fall, wenn die Leihe auf Lebens,

zeit ö) oder auf unbestimmte Zeit statt findet , und es

ni r gesetzliche oder vorbehalten« Gründe des Widerrufs

giebt e) , so daß , wo diese nicht eintreten , auch die

Pacht nicht durch Kauf gebrochen wird und der »ucc«>

s«r Singular!« ebenfalls durch die Leihe gebunden ist a°).

Es kann, selbst widerrufliche Leihen geben, bei welchen,

sofern Kin Widerruf statt gefunden hat, die sonst nur

«) S- Runde deutsch. Private. Z. s»9- Hagemann kandwirth«

schastsr. §. »70. , . ^

i) Wic bei dem Leiigeding nach balrischcm Recht. OoS. Sav.

?. 4. c:sx. 7. §. »9. s. Krcitmair zu dicscr Stelle.

e) Wie bei' vielen Arten der kelhc nach Lantsiedelrecht. Vergl.

?ennep von der Leihe nach Landstcdelr. Th- >. Tit. s. Z. »g. zo.

ck) Daß die Regel von der Pzcht bei der Landsledelleihe auch öfter

!Me, Wt sich nicht bezweifeln. S- I. H- Eberhard Ab,

handl. zum deutsch. Recht. S- 207. Aber dir Natur de« Land«

sicdel- und Mcierccchts Ist ihr gewiß entgegen. Buri Erläut.

des Lehenr. S >ozc>. Lrruden tis j„rs villi«. Osp. g. §, 20.

Denn die Gründe, welche hier für daZ Recht deö erblichen Mei«

rrS angeführt werden , gelte» eben so gut von der Tcmxorallcibe,

sod«ld keine willkührliche Kündigung g«t findet.
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den erblichen , eigenen Institute der Leibzucht und In-

terimswirthschaft vorkommen e),

§. 259.

v. Einzelne Acren d.r Leih« »).

Die große Mannichfaltigkeit der Namen > unter

welchen die Bauergüter , besonders in einzelnen Theiien

von Deutschland vorkommen, bezeichnet keineswegs gerade

verschiedenartige Verhaltnisse in Rücksicht des Eigen«

thumsrechtS ; jene sind hausig nur von der Unterwer-

fung unter eigene Gerichte , die auö der älteren Hofver

fassung abstammen ö) , vorr besonderen Arten von Ab,

«) SggerS über die Leibeigenschaft in Mecklenburg. S. 76.

«) Vergl. Runde deutsch. Prlvatr. 5- 5«? — ;z«. Buri ErUut.

deS kehevx. S. «L? u- f. F. B- Weber Handbuch der Land»

hau«haltungskunst (P. >- Berlin »sog. g.). S- 465 — 521-

>) Vergl- oben Z. d>>- Note s- Hleher gehören : die M e l e r d i » g <,

güter. O. lZ. Strub LH 6s Kcaüs ine^eräiogicis (hinter

dessen ir. Se jurs villivorum). v. Gülich Abhandl- Uder die

Meierbinge des nördlichen Deutschlands , insbcs. de« Höchst- Hib

deShclm. Glessen >So». 4. Sie Hckgergüter- ck« <Z«eKei

cks juro « juckioio ru5tjc«rum. PSA. Z26. Hggemano und

Günther Archiv für die Rechtigelabrth. V- z. S- ^ — »g.

Tb- Hagemann kleine jurist. Aussgtzc. Th. »- S- >4 u. s. Die

VoigtdlngSgüter , BrobildlngSgütce und überhaupt die

unter Dinghöfe und Hubengerlchtc gehörigen Güter, Hub,

güter, höfische Güter und ähnlich benannte- s. LcKiltsr Se

curii, SominiesUbus (hinter dessen Commentar zum schidsd.

Lehenr). L. E- Eberhard Abhandl. zum deutsch. Recht. E

S» u- f. Auch die Benennung Hobsgüter in Wcstxhalc»

und am Nicdcrrhcin hat ursprünglich diese Bedeutung. S. F

I. Müller über das Gükerwcscn. Düsseldorf iglö. 8- Die

Zeidelgütcr in den nürnbcrgischcn Waldungen, welchen >di>
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gaben c) , von der Laudemialpflicht ^) und ähnlichen

Eigenschaften hergenommen, oder sprechen, 'wie die Aus

drücke Meiergüter, L.'ndsiedeleien, Pachtgüter, den Ge

gensatz des Eigenthums auS e), wobei dann daS erbliche

des ColonatrechtS öfters in die Veneiniung mit aufge

nommen ist /). Zu der aufgestellten Classification aller

Güter dieser Art (§. 257. 2S8.) liefern Beispiele: 1. die

Meiergüter in einem Theil von Westphalen und Nie-

dersachsen , an welchen gegenwartig ziemlich allgemein

ein erbliches Colvnatrecht statt findet ; die nicht erb?

Benutzung derselben zur Waldbiencnzucht verliehen mar , hatten

ebenfalls eigene Zeidelgerichtc- O. O. Lcli^vurti ck« K«tigu-

luriis. ^It. >7«z. 4. — Die meisten dieser Güter gehören zu

der Classe de« erblichen ColonatrechtS , , clnsge Arten derselben

sind aber dem Lavdemlum unterworfene!, Eigenthnm.

e) Wie die Schlllingögnter im Lüneburglschcn , die nur dem

Namen nach von den Meicrgülern verschieden sind- ?uke»-

ckork Ob«. I'oin. z, OKs. z>.

>i) Wie die ehrschcktzigen Güter. LrKIIler 6e donis lauge-

nnsliKu, (hinter dem Commeotar zum schwckb. Lchenr).

«) Dahin gehören die Mebumögilter (Runde Anmerk. zu Burl.

S- ">?) , die Leihe zu Wallrecht (Lennep von der Leihe

zu Landsiedclrecht. Tb- >. Tit. «. § z> ), und ähnliche Bcncn,

nungen. Eden so geht Besserung , Schaufelrccht, auf

das juk coloniue. ^. O. Lit5«K Ounini. >Ie empo„eui»tum

jure , hinter Schiller a. a. H. l^. ^. l^!li«,i> äe „aturs

l gominii utilis <zuo<I vlilg« "Obcrbesscrung" voc»i,t. IVlarb.

igoi. 4.

/)> Erlpacht, Ccblelhc« Erbbcsiand, Erbjlns, Erbmeicrgütcr , ju» co^

loxiüe perpctuse gehören bichcr.!

5> das oben S- S96. a»g, fühlte Werl vcn GescviuS , bcson,

dcrö Th. 2. S- — 'S'., wo sich auch die Mtcratur findet
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lichen sind häufiger ?eitpZchter. K). 2. Umgekehrt kommt

bei den Landsiedeleigütern i), die ihrem Ursprung

nach mit den Meiergütcrn gleiche Bedeutung haben, und

welche in dem ehemaligen Erjstift Mainz, den Graf

schaften Solms K), Hanau, in allen Theilen von Hessen

und dem Waldeckischen die gewöhnlichste Art der Leihe

sink) , die Uebertragung eines Eolonatrechts auf Jahre,

«uf unbestimmte Zeit mit besonderen Gründen der Kün,

digung, und die Erbleihe /) vor. 3. Ei» erbliches Co-

lonatrecht findet an den münsterischen Erbpachtgütern-m),

den Laßgütern in der Mittelmark «) , den Fcsiegütern

in Schleswig u<td Holstein o) und an den Gütern der

» W!c im Fürstentbum Göttingen die Meier der Rittergüter , wo

nicht ein bcstndcrcr Comract Erblichkeit gewährt z s. Geseniu«

S- >4I u. f. Dagegen begründet umgekehrt nach der «lenber,

gischen Mei.'.^rdnung (Ca». >, §. ». z) der Umstand , daß die

keihebricse auf Jahre lallten , keinen Einwaich gegen die Erblich«

keit, wenn nicht ein bestimmter Vorbehalt der willkührlichen

Disposition nach Ablauf der Zeit dam,': verbunden ist.

H S. besonders Lennep in dem S- 69^- angeführten Werk.

« Solntsii'che L- 0, Tb ». Tit.?.

k) Mainz. Laüdr. Tit. »g. I. Koch Beschaffenheit der Erbleihen

im Srzstist Mainz. Mainz »791. 4. Die hessische kqndsicdelej

war zu Anfarzg dcö >«tco Jahrhunderts aus dem Weg durchaus

erbliH zu ivcrbcn. S- ^.»äolk Ob». t«r. ?. ». OK«. 157.

60 O> , nc.r opus«. ?om. ». zi. <>g s.'H,

m) Münstcrischc Erbpachrordnung von 1785.

») S. Eisender« u. Stengel Pei,r., zur Kcnntniß der Justiz,

Verfassung in den prcuß. Staat. Th- ». S- g u- f.

«) Verordnungen für Schleswig vom 14. April >?c6. 26, Milrz

,77z. ,4 Jun, >?gS. Dreier vermischte «bhonvl. Th. >-

ö> )9S>
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Sigenbehörigen in Westphalen x) statt. 4. In die nehm-

liche Classe gehört das Erbrecht deS bairischen Land-

rechtS?), und die in Oesterreich gebräuchliche Erbleihe r).

ö. Beispiele eines ColonatrechtS auf Lebenszeit geben die

in Vaiern und Oesterreich t) vorkommenden Leibge-

dingsgüter (Kons viwUtls) , die in Schwaben auch

Schupf? und Falllehen genannt werden «), wo sie abcr

Käufig erblich sii.d , und nur nach Abgang der Leiber,

für welche sie verlieh?« sind, von neuem gewonnen wer,

den nuissen v) ; ein ähnliches Beispiel der auf Tempo,

x) S. die oben S- angeführten Sigcntbumsocdiiun'gcn.

f) O^., L^v. «V. ?. 4. I'it. 7. z. 5 — AuSex dem Erbrecht

und dcm l'eibgcding (Nore 5.) kennt das dairische kantrccht eine

Russist aus Lebzeiten des Grundbcrru iebendas. §. 5c>>, und

einen von bloßer Pacht verschiedenen Besitz aus jijhrlge Künli«

gung, Hcrrcngunö oder vcranlcitcic Freistift genannt, die jedoch,,

so k^nge keine Kündigung erfolgt , auch «if Erben gebt, (§. Z> X

Sie K. zz. «bcudasclbö erweldntcn Gatter« Gilt« oder AiosgKt»

sind hingegen Eigcntbum.

x) 8 Utting er l)ov«lst. ^Iistr. psg. 997 u. 5.

,) Qock. Luv. «iv. I?. q. 7it. 7. § zg.

,) 8utti»Aer g, g. O.

v) AV. ^> LoK.oepk 6e bcuiis vitslitiis. I'ui, 1718. rc:^

,747. g. (Gr. 5uggcr) Gcdanlcn von den lcibfMgcn Gütern

tn Schwaben. Ulm »735. L. Weis paar würtcmb. Private.

§. 4S,, 46?.

v) Danz Coiiuuentar zu Runde ^. 52g- Th 5. S. z?6. Uebcr die

Liushcbung des Falllehen Verbands. Etuttgai! >8l». «. bcson«

dcrs S. 25 u. s. — Ob die Hobe, und Bcdandigungsgüter

jNvte b ) auch in diese Elasse gcdörcn, ist bestritte» E» scheint,

dab sie ursprüngliches .^oscrb« , aber von den Erden auch «us

kcidgMlm aukgetbon sind; ob dsun bei diesen Besitzern Erb«
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ralleihe lautenden Leihcbriefe , obngeachtet daS Colonat:

recht erblich ist, geben die Bauerlehen in Oberhessen w).

6. Widerrufliche Uebertragnngen fanden ehedem bei den

leibeigenen Bauern in Mecklenburg Pommern^) und

der Ukermark 2) statt.

lichkelt eingeführt ist , mvß aus den allgemeinen Merkmalen der

letzteren (§. »56.) beurtbcilt werden Vcrgl- (Hymmcn)

Beirr, zur jurig. llttcratur ln den preuß. Staaten- Th. z. S

z8> u- s. Sethe urkundl. Entwlckl. der Natur der Lcibgc-

wlnnsgüt«. Düsseld. >g,o. 8. F. I. Müller a. a- O- (N. d.).

>«) S- Runde Anmcrkungcn zu Buri Erlckut. des Leheorechts-

> Anm. s«-

^) Sofern nicht besondere Eontraite erweislich, lieber die adelichen

Güter s. ErblandcSvcrglclch von >7SS- Z Z»5. und Egger« über

dle Beschaffenheit der LeicelgenKd. im Mecklenb. S. '02 — 105.

Ucbcr dle Domakncn, reo eine wiewohl nur aUs Gunst beru«

hende Unverönderlichkeit des Besitzes schon früher statt fand,

Eggers a. a. O- S. >z^ u. f.

^) Elsenberg u. Stengel a. a, O- S- >6 u. f. — Doch gab

es hier auch freie Bauern mit Zcltpacht auf bestimmte Jahre oder

Kündigung. — In Wcstprrußen war in Ermangelung bestimm«

tn Contracte dle Observanz bei Untcrthaven lcbcnslckngliche keihe,

bei freien Bauern Pacht mit Kündigungsrecht- S- Entwurf

des mcstprcußisch. Pcovineialrcchtt. S. -g. In den preußischen

Doinainen war in allen Gegenden der Mark , Pommerns und

anderer Provinzen , wo die Baucrhöfc noch nicht erblich waren,

dle Erblichkeit schon durch eine Verordnung vom 25. Mörz 179«.

eingeführt, bliliu, Lor^, Nuust. Lrsiili. Jahrg. >7Al.
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g. 260.

III. Beschaffenheit einzelner Rechte der Grunde Zifls, und

Dlenftherm.

Laudcmium «Z.

Bei den Vauergütern aller Art kommt das Laude-

mium (Handlohn, Weinkauf, Ehrschatz, Auffarth, An-

leidt, Gewinngeld , Lehenware) als eine bei Erwerbung

des Guts von dem Erwerber ö) zu entrichtende Abgabe

vor, die wie beim Lehen (S. 214.). in die große und

kleine Lehenware zerfällt. Nur bei den würllichen Em

phyteusen (g. 267.) ist sie nach den Bestimmungen des

römischen Rechts gemeinrechtlich ; hei allen übrigen muß

sie nach den Regeln von den Reallasten besonders begrün

det seyn , ist dann aber auch meistens bei anderen Arten

der Erwerbung hergebracht. Daher findet man nicht nur,

daß der Erbe, sondern selbst daß die Ehefrau und der

Jnterimswirth sie bezablen muß. Ueber ihre Beschaffen

heit gilt , was davon beim Lehen bemerkt worden ist ;

besonders wo sie in den Leihebriefen vorbehalten ist , be

steht sie öfters in einem doppelten Zins.

«) S> die vöen Z. »>4 Note ». angeführte Schrift von Schröter,

und vergl. 6. ?rsn2kiu« tr. <ie lauckenii«. Zeil. 1628. ree.

1SS4. 4. I. I. Beck von NachKeuer u. Handlohn mit Anm,

von Lange. Baircuth 1731 4. K. O. Uenn e cks Isuäeini«

eensusli. 'Lr5. 1770. 4. Vom Hondlobn der Erbgüter , beson

ders nach Nürnberg. Rechten. Nürnb- ,73s. S>

b) ?r»u,»Kius g. g. O» 2. WvrnKer Obsorv. 5or.

Tom. I. r. 5. «Ks. gS. Tom. 2. r. 6. «Ks. 45S. Schröter

a. g. s. z. 'öS-
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§. SKI.

«. Abmc!crungSrl"?l.

Nur bei den Gütern , welche nicht Eigenthum sind,

dann aber selbst bei erblichen Leihen, kann ein Recht des

Gutsherrn den Inhaber deS Guts aus bestimmten Grün

den des CutS zu entsetzen vorkommen <,). Mit Aus,

„ahme wahrer Lehen und der Emvhuteuse sind jene aus

den Leihcbriefen, sonst aus besonderen Gesetzen und Ob

servanzen abzunehmen. Versäumnis) in Entrichtung deS

Zinses , gewöhnlich nur sofern der Ainömann ihn abzu-

. führen außer Stande ist b) , schlechte Wirtschaft des

,CoK,ien, besonders wenn das Allodium (oder selbst das

Colvnat , s. Z. 2ö7.) dergestalt mit Schulden beschwert

wird , daß jenes getrennt und zur Befriedigung der

Glaubiger verlauft werden muß c) , pflegen am häu-

«) Aufschoben ig dieses Recht für alle Arten ron Leihen in dem

vairisch, Edict vom s6. Mai >s°g. über die gulsherrlicl/en Rechte-

§, >6. (Vcrs. Urk. des Köuigr. Baiern. S- »öS-)-

» Selbst wcnn man bei der Cmpbytcu>c gegen O»?. 4. X. Se lo-

cs^o vcrthcidigt , daß die Bezahlung ,>or Anstellung der Priva,

«lonöllage nicht genüge '.>?n dieser zu befreien , so kann die« doch

aus die Baucrjiriscn nicht als Regel angewendet werden (S. »57»),

Und in Ermangelung bestimmter besetze , welche die Caducitckt

als Strafe aussprechen , ist daher das Sbmcicrungsrrcht nur als

ein Recht des Eutshrrrn , das Gut aus dem Concurs rineS in,

solrcnten Zinsmanncs zurückzunehmen, zu behandeln. S- West,

' phal deutsch. Privarr. Th. S- Z9S- Runde deutsch. Pri«

vatr. Z. 5>4> Ucbce die Rechte de« Zinshcrrn in, Concutt we«

gcn deS Zinses selbst s. oben S. >S4- VaS Vorzugsrecht erstreckt

sich , wo es überhaupt sniü findet, meist nur auf den Rückstand

eines oder weniger Jahre.

«) Der Gutsherr hat bei jedem Verhelltm'ß , wo das G u t nicht

ohne seine Einwilligung verpfändet werden Kinn, das Recht,
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figsten, Veräußerung ohne Bewilligung des Gutsherrn,

Versaumniß in dem Ansuchen um Bemelerung oder der

Entrichtung des Gewinngeldes seltner Hieher zu gehören.

Bei nicht erblichen Leihen findet man. außerdem sls Aus«

hcbungsgruud die Regel, Kauf bricht Miethe (s. jedoch

§. 2S7.) , und daS eigene Bedürfniß deS Herrn, wenn

er das Gut selbst in Bau nehmen will Die Ent

setzung des Colonen ist immer eine gerichtttche Handlung,

welche einen vorausgegangenen Aufholungöproceß (Ab«

meierungs, E^pulsionöproceß) voraussetzt, den aber der

Gutsherr , sofern er wenigstens in Realsachen Patrimo-^

nialgerichtbarkeit hat, durch seine eigenen Gericht betrei

ben kann e). Auf die Erben deö entsetzten Colonen kann

auch bei erblichen Leihen das Gut nur durch freiwillige

neue Bemeierung kommen/).

§. 262.

Zwangsmittel in Hinsicht der bäuerliche lasten-

Außer den ordentlichen Rechtsmitteln , mittelst wel«

chcr der Zins« und Dienstherr nach den Regeln von den

es frei von Schulden aus dem ConcurS zurückzunehmen und

einem andern Colonen zu übertragen wo aber jener dazu nicht

erforderlich ist , oder diese cvnscnlirt sind , kann eS zwar zur

Befriedigung der Gläubiger verkauft werden , aber nur mit der

Rcsllast. Wcrgl. oben §. 164. Note«.

<i) Vcrgl. solms. Lande. Tb- 2. Tit. 7- §- und die §. 259.

angeführten Schriftsteller von der Landsicdellcibe.

«) L- G- Steuden Bericht vom AbmcicruogSrecht , fürnchmlich

im Stift StideShei,,,. Hildeöh. >?zo. Fol. Lessen tr. 6« jure

villicor. g. Z. »». Glück Commcntar. B- z. S. igs.

S. 87 u- f- v. Berg jur. Beobacht- Th. z. H. »,i u. f.

/) v> Bülvw u, ^agemann Erörtcr. B. 4- Nr. 10.
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Reallasten (§. 1f,4.) den Bauer zur Erfüllung seiner

Obliegenheiten anhaken kann , kommen auch außeror

dentliche Rechtsmittel vor. Dahin gehört t. der auch

bei freien Bauern nicht selten hergebrachte aber in neue

ren Zeiten oft aufgehobene Diensizwang (H. 71. VI.) «).

2. Das Recht des Grundherrn wegen nicht bezahlter

Gefalle zu pfänden, welches ehedem gemeinrechtlich war 5),

jetzt hingegen besonders hergebracht feyn muß , wenn es

nicht im Wege der Exemtion durch gerichtliche Verfügun

gen der eigenen Gerichte ausgeübt werden kann. Iu diefer

ist aber, sofern sie nicht' überhaupt in Folge eines eigent

lich processualischen Werfahrens geschehen muß, Liqui

dität der Forderung nothwendig, und unter dieser Vor

aussetzung ist dem Gutsherrn, auch wo er keine Patri-

monialgerichtbarkeit hergebracht hat , oder diese in neue

ren Zeiten aufgehoben worden ist , häufig jene Art rich

terlicher Hülfe zugesichert c). .3. Das Recht Jinöbußen

(Rutscherzinsen, «ensus promobili«) ei) zu fordern, die

vornehmlich bei Bekenngeldern vorkommen und auf Ver

trägen oder Herkommen beruhen. Sie haben die Natur

der Conventionalstrafen. >

«) Hagemaon Landwirthschastsr. §. «z. Denecken Vors, und

Lanvr. Tb. s. Cap. S. >?». Rtecluö vom landsWgen

Adel. S. 4'S-

5) Sachs. Landr. B- >. Art. 54-

o) S- z- B. Hanno». Gesetz vom 2g. M<lrz 1821. über die Vre,

bcsscrun« der Patrlmonialgerlchtbarkeit. §. >z. (Gcsctzsamml. 182,.

, S- 7> )-

ck) O. U. ^^rer cke «ensilz« niora crescevtiKN«. tZott. 1744.



Abth. IV. Regalien. 645

, vierte Abrhcilung.

Beschränkungen deS Eigenthumö durch Rechte der

höchsten Gewalt.

§. 263.

4. Verhältnis der höchsten Gemalt zu den Rechten beö Elgeotbums.

>. Gegenstände des Staatöelgenthumö «).

Nach der deutschen Verfassung giebt es mehrere Ar

ten von Gegenständen , an welchen Privatpersonen zwar

auch die Rechte des Eigenthumö erwerben , aber nur

unter Beschrankungen ausüben können, welche durch Be-

fugnisse des Staats entstehen; manche derselben können

überhaupt nur durch Übertragung von Seiten des Staats

an Privatpersonen kommen. Das Verhalrniß , welches

hierbei statt sindet , läßt sich keineswegs allgemein auS

dem Gesichtspunkt eines dem Staat zustehenden Oberei

genthums , und als Würkung eines ursprünglichen Pri

vateigentums betrachten, welches den deutschen Landes

herrn nach der Meinung Einiger ursprünglich am Gruud

und Boden des ganzen Landes zugestanden haben und in

diesen Rechtsinstituten in seinen Folge» übrig geblieben

seyn soll ö) ; denn jenes hat die deutsche Landeshoheit,

«1 I. Rave Betrachtung über den Untnschkcd der Oberherrschaft

und be< Etgenthums. Jena »766. g- 1. I. «e«,ler («. 1.

Beniner) cks ckisserentiis jurium iinverü so öoniinii.,

UeiSelb. 179z.

K) L. <Z. Liener 60 nsturs et incZole ckominii in torritorii«

Oerinsnise. I.ib. >. §. ic> sey. und äe origine QI.. (Zern,,

r. ». Vol. ». psg. 2,1 u. s. S. dagegen A. F. Posse

über das Staatscigentbum ln den deutschen Reichslanden (Roff.

u. Lelpj. >794> S ). S. >o U- f.
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auö Rechten der königlich:« Gewalt, lehensherrlichen und

vogteilichen Gerechtsamen entsprungen "und allmälich zur

Staatsgewalt entwickelt, in größern Ländern, c) niemals

gehabt und haben können. Vielmehr folgt I. aus dim

in der Staatsgewalt enthaltenen Recht der Gesetzgc,

bung nur die Befugniß, Recht« der natürlichen Freiheit

und des Privateigenthums aus Gründen der Landes«

policei <j) oder verfassungsmäßig zum Besten der

landesherrlichen Einkünfte zu beschränken, wodurch

die Natur und die Gränzen der Beschränkungen , welche

auf diese Weise entstanden sind, bestimmt werden , und

wornach Beschränkungen, welche unter den letzten Ge

sichtspunkt fallen, sofern. sie sich nicht aus Verfassung^

maßig gegebenen Gesetzen begründen lassen, nur auf das

Herkommen gestützt werden können. II. Jedes Ei-

g:nthum des Landesherrn an einzelnen Arten von Ee,

genständen kann nur auö befonderen Erwerbungs-

gründen hergeleitet werden , zu welchen aber freilich

auch eine gesetzliche auf verfassungsmäßige Weise ringe,

führte Bestimmung , l>urch welche sie für Eigenthum des

Staats erklärt worden sind, und der seit unvordenklicher

Zeit hergebrachte Besitzstand des Landesherrn gerech,

net werden muß. Hierauf beruht 1. die Regel, daß «.

die Gegenstande, welche dqs römische Recht als r«8 pu>

dlicse behandelt, als Staatseigenthum angesehen werden

müssen, jedoch nur soweit ihre Anwendung mit der beut»

e) lieber die Verhältnisse In kleineren Territorien , die aus bloß?»

Herrschaften entstanden sind, s. Prikt er Beirr, zum deutschen

Staats- u- Fürstenr. Th >. Nr>S. Kz?^«- Nr. 9. §11 u. f.

ck) S trüben rcchll. Bed. Tt). 5. Nr. >>g., Püttcr „. «. S.

Nr- >9> «°>
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scheu Verfassung nicht im Widerspruch sieht ; A daß die

Gegenstände, welche das longobardische Lehenrecht zu den

Regalien zahlt e) deswegen keineswegs in Deutschland zum

Staatseigenthum gerechnet werden können, da theils jene^

Bestimmung auf der Verfassung der Lombardei beruhte

und auf sie zunächst sich bezog, mit dem lombardischen

Lehenrecht aber keineswegs die lombardischen Rechtsinsti-

tute recipirt worden sind, theils auch nicht einmal mit

allen jenen Regalien dem Regenten ein Recht des Pri

vateigenthums an den Gegenständen zugesprochen wird,

auf welche sie sich beziehen, sondern bei mehreren dersel-

den die Rechte des Staats nur als ein Ausfluß der we

sentlichen Hoheitsrechte (§.264.) betrachtet werden/).

Doch läßt sich aus der Analogie der lombardischen Ver

fassung bei manchen Rechtsverhältnissen auch für die

deutsche ein Argument hernehmen, und jene Stelle des

LehenrechtS hat auf die Bildung der neueren deutschen

Verfassung entschiedenen Einfluß gehabt. 2. Auf dem

Herkommen beruht es, daß gewisse Gegenstände , unter

welchen die größeren Waldungen und gewisse Fossilien

die wichtigsten sind , allgemein zum landesherrlichen Ei

genthum gehören, weil die Thatsachen, welche die Ver

anlassung zu dessen Entstehung gegeben haben , bei der

Bildung der deutschen Landesverfassungen durchgängig

würksam gewesen sind.

.) n. ?. s6.

/) S. Rcchtsgcsch. §. z«2.
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§. 264.

». Wesentliche und zufällige Hohettörechte und Erwerbung bexsckbm.

Die Eigenthumsrechte des Staats an gewissen Ge

genständen und die Beschränkungen der natürlichen Frei

heit oder des Eigenthums bei anderen , welche zum Vor

theil des Regenten verfassungsmäßig eingeführt sind,

bilden die niederen oder zufälligen Hoheitsrechte (renalis,

acciSentsU« «. minor») , welchen die in der Staatsge«

walt ihrer Natur nach enthaltenen Rechte der Gesetzge

bung, Aufsicht und Vollziehung, als wesentliche Hoheits

rechte (reg. «sent. msjors) entgegenstehen. Sowohl

die ersieren , als die Ausübung der letzteren , sofern sie

bei einzelnen Rechtsinsiituten als Gegenstand des Privat

eigentums unserer Verfassung nach vorkommt «) , kann

eine Privatperson durch Concession des Staats erwerben,

welcher die unvordenkliche Verjährung gleich sieht ü).

I. In allen Fällen ist aber deren Ausübung den allge

meinen HoheitSrechten, mithin der Gesetzgebung und

Aufsicht des Staats unterworfen c) ; hie ersiere kann

zwar an sich die Privatvortheile , welche der Berechtigte

von dem Hoheitsrecht bezieht , nicht weiter beschranke,',

als dies aus policeilichen Gründen auch bei jedem ande

ren Eigenthumsrecht geschehen kann, aber durch ein vor-

«) Sie näheren Bestimmungen über die Frage , in wieweit auch die

'Autübung wesentlicher H?heltsrechte einer Privatperson zustehen

könne , gehören in das Staatsrecht-

b) ge prsoscript. S. >4, p. Ig. Thlbaut über Besi» 0.

Verjähr. §. 7S- Eine pr^eserixtio gettoits wie überhaupt ge<

«cn den FIscus, I<M jedoch das prcuß. kandr. zu: Th. z.

Til >4 §- ZS u. f. vcrgl. mit Th. 1. Tit. 9- §- e»g u- s.

e) S. Schnaubert Cvmment. zu Böhmers kehcnr. §.6z. S->4».

!
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behaltenes Sorninwi» clirecturn auch weitere Gränzen

bekommen. II. Vermöge allgemein durch Gesetze oder in

einzelnen Fällen oder angedrohter Strafe des Verluftes,

kann bei würklicher Verleihung wegen Mißbrauchs das

erworbene Hoheitsrecht verloren werden III. Wo<

bei einem Regal mehrere^Abstufungen vorkommen , ist

im Zweifel nur die niedere Gattung verliehen , da Ver« ^

äußerung nicht vermuthet werden kann, und soweit das

Regal nicht verliehen ist, kann es der Staat selbst aus

üben e). Insoweit aber keine Concurrenz bei Ausübung

des Regals aus einer auf diese Weise beschrankten Ver

leihung folgt, oder jene nicht den Gebrauch des bloßen

AufsichtsrechtS in sich schließt , kann sie nur durch be

sonderen Vorbehalt gerechtfertigt werden /).

Unter den Pertinenzen der Grundstücke kommen schon

in den älteste» deutschen Urkunden auch Gewässer (s<zus.

nun Sel-ursu») vor. Das longobardische Lehenrecht er-

ck) S> oben S- »2»> Note m.

«) Vcrgl. Schnaubert a. o- 0. §. 64. S- 146.

/) Ebendas. S- ^z. ^4.

«) F. L> v- Cancrin Abb- von dem Wasserrechte. Halle >7Sg —

ig««. 4 Bde. 4. «- Bülow u. Hagkmann ErKrter. B. ,.

Nr. z, L. I.. LoeKmer cks jure principis circa locs ct

opers public». Oap. z. §. Z sez. (LIevt« jur^ civ. ?. 1.

i) S. Rechtsgesch. S- 5». z«2. 54».

§. 265.

L. Einzelne Regalle«.

I. Wassccregal «).

«. Historische Einleitung i).
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klärt zwar die schiffbaren Flüsse für Regalien, aber,

wie es fchon die Glossatoren verstanden , nur in dem

Sinn , daß vermöge der Staatsgewalt dem Kaiser das

. ,.. Recht zustehe, Abgaben für die an jenen gestatteten An-

^ ' lagen und ausschließlichen Nutzungsrechte zu erheben,

mithin überhaupt den gemeinen Gebrauch durch Privile

gien zu beschränken c). Auch die deutschen Rechtsbücher

betrachten bei Gewässern, welche "ström weise" flie

ßen, die Schiffarth und die Fischerei als ein Recht

der natürlichen Freiheit ck), jedoch so, daß hergebrachte

^6 Nutzungsrechte an bestimmten Orten dadurch nicht beein

trächtigt werden dürfen c). Diese hatten wohl ursprüng

lich die anstoßenden echten Eigenthümer, und nur ^auf

ähnliche Weise wie deren Waldnutzung durch Einfor-

siung/) eingeschränkt wurde, scheint auch bei Strömen

ein ausschließliches Nutzungsrecht durch königliche Verlei

hung und von den Geliehenen erhaltenen Privilegien an

derer Z) Personen entstanden zu seyn. Die Benutzung

der Gewässer, die sicht^zu den Strömen gezählt wurden,

gehörte dagegen zu den Rechten des echten Eigev-

thums , wiewohl auch hier Beschränkungen durch die

Forstrechte entstanden sind, da Jagd und Sischerei im

Mittelalter als Rechte von einerlei^rt in den durch

°) N. ?. s6> Wergl. RechtSgesch. §. z6s. Note k.

ck) Sckchf. Laodr. B. ». Art. 2g.

e) Schwöb. Landr. Art 207.

f) S> Rechttgesch. §. 199.

«) S. z. B> Sv Kannst K«t. exiseo?. Wormav. im Urkundklv

buch Nr. 6g.

K) Bcrgl. sckchs. kandr. a. a. O.
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Einforsiung geschlossenen Districten angesehen wurden i).

Ein allgemeines Regal der Nutzung an Gewässern gab

es daher Licht, wiewohl freilich die Landesherrn vermöge

der LehenVriefe an Strömen, und vermöge ihres ausge

dehnten Grundeigenthums an andern Gewässern viele

ausschließende Nutzungsrechte hergebracht hatten, diese

an den letzteren der Grund Herrschaft immer zustan

den , wenn sie nicht von ihr verliehen waren , und die

Vogtei bei der Gerichtsherrschaft häufig em Anlaß ge

worden war, gleiche Gerechtsame an sich zu bringen.

§. 266.

/?. Anwendbarkeit der Grundsätze des römischen Rcchtö.

Die Lehre des römischen Rechts , daß jedes ilunien

pereune ein llumen publicum sey a), hat hergebrachte

Gerechtsame nicht aufheben können. Daher I. kann in

Deutschland 'jedes nicht fchiffbare Gewässer im Pri

vateigenthum und insbesondere im Miteigenthum stehen,

so fern dessen Rechte bisher daran ausgeübt worden

sind ö). II. Nur im entgegengesetzten Fall ist die römi

sche Regel anwendbar, und insbesondere muß jedes Ge

wässer für ein öffentliches gehalten werden, über dessen

Benutzung der Staat bisher verfügt hat c) , daher haben

,). Vergl. ,. B- die bei C- G- Rlceius Entwurf 4« Jagdgcrcch«

tlgkeit (2te Ausg. Franks. 1772. S ) S- 44 u- f. angcsübrten

Auszüge aus Urkunden.

a) l«. 1. O, ä« iluininidu« (4z, 12 ).

ü) v. Bülow u- Hagcmann Erötter. B- » Nr, z. § 4 — 6.

Vcrgl- Hagemann landivlrthschaftsr. Z. >4Z>

Ebenda s. §.!. z, besonders S. s«-
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nach dem Gebrauch und den Gesetzen «!) mancher Pro

vinzen alle Mühlenwaffer jene Eigenschaft. III. An

? schiffbaren Flüssen und anderen öffentlichen Gewässern

können Privatpersonen ausschließende oder den gemeine»

Gebrauch Hinbernde Nutzungsrechte hergebracht haben,

deren Erwerbung nach den Regeln von den Regalien (§.

264.) zu beurtheilen ist, und die von der Staatsgewalt

nur wie jedes andere wohlerworbene Recht aufgehoben

werden können. Wenn öffentliche Gewässer schissbarge-

niacht werden (welches vermöge der Landespoliceigewalt

selbst bei Privatgewässern geschehen kann) , bleiben sie

daher unverändert, sofern sie mit der Schiffarth bestehen

können, und wenn sie zu deren Besten wegfallen müssen,

gebührt den Berechtigten dafür vollständige Entschädi

gung e). IV; Der gemeine Gebrauch, der an öffent

lichen Gewässern statt findet, kann vermöge der Staats

gewalt HMränkt, durch Gesetzgebung an gewisse Regel»

gebunden werden, und ist der Aufsicht vermöge der Lan-

despolicei unterworfen. Eine.Anlage aber , welche ihm

hinderlich ist , setzt eine besondere Concesilon voraus /).

V. Auch die Ausübung der ausschließenden Nutzungs

rechte an öffentlichen Gewässern kann durch die Gesetzge

bung kraft der Landeöpolicei in bestimukte Gränzen ein

geschlossen werden (S. 264.) , welche jedoch auf Privat-

gewasser nicht anwendbar sind , außer sofern sie den

Umfang bestimmen, in welchem die Benutzung weder für

Beeinträchtigung der Rechte Anderer , noch für eine»

«i) v, Rohr HouShaltungsrccht. B. 4- ?av. i> § »5. v. Bülow

». Hagemann a. a O B >. Nr. 4- S- 6,. Note 6.

«) Strubcn rcchtl. B.d B «. Nr. gz.

/) «. Tülsw u. Hsgeuiann «. a O B i. Nr.z. §. ». S sz
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»Ku,u8 gehalten werden kann ; in dieser Beziehung ent

scheiden sie über die Gränzen der Benutzung beim Mit-

eigenthum und äomiolum utile Z).

§. 267.

x. Einzelne Verhältnisse.

I. In Ansehung der Frage, wem das Eigenthum

der Inseln, der Alluvion und des Flußbettes bei öffenk

liehen Flüssen zustehe, machen die Bestimmungen des rö

mischen Rechts heutzutage ohnstreitig die Regel aus, so

lange ein in dieser Hinsicht besonders hergebrachtes Regal

nicht erweislich ist «). II. Brücken an öffentlichen Flüs

sen ö) anzulegen, gehört unter die Rechte der Landespo-

liceigewalt ; die erhaltene Conceffion dazu , von welcher

auch die Befugniß, ein Brückengeld zu erheben, abhängt,

überträgt an sich auf eine Privatperson oder Gemeinde

zwar nicht zugleich die Verpflichtung, sie zu unterhalten,

ist aber zuweilen mit den zugleich verliehenen Nutzungs

rechten verknüpft. Gleiche Natur hat die Errichtung

einer Fähre, wobei die verliehene Fährgerechtigkeit nie

manden hindert, einen Kahn zu eigenem Gebrauch

zu unterhalten c). III. Die Befugniß zur Betreibung

der Schiffarth als Gewerbe hängt von den Bestim

mungen der Landespvlieeigesetze ab , und kann daher

t) Vergl. ebendas. B. >. Nr.

Xinck (Zusest. lor. I^in. l. Osp. 4g.

ö) ^K. ?riti<:K cte jurs ponUum. Upp. ?olv. ». ?. z. nr«. 4.

,. Rvhr HauöholtungSrecht. B- 8- Cap. g.

«1 v. BlNvm u. Hagemann Erörter. B 6. Nr.8z, §. s.

S- >. B- die SlbschlffarthSactc vom ,5. Junlu« igzi. Art. 4,

(Prot«, der PundeSversamml- Üb- >Z- S- >zs ).
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selbst zünftig seyn. Eine Art der Schiffarth ist das

AlbIen, sofern es mit Trag- oder Zimmersiößen (rste,)

geschieht. Das flößen mit unverbundenem Holze (ju,

ßrutise) ist hingegen auf Privatgewässern ein Recht des

(echten) Eigenthums , sofer« es vom Landesherrn nicht

als Regal hergebracht ist; auf gemeinschaftlichem Ge

wässer kann es, weil es meistens als ein Hinderniß des

freien gemeinen Gebrauchs betrachtet werden muß , oder

Beschädigung der Mkteigenthümer veranlaßt , selten und

auf öffentlichen Flüssen nie anders als vermöge einer lan

desherrlichen Concession ausgeübt werden, die sich unter

Boraussetzung der Entschädigung der Vetheiligten auö

den nehmlichen Gründen rechtfertigt, wie das Schiffbar-

machen der Flüsse e). Die Gestattung"emes LeinZads

zum Besten der Schiffarth kann vermöge der Landeöpo-

lices den Besitzern der anstoßenden Grundstücke aufgelegt

werden/). IV. Die wilde Fischerei s) in Privatgewas

sern ist im Zweifel nach Analogie der Jagd zu beurthei-

len, welches, für Besitzer von Gütern, die nicht Eigen-

thum stnd, zwischen ihnen und dem Grundherrn entschei

det, jedoch an sich n^ch für die Regalität der Fischerei

nichts beweist. Oeffcntliche Gewässer sind meistens durch

die Befugniß des Landesherrn , den gemeinen Gebrauch

zu beschranken, zu "Bannwassern" geworden. Die Aus-

«) S. überhaupt: ?. Dürr Ss jure gratis« vom Flößncht.

KloZunt. 1762. 4. <Ie (Zrsiner Ob«, zur. ?c>in. l. Ok5.l6?.

v. Bülow u. Hagcmann pr«t. Erörtcr. V-6. Nr.sz. s >-

/) O. lZ. Liener cle 5emita nsutsriim. I^ivs. >7g?> 4»

5) Im Gegensatz der zahmen in gegrabenen Teichen , deren Anlc,

gung Recht des ElgenthumS^iK- ^,VcrSl. sckchs. Laodr- B.

Art- »S-
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Übung des Rechts ist vermöge der gewöhnlich obwaltenden

Verhältnisse (nach den Regeln §. 266.) ordentlicherweise

an die landesherrlichen Fischereiordnungen gebunden, nach

welchen daher auch Fischereifrevel zu bestrafen sind K).

V. In Rücksicht der Befugniß , das öffentliche oder .ge

meinschaftliche Gewässer zur Bewässerung der Grundstücke

zu benutzen , folgt aus den allgemeinen Regeln , daß

diefe anderen im gleichmäßigen Gebrauche oder ihren her

gebrachten ausschließlichen Nutzungen (z. B. den Mühlen)

nicht nachtheilig werden darf, sofern nicht ein besonderes

(ausschließendes) Recht in dieser Beziehung als Servitut

begründet ist; auch liegt in der Landespolicei die Befug

niß, selbst bei gemeinschaftlichen Wassern, wenn sich die

Interessenten über eine Wasserungsordnung nicht veren

gen können, diese vorzuschreiben i). VI. Zum Schutz

des gemeinen Gebrauchs sowohl als besonders herge

brachter Rechte passen die römischen Interdikte />).

§. 26Y. .

Insbesondere ,. Mühlen.

Die Anlegung der Mühlen an Privatgewässern ge

hört zu den Eigenthumsrechten «), wenn nicht ein Müh-

K) S- überhaupt: Hagemann Landwlrtbscha'störccht. z.2vg— «i.

Von der Koppelflschcrei : v. Vüloiv und Hagemana

pract. ErKrt. B- >. Nr.

. >) 'Hagemann kandmlrthschaftsr. §. ,34. 145 «,9.

i) 1^. 1. IZ. 11« izuiä in klumine nudl. (4Z, >z.) 1^,. I. pr. O.

ck« ttumiiübus (45, lZ.). v. Bülom u. Hageman» Erörter.

B. ,. Nr. z. Z. z.

g) I. klvring tr. cke molenäini» eoruinczue jure. ^runeok.

166z. 4. Z. Kein Kart Ii 6o ec> c^uock cirvs mslendino»
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lenregal hergebracht ist, das sich dann meistens auch auf

Windmühlen erstreckt 5). Hiervon ist die in LandeSge-

setzen öfters gegründete Notwendigkeit nner Eoncession

zu einer Mühle , die nicht bloß zum eigenen Gebrauch

bestimmt ist c), und die vermöge der Landespoliceigewalt

vorbehaltene Genehmigung zu unterscheiden , welche bloß

eine Untersuchung zum Zweck hat, ob der Bau nach sei

ner Einrichtung und den Localverhältnissen nicht anderen

Berechtigten zum Nachtheil gereiche oder gemeinschädlich

sey <i) , und im ZweiM muß bei Privatflüssen nur diese

Aufsicht über die Ausübung dor Eigcnthumsrechte vermu

tet werden. Au öffentlichen Flüssen ist eine Eoncession

schon nach den allgemeinen Regeln (§.266.) notwendig,

hier daö Recht , die Eoncession , auch gegen einen

MühlenzinS, zu ertlMen oder zü veMeigern, unbeschrankt,

während die landespoliceiliche Aufsicht nur berechtigt, die

Eoncession aus bestimmten Gründen zu versagen e). Doch

kann auch bei dieser ordentlicherweise nur die Fraze, ob

behauptete Berechtigungen gegründet sind, Gegenstand

rum exstructiooekn stqu« Ksnnuin justuin «5t, Oott. 1740.4.

v. Billom lu Hagem«»« Elörtcr. B- 4- Nr. !. Bergl.

besonders : v, 0 Berken B.mcrkungcn über die beim Wasser»

hau — vorkommenden Rechtsfragen, Essen u Duisburg »819. S.

i) Strubeo rechtl. Bcd. B- 2. Nr- 4»- B s- Nr. LS- Hagc«

mann Landwlttbsckastsr. §«18. Ucber Sachsen s. Haubold

söchs. Privatt- § 566.

,) S- z. B v. Bülow u. Hagemann a. g. H. §.z.

ck) S> ctendas. § 2, Prrußlsche Berordn. vom »8- Oet >s>o.

Gksetzsamnil. >S»o. S- 9S u- s-

.) », Bülvn, u Hsgeniann a. a. O- Vcrgl. preuß. Veroron.

a. a. O. S> S-



Abth. IV. Regatten. 657

eines Rechtsstreits werden , da im übrigen die Untersu

chung der faktischen Verhältnisse regelmäßig als Policei-

sache behandelt zu werden tzAegt/ und auch an sich schon

unter der Boraussetzung des Bestehens solcher Poli«

eeigesetze überhaupt meistens behandelt werden muß. —

Von der Veränderung der äußeren Einrichtung bereits

vorhandener Mühlen galten die nehmlichen Grundsatze,

wie von deren ersten Einrichtung^

. . .' A. 269.

». Lelchrecht «>.

Die Eindeichung des Meeres und der Flüsse zu ver,

Anstalten, und die Deiche zu unterhalten, ist an sich ein

Recht der Landespvlicei ; schon die ältesten Einrichtungen

dieser Art beruhen aber zugleich auf Unternehmungen der

für diese Anstalten in Gemeinheitsverhindung (als Deich

band, Deichacht, rmiver»i.tsg sggerslj,) getretenen In

teressenten ö) , welche besonders in neuerer Zeit unter hie

genauere Aufsicht und Leitung der höheren Landespolicei-

behörden gesetzt worden sind. Dem Staat sieht daher

«,) Z. LseKm»»» Se jure «ggsriim. Ltsäss >6zo. q. (I. W>

v. H unrlch) Entwurf des jetzigen Oclchrechts in den Marsch«

Underv der Hcrz. Oldenburg u. LelmenhorK- Brem. ,763. 8.

O, UsiveOke» tentsmins juri5 sgzerslis reip. Lrs-

mensi«. «ou. 1774. 4. Wolter Grundsätze zum Verfahren

in Deich' und AbnMerungSs<,chen, mit Zusätzen von K- Wolt'

mann u. F. G.Koch. Glückst. »795. 4- F. St. Dämmert

da« Selch, u. Strvmhaurecht nach ailgcm. positiven u. Hanno»,

randcsrechtcn. Hanno«. tg,6. s Thle. ». Ha gewann Land«

wirthschaftSr. Z. ^69— > 8«. Runde deutsch. Privatt. sechöte

SluSg, §. — ,2z.

d) Sächs kandr. B. 2. Mt. s6.
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t. die Gesetzgebung c) und mittelst dieser die Abänderung

des älteren auf Gewohnheit beruhenden Deichrechts zu ;

L. er führt die Aufsicht über die Ausführung der hierauf

beruhenden Art des Deichbaues , dessen Leitung zunächst

den Deichbeamten (Deichgreven, Deichrichter, Deichge-

schworne) gebührt. Die Kosten der Unterhaltung tref

fen alle cultivirte Grundstücke , welche nicht durch ihre

Lage, sondern durch den Deich geschützt werden ("kein

Deich ohne Land, kein Land ohne Deich"), und keine

,> 5 Exemtion ist dagegen zulässig ; auögedeichten Ländereieo

„ , wird dagegen die Deichlasi abgenommen, aber ohne Ent

schädigung , wenn der Deich nicht bloß der größeren Ko-

stei? wegen zurückweicht el). Die Leistungen, welche in

der Deichpflicht enthalten sind , treffen schlechthin den

Besitzer des deichpflichtigen Landes nur mit Vorbehalt

des Regresses, wenn er keine Reallasten zu tragen hat e).

Die Betreibung des Deichbaues geschieht entweder nach

dem Communionfuß aus einer Deichcasse auf gemeine Ko

sten, oder durch die einzelnen Deichpflichtigen , derm je

dem ein Theil des Deichs zur ordentlichen Unterhal

tung zugewiesen ist (Pfanddeich'una.). Die außeror

dentliche Deichlast trifft aber al5 Roth hülfe im Augen

blick der Gefahr alle Bewohner der bedrohten Gegend,

. als Beihülfe, bei der Pfanddeichung wegen unge-

c) Heber dle alteren Oelchordnungen s. Drcycr Miseellaneen. S-

! ^ 27- Die besonder« vollständige bremische Selchordnung

v. >74z. im Andang der brem Vcrorbn. S. »46 — »47.

Wergl- Runde o- «, Q- §. >>z. Note d. c.

^) ^rg. Ii. 24. §. z. O. <?e äsivv« inlect« (zg, 2,). Runde

0. a. O. z. 121. Note ß,

t) Wolter« a. a. O. § 25. «6. S- Runde a. g. 0. §. "K.
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wohnlicher Beschädigung, bei jeder Art deSBaues wegen

gemeinschaftlichen Interesse , den ganzen Deichband im

Gegensatz des einzelnen Pfandes, oder auch mehrere be

nachbarte Deichbander. Der Uferbau ist nur ein Theil

des Deichbaues , für die Unterhaltung der Siele (emis>

,oris) kann abec eine eigene Sielacht bestehen. Der Deich

selbst ist Staatseigenthum und eine befriedete Sache;

dessen Benutzung wird daher durch die vom Staat vor

geschriebene Deichpolicei regulirt , wiewohl deren Gestat

tung die Deichlast nicht erschweren darf /). Zu den

gewöhnlichen Privilegien des Deichbaues gehören : Vorzug

der Forderung des Deichbands an den Deichpflichtigen im

Concurs , selbst wohl der Forderungen anderer , die

zum Deichbau creditirt haben, ein privilegirter Gerichts

stand für Streitigkeiten in Deichsachen , und ein summa«

rischer Proceß, bei welchem in den Fällen, welche keinen

Verzug leiden , dm. Rechtsmitteln der Suspensiveffekt

versagt wird. ^ > l/' 5 «-

§. 27«.

ll. Wege und Landstraßen »).

Wege, die zur gemeinen Communication dienen und

daher nur mit Genehmigung des Staats geschlossen wer

den können, heißen Landstraßen im weiteren Sinn,

f) Runde a. «. O. §- >2«.

e) Das Spadenrecht Ist meistens nicht mehr üblich. Runde

z. n5> Note v.

?oin. ?. >. nr«. 14). I.o?s«r sp. goi. p. Berg Po>

lli?eir. Th. z. S. S46 u. f. S trüben rechtt. Bed. Th. 4.

Nr. >s> H a g e m a n n Landwirthschastsr. z. »43.
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öffentliche Wege (vis publica). Bon diesen machen die

regelmäßig im Eigenthum deS Staats siehenden Land

straßen oder Heerstraßen (vis reg!») ö) nur einen Theil

aus, und sehr viele Communicationswege stehen auch im

Eigenthüm von Gemeinden oder Privatpersonen. Die

letzteren, sofern sie nicht jene Bestimmung haben, können

vermöge deS Eigenthums nach WilltMr geschlossen wer«

den ( Feld- »nd Holzwege, Nebenwege, Richtwege c)).

Die Anlegung eigentlicher Landstraßen ist ein Recht der

Landespolicei , wovon die Befugniß, einen Gemeindeweg

in eine Landstraße zu verwandeln , oder diese über Pri

vateigenthum zu führen und die Interessenten für ihre

verlornen Rechte zu entschädigen , eine Folge ist. Die

Unterhaltung derselben ist eine allgemeine Landeslast r5),

zu welcher daher die Landfrohnden nicht weiter gefordert

werden, können, als sie hergebracht sind e), während

dagegen die Unterhaltung der Gemeindewege zu den

Eommunallasien gehört und wenigstens zunächst der Los

calpolicei anHeim fällt/). Sofern aber Gemeindewege

b) Sckchs. Landr- B> ». Art. 5g.

e) Die letzteren Ausdrücke werden aber auch für die öffentlichen

Straßen gerraucht, die bloße Gemeindemcge M; s. Hage«

mann a- a. O.

6) RetchsschluS von »670. Neue Samml. der R- S. Tb- 4.

S- 76-

,) Besonder« wichtig bei der Verwandlung solcher Wege in Kunst«

strsßen. kukeaiZork O05. jur. univ^ 1'om. z. Ob«, uz.

Preuß. Laodr. Th- »- Tit. »s §- »7. I. 4. Keu«, 6,5«.

Munition« visrum vudl. 1°uK. R781.

/) Die nächste Quelle, au« welcher die den Einzelnen treffende

Verbindlichkeit deurtheilt werden muß , ist daher die Gemeiode,

Verfassung. Doch sind in Rücksicht der Wege in St«teo und
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zu Communicationswegen dienen, und die Kosten die

Kräfte der einzelnen Gemeinden übersteigen, folgt aus

ihrer Bestimmung das Recht , die Beihülfe anderer Ge

meinden in Anspruch zu nehmen, welche die Wortheile

der Verbindung genießen s).

§. 271.

vi. Berg« und Salzregal «)>

,. Historische Einleitung i).

Das ausschließliche Recht des Staats, gewisse Fos

silien zu gewinnen, bildete sich zuerst in Rücksicht der

edlen Metalle als ein Recht der königlichen Gewalt

durch daS Herkommen, welches schon im 12ten Jahrhun

dert entschieden war c), und sich allmälich auf alle Me-

Zlccken auch die Bestimmungen dcS römischen Rechts anwendbar.

/ ' Ii. -u». z. z. O. cke vi« pudl. (4Z, II.). ?ukenäork g. g.

O- §- >. Gstörs bürgerl. Rechttgel- Th- ,.. S. 8,6. Die

Erhebung eines Wegegeldes ist von der Bewilligung dcS Staatö

abhängig. Hagemann a. a. O-

g) Struben a- a. O-

«,) ?K. >Vsß»er Oorrius juri, inetslliei. Leipzig >7gi. Fol.

Pceuß. Lande. Tb. 2. Tit. ,6. §. 6g. I. g). Bausse Ein,

leitung zu den in Deutsch!, üblichen Bergrechten. Leipz. 174«. 4.

A> W- Köhler Anlcit. zu den Rechten bei dem Bergbau in

Kursachsen. Freib. ,786. 8- F. L- v. Cancrin Grundsätze 'des

deutsch- Dcrgs u. Salzrechts. Franks. 179«. 8.

d) S. Rechtsgesch. 8. 58. »97- z«7- 362. Z95. 5Z4- 548. I.

F. Meyer Versuch einer Geschichte der Bcrgwcrksverfassung u.

der Bergrechte des Harzes im Mittelalter. Eisenach. >3»7. 8.

I. F. Gmelin Beiträge zur Geschichte des deutsch. Bergbaues.

Halle !?Sz. S-

e) Söchs- Landr. Ä i- Art- sS» Schwab. Landr. Art. ,2,.
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talle ausdehnte. Den einzelnen R«ichsstänben wurde es

anfangs durch Privilegien verliehen , und in dem Umfang,

welchen es im 14ten Jahrhundert erhalten hatte/ als ein

Vorrecht der Kurfürsten anerkannt ; späterhin ist es

unter dem Vorwand der unvordenklichen Verjährung als

ein Recht der Landeshoheit in Anspruch genommen, und

in neueren Zeiten durch das Reichöherkommen geschützt

wordene). Die Concessionen, auf landesherrlichem Grund

und Boden , wo die meisten Fossilien gefunden würden,

die einen künstlichen Bergbau erforderten, einen sol

chen anzulegen, welche seit dem 16tett Jahrhundert im

mer gewöhnlicher wurden , veranlaßten Gesetze , durch

welche der Bergbau, unter gewissen Bedingungen, jedem,

der stch bei einem dazu errichteten landesherrlichen Berg

amte Um die Verleihung melden würde, frei gegeben

wurde ; dadurch hat ein noch neueres Herkommen in

vielen Ländern das Regal bald überhaupt dem Objekt

nach , bald nur in sofern weiter ausgedehnt , als ein

. Unternehmer das Recht erlangen kann, auf fremdem

Grund und Boden einen künstlichen Bergbau anzulegen,

oder der Eigenthümer, der diesen treiben will, eine Ver

leihung nachsuchen muß, wenn er auf Fossilien bergmän

nisch bauen will , über die nach dem Herkommen ober

den Gesetzen dergleichen ertheilt wird /).

ck) GvldncTullr. Kap. g. Z. >. — Universs5 Sliri et Si-Zeini

tockinas st^ne miner ils stsnni , cuori , vlumdi , kerri et

alteriu, cujuscu»<ius nietslli , so etiiun 3sll« — .

«) äe Quäolk Ubserv. 5. t. Ods. ,gg. »ro. 7. StrubkN

rechtl. Bcd. Ts. «. Nr. 77. G c r st l a ch e r Handh. der Rclchj,

gcs. Th. >«- S- 2? >6.

f) S> Rcchtögesch. g. 54S.
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/ §. 272.

». Heutigst Unisang des Bergregals «).

Das Bergregal besieht daher jetzt theilS auS der

hergebrachten Befugniß, gewisse Fossilien lediglich wegen

der Regalitat deS Gegenstandes zu gewinnen , theilS

in dem Recht , kraft der Landespvliceigewalt auf Mine

ralien , welche in Gangen und Flötzen streichen und nur

durch künstlichen Bergbau gewonnen werden können , Ver

leihungen zu ertheilen ("den Bergbau für frei zu erklä

ren"). I. In der ersteren Beziehung beruht der Umfang

der Regalität zunächst auf dem besonderen Herkommen,

und diefe kann daraus allein noch nicht hergeleitet wer»

den, daß über gewisse Arten von Fossilien in den für

den Bergbau vorzüglich geeigneten Gegenden Verleihun

gen ertheilt worden sind. Die Vermuthung ist vielmehr,

abgesehen von Metallen ö) und Steinsalz (g. 271. Note

ä.) , bei allen übrigen Fossilien gegen den Staat c).

II. In der zweiten Beziehung giebt das vollständige Ei

genthum oder dessen Benutzung (§. 221.) ,/) , so lange

«) Horn j»ri«z»rug, kenäsl. Nsp, g. Tb. ». Wagner über den

Bcwels d« Rcgalitdt dcs Bergbaues. Freid- »?94- »- Leig

Lebrb. des deutsch. Staatsr. §. ,20.

b) Doch finden sich auch hier provlnclelle Ausnahmcn, besonders in

Rücksicht des Eisens. S. j, B. Wsgner Oorx. jur. metsll.

S. "78.

«) Eine Gesetzgebung, welche die RenaliM s<br weit ausdehnt,

nitbcklt das preuß. Landr. II, >6. z. 6g u, s. Auch die preu«

ßischcn Proviinialrechke sind zum Thetl dem Eigenthum wenig

günstig. S- Wagner «. «. O-

<k) Las nehmllche , was vom Leben gilt , muß im Zweifel auch

vom Colonatrecht gelten, f. sckchs, kandr. B> ». Art. S4-

42
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weder Regalität deS Objects noch bereits eingeführte be»

sondere Gesetzgebung entgegensieht, das Recht selbst zum

künstlichen Bergbau e), und die Befugniß des Staats,

die Abgaben, welche bei Verleihungen auf einem nicht

im Privateigenthum stehenden Grund und Boden üblich

sind, auch von dem Eigenthümer zu fordern , muß be

sonders hergebracht seyn. M. Aus der Landespoliceige-

walt' läßt sich nur folgern , daß durch die Gesetzgebung

eine Verpflichtung des Eigenthümers eingeführt werde»

könne , die Benutzung für das gemeine Beste wichtiger

Fossilien gegen Entschädigung zu gestatten, wenn er sich

derselben nicht selbst kraft Eigenthumsrechts unterziehen

will/). Insoweit laßt sich daher auch behaupten, daß

durch Gesetzgebung für alle Fossilien, die nur durch

bergmännische Kunst ausgebracht werden können,

die Zuläfsigleit der Verleihung eingeführt werbe»

könne , wodurch aber weder Regalität des ObjectS

entsteht , wenn sie ohne jene gewonnen werden können,

noch der Bergbau jeder Art , der sich nicht über die

Gränzen des Eigenthnms erstreckt , an eine Concession .

gebunden wird. IV. Als die Regel muß daher betrachtet

werden, baß Salpeter K) und andere Salzarten, Stein,

«) S- velft «. a. 0.

/) Dergl. v. Berg Polseelrecht. Th. s S- 4c>S>

e) S- Pütter SrSrter. de< deutsch- Staats» uod Fargenr. Tb- s.

H. ,. Nr. >8. Z- >«.

K) S- Pütter a- «. O- Nr. »7- »> Berg Veobacht. u. Rechtt,

scklle. B. i. Nr- ,L.
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kohlen und Braunkohlen ,) und ander« Jnfiammaollien i),

Torf /) , Erdarten und alle Arte« von Steinen m) ia

keiner Hinsicht zum Bergregal gehören , wenn gleich bei

manchen dieser Gegenstände, wenn sie durch künstlichen

Bergbau gewonnen werden sollen , daS Herkommen oder

die Gesetzgebung daö GegentheU eingeführt haben.

S. 273.

5. Arten de» Verleihung,

l. Eine Verleihung , die der Staat in Folge der

Freierklärung des Bergbaues gewahrt, giebt nur daS

Recht, unter Leitung des landesherrlichen BergamtS die

Fossilien zu gewinnen , die sich innerhalb eineö nach be«

stimmten Gränzen verliehenen "Feldes" befinden a). II.

Die Verleihung des Bergregals selbst überträgt dagegen

alle Rechte des Staats (concessio pleus) b) ; nur bleibe

der Berechtigte den Bergordnungen und der Bergpolicei

unterworfen ; auch kann sich der Staat einzelne Rechte,

besonders auf Abgaben vorbehalten haben (oonce5sio mi>

»uz pl^ns) c). Die Befugniß, ein «genes Bergamt zu

^ Wergl. Hagems« 0 kandmlrthschastsr. §. 14«. Viele, besonder«

ältere Schriftöcller sind cmgegengesctzt« Meinung. I. ?. vorn»

kelü cke jure circs litkUnträOLZ. l^ips. 174». 4,

!t) Hagemann a. a. S. §, »4>>

k) Pütter a. a. O Nr. ig.

m) S trüben rechtl. Beb- Tb> «> Nr. 77.

,) S> ä» Uergor ile jure <z„sckr«tursi! motsllieae (ovM

Rech« der Vicrung). VttvK. ,«0». 4- F> I- Mctcr bergrecht«

lichc Beobachtungen (Leipz. ,8«z. S-)> Nr. > und 5»

d) Peisplcle s. bei Köhler g. a> 0- S> 64-

e) Vergl. prcuß- kandr. §. >«6 — iv«.

43*
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bestellen , durch dieses bergrechtlich« Verleihungen zd

ertheilen und den Bergbau zu leiten , auch wohl selbst

Bergordnungen abzufassen , enthalt mehr als das bloß«

Bergregal und muß besonders erworben seyn , wiewohl

eö in diesem Umfange besonders bei dem der Souverän

netät unterworfenen Herrenstand vorkommt. Auch in

diesem Fall erfordern jedoch dergleichen Bergordnungen

die Bestätigung des Landesherrn , und dessen Behörden

bleibt immer die obere Aufsicht. III. In Beziehung auf

das Object kann das Bergregal ebenfalls mit Beschrän«

kungen auf bestimmte Arten von Fossilien verliehen seyn.

Hierauf bezieht sich der Unterschied zwischen dem hohe«

und Niedern Bergregal , wo er würklich hergebracht ist ;

zum ersteren werden Hann die edlen Metalle , Edelsteine

und Steinsalz gerechnet ei).

§. 274.

JMcsondere bergrechtllche« Lehen.

«. Erwerbung desselben «).

Bei der Freierklärung deö Bergbaues kann nicht nur

eine Verleihung bereits in Bau begriffener Lagerstätten

von Fossilien , soweit sie noch nicht verliehen sind , statt

finden, sondern auch die Erlaubniß , nach Fossilien zu

suchen (schürfen), von den Bergömtern erlangt wer,

den ö). Der Finder wirb dadurch berechtigt, vor An«

<?) S- v- Berg Beobacht. u. Rechts. B. ». Nr. »S-

«) 0. Oietr tw jure 5eniorstiu nietstlici. Lrk. I?«?.

», §. I — II. Köhler «j. a. O. Abschn. I. Aap. 6. Herder

o. «. O- Z. »7 2«.

d) Die Berggesetze bestimmen , unter welchen Bedingungen hkerju

Schurfzettel ertheilt werden dürfen , und wie dieses Recht , i«
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dern die Fundgrube zu muthen, «nd die Verleihung

des gefundenen Ganges c) bis zu einer gewissen gesetzlich

bestimmten Ausdehnung zu erlangen <H ; dieser Borzug

ist aber an gesetzliche Fristen beS Anfangs und der Forts

setzung des Baues und der Muthung gebunden. Die

von dem Bergamt errheilre Belehnung giebt ein berg-,

rechtliches Somwiurn utile . welches sich auf einen beson«

doren bergrechtlichen Lehencontract gründet e). In dem

Sominiur» äirectum ist dagegen das Recht des Rückfalls

unter' den bergrechtlichen Bestimmungen / die Befugniß,

den Bau durch daS Vergamt zu leiten und gewisse berg,

übliche Abgaben zu fordern , unter welchen der Zehnte

von der Ausbeute und eine Abgabe von den Zechen (Jua»

tembergelver , Receßgeld) die gewöhnlichen sind ; bei de»

edlen Metallen hat der Landesherr auch den Vorkauf,

welcher aus der Landeshoheit entspringt, und daher auch

bei der c«nce«io plens und lviou« plens vorkommt /),

bei andern Metallen aber nicht immer vorbehalten ist g).

ionderheit auf Brivatcigcntbum , auszuüben ift. Bergl. Bause

g, a. O- S- 9Z

,) Uebcr den Unterschied zwischen Gang, Flötz, Stockwerk u- s. ».

s. Herder a. «. O- § 4 — >s-

«y S- Herder § »> u. f. Vergl. xreuß. ka.ndr. a> a. H.

S- >S5 ^ >S7-

«) Struben rechtt. Beb. lü>. 4. Nr. 5»- L ^- Ooertvg S«

»i. I«srb. 173z. Ein beschranktes Eigentbum will Wen ck (s.

§. »75. Note d.) ihvkn zugeschrieben wissen. B«gl. das. auch

über die kitteratur z.

(in dess- O>»», cks reg«liku». <Zie«. 1676.).

«) Vergl. preuß. kandr. a. g. O. L S5 97.

/
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Von diesem ist das Recht des CrzkaufeS zu unterschei«

den K), welches jedoch noch Zeine Folge von dem Man,

gel eigener Hüttenwerke bei den Beliehenen ist , obwohl

diese meistens eine besondere Coneession voraussetzen i).

Auf ähnliche Weise wie das Recht deö Bergbaues auf

Fossilien, kann das Recht, einem Stollen zum Behuf von

jenem zu treiben , und dadurch eine Stollengerechtigkeit

v>i> de« Vortheilen, welche sie gewährt, von Privatper,

sonen (Stöllner) durch Belehnung erworben werden t). .

S. 275.

Betreibung de« BngbaueS «od Verlug der «langten Rechte.

Der Beliehene, wenn er für seine alleinige Rechnung

den Bergbau treibt, heißt ein Eigen lehner, ein AuS,

druck, welcher auch dann noch gebraucht wird, wenn ex

nicht über acht Personen in das Gesammteigenthum z«

ideellen Antheilen (Bergtheilen, Actien) aufnimmt, um

mit ihnen auf gemeinschaftlichen Verlag und Gewinn zu

bauen (Gesellenbau, Lehenschaft). Eine größere Anzahl

führt den Namen Gewerken und ihr Gebäude heißt

eine Zeche a), die Bergtheile selbst werden hier Kuxe ö)

genannt, deren t2S außer einigen Freikuxen zu sevn

K) E. Haubold »cht, V'watr. 8^ s«. Preub. kaobr. L. S«.

>> S, preuß. Laodr. a. a. O. S> «5 ^ Kt>

t) S. vreuß. Landr. §. »zl— ,5,. Haubvld a. «. O. ö »64-

Meyer a. «. O> Abb. «-

»> ,S> Bause a- a. O- S. 9'>

d) lieber die Vergtbcile überbaust s. S. ». «. WencK cke (la-

mini« partium nietsllivsrnm, l^ips. >g>4. q. Ukb« die ?lv»

mvlvglc des WortS f. <I, ,7.
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pflegen. Bergtheile gehören zum unbeweglichen freien

Eigenthum c) und können frei veräußert werden , die

Uebertragung derselben ,m>ß aber immer zum "Gegen-

buch" «?) des Bergamtes angezeigt werden, welches

darüber Gewehrfcheine ausfertigt. Die Verhältnisse der'

Lehenfchaften und Gewerke sind nach den Grundsätzen

vom Miteigenthum und der Societät zu beurtheilen e),

die Theilnehmer können daher als eine Genossenschaft

contrahiren und ihr Eigenthum mit Schulden belasten.

In Rücksicht ihres Eigenthums vertritt sie ein Lehen,

träger; für die Betreibung des Geschäfts, namentlich

zur Abschließung ihrer Contracte mit den Arbeitern

(Knappschaft), und über die Materialien , welche

ihnen geliefert werden , ist ihr Bevollmächtigter unter

Leitung des Bergamtes der Schichtmeister ; die Grän-

zen feiner Gewalt bestimmen sich theils durch die Berg

gesetze , theilS^ durch erhaltene Aufträge/). Die Con-

tribution zur Betreibung des Geschäfts (Zuöuße) wird

von den Aktionärs nach Vorschrift des Bergamts geleistet,

welche ihrer Bergtheile verlustig werden, wenn sie dieser

Verpflichtung nicht in gesetzlichen Fristen Genüge leisten

(in daS Retard«! fallen). Wenn sich die Zeche aus der

Ausbeute erhalten kann, wird auö dem Ueberschuß der

e) Meier a. a. O- Abb. 4- (Vom Recht der Kure). Vergl.

Wenck a, a. O- §. ?«. '

«k) C H Horn Trattat vom Gegenbuch. Frelb. '7»>. s> I, F.

Klotsch vom Gegeoduch. Chemnitz. 17k«. S.

«) lZ Lcliinickt cke origine et juribus «««etsliz mekällieae.

l^iv>. 1778. 4> L. H. cke Liecks rmsnn cke juribus »iugu-

/) E. i B preuß. Landr. g. g. O. §. ,1« — ,»>.
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Verlag allmälich zurückgezahlt (der Receß getilgt); wenn

sie sich ganz frei gearbeitet hat , und Borrath zum ferne

ren Betrieb besitzt, wird der jedesmalige Gewinn getheilt,

und bei einer solchen Zeche, die "in Ausbeute sieht",

participiren auch die Freikure ß). Nur durch de» Fort«

bau confervirt die Gewerkschaft und überhaupt jeder Be?

liehene sein erworbenes Recht ; eine Grube , die nicht

bauhaft erhalten wird, wird als derelinquirt behandelt

und "fällt in baö landesherrliche Frey", so, daß neue

Muthung und Belehnung statt sinket K). Gleiche Wür,

kung hat es, wenn alle Kuxen in das Retarbat fallen i).

, §. 276.

Privilegien dcö Bergbaues-

Außer den Privilegien, welche hausig den Bergsiadtn,

zu Theil geworden sind , gehören unter die gewöhnlichen

Begünstigungen des Bergbaues : . 1. die Befreiung des

Bergwerkseigenthums von Arrestanlegung s) , Abschoß

und Consiscation. 2. Der Vorzug, den die Bergleute

in. Rücksicht ihres Lohns ö) , und audere Gläubiger für

den Bergbau überhaupt in Rücksicht ihrer Forderungen

genießen , wenn Gewerken und Eigenlehner in ConcurS

gerathen ; das Bergwerkseigenthum wird hier von der

«) Vergl- preuß. kandr. a. a. S §, 263 — z«6.

K) Vergl- ebendas. §. >S3 u f. Herder g. a- O. § s«.

») Vergl. preuß. Land r. §. «8^ 237.

") Vergl. preuß. Landr. §, zzz — Z40.

ö) Sie stehen auch tn Rücksicht der Verpflichtung der Eigenlehner

und Geivcrke , sie bei Krankheiten und Unglücköfilllcn zu unter»

ikkyen, in einem eigcnthümlichcn Vcrycktniß. Vergl. ebenda,'.

§, — 2,0.
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ihrigen Concursmasse separirt und die Berggläubiger dar

in nach den Berggesetzen loeirt , wobei die Arbeiter das

Privilegium des LiedlohnS genieße» c). 3. Der privile»

girte Gerichtsstand des Bergpersvnals vor dem Bergamte,

«nd das korum pttvileßistuk» esussruoi , welches vor

diesem in allen Sachen begründet ist, welche den Bergbau,

und das Hergwerköeigenthum betreffen.

K. 277.

Salzquellen «).

Salzquellen werden zwar nach den Landesrechten-

häusig zu den Regalien gezahlt ö), wozu vorzüglich daS

longobardische Lehenrecht die Veranlassung gegeben hatc*),

gehören aber nach dem Herkommen , wie die Geschichte

der ältesten Salzwerke beweist zum Privateigenthum

an Grund und Boden ; die Bermuthung ist daher , so,

wie in Rücksicht der Mineralquellen überhaupt, gegen

ihre Regalität e). Ltzo sie von Alters her im Privat«

eigenthum stehen , ist dieses häufig ei» Miteigeuthum,

«) Wergl. eben das. z. Z4i — 54,4.

«) lieber das Historische vergl. E. O- Höllmavn deutsche Finanz,

»eschichte des Mittelalters. S- 60 — 77. Dess. Gesch. des

Nrspr- vn Regalien. S> 6, — 7S. — S. l?«geIKre<:Kt

Oomm, >I« jure 5sliusrui». Kelrurt. 1667. reo, »7gs. ?. kl.

luug öe jure «slioaruin. Lott. >74Z> 1

d) lieber das sckch fische Recht s. Oenck a. 0, O. > Note 6.

Vreuß. Lande. II, >«. §. 71.

«^) II. ?. 56. ?i«c»I^onum reäitu, et ssliusrum.

<i) S- besonders I. C. Förster Beschreibung des hallischen Sali«

werke«. Halle ,795. g.

«) Zung g. g, O 5. §. i> ,e^.
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kraft dessen di, Teilnehmer (Salzbeerbte, Salzjunker)

den nach ihrem Theilnehmungsrecht ihnen zukommenden

Antheil an der Soole auch Anderen zur Benutzung über

lassen können. Das Verhältniß solcher Nutzungsberech

tigten (Pfänner) folgt der Natur der Pacht ober Em-

phyteuse /).

L. 278.

IV. gorg ' «od Jsgdrcgal »>,

». Begriff und BcSanbthciie.

Ein. großer Theil der Waldungen stand in den älte

ren Zeiten b) im Gesammtelgenthum der echten Eigen-

thümer größerer und kleinerer Distrikte, doch so, daß

auch der hofrechtliche Besitz in jenen Berechtigungen gab,

wie eö bei einem abgesonderten Waldeigenthum der Grund

herrn der Fall zu seyn pflegte. Bei jenen Verhältnissen

regnlirte die Benutzung ein auf Gewohnheit, Willkühren

und (unter Voraussetzung hofrechtlichen Besitzthums )

LuLvorui». Lrl. ,76«.

«) k. U. Xred» cke ügno et Ispicke. ^ug.Vjnck. ,700, 4. 1. ^.

A,eivKsrci cke jure torestali Lerin^norum cuin expli«»»

tion« juris Sicti Mckrterrecht- r'raucof. »7Zg. 4. eck.^ 1759. g.

I. G. Victsch Entwurf des öorll^u. Jagdrcchtö. leipz. '77g. ».

Hagem« vn LaodmKihschastFr. §. »4». '83 — »<«. I. L- G.

Böttcher Beltr. zur Erl,iut. des Forstrecht«. Wiegen >Sc>». S-

Das Forstrecht von Moser. Buir. i««6. s>

i) F. U. Stisser Forst« u. Jagdbißorie der Deutschen- Lelpz. '7S4-

8. RcchtSgesch, Z. 5«.
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Verleihung beruhendes Marken recht c) unter den

sämmtlichen Theilnehmern eines solchen DisirictS (Mark,

Holzmark), wiewohl in den Markenversammlungen, wel

che dieses unter Vorsitz eines gewählten Richters (Holz

graf, Waldbyte) handhabten, nicht alle Markgenossen

Echtwort (F. ISS.) hatten, Kraft der königlichen Ge

walt wurden indessen schon in her carolingischeu Zeit viele

Waldungen jener Art für die gemeine Benutzung geschlos

sen (eingeforstet, inkorsstsrs , toresturo) , wodurch,

ohne Aufhebung der bisherigen Berechtigung, (doch mit

Ausschluß oder Beschränkung her Jagd), Gebot und

Verbot auf den König (woher der Ausdruck Bannforsten)

u>:d die Gewalt der Holzgrafen auf die königlichen Forst

beamten übergieng, oder jene wenigstens königliche Be

amten wurden «y. Auf ahnliche Weise, zum Theil auch

durch königliche Forstprivrlegien, kamen bis Landesherrn

in den Besitz des Forstrechts über einzelne Waldungen in

ihren Territorien, wo ihnen überdies auch durch Verlei

hungen ^ königliche Forsien zu Theil wurden ; gegen die

willkürliche Ausdehnung dieser Gerechtsame suchten sich

die Stande durch Landesverträge im Besitz der unbe

schränkten Benutzung ihrer Holzungen zu sichern e), wel

che dann aber von de» Jurist« der spateren Zeit als ein

H F> G. Piper Beschrclbung de« Markcnrcchts l« Wcgphalen.

Halle »76z. 4- K. G. v. Zanger Abbandl. üb« das Dickste»

«cht u- über MSrkergcdlnge. Gießen igoo.

«I) Rtchtsgesch, §. >og. zS,. Urkunden «u« der spöteren Zelt,

woraus auch die Einwilligung der Interessenten in die Einführung

deö ForstrcchtS erhellt, s. bei Rircius von der Jagdgerechtlgkeit-

S. 5« u. f. Vietsch «. a. O. S. 107.

«) gicchtsgesch, §. 548. Note «.
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^Privilegium behandelt wurde«. Diese /) machten aus

dem Forst« und Wild bann ein über das ganze Terri

torium sich erstreckendes Regal, unter dem Namen der

forstlichen Obrigkeit, welches jedoch seine jetzige

Bedeutung erst dadurch erhielt, daß durch Gesetzgebung,

kraft der Landespolicei, auch die Eigenthümer von Wal«

dilnge», in welchen der Fvrstbann sonst nicht statt gefun

den hatte, an eine bessere Forstöconomie gebunden und

dieser gemäß Einrichtungen getroffen wurden. ES sind

daher in den Rechten des Landesherrn an Waldungen

überhaupt (Forstboheit, Forsiregal im weiteren

Sinn ) F) zwei Bestandtheile zu unterscheiden. I. Die

.Forst Hoheit im eigentlichen Sinn (forstliche Obrigkeit)

begreift die in der Staatsgewalt enthaltenen Rechte über

alle Waldungen, und ist ein Theil der Policeigewalt.

Vermöge derselben kann: 1. in den Landesgesetzen, be

sonders den Forftordnungen, den Privateigenthümern der

Waldungen eine der nachhaltigen Benutzung derselben zu

widerlaufende Ausübung ihrer Eigenthumsrechte unter

sagt, L. die Ausübung der Berechtigungen in den lan

desherrlichen Forsten oder den Privatwaldungen an be

stimmte Regeln gebunden werden, so weit sich dies auS

der Landespoliceigewalt rechtfertigen laßt; 3. die Aus

übung der Eigenthumsrechte der besonderen Aufsicht lan

desherrlicher Forsibeamten unterworfen werden, welches

/) Noe Meorer Forlt, u. Jagdrnbt. Franks. ,576. Fol. öft.

z. 5. Leck 6s jurii^. 5oro5t. von der forstlich?!, Obrigkeit.

Nürnb. >7Z5- 4- u bft. »ckmebtt voo KliNKoer. Franks, u.

Lelpz. »767. 4-

^) ?. L. >Ved»r ck? «uprem» principi» in zilv« ivipsctione.

17AS. 4. Hagcmann g. a. H. § 14z. -
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über keineswegs in allen deutschen Ländern und bei allem

Arten von Privatwaldungen geschehen ist K). II. Der

besondere Inhalt der Landesgesetze bestimmt daher erst

den Umfang des Forstregals im eigentlichen Sinn>

welches die in dem Forstbann ursprünglich enthaltenen

Rechte begreift, eben daher seiner Natur nach nur i«

den Waldungen statt sinket, welche ursprünglich privati

ves Eigenthum des Landesherrn oder GesammteigeNthum

waren, aber vermöge der Gesetzgebung weiter ausgedehnt

seyn kann. Hierin liegt: 1. die Leitung der Forstbkö»

nomie nach den landesherrlichen Forsiordnungen; 2. die

Forstgerichtbarkeit, welche eine Art der Policeigerichtbar«

keit ist, und in der Bestrafung der widerrechtlichen Aus

übung der Eigenthuinö, und Nutzungsrechte und der Be

einträchtigung derselben, so weit sie Nicht criminell ist

(Forstfrevel) besteht i). Durch Erwerbung deö Forstre-

galS in diesem Sinn (niederes Forstregal) kann eine

Privatperson diese Rechte in eigenen und fremden dem

landesherrlichen Forsiregal unterworfenen Waldungen er

werben; den Standesherrn ertheilt es die BundeSacte all

gemein i), und durch die Bestimmungen der Forsigesetze

über die Ausübung der Eigenthumsrechte in Communal-

waldungen (oben I, 3.) kann die Gerichtsherrschaft zur

Ausübung einzelner darin liegenden Befugnisse (F. 280.)

berechtigen, überhaupt liegt die Forstgerichtbarkeit in der

K) S- Steuden rechtl- Bed. B. ». Nr. Webe, a. a. 0>

§. 25 ,

l) Hagemann g. a. o. z. >97- » Berg Policeirecht. P. z.

S- Zd? u. f.

i) Art. 14. welcher jedoch mit der baitische» Verordnung »on ig«?

zusammen gepalten werden muß , «if welche er sich bezieht.
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Regel in der niederen Gerichtbarkeit /), und wo sich be«

sondere Holzgerichte m) erhalten haben, steht sie die«

sen zu.

S- 27S.

Unterschied «wischen dm Forgeo und Privauvaldongtt.

Forsten, insofern die der landesherrlichen Forst«

Verwaltung unterworfenen Waldungen darunter verstau«

den werden «), waren ihrem Ursprung nach keineswegs

in ihrem ganzen Umfang Privateigenthum der Landes«

Herrn, sondern bezeichneten vor der Entstehung unserer

neueren Forstgesetze ö), nur den Gegensatz der Holzun,

gen , welche privatives Eigenthum einzelner Personen

waren, oder von den Gem.inden nach den Regeln ihrer

Gemeindeverfassung , oder endlich von Gesammteigen,

thümern nach der beibehaltenen Einrichtung der Marken«

Verfassung benutzt wurden. Da jedoch durch die Forst«

rechte die freie Benutzung des Eigenthums aufgeho

ben wurde , so laßt sich die Ansicht der neueren Zeit '

rechtfertigen, welche alle Berechtigungen der Privatver«

sone,n in den landesherrlichen Forsten wenigstens der Re«

gel nach als Servituten behandelt; nur darf der Be,

y Struieo a. a. ö. i- z. 4-

«) Strubel, rechtl. Beb. Th. >. Nr. lsg. >5S. Sh. L. Nr. »si.

kukenäork OK», ^ow. ,. l)bs. »zz. >r<>in. z. Od», «oz.

,oS. 1°om. 4. «d5. zg. v. Bülow u. Hagemann Erbrter.

B. l. Nr. 4S»

«) Wcrgl. Pietsch a. 0. §. ».

ö) ^K. ?rii«ol> Oorpu« juris veostori« fsr»«tslis. le».

kot. F. S. F. Müllen kam pf Samml. d« Foriiordiiungen

»crfchirdcnkr ttnder. Tt,. >. Mainz ,79,. Tb.». Salzb. ,796. 4.
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weis der hergebrachten Ausübung wahrer Rechte etneS

privativen Eigenthums aber beS MiteigenthumS an ein

zelnen Theilen einer Waldung niemals darum «IS ausge

schlossen betrachtet werden, weil der Boden unzweifelhaft

Forstgruyd ist, woraus für jenen Fall die Befugniß zur

Ausübung oder zur- Concurrenz bei alles Rechten beö

Waldeigenthumö folgt c).

§. 280.

Elgentbnm an Prlvalroalduoge».

DaS Eigenthum an Privatwaldungen (Forsirechr,

Waldrecht), welches aus dem Eigenthum beö BodenS

folgt «), umsaßt das Recht, Holz zu fallen, nnd jede

andere Art der Benutzung beö Bodens und der Bäu-

me ö). Die Beschrankungen, die aus der Forsthoheit

und dem Forsiregal entspringen, sind in ihren Abstufun,

gen mannichfach c«), indem die Gesetze bald die Forst,

cultur und den Holzhieb ganz von d'en Anordnungen der

landksherrlichen Forstbeamten abhangig machen , oder we

nigstens die Eigenthümer an die Regeln der Forstorbnun-

gen binde» und die Betriebsplane der Genehmigung und

e) Struben rcchtl. Veb V- Nr. 5>.

a) §. ZI. 1. cks rer. äiv. I.). Daher gilt auch d« umgekehrte

Schluß. Strub eo rechtl. B.ed. Th. 4- Nr. 48.

t) Hieraus folgt das Recht des Verkohlen« , B^eitung de« Theers.

der Potasche u. s. m. , so wie aller Nutzungen, die Z. »8,. ge,

oannt sind- Wcrgl. Hagemann kandwirtschaftsr. j. »33 — 19,.

e^>) 5. NsinKartK jurs privstorum «res silvss, inpri-

inis caeäus, aäinorium restrieto. Krk. »/Z2. 4. 6. IH. cke

^.uäolk OK», koren«. 7oi». >. OK«. 104. Pietsch g> a> O.

!- 47-
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Controllt derselben unterwerfen ki), bald nur den Unter«

thanen verbieten, ohne Anweisung der Forstämter .oder

Gerichtsherrschaft Holz zu schlagen. Diese Verfügungen

beziehen sich jedoch meistens nur auf den Bauerstand e),

wahrend andern Grundeigevthümern, besonders Ken Be»

sitzern der Rittergüter, n«r Holzverwüstung untersagt/),

oder doch freiere Hand gelassen ist ß). Wo die Holzge«

richte sich erhalten haben , verfügen die Markrichter

(Holzgrafen, oberste Erberen) über Cultür und Benutzung

nach hergebrachten Markenrechten, mit Zuziehung der

Markgenossen K).

Z. 2Sl.

Servituten in Waldunge».

Alle Arten der Waldnutzungen können als Servitu,

ten vorkommen. Dahin gehört : t. das Beholzungsrecht

<ju, Ugus»cU), welches den Umfang eines wahren

usuikructu« haben kann (z. 21Ä. a. C.), hausiger aber

«Y Vergl. z. B- die ,«ürtembeegischen Fvrggcsctze. I. G. Schmib,

ltn Handbuch der «üttenib. Forggesetzgebuog. Tb. ». Stuttg.

I8»2. g. ,

«) Vergl. S trüben rechtl. Beb. B- ». Nr. i«. §. z.

/) Wegen der brandenbukglschen Rittergüter. tZorp. jur.

feuä. ?<»>. «. psg. S46. Vergl. Steuden a. a. O.

Auch die Lehenbackeit dce Güter und da« Colonatrecht biotvt an

sich nicht an die Veobachtung der Forstordnimgcn , sondem Hbch«

gen« an die pflegliche mithin nachhaltige Benutzung.

«) S- Z- B- Mecklenburg. Erbvergl- 175s- §. 307.

IK) S- .«löntrup Hon», de« Osnabrück. Recht« u. 0. W. Holzgras.

Mark. Hagcmann kandmirthschgftsr. 196. S trübe«

rechrl- Beb- Th. >. Nr- >SS ö «-
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eine Berechtigung ist , die sich nach dem Bednrfmß ge

wisser Güter oder Haushaltungen richtet , oder auf eine

bestii..inte Quantität gesetzt ist a). Das Anweifung?-

recht, wo es nicht dem Forstbeamten oder der Gerichts,

Herrschaft zukommt, gebührt hier in der Regel dem

Eigenthümer ö). 2. Von den geringeren Waldnutzungen

besonders das Recht auf Raff- und Leseholz, Windbrüche,

Laubsammeln , der Waldbienenstand c) und dergl. mekr.

In der Ausübung sind alle diese Gerechtsame an die

Forstordnungen gebunden, vermöge deren gewisse Holz,

tage für jene angesetzt sind ek) ; die Befugniß , Aufse,

her zum Schutz der Waldunzen gegen Beeinträchtigungen'

zu bestellen , und durch diese Forstfrevel zu denunciiren,

steht jedem Eigenthümer zu , auch wenn er die Forstge-

richtbarkeit nicht hat e). 3. Das Recht der Hut und

Weide kann nach den allgemeinen Regeln von Ausübung

der Servituten den Eigenthümer nicht hindern , einzelne

Theile des WaldeS in Zuschlag zu legen , deren Größe,

falls der Wald bereits forstmäßig in Schläge getheilt ist,

sich nach Kiefen richtet, sonst aber durch das Gutachten

Kunstverständiger bestimmt werden muß /). 4. Di«

«,) ?uke»ck«rk OK«. ?<nn. ,. Od«. „4. 4K. ?rit,vk 6»

jure d«»eanSi 5. lißnsncki. Zen. 1676. Vergl- Recht<gesch.

8- S48-

i) Vergl. Pietsch a. a. O §. s«.

«) Schröter jurift, Mhanbl. Tb- ' G. 4»?- Ucber zghme Die,

nen s. Ha gewann kandmirthschafttr. §. ,«4-

<i) WeKphal deutsch. Privatr. Th. s. Nr. 8<-

«) Pietsch a. o. O- §- 45 Stisser o. a. O. S. ^77.

/) Hagemaun «. a. O- §. Pietsch §. e«.

44
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Masiungsgerechtigkeit von welcher die Eichel-

lese verschieden ist /i) , kann als Servitut nicht gerade auf

den Fall beschränkt werden, wo volle Mast vorhanden ist,

wenn dies nicht aus dem Erwerbungsgrunde folgt, aber

immer nur in dein Umfang ausgeübt werden , der nach

dem Gutachten Sachverstandiger durch den Vorrath wil

der Früchte bestimmt wird. Doch ist in der unbestimm

ten Berechtigung die Faselm«st und Nachmast gewöhnlich

nicht mit begriffe», und der Umfang der Berechtigung

überhaupt im Zweifel nach den Hauöhaltöbedürfnissen des

Berechtigten zu bestimmen

V 8. 282.

. Lagdgcrcchtigkclt «).

>. Rcgalitöt derselben.

Die Jagd gehörte ursprünglich zu den Rechten deS

echten Eigenthums ü) , die durch Entstehung des Forst

regals, welches auch den Wildbann in sich begriff, nur

beschrankt wurden c). Durch Ausdehnung des letzteren

(der die hergebrachten Nutzungen anderer nicht einmal

unbedingt aufhob), wurde er aber späterhin vom Forst-

F> S. besvndtts Hagemann a. a. O> S. ig, — ,95.

K) Pletfch a> a. O- §. 5z — s?-

q pulonäork «Ks. ?om> ,. <Zb5. ,,z.

») C. G Ricci US Entwurf von der in Ocurschsggd üblichen Jagd,

gerechtlgkeit. Mrnb- '7Z6. q. Franks. 177». g. I. S. v. Beuß

von der Jagd- u. Wildbannsgcrcchtigkelt. Jena »744- 4- Vera!

§. 27g. Note s. d.

ö) Rechtögcsch. §. 58. Ricciu< a. s. O. S. ,« u. f.

e) Sckchf. Landr. B- ». Art- e,. Rechtsgesch. §.562.
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bann öfter verschieden , und die Jurisien des löten Jahr«

Hunderts machten daraus ein eigenes Regal, das beson-

ders dadurch praktisch wurde, daß Man vermöge der

LandeSpolicei den niederen Ständen die Jagd zu untersa«

gen sich berechtigt hielt Die Regalität der Jagd ist

vermöge jenes Grundsatzes zwar in vielen Lander» ein,

geführt, und um sie auf das Herkommen stützen zu kön»

nen , ein Unterschied zwischen hoher und niederer auch

wohl mittlerer Jagd e) angenommen worden, weil außer«

halb der landesherrlichen Forsien die Grundeigenthümer

der Freigüter und Rittergüter mit Ausnahme des Hoch

wilds gewöhnlich im entschiedenen Besitz deS JagdrechtS

waren ; die Vcrmuthung muß indessen immer gegen die

Regalitat bleiben /). Auch ist 1. eben wegen jeneö

Unterschiedes , dessen Bedeutung sich nach dem Partie»-

larrecht richtet s), nicht immer jede Art der Jagd Regal

ci) Rechtsgesch. Z. 54S.

«) RlcciU« «. «. O. S. 256. l>»fen^ork VKserv.

I'om. >. t)I>5. 2,g. Toni. 2. UKs. go. I'oi». 4. llbs. 270.

f) <T. k. V Ilde rb eck) Gründliche Deduktion gegen die Regalität

der Jagdcu. >7»z. verm. ,74». Fol. 0. tZ. Str»de» vingi^

eis« jnris vensnili nodilitsti» <?erm«nicse. Ililöes. >7Zg. 4,

Dessen Ncbeostundcv. Th. I. Nr. 2. Th. 2. Hr. l>. — Unter

dcv Schriften für die Regalitckt s. besonder« : I. 17. Ork in« r

vinktiriso r«g»Ii« juris vensnkli. IVInrb. 1740.

«) S- I> W- preuß. Landr. ?h. 2, Tit. tS. Z. 57., warvach

Hirsche, Schweine, Äliervcbscn, Elenthiere, Fasanen Und Auer«

hckhne zur hohen Jagd gerechnet «erben, die Besiinunungen

über ble mittlere Jagd aber bloß dem Particularrccht überlassen

sind. Eine kursckchsische Constitution zckhlt zur inlttlerea Jagd :

Rehe, Schweine, Mötfe, Dlrkhüver, Haselhüncr, große Brach,

«»gel, «ue hshen : Bckren, Hirsche, kuchse, Schwan«, Trap,

44*
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geworden K), wiewohl, wo dies der Fall ist, freilich

nach den allgemeinen Regeln eine unbestimiMe BerleiKung

nur von der niederen Jagd verstanden werden muß ; 2.

wenn sie es geworden ist i) , pflegen die Landesverträge

und Gesetze die Ritterschaft und selbst die Städte in dem

hergebrachten Besitz auf eigener Feldmark, jene auch auf

der ihrer Gerichtsunterthanen zu schützen 4).

§. 283.

«. Ausübung der Jogdgerechtigkelt

In der Landeshoheit liegt das Recht, Jagdork

nungen über die pflegliche Ausübung der Jagd abzu«

pen, Sluerlxlhne. Fasanen, Docken. «ock, äug. ?. p»g.

Vcrgl> ü,r«itmsir sck Ooö. Lsv. «iv. ?. z. §, z.

nro. z. Wo die mittlere Jagd fcdlt , wollen einige die Rehe

im Zweifel zur hohen Jagd rechnen: Rleciu« a^a S S «>°.

Sie Vermuthung muß aber immer gegen die hohe Jagd seyn,

rukenckork «Ks. ^om. 4. «Ks. ,70. ; auch kann ein besoa,

bere« Herkommen oder Jmmemoriaiverj^hruag die niedere Jagd

gegen die Regel In Hinsicht einzelner Thier««« »weiter».

Lsuveßiosser Oeeis. I'oi». «. psg. 27g.

K) S- z- B- RIceius S- 7S- (wegen Pommern). ?ukeockark

«Ks. jur. ?om. z. «Ks. Igl. (wegen de« Fürftenth. küveburg).

Damit ist jedoch die Jagdgerechtigkeit der Baucrguter noch nicht

entschieden. Hagemann Lanbmirthschaftsr. §. ,00. Note ».

Auch ln»vl»irt da« Wegfallen der Regalltö't keine «freie Presch.-

S. öder diese Hagemana g. a. O> Note >. Echmidlia

Handb- der würtemb, Forstgeseygcbung. Th. t. S- »64.

») Wie in Sachsen. Haubold fckchs. Privatr. §. 2Z5. ««ck, Lsv.

civ. ?. 2. Lsg. s- §. 5-

i) S. Ricciu« a. «. O S. 8' u. f.

«,) Hagemann LaudwirthschasUr. §. s«z — «>g. S k r u b e « rcchtl.
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fassen b), und insofern ist der Wildbann allgemein"««

Negal geworden. Jene bestimmen die offene Zeit c),

kennen aber dem Landesherrn keine Vor- oder Mitjagd

vorbehalten, auch wo die Jagd Regal ist, sofern sie nicht

besonders hergebracht oder bei der Verleihung vorbehal

ten ist Bei der Koppeljagd ist zwar an sich Verpach

tung nicht ausgeschlossen , nur kann sie nicht regelmäßig

t„rch mehrere Personen oder ohne Zuziehung der Mitin

teressenten als Klapperjagd angestellt werden e). Die

?>,qdft'lqe/) ist in einem allgemeinen deutschen Herkom«

wen S) begründet, hat daher die Vermuthung und auch

K eisteos die' Particularrechte für sich , muß aber in der

bloßen Fortsetzung der begonnenen Handlung der Occu

patio,, bestehen und erstreckt sich in der Regel nicht über

die Territorialgränze. Die Bestrafung der Jagdfrevel ist

nach den Regeln von der Forstgerichtbarkeit zu beurthei-

len , und die Verpflichtung, einen wahren Wildscha

den zu ersetzen, der durch übermaßige Hegung deö Wil,

Bcd. Th. 2. Nr. 57- v. Berg V obachtungeu u. RechtsMc.

B ,. Nr. ,5. Pletsch a. o. O. S- "6 «. f.

i) Westphal deutsch. Prlvatr. Th. 2. Adh. s«. Leist Staattr.

§. 20«.

°) S. Hagemann a. a. O. §. »«6- Note s Pietsch §. >«z.

ck) Ricctuö S- »87 u. f. Pietsch S- »24 u. f. . , '

«) Hagcmavn g. «. O. 8 204. Xinck kZusen. for. ?oa,. ,.

Osp. loci.

/) Ricetus S- z»? u. s. Pletsch S- ig« u. f. I. 4. Nie-

per cke »eynels ven«tori». <Zott. 178g. 4. ?uken<tork

«K,. ^om. z. 0d5. 19z. v. BiNow u. Hagem an r, Srdrt.

B >. Nr. i>. Haubvld iilchs. Private. §, «57.

?) Sachs- lande, B 2, Art 61. Schwab. ?andr. «et- Z5S.
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des entstanden ist, gewiß in der Natur einer ausschlie

ßenden Jagdberechtigung gegründet. Ohngeachtet der

Anerkennung derselben liegt aber in den EigcnthumSrech-

ten die Anwendung jedes nicht eine Ausübung des Jagd

rechts selbst enthaltenden Mittels, das Wild von den

Feldern und Früchten abzuhalten K).

§. 284.

V. Herrenlose Sachen a> ,

I. Ungebaute Grundstücke , die innerhalb einer ge<

schlössen«» Feldmark liegen, sind nach Verschiedenheit der

Eigenthumsverhältnisse entweder zu den Gemeindegütern

zu zählen, oder der Grundherrschaft zuzusprechen, wäh

rend über den Boden, der aus keinem jener Gründe für

Eigenthum einer Privatperson gehalten werden kann, nur

vermöge der Staatsgewalt verfügt werden mag b).

II. Uebex daö Recht, bewegliche herrenlose Sachen zu

occupiren, entscheiden zunächst die Grundsätze vom Berg

regal, der Forstnutzung und den Rechten der Jagd und

Fischerei, von welchen nur hie und da einzelne Gegen-

. ,, i

Pietslh I. »oz. l«6. Leukkert cls öamno psr lersriu»

jncursuk — 6slo r«5sr«ienä«, Wirced. i^gg. PkkUß.

Landr. Th. > Tit. y. §. >44 u. f. Schmlolin a. o. 0

§. >5g ^ >4->. v- Bülvw u. Hagemann pr«t. Erirter.

B. z. Nr. 6. Ucbcr das Recht, zur Abmcheung dc< Wttlscha,

denS Commuknylldschützcn !zu kMeo , s. Schmlblin a. a. O.

§. '«.

a) ?, ^V, LvjckeniticKer ös genuini« sunäamOntii juri«
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stände als ein besonderes Regal ausgenommen finde);

sonst gelten die Grundsätze des römischen Rechts von der

Okkupation, namentlich von dem Schatz (tkewurus) t/).

Fünfte AbcheillMI,

Von den Rittergütern.

F. B. Weber Abhandlung über lit Rittergüter, kelpz. ,«»,. s.

Hagemauo Luihwirthschsflsr. zig'^^s,. l^ezser »p.esz.

S- 28S.

Wcgriff und Arteo.

Ein Rittergut (Freigut, bei den Neueren prfteSium

noKil« «. e^uvzno) hieß ursprünglich ein Gut, von welchem

der Verfassung nach Ritterdienst geleistet wurde (§. 51.).

Der Besitzer genoß daher , entweder vermöge der ihm

selbst zustehenden Rechte des echten Eigenthums , oder

vermöge der Befugniß zu deren Ausübung (§. 221.),

aller Nutzungen, die man als Würkungen deö erstexen

betrachtete, und der Freiheit von bäuerlich«» (vogteilichen)

und öffentlichen Lasten , für welche der Ritterdienst als

Slequivalent galt u). Diese Befugnisse sind mit Entstehung

der neueren Verfassung feit dem löten Jahrhundert mit

dem Grundstück selbst verbundene Gerecht«

e) S. z. B- ostprcuß. Provincialrecht (»Z«') zu oreuß. Laubr.

Th. ». Tit. ,5- 8- L«. —

^) G. ?. Bödmer AcchM B. s- Nr- zog. liivä (Zu. kor.

l'om.z. Okp. ga. Ucbcr de« wahren Sinn vom sckchs. Londr.

B >. Att. zt. s. odcn z. 27,. Rote c.

Y S- Rechtjgesch. z. 4,6. 557. Runde Annicrkungcn zu

Buri- A»m. 47.
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same geworben b), welche Güter, die jenen Ursprung

haben, noch jetzt von den mit bäuerlichen Lehen belegten

und überhaupt von jedem anderen unterscheiden, dem die

Rechte des echten Eigenthums als solche oder in der Form

von Regalien nicht geblieben sind c). Manche Gerecht

same jener Güter entsprangen aber aus der Vogtei über

andere Personen und deren Besitzungen., und sinken sich

daher nur bei Rittergütern , zu welchen Hintersassen ge-

hören , die mit der Patrimonialgerichtbarkeit , . besonders

mit. geschlossenen Gerichten «i) versehen , oder ehemalige

Burgsitze (cs5tm, beschlofite Edelleute s. §. 193. Note«.)

sind, welche, da sie häufig aus Herrschaften (§. S1.)

entstanden oder Theile derselben sind , von einem bloß

, freien Eigenthum zu allen Zeiten unterschieden wurden.

Zu den Gütern der letzteren Art gehören die Sattelhöfe

(Sedelhöfe) e) , deren Name einen freien Ansitz ohne

Hintersassen bezeichnet /) , sofern sie wahre Rittergüter

sind ; viele aber sind nur Güter, welche freien Eigen-

thümern gehörten , die bei der Bildung unserer jetzigen

Verfassung nicht rn den Stand der Ritterschaft traten,

ö) Der Grund dies« Veränderung, welche die Regel "frei Mann

frei Gm" (Elsen hart deutsch. Recht in Sprücbwörtern. Sdth.

». Nr. 16.) aushob , liegt vornehmlich in der Einführung rinn

festeren Steuerverfassung. Vergl. Illeviu, IIsc. ?. z. 0.

e) rukenckork Ob,. 1°<>m. l. Od,, zz. Z4» Struben rcchtl.

Beb- Th. Nr. i».

<<> Struben Ni-bcngunden. Th. s- Nr. z«.

k> Ltrude» Ok5«rv. jur. et K>5t. (Zerin. Ods. 10. Zepernick

Samml. der SldhoM. au< dem kehenr. Th. «- S- »>s- I- L

Pültminn über die Sattelhöfe, kcipj. >?»«- »

/> S Rech'sgcsch. § Note i.
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ohne doch auch den Lasten der Bogtei unterworfen zu

werden, oder in Seile», wo die adelichen Freiheiten noch

theilweise von dem Stand deö Besitzers abhiengen , in

die Hände nicht adelicher Besitzer gekommen sind , und

daher nicht alle Vorrechte der Rittergüter genießen. Der

Unterschied zwischen amtssassigen und schriftsaffigen Rit

tergutern s) , den man hie und da findet , bezieht sich

zunächst auf den Gerichtsstand in den Verhältnissen der

Güter selbst, hat aber auch manche andere Würkungen.

§. 28«.

Vornchte der Rittcraatcr.

In das öffentliche Recht» gehören von den Rechten,

welche die Rittergüter auszuzeichnen pflegen und sich aus

ikrem ursprünglichen Berhältniß erklaren, aber mich Ver

schiedenheit der Ber.assung heutzutage von sehr verschie

dener Bedeutung sind : die Landstandschaft, die Steuer

freikeiten, Befreiung von Einquartierung, Landfrvhnden

und die Patrimonialgerichtbarkeit. In Beziehung auf

privatrechtliche Gerechtsame zeichnen sie dagegen ihre Be

fugnisse in Rücksicht der Forstnutzungen (§. 280.), der

J>qdgerechrigktit (F. 282.), Fischerei (g. 267.) und

mancher Gewerbe (§.184. und unten im sechsten Buche)

aus «).

5) Ricci u< vom lanosWgcn Adel. Tl). Kap. >g. Haubvld

ttchs. Private. §. z»9- Note °.

«) Vcrgl. Runde deutsch. Private. Z. q>, — q,g.



688 TH.2. B.Z. Rechte an Sachen.

§. 287.

Erwerbung b» Vorrechte der Rittergüter und der letzteren selbff.

Die Rechte der Rittergüter (vobilitsz res!«) beruhen

theils auf dem hergebrachten Besitz derselben, theils auf

den Landesverträgen , Privilegien und Gesetzen , wobei,

um die letzteren in Anspruch nehmen zu können , der

Beweis genügen muß , daß ein Gut in die Nitterrollen

(§.212.) eingetragen ist, oder erweislich Ritterdienste

auf sich gehabt hat, so lange nicht gezeigt werden kann,

daß durch späteres Herkommen oder Verjährung jene

Vorrechte ganz oder theilweise verloren worden sind.

Außerdem können jene Rechte durch landesherrliche Pri

vilegien erlangt werden, deren Ertheilung aber, besonders

in Hinsicht einzelner Freiheiten , durch die Landesverfas

sung beschränkt seyn kann. Die Fähigkeit zur Erwerbung

eines mit adelichen Freiheiten versehenen GuteS ist nie

schlechthin bon dem adelichen Stand des Erwerbers ab

hangig gewesen (Z. 199. Note <z. r), wohl aber in

älteren Zeiten die Ausübung, einzelner zu jenen gehörenden

Rechte. Das letztere kommt auch heutzutage noch vor «);

doch muß, seitdem die Lehenöfähigkcit nicht mehr an den

adelichen Sland gebunden ist, jede Beschränkung dieser

Art., die Nothwendigkeit besonderer Dispensation zur Er

werbung der Rittergüter und daö Netrnctrecht', welches

chedüin öfter dem Adel ' gegen nicht adeliche Erwerber

beigelegt gewesen ist ö) , zu den Ausnahmen von der

Regel gezählt werden c).

«) S- S- B- Hau,b°ld ttchs. Privat?. §. ZIz.

i) Vcrgl. Ricci u< vom lsndM. Sldel- Th. s. Kap. s«.

,) ?nl«nck«rf «Ii,, loin. z. Ubz. ,oz.
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. Viertes Buch.

F a m i l i e n r e ch t.

Erstes Kapitel.

E h e r e ch t.

A- k- Schott Einleit. in das Eherecht. Nürnb. ,?««. S- I- A.

Hvfmann Handbuch deö deutsch. Ebcccchts. Jena >7Sg. S-

Von den neueren Gcseygidungcn , die das ganze Eherecht umfassen,

sind besonders wichtig : P r c u ß. L a u d r. Th. «. Tit. ,. O e sr e »

reich. Gesetzt,. Art. 44 u. f.

F. 288.

!. Higorisch^ Einleitung.

Slltgermanisches Recht «).

Die dauernde Verbindung (inäiviäuä vitss consus-

tuäo) zwischen Mann und Weib, welche alle rechtli-

chen Würkungen eines solchen Verhältnisses hervorbringt,

bezeichnet sprechend daö deutsche Wort Che, in welchem

der Begriff des rechtlich vollkommenen (von s^vs) ent

halten ist ö). Eine andere ebenfalls dauernde Verbindung

war jedoch weder unerlaubt noch ohne bestimmte rechtliche

Folgen z den deutschen Ausdruck für diese kennen wir

nicht, bei den alteren Schriftstellern heißt sie Concubi,

nar, und in späteren Rechtsmonumenten mstrlmoniuui

sä Lslicsm , oder sä morgsnaticam c). Eine

„) <?, U. H^rvr «. <ta jurs ecmnubiorum «r>uck vete»

ö) Rechtsgesch. §. 54. l

e) S. cbendas. Note g. II. r. ,9.
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Ek,e war die Verbindung, wenn der Vollziehung dersel

ben ein^ förmliche Verlobung (äe«pk>nssiin) vorherge-

«anaen war ck) , oder von der Zeit, wo diese hinzukam;

sie gab der Frau das Recht auf ein Wirthum (F. 297 )

und die gesetzlichen Vortheile, welche neben diesem

vorkamen e) , den Kindern (echte Kinder) aber die Be

fugnisse rechter Erben ; bei jenem unvollkommenen

VerKältniß mußten sich dagegen Frau und Kinder mit

rem begnügen , was ilmen freiwillig ausgesetzt wurde.

?'uch die Ehe war aber von Seiten des Mannes will-

'kührlich trennbar /).

§. 2S9.

». Veränderung des EbmchkS durch btc Herrschast de< canvnlschen

RcchtS „).

Die Strenge , mit welcher die Geistlichkeit auf die

Berücksichtigung der Ehedindernisse und der Bestim

mungen über die Aufhebung der Ehe hielt, welche

5ae> canonische Recht aufstellte oder aus dem römischen

Recht entlehnte, machte das persönliche Verhältnis

der Ehegatten von der Kirche allein abhangig , und

'n sofern die Ehesachen zu osusis esisstici5 ; zl^x Zeit

der Nechtobücher hatte man daher überhaupt keine Be

ck) I. WisigotK. l.. 5. ?it, I. Osp, >. 1^. S»Zl. ?it. g.

l^ovzod. LiK. 2, 1>it, s. Osp. ».

^) NechtSgesch. S- 6,...

s) 1.. Sur zun 6. I'it.zch, Osp. «. 1^. Lsjiiv. ^,7. z. 4.

«) ?. Ueumdnn 6s kontikus I?zun, «ounubisliiun , Hess,

l^xercit. univ. Vol. ». uro, «.

/) Rechtsgesch. § >°8 >sz-
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stimmungen des bürgerlichen Rechts über jenes c) , mit

Ausnahme der Grundsätze deö älteren Rechts über dl«

Würkungen der Ehe, die von der Gleichheit deS Standes

der Ehegatten abhängen (Z. 2<!0.). Späterhin wurde

zwar seit der Reformation zuerst bei den Protestanten

und nach den neueren Ansichten über die Natur der Ehe

sachen und dic Verhältnisse der Kirche zum Staat, selbst

bei den Katholiken auch jener Theil des Eherechts wieder

Gegenstand der bürgerlichen Gesetzgebung e?) ; da ab r

dieser die Grundsätze des canonischen uno römischen Rechts

zum Grunde liegen, so schließt sich der Inhalt derselben

besser dem Kirchenrecht an, und dem deutschen Recht fallt

nur die Erörterung einzelner Institute , besonders aber

die Lehre von den Güterverhältnissen der Eheleute zu.

§. 290.

s- Mißheirath.

«. Beim hohen Asel «).

Die gewöhnlichen bürgerlichen Würkungen der EKe

fehlen zuvörderst dann, wenn jene wegen Verschiedenheit

der Abkunft und der davon abhängenden Standesvorzüge

der Ehegatten nach Gesetzen oder Herkommen für un

gleich ( äispsrsgium , Mißheirath ) gehalten wird.

Nach dem Recht deö Mittelalters war niemand sem-

perfrei (H. S6.), dessen Eltern nicht beide zu diesem

e) Ebendas. S. Z2,. zz,.

«l) Ebendas. §. 557- 6»7-

«) I. St. Put te, üb« Mißheirathm deutscher Förgen ond KraKn.

Gott. '7gS. 8- I- I Moser deutsch. Staattr. Th. E >

u. f. Lkss^FamilinistaatSx. Tb- »- S. 2z «. s.
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Stande gehörten 5). Falsch angewendete Grundsatze des

römischen Rechts veranlagten im Igten Jahrhundert Zwei

fel gegen diese Regel c) , und wenigstens die Gleichheit

der Che des Herrenstandes mit dem alten niederen Adel

glaubten Viele vertheidigen zu können Doch blieb

bei den altfürstlichen Familien das Herkommen im Gan

zen e) gegen diese/) und befestigte sich durch Hausver

träge »nd die Reichögesetzgcbung , wenn gleich auS

dieser selbst als entschieden nur hergeleitet werden konnte,

daß die Ehe mit dem dritten Stande eine Mißheirath

sey , und die schon durch die Natur der Stammfolge

gegebene Regel eine neue Stütze erhielt, daß ohne

Einwilligung der nächsten ebenbürtigen Erben auch eine

Standeserhöhung dem Mangel der Ebenbürtigkeit nicht

abHelsen könne K). Nur bei dem Rcichögrafenstande ist

i) Rechtsgcsch. §. ZL>.

«) Pütter «. a. 0- S- 69. S- 93 u. f.

<l) S> Rechtsgcsch. Z. 56z.

«) S- Pütter 0. o. O. S. S> >9«. »tS— zgg. z,,— Z20.

405 — 4«,.

/) lieber die «ntgegeoselzte Meinung s. Runde deutsche« Private.

5. s»°>

t> Pütter s- o- ö- S- igt — »,5. 299 — z,«.

i>) Wahlcapit. ?ccx?Id I. ». I. 165g. Art. 44. Sag der Kaiser

«zu Präjudiz oder SchniSleruug einiges alten Hauseö od« Ge«

schlechts desselben Slsnlttt, Stande« uud üblichen Titels, fcinri,

wer d« auch sc?, mit neuen Prcldlcatcn , höheren Titeln vder

Wappenbriefcn begaben solle." Wahlcapit- T«ls vn.

1742. Art »«. §.4. »och auch den aus unstreitig notorischcr

Mißheirat!) «zeugten Kindern eines Standes des Reichs oder

aus solchen, Hause cotspevssenen Herrn , Zur Verkleinerung .dct

Hauses die ^tcrlichen Titel und Würden beil.zea , viel wenizer
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wohl ein entschiedenes neueres Herkommen für die Gleich

heit der Ehe mit dem alten niederen Adel i), und eben

deshalb auch bei vielen neufürsilichen Geschlechtern das

besondere Familienherkommen , welches nebst den Haus-

gesctzen immer zur nächsten Entscheidungönorm dienen

muß. AuS der Granze zwischen dem ehemals reichösiän-

dischea Adel und dem übrigen Adel, welcher dessen Titel

führt ( §. 57.) , folgt , daß diese Regeln nur auf den

ersieren anwendbar sind , und bei dem letzteren, keine Ehe

für eine Mißheirath gehalten werden kann, die eZ nicht

beim niederen Adel wäre ; die Gleichheit der E'ie zwischen

beiden hat aber auch in Rücksicht der Media tisirten .

keineswegs eine auf ein neueres Herkommen gegründete

allgemeine Regel für sich, sofern sie nicht schcn aus der

Gleichheit der Ehe mit dem niederen Adel abgeleitet wer

den kann. Doch giebt eö schwerlich ein Beispiel , daß

bei den ehemals reichsstandischen , jetzt landsässig

gewordenen Fürsiengeschlechtern die Ehe mit Personen

auS einer Familie , welche den Fürstentitel führt , für

eine ungleiche gehalten worden wäre K), und nach vielen

dieselben zum Nachthelle der wahren Erbfolger und ohne deren

besondere Einwilligung für ebenbürtig und successlonsMg «klä«

ren , auch wo dergleichen »okhin bereits geschehen , solches für

null und nichtig ansehen und achten — .

») Moser Fainiiienstastsrechr. Th. S. >si u. f Steuden

rcchtl. Beb. Tb- s. Nr. >Z5. Vcrgl. jctoch Pütter a. «,. O.

S- 4Z4 — 454-

K) Auf die Frage , in wiefern bei den dnitichen souvcrainen Hcku,

fern eine Ehe Mißheirat!) sei, , i,r hier überall keine Rücksicht

genommen, da jene in das Staatsrcchr gebort. Wis dii Pütker

S- 46z. In Bcjichung auf den landsckssinen i>ür,ic„,iand bemerkt

ist, steht daher der «ttsgcstclltcn Regel nicht entgegen.
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Hausqe<etzen genügt zur Gleichheit einer EKe , daß sie

mit Personen auö altem reichsgraflichen oder freiherrli-

chem Geschlecht eingegangen wird i), welches auch auf

den landsässigen titulirten Adel bezogen werden muß m).

Wegen Mangel der Ebenbürtigkeit tritt bei einer Miß

heirat!) die Frau nicht in den Stand des Mannes, son

dern darf so wie die in einer solchen Ehe erzeugten Kin

der, nur die ihnen besonders beigelegten Titel und Wap

pen führen; den Kindern fehlt das Recht der Sucession

im Lehen und Stammgut , und an die Stelle der An

sprüche auf einen dem Stand des Mannes oder Baters

angemessenen Unterhalt , Wirthum und Apanage , tritt,

was von jenem freiwillig ausgesetzt oder seinen Erben

auferlegt ist, und allenfalls ein Recht auf Alimente aus

dem Stammgut, welche dem beigelegten Stande ange

messen sind »). Die Mißheirath ist aber ein rnstrim«.

niuin verurn et. rswm , und kann durch Einwilligung

der ebenbürtigen Erlben ein rostrimolliura legitirnum,

werden ; nur gereicht jene nicht zum Nachtheil des Le

hensherrn o).

y S- z- B Pütter a. a. O- S- »«S-

m) Vergl. Put ter «. a. ö S- s«>.

») Pütter «. «. O- S- s?? u. f. Moser Famillevstoattr. Tb. ».

S- L^» u. s. Auch Tichtrr , welche sich unter ihrem Stand

«erheiralhen , erhalten nicht die gewöhnliche nach den Hau««,,

setzen ihnen gebührende Ausstattung. Moser a. g. O E. 17z.

»S>.

«) Moser g. a. O- S 5S <S7 u- f.
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§. 29l.

/?. Beim niederen Adel.

'Da beim niedere« Adel heutzutage a) Gleichheit beS

Standes der Friu nicht erforderlich ist , um sie der

Standesrechte des Mannes theilhaftig zu machen und

den Kindern den adelichen Stand zu verschaffen (§. 60.),

so giebt eö bei jenem gemeinrechtlich ö) keine wahre Miß

heirath c). Eine nur dieser ähnlich.« Würkung von viel

beschränkterem Umfang bringt indessen der Mangel der

Vorrechte des alten Adels hervor, da diese den letzteren

bei beiden Ehegatten voraussetzen (h. S9>), und bei freien

Allodialgütern die einer Fideicommißstiftung von dem

Stifter selbst Einverleibte Bedingung des Successionsrechtö,

daß der Deszendent aus einer "vollrittermäßigen"^) oder

siiftsmaßigen Ehe abstammen müsse. Dagegen kann zwar

weder bei Lehen noch bei Stamms und Fideicommißgütern

durch Vertrage unter den Successionöbcrcchtigten^ eine

Beschränkung dieser Art ohne landesherrliche Bestätigung

«ingeführt, oder ein zur Succession Berufener, weil er

sich unstandesmäßig verheirathet^hat, von der Succession

«) lieber das ältere Recht s. Rechtsgesch. §, 342- Note 6.

t) Sine Ausnahme enthält z. T- ein Privilegium dcö Kursürst Ernst

von CKln für die mcstptMsche Ritterschaft von 1597 bei I.ü»ig

Oollectio ndv«. Th. I, S. i;66. — in Rücklicht des niederen

Bürger« oder Bauerstandcs daö preuß. Landr. Th. Tit- >»

§. zo — Z2. , rvornach selbst Dispensation zu einer solche» E^c

nvthwendig ist-

e) cksLsleKaw elsLt« jur. lZerm. uro. 6. z>. z^g.

6) Ucbcr die Bedeutung des Ausdrucks s. Runde Bcitrckge zur Er,

lauttrung rechtl. Gegcug. B> » S. S4> u. f.

45
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ausgeschlossen werden e) ; wohl aber können Familien

verträge, welche jenen Grundsatz aussprechen, besonders

wenn sie erweislich in einzelnen Fallen zur Anwendung

gekommen sind , den Umstanden nach dazu dienen , ein

besonderes Familien herkommen zu bestarken, das

durch jene nicht erst eingeführt ist, und, sosern

nicht besondere verbietende Gesetze im Wege stehen , mit

einem landesherrlich bestätigten Vertrag gleiche Würknng

haben kann (§. 64.).

§. 292.

z. Ehe zur linken Hand (mstrimoi'.ium sä morFsniitivsm

«. s6 legem LaUcsm) «).

Die Ungleichheit der Ehe giebt in der Regel Veran

lassung , gleich bei Eingehung derselben in den Ehe,

pacten die Vortheile vertragsweise zu bestimmen,

welche Frau und Kinder zu genießen haben sollen , und

diese ausdrücklich von den Rechten der Ebenbürtigkeit und

ihren Würtingen auszuschließend). DieBefugniß, der«

.) G. L. Böhmer NechtMlle. V- ,. Avth. »- Nr. ss- Runde

a. ». O- S- z-5 u, f. . '

«) Osor. LeK«?e>ler äe mstrimonio sck morgsnsticsm (Di«.

I'om. >,). L. Wille» KeiF äe mstrimonio »d morg^.

^Lelects juris mstriinonislis. p. Z79 ). I, I. Moser Fa,

millenkaatsrccht. TP. ». S- >6s- u. f. Preuß. Landr. Th. s.

Tit. >- § «ZS ^ 944-

i) II. 26. §, 15. II. 2g. (Zuiäsm Knoeris Klium ex no-

oili eoujuge post inortem eju« non vslens continere, ali«m

minus nouilem ckuxit, <z»i nole», exislere in peecsto, eam

lirspinssvit es lege , ut nee jps» , nee silii ejus smpli,«

>>»be»„t ä« Konis pslr^s , qu»m äixerit tempore sp«,i5».

liorui». — yuock IVlelUolknens« clicunt si^eipere uxorem
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gleichen Bedingungen festzusetzen , ist durch ein allgemei

nes Herkommen bei Ehen deö ehemals reichsstandische:i

Adels mit dem niederen Adel c) oder dem Bürgersiand

entschieden, und auch in Rücksicht der Mediatisirten nicht

zu bezweifeln c!) ; der Analogie nach laßt sich der

Grundsatz allenfalls auf alle Falle ausdehnen, wo eine

wahre Mißheirath statt findet e), und nicht besondere

Gesetze landesherrliche Dispensation fordern /). Hingegen

kann die Entsagung der Mutter bei einer gesetzlich glei

chen Ehe den Kindern wenigstens nicht ohne landesherr

liche Bestätigung solcher Ehepacten nachtheilig werden g>

Der Grundsatz des longobardischen Lehcnrechts , daß jene

im Allodio succediren , wenn keine vollbürtige Descenden-

ten mit ihnen concurriren, ist nur anwendbar, wo jenes

nicht mit Fideikommiß- oder Stammgutseigenschaft belegt

ist..

scl IVlorgsnätiesm : »liki , löge Lslics. — Isti in proprie»

tstem non succeclnnt , »Iii» exstsntibu« : «eck nee in keugo

etism »Iiis non existentibus : ^ui licet legitim! sint , t»»

men in venekci« ininiine suvee^uvt. In vrovrietste vera

»ucoeckunt vstri , .priarikus non vxistvntibn«. Luececlunt

etism krstridus sin» legitim» prole 6ececkentibu« secunäum

usum IVl«üioI»nev«ium.

e) Pütter von Mißbeirathen. S. z?» u- f.

6) Drutsche Vundesactc. Art. 14.

«) Noch «elter geht Runde deutsch. Private. S. s?5- Aber s.

Note «.

/) Preuß. Landr. a. a. O- §. Lz6.

^) Qnckolk cke jure teminar. illustrium. ?. j. 2g. nro.

Vrsmer cke nodilitste «vits. Osp. 4. §. 4. üe Lelel,o>v

elect« jur. Lerm. nro. 6. §. »1.

46«
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§. 293.

. v. Mücklingen der Ehe auf das Vermögen der Ehegatten.

». Anfang derselben »).

Da die würkliche Vollziehung der Ehe der Zeit

punkt war, von welchem das altere Recht den Anfang

der Ehe rechnete ö), so bezeichnete man diesen ehedem

gewöhnlich durch die symbolische Handlung der "Beschrei

tung des Ehebetts" (Beschlagung der Decke). Seitdem

aber die Kirche eine bestimmte Form vorgeschrieben hat,

in welcher die Einwilligung in die Ehe (cov5s«,u5 mz.

trimanisli») allein gültigerweise erklärt werden kann c),

beginnen die Würkungen derselben mit dieser, und die

würkliche Vollziehung der Ehe, oder eine symbolische

Handlung, welche jene bezeichnen soll, ist nur nach par

tikularem Recht nothwendig , um bestimmte Würkungen

zu begründen , wohin besonders die Gütergemeinschaft

und das Erbrecht der Ehegatten gehören ^) ; auch erklärt

sich aus jener symbolischen Handlung das Ceremoniel,

«,) I. <?. R. Drewer äe ierinin« effectunm viviUui» inslrii».

tkori coojugsli». 1°ud. 17Z5.

ö) Sckchs. Landr. B. ' Art- «. AI ne fl eyn man simc mibe

cvcnbvrdlch, her is doch Ir Vormunde, unde si ts sin genotinve

unde trit In sin recht , swen sie in sin bette geil-

e) Oonc. I'rictent. L<Z55. »4. Lsp. 1. cke rekorm. mstrimon.

lieber die Entstcyung des Grundsatzes der Protestanten , daß die

Ehe durch Erklärung der Einwilligung bei der Trauung geschlossen

wkrde, s. Rechtsgesch. §. ss7-

ck) I^,. LoeKiner cke juridus «t oKIigstiostibu5 conjugi! su-

zzerstitis ex commun. donor. univ. §. >i. (Llvcts, jur. civ.



' . Kap. I. Eherecht. 699

welches bei den Ehen deö Herrenstandes zuweilen noch

beobachtet wird e).

5. 294.

Institute deö deutschen Rechts bei dem Güterrecht der Eheleute,

ää. Historische Einleitung «).

>. Ursprüngliches System deutschen Rechte

«, Wülkungen der ehelichen Vormundschaft während stehender Ehe.

Die Rechte deö Ehemannes an dem Vermögen der

Frau beruhten zunächst auf der ehelichen Vormundschaft

(Vogtschaft), welche ein allgemeines Institut des germa

nischen Rechts war. Wie jedes Mundium 5) gab sie ein

Recht auf daö Wehrgeld und die Vertretung vor Gericht;

in Beziehung auf das Vermögen aber war ihre Würkung,

daß alles , was die Frau in die Ehe brachte oder erwarb,

mit dem Vermögen des Mannes zu einer Gütermasse

wurde , welche seiner unbeschränkten Verwaltung und

Benutzung unterworfen blieb, so lange Hei de Ehegatten

lebten c). In Rücksicht der Rechte, welche jedem Ehe,

e) F. C- v. Moser Hofrecht. TH- >- S- 5Z? u. f.

«) Sie nicht besonders angegebenen Beweisstellen >u diesem und den

folgenden Paragraphen s. Rcchtsgesch. §. 62 d. z6g. 37«.

46 > ^ 4S5- 4Sö. 50S. Wergl. Hasse Skizze des Güterrecht«

der Evclcute in d- Zcitschr. für geschichtl- Rcchtöwissensch. B '4-

S. 6» U- f> ^> 6» Winzler 60 odligätione uxorii circs

«olvenlis rnsiili äedilä , secuuäuni ju« <Zerm. lnüäii »evi.

Volt. g. ,
. . , .,

d) S. Rechtsgesch. Z. s».

e) l,. Lurgun6. säck. >. lit. iz. jukemuz ut msritus — 5icut

in e»n> n«I,ct p 0 t e 5 t s t e ,u , ils sl äs red.» suis. S ck ch s.

Landr. B. l. Art. Zl. Man und Ivib cn haben chcin gczwelgct
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galten an den einzelnen Bestandteilen dieses vereinigten

Vermögens zustanden, war es aber keineswegs ein Gut,

vielmehr müssen , um jene zu bestimmen, folgende ein

zelne Verhältnisse berücksichtigt werden : 1'. Der Mann

pflegte bei Eingehung der Ehe der Ehefrau eine Mor

gengabe und ein Witthum (äos) anzuweisen, jene zum

Eigenthum nach seinem, Tode, dieses zum lebenslang,

lichen Genuß (Leibgeding). Das letztere bestand

regelmäßig in der Benutzung unbeweglicher Güter und

konnte ohne Einstimmung der Frau nicht veräußert wer

den, und gleiches Recht hatte die Morgengabe, wenn

unbewegliche Sachen dazu ausgesetzt waren ; sonst nahm

die Frau nur aus der im Nachlaß vorhandenen Gattung

beweglicher Sachen, was ihr gebührte, hinweg, und hin

derte durch ihr eventuelles Recht keine Veräußerung. 2.

In die Ehe brachte die Frau nach beutscher Sitte eine

Aussteuer in beweglichen Sachen ( ?Ksäeronw«i , Heim-

fieuer«?), welche der Mann zwar veräußern konnte, aber

nach Verschiedenheit der Rechte, welche die Frau nach

getrennter Ehe an der Gütermasse hatte , nicht immer

ohne zum Ersatz verbunden zu seyn (H.297 u.f.). 3. Die

unbeweglichen Sachen, welche von der Frau in die Ehe

gebracht oder wahrend derselben erworben wurden, hatten

das Recht des Erbgutes (§. 155.), und konnten daher

weder von dem Manne ohne Zustimmung der Frau, noch

mit dieser ohne Bewilligung der rechtmäßigen Erben frei-

gut zu irme libe. Gwenne ein man mlb nlnit , so nimt her in

sine gkwcrc ol ir gut zu rechte vormuudeschast. Vergl. Rechts

gefch. §. z6g. . " '

li) Qe, l.«ngl>b. Lid, tit. I. Oap. 4, SchmOb. Laridk

B. z, An. 74- So irisch. Rechtsbuch. Tit. it.
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willig veräußert werden e) ; da aber echte Noth immer

auch ohne ConsenS der Erben zur Veräußerung des Erb

guts berechtigte (H, 155.), so war ohne Zweifel von je

her der Manu , um sich von den Würkungen der Insol

venz zu befreien , die Güter der Frau zu veräußern be?

fugt , welcher Art sie auch seyn mochten/). 4. Der

Mann war durch die Frau in keiner Verfügung über sein

eigenes Vermögen und über den Zuwachs beschrankt, den

es aus den Nutzungen der ganzen Gütermasse erhielt,

ö. Die Frau hatte während stehender Ehe überhaupt kein

Veräußerungsrechts). .

«) Eschs, kandr, B- >. Art- z». Me nc mach ntchcn mlph

iemc manne nichcinc gäbe geben an trine eigene noch an varrcn,

der havc , daz se iz iren rechten ervcn mcde verne «ach irme

rode, wem die man ne kan an siiilS wlbls gudc oicheine andere

wcre Winnen, wen «IS her zu demc ersten mit ir untftac In vor«

Muntschas.

/) Äm deutlichsten ist dieser Grundsatz im alten lüblschen Recht aus,

gesprochen, s. Rechts gesch. §. z?o. Note m. Er liegt «der

auch den Vcstimmungen des schwckb. Landr- Art. »6z. zum

Grunde , nur daß hier das Erdgut der Frau nicht für Schulden

hastet , welche nicht während dieser Ehe cvntrahirt sind , außer

wo Kinder da sind , die immer für die Handlungen des Vaters

hasten müssen (Z. »gg. I ). Für eine allgemeine Würkung der

ehelichen Vormundschaft , und daher für eine Regel , die dem

ehelichen Güterrecht allgemein zum Grunde lag, muß er gehalten

werden , weil demselben keine Stelle ausdrücklich widerspricht,

und der Zusammenhang ihn offenbar erfordert. Nur darf er nicht

mit H a s se (a. a, O S- 75 ) aus freiwillige Veräußerung bezo«

gen werden. — Nach diesen Ansichten ist RcchtSgcsch. §569.

genauer zu bestimmen.

s) l.. I^ong. l^iK. «. l'it. 10. Oap. ,. Sckchs. Landr. B- >.

Art, s>. Wib en mac such ircö gutes nicht vergeben sne Ire«

manveS willen daz erz durch recht dulde» Hülfe.
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§. 295.

/?. Würkungeo nach getrennt« Ehe-

Bei Aufhebung der Ehe durch den Tod des

Mannes, erhielt die Wittwe 1. stets ihre einge

brachten Güter zurück. Wegen der Veräußerungen,

durch welche die Aussteuer und andere fahrende Habe

gefchmälert seyn konnte , entschädigte sie nach den Grund

sätzen des Sachsenspiegels die Befugniß, alle Gegenstände,

die gewöhnlich zur Aussteuer gegeben zu werden pflegten,

unter dem Namen der Gerade als Eigenthum aus dem

Nachlaß zurückzunehmen «), welches, da dies Institut

in allen Gegenden von Deutschland vorkommt ö) , wohl

ursprünglich allgemeines deutsches Recht war/ so daß die

schwankenden Bestimmungen , hie in den verschiedenen

Recensionen des Schwabenspiegels angetroffen werden,

zu den Modifikationen gezählt werden müssen , die sich

auS dem älteren System allmälich entwickelten (g. 298.),

wiewohl die Grundlage , Eigenthumder Frau an

einem Tyeil der fahrenden Habe, immer 'durch

blickt c). 2. Alles übrige wurde als Nachlaß des

Mannes angesehen, an welchem die Wittwe jedoch kraft

Vertrags (Z. 296. Nr. 1.) ein. Eigenthums- oder lebens

längliches Nutzungsrecht einzelner Bestandtheile ansprechen

und schon nach den ältesten Volksrechten gesetzliche Vor

thelle genießen konnte, AlS solche kommen aber von den

ältesten Zeiten an mehrfachei Verschiedenheiten vor : «.

daß sie, sofern keinWitthum bestellt war, eine bestimmte

») Silchslsch. Landr. B i Art. ,

S. Recht«gcsch. §. Z69. Note i Z. 66«. Note K.

c) Schwöb. Üandr. Art. 23z. z«z. >
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Geldsumme (S«s legitim») , und einen Theil des aus den

Nutzungen der eingebrachten Güter und durch beiderseitige

Betriebsamkeit ersparten Vermögens erhielt O ; daß

die Bestellung des LeibgedingS nur für den Fall galt,

wenn die Che kinderlos blieb , mit den Kindern aber die

Wittwe den Erwerb theilte e) ; 7. daß die Frgu Mit

erbin im Vermögen des Mannes wurde , jedoch nur zu

Leibgedingsrecht /). — Bei Trennung der Ehe durch

Tod würde übrigens, wenn Kind r am Leben waren,

das, was diesen als Erben des Verstorbenen zufiel, nie

mals sogleich getheilt , sondern die Verwaltung der

ganzen Vermögensmasse gieng auf den überlebenden

Ehegatten über K), der darin mit den Kindern in ein<r

Were "besessen" (Recht des Beisitzes) blieb, bis er sie

freiwillig von sich sonderte , oder gesetzliche Gründe

her Sonherung eintraten.

I,. Lsxonum. ?it. g. Osp. 4. W«ltkl>Isos , post-

HUsni mulier tilios gcnuerit , ciotem »mittgt , si gutem

uoii geuuerit , «ck 6ies suus clotem xossiliest , post «leees-

«um ejus rlos sck gsntem , vel si lieest , sii z>roxim«s I,e>

reges ejus revertutur. Iii. g. De eo czuoä vir et mulier

«Mul conzuisierint , mulier meäism portionem sccipist :

Kcx: «puä Westkalsas. ^pu<Z Ostitis.«« et ^ugrsrios nikil

scci^i^t , s«1 contents sit äste sus.

/> I.. Ssju vsr. ?it. lH, Osp. 6. 7.

L) Die Allgemklnheit dieser Einrichtung in der späteren Zeit beweist

ihr Alt«. S- sckchs. kandr. B. » Art. n. ,5. Vexgl-

^«rgHlllt. 1°it. I. Dt. L5, Oso. >. z.

^) Ii. Burgund g. g. y.
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§. 296. <

Fortbildung des Institut«.

«. Erweiterung der Rechte des Mannes und Veränderung der Rechte

der Ehegatten nach getrennter Ehe.

In den Stadtrechten wurde, weil unter dem

Bürgerstande das Witthum weniger gebräuchlich war,

das System vorherrschend, der Wittwe andere Vortheile

an dem Vermögen des Mannes zu gewahren , wobei man

sich aber freilich nicht auf die fchon früher bekannten Ar

ten (H. 297. 2. « »-> 7.) beschrankte, sondern sie sehr

mannichfaltig gestaltete; damit vereinigten sich manche

andere Eigenheiten des stadtischen Rechts, welche dazu

beitrugen, die Rechte des ManneS zu erweitern, und

zuletzt das Institut hie und da ganz umgestalteten. I.

Die Rechte des Mannes, sowohl an seinen eigenen Gü

tern als an den eingebrachten der Frau , waren in den

Städten ohnehin ziemlich unbeschränkt , weil selten das

Erbgut Hauptbestandtheil des Vermögens war ; ab»

auch die freiwillige Veräußerung des Eingebrachten

aller Art wurde mit Bewilligung der Frau möglich, wo

die Rechte der Erben bei Erogütern auf den Retract be

schrankt waren«), ober die Kinder kein Widerspruchsrechr

gegen die Handlungen des Vaters hatten ö), und die

Ehe beerbt war. Wo diese Grundsätze galten, war es sehr

natürlich, bei beerbten Ehen alles unter der ehelichen

Vormundschaft vereinigte Vermögen in noch engerem Sinn

als ein Gut zu betrachten , wodurch aber freilich die

«1 S- Rcchtsgesch. §. 45>- besonders Note «.

b) Schwöb. Land r. Art.,6z. Die Stellen des Berncr Stadtr.

und Lüneburg. Sradtr. Rechtsgcsch. 4;z. Note K.
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Frau keiZn Miteigenthum an den Gütern des Man

nes erhielt, sondern die Grundlage des Instituts

iinmer nur Gewalt des Mannes ü»ber das Ver

mögen der Frau blieb. II. Bei der Einheit des

Guts in Rücksicht des Veräußerungsrechts lag es

sehr nahe, bei getrennter Ehe, wenn sie beerbt war,

das Vermögen in seine ursprünglichen Bestandtheile nicht

wieder aufzulösen ; daher wurde an vielen Orten dem

überlebenden Ehegatten überhaupt ein quoter Theil

des ungetheilten Gutes zugesprochene), indem das ganze

vereinigt gewesene Vermögen bei künftiger Absonderung

fortwährend als ein Ganzes behandelt wurde. Bei einem

solchen Werhaltniß wurden die Schulden nothwendig

von dem zu theilenden Gute zuerst abgezogen , ixelches

darum gemeines Gut hieß Bei unbeerbter Ehe

fand aber diese Theilungsart nicht immer statt; dann

blieb es auch bei dem Grundsatz, daß im Trennungsfall

kein gemeines Gut vorhanden sey, das Eingebrachte

wurde als ein von dem Vermögen deö Mannes verschie

dener Bestandtheil des Nachlasses angesehen, wenn auch

die überlebende Frau etwas von dem letzteren erhielt,

oder der Mann nicht alles an die Erben herauszugeben

brauchte e) ; wahrend der Ehe konnte , weil die Ehe

o) Lüb. Recht von >-4«. Art. ,»> (Rcchtsgcsch. §.z?«. Note «).

Hamburg. Statut- is?«- St. in. Nr. 4- bei Anderson.

S- 4Z- (und eben so in den Statuten von »292. S- 276. 1497.

S- 4ZS-)-

«!) Hamburg. Stadtr. >497- F. «r«. ,z. (hei Anderson.

... S- 4Z8.j> Brem. Statut. >gzz. Orb- LS. (bei oelrieKs.

?- 542 >

«) Statuten von Stade. Art. 9- Lüh. Recht v. 1240. Art- 14.
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kinderlos war, daö Eingebrachte nur im Fall der echten

Roth veräußert werden, und trug also auch nur in die

sem Falle die Schulden des Mannes , während da , wo

ein gemeines Gut zur Theilung kam, auf die Zuläng»

lichleit seines eigenen Gutes zu deren Bezahlung , nach

der Natur der Sache nicht gesehen werden konnte

III. Durch Eheberedung konnte, wo die beiderseits in die

Ehe gebrachten Güter ve> äußerlich waren, die gegenseitige

Erbfolge der Ehegatten für den Fall der kinderlosen Ehe

verabredet werden, und wo dergleichen sehr gewöhnlich

wurden, bildete sich leicht ein Gewohnheitsrecht, daß bei

jenen der überlebende das ganze Vermögen behalte, wel-

RechtSgcsch. §. z/o. Note n. Las kubische Recht ist hinin

uus dcm Seester entlehnt. LminingKyus mein««!,. Lu.

sst. p. >9>.

f) Merkwürdig ist für die Geschichte der Ausbildung des Instituts

nach dieser Richtung, der Inhalt des Hamburger Statuts

von >2?o. (St. z- Nr. l«. bei Anderson S- «), das noch

sehr schwankende Bestimmungen über die Rechte bei kinderlosen

Ehen hat; die Frau erhält hier ihr Eingebrachtes noch als Eon,

drrgut zurück , dessen Verschlechterung ihr aber nicht ersetzt wird,

doch werden die Schulden vom gemeinen und ganzen Gut bezahlt,

und vom übrigen bekam sie die Hälfte. Sie späteren Revisionen

unterscheiden kein solches Sondcrguc mehr, sonderu geben schlecht«

hin nach Abzug der Schulden der Frau die Hälfte , dem Mann

zwei Drittel. Statut v. 1,9«. bei Anderson S- «S«. Nr. >s.

von 1497. cbendas. S- 4Z9- Nr, 19. von 162z. z. Tit. z.

Art. S- Das lübische Recht blieb hingegen streng bei dcm alten

Grundsatz, wcöbalb die neueren Juristen sich denn auch in dessen

Bestimmungen nicht zu finden mußten , die zu ihren Begriffe»

von dcm Wesen des hier vorkommenden Instituts auf keine Weise

passen wollten. . i-



/ Kap. I. Eherecht. 707

cheö spätere Statuten bann immer bestätigten S) ; doch

war dies weit seltener, als die Ausdehnung deö, Systems

der Theilung einer nicht wieder in ihre ursprünglichen

Bestandtheile aufgelösten Vermögensmasse zwischen dem

überlebenden Ehegatten und den Erben des Verstorbenen,

auch wenn die Ehe kinderlos war, da bei veräußerlichen

Gütern die Berechnung deö Eingebrachten ihre Unbe

quemlichkeit hatte , und eine Ehe , die anfangs beerbt

war , beim Tvde eines Ehegatten unbeerbt seyn konnte,

dies aber, wo die Weräußerlichkeit des Erbgutes wenig

stens ursprünglich von dem Daseyn der Kinder abgehan

gen hattet), in Schwierigkeiten verwickelte, welche man

auf jene Weise am leichtesten hob. IV. Au den Verän

derungen der Würkungen der ehelichen Vormundschaft

während des Mittelalters gehört es auch, daß die Rechte

des Mannes im Trennungsfalle der Ehe erweitert wur

den. Während er in den älteren Zeiten nie etwas von

den eingebrachten Gütern der Frau erhalten zu hüben

scheint , sobald die Ehe kinderlos war , und daher auch

die Gerade als Eigenthum der Frau stets an deren nächste

weibliche Verwandte (Niftel) herausgeben mußte , be

trachtet ihn der Sachsenspiegel als Erben in der übrigen

fahrenden Habe i), und die Statuten, wo sie der Frau

,) S- Rechtsgesch. §.

K) Augenfcheinfchcinllch war die« in dem Hamburger Stadtrecht

der Fall , und hierauf bezieht sich eben das Schwanken in dcssm

Befiimmllvgcn , b!S man den einfachen Grundsatz annahm:

Erbgut iti, womit die Eheleute versicrbcn (Rechts« esch.

S> 4SZ- Note ck.) und das Gut immer alö gemeines Gut lbcilte

(Nvtek.).

») Sckchf. Londr. B z. Art- 76.
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statt des WitthumS andere Bortheile neben dem Recht,

ihr Eingebrachtes zn fordern, gewahren, lassen ihn oft

auch ahnliche Vortheile in diesem genießen , wenn er der

überlebende Theil war. Diese aber kommen sowohl da vor,

wo man eine Theilung der ganzen Gütermasse zwischen

der Wittwe und den Erben des verstorbenen Mannes ein

geführt hatte , als da , wo die Güter beider Eheleute

geschieden blieben K).

§. 297.

/?. Anwendung des römischen Lotalsystcms. ParticM» Gütnge,

meinschgst Und Portio 5tstut»is.

V. Die Rechte der ehelichen Vormundschaft, wo sie

zu einer Theilung deö gesammten Guts geführt hatten,

entfernten sich eben fo sehr von den Grundsätzen des rö

mischen Rechts über die Dotalrechte deö Ehemanns, als

sie den letzteren ahnlich waren, wo die Güter beider Ehe

leute im Trennungsfalle der Ehe sich wieder schieden.

Bei der Einführung des römischen Rechts verband sich

daher dieses zwar sehr leicht mit einem Theil der Insti

tute, die damals herrschten, indem außer den Städten

jene Erweiterung selten, und in diesen nichts weniger als

allgemein war ; aber wo ,,e statt gefunden hatte , ent

wickelte sich dafür die Eigenthümlichkeit der durch sie be

gründeten Institute desto vollständiger. VI. Wo man

neben der ehelichen Vormundfchaft nur das Institut des

Mtthums und der Morgengabe als Bortheile der Witt

we kannte , hörten die in jener begründeten Rechte des

Mannes entweder ganz auf, oder verwandelten sich bri

den eingebrachten Gütern , welche die römischen Juristen

i) S. die Stcllcn Note c. k.
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nicht als äos anerkannten , in einen ususkiicws Isgiti-

»iu8, den man aus deutschem Gebrauch so lange herlei

tete «), bis ihn die Romanisten, wo er nicht in Landes

gesetzen bestätigt war, oder entschiedene partikuläre Ge

wohnheit für sich hatte, nach und nach abstritten. VlI.

Wo der Vortheil öer überlebenden Wittwe nach altem

Gebrauch in einem Theil der Errungenschaft (S. 297. 2.

«.> bestand, dachten sich die römischen Juristen die Ver

hältnisse der Ehegatten während stehender Ehe als eine

comraurüo bonorum U5utructuaris in Rücksicht ihrer ein

gebrachten Güter, wovon dann die The'tlung des gemein

schaftlichen Gewinns nach den Regeln der Societät als

natürliche Folge erschien b) ; die Gesetzgebungen, welche,

wo. dieses Institut sich fand, die älteren Bestimmungen

darüber revidirten und vervollständigten , schloffen sich

dann diesen leitenden Ideen an c). Wo sonst noch Vor

theile eines überlebenden Ehegatten im eingebrachten Ver

mögen oder in dem vorkamen , was auf die Erben des

Verstorbenen als Antheil desselben an dem gemeinen Gute

siel , betrachtete man dies als eine im Particularrecht

gegründete besondere Erbfolge (portio ststutsris), sofern

sich nicht auch dieser Vortheil als eine Würkung der

Gemeinschaft gewisser Güter während stehender Ehe

betrachten, und daher annehmen ließ, daß eine cominu.

«) S. Rechts gesch. §. 45». besonders Note K.

d) Tengler kaiensplcgcl. Bl. z6. v. Rechts gesch. z. 45». Note

K. §. 45,. Note k.

e) Würtemb. Lande. Th. Z- Tit. 7. Th. 4. Tit. > — ,5.

Pfcklz. kandr. TV. 4- Tlt- Fränkische (WürZburg,)

Landgcrichtövrdn. Th- z. Tlt- 88- '04. Solmsslche t'. O-

LH- 2. Tit. »8- Frankfurt. Reform. Th. 5. Tit, 4. 5
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vi« bonorum psrticulsri» bestanden habe , die auch in

Rücksicht deö Eingebrachten theils vruorieisris tbeilS

usukrucrusris gewesen sey. Für eine porti« itatutsris

galten dann auch stets alle Vortheile ^ die ein überleben

der Ehegatte d>? genoß, wo man sich das reine römisch!

Dotalsystem wahrend der Ehe als herrschend dachte, und

von der ehelichen Bormundschaft als einer Gewalt über

die Güter der Frau gar keine Notiz mehr nahm

S- 296.

x. Allgemeine Gütergemeinschaft und Succcssivnsrechte der Ehegatte«

mit ähnliche» Mücklingen neben dem LttaiMcm.

VIII. Eben diese Ansichten führten von selbst darauf,

in Statuten, wo nach dem Tode eines Ehegatten das

vorhandene Gut zwischen dem überlebenden und den Er

ben des verstorbenen getheilt wurde , oder jenem allein

zufiel, oder ein gemeines Gut genannt wurde, den

Grund dieser Bestimmungen in einer wahrend der Ehe

bestandenen allgemeinen Gütergemeinschaft zu

suchen a). Wenn seit dem löten Jahrhundert altere

Gewohnheiten aufgezeichnet oder Statuten revidirt wur

den, welche Bestimmungen jener Art enthielten, hat dies

öfters eine Gesetzgebung veranlaßt, welche den Ehegatten

das Eigenthum ihrer sammtlichen Güter , jedem 'zur

Hälfte zuschrieb, und ihre Rechte nach diesem Princip

bestimmte ö). Intellektuelle Theile wahrend stehender

«Y S- Rechtigesch. §. 45«. besonder« Note K.

«) Vergl. Kleviu, sck ja« IlUboe. I^ib. >. g. Xrt. z.

Hechtsgcsch. §. 56g. Note «.

ö) Nürnberger Reformst. Tit. »S. Art. >. "Ulld die«eil all dem

allem ir jcdcin der halbe tc»l zugepürt."
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Ehe sind aber den älteren Statuten ganz fremd , und

wenn also die Vereinigung der Güter zu einem Ganzen

nicht mehr aus der Gewalt des ManneS, welcher

auch die Güter der Frau unterworfen sind , fondern auS

einer Gemeinschaft erklärt werden sollen , so muß

dieser ein Gesammteijjenthum zum Grunde liegen , kraft

dessen beide Ehegatten als eine juristische Person betrach«

tet werden (F. 167.). Ob diese Ansicht, welche erst die

neueren Ausleger deutlich ausgesprochen c) und neuere

Gesetzgebungen vollständig aufgefaßt haben den älte,

ren Statuten würklich zum Grunde liegt, ist wenigstens

bei vielen derfelben sehr zweifelhaft; die neuere Zeit hat

sich aber bereits so an jene gewöhnt, daß die PraM

das Verhältnis) meistens nach ihr gestaltet hat s). Doch

laßt sie sich nur da anwenden , wo es entschieden ist,

,) lust, Vsrscius eonsuvt. Samberg. lZu. >. ». Oom>

muni« oonorum inter conjuges lon^e sliter Iiic scoipitur,

c>usm avuck rVomsno« , eoruinque in societate et cke com»

muni ckiviliuncko et Kereiscuncks kamilis juckieiis. Uio enim

re vera ck!vi5s est res et nemo possicket esm in solickum.

Lei! conjux Lermanus ^uivis totius «atrimonii utrodi^u«

confusi est Dominus/ et o^use uxori» kuerunt , jsm et

mariti sunt atzue contra. Inconcinnum iorts illuck suribus

est Istinis , unios rei plure» esse ckominos in solickum z

«eck Iiis ivrte moriuu, vixerunt vrimi OKristisn! ut omni»

«sent omnium.

«I) Z. B- lippische Verordn. über die Gütergemeinschaft von ,786.

bei 0 « c r b e ck Medit- übcr versch. Rechtsmat. Tb- 5. P r e u ß.

Landr. Tb- »- Tit. ' 8- z6« u. s.

«) Wie das sta bische Statut, welche« ursprünglich von wahrer

Gütcrgemklnschast nichts wußte, s. ». <z. Uülsemsnn «Ks.

ack Statuts Ltsckensis cke a. ,«79. S. 67 u. s. besonders S.

«6 u. f.

46
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daß das Vermögen d?er Frau für die Schulden

des Mannes.wahrend der Ehe haftet. IX. In

neuere« Gesetzen ist aber auch die Theilung des Vermö

gens als eines Gutes /), oder der Uebergang des

Ganzen an den, überlebenden Ehegatten F) und andere

Vortheile des letzteren nach dein System des alteren

Rechts K) bestätigt oder beibehalten worden, nachdem

für die Verhältnisse wahrend der Ehe bereits das Doral-

system entschiede» herrschend geworden war. In diesem

Fall sind daher jene Rechte lediglich als xortio «tstukris

zu behandeln, und es kann folglich von diesem Verhältniß

allein auf eine Gütergemeinschaft nicht zurückgeschlossen

werde« ').. ' ^.z , . > . - . .

,^.. .(. .^ ^ -zgg.

^s" I'." ' > '»i > 7". , '

Uebersicht der jetzt vorkommenden Institute de« Güterrecht«

der Eheleute.

,, Wo die Gesetze unter den Eheleuten die allgemeine

Gütergemeinschaft eingeführt haben , findet nach deren

Ratur ein dem römischen Dotalsystem entgegengesetztes

. .
'

>^
^ ,> ,

/) S° w bxr ConKitutton Kurs. Jogchim« I. über ErbMe sür die

Mark Brandenburg von »527. I. «. Hofmann Eberecht.

S. 700.

S? n«ch irauusch«elgische», ?avdrecht. E- ^. ^»«eniK»!

reliizuii» commuiiioiii« Konorum inter conjuge5 Lruv^ui-

cvniei. 1772. 4 ). S- »5 U. f.

^) Wie da^kurMfische Recht <u Rückficht des Manne«. S. Hau,

bold sachs- Prioatr- 8- 6g ^- 7«. §. z?« — z,z.

>), Die ijZ>>i)l dcr^ Landesrecht« , w, eine statutarische Portion vor«

toiymt. weiche den Würkuugcn der allgemeinen oder partikulären

GMrgemciii/chqsc «ach gctreruit« EHe gleich kommt , ist übe^iu« '

groß. S. z- B Hssmann «. a. O. S. Sg« «. f.
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Rechtsverhaltniß statt , bei welchem überhaupt gar keine

besonderen Güter der Ehefrau unterschieden werden kbn«

nen. Das Dotalsysiem macht aber die Regel aus, wie,

wohl es sehr häufig mit Modifikationen durch deutsche

Institute vorkommt. Dahin gehört: 1. die Beibehaltung

der dem Mann zustehenden Rechte der Verwaltung und

des Nießbrauchs, auch wohl mit anderen Eigenthümlich,

keiten der ehelichen Vormundschaft a) , in Rücksicht des

ganzen Vermögens der Frau, sofern sie sich bei Einge-

hung der Ehe nicht gewisse Güter vorbehalten hat (Kons

receptitia) ; die Eigenthümlichkeiten dieses Verhältnisses

gehören allein dem particulären Rechte an. 2. Die

Wartungen der particulären Gütergemeinschaft, neben

welcher der Unterschied des Dotal- und Paraphernalguts

in Rücksicht der Proprietätörechte der Ehefrau besteht,

aöer die Restitution des Eingebrachten, und die Vermal,

tungs- und Nutzungsrechte des Mannes sich nach andern

Regeln richten. 3. Die ?«rt1o 5wtutsi!s , durch welche

oft Abweichungen von den Regeln über die Restitution

der äo, begründet werden. Neben dem Dotalsysiem sind

auch die Institute des WitthumS und der Morgengabe

bei einigen Classen von Personen gebräuchlich geblieben.

») 5. O. Spsner eogitstion« in Zug Kowänum et tZermsni«

euin cke K5ii5ructu Märitsll in Kanis uxorjs. Viteb. »726. g.

lZ. LsrtK cke nisrit« usukruvtusrio Lsrsnioo (Vis«, p. ziz

— Z7«, ). Das p r e u ß l sch e kandrecht , welches die Güter«?,

meinschast nur nach Pcovinclalrecht gelten ttßt, gleit dem Slam,

im eingebrachte» sckmmtlichen Vermögen die Rechte eines Nleß,

bmuchcrs. Tb- » Tit. §. «5' u- f> Das istcrrcichische Gcsctzb.

hat dagegen da« reine Lotalfystem, jedoch mit ewigen clgcntbüm,

llchcn Bestimmungen. Art. '-z? — ,24,.

46-
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§. 30«.

Einzelne Institute.

I. Brautschatz und Aussteuer.

Die Aussteuer (Ausfertigung, Brautwagen, «öz»

rstU5 et instructus m«Iiedii5) war ursprünglich «) ein

Inbegriff von beweglichen Sachen zur Einrichtung der

Haushaltung , dessen Umfang sich nach Stand und Lan

desgebrauch richtete ; sie pflegt noch gegenwärtig einen

Theil des HeirathsguteS auszumachen oder dieses ganz

allein zu bilden , und ist nach den Regeln von der

zu beurtheilen ö). Auf mehr als ein Heirathsgut in

diesem Sinn hatte überhaupt vor Einführung des römi

schen RechtS keine Tochter «inen Anspruch, und noch jetzt

macht auch dieses nur die Regel aus , nach welcher die

Ansprüche auf eine 6o, »eccsssria beurtheilt werden,

die aber eine Ausnahme leidet, wo eine äog aus Güter»

gefordert wird , in welche nicht die gewöhnliche Erbfolge

statt findet. - Daher 1. Hai beim Bauersiande gewöhnlich

die Tochter nur ein Recht auf eine land übliche Aus

stattung , und diefe vertritt selbst sehr häusig die Stelle

einer völligen Abfindung , deren Größe dann nach den

Regeln von der Succession bestimmt wird c). s. Bei

«) <z. 17. <Zru?en äs nxore tkeotiscs. (kZott. ,74g. 4). Osp.z.

S. 49 u. f. I. Möse r über die Absteucr der Töchter der Land,

desiger in bess. Patriot. Phantasien. Th. 4. Nr. 5». S- »>6 u. f.

i) I. <?. Lstvr ä« sckpsrstu et instructu inuliedr! (Kl»rl,.

1744.) S. 2. 5z. 64. ?ukenctor5 Obs. jur. univ". ?oni. >.

«Ks. 20«. §.14. Strubel, rechtl. Th. >. Nr. SS- Sl> M. ist

Grupen a. a. 0. S- 9^. "g. «

«) S- das folgende Buch. Kap. 6.
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dem Adel richtet sich, wo Verzichte der Töchter ans die

vaterliche Erbschaft gebräuchlich sind , oder jene auS

?.hen ^) und Stammgljt eine ckos fordern, weil sie ihnen

auS dem freien Vermögen nicht gegeben werden kann,

oder nach partikularem Recht jenes immer eine Aussteuer

tragen muß, die Größe der Mitgift nicht nach dem Ver

mögen, sondern nach Familienvertragen und Herkommen,

und Standesgebrauch, welchen daher auch das Ermessen

des Richters e) allein berücksichtigen muß /). Doch ha

ben hie und da besondere Gesetze den Werth der Stamm

oder Lehengüter zum Maaßstabe gemacht e). — Eine

ck) ärg. I. s, §, Toller 6e Kli» propria Kon»

v05siiiente »ci vetilionem ckotis ex feuäo non «ämittenll».

1.10,. ,7<Zz. 4. Auch in Sachsen l« die Verbindlichkeit des L«

benSfvlgers nur subsidiarisch. Zacharia' kursckchs ret)enr. »te

Ausg. von C E. Weisse u. F. ZI. v. Langeon. Z. ,96. K.

«) Die Gründe, welche Möser a. a. O S- ,»7 u- f. für die Fest,

Kcllung dieses PcincixS durch Gesetze arigicbt , reichen mvhl hin,

um es als Regel de« deutschen Gemvdnbritsrechts unter Voraus«

setzung der angegebenen Verhältnisse zu rechtfertigen , sofern nur

nicht xartlcuISre Normen cntgegcniichcn. Denn welcher anderen

Regel könnte der Nichter folgen als dieser oder der Berechnung

des Pffichttbeils , dem eine solche Aussteuer auf keine Weise

gleichgesetzt werden kann. — Vergl. O 6e I.ucZoZf OK«.

Voin. z. UKz. 1^7. ^. Hoinber^K ge obligätiono ps-

tri« so! constituenilsni llotein non vromiszgin. IVlsro. 1770.

/) An die Stelle des Richters können Schiedsrichter treten. S-

Möser a. «. O S- «ZS- und Nr. 5z u- J4. über dir Adsteuer

adlicher Töchter im Osnadrückischen.

/) Bremisches Ritterrccht bei ?u5eo<iork Od,, jur. univ.

4. »<io. i, u. f. Zachartck sckchf. kedenr »te

AuSg. a. g. O
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bei dem niederen Adel selten vorkommende Obliegenheit

der Hintersassen ist die Fräuleinsieuex K).

§. 3S1.

ll. Morgengabe «).

Die Bestellung einer Morgengabe (§. 294.) zum

eventuellen Eigenthum ö) ist besonders bei dem Adel und

Bauerstande noch gebrauchlich; sie wird aber, «o sie in

Geld oder Kleinodien besteht, häufig sogleich übergeben.

Im ersten Falle wird daher auch wohl versprochen , sie

bis zum Tode des Mannes zu verzinsen, und den Erben

die Verpflichtung aufgelegt, die Hauptsumme zu entrich«

ten ; Zinsen dieser Art unterscheiden sich daher von

Spiel, oder Nadelgeldern, die aus dem Vermögen des

Mannes gegeben werden c). Wo sie in der Ehestiftuog

nicht zugesagt war, ist sie ein freiwilliges Geschenk ^) ;

K) Th. Hagemann u. C. Sl. Günther Archiv für Rechtögelchr«

samt. Th. 5- Nr. 6.

«) rukenSork vlis. jur. univ. ?«m. Ow. 198. ?om. 5.

t) Sckchs. kandr. B. 1. Art. »0. B- z. Art- zg. Die Morgen«

gäbe an cinkin Grundstück dcs EhcmannS, welche nach dcm

Bremischen Ritterrccht Tit. 6. gesetzlich ig, ab« nur Wit«

thumsrccht bat , gehört daher nur dcm Namen nach HIcher.

«) Daher nicht mit dcm Fall zu verwechseln , wo hierunter vorbe,

halten? Güter vbcr Einkünfte der Frau (do«s rece^tiU») ver«

standen werde«. I.e?»er z«s. meg. ,g. >g.

«I) Eine Abweichung hiervon bildet dle sächsische Morgengabe,

welche bei odelichcn WIttwcn gesetzlich ist, und das damit in

Verbindung stchcode AuStheil. S. Haubvld sUchs. Prlosk.

z, 404. 405.



Kap. I. Eherecht.. .5 717

das Eigenthum geht bei der wahren Moi?gerigabe mir

deren Uebergabe auf die Frau über, bis dahin yat diese

aber keine besonderen Rechte zu ihrer Sicherheit wie bei

dem Hüixathsgut. ' ' -'' '

F. 3«2. , : " " - '

UI. Wltthum.

i, HIfforische Einleitung «).

I. Das Witthum (viäuslitium , Leibzucht , Leibge-

ding, äosriui») war ursprünglich ;in lebenslänglicher

Nießbrauch, der vor oder nach Eingehung der Ehe der

Frau für ihren Wittwenstand zugesichert wurde ö). I!.

Seitdem die Frauen außer der Aussteuer auch ein Hei«

rathsgut in Geld in die Ehe zu bringen pflegten, wurde

gebrauchlich eine jenem gleiche Summe ( «?outr^S«8 ^ üo>

»all« propter «uptiss , Widerlage, Gegenvermächtniß)

zu verschreiben , welche der Wittwe nach dem Tode des

Mannes mit der So« selbst gezahlt werden sollte« woge

gen für den Fall kinderloser Ehe auch häufig bedungen

wurde , daß der überlebende Mann diese So« behalten

solle. Bis zur Zurückzahlung wurde der Wittwe ordent

licherweise der Genuß von. Gütern deö Ehemannes pfand

weise eingeräumt , neben welchem aber auch noch daS

Witthum im älteren Sinn vorkommen konnte , und dem

Erben nur das Recht gegeben, statt dessen die gewöhnli

chen Zinsen des Capitals bis zur Ablösung zu bezahlen,

°) Strudln Vcbensiunden Tb- S> S- 26, u. f. ?ukenck«rk

«W. jnr. univ. ?om. z. 0b,. 120. Rechts gesch. §. 42g.

4S>. a. E s6g.

b) Sckchs. Lande' B. i. »et. «>.
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welche im Mittelalter regelmäßig auf 10 vom Hundert

der Sos und cootrsSos berechnet wurden. III. Diese

nach der Größe der So» berechnete Rente (Sotsiüiuro) c)

war daher ursprünglich keine Leibrente , deren Zahlung

von der Restitution der Hauptsumme befreite, sie wurde

aber in den sächsischen Gesetzen im löten Jahrhundert

dafür erklärt ck), weil die sächsischen Juristen die ohnge«

achtet des veränderten Zinsfußes unverändert im Ge

brauch gebliebenen höheren Zinsen nur hieraus rechtfertig

gen zu können glaubten.

. . §. 303.

». Zweisache Art ves Wkttbumö.

«. Ootklitium, Leibgeding a).

Unter dem Witthum werden jetzt alle Bortheile be«

griffen , welche der Frau nach dem Tode des Mannes

aus dessen hinterlasse««« Gütern vermöge Ehesiiftung,

Gesetzen, Herkommen oder Hausverträgen zukommen,

sofern sie nicht zur Portio »t»tuläriä gehören. I. Ein

Leibgeding (äotslitwm) bilden sie, wenn sie i» einer

Rente bestehen, die sich nach dem Heirathgut richtet,

und wo dagegen eine Widerlage verschrieben ist, u,m das

Doppelte steigt , so daß sie auch jetzt die vierfachen Im,

H Oap. 4. X. <ie ckonut. int» V. et v. (4, 20 ).

<i) 6o»st. Lsx. ?. ». Ooiut. 4».

«) ». Wetteibiskit 6s Sotsliti«. Kost. 1746. I. <Z. L,tor

cke juridus vickuarum — «questriuin. KIsrK. 174g. Q.

A^encKen ri» yu»Iit»te kiotslll^ii prsesertini in L^xoni».

liips. 170S. 4. cks Orsiner Opiisc. ?oin. p. 62S.
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sen des Heirathsguts zu umfassen pflegt S). Ohne Ver

sprechen hat nur in Sachsen die adeliche Wittwe zwei

fache Zinsen des eingebrachten HcircithsguteS zu fordern,

wenn sie dessen Restitution nichr vorzieht c), wo sie bann

unter Boraussetzung des Beweises der Jllation selbst von

dein Lehensfolger gefordert werden kann und jenes nicht

zurückgegeben wird Außer Sachsen kann dem Le

hensfolger e) so wenig als dem Nachfolger im Stamm-

gut eine solche Rente ohne seine Einwilligung auferlegt

werben , wenn ihn nicht seine concurrirende Eigenschaft

als Erbe verbindet, oder die Familienvertrage jene Gü

ter ihr unterwerfen, welches da, wo Majorale eingeführt

sind, selbst bei dem niederen Adel sehr hausig vorkommt;

auch kann die Restitution der S«8 , die Ablösung der

Rente mit der Summe der üo» und ooinraäos den Erben

(besonders im Fall der Wiederverheirathung) vorbehalten,

und die Zahlung überhaupt auf die Zeit des Wittwen-

standes beschrankt werden , wahrend die Rente in Sach

sen und wo sie die Eigenschaft einer Leibrente hat , im-

ö) Ein ähnliches Institut findet sich da, wo da« Wittbum (Z. z«6,)

mit Rücksicht aus das eingebrachte Helratbsgut zwar bestimmt und

so lange gclcigct wird , als die Wittive nicht zur zweiten Ehe

schreitet und ihre So» in den Gütern des Mannes ttßt , aber

nichtRcvtciS- s- Bremer Rittcrrccht. Titl«. Vergl. ?uks».

ckork l)b«. loi». z. Ob«. >,o. S. z.

e) Oonst. 5»x. ?. «on5t. 44. Vergl. Haubold sächs. Pclvatr.

S- Z9» ^ 4°Z-

ck) Zckcharkck Ms. Lchrnr. 2te Auög. §> >9S u. s.

e) Senn die vor5io in rem verpflichtet nur zur Restitution der cko5.

Dcrgl. oben §. «zz. II. 6.
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mer unabldslich und lebenslänglich ist /). Als Surrogat

der äo» gemeßt sie deren Privilegien , wird aber auch

wie diese bei der Ehescheidung verwirkt.

F. 304.

5. Vickuswium , WZitthum im elgcottichen Sinn «).

II. Die zweite Art der Wittwenversorgung ist von

dem Heirathsgut unabhängig ; der Gegenstand dieser

Axt des WitthuinS kann in dem Nießbrauch von Grund

stücken , den Zinsen eines Capitals (Wiederfallsgeld),

der Benutzung einer eingerichteten Wohnung (Wittwen-

sitz), und einer auf die Güter gelegten Rente oder Na-

turalleistung ö) bestehen. Die Rechte der Wiltwe richten

sich daher meistens nach den Regeln vom U8u,kru<:tu«,

nur daß , den Fall der Kündigung deö ausgefetzten Ca

pitals abgerechnet c) , keine Caution gefordert werden

kann « da diese bei einem Nießbrauch an Gütern nie ge

brauchlich gewesen ist ch. Die Vorrechte der äos, welche

hier immer zurückgegeben wird , fallen dabei weg , hin«

gegen ist die Regel , daß alle diese Wortheile mit der

Wiederverheirathung anfhvren e) , auf den Fall zu be-

f) Vcrgl. ?ukenäsrk ?o«. z. ttb?. „y. Xiffck (Zu. 5or.

?otn. >^ Osp. >Z. (oä. 2. I, ,g.).

«) I. <?. Kitter cke öotslitio et vickuslitio no^iUuni. S«nK.

1777. ,

5) Sicher gehört das in Sachsen übliche "Eiogcschneldel" (kuz>ervir«x

S- Haubold sckchs. Prloatr. §. 406.

e) >Vrg. I«. 1. O. cke usukructu ^z, zz.).

«k) O. ?. Oeinlsin cke viäus vssslli sd usulru«tt»ris «su>

üone intuitu ckotslitll iininuiu. ^tt. ,72z.

e) Xiucr lZu. kor. 5o»>. i. ,z.
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schränken , wo es (wie beim Wittwensitz) aus der Natur

der Leistung folgt , oder wenigstens als stillschweigende

Verabredung angesehen werden kann , da das Witthum

nichts als das alte Leibgeding ist, und dieses in der Re

gel eben so gut als das Sowlitiuin lebenslänglich war /).

Die Verpflichtung der Nachfolger im Lehen und Stamm

gut zur Leistung des WitthumS kann nur auf den nehm-

lichen Gründen wie bei dem Leibgeding beruhen.

§. Z0S.

IV. Eheliche Gütergemeinschaft «>.

i. Begriff und Entstehung.

Wahre Gütergemeinschaft findet nur da statt , wo

den Eheleuten ein Gesammteigenthum oder Mitteigentchum

/) Stichs. Lavdr. B. i. Act- 21. Man nmz ouch mol »romen

eigen gedn zu irme lihe. Vergl. L«tor cte ckotsliU«, pro.

ptsr 5llcunck«/s n«pUas ce««^»te. le«. 1746. v. 1^. LoyK-

mer principis jur. ksuck. §. zzz.

«,) >V. » ^Vssel äe coiilliilzisli bonoruin 5vciststs st psttü

liot^Iidus. ^Vmsteloä. 1674. (Oper. ^mst. ^701. 4. uro. »,).

<Z. S. ttokkmänn cke comniunioius bonorum eonjiiZKliur»

nsturs stziio principiii. ?rsnc:. >7Z0. I. IVI. VVe^or kie

coilirgunivue bonorum intor eoujiiAss. ?. 1.?. I^smzo >7Zy.

4. H. A- Lange Rcchtslchre von d« Gemeinschaft d« Güter

unter den deutschen Eheleuten- Bair. ^766. 4. P. K. Scheper

die verworrene Lehre von der ehelichen Gütergemeinsch. Mannh.

1799. i8o°. 2 Thle. s- I. C- Hasse Beitr. zur Revision der

bisherigen Theorie von der edel- (Sütcrgcmcinsch. Kiel Tgog. g. ^.

Ueber die Gütergemeinschaft nach einzelnen Particularrcchten mö<

gcn ausgezeichnet werden : Ueder die particulckre Gütergemeln,

schalt nach dem jütischen Low: Paulscn im staatSdürgcrl.

Magazin sür Schleswig u. s. w. hcrauSgcg. von Carstens und

Falk. B- Hsr. 2. Lübische Gütergemeinsch. C. N. E a r<
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an ihren sammrlichen Gütern od,er einem Theile derselben

zusieht. Als gesetzliche oder in Gewohnheiten gegrün-

Ken« Beitr. zur Erliluter. des lüb- Rechts, »te Samml. Lübeck

,8>4- g. S. i ^ SS» In den mecklenburgischen Städten

s. die Schriften bei v. Kamptz mecklenb- Eivilrecht- S. rkz. 2«s,

»>8 u. a. m- O- insbesondere im gorgardischcn Kreise: dessen

Beitr. »um meckl. Staats, u. Private. B- 2. Nr. 8- tn Stet»

tin : Gib ran d kurze Nachricht von dem Kettioischen Recht.

Stettin »7>Z. 4» ü. LrocKos öe bonorum inter conjußes

Samiur^en^e^ communione. Ze». 1747. 4. I. ?. Lilile-

Meister lie coniniunione Kon. int. conj. msxim« e» Iezi>

du, öreinani^. «ott. 1775, 4. Dessen Beitr. zum Vaterland.

Recht- B- 1. (Brem. ,«06. g.). S- » — 72. C- «- Wider,

sprechet Versuch einer Geschichte aller im Oldenburg ischev

vorkommenden Arten der Gütergemeinschaft z in den oldcvdurgi«

schcn Blättern vermischten Inhalts. B- 2. H. 4- S. zSi. H. «.

S> goy. Z. U. F. WestKui 6e oriAine cominuoionis do-

norum inter coojuge« «pec. per 6ioere5in ^/ona^ie^ien^n,.

«ott. »77z. 4. I. A. Klövtrup Beitr. zur Revision der

kehre von der Gemcinsch. der Güter — nach osnabrückischem

Stadtr. Osoabr. ,79,. 8- R- F. Terlinden Entwurf der

Rcchtslehre von der Gcmeinschafr der Güter unter Eheleuten in

dem Herz. Cleve und der Grassch. Mark. Lemgo ,782. S.

Beirr, zur Aufklärung der jülich« u. bergischen Landeirechle.

Düffels- >7«9- 8- Theorie der Lehre von der allgemein- Güter,

gemcinsch. sowohl im Allgem. als nach den Gewohnheiten im

Herzogth. Berg, von I. W. NeuK. Düffels, u. Elkers. >s°z.

, Thle. 8- Uebcr die Gütergemetnsch. nach solmsischen Londr.

s. C- F v Salwigk Versuch einer Darstellung des Erbrechts.

Th. >. S- 87. ^. L, LoKmickt >1e jure ^uoäsm ^«««vico

quock Erkvberung äiritnr. Zen. 17SZ. 4. ?. Lüttver colls-

tio jur. civ. cum stututsrio ^rancs/i/rlen^i sä retormst.

?. 5. tit. S. Lrk. 1722. 4. Oiiil. Klot? ge usukructu con-

ziißnm slstutkrio mmipriiuis ^«nco/llflen^/ «ci rek. ?r»n»

«of. ?. z. tit. g et g. et I». g. tit. g, Lieis. »70g. 4. Fulda :

Thomas Sogen, der fuldischcn Privattechte. Th. 2. r. I».
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bete Würkung einer unbedingten Ehe ö) (corninunio

bonorum legslis) richtet sie sich nach dem Wohnort des

Mannes c), tritt daher auch ein, wenn die Eheleute erst

späterhin an einen Ort ziehen , wo sie gilt , wenn ihre

Güterverhältnisse nicht durch Ehepacten (verdingte

Usus 6e e« yuock cires ooinmunionem bonorum inler

eonj. «x j?rovkncla/k a^<iinak/one ^aneonioa justum e«t»

Wireeb. 1765. 4. U. Xleibert Äe vrimsrii, oomm.

Kon. eikeotibus 5«v. 5tsl. Sues/urten^!«. Lies«. >7ZZ. Boiv«

berg: G- M- Weber Grunds, dcs banibcrg. Lande. Tb. >.

«bth. §. «s u. f. I. H. Müller Entwtckl. dcs fränkisch.

Gemohnheitircchts von der ehelichco Gütergcmcinschast. Nürnb.

Ig«>. 4. ^s. I" LoKärt cke bonorum inier oonjnAes O«.

öu^en^« communione. Oob. ,75g. 4. Wci<hgar wüttcmb.

Privatr. Tb. ». S- " S u. f. (Lang) Materialien zur Set«

tiuglschen Geschichte. B> z. St- 2. <F. "g u. f. 0. u.

Xemmeriob (resp. Wogau) äe societste bonor. «ovnu»

disli seo. jus — civil. M«mm!NKen^k>. Je». >7Zg. 4» I. K.

Lngsu (resp> cke Ls^Ier s rlersbeiin) lle bonorum inter

vonjuge« Kutvo5 specistim M«m,»/nFen^,^ cominuuione.

Zen. 1751. 4. k!> >VsIcI> (resp. Keinbsrä) Se commu»

nione bonorum inier conjuZe« Mu/i/Ku^sn«^. ^en. 177g. 4,

Gütergemeinschaft nach dem Stadtrccht von Lüneburg und

Uelsen: Hagemann u. Güotdrr Archiv der Rrchtsselchrs.

Tb- 6. S- «7« u> f, ... '

i) XoKI tr«ct. Suse : prior äe psotis ckotslibuz ; sltsr«

Se »uceessione conjugum. llps. >6zo. reo. ?r»ni:ok. >7Zi 4»

L. ?r. "Willenber^ 6e nscti« »ntonuptisliduz. Lerisn.

1727. 4. ^. lie L,ItK»5»r cke r>rseroK»tiv» j„r. <Zerm.

nrse romsno in msteris vsctor. ckotsl. (Zr^pKis«. 1759.

I^e^ier »per. Z07 — zi«.

,) Melker pmct. Bemerk. Tb- Nr. 4. ». Bülow u. Hage,

mann vrart. Erörtcr. Th. 6. Nr- »4>
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Ehe) festgesetzt sind 6), wiewohl auch in diesem Fall die

Bekanntmachung derselben nöthig seyn kann , wenn die

Eheleute nicht dritten Personen nach den Regeln der Gö«

tergemeinschaft haften sollen e). Sie kann aber auch

durch Eheverträge der Eheleute vor und nach eingegan«

gener Ehe eingeführt werde» (comivuoio Kon. cooveo>

tionsli«) ; für diese giebt es , einige Gesetzgebungen ab

gerechnet /) , keine andere Entscheidungsquelle über ihre

Natur als den Vertrag selbst. Eben so ist die Befugniß

der Eheleute, durch Vertrag die gesetzliche Gütergemein

schaft, vor oder nach eingegangener Ehe F), doch ohne

Präjudiz Dritter aufzuheben oder abzuändern , keinem

Zweifel unterworfen K), nur kann, sofern sich nicht zei,

S> oben K. SS- Nr.«. Unrichtig ist aber die Entstehung der

gesetzlichen Gütergemeinschaft auf eincu stillschweigenden Vertrag

sl, Llsenlssrt pr. äe nstur» et inäole comm^inioni»

bonorum lnter conjug« tsvite inltae. Reimst. 1764. 4. U»

in dess. c>l>usO.) zu gründen ; damit fallen auch die 'Argumente

weg, die man der aufgestellten Regel entgegen zu setzen pflegt

(Posse Abbanbl. des deutsch. Staat«, u- Privatt. H. >. Nr. z>

Vergl- ober §. Z5- Note Die Entstehung der GStrrgcinri»

schaft bei vcrckndcrtcm Wohnort , in Rücksicht der Verhältnisse

gegen Dritte, sanctlonrrt das preuß. Landr. Th. Tlt. ^

z. Z5« ^- SS5 , «der ohne dies auf andere GüttrvcrlMvisse

auszudehnen.

«) S- preuß. Lande. Th. Tit. «. §. zs«» 4>7- 4". Vergl.

Note i. K.

/) Preuß. Landr. a. a> O. 5> se» u> i> Oesterrelch. Gesetzt»

Art. ^»z5 u> f.

5) Eine Beschränkung enthält preuß. Landr- a. a. O. § zS4-ZL5>

K) ^. r. Rivinu, äs psctis clot«Ilt,ks in qusntkm Zwtvti,

Sero^ent. I.io,. t^Lz. 4. Prohihitlugesetze beziehen sich höchirms
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gen laßt, daß jener den Gläubigern des Ehemanns be

kannt gewesen, auch da, wo öffentliche Bekanntmachung

desselben nicht ausdrücklich vorgeschrieben ist i) , die Auf

hebung gegen diese keine Würkung haben , da sie berech

tigt sind , die gesetzlichen Verhältnisse vorauszusetzen 4).

Sofern die allgemeine Gütergemeinschaft gesetzlich ist,

beruht sie hausiger auf Stadtrechten als Provincialge?

setzen, und wo daS letztere der Fall ist, erstreckt sie sich

nicht immer auf den Adel y , die particuläre Güterge

meinschaft kommt dagegen in den Provincialgesetzen häu

figer vor.

§. 3V6.

». Allgemeine Gütergemeinschaft n).

«. Bedeutung derselben während der Ehe.

Die allgemeine Gütergemeinschaft giebt den Ehegat

ten entweder ein Miteigentum oder ein Gesammteigen«

auf gewisse Arten von Personen. A. B. Nürnberg. Reform.

TU- »8. Art- 6.

i) Wie Rostvcker Statut. Tb- >. Tit. 5- Art. 6. Lüneburg.

Stadtr. von 1778. Hage mann u. Günther Archiv. Th. 6.

S. »76- Preuß. Landr. Th> «. Tit. i. §> 42» u. f. P.C.

N. Lemdcke Grundsätze der deutschen ehelichen Gütergemeinsch.

u> f. w. (Lübeck >S>4- 8). S. ,g.

5) Lembcke a. «. 0- S- 'S'«, f. (Sleseker) Samml. Hamb-

Vcrfass. u. Gesetze. B- 4- S- — I.. 19. O. ge 1.

geht nicht entgegen , da hier von keiner conäitio ?e^on« HK

Rede ist.

Y S- z. B Terlinden von b. Gemeinsch. der Güter in Cleve u.

Mark. S- Z4> Anders nach brandend, rulmbach. Recht Lang«

»on der Gütergemeinsch. S. «z.

«) Bon den Statuten, in welchen die neueren Schriftsteller eine
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thum an allen Gütern , die von jedem in die Ehe ge,

bracht oder während derselben erworben ö) werden,

sofern sie nicht durch ausdrückliche Verträge ausgenom,

nien sind (Sondergut , Einhandsgut). I. Bei Güter»,

über welche der Erwerber nicht frei verfügen kann , er

streckt sich die Gemeinschaft nur so weit alö seine Gewalt

allgemeine Gütergemeinschaft suchen, muß eine große Anzahl gc,

strichen werden , weil sie nur in den Würtingen bei getrennter

Ehe mit jener übereinkommen und das einzige sichere Kennzeichen

(g. zoo. nr«.VIII.) von jener ihnen fehlt. Beispiele einer mah,

ren allgemeinen Gütergemeinschaft, die «der auch oft nur aus der

entschiedenen Praxis beruht , welche in Rücksicht jene« Kränzet,

chens statt findet, enthalten: ,) für die Act, bei welcher den

Ehegatten ein Gefammteigenthum zusteht: die hamdurgischc»

Statuten. Tb- «- Tit. s- Art. 10. Tb- Z. Tit- t. Act- >? — »o.

Tit. z- Das lübische Recht. B> i. Tit..5- Art. ^ B- »

Tit. ». Art- s- z> »». »S- »6. Th. z. Tit. i. Art^ 9- >»- Lle

' - bremischen Etatuten von >4zz- Etat- 7 — 9- »z- Orb. »6.

Die Stadtrechte von Lüneburg und Uelzen, s. Hagemann

u. Günther Archiv der Rechtsgelehrs. Th. 6. S- »?z u. f.

Die Verordnung von i6gS für Cleve und Mark bei R. F.

Terlinden Entwurf der Rechtslchre von der Gemeinschaft der

Güter uvt. Eheleut- in. d. Hcrzogth. Cleve (Lemgo 8 ).

S- Z2., nach der Deutung, welche ihr gegeben wird- s. eben,

' bas. S> g». Die brsndcnburg culmdachische Verordn.

bei Lange Rechtöl. von der Gütcrgemelnsch. S- «z. «) Für die

Gütergemeinschaft mit römischem Miteigentbum : die nürnbrr,

gtsche Reformation von '565. Tit s». zz. Hobenlobisch.

Landrecht. Tit- 4- ^ Eine Angabe des Inhal« der Statuten

über Gütergemeinschaft, die aber sehr der Sichtung bedarf, ent,

hölt Hofmannss Ebercchc u- Schcrer o. a. 0.

i) Also zw« Erbschaften , welche einen, Ehcg»,tcn bereits angefallen

sind , wenn auch noch ein anderer den Nießbrauch hat , aber

nicht bloße Erbrechte. S- Carstens Beitr. Th. ». S- >c> „. f.

Lange von der Eütcrgcmeinsch. S- 9z.
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reicht, daher machen Eibgüter deö dritten Standes re»

gclmäs/ig einen Gegenstand der Gütergemeinschaft aus,

wenn sie gleich der freiwilligen Veräußerung ohne

Einwilligung der nächsten Erben nicht immer unterlie

gen c). Die Gütergemeinschaft beginnt jetzt (H. 2SZ.)

regelmäßig mit der geschlossenen Ehe, wiewohl sich Sta

tuten finden , nach welchen eine gewisse Dauer dersel,

den e?) erfordert wird , oder deren Würkungen erH mit

der Geburt eines Kindes beginnen e) ; von dem letzteren

Fall ist zu unterscheiden, wenn die Würkungen derselbe»

sich nur so lange äußern , als die Ehe beerbt ist /). II.

«) Vergl- z- V- lab. Stadtr. V. ,. Tit. s. Art- 9-

<t) Z. B. bambcrg. Landr. Kap. ». Tit. ». §. Vergl. Wcbee

a. a. O- §. «7» u- s-

e) Vcegl. Scherer a- a- O- Th. ,. Z. z» — Z5.

/) L üb. Recht- B >. Tit. 5. Art. 7. Der Inhalt diese« Artikels,

der den Auslegern sehr viele Müh, grmacht hat , «eil sie etne

Gütergemeinschaft suchet», wo vor d» jetzigen Praxis des lübtschen

Rechts bloß Gemalt des Manne« über die Güter der Frau war,

scheint daraus erklär« werden zu müssen , daß nach dem alten

Mische» Aecht die Ehefrau immer ( sie mochte beerbt seyn oder

nicht) die Schulden des MaoneS bezahlen mußte , wenn er «e,

gen derselben persönlich angegriffen (zu eigen gegeben) «erden

sollt-'. Bei dem flüchtigen Mann siel dieses «eg, und hier

war es eine Ausnahme des älteren Rechts , daß die zu dies»

Zeit beerbte Ehefrau doch für die Schuld mit Ihrem Vermögen

hasten solle. W?il dieser Artikel im neueren Recht geben geblic,

den lst , nicht aber zugleich die Bcsilmmung des älteren Rechts,

wegen des Falles , wo der Mann zu eigen gegeben «erden soll,

in die Sprache unseres Rechts übersetzt morden ig, «0 er dcdeu,

ten würde , baß im Concurs des Mannes auch das Vermögen

dce unbeerbten Frau jederzeit hafte, so ig man gcnöthigt ge,

wescn, die lüblsche Gütergemeinschaft auf würklich beerbte Ehe zu

47
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Mit den Gütern selbst werden regelmäßig g) auch alle

Schulden gemein , welche bei Eingehung der Ehe von

beiden Eheleuten contrahirr waren, oder während Hersel,

ben auf eine beide verbindende Weise contrahirt werde».

Da dem Mann vermöge der ehelichen Vormund»

schafr die Verwaltung des ganzen ungeteilten Vermö

gens zusteht, in welchem sich überall kein Sondergut der

Frau, vielweniger ein besonderes Dotalgut unterscheiden

I'iyr, so hastet in der Regel daS Vermögen der Frau

für jede Schuld, wenn sie diese auch nicht bewilligt hat K);

beschränken. Aus dem alten lübischcn Recht dies erkliken zu

wollen , ig elnc vergebliche Bemühung. Vcrgl. R e ch t s g esch.

§. Z70. Note m. z. 45S. Note «.

^) "Die dein Manne trauet,^ Kauet such den Schulden." S

Loiierlling tkezsur. jur. I.ub«<:. I'om. 1. 2K7 U. s.

Carstens Beirr. Th. «. S- >z. Sine Veschrcknkung der Regel

enthalt das Hamburg, Stadtr. Tb- s- Tit. s- Art. >>. Tit. >>.

Art- iz. ' Die Restitutio» gegen eine mit einem insolvente» Ehe-

«attcn cingcgangcne Gemeinschaft ist ab« nicht ausgeschlossen.

G. k. Winklcr über Wledereivsetzung in den vorigen Stand

gegen die eheliche Gülcrgem. kcixz. ^797. 8.

X) F. IZ. LoeKmer exercit. sä ?snck. I'oni. 4. psg. ggo. O.

<Z. (Zrnelin tle «bliFatione »xoris »<t solvent» riebits »

OonjnZidns contraM. I'nk. 17S5. B F. Pfizer Rechte u.

Verbind!, der Weiber bei einem Vautvreecß üb« das Vermögen

ihrer Männer nacd deutschem besonders würtemb. Recht- Stuttg.

1794. 1796. 2 Thlc. g. — Oer Unterschied zwischen de« Schul»

den, welche auf dem Vermöge» der Frau hasten, »od solchen,

in Rücksicht welcher sie selbst eine Verpflichtung übernommen hat.

Zeigt sich besonders nach dem Tode des Mannes. S- Hamburg.

Stadr. Th. »- Tit. >>. Art. 14 >6. Lüb. Recht- B. z.

Tir. >. Art- >°. Hagemeister über Bergen» u- Oacddingsaus»

tragen in d- Zeitschr. für geschichtl- Rcchtsivisscvsch- B z. Nr-s-

Stein MlMibl. des lud. Rechts. Th. >. S- >S<>.
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besondere Gesetze i) oder das Güterverhältniß , bei

welchem quvte Theile angenommen werden , könne«

hier eine Ausnahme machen. Die, Handlungen der Frau

verpflichten den Mann hingegen nur soweit er ihr eine

Verwaltung überlassen oder die Schuld bewilligt hat i) ;

für oKliZstiooes ex äeUcto kann er daher nicht weiter

zu haften habe», als das eingebrachte Vermögen der

Frau reicht, wiewohl diese Regel nicht umgekehrt giltm),

wenn nicht quote Theile unterschieden werden, wo jene

immer den des Schuldigen treffen. III. Der Mann ist

zwar weder zu Schenkungen noch zu einseitigen letzten

Willensverfügungen , wohl aber zu andern Veräußerung

gen, in der Regel ohne Einwilligung der Frau, berech»

,1 S- z- B- T b o m a S System der fuldischen Privat?. Th. » i s >i>

Wind euer Statut. Tie. 6. »rt. ».

i) Nürnb. Reform. Tit. »S- Art-'. Es hat auch ir kein« Macht,

außerhalb des andern — Wissen und Willen aiuiche Schulden zu

machen oder zu verschreiben. Und wo solches darüber bcschchn

soll damit — der ander Eegcvvß nit verpunden — sonder da<

alle« demselben an seinem angepürenden halben tcvl uvschcdlich

seyn. Es wcre dann dicsclbig Handlung, verwegen solche Schul,

den gemacht , dein andern Eegenosscn ju gleichem nutz gewendet

und zu gutem kommen.

l) ?»fenckork Ods. jur. Ulliv. 1'oin. 4. Obs. ZI. Scherer

a. a. 0. S- 6' u. f. Hamb. Stadtr. Th. ». Tit. S- Akt. I.

m) Die Meinungen hierüber sind sehr verschieden. S- Kleviu«

jus l.nb. Lid. I. tit. 5. »rt. 7. ur«. 57 u. f. Lange von

der Gütcrgemelnsch. S- m. Pxeuß. Landr. a. a- 0 § S8^-

zss- Z8g. Sic aufgestellte Regel ist der ursprünglichen Vr,

schaffcnhcit der allgemeinen Gütergemeinschaft am meisten arigc»

messen , und die neuere Ansicht lllöt sich hier nicht consequcr.t

durchführen.

47«
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tigt n) ; nur in Rücksicht der eingebrachten Erbgüter «)

und nach besonderen Gesetze« bei Veräußerung unbeweg,

») AuS falschen Prämissen wird diese an sich richtige Regel hergelei

tet »VN I. llevzer lo« conunun« lis Konorum et inr»rinll5

»l'izueituurn conjugslium commiiilione (Ovlon. >^«^> 4).

- Die Einwendungen, welche Lange von der Güter«

gcmeiofch. S- »63 u. f. dagegen macht, gründen sich ebenfalls

aus Misvcröiludnisse. Der Grund de, Regel kann nur darin

gesucht werden , daß die Gewalt des MaoveS über die Güter drr

Frau von jeher nur durch die Qualität deS Erbguts beschränkt

war. Wo diese noch würkjam ist, finden sich daher auch noch

die alten Beschränkungen , die nach den moderne« Ansichten von

Gütergemeinschaft als Anomalien erscheine». Wo aber jene der

freiwilligen Veräußerung nicht mehr im Wege ficht , berechtigt

die Jd« der Gütergemeinschaft , dte^ wir in die alten Statuten

hineintragen, keineswegs, der Frau an den gemeinen Gütern ein

Eesammteigeothum beizulegen , welches den Mann überhaupt in

der Veräußerung beschränkt , wodurch er ganz gegen den Sinn

derselben bei der Veräußerung seines eigenen GutcS an die Ein

willigung der Frau gebunden würde, lange «. a. ö- will dieS

aus den RechtSbüchern und den Urkunden des Mittelalters derlei,

tcn , in welchen bei Veräußerungen der Einwilligung der Frau

, gedacht wird : aber eben die elfteren beweisen am vollständigsten,

daß die letzteren nicht so verstanden werden dürfen.

«) Wergl. z B. lüb. Recht., B- >- Tit. 5. Art. s. Nimmt ein

Mann eine Frau zu der Ehe mit Erbgütern , welche ihm ihre

Freunde ästimirct und an Geld gefetzt fahrende übergeben, so soll

der Mann nach der Zeit mächtig seyn, solch Erbe und Güter zu

verlausen und zu verpfänden , wenn er will , nicht anders alö

sonftcn KausmantiSmarcn. Art. 9» Kein Mann mag verpfänden,

noch verkaufen , noch vcrfchenkcn liegende Gründe und stehende

Erbgüter , die ihm von feinem Weibe zugebracht morden , ohne

ihren und ihrce Kinder Willen , da sie der rinige hätten , es.

wäre dann, daß ihn Ehehafft, Gcfäogniß oder HungerSooth dazu

dringen thäte.
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licher Güter x) kann jene eine Ausnahme leiden. Beide

Eheleute gemeinschaftlich können hingegen über ihren

Nachlaß restiren 7).

F. 307.

Nach getrennter Ehe.

Der Tob eines Ehegatten hebt I. bei kinderloser

Ehe die bisherigen Würkungen der Gemeinschaft auf,

und läßt entweder das gesammte Gut dem Ueber,

lebenden s) oder legt diesem die Verpflichtung auf, mit

x) Man sinket diese begreiflich am häufigsten unter den seit dem i6tcn

Jahrhundert verfaßten, und nicht bloß da, wo intellektuelle

Thetle angenommen ivcrdcn. Z. B b e n t h e i m. kanbr. Th. 4»

Tit. ». Thomas System der suldischen Private. B ». j. Z07

u. s. Preuß. Landr. a. a. O. §. z?«- Hin und wieder hat

die Frau bloß ei« Recht , gerichtlich Einspruch zu thun ; z. B.

lippische Vcrordn. v. 17S6. z 9 Mühl häuf« Statuten.

V. s Art. s Auch kommt das Recht des Richters vor , die

Einwilligung zu ergänzen. Thomas a «. O-

?) Lange a. o. O S- 17S u. s. Runde Veittägc. B ». Abb 9.

Die Statuten haben aber hier manche« Willkührliche , oder was

zu der jetzt gangbaren Theorie der Gütergemeinschaft nicht psör.

Z. B. Hamburg. Stadtr- Th- Z- Tit. >. Selbst ein Dcrfü,

«ungerecht deS V«nneS für den Todesfall ober durch Schenkung,

bei Gütern, welche (nach den Ansichten des älteren Rechts) sein

Sigemhum waren , ist Vicht ungewöhnlich. S- Brem- Etat,

von »4ZZ- Etat. >o.

«) Wclsxlelc : Bremer Statuten. Ord. SS. vergl. mit Stat. 7.

Vergl- lZi!äemei5ier comni. Kon. S »6. p. gz. Die

Rechte des überlebenden kinderlosen Ehegatten beruhen ober mehr

aus der Gewohnheit «IS den Worten des Statut«. Vergl.

Scherer a. g. O Th- >. S- '«4- MIndcncr Stadtr. B. «

Tit. e. Art. 4- Am häufigsten wird cS in neueren Gesetzen ge,
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den Intestaterben des Verstorbenen , jenes jedoch nicht

immer gleich ö) zu theilen c) ; wo die unbeerbte Ehe

nicht die vollkommenen Würkungen der Gütergemeinschaft

hervorbringt , hat die Thcilung die Natur eines Erb

rechts im Nachlaß deö Verstorbenen (porti« ztstutari») <H.

Den Uebergang des ganzen Aerrm'gens dachte sich das

ältere Recht wohl wie diz Würkung eines besonderen

Erbvertrags e) , kraft dessen die Eheleute in einem Ge-

sammteigenthum an. allen Gütern saßen /) ; der lieber-

lebende war also in der That Erbe des Verstorbenen,

wenn gleich dessen Güter nicht mehr besonders unterschie-

funk«. Vergl. Scheree a. o. O §. 77 u. f. Ivo ab» viele

der angeführten Ersetze bloß von ein« Portio «tätukri^ sprechen.

« I. B Hamburg. Städte. LH. g. Tit. z. «rt. 8-

«) Z- V Nürnberg. Reform. Tit. zz. Art. s Terlinden Ee.

metvsch. der Güter in d- Herzogth. Cleve. S ioz. , Preuß.

Lavdr. Tb- ». Tit. ». §. 654 u- s. Vergl. Scherer a. a-O-

z. S4 u. f

Lüb. Stadtr. V. '. Tlt, S- Art. 4. s- «. ». Ttt- » Art.

Eine xortio slstutsris kann aber auch neben der Tbcilung des

EefammtvermögcnS vorkommen und in einen Tbell des Gutes,

welches dcn nächsten Erben des Verstorbenen zufällt (Nürnd.

Rksorm. a> a. O ), oder einem lebenslänglichen NicKbrauch beste,

den. Z. B. Landr. von Liogcn. Art. 6. ^Ve«tKus ck«

comnl. oin. int. conj. .^iona^kerieni«. p. zg u f.

«) Slnauf deuten die Worte der meisten Skatuten in Hinsicht der

Würkungen bei kinderloser und beerbter E!>e : z. B- Bremer

Stadtr. Star- 7. so welc ecre er gervet dc bcervck den andern-

AlteS Stadrr. von Vcrn (bei Lrevcr Bcitr. zur Ntterat. des

deutsch, NeeblS. S- 49 U. f.). Art. qi. nno gelnncio sltor

oinnis Koos ipsius czuse reliiziüt , jur« Kerellitsrio Uoere

et czuivte po:si<Ivst.

/) Vergl. Rechtsgcsch. §. «I.
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den werden konnten. Nach der jetzigen Theorie leitet

man das Verhältnis) aus einem Gesammteigenthum her,

wie es bei jeder Gütergemeinschaft vorkommt, welches

aber nur da paßt, wo sie eben gesetzlich jene Würkungen

hat. Wo Theilung vorkommt, ist hingegen das Verhalt«

niß deS Ueberlebenden ganz dem gleich, wo dieser, um

eine portio «tstutaris aus dem Nachlaß des Verstorbenen

zu erhalten, sein eigenes Vermögen in jenem lassen muß,

und wahrer Miterbe ist. In allen Fallen müssen die

Schulden der moralischen Person , welche die Ehegatten

während der Ehe bildeten , von dem gcsammten Vermö«

gen vorab bezahlt werden. Bei gesetzlich begründetem

Recht des Ueberlebenden, das ganze Vermögen zu behal«

ten, haben die Slscendenten keinen Pflichtteil zu fordern;

hingegen kann ihnen dieser durch einen Vertrag , welcher

diese Würkung der Gütergemeinschaft festsetzt, ohne ihre

Einwilligung nicht genommen werden s). II. Mit den

eigenen Kindern bleibt dagegen der überlebende Ehegatte

in ungetheilter Were des gesammtcn Guts (söge,

nannte fortgesetzte Gütergemeinschaft, comin.

von. proroZsts) K), bis er jene freiwillig für ihre Rechte

an diesem durch einen bestimmten Theil desselben ab,

sondert , oder aus gesetzlichen Gründen dazu genöthigt

e) Diese Ansprüche fallen daher »eg , wo die von den Eltern selbst

geschlossenen Ebepacten jene Würkung festsetzen. «. u. ä>>

rer de legitim» zisrenluni psctis c!«ti>liku5 llberorum ex^

clnzs. Oott. 174g. 4. ?ukenil<>r5 OK«, l'om. z. Ob,, nö.

West ob al deutsch. PriMr. TH. «- Abh. 47.

K) Weyer «. «. O. in der »tcn Abth. Lunge o- o. O. Kap. g.

Qeiterdlng tke5. zur. I^libeo. 1°oin. «. z>. zg6 u f.
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wird i). Die Verwaltung und das Verfügungsrecht des

Ueberlebenden steht bis auf einzelne Beschränkungen, die

bei der Mutter vorkommen, der vormundschaftlichen Ge

walt deö Mannes K) während der Ehe gleich /) ; daß

bereits bei Trennung der Ehe ideelle Theile für den Ue

berlebenden und die Kinder entstehen, welches aber nicht

immer der Fall ist , oder daß umgekehrt das Recht der

Kinder an dem Gesammtgut vor der Sonderung nur

einem Erbrecht an dem künftigen Nachlaß des Ueberle

benden gleichgestellt ist m) , endlich daß die Güter , be,

fonderö des verstorbenen Ehegatten, als ein den Kindern

verfangener Theil deS Vermögens betrachtet wer

den «), sind die wichtigsten Modifikationen des Verhält

nisses , welche dessen Würkungen genauer bestimmen.

Aber auch wo ideelle Theile entstehen , sitzen die Kinder

mit dem Ueberlebenden auf Gedeih und Verderb, und

können, fo lange sie jenen nicht zur Sonderung nöthigen

mögen , nur Unterhalt und Aussteuer und Brautschatz

oder vaterliche Beihülfe zur Einrichtung bei gefonderter

i) D reo er Slnmerk. von den Modem , fo In der Wer« fl«d ; iu

dess. Samml. »erm. Wh. Th. ». S. g, u. f.

i) Nicht der gewöhnlichen Vormundschaft, knksackork 0b»erv.

^om. V1>5. 86 7. g.

/) B>schk«nkuogen dcr Mutter: Gtldemelster Vcitr. zum vater.

Und. Recht- Tb '- S- >?. Süd. Stadtr. B. ». Tit. ?- Art.

>,. B. ,^ Ttt. » Art, g. Seltener ist eine Beschränkung auch

des Vaters, s. jedoch üb« das lüveburg. Stadtr. Hage«

mann u- Günther Archiv. Th. 6. S- 277. z. 5. 6. ^

«) Bergl. Gildcmetßer a. a. 0. S. >« u. f. Scheeer «. a.

O. Z. i>> u. s. '

") Scbcrer a. a. O Z ^lS u. s. I. lZ. L«t«r ä« jure äevo-

lutioni«. len. >7Zg.
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Haushaltung fordern o). WaS der Ueberlebende erwirbt,

gehört regelmäßig zu dem gesammten künftig zu theilen-

den Gut , das den Kindern anfallende oder von ihnen

erworbene Vermögen aber nicht x).

§. 308.

Aufbcbuag der Wükkuvgm der allgemcincn Gütergemeinschaft.

I. Die Würkungen , welche der Gütergemeinschaft

bei Trennung der Ehe durch Tod eigen sind, können auf

den Fall der Ehescheidung nicht ausgedehnt Wörden ;

diese lööt daher daö Vermögen in seine ursprünglichen

Bestandtheile auf «) , und im Fall des Ehebruchs und

solcher Gründe derselben , welche die nehmlichen Folgen

«ach sich ziehen , muß auS dem , was hiernach alS Eigen

thum jedes Ehegatten anzusehen ist , dem Unschuldigen

entrichtet werden, was ihm daS gemeine Recht zur Strafe

deö Schuldigen zuspricht ö); doch läßt auch die Praxis

oder besondere Gesetzgebung Theilung der Errungenschaft

zu c), welche sonst zum Vermögen des ManueS gerech

net werden muß , oder beschränkt die schuldige Ehefrau

bloß auf Alimente <t). II. Die Veränderung deö Wohn-

») S- Scherer o. a. H. §. >Z5 u. f.

^) «eiterging tl>e,. jur. l^udsc. ». p. 555 U. s. S>

jedoch Higemaoo u. Günther Vrchlu. Tb. 6. G. »7«.

a) 10. X. ck« conslietuckin» (l , 4.). (!»z>. 4. X. <i«

tion. ioter V. et v. (4, ,0 ).

b) Vergl. Lange g. a. O. Hauptst. 9- § t u s'

c) Lanz Commcnt. zu Runde. §, 609. Zh. 6. ß. 44s u. f.

Vergl. preuß. Landr. Tb- »- Tit- >. Z 755 ^ 75». S" u. s.

<i) Hamb. Städte. Td> Z. Tit. « Art.



736 Th. 2. B. 4. Familienrecht.

ortS muß nach den allgemeinen Regeln (§. 35.) die ge

setzliche Gütergemeinschaft aufheben, wenn sie nicht durch

Bertrage bestätigt ist, oder vermöge stillschweigender Ein

willigung der Ehegatten fortgesetzt wird e) ; Viele neh

men aber das Gegentheil an /). III. Die Befugniß,

sie durch gegenseitige Einwilligung aufzuheben (§. 307.),

kann auch im Fall eines Concurses des Mannes nicht

bezweifelt werden s), aber zu einseitiger Aufkündigung

kann sowohl jener K) , als verschwenderisches Leben des

ManneS i) nur nach besonderen Gesetzen oder Gewohn

heiten berechtigen. IV. Die fortgesetzte Gütergemeinschaft

aufzuheben ist zwar der Ueberlebende in der Regel 5)

jederzeit berechtigt ; die Kinder und deren Vormünder

oder nächste Freunde können ihn aber gewöhnlich nur

«) Ale vi u« «ck jui l^ub. Qib. ». I'it. ». ^rt. li. nro. 401.

Struben rcchtl Bcd. Tb- 4- Nr. 7«. <z. Ii. LoeKioer

eleota jur. «iv. I'orn. g. L». 17. §, 9. U. a> M.

f) Posse Abhavdl. H. ». Nr. Z. 5. ?. «ilckemeiiter cke

corninu». Kon. iiNer corijuzss legitim» mutst« 6omicill«

N«II »udlsto. Ouiib. 1777. 4. Preuß. kondr. Tl> ». Tit.».

§. Z5«. Wergl. übnb. Scherer «. a. O. Tb- ». z. »L4-

«) ^rg. I«. s«. O. o^usv in kreuäeni «r«^it«r. (4,, g ).

K) Hamburg. Stadtr. Tb- «- Tit. >>. Art. >4- Die Pearls des

lübischen NcchtS scheint in neueren Zeiten streitig geworben zu

sc«>,. S- Carstens Bcitc. Td- ». S- »g u. f. Manche bc,

haupten das Recht , sich beim Concurs ocS Maooes loszusagen,

allgemein. Schere, g. a- O. Th. 2. S- z«».

«) Mrgl. Scherer a. a. O» Th- > S- 16,. Hofmann deutsches

Ebcrecht. S- »84-

i) S. jedoch Carßens «. a. S. S. «4>
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wegen zweiter Ehe ober verschwenderischen Lebens m),

seltner bloß wegen erreichter Großjährigkeit ») dazu nö,

thige». Im letzten Falle oder bei freiwilliger Absonde-

- rung könne» die übrigen Kinder in der Were bleiben ;

bei der Absonderung selbst «) erhält der Ueberlebenbe

bald die Hälfte /?) oder einen andern bestimmten quoten

Theil y) , bald Kindestheil. allenfalls mit einem Vor

aus Nach besonderen Gesetzen braucht der Ueberle

benbe, besonders bei Einzehung einer zweiten Che, nicht

die vorhandenen Güter zu theilen, sondern kann sich für

den Betrag des auf die Kinder fallenden BermvgenS zu

ihrem Schuldner bekennen (Ausspruch, Anweisung, u«>

i) V«gl- lüb. Recht- V. ». Tit. «. Art- s. Da« bremische

Statut unterscheidet hier die Verhältnisse des Vaters und der

Mutter. S- Gilden, ei,t er Bcitr. Th. >- S- >6 u- f. Vergl.

überhaupt Scherer a. «. O Tb- ». S> z/S u. f.

m) Scherer «. a. O- S- z«t u. l- Vergl. Vildemeistcr Bclcr.

«. a. O. S- »o.

n) Ordentllchcrrvcise jedoch mit inavcherlel Beschrclokuogen. Vre«.

Statut- St. 7- Lüb. Recht- V ». Tit- ». Art. n.

«) Wergl. überhaupt : u. L u e n e s u cks «Lpsrlltion« libero.

rum «X jur« Oermsn. cum vliini» I^uliscsi,!. Lott, 1752.

(lZesterckin g tt>«. jur. l.ude«. p. 2^,2. lZ. <Zr«ening

cle sevsrationv Iiberor. sec. jurs Statut. Lleiven«». Lott.

>77>- 4> Scherer a. g. O- Th. ^ S- Z87 u- f.

x) Z. B- lüb. Recht. Tb-2. Tit, 2. Art- 2. z. lüneb. Stadtr.

Th. 6. Tit. t. Nürnb. Reform. Tlt. zz. Art- 4- Vergl.

Scherer a. a O- S- 40g u- f.

?) Wergl. Scherer a- «. O. S. 4>8 u. f. Hamb. Stabtr.

Th. z. Tit. z. Art- 4 n- f-

,) So nach Brem. Stadtr. Etat. 7- Vergl. Scherer «. a- O.

S- 4»» »- s-
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I

»ißllsti«) «), oder auch sie bloß aus dem Vermögen des

Verstorbenen abfinden oder ihnen einen Ausspruch thun k);

im letzten Fall bleiben die Wartungen der Gütergemein

schaft in Hinsicht deS übrigen Vermögens unverändert.

L- 309.

1 PartimU» Gütergemeinschaft «).

». Kenvkctchen und Attev.

Die partikuläre Gütergemeinschaft hat 1. immer

die Errungenschaft (sequaenus conju^sl«, Erlöse-

rung) zum Gegenstande. Diese umfaßt das Vermögen,

welches durch den beiderseitigen Fleiß der Ehegatten und

die Ersvarnisse auS den Nutzungen des jedem derselben

eigenen Gutes zusammengebracht worden ist ; sie setzt

daher jederzeit die Gemeinschaft der Nutzung al

ler Güter (cooam. «mni^rn bo». uzukructusri» ) vor-

auS i). 2. Außerdem kann sie einen Theil der von

beiden Ehegatten in die Ehe eingebrachten Güter

umfassen, welcher jedoch nicht leicht etwas anderes als

,) ß. «. Hamb. Städte. Tb- s- >'. ««. kütisch.

Recht. B- ». Tit. ». Art. s>. KS-

«) küb- Recht, a. a. O. Vergk. Carsten« Bcitr. TP. S- ««>

> «. s. Hamb. Stab tx. «. a. O.

«) Beispiele von Gesetzen, in welch» sie vorkommt, s. oben Z. »97.

Note e. Dergl. Scherer a. a. O. TV- ». Z. ,7» u. s. «ußcr

den Schriften über die Gütergemeinschaft: f. 1. Uoerer t««

commilne« ck« do«orum et ioprivlii »ck^useitunm covjuA».

liu» oonuauuion«. Ovlon. 170g. 4. Ueber Hesse» s. Hoff«

mann Eherecht. S. 5'4 u. s.

i) Vir gewöhnliche Elnlhctlung der Götcrgcmclnschaft in proprio,

tari» und uiulructusri« darf daher nicht so »tkkanden werden,

gU ob die letztere irgendwo allein vorkommen könne-
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die Fahrnis c) zu seyn pflegt. 3. Die bloße Theilung

des gefammten Vermögens , weiches beim Tode eines

Ehegatten , nach Abrechnung des Einbringens und der

durch bestimmte ErwerbungSartcn an einen der Ehegatten

gefallenen Güter sich ergiebt, zwischen dem v.eberlebenden

und den Erben des Verstorbenen , ist kein Kennzeichen

wirklicher Gütergemeinschaft wahrend der Ehe , sondern

das, was jener erhalt, als Portio «tstutsris zu behan«

deln <i), wenn nicht bei der Berechnung des Erwerbs,

Behufs der Theilung, die eheliche Einbuße (Z.213.)

berücksichtigt wird , oder wenigstens während der Ehe

das Gut beider Ehegatte« für gemeine Schuld (S.

312.) haftet.

§. 310. '

/?. Verhältnis während der Ehe.

I. Der Unterschied zwischen der allgemeinen und

partikulären Gütergemeinschaft zeigt sich darin , daß die

Frau mit ihren zu Anfang der Ehe eingebrachten oder

wahrend derselben von ihr allein erworbenen Gütern, so

fern sie nicht zur Errungenschaft gehören, nicht für

alle Schulden des Mannes haftet; übrigens sind

sich beide Verhältnisse analog. II. Der Mann hat die

«) F. B. Franks. Reform. TH-5- TIt.q. §.2 u.s. Solmsisch.

Landr. Tit. «g. §-4^6. Die Gütergemeinschaft nach den

Regeln des solmsische« kandrechts ig ,8>6 mit einigen Modisica,

tivncn allgemein für das Hcrzogthum Nassau cingrführt morden ;

v. Selwigk Sorsicll. deö Erbrechts. Tl). >. S- »zz.

<i) Von den fünf Clossen der partikularen Gütergemeinschaft, welche

Gcherer «. «. 0- Th- s- Z >82 — ,9^. unterscheidet, gehören

daher keineswegs die Fälle hiehcr , wo alle Mücklingen bloß in

einem Bcisiv im Nachlaß des Verstorbenen bestehen.
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unbeschränkte Verwaltung aller Güter, so daß in

dieser Beziehung auch kein Unterschied l?eS Dotal.quteS

und der Paraphernalgüter statt findet «) ; das Veräuße-

rungsrecht sieht ihm aber 1. nur in Rücksicht der gcinei:

nen Güter wie bei der allgemeinen Gütergemeinschaft

zu ö) und ist auch hier zuweilen bei unbeweglichen Sa,

chen an die Zustimmung der Frau gebunden c) ; 2. über

die eingebrachten Güter der Frau hat er dagegen keine

anderen Rechte, als welche ihm das römische Recht, be«

sonders wegen der Dotaleigenschaft, und die Einwilligung

der Frau geben , weshalb auch der Unterschied des

Dotal- und Paraphernalguts in Hinsicht des privilegirten

Unterpfandsrechts bei der particularen Gütergemeinschaft

würlsam bleibt e). 3. Die Frau ist in der Veräußerung

ihrer Güter dagegen immer an die Einwilligung des

Mannes gebunden /) , nicht aber bei letztwilligcr Ver«

«) Scherer a. a. O. ,§. 20.5. 224 u- f. Wcisbaac würterob.

Prlvatr. Th- >- I- >«5 ^- '»7. Orth Anmerk- tiir Frankfurt.

Ref. S- s° 9'>

b) Ueeier a. a ?. I. loc. g. uro. ,z. 57. Weishaar g.

g. O. Strock U!. moä. ?snä. !Z. I,it. Z. Z. 4.

c) Z. B- Frankfurt. Res. Th. s. Tit. z. §. „. Th. z. Tlt. 6.

§. 5. Orth »- « O. S- 96.

<i) Wergl. Welshaar a. a- ö- §.122 — 126. Die Einwklllqung

der Frau jur BcriZußerung des unbeweglichen Lvtalgut« macht

diese «der tmmcr gültig , sosern sie für gemeine Schuld haften

muß. S- ctcndas. und Franks. Ref. Th. ». Tik- >. j.

und Orth zu d. St.

e) Auch de! der Ehescheidung. Ueeser. ?. «. Ivo. ^2 — »4.

Schcrer a. «. O- Z- 204.

/) Die Regel folgt schon daraus , daß die partlculckcc Gütergemeln,

schafk nach den Angeln von der ehelichen Vormundschaft beurlheilt
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fügung s) , die sich gewbhnlick) sogar auf ihren Antheil

an der Errungenschaft erstrecken darf K), wenn nicht daS

Recht des ManneS auf die Portio «tatutaris Beschränk

klingen hervorbringt i) ; umgekehrt kann hingegen, von

diesen abgesehen , in der Regel der Mann seine eigenen

Güter frei veräußern X). III. Nicht nur das gemein

schaftliche Vermögen haftet für gemeine Schuld i),

welche aber nur durch den Aufwand für das Beste der

ehelichen Gesellschaft m) und durch beiderseitige Einwilli

gung n) begründet wird, sondern auch das Sondergut;

wcrdcn muß, iclbg wo keine cur» 5ex»5 mehr statt findet.

Vergl. würtemb. Landr- Tit. 7. Z. W^s dann. Zranks. Rcf.

Th. z- Tit. 6. §. 4. , wo jedoch die Sispositlvo als eine Folge

des Rcchcs beider Ehegatten aus gcmcluk Benutzung und den

BeisiS behandelt wird-

«) Würtemb. Lande, a. g. O.

K) Frankfurt. Ref. Th. S- Tlt- 7- §- »-

») Vergl. Orth «- a. O. S. 552 u. f. Wcishaar. §. >7Z-

«. Oalwtgk LarScll. de« Erbrechts. Tb. ^. S- >°L u. f.

Schcrcr a. a- O. Th. «. Z. 2Z2 u- s.

ii) Die Gründe s. Note k. Die für das Gc>enibcil, welche Sche,

rer g. g. O- §. 226. ,27. aus dem Interesse des überlebenden

Ehegatten ivcgco des Ermcrdö und des DciüycS hernimmt , be<

ruhen auf unrichtigen Folgerungen aus der Natur der allgemeinen

Gütergemeinschaft. Ausnahmen kommen allerdings vor» s.

Franks. Reform, a- a. O.

?) S- überhaupt Scher er a. a. O. Th. ». §. 2Z7 — «6».

m) S. Wcishaar würtemb. Privatr. §. »«8 ^ ^Z4- Franks.

Reform. Th, z. Tit. 7. Z. 5- Eine weitere Ausdehnung kann

durch das besondere Gewerbe des Mannes begründet werden.

S- ebenda,'. §. " u- s. und Orth zu d. St.

») Wcishaar. Z. ,zz. Selms, lande. Tit. »8. Z. 7. Lrank-

surtcr Ref. a. a. O.
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jedoch können 1. die in die Ehe gebrachten oder einseitig

contrahirten Schulden durch die porrip srgtutans, welche

der überlebende Ehegatte erhält , eine Last des auf ib»

eigenthümlich oder nießbrauchlich übergehenden Bermö»

qens werden, daher jedem derselben, oder auch nur der

Wittwe häusig freigestellt ist, sich der Theilnahme an

diesen durch Entsagung auf die Vortheile aus der

Gütergemeinschaft und die portio ststutsris zu entziehen

und fein eingebrachtes Gut zurückzunehmen «) ; 2. die

Errungenschaft haftet auch hie und da für alle von dem

Manne wahrend der Ehe gemachten Schulden und

3. aus derselben muß zuweilen umgekehrt die von beiden

Ehegatten auch einseitig contrahirte Schuld bezahlt wer?

den » so weit sie reicht <?). -

§. 311.

x. VertMnlß nach getrennt» Ehe.

I. Nach dem Tode eines Ehegatten ist die gewöhn

liche Würkung der particularen Gütergemeinfchaft , daß

die Objecte, welche man als gemeines Gut betr-chtet s),

o) Frankfurt. Reform, a. a- O. Wcishasr. Z. »Z5 u. f. (in

Rücksicht der Wlttwc). Solms. Lonvr. «. a. O- ^Scherer.

§. 249 »- k>

x) I- B. xreuß. kandr. Tb- s. Tit. >. §. 4«S — 4"9- Sech

gründet sich die« zuweilen nur auf die Vermuthung für das

Laseyn einer Skciallchuld.

?) Z- B- Mainz. k«Ndr. Leot. t>. ?it. 4i z. i.

«) Bei dem beschränkten Veräutlcrungsrccht des Mannes (§. zi«)

unhält oft nur der llmsang der Rechte des Ucbcrlebenden de»

Gruod , warum man außer der Errungenschaft noch andere Ge«

aen,I>wdc zum gcmcincu Gut zählt; daher weichen auch bei ein,
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zwischen dem Ueberlebendey und den Erben des Verstor«

denen getheilt werden ö), oder auch, bei kinderloser Ehe,

dem ersieren allein zufallen c). Außerdem kommt mei«

siens eine porti« «tsrutaris im Nachlaß des Verstorbenen

vor, die häufig mit dem Beisiß in dem Uebrigen ver»

Kunden ist, oder auch in diesem allein besteht ii). Wo

Kinder mit dem Ueberlebenden covcurriren , hat dieser

mit der fortgesetzten ehelichen Gütergemeinschaft gleiche«

Ursprung (§. 29S.) e) und groß«. Aehnllchkeit ; du

zclnen Statuten die Ansichten üb« den Umfang d» Gütcrgcnula,

Khgst von einander ab.

d) Allcvfall« mit einem "Voraus" für den Ueberlebenden: f. i W

WeiShaar würtemb. Private. §. >49 u. f. Shoe Voraus:

solms. Lande. Tlt- «8. §. » —- 6. Thcllung, aber mit den

Kindern allein: Franks. Reform. Tb. L. Tit. 4- ö- 5> Tit. 5

§. >o. ,

°) S B> Franks. Reform. Th. s> Tit. 4. Z. z. Werell «b«

kcine^Heurathsbrieffe noch auch eheliche Kinder vorhanden i dag

alsdann das Letztlebend bei allen liegeodenÄütern und so

dafür geacht , die von dem ErSvergorbenen darkomnieo , dm

usunikruoMi» und Vctfeß sein Lebeoläna haben ! aber alle zu«

gebrachte , auch «vererbte fahrende Haab zum Cigcnthum erblich

behalten solle. Tit. s- §- 9- Dal, dieselben (in der Ehe "erzeug,

tm" Güter) , die feyco gleich liegend oder fahrend, dem letztle,

bendcn Ebegemckcht , im Fall da keine Kind» vorhaodco , eigen«

thümblich sollen zugefallen seyn und bleiben. .

<i) Vergl. Welshaar a. a. O> j. 165 u. f. S. auch Note e. uob

Scherer. Z. «55 u. t>

e) S. Orth «»merk, zu» Frankfurt. Reform. S> S4>. SSÜ u. f.

»te Forts. S> 60g.

48
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zweite Ehe /) und Großjährigkeit 5) haben daher, auch

hier zuweilen ahnliche Würkungen , und wo der Beisitz

lebenslänglich ist , gebührt den Kindern bei Einrichtung

ihrer Haushaltung eine Beihülfe ö). Aus demselben

Grunde ist auch die Verwaltung der dein Beisitz unter

worfenen Güter in den älteren Statuten freier als die

Natur deS ususkructus mit sich bringt i), während die

neuere Gesetzgebung mehr dessen Analogie und allenfalls

den Regeln von der gewöhnlichen vormundschaftlichen Ver

waltung folgt K). Der Beisitz in den Gütern anderer

Erben (hinterfällige Güter) ist dagegen ein bloßer Nieß-

' brauch, wiewohl auch hier nicht immer Caution gefordert

werden kann !). II. Die Berechnung der Errungenschaft

/) In dem ckltere« Frankfurter Recht ist dies besonder« deutlich,

iveniger in dem neueren, s. Orth. L- i> S. 548. S7°- »te

Forts- S- SZg- Wergl- Scherer. §. »s>.

«> Z. B- Main,. Landr. 8«ct. ,,. ?it. 7. §. z.

K) Vergl- Scherer. 8- ,32 u. f. §. »59- , '

i) Scherex. §. 259- Nach den Statuten von Hall in Schwabe»

soll der Ueberlebcnde "der KIndcr,Vcrsangcnschast bis an sein Snet

ein rechter eigner Herr und in vollkommener Possessiv« und

Verwaltung ' bleiben. Vergl- Orth «tc Forts. S. 605.

K) S- z- B. Frankfurt. Reform. Tb s- Tit. 8- WelSdaar

g. «. O- Z. >79- Ein Jnvcntarium zu errichten iß der Ucberlc,

bende indessen gewöhnlich nur bei Eingehung der «weite» Ehe,

und Caution zu bestellen nur aus besonderen Gründen verbunden.

Scherer a. «. O §26«. S. jedoch Orth Ann,. S> s«? 57a.

^. »te Forts- S> 45- 609.

y So erwähnt ,. B- die solmsifche L> O- Tit. »g. z. 4. bloß de«

Jnventarli. Ost aber findet man, daß der Belsitz verloren geben

soll , wenn der Ueberlebcnde die Güter In Verfall komme« läßt.

Sbeodas. z. «. Hosmann Eherecht. S. s?»»
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erfordert eine Bergleichung des Zustcmde.s des Vermögens

zur Zeit der getrennten Ehe mit dem Eingebrachten bei,

der Ehegatten. 1. Die Frage, ob das, was mit dem

Werth eines inferirten Gegenstandes erworben

ist, ein Soudergut bleibt oder der Errungenschaft beizu

zahlen und nur als eine Verwendung in diese dem pri«

vativen Vermögen zu vergüten ist , muß in der Regel

von der Absicht des Erwerbers abhängen m), und jede

Verwendung aus der Errungenschaft in das privative

Vermögen als eine Forderung derfelben betrachtet werden.

S. Was aus dem privativen Vermögen zum Unterhalt

der Eheleute, zur Erziehung der Kinder, deren Aussteuer,

und zur Bestreitung ähnlicher Lasten der Ehe verwendet

worden ist, bildet zwar in der Regel eine Forderung an,

die Errungenschaft; daß es aber gleich den gemeinschaftlich

gemachten Schulden , wenn keine Errungenschaft übrig

bleibt, von beiden Ehegatten getragen werden und

auch, sofern es aus dem eigenen Vermögen des ManneS

genommen worden ist , diesem theilweise von der Frau

vergütet werden müsse, kann nur als Folge eines bestimmt

anerkannten SocietätSverhältnisses der Eheleute betrachtet

werden. III. Die Aufhebung der partikulären Güterge»

meinschaft außer dem Fall des TodeS eines Ehegatten,

richtet sich nach den Regeln von der allgemeinen Güter«

gemeinschaft (Z. 308.).

m) Die Vermochung kann Indessen ivobl nur für die Errungenschaft

se,n. Besondere Bestimmungen üder die Erwerbung von Grund«

stücken enthölt die Franks. Ref. Tb. >. Tit. z. §. »s — ,5.

Tb- z- Tit. 6. Ucber die Berechnung der' Errungenschaft nach

den Grundsätzen des würtemb. Lande- s. Weishaar aa H.

S. <28 u. f. Nach dem solmsischen Lanbrccht : v. Sab

mlgk Darstellung des Erbrecht«. S- >zz u. s. > >
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Zweites Kapitel.

Väterliche Gewalt.

O. OeKauer Vestig. jur. Oerm. snlicz. «ro. 14. ?c>1^e.

tituli lottit. ck» ?. ?. Hai. 171». 4. ^. Homiasl <ie um

Koiiierno pst?. Qix«. 17Z2. l^»zs,«r sp. 17^

. §. 312.

Ursprünglich deutsche« Recht «).

, Das deutsche Recht unterschied daS Mundium des

BaterS über seine ehelichen Kinder von den Rechtsn der

elterlichen Jucht. Jenes begriff die Befugniß, das

Wehrgeld der Kinder zu ziehen^ sie in bürgerlichen Ver

hältnissen, besonders vor Gericht zu vertreten, und ihr

Vermögen zu verwalten und zu benutzen, indem alles

Gut, das ihnen und ihm gehörte, als eine Were an

gesehen wurde. Die Erziehung der Kinder hatten

beide Eltern , daher auch die Mutter nach dem Tode des

Vaters, deren Vermögensverwaltung in diesem Falle sich

aber nur darauf gründete , daß die Güter eine Were

blieben (§. 29S.), bis sich die Kinder sonderten., Elter

liche Gewalt und Mundium waren daher nach ihrem

Grund und ihrer Bedeutung verschieden , kamen aber

darin überein , daß sie mit dem Bedürfnis) deS Schutzes

aufhörten. Daher endigte sich auch die väterliche Ge

walt, sobald sich großjährige Sbhue von dem Bater son

derten ö) und eine Tochter heirathete e). Schon der

«) Wergl- Rechtig esch. §.52. 55, 6z. 55,. z^. z?«.

i) Sckchs- Lanvr. V. ,. Art. ». ,z. Schwab- Landx. Art. 5S9.

«) I.. Fleins»». ?it. S4.
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Glossator der Lombarda unterschied daher das deutsche

Verhältniß von dem impeiio , daö in der römischen va«

terlichen Gewalt liegt

S. 313.

Auwendbarkclt des römischen Rechts-

An die Stelle des deutschen Instituts ist zwar jetzt

im Ganzen das römische getreten, aber doch von jenem

manches Einzelne stehen geblieben. I. Die ErwerbungS»

gründe der väterlichen Gewalt werden ganz nach dem

römischen Recht beurtheilt ; Legitimation und Adoption

sind durch dieses überhaupt erst bekannt geworden , und

begründen eben daher auch nicht bei allen Instituten deut

schen Ursprungs die Rechte , die ursprünglich allein durch

eheliche Geburt erworben werden konnten a). II. Von

den Rechten der väterlichen Gewalt ist 1. daö Erziehungs»

recht auch noch jetzt dem Einfluß der Mutter nicht ganz

entzogen. Die Befugniß der Ehegatten verschiedener

Religion, vor eingegangener Ehe durch Verträge zu be«

stimmen, in welcher Religion die Kinder erzogen werden

sollen b) , oder wo jenen ihre Kraft entzogen ist , von

der gesetzlichen Bestimmung , so lange beide darin einig

sind , abzuweichen c) , insonderheit aber daö Recht der

ck) Osrl ge rocco zu Q. s. 1°it. z.,. Osp. 7.

«> SSchs. Laodr. B. ,. Art. z6. 57. Schwckb. 5auvr. Art.

Z76. z?8. Osp. i. X. yui LIii siiit legnlmi (IV, 17.).

Sicchtsgesch. j. Zd>. 449-

i) I. I. Moser von der Landesbod. im Gcilil. S. 48z. Oers,

von der deutsch. Rcligio„<vcrf. S- 71 u. f, Krcitmair zum

Ooä. I5sv. ?. 1. Oup. 4. §, z. nro. >.

«) Prcuß. randr. Tt). «. Tit. ». §. 74 u. s.
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Mutter, auch nach eingegangener zweiter Ehe die Kinder

bei sich zu behalten und zu erziehen , wenn nur keine be

sondere Gründe dagegen sind ^) , müssen auS diesem

Gesichtspunkte betrachtet werden. 2. In Beziehung auf

das Einrvilligungsrecht in die Ehe der Kinder haben

deutsche Gesetze die Mutter häufig dem Vater gleichge-

stellt e). 3. Gleiches war bei den Beschränkunge» der

Fähigkeit der Kinder sich verbindlich zu machen , so lange

sie wegen ihrer Minderjährigkeit noch dem Erziehungs

recht der Eltern unterworfen sind, in den älteren Statu,

ten öfters der Fall /) ; wo jene üöerhaupt noch vor

kommen, werden Kinder unter väterlicher Gewalt eher

den Minderjährigen unter Vormundschaft gleichgestellt s),

wiewohl sonst die Bestimmungen des romischen Rechts

hierin die Regel ausmachen. 4. Die Rechte der Mutter

an dem Vermögen der Kinder können zwar jetzt nur aus

den besonderen Güterverhältnissen der Eheleute (§. 307,

311) abgeleitet werden , sind aber eben daher auch den

Rechten des VaterS an den Peculien K) nicht gleichzu-

H Preuß. Landr. Tb- Tit. >S- ?. z»s u. f. Sefterr. Gr,

sctzb. Art. «>». Ucber die Anwendung der I« ,. O uKi

xillu! eckuc. 6eb. l(5, 49.) s. Kreitmaik zum Ooü. Lsv.

?. ,. Lsp. 7. §. li.

«) ' Das nclhcre gehört In das Klrchenrccht. Vergl. Hosfmaoo

Ebcrccht. S- >4S n. s. » . '

/) Vergl. R,i«ci»5 spicileF. jur. Lerm. z>. 4Zg.

e) Preuß. Lande, Td- 2. Tit. §. ,,5. Ocstcrr. Gcsetzb. Art.

>5». Welshaar würtemb. Privatr- S. sz».

An diesem bat die Mutter auch nach deutscher GcmobnbcZt keine

Rechte. S- R»nde deutsch. Brwatr. §. 614. S,S. S- jedoch

Wctshaar s. a. O- S> 2^. ,
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stellen und von der Dauer des Erziehungsrechts so wenig

als diese von dem Fortbestehen der väterlichen Gewalt

abhängig i).

g. 314.

Aushebung der väterlichen Gewakt »).

Außer den Beenbigungsarten der vaterlichen Gewakt,

welche das römische Recht kennt, von welchen aber meh

rere der wichtigsten wenig praktisch sind , hat daS

deutsche Recht die ihm eigenthümlichen : der Anke,

gung einer abgesonderten Haushaltung (sogen,

czussi emälleipatio , einsno. Lsxooics) , die als Folge des

deutschen Begriffs der väterlichen Gewalt' (S. 312.) durch

allgemeine Gewohnheit erhalten ist, aber eben darum re

gelmäßig nur bei Söhnen vorkommen kann e). Die

i) Scherer Lehre von der Gütergemelnsch. Tb- ». §- 257.

«) Preuß. kanbr- Tb- 2. Tit. 2. §.2,0—270. Oetlerr.

Gesetzb- Art. 172^178. «ock. L»v. civ. r. ». Lsp. 5. z.7.

und Kreitmair a. «. O> Haubold sckchs- Prlvatr. §. yz. g4-

?. L. H«rppr»eKt scsä. Vol. i. oro. z. Z. U

LoeKnier exercit, »ct 1°«m. i. z,. zig. Orupeu

öiscept. fore»!. Osp. 2. vieindr. 2. ü. O. cle LencKen»

derg jurs, egre5S»s e patris ^otestste I^onisns et «Ze?ma»

nica. Lies«. 1742, (8eme5tr. nro. g ). F. W. LcKütie orig.

et kats cloctriiiä« cle egressu ex potestste psrenturn e«

tout. jur. Lerrn. Lott. 1798» 4>

i) Der capitis äenunuU« kann nur dle Ehrlosigkeit verglichen wer,

den; particulclres Recht hat dies wohl rrwcitut.' Preuß.

Landr. «. a. O- Z. »SS- vcrgl. auch öircrr. Gesetzb. Art.

>7L- lieber den heutige» Gebrauch der Cm alle ipatio»

vergl. Glück Commcnt. Tb- s. Z. 'L,. S. 4Z2-

«) Preuß. kakdr. a. a O §. 2z«. Eichman» Erklär. deS
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Großjahrigkeit hebt in der Regel ck) die vZter-

liche Gewalt nicht auf, giebt aber das Recht zur

Trennung auch wider Willen des Baters , sofern dieser

nicht eine Prodigalitätserklärung bewürkt /). Hingegen

dauert dessen Gewalt fort , sofern daS Kind nicht von

eigenen Mitteln lebt oder kein eigenes Domicil hat ^) ;

Beförderung zu einem öffentlichen Amt steht daher der

selben an sich nicht gleich K), wohl aber Vergütung der

Kosten , welche der Unterhalt des Kindes dem Vater

macht. Mit der Trennung erlöschen alle Würkungen der

väterlichen Gewält ; sie ist daher mit der Herausgabe

deö nur vermöge dieser dem Nießbrauch des VaterS un,

terworfenen Vermögens verbunden, entzieht aber auch

die Vortheile, welche mit der Unterwürfigkeit verknüpft

sind S. Bei den Töchtern bringt ohne Rücksicht

auf daS Alter die Heirath dieselben Würkungen her

vor /c) ; da aber minderjährige Ehefrauen heutzutage

eines Vormundes bedürfen , fo behält der Vater bis zu

bürgerl. Rcchtt. Tb- z «l. «. M- i<! »omine!

lZu. for. Vol. s Obs, «67. u. Glück a. 0. O. S. 442.

«l) Ander« nach vsleex. Gesetz?. Art. 17».

«) Ueber MinderiZpelg.' vergl. W e i s h g a e würtemb. Private. Z. »5;.

Oesterr. Gesetz«. Art. »74. Preuß. Laodr. «. a. O K.

s,4 u. s.

/) Wkkgl. preuß. Lande- g. Oesteer. Ges. Art. 175-

5) Ltr^cX u>. moii. ?nng. I^ib. 1. I'lt. 7. Z. ,9.

K) S. jcdoch preuß- l'andr. Z. «1». u- Anh. §. 9«.

i) ?uksnckort OK5. jur. univ. 1°«m. 1. OKs. yg. 99. 1°om. z.

Ob», l. 1'om. 4 «Ks. ,5z.

i) ?u5«nckork l'om. i. O1>,.99. Glück «.». O- S- 445 U. s.
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ihrer Großjährigkeit die vormundschaftliche Verwaltung

ihres Vermögens i).

S. 31ö.

Absonderung b« Kinder au< der Gkitcrgemetnschast «).

Von den Würkungen der abgesonderten Haushaltung

sind die der Absonderung der Kinder auö der Güterge

meinschaft (§.308, IV.) wesentlich verschieden. Die

letztere ist eine Handlung, durch welche die Kinder ihre

Rechte an dem von einem überlebenden Ehegatten ö) »er

walteten Vermögen gegen einen Ausspruch oder gegen

einen Theil desselben aufgeben ; im Fall der Minderjäh

rigkeit müssen sie daher bevormundet seyn und die Ab-

schichtung gerichtlich bestätigt werben. Bei der Absonde-

rung großjähriger Kinder kann die väterliche Gewalt schon

vorher aufgehoben seyn , obwohl sich die Würknng vsÄ

jener ebenfalls, nur auS anderen Gründen, durch den

Eintritt in den Genuß des eigenen Vermögens äußert ;

bei minderjährigen hört aber umgekehrt der väterliche

Nießbrauch nicht auf, während die Mutter an dem, was

durch die Absonderung Eigenthum der Kinder wird, keine

Rechte mehr behalt , sofern diese nicht als Würkung einer

portio »tstutsrls betrachtet werden müssen. In Rücksicht

deS Erbrechts der abgesonderten Kinder , sowohl in dem

Vermögen des Ueberlebenden , wenn dieser in zweiter

Ehe Kinder erzeugt, als in dem gemeinen Vermögen des

l) Vngl. pttuß. Lande. §. »sg. Oegeex. Gesegb. Art. ,75

«) Vergl. oben Z. zog, Note 0.

b) Elve solche Absonderung ist abcr auch bei Lebzeiten beider Eltern

i»lSsslg. S- z- B- Hamb.' Stadtr. Th. z. Tit. z. Art- ».
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überlebenden und der Kinder , die mit ihm noch in der

Were geblieben sind, endlich in den Erbrechten der El

tern an dem Vermögen der abgesonderten Kinder, pflegt

die Absonderung eine Abweichung von den gewöhnlichen

Regeln der Intestaterbfolge hervorzubringen c).

Drittes Kapitel. , .

Vormundschaft.

§. 316.

I. lieber Unmündige.

>. Uvtttschked bn Personen in Hinsicht de« Altert v« Einführung

de« römischen Recht«. ,

Daö ältere deutsche Recht a) unterschied nur mün

dige und unmündige Persouen ; die Unmündigkeit reichte

bis zu der Zeit, wo das Bedürfniß des Schutzes aufhörte,

welche ursprünglich nicht durch Jahre, sondern durch die

Wehrhaftmachung i) bestimmt gewesen zu seyn scheint.

Schon als die Volksrechte abgefaßt wurden, war zwar

jene auf Jahre gesetzt , aber verschiede» ; daher hat es

auch späterhin keinen allgemein bestimmten deutschen Ter

min der Mündigkeit gegeben. Nach der Aufnahme des

römischen Rechts wurde dessen GroßjZhrigkeit der gemein

rechtliche Termin der Mündigkeit, weil diese in ihren

A'ürkungen jener gleichstand ; nur in Sachsen blieb eö

c) S. Hamburg. Stadtr. Th. z- Tit. z. Art. 7> '5- Cor«

sten« Beltr. Ttz. ». Nr. >. S. >S. 17. Lroening «ep«.

rst. liber. §. ,7.

») RcchKgcsch. z. 56. 64. z;j. 572. 570. I.ezs,er 5pec. 5,7.

?SLilu5 >5e mar. Leri». Lsz>. ^z.
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bei dem hergebrachten von 2t Jahren c), hie und da ist

er in Statuten abweichend vom römischen Recht cl), u.nd

in den neuesten Gesetzbüchern e) auf 24 Jahre bestimmt

worden. Das Vermögen und, die Person eines Unmün

digen , der keinem vaterlichen Mundium unterworfen war,

stand unter der Vormundschaft, ursprünglich seines

nächsten Verwandten von der Schwertfeite, späterhin

auch des nächsten Erben , doch fiel die Verwaltung des

Vermögens weg , wo die Kinder mit der überlebenden

Mutter in einer Were blieben ; wenn der Vormund jene

hatte /), reichte sie mit einerlei Würkung bis zur Mün

digkeit, wiewohl nach manchen Rechten das erreichte 12te

oder 14te Jahr das Recht gab, selbst einen Vormund zu

wählen g) , und eine besondere Lehensmündigkeit (oben

§. 223.), Eidesmüudigkeit K) und seit Einführung des

e) Süchs.Landr.B.i. Art.4». auch!nBalernOo<Z.«:iv.?.l.O.7.§.z6.

<y Brem. Statut- Etat. 17- (>5 und ,s Jahre ; jetzt gilt ab«

das römische Recht). O. (?. UokslOsim 6s msjoris uet»ti,

termino logidu« et moriku5 > inpriinis il«vi«i»s «aiirtione

llsmkurgevsi ( 18 Uvd »» I ) äeilvilc,. ?rsncok. 17Z4. 4.

I. B. WleSncr Elcmcntarwerk :übcr das Vormundschastörecht.

' (Th. 1. Bresl. »78«. L ). 8- 56 u s.

e) Preuß. Lande. Tb- >'. Tit. l. 8- »S. Oegerr. Gesetzb.

Art- öldenb. Ges. vom ,5. Jul. is>4. §^ s-

5) Ob sic bei diesem allgemein eine tutsls 5ru«tu»ri» gewesen

^Uvinecoius snti^. Qerm. ?om. 2» ?. s, I.. z. Oüp. 20,

j. S se^,) , bleibt wenigsten« sehr zweifelhaft. S- N c ch t < g e sch.

§. Z7». Sie Würkung der ehelichen Gütcrvtth<llti»ffe (r»ke».

äork l)bk. ?«m. I. «Ks. 47 ) darf hleher nicht gezogen werden

s) S- RechtSgcsch. I. zsz- Note c, kutonckork Ods. z°«n.

I. OK5. 4g.

K) ?. >VuIvK 1I0 legitim» jurailti5 äetste o^ULe. ?«n>. »
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römischen Rechts auch eine TestamentSmündigkeit i) vor

kam, welche sich hie und da «hatten haben.

' ' - ' - K. 317.

«. Äafluß de« römischen RechtS »).

Die ReichSpoliceiorbnung schärfte den Obrigkeiten

ein, Sorge zu tragen, "daß den Pupillen und minder

jährigen Kindern bis zu ihren vogtbaren Jahren Bor

münder und Pfleger" gegeben würden, wenn sie durch

Testament ihnen nicht bestellt wären , oder sich die Ver

wandten der Vormundschaft aus rechtmäßigen Gründen

entzogen ö)., Daher ist der Grundsalz erhalten worden,

baß die Güter eines unabhängigen Minderjährigen einer

Vormundschaft lichen Verwaltung bis zur Mün

digkeit (Volljährigkeit) c) unterworfen bleiben ci) , die

Fähigkeit, Verträge zu schließen und überhaupt sich ver

bindlich zu machen, muß aber, da die Reichsgesetze den

i) I«. Insuman n cks pudertet« tettsmentsri». Opu»c. ?ovi.

a) I. ?. IVIezser 6s e« yuoi! üitsre« inter tutelani et eu-

r»m »et«ti» , nee uon »nter impuker« et minores jure

roinsvo ei germsuico. <Zott. >7g«. 4. deutsch bearbeitet U. d.

Tit. : von den Unterschieden zwischen Tutel u. Cmatel u. s. m.

Franks- '»oz S-

d) R. P. O- >S4«. Tit- s>- '577- Tit. Z«. §

c) Ts Ist zwar lehr gewöhnlich , i'npuberv, durch uomgodige zu

übersetzen , aber dein deullchen Sprachgebrauch nicht angemessen.

ck) Daher sckllt auch nach der Praxis die Befugnis weg , die über,

rwmmenc Vormundschaft niederzulegen, wenn der Mündel die

PubcM erreicht hat. Bcrgl. Höpfncrö Commcntar zu den

Justit- S- »5°- »4«.
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Unterschied zwischen Pupillen und Minderjährigen so be

stimmt, anerkennen , demoyngcachtct nach den Regeln des

römischen Rechts beurtheilt werden e), wo neuere Ge»

setze diesem nicht allgemein /) oder in einzelnen Bezie

hungen derogirt haben. DaS letztere ist in Rücksicht der

Fähigkeit , eine Ehe ohne Zustimmung des Aormundes

zu schließen , besonders häufig , das erster« aber leidet

doch auch manche Modifikationen A>.

§. 31S.

z. Wütksamkeu der Obervormundschaft.

Schon durch die Neichögesetze «) ist die Bedeutung

der dem römischen Klsgisträtus zusiehenden Rechte , der

Mitwürkung bei der Bestellung eines Bormundes

und der Aufsicht über dessen Verwaltung, ausgedehnt,

und durch die besonderen Gesetze ö) diese Obexvor-

«) Ucbcr die verschiedenen Ansichten vergl. Hölpsner a> g. O. ^

7Z7- Nott >. , ,

f) Fr^ivk. kavdgcrichtsordn. Tl). z. Tit. ». Z. 5. Tli, ,0.

Preuß. Lande. Td- »- Tit. 5. 5- >5- Th. ». Tit. ig. z. 59^.

Kurs^chs. Vormundschaftsordv. Cap. z. »z. ,4. Vergl.

Haubold söchs. P.'walr. §. »z« u- t- Oege, reich. G^etzb.

Art. 24,.

t) Vergl. z. B preuß. Landr. Th Tit. 5. § 2«. »1. Zh.

Ttt- »S- Z. 72S ^ 7Z6. Ocgerr. Gesetzb. Art. ,5^. 246. ,,7.

») Rcichspolieeiordo. 15«. Tit. zi. >S77- Tit. zz. Gerst,

lacher Handb- der Relchsges. B- S- »78z u. s,

ö) Eine Uedcrsicht der Particulargesetze ,',ber das Äcrmundschast<kecht

f. bei Wieönex a. g. O- (Z- z>6. Note c.) Z. iz, u. s. Z«

den mlchtigsieo auö der veuerco Zeit gehört : tu es. sächsische

allgemeine Vormundfchafttv.'dnung v. ,782. (I», C >i ). ,,„g,.
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m u n d sch a ft noch weiter ausgebildet worden, Sie steht

regelmäßig dem ordentlichen Richter des Mündels zu,

ist aber hin und wieder eigenen Deputationen (Waisenge

richte, Pupillencollegien, Tutelarsenate) anvertraut, auch

sind die Untergerichte zuweilen einer besonderen Aufsicht

der bei den Obergerichten hierzu angeordneten Behörde

unterworfen c).

§. 319.

4» Entstehung und Uebttoahn» der Vormundschaft.

I. Die römischen Entstehungsgründe der Tutel ma«

chen auch bei der deutschen Vormundschaft, ohne Rück

sicht auf den Unterschied zwischen Pupillen und Minder«

jährigen, die Regel auö. Beim hohen Adel kommt dazu

noch eine auf den Hausgesetzen beruhende vertrags

mäßige Vormundschaft, die gewöhnlich nur ein Surro

gat der gesetzlichen ist ^ und daher der testamentarische»

meistens nicht vorgeht «) ; hingegen giebt es keine durch

den Vater des Mündels einem Dritten vertragsweise

versicherte Vormundschaft , die in ihren Würkungen von

der testamentarischen verschieden wäre ö). II. Jedem

Vormund, welchem die Vormundschaft durch Gesetz oder

' , Testament und Vertrag angefallen ist, muß deren Ver?

Haniold sckchs- Privair. §. „. f. Preuß. kandr. Tb- ».

Tit. i». Oefferr. Gesetz?. Art- »L? — »S4>

«) Vergl- Haubold söchs. Prlvatr. 5.117. E- I. W> S- ». Mos.

som Aulelt. i»m pro«. DlenK der preuß. Juftszbedienten (»te

Ausg. Berlln i«>6. 5 Bde. 8) B- z. §. 55» — s«6> Weis,

haar ivüxtemb. Pclvatr. Th. §. «54.

«) ruetler jus priv. prineix. I. 75.

i) Kreitmaic zum Los. S»v. «v. ^h.,. ^gp.^. gzx. g^^.
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waltung vom Obervormund besonders übertragen und

darüber ein Decret Crutorium) ertheilt werden c). Bor

her hat aber der Nichter stets dessen Fähigkeit zu unter

suchen, und weder Testament noch Vertrag hindern ihn,

den, welchem gesetzliche Eigenschaften, fehlen., zu überge

hen und einen andern 'zu bestellen Die allgemein

ausgesprochene Verpflichtung, Caution zu leisten e), geht

nicht auf die Mutter , wenn ihr die Verwaltung des

Vermögens der Kinder kraft der besonderen Güterver-

haltnisse der Eheleute zufällt /) , und wird auch in

Rücksicht ihrer s), ja selbst hin und wieder überhaupt K)

der Beurtheilung des Richters überlassen ; allgemein

achtet man den Besitz unbeweglicher Güter für hinrei

chende Sicherheit i), und wo die Einrichtung der Hypothe-

Fenbücher dock) eine Eintragung nothwendig macht, wird

öfters die Summe , auf welche die Caution zu bestellen

ist, durch die gesetzlich angeordnete ausgedehnte Mitwür-

kung der Obervormundschaft bei der Verwaltung be

schränkt , weil der Vormund von dem Vermögen des

e) R- P- O- «- a- 0. §. ».

ck) LoKiltsr exercit. sä ?snS. oierc. z?. tk. 4? U. f. Kreit-

matr «. a. O §. ?>

«) R. P. O. a. a. O. 8- z>

/) Selbst wo die Statuten hier die Grundsätze des römischen Rechts

eingeschoben haben , hat sich öfter doch die Praxi« der Natur des

, Verhältnisses angeschlossen. Vera!, z. V. Orth Aumerk. zur

Frankfurt. Reform. S. S46. ^ . ..

s) S- z. B. I. M. Martini dir Vormundschaftslehre nach ttieck

lenburg. Recht (Rost- >S°«. 4-)- S- 19-

K) Oock. Lsv. «V. ?. I. Osp. 7. S. g.

1) Strock «!. incxi. ?»nä. I,. «S. tit. 7. §. g,
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Mündels nur wenig in die Hände bekommt K). Für

-unerläßlich ist endlich bei wahrer Vormundschaft, such

der Mutter, die Errichtung eines Jnventariums und daS

Angeloben der Erfüllung der vormuttdschaftlichen Pflichten

zu halten l).

§. 320.

s- Vormimdschaftliche Veemaltung.

Die vormundschaftliche Verwaltung richtet sich jetzt

nach den Regeln von der Tutel, nur daA die deutschen

Particulargesetze den Vormund bei einzelnen Geschäften

noch häufiger an die Zustimmung des Obervormundes

binden als jene «) , und nach der Rcichöpollceiordnnng

der Vormund jährlich jusiisicirte Rechnung ablegen muß.

Dies« wird von dem Richter alF Obervormund monirt ;

wenn nach erfolgter Beantwortung , durch richterliches

Decret dem Vormund noch einzelne Posten zur Last gelegt

werden , ist diesem gegen jenes meistens die ovpeUätia

>K) Preuß. Lande Tb. « Tit. ig. §. 4«> u. f.

k) R- P- O. a. a. O- I. z. — auch mit Gelübden und Eiden bela,

dm «erde, daß er selncu Pflcgkivdero und ihren Gükcm getreu»

lich und ehrbarllch vorscyn , ihre Personen und Güter versehen

und verwahren/ die Güter nicht in seinen elacncn Nutzen kehren

od« wenden , noch dlesclbkgen ohne Vorwisscn , ErttntniK «nd

Dcceet b« ObriKkeit veräußern, vcrpscknden oder beschweren, und

jährlich oit allein auf Ersorderung der Obrigkeit, sonder auch

seldst vcrmö« seines anbefohlenen Slmteö , auch gcleiger Pstichl

und Eides, «ebürlich Rechonschast anbieten. — Bergl. Kreit,

moir a. «. O. §. i«.

«) Vcrgl. B- Haubold sckchs. Privatr. S> '35 u. f.
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exk-ajukiicislis gestattet S) , oder eö wird , wenn der

Vormund die Defecte nicht anerkennen will, ein curator

liteiu bestellt , der sie einklagt c).

§. 321.

6. Beendigung der Vormundschaft.

Die Beendigungsarten der Vormundschaft sind, ab«

gesehen davon , daß diese immer bis zur Volljährigkeit

dauert, die römischen. Durch Heirat h einer Pflegebe

fohlenen wird sie jetzt meistens nur aufgehoben , wo die

allgemeine «) oder particulare ö'') Gütergemeinschaft das

Vermögen der Ehef.au der Gewalt des Mannes unter«

wirft, da die curs sexus , wenn nicht die besondere Wür«

kung jener Güterverhältnisse hinzukommt , in dieser Be

ziehung selten ihre ehemalige Bedeutung behalten hat c^X

Auch über die venia setatis gelten in der Regel die rö

mischen Bestimmungen , wiewohl Particulargesetze ihre

Erthcilung hie und da der obervormundschaftlichen Be

hörde überlassen

i) I. Clapcoth Rechtswissenschaft von freiwilligen GerichtöhMk»

lungen. Z. >5Z-

e) Preuß. Gerichtssrdn. Tb- >. Tit. zg. Z. 27.

«) Hamburg. Stadtx. Tb- 3- TU- S. Art. ai.

i^) Solms. L- O- TV- e. Tit. 21. Z. 29. Frankfurt. Reform.

Tb- 7- Tit. ». §. 12. Hier ist jedoch die Aushebung der Vor,

mundschast allgemeine Wirkung der Ehe m,o Einrichtung eigen«

Hauehaltung. V«gl. Orrl) zu d. Stelle.

c*) Vcrgl. H a u b 0 l d süchs- Privalr. z. ?s>

ck) Oesterr. Gcsetzb- Art. L;». In einem viel beschra'nktcren

Umfang preuß' Landx. Th. ». Tit. >s> ö- 71, — 7,7.

49
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§. 322.,

Eeschlechts»ormundschcifk «>

Deeschiedene Arten derselben im Sltcren Recht ö).

t. Alle Weiber waren in sofern einer Geschlechts-

Vormundschaft unterworfen , als sie keine gerichtliche

Handlung (daher auch keine gerichtliche Auflassung und

dieser in der Form gleichstehende Rechtsgeschäfte) ohne

Mitwürknng eines Vormundes vornehmen konnten c). S.

Diesen wählten sich aber Unverheiratete nach Will-

kühr ; auch waren sie bei jenen Handlungen an seine

Zustimmung nicht gebunden, sofern diese nicht bei Ver

äußerungen vermöge der Befugnisse des nächsten Erben

(§. 1öS.) nothwendig wurde ^) ; daher unterscheiden

die Rcchtsbücher den rechten (gesetzlichen) Vormund,

welcher diese Eigenschaft hatte, ohne welchen daher ein

Weib zu Handlungen jener Art nicht befugt war, ven

dem von ihr gewählten Beistand , welchen ihr der Rich

ter zu einer einzelnen gerichtlichen Handlung bestätigte e).

a) I. U. Lerger 6e curiltorii necessitate in »cti« in«Zierum

(O>5srrt. uro. lo). U. st, k^den <Ze tutel» svcnunes.

Oies,. iög5. (iu dtss. Upp.), I^rv5vr sp. zzo. C- L> C

Röilill Ml), von besondere« wetbli<i?ea Rechten. G. >. Swtt«.

>775- B- ». Maonh. >7?g S- Westphal deutsch. Private

Tt>». Nro. s« Vergl. Haubold >>!^s. Privair. S- >4? u. s

>) RechtSgesch. Z. S^- Z5Z- 57^> ^» ^ 6cKneicksr Sicb

Ztstuts t^rtoi-llciizio e» princi^,. vseckii »evi. k^r5. l^Kg. q.

«) Sckchs. Lande. B. «et. 4Z. 44- 46. 47- B- ». A?t 6z,

Schwöb, Lande. Art- "5>

^) Söchs. Lande. P.,. Art. 45. a.E- Schwilb. Laude, q.a-0

«) Eächs. Laodr. V- 1. «it- 47 «. S-
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3. Verheirathete Wriber standen gesetzlich unter der ehe«

lichen Vormundschaft, die für alle Geschäfte, wo sie

eines Vormundes bedurften, die Abwesenheit deö Mau,

nes oder den Fall , wenn sie mit ihm selbst ein Rechts«

geschäft schloß, abgerechnet /), ausschließend war und

zugleich die Verwaltung ihres Vermögens gab (§. 294.).

§. 3S3.

s. Heutiges Recht.

t>. Vormundschaft des Ehemanns und der nckchllen Erica.

Die gesetzliche Vormundschaft I. des Manneö

über die Frau , kommt nicht nur allenthalben vor , wo

auch unvcrheirathete Weiber der Vormundschaft unter«

worfen sind, sondern selbst ohne diese als eine Würkung

der besonderen ehelichen Güterverhaltnisse a) ; ihre Wür«

klingen lassen sich nicht allgemein, sondern auch in jenem

Falle bloß nach diesen bestimmen ö). II. Viel seltner ist

die Vormundschaft der nächsten Erben ; wo sie aber noch

vorkommt, sind ihre Würkungen «uch noch die nehmli«

chen wie im alteren Recht c).

/) Sckchs. Landr. B- 1. Slrt. 4Z-44. Schwöb. Lande, a. a. O.

«,) Nicht bloß bei der allgemeinen und besonderen Gütergemeinschaft,

sondern auch bei den vartlmlarrechtltchen Urberbletbseln der ebcli,

chen Vormundschaft, die man unter dein »kuskru«,,, msritsli«

(Z. ,gg. i.) zu begreifen pgcgt. S- Kreitmair tum Lock.

Lav. civ. Th. l. Cap. 6. z ,z. ,7. Eap. 7. §, 4'. Nr. z.

b) S- oben z. »99. Note «. und vergl. Haubold sächs. Privatr.

z.?a u.f. lieber die eheliche Vormundschaft bei der Gütergemetn,

schast s. oben z°z S">

e) Lüb. Recht. B. »> TU- 4- Art. «. Tit. 9- Art. 4- Tit. io. Art.

1. B. ». Tit. T. Art. >4> Vergl- Stein Abhandl. t>eS lübisch.

RcchtS. Tl> '. §> s». «2>. »»». Th. ». §. 95. — Bei Kauf,
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§. 324-

<s. Vormundschaft dcr gewühlten Vormünder.

IH. Der Vormund, welchen unverheirathete volljäh

rige Weiber nach sachsischen a) und ander.en particnlaren

Rechten b) als Beistand bei gerichtlichen und außer

gerichtlichen Geschäften nbthig haben, wird ihnen entwe:

der von ihrem ordentlichen Richter für alle Angelegen

heiten bestätigt (curstor »exus generalis), oder von dem,

vor welchem ein Geschäft vorgenommen wird c), auf ihr

Verlangen zu diesem allein beigeordnet ; fähig hierzu

sind alle volljährige Mannspersonen. Der Vormund ist

bloßer Rathgcber «i), hat weder eine Verwaltung noch

ein wahres Einwilligungsrecht e), und kann daher auch

stauen itt jedoch diese Gefchlechtsvormundschast weniger Krcrig.

S. ebendas. Th. >- Z- S4.

«) Söchs. Constit. ?. ». «onst. 15. Vergl. Haubold sckchs.

Private. S. iq? u- s.

b) Beispiele: Hamburg. Stadtr. Th. t. Tit. 9. Art. s Tb- 5.

Tit. S- Art. >- Uebrr Bremen s. Gildemristcr- Beile.

Tb- 2- S- 5 u- f. besonders S- 44 u. s. Weis haar würtemt>.

Privatr. B- >- §- »64 u. f. Dcrgl. Wiesncr Eleniellrarmerk

des VvrmundsclMSrcchtt. Tl> >- S- 6z „. s. Wege» des hohen

Adels s. 6. ^Vslcl? U^usQ. 2. Pag. > u- f.

e) Keineswegs von einem Netarius. liinä cZuueit. lar. I'oin.

lZu. 72. (I'oin. z. cz». 1V5. ecl. 2.).

<I) Lenzer SN. Z5«. m«cl. l- Er haftet daher auch nur mcgen

eines consilii krevuilulenti. R dölln a. g. O Tb- >. S. III

u. f. und niemals dem Dritten. Lerger oec. jiir. I^iK. I.

tit. 4. tk. L. nor. g.

«) Da jedoch dcr Vormund , wenn er gegen bessere Einsicht in ein

nichtiges Geschalt conscntirt , ohn/lreitig für den entstandenr»

Schaden haftet , so hat er in sofern ein Recht , seine ElNwilli,
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nicht ohne Auftrag allein handeln /> Allgemein findet

man , daß er bei allen gerichtlichen Geschäften (als

Kriegövormlind) zugezogen werden muß ; den außerge

richtlichen, bei welchen dies nvthwendig ist^, sind bald alle

wichtigen Wertrage beigezählt, durch welche etwas veräußert

wiid x), bald nur Contracte, welche unbewegliche Sachen

(auch wohl uriiver«tste5) zum Gegenstande haben K) ;

letztwillige Dispositionen gehören nicht dahin, aber diesen

sind Erbverträge nicht gleichzusetzen l). Ein Geschäft,

in das der Vormund nicht gewilligt hat , ist zum Vor«

theil der Curandin nichtig K) , wiewohl sie wegen einer

Verwendung in ihren Nutzen haftet und Verbindlich«

keiten, die sie durch einen Eid bestärkt hat, zu erfüllen

verbunden ist m). Die' Geschlechtsvormundschaft kann

übrigens von beiden Theilen einseitig aufgehoben werden,

und hört mit Veränderung des Wohnorts und durch

guvg zu versagen und die Curatcl auszugchen. lZu. kor.

I'onl. 4. Osz>. ig. (loni. z. Osx. loS. «4. ,.).

RöSlin «. a. o. S. >87 — 'S«-

,) Vergk- z. B. würtemb. Lande. Tb.« Tit,6.«9. S, Oanz

Commcntar zu Runde. Tb- 7. S >7Z u. f. 5<,»vK. ivibel

Se csnlrsOlibuz niulieruiu. LlutiZ. 165g. 4. Eine Kaltffrou

macht jedoch hiervon 'eine Ausnahme. kZekgl. Hamburg. Sta«

tut. Th. 2. Tit- 8- Art. 1. Sächs. Confflt- a. a. O.

K) SZergl. Haubold a. a. O. §- »SS-

1) kZoitseKsIc^ VIscOptat. 5orsn5. 1'olll. l. Osi,. g.

i) Lau, a. g. O. S- i?z u. f.

i) S- ebcndas. S. >7S'

,„) l^ezsor 5P. l?z. »leck. 5. Struben rcchtl. Bed. B. II.

Nr. »4-
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Uebergang in eine rwthwenbige Curatel, daher regelmä

ßig n) auch durch die Verheirathung der Curandin aus.

§. 32S.

III. Vormundschaft über Abwesende «).

Für Abwesende, welche keinen Bevollmächtigten

bestellt haben , ernennt , sofern und so lange es bereu

Interesse erfordert, der Richter, unter welchem sich das

Vermögen befindet, welches dazu Veranlassung giedt,

einen Vormund. Obwohl der nächste Erbe dazu gewählt

zu werden pflegt b), und von diesem die Bestellung der

Vormundschaft zunächst veranlaßt werden kann, hat diese

doch keineswegs die Natur einer anticivirten. Erbfolge,

selbst wenn der Abwesende bereits verschollen ist, son

dern folgt der Analogie der gewöhnlichen Vermögenscu-

ratel c). Die Beerbung des Verschollenen findet viel,

mehr erst statt, wenn dessen Tod nachgewiesen oder der

selbe durch ein richterliches Decret für tobt erklärt

worden ist. Hierzu hält die Praxis den Richter auf

Antrag der Erben zu schreiten für berechtigt, wenn der

n) S. tedoch KinA (Zu. kor. ?om> z. cza. gl. (lZu. 107. eä. ».).

«) I, R. Lngau <Zo cur» »oseniiuzn. Zon. »7SZ. 4. k? Lt.

Wielen li 6e o»rÄ bonorum »bsevtis. Vileii. 178»» 4»

I. ZI. Oonndors pon dem Curat« e. Admcscndcu (in dess.

Eomml. «llserles. Abhandl. Quedllnb. 1784- L.) Lock. L»v.

«lv. Th. >. Cap. 7 §. Sg- Preuß. Laodr. Tk. s. Tit. >8-

z. ,9 — »7. festere. Gesetz b. Akt. 276 — »7 . Hiudold

sSchs. Private- §. >5°.

>) Q»5«»r «z>. 97. >Vie5,nü g. «. O. z. z.

») >Vi«5sng g. g. O. !> 7.
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Verschollene über 70 Jahre alt ist <?) ; neuere Gesetze

haben aber nach Verschiedenheit der Umstände auch kür

zere Fristen gesetzt e). Der Todeserklärung geht jeder

zeit eine Edictalladung voraus, und da, sosern nicht der

Beweis geführt wird, daß der Abwesende zu einer andern

Zeit gestorben sey , erst durch jenes Decret der Anfall

der Erbschaft bewürkt wird , so entscheidet auch der Zeit

punkt desselben über die Personen, welchen sie anfällt/).

Viertes Kapitel. ,

Gesinderecht.

§. 326.

^ Natur de« Verhältnisse« «wischen Herrschaft und Gesinde «).

Das Verhältnis^ der Dienstboten , welche gemeine

häusliche Dienste für Kost und Lohn ö) vertragsweise

<k) PsglM 9«. V- »o. Qe^ssr epec. 96. meck. z. Kock üe

kuoe. «K intest, auct. z. Wiessnck g. 0. O> 8> >>>

«) Preuß. Lande. Tl). 2. Tit. >z. §. «21 — 8?5. Oefferr.

Eesctzb. Art. »4- »77. «73- Haubold «. s. O ö 54-

I. ^. l'K. ü^iilä ckg succoskions in Kons sdsentis. I^ips.

1776. 4. Die oMren Schriftsteller sind meilicvs «derer Mel«

nung. Vcrgl. LcKilter «erc. s<i ?s»6. ex. 1,5. §. 77.

?nkenckork Oos. I'om. 4. Ob5. 84»

«) I. L. Dorn Abhandl. de« Gcsinderccht«. Erlonaeo »79«. «.

C- A. Kunad Abhandl. üb« die Gesinde , Mictb« v. Vcrmlc,

thung nach kursckchs. Gsscizen. Lcipj. 'ycz. ö- G. Wolbrecht

Darstellung des Dienstbotenreckts im Köni«. Hannover. Hann-

>8'5. 8- v. Berg Policcicecht. Th- ». S. «60 — »«7.

i) S<Zchs. üandr. B. i. Art. »».
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übernommen haben , beruht zwar zunächst auf einem

Miethcontract ; das deutsche Recht bewachtet aber daS

Gesinde auch als der Hausherrschaft unterworfen e)

und alle Gesindeordni'ngen <Z) behandeln dessen

Rechte und Verbindlichkeiten zugleich als einen Gegen

stand der Police ige seiz gebung e). Von dieser hängt

«S ab, unter welchen Umstanden ein unmittelbarer Zwang

zur Antretung oder Fortsetzung beS Dienstes statt findet,

und auS welchen Gründen vor Ablauf der Miethzeit der

Contract einseitig aufgehoben werden kann /). AuS der

Hausherrschaft aber entsprang nach dem alteren Recht

die Befugniß , das Gesinde wegen Rachlässigkeit oder

Widerspenstigkeit zu züchtigen, welches ncch jetzt manche

Gesindeordnungen der Dienstherrschaft zusprechen K).

In diesem Falle ist dessen natürlich? Gränze durch den

Grundsatz gezogen , daß keine Züchtigung die E'ire ?dcr

Gesundheit deö Gesindes verletzen d'arf, und jeder Crceß

muß wenigstens als ein Policeivergehen betrachtet werden.

Wo der Dienstherrschaft kein wahres Züchtigungsrecht

beigelegt wird , wird dieses um so mehr ein Gegenstand

«) «. Berg a. «. O. S- »«>. Strubeo rechtl. Beb. B- z.

Nr. zy,

^) R- D O- 1577- Tit. 25. Ueber die Gcslndcordnungcn clnzclver

Länder vcrgl. Ooxn a. a. O. §. 8 — >»- v. Berg Police!--

recht- B- 6. S- Z. V- hannoverische Gesiodeordn- tri Mil

lich Auszug der calenb. Landesges, V- S- s3>. Prcuß- Gr,

sindeorbn. von ig'«- Gesetzsamml- d. I. S. ««> 11. s.

«) Heumsni, initi^ juri3 ^alitiae. 22z. ^v. Berg g- K. <l)

/) Vcrgl- S trüben rcchll. Beb- B- Nr. ÄS' Kinck (Zil. kor.

«) v- Berg a. a. O- S. »82.
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der Pokiceigerichtbarkeit, wiewohl auch in diesem Fall das

Bcrhältniß deS Herrn zum Dienstboten nicht nach der gewöhn

lichen Theorie von Injurien beurtheilt wird, da das Ge

sinde seiner Vrodherrschaft Gehorsam und Ehrerbietung

schuldig ist ; was daher als Ausbruch eines gerechten

Zornes über ungebührliches Betragen entschuldigt werden

mag , kann kein Gegenstand einer Klage auf Privatge-

nugthuung werden K). ,

Fünftes Buch.

Erbrecht.

Erstes Kapitel.

Ursprünglich deutsches System der Erbfolge und dessen

Veränderungen.

Rechtögesch. §. 6s». 65. 66. so,, soz. 37z. 574. Z75. 454 -^«6.

569. 571-

F. C- I. Fischer Gesch. der deutschen Erbfolge. Mgoh. '778- «Bde.

8- (voll falscher Hypotbcscn). I. C> Majcr tratsche Erbfolge,

sowohl überhaupt als iuttcsondcrc in Lchcv, und Stommgiitcrn.

Stuttg. lgo-z.- Fortscy. ». igos. Lortfctz. S- ^8°6. 8. Da uz

Eommcnt« zu Runde. B- 7. 8- s-

§. 327.

I. Rcchttgründe der Succeffion.

DaS deutsche Recht kannte ursprünglich nur zwei

Gründe der Erbfolge , die Blutsverwandtschaft und das

K) Steuden a, «. O- B- z. Nr. 39- Vcrgl. überhaupt v. Berg

g. «. O. S- 235 u. s.
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Schuhrecht «). ErbvertrZge gehörten mehr zur Lehre

von den Veräußerungen 5), und letzte Willensordnungen

waren ganz unbekannt. Vermöge der Blutsverwandt«

schaft hatten sowohl die Verwandten (Magschaft, Sivp:

schaft) männlichen Geschlechts von der Vaterscite (Schwert

magen) als die Weiber und die von der Weiberseite her

mir dem Verstorbenen verbundenen (Spillniagen) em Erbs

recht; jedoch war es nach dcin Geschlecht und jener Art

der Verwandtschaft, so wie auch nach den Veftandtheilen

deö Vermögens von ungleicher Würksamkeit.

§. 328.

u. Wcgcmdthelle de« Vermögens eine« Verstorbenen ; Vorzüge de«

Mann^stamuic«.

Von dem sämmtlichen Nachlaß vines Verstorbe

nen (Erbe) nahmen stets die Verwandten von der

Schwertseite das Hcergeräthe (Heergewette) />*),

auö dem Nachlaß deö Ehemannes aber außerdem auch

die Wittwe die Gerade oder deren Surrogat (§. 29S.

1 , 29b.) vorweg ; ein Weib, dagegen hinterließ ohnge-

fähr die nehmlichen Gegenstaude, welche zu dieser gerech

net wurden, als einen auf ähnliche Weise abzusondernden

Bestandthcil ihres Vermögens, den Töchtern oder ihren

nächsten weiblichen Verwandten (Niftel , d. h. Nichte) x).

«) S, oben §- so> 7', 7S, 7?.

b) S. untcn da« drittc Sapitcl.

SSchs, Landr. B. >. Art. 6. M!t smclkcu» gude die man

bcstirst, ds, heijit «llie cc»c. Vcrgl. oben j. >j5 Note g.

1^. ^„glior. VVerin. tit. ö. 5.

c) 1^. ^ng^ior, «t ^Vvrinar. iit. 6. Ouji. 6. tit. 7. l^sp. z.

La« Jistitut schcilit jedoch dem garijen System der deutscht«
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Im Erb« des VaterS sowohl als der Mutter nahmen die

Söhne jederzeit die Grundstücke allein ck) , und wenig

stens am häufigsten erhielten wohl die Töchter, wenn sie

mit Söhnen concurxirten, von der väterlichen Erbschaft

gar nichts , sondern jene nahmen dj?S ganze Erbe unter

der Verpflichtung, die Töchter auszusteuern und bis da

hin zu unterhalten e). Hingegen war ein Vorzug des

ganzen Mannsstammes bei der Succession in Grundstücke

nicht in allen Volksrechten begründet ; nach einigen erbten

vielmehr die Töchter in Ermangelung der Söhne alleS /),

und nur hie und da wurden sie von jenen durch den

Mannösiamm so lange ausgeschlossen , als der Erbprä

tendent auö diesem noch in einer gewissen Entfernung

von dem gemeinschaftlichen Stammvater stand s). Diese

' scheint sich nach dein Grade gerichtet zu haben , bis zu

welchem die Ehe unter Seitenverwandten verboten war K),

u/ld nach jenem erlosch das Successionsrecht kraft der

Blutsfreundfchaft überhaupt i) ; nur blieb man im Mit

telalter , als die alteren Eheverbote durch Jnnocenz III.

Erbfolge nicht so wesentlich aozuaedlren als da« HeergeweUe und

die Frouengcrade.

ck) I.. änglior. st Werin. tit. 6. Osp. L. I. 5»I, tit. 62.

«) I.. Qoilgod. I^iK. 2. Vit. ,4. Cup. ig. l^>, Lurgunck. ?!t.

,4. O«p.> ,. 2. 1^,. Lsion. 1'it. 7. Oav. >. 5. g. 1^,. ^n.

ßliar. et Werin. 6. O»p. 1.

f) S. di, io der »otdeeachendm Note aogcfühkt» Stell« d» l..

Qq«g<it>. 1^,. Luißilnä. Uvd Lsion.

F) 1^. S»I. tit. 6?. ö. 1^. Nipusr. tit. 56. Ost,. 4. 1^,.

^nzlior. "et Wer in. tit. 6. O»p. g.

K) S- Rechtsgesch. §. >8z. ««j-

»') SSchs. Lande. B. t. Art. z. l. ,. z. 5.
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beschränkt wurden, bei der Ausdehnung des Erbrechts

stehen, welches jene begründet hatten , weil sie einmal

Bestimmung des bürgerlichen Rechts geworden «ar K).

§. 329.

VI. Succcssiolisordmmg »).

In Hinsicht der Ordnung , nach welcher die Ver,

wandten sowohl von der Schwertseite als Spillseite zur

Succession berufen wurden, entschied zuerst die Nahe der

Pareutcl (psi-einsls, genersti«, Sippe) ö), oder nach

Sein neueren Sprachgebrauche der Linie c); d. t). alle,

welche mit dem Verstorbenen einen näheren Stamm

vater geniein hatten, schlössen diejenigen aus, die erst

durch einen entfernteren mit jenem verbunden waren.

I» Herselben Psrcntel aber entschied die Nahe des Gra-

5) Sachs- Land r. a. a. O. DIc Slbbe endet tn bcme sibcndc»

erbe zu nemene ; al habe der babcst gcourlrubct w!b zu oemeve

in der «,'mstcv. Wen der bsbst cn mag kein recht scczen da her

unse Kntttcht »der lcvrecht mc^tc ergere.

«) Vcrgl. Majers dcutschc Erbfolge, ^stc Forts. S- , — >zg.

i) Xilglior. ot ^Verinor. tit. 6. Osp. g. IZ,^u« sck

I^oriFvbsrck. l^. s. tit, 14. Osp. 1. Omnis ^arestols uz-

^u« in 5eptim»,n ^e,Nl>,^Inni numeretur , ut j>are»« ps-

yue nvinina pcii c»tit,« ^u», «»tece^oi'uni l.'icat. Stichs,

Landr. B. l. Art. z. Nu merke wir euch Ivo die slbbe be

ginne und mo sie ende.

.) II. k. 50.
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deS ck); die Eltern waren daher näher zum Erbe als

Seltenverwandte e) , und mehrere gleich nahe theilren

immer nach Köpfen /). Eine Succeision nach Stammen

konnte nur vorkommen, wenn Parenrelen von der Schwert«

seite neben Parentelen von der Syillseite concurrirten,

welches ursprünglich nur bei der Parentel der Mutter

der Fall gewesen zu styn scheint s) ; späterhin brachte

daö bei dzr Succession der Seitenvcrwandten öfters ein«

geführte , jedoch nur statutarische Fallrecht K) ähnliche

Würkungen hervor. Bei der Berechnung der Nahe des

Grades unter Seitenverwaudten konnte nach der Bezie

hung, die sie zum gemeinschaftlichen Stammvater hatte,

nur auf den Abstand der verschiedenen Erbprätendenten

von diesem gesehen werden H ; die deutsche Art, d«

ck) Ii. Lsl. tit. Ls. <üsp. 6. Lt postes sie g« illi, gensrationi»

biis ^uieunzue /„-«^lTnior kuerit. Stichs. kgndr. 0, S. t).

Die zwischen den vagele und dcmc bvubcte sich zu der sibdc gc,

stojcn mugcn au gllchcr stat , dlc vemcn daz erbe gliche. Der

sich «aber zu der sibbe gcstoze mag, der nymt daz crde zu vcrcn.

We^gl. 1^. I, o u g o K. Note «.

«) Lalioa. tit. 6z. «sp. i. 2. Silchs. Laodr. B.,. Att.17.

Eine Slbwcichung in Rücksicht der Mutter cvtkM ^. ^ugl.

ot ^Veriuor. tit. L. <ÜKP, z. ,

/) I>s,ct. I^eg. Lslie. tit. 62. g.E. »^?ote^ sut /zrvnr/>nte^ —

non per Stirpes »eck per cspits äivillsut. Sächs. Landr.

B. '. Art, z. s. Note li.

g) I,. ^nglior. et ^Verinor. tit. 6. Osp. 4. I,. Lal. ^t.

62. Oap> g.

K) Kakserrecht. Tb. 2. Cap. 95. Da« schwckb. Landr. A«. 2L5,

§. '6. beruht auf einer falschen Anwendung dcö römischen Rechts.

,) Vcrgl. I.. l.<,nFod. g. g. O. Note d. und sckchs. Lande, a.

a. O. Note ci.



772 Th. 2. B. H. Erbrecht.

Grade zu zählen, war daher ursprünglich die nehmliche,

welche nachher daö canonische Recht anzenommeu hat 4).

§. 330.

IV. Verpflichtungen des Erbe» «).

Wer das Erbe nahm, trat zwar in alle Rechte

deS Verstorbenen ö), haftete aber für dessen Schulden

nur soweit die ererbte fahrende Habe und Errungenschaft

reichte , wenn er sich nicht besonders verbürgt hatte c).

Die Ansicht, daß der Erbe für eine Person mit dem

Erblasser anzusehen sey , war hingegen dem deutschen

Recht fremd, und daher wurde eö für jenen nicht nach

teilig, daß der Erblasser beim Andringen seiner Gläubi

ger wegen echter Noth (S. 123, ISS.) Eigen und spä

terhin Erbgut, auch ohne Bewilligung des ersteren hätte

veräußern können. '

i) Die Einwendung von Schmalz (Handb. de« canon. Rechts. §.

zo2. Nvte>.), nach dem Sachsensplcgcl ständen Geschwisterkinder

in der ersten Glopiabl, beruht auf ein« Verwechselung der

Worte des sckchs. Lovd'cchts : dl, ist die -erste siddc zcale die man

zu mögen (im Gegensatz der Geschwister, also der erste Falk,,

wo sich das Erbe nach V. i. Art. >?. "vcrsmistcret ober verbrü

deret") rechnet (II. 5«. ?ui pütruele, liicuu^ur) mit dem

ersten Grad der kanonische,, Computation.

«) Vergl. Rechtögcsch. 8. z?s. 4S«.

i) S<lchs. Lande. B. >. Art. g. Schwckb. Lande. Art. 264.

«) Sckchs. Lande. B. >. Art. 6.
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V. V«ckn!>crungen w dm Gkundsckstrn des iltteren Rechts.

eX. Schon vor der Einführung deS rimifchen Rechts

wurde I. in der Successionsordnung ». hie und da

die Strenge deö alten Recht? gemildert, welche gar kein

Repräscntationsrecht zuließ«); doch fand jencS

selbst in Hinsicht der Enkel weder allgemein ö) noch

unbeschrankt c) siatl , r,nd in Hinsicht der Geschwister«

kinder nur im longobardischen öehenrccht Auch

die Zurücksetzung der halben Geburt gegen die. volle,

welche sich in den Nechtsbüchern findet e) , scheint erst

einer späteren Zeit anzugehören. II. Die Vorzüge des

Mannsstammcö (§. 323.) beschrankten sich allenthalben

auf die Ausschließung der Töchter durch die Söhne/),

und hörten in den Städten allmalicl> ganz auf S). R,

Seit der Einführung deS römischen Rechts fand

daher I. die Anwendung der Intestaterbfolge des letzteren

auf die Verhältnisse deS Bürger st andeS beinahe keine

Schwierigkeit; nur statutarische Abweichungen «IS lieber-

reste der ehemaligen Unterscheidung verschiedener Vestand-

») Die erste Spur der Einführung desselben s. bci Witte ch in d von

Torvci. Vergl. RcchtSgesch. §. 258. Note 6-

ö) Wie der RcichSsdsch, von »49«. Z. S7> iS«". § '9. »52, .

§. ig. bcwciöt. E. R e ch t < g c sch. §. 442. Note d.

«) SSchs. «avdr. B. >. Art. S.

ck) 11 ?^ ,1. z. .. ,

e) Sckchs. Lanvr. B. >. Art. z. «. 2. Art. 2«. Schwab,

kaodr. nach Ärt. 2z«.

/) Veral.Rech ttgesch. §.4S4. Oavj Cvmmcntar Th. >o. E.485

s) S. RechtSgesch. Z. 57Z. Note i. §.454. Note b.
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theile der Erbschaft, oder der alten SucccssionSordnung,

besonders aber des Güterrechts der Eheleute (F. 293. IX.)

sind auch hier auS dein älteren deutschen Recht übrig

geblieben. II. Im Lehen erhielt sich dagegen die alte

SuccessionSordnung als gemeines Recht, weil sie

in das longobardische Lel?cnrecht übergegangen war, und

beim hohen Adel blieb der Vorzug der Söhne vor den

Töchtern durch StandeSobservanz und den allgemeine»

Gebrauch der Erbvcrzichte vollständig gesichert; er

wurde selbst durch die Familienfideicvmmisse und

HauSgesetze häufig wieder ein Vorzug des ganzen Manns-

stammeS K). Beim niederen Adel wurde zwar das ro»

mische Recht für die Intestaterbfolge im Allodio die Re.

gel , die er nur allenthalben durch die Errichtung von

Fideicommissen abändern konnte ; doch wurde auch hier

bald durch particulare Gesetze, bald durch die Kraft,

welche man dem Gebrauch der Erbverzichte hie und da

beilegte, zuweilen ein Stammgut desselben anerkannt,

in welches eine Erbfolge nach den Regeln dcö alteren

RechtS statt fand. III. Bei dem Bauerstande hinderte

vornehmlich die Beschränktheit der Rechte, die der Be,

sitzer an seinem Gute hatte, eine unbedingte Anwendung

der Regeln deö römischen Rechts. Vach blieb IV. die

Anwendung der Lehre des letzteren von der Natur der

successio un.vorsslis , obwohl sie für jede Art von Erb«

folge gemeinrechtlich wurde, durch die freie Veräußerlich:

keit der Güter bedingt l), und darum die Succession in

Lehen, und Stammgüter auch in dieser Hinsicht eigenen

Regeln unterworfen. V. Einen neuen Grund der Erb«

K) Wetzl. Rcütsgesch. Z. 454. §. 64« ^ S«.

.) 6. Rechtsgcsch. §. 45«.
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folge bildeten nicht nur die Testamente, sondern seit,

dem man jene als eine «uocossio univenulis im Sinn

des römischen R:chts betrachtete, auch die^rbver«

trage, die nun auch als Verträge über einen künfti«

gen Nachlaß eingegangen wurden K). — Die Lehre

von der Erbfolge »ach heutigem Nccht hat daher theilS

darzustellen, welche Abweichung von den Regeln des rö

mischen Rechts bei den Gründen der Erbfolge vorkom

men, welche diesem bekannt sind (Kap. II. IV.), theils

die dem deutschen Recht eigenthümliche Succession kraft

Erbvertrags (Kap. III.) und in einzelnen Arten von Gü

tern (Kap. V — VII.) zu entwickeln.

Zweites Kapitel.

Intestaterbfolge.

§. 332.

l. Succession der Vlultfteunde.

>. Successionsrecht.

Die Regeln des römischen Rechts von der Succession,

die den Blutsfrcunden eines ohne Testament (nnd Ge-

bing) Verstorbenen anfällt, finden, so viel das Suc«

cessio ns recht betrifft, und abgesehen von der Erbfolge

in einzelne Arten von Gütern , überhaupt vollständige

Anwendung, namentlich auch in Hinsicht der unehelichen

Verwandtschaft «). Die Erbfähigkeit hängt daher

K) S. Rechtsgesch. Z. 455.

«) Ucbcr die Anwendung des Erbrecht« der natürlichen Kinder im

Vermögen des Baters auf uneheliche Kinder überhaupt s

. S0
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heutzutage nicht mehr von der Vollkommenheit der Ge

stalt ab b), und der Beweis , daß ein Kind lebendig

und lebensfähig (leibhaftig c)) geboren worden, kann,

soviel jene Thatsache betrifft, durch jedes Lebenszeichen H

hergestellt werden. Auch lst eS ungegründet , daß das

deutsche Recht jemals in dieser Beziehung anderen Grund,

atzen gefolgt sey e) ; in noch jetzt geltenden Statuten,

welche zur Erbfähigkeit eines Kindes fordern , "daß es

die vier Wände beschrien habe", darf daher keineswegs

VernKer «Ksvi-v. kor. T'om. z. ?. q. Ob,. 5?. G. I. Z

Meister proctiscbe Bemerk. B >. Nr. »4. icirikl lZu. s«.

?«m. 1. Os?. 25. Vcrgl. preuß. Lande. Td- »> Tit. 2 Z

652 — 655. Ood. Lsv. civ. ?. z. Osp. 12. §. ». Dagkg»

östeer. Gesetzt,. Act. 7S4- Haubold sckchs. Private, z. 5c«.

>) Sckchs. Landr. B- Art. 4- llff altvile unde offe tmerge er

stirbt weder lcn noch erbe nech uffe kruxel kint. -Sw» deone dt«

erden sint und ir vcgcn möge die sulln sie Halden in irre pbksg?.

Wirt such ein kint gcborn stum oder houdelos od« »uzelo< oder

Klint daz ist wvl erbe zu lontrecht uod nicht zu len erbe.

e) Sächs- Landr- B- >. Art. zz. Wirt daz kint lcbmdich geboren

und hat die vrvwe das gcyug an vier mannen die iz gehört ha-

den unde an tjwen wibeu de ie hulphen zu irm, arbeioe , da;

kint bebalt dez vaicr erve. unde ftirst iz darv« iz «st uvvbe de

mutcr afl se im cvenbordich is unde brikt ab gedinge an deS v« r

lene — ob ij kint bcwisit wert unde gcsen also gro« daz tz l^,

Hastich mochte wcscn. Wirt iz ovcr zu der kcrche« gebracht off«,

bare, swcr iz sehr oder höret die mut sinis libl, mol tzuch sin.

ck) l< Z. c!e rivstkuniis Kereck. inilit. (6, ,g ).

«) ^Ivmsnn. tit. 92. Vcrgl. sckids. Lande. Note c. —

Anderer Meinung sind die Meisten- Vergl. Runde deutsch.

Ariv«r. Z. 2g«.
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die Bestimmung gesucht werden , dag ein anderes Lebens»

zeichen diesen Beweis nicht ersetzen könne/).

'S» 333.

». Abweichungen des deutschen Rechts bei der Successlonsorbnuog.

Aus der Successionsordnung des alteren Rechts sin,

det sich noch hie und da : I. der Vorzug der Ästenden,

ten vor den Geschwistern und deren Kindern «) (Schooß«

fall, "das Kind fällt in der Mutter Schooß"); nach

der Natur der Parentelenorduung sollte er nur von den

Ascendenten des ersten Grads gelten i), er ist aber öf

ters nach der Analogie des römischen Rechts ausgedehnt c).

II. Der Vorzug der vollen Geburt vor der halben <!),

vermöge dessen die letztere gegen jene in allen Graden

der Seltenverwandtschaft e) um einen Grad zurücktritt;

O. ?. V^sIvK öe intsnts Zierc«Is. Opus«. ?«m. ». p. izg.

a) Sckchs. Land,. B. I. Akt. 17. Hautolb scichf. Privat?. F.

Z07. Ltr^cK cke succ. intest. s. Osz>. z. /. O.

I^ooK tr. 6e succ. sb intest. §.104. Lüh. Recht. V. ».

Tit. 2. Art. 15- (jedoch mit Rücksicht aus die Marktlagen der

Llbi'ondcruug).

i) Hamburg Stadtr. Tb- 5. Tit. z. Art. — 14.

c) Würz bürg, landgerlchtsordv. Th. s- Tit. S4.

ck) (H. G- Kr ohne) Versuch von dem Vorrecht der vollen Geburt

vor der halbe«. Lübeck 1746. 4- Strock cks suc«. iptssi.

vi«. Z. Osp. z. z. 6 u. f.

e) Ohue aber den Vorzug der näheren Parentcl aufzubeben , wenn

man conscqucnt seyn will- Aus diesem Gesichtspunkt betrachtet,

ik die Vestimmung de« sckchsischc'n Rechts , daß die Ecschivtfter

des Vaters und der Mutter den Halbgeschwlstcrn des Bergorbe«

nen nachstehen (Haubold a. a. O- j. z>i), dem deutschen

Recht vollkommen angemesseu.

50*
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doch bewürkt er zuweilen nur ungleiche Theilung unter

gleich nahen Verwandten /) , oder Ausschließung des

halbbürtigen durch den vollbürtigen bei gleicher Nahe dc.'

GradeS , nicht aber Eoncurrenz des letzteren bei unglei

cher III. Auch von der Ausschließung alles Rcprä-

sentationsrechts /,) , sowohl bei der Succession der De-

scendenten als der Seitenverwandten (g. 329.) haben sich

Ueberresie erhalten, obwohl in Rücksicht beider die Reichs

gesetze alle Statuten und Gewohnheiten aufheben, die es

bei den Enkeln (Diechter, Tiechter ,)) und Geschwister

kindern verwerfen , und das römische Recht zur unverän

derlichen Norm erheben K). In Hinsicht der Enkel vor

verstorbener Kinder hat sich zwar die neuere PrariS mei

stens an das römische Recht angeschlossen , wenn auch

Statuten , die nach der Zeit jener Reichsgesetze revidirt

sind , bei den Bestimmungen des alteren Rechts sieben

geblieben waren /), und selbst i» Hinsicht der Geschwi

sterkinder findet sich dies an Orten, wo der Sachsenspie

gel/gilt m) ; doch ist in der Seitenlinie der reine Vor?

/) Schräder schlcöm!« Holstein. Piwstr. Tt> 2. S- «46.

,) Wcstpbal deutsch. Prwatr. Tb- »- Abb- 77-

5) Uertius Opu5<?. ?om. ,. ?. z. psZ. zz^ u. f.

,) S. Lezolä rllessilr. prnct. z. v. Ticcht» U«d AdclUNgj

Wörterbuch u- d- W- Tochter-

Ii) Relchsabsch. >4SS. § 37- 'S"»- Art. »g. 152,. Z. >5. >g. bei

«erglachcr HSnbb. dcr Aeichigcs. Th. >«. S- 2575 u- s.

k) k n b. S t a d t r. V, ». Tlt- 2. Art. 1. Vcrgl. Schräder Hgntd-

dc< sch!cs,v, dslSeii!, Prwstr, B, °. S. 2,0. Mehlen , dij

gcsctzl. Erbfolge nach I,1b. Archt. S- 54-

Ltr^vK lls euce. sd iurest. 5>i»5. z. o»^. z. I. 4. Datcrj
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zug des Grades auch heutzutage nicht selten außer Zwei

fel «), und da wenigstens für jene die Reichögesetze nie

vollständig zur Anwendung gekommen find, nicht einmal

eine entschiedene neuere Gewohnheit für eine Bedingung

der Anwendbarkeit deö Inhalts älterer NechtSquellen zu

halten , so lange nur keine entgegenstehende Observanz

nachzuweisen ist o). Eben weil der Vorzug deS Grades

aus dem älteren Recht zu erklaren ist , folgt aber aus

der Ausschließung der Geschwisterkinder durch die Ge

schwister keineswegs die Concurrenz der Seitenverwandten

auö einer entfernteren Parentel mit den ersteren ,^). Der

i» den Reichsgesetzen ausgesprochene Grundsatz, baß Ge

schwisterkinder , wenn sie allein fticcediren, nach Köpfen

theilen , folgt auch ans den Regeln des deutschen

Rechts (§.J29.) und kann daher auch im Lehenrecht an

gewendet werden. IV. Eine eigenthümliche Successions-

ordnung enthalten die neuesten Gesetzbücher

Repcrtoriuin der schlcsisch. Versals. B- » S z°°. Schräder

«. a. O. S- 2«,.

«) Haubold sckchs. Pri»atr. §, zog. Oostorcking Uicsaur. jur.

I^ulj. 1'oin. 2, p. 41 l S!.^.

°) Pütter Erörterungen des «rutsch. St. u- Fürsten?. B- >. S-

ziz u. f I'. dvliorr <I« vera cinistt cur — i,i Ssxoni»

jus iej>!-!lssoulucio«is in suLcvssiuus collul,era1iu»l «xulet.

I^ips. 176g. 4. ,

p) Diese unrichtige Meinung vcrthcldigt aus Urkunde des Slteren,

Rechts Llr>eK a. a. O. lli«. z. c«p. z. §. 5.

?) Relchsabsch. l5»9 S z>- Gccsilacher c>. a- O- S- ?48z u- f.

^) PreuK. Landr. Tb- 2. Tit. 1. §. z°« u. f. 348 u. f. 489 —

499- Tit. z. ß. zi — 5Z. Ociirrr. Vesetzb, Art. 7Z« — 756.

Dir preußische Sueecssionsordnung ist nur cinr Biodisication der

Novelle !>«, bei wclchcr das Eigenlhümlichc besonders in der
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F. 334.

s- Succession in einzelne Theilr des Nachlasses.

Als besondere Bestand theile eines Nachlasses »erden

zuweilen : I. die Güter gesondert , welche der Verstor

bene vo» väterlicher und von mütterlicher Seite ererbt

hat, indem, wenn ihm S«itenverwandte succediren,

an jede Linie zurückfallt, was von ihr hergekommen ist

(Fallrecht, jus reosckentis« ». revolution«) a) , im

übrigen Vermögen aber die gemeine Succession statt fin

det. II. Die Gerade (§. 29S, 29«. IV.) S) ist ein

Inbegriff beweglicher Sachen , welche eine Ehefrau nach

dem Tode des Mannes als ihr Eigenthum auS dem Nach

laß zurückzunehmen berechtigt ist (Frauengerade), welche

BuSschli'ßung der Geschwister durch die Eltern , der entscrntereo

Ascendevten durch vellbürtige Geschwister und deren Abkömmlinge,

d« Concurxenz jener mit den halbbürtigen Geschwistern, und der

Ausdehnung de« ReprSsentationSrechtS' für die Abkömmlinge der

Geschwister begebt. Sie österreichische Suecesslovsordnung bin,

gegeo beruht aus dem sogenannten kigealsystem , und beschrankt

da« SueccssionSrecht auf die Abkömmlinge aus den sechs nächste»

Linien.

«) Z. B- iülkch, u- bcrglsche Rechtsordnung von '696. Csp. 8z u, s,

k«odöbr,Iuche des Herzogth. Luxemburg und der Grafsch. Cd!«?-

Tit. Art- 8—>». Ostfrtes. Laodr. B- 2. Tit. izs- >ZS-

IS4. ,6z. Vergl. Ueiueeoiu, elein. jur. (Zerin. Qid. >.

tit. g. §. 28,7. IVlelcK. Voets cks jurs revolurionis. Ovlon,

lögl. I. Z. Lord er 6e jure revolu^ionis 5. reesckevtiae.

HIsrb. i7Zg 4. I. O. I^ovK cke jurs revol. 5. recsck. <Zie».

1772. 4.

K) G- Barth ausführlicher Bericht von der Gerade — de, Wirb

wen fraulichen Gcrcchrigkcttc» — von Hecrgerclthc. kcipz. »7,,. 4.

E. A. Hosmaun aussübrl. Beschreibung der Gerede und det

HeergerötheS in Odcr^ u.' Niedersachscn. Franks, u. kcixj. »Thlc. 4
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aber auch (einige Stucke abgerechnet) c) nach dem Tode

der Ehefrau selbst auf ihre nächste weibliche Verwandte

vererbt wird (Niftelgerade) , und überhaupt aus dem

Nachlaß jedes Weibes für jene </) ausgesondert wird.

Die Gegenstande e) selbst, welche dazu gerechnet werden,

beruhen heutzutage , auch da , wo das sachsische Recht

gilt, zunächst auf statutarischen Bestimmungen und Ge

wohnheit ; das ganze Institut ist in den neueren Zeiten

häufig aufgehoben worden /). III. Neben der Gerede

kommt meistens das Heergeräthe (g. 3S8.) vor, das als

ein Inbegriff von Sachen, die zur . Rüstung eineö Ver

storbenen gehört haben ^) , auf den nächsten Erben mann

lichen GefchlechtS von der Schwertseite vererbt wird.

«) Vergl. Barth a. a. O- S- S- '5-

ti) Doch nimmt nach ursprünglich deutschem Recht auch der Geist»

liche Theil an der Gerede, wiewohl sie auS sciucm Nachlaß nicht

gesondcrt wird. Seichs. Lande. B >- Art. s-

«) Sachs. Landr. B > Art- »<,,. i^ips. daz zu gerade

boret, daz sint alle schas und gense und tasten mit ufgehabcncn

lidcn, alle garn, bette, xhule. kusscne, linlachen, tischlachcn,

twelen, badelachcn, dcckcnc, luchtere, lin, und oUc wlblichc klei,

derc, vingcrlin, armgolt, schapil , saltere und alle buche die zu

gvtisdinste hören , . die vrvweu psicgcn zu lcsene, sidelen, laden,

texte, ruckclachen und al gebende. Noch Ist mangcrhande rlei«,

ode al cn nenne ich cz sundcrlichc nicht. a!S dursten , scheren,

spiegele, nlzkenime. Wrrgl. HommelS Pcrtinenz und Erdsondc«

rungöcegister (§. is>- Note f.).

/) So im Königreich Sachsen >8>4- Vergl. Haubold sächs. Pcl«

vatr. §. s>6. ,

s) SSchs. Landr. B- >. Art. 22. So sal de vrome zu herwcde

irö manniö smcrt geben, undc daz beste ros gcsadcüt, unde daz

beste harnosch — darnach eynen here pole , daz ist ei<N bedde,

unde cyn kussin unde c»n slaphlakcn unde cyn dischlakcn , tzivei
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K. 33S.

4- Erwerbung und Thelluog der Erbschaft.

Nach der Rechtsparömie : "der Todte erbet de»

Lebendigen" (!s r«c?vt «sint le vik) «) übertrug der An«

fall einer Erbschaft die Rechte der Gewehre auf den

Erben ö), wovon die weitere Transmission derselben auch

ohne geschehene Ergreifung des Besitzes c) eine Folge

war. In Hinsicht eines AllodialnachlasseS galten jedoch

seit der Einführung dcS römischen Rechts dessen Grund

satze über die Erwerbung einer Erbschaft als gemeines

Recht , und nur einzelne Parricularrechte «?) und die

neuesten Gesetzbücher e) folgen hierin der älteren Regel.

bettcne unde cyne tmcln». Vcrgl. bremisch. RIttenecht. ölt- z.

(bei ?uk«näork Obs. ?om, q. säp. PSA. Ig.).

«) LcKilter exercit. sä ?snä. Lx. ,g. §. iz. ,z. Eisenhart

Sprüchm. S- 52?.

i) Sckchs. Lande. B. 5 Art 82- Swgj man einem manne «der

n>Ibe gibt, daj suln sie besiczcn dri tage. Swaz sie mit klage ir

vorderen od« uffe sie geerdet wltt, dc< eadorfcn sie nicht de,

siezen-

e) Dir Vorthcllc des Jnnehabens dürfen jedoch mit den Rechten

der Gewehre nicht verwechselt werde» , und jene giengxn keine«,

lvcgs ohne Besitzergreifung über. Obwohl dies auch da, wo wie

im kchen oder Fideikommiß die alte Regel noch gilt, unterschieden

zu werden pflegt (Vcrgl. Runde deutsch. Pclvvtr. §. 6^7), »Ko

doch jene von vielen mißverstanden. G. z. V. ». Crom er

, Wetzl- Nebenli. Th- 72, Nr. Bergs. ^. ?. VVsKI sn «stuto,

lüge vel con5ueuiciino — ^«e«t , ut^ sine OvrporsU

«k) Stein Stbh. vc4 lüb. RcchtS. Tl). »- §. qz u. f.

«) Preuß. kondr. Th. ,. Tit. g. §. 567 — 570. Oefferr. Ge,
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Auch bei der Th eilung einer Erbschaft werden jetzt die

Regeln des . römischen Rechts angewendet; die ältere

deutsche Gewohnheit überließ dagegen dem älteren unter

mehreren Miterben , die Theile zu bestimmen und den

jüngeren unter diesen zuerst zu wählen /), welches noch

jetzt in dem partikulären Rechte vorkommt s).

«

§. 336.

Ii. Erbfolge der Ehegatte» «).

Auch wo die Bestimmungen des römischen Rechts

über die Erbfolge der Ehegatten nicht schon durch die

Würkungen der Gütergemeinschaft verändert werden, hat

sich in den meisten deutschen Ländern b) ein Erbrecht des

überlebenden Ehegatten (porNo «tstutsris) «lS Folge der

Güterrechte der Eheleute nach älterem deutschen Recht

sc y b. Akt- SZ7- Hler wird aber zur Besitzergreifung richterliche

AutorltSt erfordert, igrt. ?S7 u- f>

f) Sckchs, ?andr. B- z. Slrt- »9- Schwöb. Laodr. Art. 270.

Weichbild. Art, «6.

?) Vcrgl. Haubold sckchs. Puvatr. Z. ZS5-

«) »K. I^oKI lie sueces5ionc: conjliAUM (I. z«5> not. d.) LtrzcK

öe eiiOc. iiiiest. Di«. 4, l?üp. z. ?. <?. ?o«tOl >Is su<:c.

inter coujuge« »b iritektsto ckiszuis. jnriz lZerm. R,int.

17^,7. q. I^s^ser sp. 424. q,«z. I. ?. L. LoeKmer cks

rstions 6eci<ienäi controveriiss «ircs porlionem rtstul,»^

rism. »»I. 174?., 4- Sl. F. H. Posse Adbandl. H. 2. Nr. 5.

HvfmannS Ebcrecht. S. Z88 u. f.

l>) Auch nach d,-n neuesten Gesetzbüchern ; v reu ß. Lande. Tb. «.

Tit. >. §. 62, — «zz. Oestcrr. Gesctzb. «rt. ?S7 ^- 7!9-

Eine Nachwcisung über die Bcschaffcnbetk der ?«rlio «tstutsria

noch einzelaeo Stadt, und Londrcchten cüth^ir HofmaovS

Ehcrecht- S- S94 u- f-
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<F. 294 — 299.) erhalten. Den unmittelbaren Zusam

menhang mit jenem erkennt man noch sehr häufig in den

Gegenstanden , welche dein Ueberlebenden aus dem

Nachlaß zukommen, und den Bedingungen, unter welchen

sie ihm gebühren ; oft haben aber auch die Bestimmun

gen beö römischen Rechts über die Bortheile der armen

Wirtwe c), die man generalisirt hat, ttzescin Erbrecht

seine jetzige Gestalt gegeben. Es umfaßt I. dem Gegen

stande nach : 1. zuweilen bei kinderloser Ehe den gan

zen Nachlaß deS Verstorbenen <i) , welches die Parömie

"längst Leib, längst Gut" ausdrückt e), wobei sich aber

auch die Modisication findet , daß der Ueberlebenbe mit

Ascendcnten eben sowohl als mit Kindern theilen muß,

und uur den Seitenverwandten vorgeht /). 2. Hausiger

noch ist eine po^i« «tstulsris , die immer in einer r/si5

quots des Nachlasses besteht ; hierbei sindet man oft,

daß der Ueberlebenbe sein Verinögen in jenen einwerfen

muß , aber auch daö Recht hat unter Vcrzichtleistung

auf jene Vortheile , es zurückzunehmen s). 3. In allen

e) klov. 5z. Osp. 6. 1>l«v. 1,7. Oap. 5.

ck) Beispiele: Hosuiano o. o, O. §. »zi. S- 595. L- 17». ,?z.

S. 493> Ltrulieu gs jure villi^or. z. S. g.

«) rukenckort OK«, jur. univ. Vom. ». Od« 6z. ^om. z.

Ob«. 118. S. IVIsseov opuzv. Vol. 2. >,rc>. 4. I. C K

Schröters Slohgodlungen. Th. 2. S >«5u f. O «. Kooi-re

6s psroeniiae der letzte thut dle Thür zu, in k>icce«ioue .

conjuguin. >?4». 4.

/) F. V v. Liebhaber Cinlcit, in l>. Herzog!. brsuiMmetj. Lands.

Th. 2. S- 22z u. f. Hosmann Ehrrecht- §. ,6g. S. 464.

z. >7>- S- 4^7.

<l) Streit sn viäns , cui ststulo ex xui» ot äetilneti rn«>

riti i>o»i5 certs Portio tribuitur , Ksne z>oL5lt repuüisre et
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diesen Fällen ist häusig die Größe der porti« «tsiutsris

verschieden , je nachdem Kinder oder andere Erben mit

dem Ueberlebenden concurriren K), und neben jenen be

kommt er sie zuweilen nur zu Nießbrauchörecht. 4. Wo

sie,in gewissen Arten von Sachen besteht, sind dies meist

errungene Güter r) oder fahrende Habe K). s. Neben

dem Eigenthum , das der Ueberlebende an jenen oder

einem Theil derselben erhält, aber auch neben einer Quote

kommt häusig ein Nießbrauch an dein übrigen vor !),

und zuweilen beschränkt sich alles auf einen nießbrauchli-

illats repsters. Trk. ,716. 4. O. >VsIcK Ss collatione

«ck espieiillsm portionem ttuiutsrimn necessaria (Opu«:.

Vorn. ?. 22z ). So die Wlttwe «ach sächsischem Recht und

jeder Ehegatte noch märkischem. Ucbcr das crkere s. H. E. G.

Schwabe Berglcichung der ehelichen Abivtesiatcrbfolge nach ro<

mischen, gemelnsckchsischen und chursckchsischen Rcchleo. Hlldbuxgh.

»784- S- Saubold sckchs. Prlvatr. §. g'7 u- 5 Ucter b>>ö

letztere! 6. ttokkmsnn resp. I. s. Steuer «Iis!, lj»»

Oovztitutic, loscliimi I. cko suvveüionibus s. »527. Ist« il.

luztratur. eck. 2. Lerol. >7?>. 4» '

K) Mit den Kindern eehält der Ueb.'rlebenbe oft Sindesthell. Veegl.

z, B Hosmana Ehcrecht. §. >Z2. «Z. S9S- §. «97. S Siz.

j. 27a. S. 6,7.

') A. B- Hofmano. §. 188. S. 4g5- §- ;<"- S- 6g». o> In

diesem Fall , «0 gewöhnlich neben dem Recht gn der Erruugcn,

schalt oder einem Theil derselben auch noch andere Vorthcile vor,

kommen, eine parttcvl,lre Gütergemelnschast anzunehmen ig, muß

die Regel oben §. sog- Z> entscheiden.

Die der Ehemann nach gemeinem sächsischen Recht erhält.

Vergl. Haubold sächs. Prloatr. Z. 32« «. s.

t) Z. B. Hofmann a. a- O. §. z««. S. 69. zo>. S. 632. z.

z«2. S 6z6.
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chen Besitz am Nachlaß beS Verstorbenen m). II. Die

Natur der porti« elnlutsii« ist i. in sofern einem Pflicht

teil zu vergleichen, als sie in der Regel «) durch einen

letzten Willen dem Ueberlebcnden nicht mit Würksamkeit

genommen oder geschmälert werden kann ; doch findet

man, daß ein Theil o), seltener das Ganze nur die

Eigenschaft einer Jntestaterbportion hat. L. Gleich dem

Pflichtteil kann sie aber nach manchen Gesetzen aus be

stimmten Cnterbungsgründeii entzogen werden , und

da sie eine durch Tod aufgehobene Ehe voraussetzt , ss

hat keiner der geschiedenen Ehegatten sie zu for

dern ; wegen einer Beleidigung des Verstorbenen,

m) Vcrgl. Hosmann. §. 91. S- -,>?.

») D«< ck!tcre Recht, au« welchem da« Jnffltut ju nklSren tft,

kaovre nur cineo Unterschied zwlschcu »»dingten und uvvnbiagten

Ehc». Vcrgl. LtrvoK ä« suco. sd iut. Oiss. 4. Lsx. z.

tZ. , U' s. Hofmann Eher. §. I>c>. S. ZS7. G. I. F. Mcv

gcr pro«. Bemerkungen. B- ' Nr- s-

«) S- z. B- Wciöhaa,r würtcmb. Private. Th. ,. §. ,7z. Wergl.

Ocstcrr. Gcscljb. »ct. ?sS. Prcub. Lande. Th- 2. Tit. '.

j. Sz, — Lzz,

x>) Dsr tlc>jze Vorbehalt einer Disposition in den Ebeoacteo enUirht

sie j.-doch auch in dicscm Lalle picht- Strudeu rcchtl. Beb.

Th. °. ^Nr. >cm, ^ '

«) Z- V- würtemb- Lande. Th. ,. Tit. '9.

x) ^rg. I,. un. Z. >. O. unrle vir et uxor (zg, n.). LtrzcK

suec sb iut. Dis3.4 ,. §. 10/ Jen Schuldiiicn bsltcn Viele

such dci ciiicr sepsriNi« ^uoacl tliorum ei, ineiüsin für au<gc«

schlossrn, LtrvcK a. g. O- z II. Cramcr wctzlar, Nebenft.

Tb- ?L S- >is u. f. D«d ist dieS wohl nur von der ropsrstic,

perpetus , dann obcr auch tei den Prvtcstanten zu behauptcn.

Pergl. ö S e r r. G e sc y b. «rt. 759- G- oder s>> ch l- C 0 n K i t-

r. z. c:?vst. !«. Vcrgl. Haubold a. a. ^ z. L». Note Ii.
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die cincn Grund zur Ehescheidung enthalt und nicht ver»

ziehen ist , können die Erben deö Verstorbenen vermöge

seines muthm.i'Zlichcn Willens ,<) deren Auslieferung ver

weigern. ?. Durch Ehepatten, in welchen ohne Borbe

halt über die Erbfolge der Ehegatten verfügt wird 5),

entsagen ihr die Ehegatten stillschweigend u) ; doch ist

Entfagu«g auch nach eingegangener Ehe zulassig und

liegt ebenfalls in der Einwilligung in eine testamentari

sche Verfügung iv) , und, den Umstanden nach, in der,

Anerkennung eines vorhandenen ohne jene errichteten Te-

,) Strock g. g. O. Z- >4> Oon?t, 8«. ?. z. Oonst. 26. ?. 4.

Ooo5t. 21. Haubold a. a. O- Z- z>9» Ksve Ss jur«

oirc» Kon» con^uZum von 5acto llivortio, nec reconcilistio«

, ne secu^s. Zen. 1766. 4. Vcxgl. «dtt PkkUß. Lavdk. Th. «.

Tit. >. 8- 652.

t) l?. ^VsIcK cle rennneistione portloni« zlstutsrise tacit«

(Opusc. 1o..l. 2. z>. 2Z2.). rnkeuäork Ods. 1'om. 4.

OKs. 5z.

Vergl. jcdoch Püttc, Rcchtts. B- »> Tb-». Nr. sny. und

HvsmannS Eherecht- Z- 9'-

») Die Notbmcndigkcik ein« eidlichen Entsagung , welche I. e 5 « e r

5«. 42z. nisä. 4. behauptet , dckubr auf ciocr salschm Theorie

von den Ekbv«tkikgco , uud das «rsordcrniß cincS bcsoudercn

Vorhalts i« Hinsicht der Frau , sofern die Entsagui.g cinc a„S«

drückllche und dinrcichcnd dcstimmtc ist, cdcnsaltt auf unrichtigra

Voraussctzuvgca. Vcrgl. G. P. Bülow Abhandlungen üdrr

clnzclne Materien dc< bsirgrcl. Rcchlö (Vra:>llsch,v. >s^«. Z ),

Tt). S- 53 u. f.

u,) Oarz>7„v Delin. kor. ?. z. Oonsl. 7. gef. ,4. HosmgNN

Eher. I. 126. A. M. ist I^o'^scr kp. 425. mvä. g. Ucbcr

die Nrtbmcndlgkcit der Zuzlcdui.g cincö Ecschlechtkvormuodci s.

Lerger o«l,on. jui. 1^,. 2. 1'it. 4. tk. 4Z. nol. 4. ,
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siamentS 5). 4. Zur Bezahlung der Schulden concurrirt

der Ueberlebende stets, wenn er eine Vermögensquote,

oder die Errungenschaft und Fahrniß ganz oder zu«

Theil erhalt woraus jedoch noch nicht folgt, daß er

durchaus als Miterbe im römifcheu Sinn zu behandelo

sep e). S. Nach welchen Regeln sich die Erwerbung der

xorUo «tstutsris richte , Ist sehr bestritten , daher auch

ihre Transmission, wenn sie noch nicht agnoscirt ist as);

da aber daS ältere Recht den Ueberlebenden ohne Zweifel

als Erben behandelte , fo ist wohl die Analogie in sofern

für die Anwendung der Regeln von der Erwerbung einer

Erbschaft öö). 6. Durch Eingehung einer zweiten Ehe

verliert der Ueberlebende das einmal erlangte Eigenthum

in der Regel nicht cc) , wiewohl die B^rtheile des Nieß»

brauchS nach den Statuten mit jener zuweilen aufhören.

«) Qe^isr »p. 42z. meck. 5 — 7. HvsmannS ESerecht. §. g>.

z') Vexgl. oben §. 53«- Uebcr das sächsische Recht s. Haubold j.

5:5. Bugl. Posse a. o. O- S- 205.

> 1

:) Posse g. g. O- S- 197 u. f. Kleviu, aä juz l.uo. ?. «>

?>t. ». /^rt. 1«. nro. LZ9 u. f.

aa) pukenäork Obs. ?om. z. Ods. ,77. 1'om. 4. Obs. 167,

IVlevius sä jus I^ndeO. g. g. O. nr«. Z45 u> f. I. E. B.

Emminghaus Grörtt'r. dtt Frage, in wicscrn dic noch nicht

ancrkgnotr gatuUllschc Portion auf die Erbcu überschc. Wciiu«

>784- 8.

iö) Ulder dic AWikicn , im FÄl der Ileberlcbcvdc die ganze Bern,!-

geoöuiasse tbeilcu kaoo , s. ab« Strock g. g. H, z. z,.

ee) O. ü. ^^rrr 6e pnrilone stsüitsria poenis seouu6sr«im

niiptisrum Iiuuck obuoxiu. (Zoll. 1756. 4.
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§. 337.

HI. 8ncce5sio eitrsorllinsris.

Erblvft Gi'iler sielen nach älterem Recht an den (vom

König belehnten) Richter «) , späterhin daher an die

Landeöherrn , welchen auch bald das jus zu Theil

wurde b) ; nur haben hie und da Landsassen dieses als

ein besonderes Hoheitsrecht erworben c). Dem FiscuS

gehen jedoch auch in Deutschland die im römischen Recht

privilegirteu Personen vor, uud ähnliche Privilegien kennt

auch das deutsche Particularrecht ^).

Drittes Kapitel.

Erbverträge.

Ltr^oK 6e suco. sk int. Oiss. g. I. ?. Aiviri»« cke pseti»

8livcessariii. l.i^>5. 17z«. 4., ^. rl. L oeKmer «xereit. »ck

?sng. I'om. 2. «. 40z. Qszsser so. 4z. 44. Xroitmsir

zu Log. ösv. oiv. r. z. (Z»o. »i. ^. ?. Usdeustreit «n-

ckioise vslori« v»ctoruni «uccessoricirurn — »civsrzns error«

intervr6t»in, k!rf. 176g. 4. 6. ^V. r»et2 <üomm. suo«e«i«.

ne «er p«cl,unl promins , ^»»l,euus «roiiuttenti tsvul^s« in-

ter vivo, ckiz^ouencii käemts sit. Uott. igoi. 4.

a) Sachs. Landr. B> I. Akt. zg. sg. B. 5. Art. «o. Vergs.

S trüben rcchll. Beb- B ». Nr. 74.

i) Vcrgl. Rcchtsgcsch. §. 5,4. Note K.

c) <Z. U. ^^rer 6e jur« occ»oa„<li Kons vsvsvtis. (Zott.

174«. 4. ^useo<1ork Obs. loin. z. Obs. ,4.

«i) Bergl. z. B. Haubold sckchs. PrIMx. §. z,z.
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§. 333.

^. Erdvcrttclge und bcrcn Gültlgkcit Im Allgcmelllen.

». Begriff und Arten «).

Erbverträge im eigentlichen Sinn haben den

künftigen Nachlaß einer noch lebenden Person oder

einzelne Bestandteile desselben zum Gegenstand, und

können an diesen entweder ein Recht gewahren, (pscll

«ucceiroriä «Wriustivä) oder entziehen (p. s. »«Zstivz ».

renuocistiva). Der Nachlaß, über welchen verfügt wird,

kann entweder der an einen Paciscenteu künftig fallende

eines Dritten , oder daS Vermögen der Eontrahenten

seyn ; die Verfügung selbst aber bei den affirmative»

den Contrahenten ein Erbrecht einräumen (pscr» suoc.

scqui,itivs) oder ein schon bestehendes in ein vertrags

mäßiges verwandeln (conselvstiva) , oder zu Gunsten

eineö Dritten festsetzen, daß ihm die Erbschaft der Con

trahenten oder einer andern Person durch einen der er-

steren zufalle« soll (^actä succ. äisvo,!iiva ö) s. restltu»

tivs)>

§. 339.

s. Gültigkeit der Erbvertröge nach deutschem Recht.

Die Erbverträge in der Gestalt , in welcher sie das

deutsche Recht von jeher kannte ( §. 340.) , waren bei

Einführung des römischen Rechts eine z» sehr eingewur

zelte allgemeine Gewohnheit, als daß dessen Bestimmun-

») SZergl- Hcbenstrclt o. a. S- I. " n. f.

ö) Die Benenn«!'« psrt» gi°posit!v» beschränken jedoch Einige aus

tie Verträge üdcr die Erbschaft eineö Orittcn.
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gen ihre« Gebrauch hätten verbrängen können a).

Aengsiliche Anhänglichkeit an diese verleitete zwar bis

gegen das Ende des I7ten Jahrhunderts die deutschen

Juristen, ihre Gültigkeit nur als eine Ausnahme von

der Regel des römischen Rechts bei einzelnen Arten

derselben 5>) zugeben zu wollen ; in der That aber um«

faßten schon zu jener Zeit diese Ausnahmen alle Arten,

die würklich im Gebrauch waren , und eine richtigere

Einsicht in die Bedeutung deutscher Rechtsgewohnheiteu

hat eS seitdem zur entschiedenen Praxis gemachte),

daß alle Arten von Erbverträgen «?) die Vermuthung

der Gültigkeit für sich haben. Diese Regel leidet auch

durch daS particuläre Recht nur selten eine Ausnahme e),

») Vergl- RechtSgesch. z. 465- S7>-

b) lZsil prnct. «v5srv. l^id. 2. l)b5. >2g — »27. Hlsvju,

jus I^ube«. ?. 2. 1°it.i< a6 rudr. nrc>. >g UUV ni«. öo U- f>

Oer letzte Vertheidig» dieser Ansicht ig: O. ^V, «trsclier

«le 6«ctri»a suecessiorii« vactiüso ejui^us u«« et »busii.

Lrk. l?z8- 4,

°> HebenSreit a. a. O- §. ;S. 62 u. f. Westphal deutsche«

Privstr. Tl). » Abb- 7>- S trübe» Nebevstund^cg. Tb- z.

Slbh s«. z. G. C- Voigt Adhandl. S> 8z u. f. Püt,

ter« Rechtfälle. B. s- Tb- ^ S- »>9 u. f, Thibaut Spstcm

des Bandcctcnttcht«. Z. 67z.

<k) Daher auch die pacls äs Kereivtats tsrtü ohne die Bcschrckn,

kung dcr 1^. ult. O. 6s z>»l!tis (2, z ). I. KeinKsrä ä«

z>acto 6« Ksreiiit^ts tertii ignorsnlii Koni« morikus von

rekrsgsilte. Lr5. 17t». 4. HebkNgreit <l- «> O- §. 6» u, s.

Thibout a- » O. , ^

«) Beispiele von Beschränkung der Gültigkeit der Erbvertrckge eoltM:

Frankfurter Reform- TH- s- Tit. 2. 4. S- »ergl. aber

TH 5. Tit. Oesterr.Gesktzb.Art.So«. vcrgl. aber Art- 627.

öl
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wenn sich gleich bezweifeln lZsit , ob alle Arten von S,b-

Verträgen , durch welche eine succ««« univerz,,I5, im

römischen Sinn zugesichert wird, eine so allgemeine Be

günstigung verdienen.

§. 340.

L. Verträge, durch welche ein Erbrecht entsteht-

>. Form derselben «)-

Das altere deutsche Recht hatte für die Zusicherung,

sowohl des ganzen Vermögens als einzelner Güter, auf

den Todesfall, die nehmliche Form wie für Veräußerun

gen deS echten EigenthumS (F. 172.) ö); der häufigere

Gebrauch dieser Geschäfte, zu dem Zweck, einem Ander«

das ganze Vermöge» "zu verschaffen", führte all-

mälich dazu, sich mit einer Urkunde (Hantfestc) zu

begnügen c) ,, die wohl ursprünglich immer «ine gericht-

S- hingegen Oock. «iv. Th. z. Ca?. Pxeuß- Lande.

Tb- i. Tit. tz. §. Sl? u. f. Tb- ». Tit. >. Z. 4Z4 u. s.

«) Vergl- Rechtsgesch. §. 59- 574> 4SS- 57»> Paeg a- a- S

§ s ^ 5-

b) 1^. I^onßvb. I.. 2. ?it. 15. (5.1p. 2. Li Pliz rvz 5U.i« stii

tk/n^ovr^it et ckizierit in ipso t/i/n^r lickolnip , ick est ^uock

in ckie oditU5 5ui reliczuerit Bcrgl- 1^- Sali es. tit. 4z.

(?sct. 49 ). Ospitul. 4. a. goz. <Üaz>. 7. Hui lilios non

Kzlzuerit et slinin rzuenilidet Kereckein f.icvre silii voluerit,

corsin rege vet coinits et LcslziuÜ5 vel inissi« ck«miniOi5

Hui tnne »ck juititisz s^cienck« in provincis fuerint orcki»

nsli , trsckitionein kacist.

e) Silchs. kandr. B- s. Art. z«. Slvcr so i,»e erbe zu sagt nicht

von sibde Halden den von gclobcdcs halben , daz habe man vcr

unrcchf. man en inuge gezcugc» dsz daz gelobede vor gcn'chte

StKetigct sie. Schwöb- Landr. Art- zu- Ist aber da« eoa
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liche war k5). Daß ein Versprechen in jeder Form

zu irgend einer Seit die Würkungen eines ErbvertragS

gehabt habe, ist hingegen unerweislich. Daher läßt sich

auch für das heutige Recht nur behaupten, daß ein

schriftlicher Erbvertrag würksam sey c) , wo das

particuläre Recht nicht eine besondere Form vorschreibt,

in welchem besonders das Erforderniß der gerichtliche»

Bestätigung sehr häufig ist /). Auch erfordern manche

Erbvcrträge wegen ihres Inhalts eine besondere Form. —

Ueber die Form, welche der schriftliche Bertrag haben muß,

entscheiden die allgemeinen Regeln (H.S4. S.273.).

§. 34t.

«. Besugniß ErbvcrKSge zu errichten, und Erfordernisse der

Einwilligung.

I. Wer durch einen Crbvertrag Anderen Rechte auf

sein Vermögen einräumen will, muß sowohl die Besugniß

mau cvnem frcwnde gutt schaffe» wil nach seinem tvke. wil er

im daö sicher machen er sol im gcschrisst darüber g«cu eg»

hontfefic. — Wil aber er ine cs gckt machen , so sez im eine«

ztnß daraus, daniit ^at er die gcwcr daran.

«Y Vrrgl- RechtSgcsch. §. 46z. Note g.

e) Noch der Meinung der neigen soll ein Erdvertrs« ohne alle

Förmlichkeit gelten. Wcgphal deutsch. Private. Th. ». Adb>

7>^ 8> 1. Runde deutsch- Private. §. 6S0.

/) Vcrgl. preuß. Landr. Th. ^. Tit- 12. §. 6„. L/.v.

?. 1. Osp. 6. §. zg. uro. z. ?. z. li. K. >. uro. 10.

(jedoch mit eine, Ausnahme in Rücksicht der SiegelmaMen).

DaS öfferreich. Gesetzt- Art. >»49> hat die Erfordernisse eine«

schriftlichen Testaments. — Manche Vcseye haben nur für ei»

zelne Arten von Erbvertrilgeu besondere Erfordernisse. Vcrgl.

Wels haar würtcmb. Prlvatr. §. 79z. Ueber das sgchs. Recht

s. Haubott süchs. Private. Z. zzz.

S1*
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haben , über dieses auf den Todesfall zu verfügen , als

überhaupt in dessen Veräußerung unbeschrankt seyn (ver-

gl. §. 342.); Minderjährige können daher eine solche

Verfügung nicht ohne Zustimmung ihres Vormundes und

gerichtliches Decret treffen, bei Kindern unter vaterlicher

Gewalt steht aber jener daö römische Institut der Testa-

mentifaction wohl nicht im Wege , sofern sie nur in der

Veräußerung unbeschränkt sind «). II. Wer Nother-

ben hat, kann zwar durch einen Erbvertrag den Pflicht-

theil derselben nicht schmälern ; da aber die Bestimmun

gen des römischen Reckts über die Art, wie er jenen im

Testament hinterlassen werden muß, und die Folgen

ihrer Prätention in diesem, auf Erbverträze nicht an

wendbar sind ö), so steht jeder Art der Notherben nie

mehr als eine Klage auf den Pflichttheil und dessen Er

gänzung gegen den Vertragserben zu c). III. Die Er

fordernisse der Einwilligung und die Folgen ihrer Män

gel können nur nach den Regeln von Verträgen beurlheilt

werden , welche mithin auch über die Folgen eines Irr-

thums in den ^eweggrüuden und einer unmöglichen Be

dingung entscheiden Zum Wesen eines Erbvertrags

«) Vcrgl Krcltmalr zun, OoS. Lsv. civ. r. z. i^t. ,,. §.

nro. 6. lit. K. Die ncuercn Gcscygrdungeo habe» hin? vcrschie,

denc Ansichten. Oesterreich. Gcsctjb. Art- 1152. Preuß

kandr. Tb- l. Til. ts. z. 6,8- 6,g.

i) Vcrgl. Paeg «. a. 0 8 s-

e) IVeinliiirSsiI <HKri5tii,ili:i geci,. Vol. q. Od,, 6z. uro. L.

C- ?. Runde von der kcldzucht. Th. ». z. 67, §, 50««. f.

A M. sind: ?»te„g«r5 «Ks. I'oin.z. Obs. 2Z. ^. tt.!^I^z er

sii et ^»slenus prinri^>i» juris Ko,n»ni gs 5U«esi,oae neo?5>

,»riselii>m silpä^.tll5ucl:essoiitt»ppliosri po«ittt. Lc>l,t. Igog. 4.

>i) Vcrgl. Kreirmaic g. a. O- Nr. 4. lit. ,.
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gehört, daß der Nachlaß r5er ein Theil desselben e)

einem der Contrahenten oder einem Dritten durch den

Vertrag selbst zugesichert werde; das Versprechen,

eine Persvn zum Erben einzusetzen /) oder ein errichtetes

Testament nicht zu ändern s), kann hingegen für keinen

Erbvertrag gehalten werden. IV. Nicht jeder Erbvertrag

zu Gunsten eines Dritten kann für würksam gehalten

werden, da auch daS deutsche Recht keineswegs Ver

trage zu Gunsten eines Dritten allgemein als gültig

anerkennt ; es giebt aber einzelne Arten von Erbverträ

gen , welche , ohne die Einwilligung des Dritten zu er

fordern , der Gewohnheit nach für würksam gehalten

werden müssem Dahin gehört das Verspreche», eine

von dem andern Contrahenten erhaltene Erbschaft einem

Dritten zu restituiren (pscrs sucoe»,oria äevolutivs) /,),

und der Vertrag, durch welchen ein Familiensideicommiß

errichtet wird r). ,

«) Vergl. Glück „. d. JriteSuterbsolge. s- S- «. E>

f) S- Krcitniair o. a. O- ür, b. , wo jedoch der Satz aus UN,

richtigen Prilmissco abgeleitet wird. Eben daher Icköt sich die

Ausnahme schwerlich rechtscrtigcn , welche Leiser »?. 577.

msg. S — z. behauptet.

,) Auch hier geht die Pracks zu «eik. Vergl. I^O^ser «p. 47.

meS, 6. 7. Etwas anderes ist die Verwandlung des Inhalt«

rineS bereits errichteten Testaments in einen Vertrag , oder die

bei einer gegenseitigen Erbettln sc tzung erklärte Absdt, baß sie

unwibcc?uflich sevv soll , die einen Erbv?-rtrag begründet , auch

wenn sie die Form eines Testaments hat. v. Büloiv «. Ha«

gemann Erörtcr. B- 4. Nr. ,9. Aber eine andere Frage Ist,

ob diese Absicht vcrmuthet werden könne ; s. unten §, z4S.

Vergl. Ltr^cK ge succ. sb inte5t. Ois5. 8. Osp. g.

0 S- unten das siebente Kapitel.
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S- 342.

z. WKrkung dieser Verträge «).

Die. Regeln des älteren Rechts über die dem Wer«

tragserben zusiehenden Rechte, beruhten auf dem Princip,

daß jener durch die Aufnahme in baö Gesammteigenthum

(S.340.) die Rechte des nächsigesippten Erben erhalte ö);

seitdem aber die Erbfolge überhaupt als successi« uoi-

vers^Iis behandelt wird, müssen sie zugleich auS der Na

tur der letzteren beurtheilt werden. I. Sofern eine ein,

zelne Sache der Gegenstand des Vertrags ist, über

trägt er auch noch jetzt ein sofort würksames Recht

an diefer selbst, kraft dessen der Vertragserbe das Ei-

genthum mit dem Tode des Erblassers erwirbt und sie

daher von jedem Dritten vindiciren kann c); für Schul«

den haftet ein solcher Wcrtragserbe nur , sofern sie vor

dem Erbvertrage contrahirt sind und das übrige Vermö-

«) S- besonders Kreit», alr zum Luv. «v. g. a. O. Nr. 6.

und Paetz g. «. O. §. 7 u. f.

I.. I.«.igl>K. I.ib. «. ?it. >5. Osp. ». Bergl. Rech tsgesch.

z. 4Z5. Note g.

«) LtrvoK cks «ucc. int. Oisz. g. Osz>. 7. g. z«. z,. 4g.

Kreitmair a. a. O lit. s. u. L. Se valors et eSZ.

caci» p^Otornm eeu «tstutorum t'smilisrum illustriui» —

intuitu tertii — <Ziezs. ,792. §. IS. Daß wir diesen Grund

satz ohne die Form der llkbttrragllNg des Gcsammtcigklltdums an,

runden, hat wol)! kein Vcbcoken , s. Paey gg. O- Z- 7.

. Slllcln mo eine gerichtliche Handlung zur Erwerbung eines RechtS

an unbeweglichen Sachen gehört (Z. »7S ) , «uß jene gewiß

auch alS Bedingung einer solchen Wirksamkeit eines ErdvertragS

betrachtet werden. Vergl- s^chs. Decis. von 1746. Nr. iz.

Preuv- Lande. Tb. ». Tit. q. §. «4.
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gen nicht hinreicht,/). II. Verträge, welche den ganzen

Nachlaß oder einen quoten Theil desselben einem Andern

zusichern, ihrer Natur nach aber keineswegs ein gegen,

seitiges Erbrecht voraussetzen , verschaffen zwar ein u n-

widerrnfliches und in sofern ebenfalls sogleich würk-

sanies Recht auf jenen Gegenstand, beschränken aber,

selbst in Rücksicht der unbeweglichen Sachen, heutzutage

den Besitzer in der Veräußerung unter Lebendigen e)

nicht, wenn deren Unveräußerlichkeit nicht zugleich beson,

ders festgesetzt ist /). Durch diesen Grundsatz wird

zwar der Widerspruch des Vertragserben gegen Veräuße

rungen dieser Art, wenn sie in der Absicht sein Recht

zu vereiteln unternommen werden, so wie auch seine Be-

fugniß allenfalls auf Prodigalitätserklärung anzutragen

nicht ausgeschlossen, und jener kann nach den Umständen

Verbot der Veräußerung oder Revokation derselben nach

der Erwerbung ber Erbschaft zur Folge haben ü). Durch

ck) Borger oecov. jur. I.ib. >. ?it. z. I'li. ?. O. Harp>

z>r seilt «Is ilckeicoullius!« couveutLonsll (Uisz. Vol. s.).

e) Wchl ab« in jeder Verfügung auf den Todesfall. Paetz §.

Silchs- Sccts. g. «. H. Preuß. kaodr. Tb- >- Tit.

Z. 6^7- Da« Recht ) bis auf ein Zwanzlgldcil des Nachlasse«

VcriNilchtnIssc zu errichten , welches HI« §. 6zg. dem Erblasser

gestattet wird, kaiin nur al< eioe Abweichung von dcr Natur dc<

Erbvcrtrggs betrachtet, u«!> noch viel wcntger die Analogie der

. Tcgaiucntterbea ln Hinsicht der LZermckchdiisse hieb» gezogen

werden.

/) Sckchs. Sccis. a. a. O. Preuß. Landr. a- «. O- §. 6Z4.

Pietz §. ,z.

s) Preuß. kandr. a. a. O> Z 626.

K) Paetz a. g. O- §. ^ — iS. DsS alte deutsche Recht wußte
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den Tod deS Erblassers wird das Erbrecht deS VertragZ-

erben nicht erst erworben, sondern nur unbedingt;

es wird daher , wenn der letztere jenen rur erleb: hat,

stets auch auf dessen Erben transmittirt i). Hingegen

hängt eS von der Absicht der Contrahenten ab, ob

nach dem Tode des zunächst zur Erbschaft berufenen

vor dem Erblasser, die Erben des ersteren an dessen

' Stelle treten i) ; bei manchen Arten von Erberträgen

liegt dieö indessen schon in deren Natur. Der Bertrags

erbe, wenn er sich der Erbschaft nicht enthält, ist übri

gens als «uccsttor univerisU» zu behandeln und hat alle

petitorische und possessorische Rechtsmittel, welche diesem

zustehen i).

§. 34S.

F 4- Aushebung eines Erbvertrags.

Außer der Aufhebung eines ErbvertragS durch Ein

willigung beider Theile und durch eine ia iotsAriun rs-

etitutio , die hier nach den allgemeinen Regeln zu beur-

theilen ist, zählen Einige auch das Recht, wegen Un,

dankbarkeit, aus Gründen, welche bei der Schenkung

nicht« von dm Schmlerlgketten , welche die Anwendung dieser

Grundsätze ( freilich auch bei der äoosU« 'nokkicioza ) hat , da

die Rechte dcö Erben nach jenem sobald Vicht von der Versüße,

ruug beweglicher Sachen die Rede war, sehr genau bestimmt

waren.

,) Kreitmatr zum O«ck. gsv. xiv. ?h. z. Ca». R. ». Nr. ^4-

Sap. »i a. a- O. Psey a. «. 0- S- 9-

K) ». Bülow und Hagemavn Erörtex. B. 4- Nr. ?>. <mo sich

<uich die volWndig« Littcratur über dies« begrittene Frage findet).

Y Kreitmoir a. o. O Cap. i>. Nr. 6. Strock äs »ucc.

«K. iiit. vi«, g. Osp. §. 5Z u. f. Ii«z»er !Z>. 4Z. meck, g.
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dazu berechtigen, und wegen nachgeborener Kinder ihn

aufzurufen , zu den allgemeinen Aufhebungsgründen «).

Das erstere laßt sich bei einseitigen Erbverträgen vielleicht

vertheidigen , für das letztere hingegen giebt es keinen

Grund ö). . . .

§. 344.

S- Einzelne Arten-

, I. Erbverbrüderung «*).

Die besonders bei dem hohen Adel porkommenden

Erbverbrüberungen (psots cookrateruitstü) setze» verschie

dene Geschlechter in Hinsicht des Erbrechts in das Ver

hältnis), welches unter Nachkommen eines gemeinschaftli

chen Stammvaters statt findet ; die im Mittelalter sehr

gewöhnlichen Erbeinigungen ö^) , welche sich auch

auf jedes andere Rechtsverhältnis beziehe» können, haben

zu ihrer Eingehung häusig Veranlassung gegeben c)

«) Vcrgl. Krcitmair a. c>. O. Z. 1. Nr. 7.

t) S- jedoch unten §. Z45.

a«) L^r^vK cks suco. «K int. Oi«5. g. Osp. 7. I. ?. Ltreit

cle paodn conkrstervitsti». Lrk. 171g. 4. >V. ^. Kucklolk

6e psclj« su«ve55«rüs illustriui» — «pecistiin — contrater»

niwri5. Lüi,io«. 177«. 4. Moser Famllicnstaatörecht. Th. >.

S. 969. ?. Heselberg prol. cl« zisotis con5rsteruitstii.

«Ott. ,787. 4. Paetz a. ». O. §. s« u. s.

i'') O. liinck es« unionious Kersckitsrüz. I.ixz. 1735. 4.

e) Ucbcr die Gaucrbschasteü und Burgiiiaiioschafteo', dle

bei Gelegenheit der Erbverbrüderungeo erwähnt zu werden pstc,

gen , die aber mehr zur kehre vom Gcsammtelgeothuin gehören,

vcrgl. oben §. 167. Note ». Und Ltr^v^ succ. sd int. vi»,

g. L»v. g. Egor kleine Schrift. St. 6. E. 567. St- 7. C-

S9I u- s- St. g. S- SgS u- f. St.,"- S- 599-
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DaS durch Erbverbrüberung festgesetzte Erbrecht, ist sei

ner Natur nach gegenseitig und auf die Nachkommen der

Contrahenten ausgedehnt, und beschrankt gewöhnlich die

Veräußerlichkeit der Güter, welche es zum Gegenstand

hat. Ueber die Ordnung , nach welcher Erbverbrüderte

nach dem Abgang deö erbverbrüderten Geschlechts zur

Succc>fion berufen werden, entscheidet rneistenö nicht der

Abstand von dem fingirten Stammvater, wie es sonst

die Natur der Erbfolge mit sich bringen würde, sondern

die Hauöversassung oder der Bertrag selbst.

§. 34S.

II. Erbvettrckge uatcr Eheleute» «).

Ehesiiftungen , in welchen sich Eheleute ein Erbrecht

zusichern , gehören zu den ältesten Erbverträgen , durch

welche ohne die Form einer Aufnahme in daö Gesammt-

eigenthum zu beobachten , eine eucce,«« uvivsr,sU8 be

gründet wurde ö). Aus Anhänglichkeit « i das römische

Recht wurden sie eine Zeitlang in einzelnen Statuten als

letzte Willensordnungen behandelt c) , und dadurch ent

stand , als richtigere Ansichten über die Bedeutung der

Crbveitrage überhaupt verbreitet wurde» , die Theorie,

«) LtrzcK cke 5UOC. ad iiit. Oiss, 8. O»?. S- L. 5. Willen»

dei-g öe psctis snt,ei>u^>iilllikli3. LviZsn. 1717. 4. ^. I^>.

HyindergK öe origins sic^us inüols ckiztiiiclioiii« ziscto»

ruin gotalimn in sin>z>Iil,ia et mixta eoruul^us reck» inter-

prvtcitione. ^lard. »749. 4. '>

i) S- Rcchtögcsch. §. «>- 4SS-

e) Wcrgl. Rcchtögcsch. §. «5- Notc ». Frankfurt. Reform.

Th. 5- Tit. ». §. 4- s- Selm fische k. O. Th. «. Tit. ,g.

S 6. 7.
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daß gegenseitige Verfügungen über die Erdfolge , beson

ders unter Ehegatten, auch nach Art eines letzten Wil

lens eingegangen werden könnten (r>a«ä <lc,taUä Mxtu),

dann aber widerruflich seyen und auch die Form cineS

Testaments oder einer äormii« mortis causa haben müß

ten Indessen kann 1. nicht bezweifelt werden, daß

auch da, wo die Gesetze den in Eheverträgen enthaltenen

Verabredungen über die Erbfolge die Eigenschaft einer

widerruflichen letzten Willensvrdnung beilegen, dieses die

Würksamkeit der erklarten Absicht der Contrahenten einen

wahren Erbvertrag (paom üotstiä ,irnr>Ucüs) einzugehen

doch nicht hindern könne e) , wofern nur einem solchen

die verbindende Kraft nicht ausdrücklich entzogen ist /).

Auf der anderen Seite kann 2., wo dergleichen Gesetze

fehlen, dennoch die Zul.Wgkeit eines solchen nach den

Siegeln der letzten Willensordnungen eingerichteten Ge

schäfts nicht bestritten werden ; noch vielmehr ist daher

selbst gegenseitige Testamente der Eheleute schlechthin als

Erbvertrage zu behandeln, wofern nicht ausdrücklich das

Gegenthcil festgesetzt sey g), schwerlich ein hinreichender

Grund vorhanden, sondern nur die .Absicht der Contra

henten muß über die wahre Bedeutung aller solcher Ge,

ck) Dieser Theorie folgt z. B- die an hol tische Landes, u- Proccß-

Ocdo. Tit. z6. Vergl. Strock a. a. O. §. z. Krcitmair

zmn Ooä. Luv. oiv. Tt> z- Cap. j. i. ??r. 5.

«) S trüben rech«. Beb- Th. ». Nr- 6z.

/) Z.B. Frankfurt. Rcform. a. a- O- Wergl- Oxths Anmerk.

»te Forts. S- >S. >

g) v. Vülvm u- Hagcman« Erörtcr. Tb- 4- Nr. ,9.



«02 Th. 2. B. 5. Erbrecht.

schafte entscheiden K). Bei Ehestiftungen unter Eheleu

ten ist eS auch als stillschweigende Bedingung zu

betrachten , daß sie für den F^ll einer zur Zeit der Tren

nung kinderlosen Ehe eingegangen sind ("Kinderzeugc?

bricht Ehestiftung") i) , und die Ehescheidung hebt ihre

Würtingen gleichfalls auf K). — - Der Inhalt der Ehe

stiftungen (Chezärter, Heirathönotul), welcher sich nicht

auf die Erbfolge bezieht, wird übrigens nach römischem

Recht beurtheilr ; auch gehören jene oft zu de» Geschäf

ten, welche besonders bei den unteren Ständen gerichtliche

Bestätigung erfordern

§. 346.

III. Eliikindschast «).

Die Vorschrift vieler Statuten, baß ein überleben

der Ehegatte den . mit seinen Kindern fortgesetzten Beisitz

in allen Gütern (S. 29ö.) bei Eingehung einer zweiten

K) Qs^ser sv. 4z. mecl. 7. 5zi. 44. »sä. 1. «p. zog. «p. gzg.

i) Strock a. S. O- Z- 4«. Tttgl- ^. ?. Li«snK«rt cks xsctis

ä«Ui1ibu5 «K «upervsnieuiism liberoruiu Kamt tolleocti«

(OpltSO. uro 14,.).

IK) <Zsx. 4. X. äo Sonst, inter V. et 17. (4, »«.). Andere !be,

schrckakeu dies bloß auf den schuv.^cu Tbeil. S lr v ck «. a. 0>

s- 44- 45.

l) l.ez«sr «v. zio.

a) Ltr^vK äs suco. int. vi«, g. Osp. 6. ?ukenZork

Obs. jur, univ. 1. Od«, «oa. I'oi». z. OK«, il4.-r«m.

4. Obs. ,91. W. G. Tasinger übcr die kehre von der Ein«

kivdschast. Nürnb. ,735. g. Sanz Commentar zu Runde. Tb. 8.

S- 'Z? u. f. C- L. Hertel übcr die Einkindschast — mit Rück,

ficht aus die BcKimmuugcn des pecuß. Landr. GieHen »Li» »>
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Ehe aufheben und abtheilen müsse, welche bei verschiebe,

nen Arten der ehelichen Güterverhältnisse vorkommt, hat

Veranlassung gegeben, daß man die Fortdauer deö

bisherigen Güterverhältnisses in einer zwei»

ten Ehe vcrtragsweise möglich zn machen gesucht

hat ö). Dadurch ist eine besondere Art der Erbverträge

üblich geworden , welche unter dem Name» der Ein«

kindschaft (unio pioliura) begriffen werden, deren

Natur aber theilS durch die jedesmalige Beschaffenheit

der ehelichen Güterverhältnisse, theilS durch be,

sondere Gesetze c) verschiedenartig bestimmt wird, welche

über die ÄZürkung solcher Verträge nicht immer nach dem

Herkommen, sondern oft nach einer willkührlich aufgefaß,

ten Ansicht von ihrer Bedeutung, allgemeine Regeln auf»

gestellt haben ; das leitend« Princip ist hierbei besonders

i) Vergl. Rcchtsgescv §. z?°- «. S. z. 57«. S. z. B- die bei

Danz a. g. O. S- 17s. krccrplrte Stelle der fränkischen Landet,

gebrauche von >5Z6 ; auf eben diesem Grunde beruht auch die

durch die bambcrglschen Gewohnheiten eingcsührte Regel, daß die

Gütergciiiclnschast und Vereinkindschastung stillschweigend ent»

stehe, wenn die AuscinandmVtzung vor ckvgegaogencr zweiter

Ehe nicht erfolgt ist- S. Danz a. a. O. S- ^z.

e) Einige der wichtigsten sind : Main zische Untergcrichtsordst. von

15Z4. (bei ^Kr. Lsur kssciculi^s «räinis juclic:i»rii. br«n<of,

izgg. kol. x. 14,). MailiZ. kandr. von 1755- Tit. s. Wür»

temberg. kandr. Th-s- Tir.g. Pscklz. Lgndr. Th«. T>t.,s

Solnisische L. O- Th. ». Tit. Fccknkischc kandger. O-

Th. z- Tit. >og u- f. Frankfurt. Reform. Th. z Tit. 10

Bamberg, k. R- Th, 2. «ap. >. Vergl. G- M. Webers

Grundsätze des bomb- Londr. Td- >. Arth. «. S- »y u. f. Lan-

dcöordniing der Qberpsalz. Th >- Tir.26. vcrgl. .Äreitmalr

zum 6«c>. L»v. °iv. Td- >- Cao. s- >« Preuß. Landr.

Th. Tie- «- §- 717 ^ 75:.
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gewesen , daß die Einkinbschaft der Adoption analog

sey a). I. DaS Wesen der Einkindschaft besteht im All

gemeinen darin , daß Stiefkinder zu den Stiefeltern in

Beziehung auf das Güterverhältniß unter den Eltern

selbst und in Beziehung auf die Erbfolge, Vertrags,

weise in das rechtliche Verhältnis; eigener Kinder gefetzt

werden e). Der Vertrag muß in der Regel ausdrücklich

und unter gerichtlicher Bestätigung/) geschlossen werden

und setzt die Einwilligung der Eltern und der Kinder

oder ihrer Vormünder voraus; doch genügt zuweilen

die Einwilligung der ersteren unter Zuziehung der näch

sten Freunde s). Der gerichtlichen Bestätigung muß eine

Untersuchung vorausgehe» , ob die Rechte der Kinder

durch die beabsichtigte Veränderung ihres Verhältnisses

nicht beeinträchtigt werden, wobei dann jene Machst von

den bestehenden ehelichen Güterverhältnissen und dem An«

spruch der Kinder auf den Pflichtteil abhängen K).

Die der Absicht des Vertrags auf Gleichstellung der Vor

kinder und Nachkinder bei Becrbung der Eltern entgegen

stehenden Hindernisse, welche auS der Ungleichheit deS

Vermögens oder den bereits erworbenen Rechte« der

ck) «Sil prsot. Obs. Lib. II. Obs. 125.

e) Vergl. Osot Commcntar. Tb- 8. S. '9Z u. 5 ?uksuSorL

l'om. I. Obs. SL0. §. 45. 44'

/) S- jedoch G. L. Böhmer RcchtSs. B- >- Nr. 7«.

5) I>iikenSork 1'om. 1. Obs. 20«. §. »5 — -7. D«NZ g. «.

O. S. »03. WciShaar würtemb. Pcivatr. Z. ?9g- Solms,

l?. O- a. 0. O. §. z.

K) Ltr) vk silcc. »b int. g. g. H. §. >o. ?us«ni!kirk g.

a. O. §. >o — 15. Vcrgl. solmf. L. O. a> «. O. S- 4 ^ s-

Weishggr wüttcmh. Pclvütr. §. 8°°.
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Kinder entspringen, können durch einen für die Kinder

erster ober zweiter Ehe bedungenen "Voraus" gehoben

werden, oder die einem Ehegatten gegen die Regeln eines

Erbvertrags vorbehalten, freie Disposition über einen

Theil deö Vermögens (Reservat) rechtfertigen i). II.

Die Würkung deö Geschäfts äußert sich allgemein

darin, daß die Verwaltung alles Vermögens, welches

in die zweite Ehe gebracht wird , nach den Bestimmun

gen deZ Vertrags und den Regeln der bestehenden eheli«

chen Güterverhältnisse in die Verwaltung dcS Ehemanns

übergeht , und wenn jene durch Tod getrennt' wird,

die Beerbung des verstorbenen Ehegatten und die Rechte

des überlebenden sich nach den Bestimmungen richten,

welche in einem solchen Fall für rechte Eltern und Kin-

der gelten /). III. Dagegen giebt es keine durchgreifende

») I- M- Schrie i dt Gedanken über die Bestimmung des Voraus

bei Einkindschasteo. Würzb. 1789. S»

Saß durch die Elnklndschoft immer eine Art von Gütergemckr»

schuft entstehe , ig eigentlich mir in soften richtig , als sich kaum

eine Veranlassung zur Eingehung der Elnklndschast denken IM,

wenn die Gütergemeinschaft nicht gesetzlich Ig oder vertragsmäßig

begründet werden soll. Vexol- Pufend«f a- a- O. §. >> — >K

Stryck a. a. O. §. 16. ,7. Weishaar a. «. 0- §. L°z.

L«4- — Mit dem durch den Vertrag begründeten VermaltungS«

recht muß aber die Entstehung der väterlichen Gewalt nicht vcr«

wechselt werden , für die es keinen Grund giebt , wlcwobl viele

Schriftsteller und Gesetze six dem durch Elnklndschast verbundenen

Ehegatten beilegen- Die Ursache erhellt aus Not.- 6. Vcrgl.

Runde d- Private. §. 676. Auch ist von der väterlichen Ge«

walt noch der elterliche Nießbrauch zu unterscheiden. S- j- B

fränk- L. G- O. Tit. "S- §. s- Solms- k- O- Z. 'Z-

y Strock Z. ,g. ?uke»Sork g. 2z.
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Regel über die Fragen : 1. ob die Kinder auch von den

Eltern oder Geschwistern beerbt werden, die ihnen nur

durch Einkindschaft verbunden sind m), wiewohl, sofern

noch kein Vermögen auf die Kinder vererbt ist, der Ab«

gang eines derselben jerien immer mittelbar Vortheilhaft

wird »); 2. ob die Kinder von den Eltern enterbt wer

den können , welches jedoch im Zweifel wohl verneint

werde!: muß o) ; 3. ob mit dem Tode eines Ehegatten

alle Wirkungen der Cinkindschaft in dem VerlMniß zu

dem überlebenden aufhören, und sofort eine Reallheilung

vorgenommen werden muß x). IV. Wo jedoch diese statt

m) Die bejahende Meinung ist w Rücksicht des Erbrechts der Elterd

bei dcu clltcreu Schriftstellern die gemeine, s. Strock, z. 19.

«?ukencior5 §. 2Z. und wird auch durch viele EinkindschastS«

Ordnungen bestätigt. Die Regel kann indessen doch wohl nur

auö den Würkungcn der Gütergemeinschaft gerechtfertigt werde«,

und M sich also in Ermangelung gesetzlicher Bcstimwurig nicht

auf Güter ausdehnen, welche nicht in der Wcrc sind, oder deecu

Cigentdum den Kindern vorbehalten ist , welche« besonders bei

ausgesteuerten. Kindern und beim Voraus wichtig wird. S-

Oanz Csmmeotar. G- »26 u. f. Zu weit gcht wohl auf de,

anderen Seile Runde deutsch. Private. §. 676. — In Rück«

ficht der vereinigten Kinder ist die gemeine Mi^inung gegen ihr

Erbrecht (LtrzoK «. »g. ^. LcKott an lideri uniti

muNis inter se succo«ione liersäitartu ut^ntur. I^ips. 177s.

4 ) obwohl hie und dg auch dieses gesetzlich ist. S. Pufeodors

o. a- O- Z. 52 — 5S.

») Dies ist wohl eine voib. wendige Folge der GütergemeKischaft,

kann ab» nicht weiter ausgedehnt werden, als sich deren Folge»

erstrecke«. Vcrgl. Weis haar §. SoS,

0) <z. s. Rreuning an unio vrolium «Zimst jus tesd^»4> p^.

viscenliku, ? llo,. 177t. 4. ?nr<:n6ort a a O» 8-48 — S«.

x) kufsnüork Ob«. 1'cnn. g. «0^ i>4."g. 4.
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findet, erlöschen die Würtingen der Cinkindschaft nach

geschehener Theilung immer; hingegen müssen sie bis zu

dieser fortdauern, wenn eine fortgesetzte Gütergemein?

schafr oder der Beisstz bei der particularen Platz greift.

Außerdem wird jener ihre Kraft entzogen t. durch ge

genseitige Einwilligung; 2. wenn sie in Beziehung auf

die in zweiter Che zu erzeugenden Kinder eingegangen ist,

diese aber kinderlos bleibt 3. durch richterlichen

Ausspruch wegen einer Verletzung der Kinder durch die

Bedingungen des EinkindschaftsvertragS Die beson«

dere Beschaffenheit der ehelichen Güterverhaltnisse kann

aber auch noch andere Aufhebungsarteu begründen.

§. 347.

L. Revuvciative Erbvektlilge »).

Die Natur einer vertragsweise geschehenen Berzicht-

leistung auf die künftig anfallende Erbfolge ergabt sich

V) b. h. wenn die Elnkiodschast "gefallen" A Vergl. Weis,

haar a. o. Q. S 8>o. Franks. Ref. a- o. O. §. >8- Solms.

L> O- § >6> v. Balsm u. Hagemann Erört». B-4> Nr ?».

S> jedoch ?ukenäork l^oin. Od,. §. ««. Wegpl)al

deutsch. Prlvatr. Td- «- At>h. 4L- Z. 4>

S- oben Note K. Vttgl. U. Lreuui«g e» pro»

Ii ui» tanzusm inokkieiozs rSscinckenä». l.ir<«. »77z. ^.

») LtrzoK 6e sU«. sd !vt. Dis5. g. k)sp. 10. L. bellen»

dein cke renuncistions zuoeezsioauin. ^ud. >6c>6. <z u> gst>

in 8> I. v. 6s Orsiner 60 psctc, Kere6> renuncistiv«

Mise nokili«. IVIsrd. 17Z1. 16. 6e pacta — Kere6it»ti« re»

servativo. ib. 17Z4. tt. LencKenberg ins6it»t> e«

univ. jure et Iiist> p. 406,

S2
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aus der Theorie von den Entsagungen ö) und den Erb-

Verträgen im Allgemeinen; die Notwendigkeit einer cid«

lichen Entsagung, die von den älteren Juristen behauptet

wurde, um die Gültigkeit derselben gegen das römische

Recht auf die Regeln des canonischen Rechts c) stütze»

zu können «?), kann heutzutage nicht mehr als gemein

rechtlich betrachtet werden e). Manches Eigenthümliche

haben aber die Verzichtleisiungen adelicher Töchter znm

Vortheil ihrer Brüder, die seit dem 13ten Jahrhundert

gebraucht worden find, um die Grundsatze des alteren

deutschen Rechts über die Vorzüge deö MannöstammeS

(§. 32S. 331.) gegen Ansprüche auf gleiches Successions«

recht der erfteren mit den Söhnen, welche aus dem römi

schen Recht hergeleitet wurden, in ihrer Anwendung zu

sichern /), und nach Entstehung der Familiensideicom-

misse auf beu ganzen Mannsstamm ausgedehnt wurden.

I. Da den Töchtern an den Gütern, auf welche sie zum

t) Irseistu« pr»eoivui us renuncistionibu, , cur» 5. LcKil.

teri. Ltrssb. ,7«,. ^ s Voll. 4.

«) Osp. 2. äa zzscti« i» VItlx

«Y L»tm. ?i,t«ri3 <Zu»«e. zur. lib. 4. lZu. ,. I^ezxIsr

«0. 45. meS. 1. Vexgl. Rechtsgesch. §454- Note «.

») ?. ZvKilter ezcerc. sä ?s»S. Lx. g. Z. 40. Struben

Ncienst. Tb> 5- S- S»- 7«. Dess. rechtl. Beb- Th. s. Nr. 5«.

Z?, ö. Qsrckes äs vsliäitste psotorum suveess. etisin jurs-

invnto nou eo»Krmstor. (Zr^pK. >7»g. 4. UeKenstrejt

f) Recht«gesch. §- 4S4> 64«- 64>- ^. 0. 6e Lo.tel Ss

origi»« renunvistionum Klisruin illustrium ex Siolamsii»

du, sevi eruts. (Ziess. , 76S. 4. P ü t t e r juriff. Encv'

rlvpckvk,. Zug. «. F. A. v. Neurath von d« Regrcdicnterb,

schalt und den dabei vorkommend«» Rechtsfrage«. Gieß. ,»«7. g.
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Besten ihrer Brüder verzichteten, kein SuccesswnSrecht

zustand, wenn diese nicht ohne De sc ende nz verstar«

den, so war in Hinsicht jener jeder Vorbehalt unwürk«

sam, den sie einer Renunciation hinzufügten, wenn ihre

Brüder mit Hinterlassung männlicher Descendenz verstar«

den, falls ihnen nicht durch ein besonderes pactum «uo

c.es,«iiuin <U,pokiUvulli eiü Erbrecht im Fall deS Ab«

gangs der letzteren eingeräumt wurde; die Möglichkeit

einer solchen Verfügung siel aber weg, wo Hausgesetze

bereits dem Mannsstamm durch Erbvertrag die Suc-

cession versicherten. Ein Vorbehalt, kam jedoch in Rück

sicht solcher Güter vor, welche die Töchter, wen» sie nicht

Verzicht geleistet hätten, mit andern geerbt haben wür,

den, und in einem Falle dieser Art konnte« sie sich selbst

eine» Rückfall durch Erbvertrag auöbediugen s). II.

Die Würkung der Erbverzichte adelicher Töchter im

neueren Recht, hängt daher von der Befchaffenheit der

Güter ab, auf welche sie Verzicht leisten. 1. War eine'

Tochter bereits zu der Zeit, wo sie diesen ausstellte, bis

zum Abgang des Mannsstammes durch die LehenS» oder

Stcknmgutseigenschaft derselben von der Succession aus«

geschlössen, welches beim hohen Adel schon auS dem Fa-

milienherkommen oder Familiengesetzeu , nach welchen die

Töchter zur Verzichtleistung verbunden sind, erKellen

kann /ö), ist möglicherweise kein anderer Vorbehalt

rechtlich würksam, als der des SuccessionSrechtS

für ^>en Fall des Abgangs deS Mannsstammes, d. h.

,) Vergl. Rechtsgesch. j. «4-

K) Ltr^rK ck» 5UV«. int. vi«, g. Osp. ,o. §. ,z. Ucbtt den

Gebrauch der Vcrzichtleiöungeu b«<» »Kder» «Kl s. vvtr» Tax. 7.

52»
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"auf den ledigen Anfall i); Töchter, welche diesen

Verzicht nicht geleistet haben, genießen bei einem solchen

Verhältnis kein größeres Recht, als solche, welchen keine

Entsagung im Wege steht K). 2. Können hingegen Töch

ter von Gütern, auf deren Anfall sie Verzicht leisten

sollen, ohne ihre Zustimmung nicht ausgeschlossen werden,

so kann einem freiwilligen Verzicht dieser Art frei:

lich durch ein pactum succe55oriukn äispositävuva der Vor

behalt eines Rückfalls beigefügt werden. Da aber 3.

ohne ein solches die gemeine Successionöordnung nicht

verändert wird , die nach dem Abgang des Mannsstam

mes die dem nächsten Besitzer am nächsten verwandte

Tochter (Erbtochter) oder deren Nachkommen trifft, so

ist jeder Rückfall sn eine Tochter, welche früher Ver

zicht geleistet hat, oder deren Nachkommen (Regrcdient-

erbschaft), eine besonders zu begründende Ausnahme von

der Regel i). III. Der Unterschied zwischen freiwilliger

und nothwendiger Verzichtleisiung ergiebt, daß nur bei

der ersieren die Zuziehung eines Vormundes und ein Se>

cretum S« slieosnü« nothwttldig feyn kann m).

H I. IS. OaKni 6e natura renuiiciätionis hlö «is den ledigen

Anfall. Mainz 1746. I. Lt. puetter 6« jure feininiii-um

s,ä«virsngi Sil jZcloicoinm. kam. hinter dcss. ju« priV. jirinc.

ZK) ?uetter jus xriv. princ. §. z«.

/) Wttgl. ^> ^Veüvliinu 6e vanitats jurii rvgreclienäi

läterslium. IVlsrd. 1767. 4. Moser FamIlicnl1ck.itSrecht. S.

91^ u. f. I. St. Pütter Rechttsckllc. B. ,. Tl> z. S. 8,7.

B. 2. Zh. 1. S. l- Th. 5. S- 8". B z. Th> 4- S> '«55.

'S- L. Bibmcr Rcchtsf. T s. Nr. 16z.

m) S> jcdvch Ltr^rK cke 5u«k:. ab int. g> g. O» Z. 44 U. f.
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Viertes Kapitel.'

Testamente,

st. 34S.

Anwendbarkeit bcs römischen Rechts und Abweichungen des deutschen.

Letzte WillenSordnungen mit wahrer Srbeseinsetzunga)

sind ein römisches Institut, das erst mit dem römischen

Recht in Deutschland eingeführt worden ist b) und durch»

aus auf dessen Regeln beruht. Doch verdienen einzelne

Abweichungen deS deutschen Rechts ausgezeichnet zu wer«

den, weil sie entweder auf Grundsätzen des ursprünglich

gemeinen Rechts beruhen, ober durch die Wichtigkeit der

Particularrechte, welchen sie angehören, eine besondere

Bedeutung erhalten. I. Die Fähigkeit ein Testament

zu errichten ist t. auch im neueren Recht hie und da

durch den alten Grundsatz c) beschränkt, daß überhaupt

Veräußerungen auf dem Siechbette für nichtig gehalten

wurden 6) , wiewohl er jetzt meistens nur auf Schenkun«

o) Die früher üblichen Verfügungen aus den Todessall sind nirwe«

der eine >ct Schenkung von Todeswegeo , oder menigstcos bloße

Vermächtnisse; verst. Rechts gesch. Z. 374. Ueinecciu,

elvoi. j»r. «ern>. I.. ». j. »LL- Die Benennung Testament

(s. ebevdas. Note b. das lüb: Recht, Art- >6,,) d«s dai^dcr nlHt

irre führen. Sicher gehört auch das Testament von i»7S bei

Gildemeister Beiträge. Th. >. S- 2,z.

K) S- Rechtsgcsch. §. 455- '

e) Sckchs- Landr. B- >. Art. 52- Schwitb. Lande. Art- Z84.

,<) I. O. Hvii>e<:ciu5 öe ie5tarn?ntif»ctions jUr« Lermsn.

»rcN5 Iimiti1»i5 z>s5ziin circuniscript«. 17Z6. ^s. I.

Kein e c ciu« Oe^msvi» 5,icces5ioni, t»5t»ment. ^uoirckvm
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gen unter Lebenden bezogen wird e). 2. Das kubische

Recht entzieht den Weibern mit wenigen Ausnahmen

überhaupt die Fähigkeit ein Testament zu ma^en /). II.

In der Form der Testamente haben die particularen

Rechte manche willkührliche Abweichungen vom römischen

Recht, durch welche die Anzahl der xrivilegirten Pri-

vattestamente vergrößert wird; auch bestimmen sie häu

fig die Form der öffentlichen, neben welchen in der Re

gel die römischen feierlichen Privattestamente bestehen K);

das preußische Landrecht kennt jedoch außer den gericht

lichen (und dem Landesherr« Übergebeven) Testamenten

nur privilegirte Privattestamente K). III. Bei dem In

halt der Testamente, werden manche Bestimmungen des

römischen Rechts l) dadurch unanwendbar, daß der Erb-

jßosrs , sn Kockieyue ei msgis isvest. VZtvb. 1740. 4.

Oftfrtcs. kgndr. B. s. C«p. 17». >S7- 2I>. Cöln. Stabtr.

Tit. von Testamenten.

«) Lüb- Recht- B- i. Tit. >o. Art. z. vergl. mit B »- Tit. >.

Art- 4. 7. Ueber das frühere Recht vergl. I. L. s. l^incke».

berk? Oomm. sck juris I^ubec?. 1°it. 6e testsmevti« et leZs.

tie. Sott. ,305, 4. ,z. »ot. «. Hie uvd da ig der Grund,

sgtz des deutschen Rechts ausdrücklich aufgehodell. Solms. Lan,

dcserd. Th, ». Tit. 25, S- Z-

^) F. U. LoeKmsr 6s procksntis jur. Lubev. in msteris t».

iwmentar. (exercit. ack ?»ncl. ?am. g). I^incksubsrA

«. a. O. §- 4 " 7-

F) lieber das lüb- Recht s. Liodenberg. g. g. O S- >o.

K) Tb- >- Tit. 1», S- 66 — »07. Oas dsterreich. Geseyb- hin«

gegen Hot die FöemLchkeltco der Privattegameiite öderhsupt vcr,

miodcrt, uud k,oot oetco dc«Meo ooch etujcltie xrivilegirtt und

guichtliche. «et- 577 ^6«,.

,°) l.. 7. v, ck» N. Z.
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lasser zuweilen nur über einen Theil seines Vermögens

durch letzten Willen zu verfügen berechtigt ist, »eil er

durch Erbverträge oder LehenS« und Stammgutseigen,

schaft der Güter gebunden ist K).

Fünftes Kapitel.

Lehepsfolge.

O- Mcukee von bcr Suttesslon In Lehen, und Stammgöter. St. ».

Lcloz. »7S>. S- W. A- F. Sanz Versuch einer historischen Snt,

Wickelung der gemeinrechtlichen Srbsolgeart in Lehen. Stuttg. »79Z-

». I. C. Maler deutsche Erbfolge (oben S- 767 )- Weber«

Lehevrechl. Th.z. S 'öS u-f. Th4. S.^ — 665—7.00.

S- 349.

Leitende Vrincipieo. , -

I. Im Falle der Erledigung beS LehenS durch den

Tod des Besitzers, oder einer Beendigung seines'

Rechts, welche dieser in ihren Würkungen gleich sieht

(§.226. 239. HI. 2S0. n. E.), geht jenes auf den

über, ver vermöge der Würkungen der Investitur (§.

206.) als Descendent des ersten Erwerbers, oder Kraft

eines besonderen xscti iovettituras dasselbe zu erwerben

ein Recht erlangt hat «). Hierin besteht die Lehensfolge

(»uvcessl« keucksUs), welche mithin in diesem Sinn («uev.

i) Das preuß. La« brecht hat sog« eine directe Aushebung de«

Grundsatzes , daß Testaments , und Intestaterbfolge nicht neb»

einander statt finden können. Tb> >. Tit. »»> L- 45. Eben so

bsterr. Gesegb. Art. 6Z4»

a) II. ?. II. §. ,. II. ?. ,7. xr. II. r. ZI. in Ln. Ueber die

Succcsswn aus einem inveiUtur,» I. ?. ,4. z.2. I.^r.
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keuS, orSivsris) sietS als eine Folge der Investitur zu

betrachten ist; jede Erwerbung des Lehens durch Testa-

ment oder Erbvertrag (succ. in kouüo extrsoräillsria) ge

hört hingegen überhaupt nicht zur Lehre von der LehenS-

folge, sondern ist nach den Regeln von den Veräußerun

gen (§. 22S. II, 1. g. 230.) zu beurtheilen. II. Das

Lehenfolgerecht, so fern es als eine Würkung der Inve

stitur zu betrachten ist, die überhaupt gewissen Personen

daö Recht giebt, durch Lehenösolge das Lehen zu erwer

ben b), und auch schon vor dem wirklichen Anfall des Le

vens Würknngen (§. 351.) hervorbringt (ju« «ucce.

SenZ!, in sdstrscw), läßt sich von der Befugniß unter

scheide^, das Lehen in einem bestimmten einzelnen Falle

zu erwerben, wo eS durch die Ordnung, nach welcher

dasselbe auf die überhaupt zur Succession Berechtigten

übergeht, als Grund der Erwerbung desselben c)

würksam wird, weil jene den Einzelnen trifft («rcko

«ucceäeoäj, joz lucceäeocll io concreto) «?). Diese

ö) I. ,4. g. i. Ll vsr« unu, e» Kii tilii« vel »opotibur »n«

c!s,ceiiiZenliI>us mu5OuIi»i «enus KereäiKuz inortuu« fuerit,

ziraeckieti krstres ve! nepotei pkr inve^titllrsm zistris et svi

Zn beneiieiiim ruccvguiit. «imilitOr jutelliZenckum est

i» r«n5o?zi^nis. Wergl. die Stcllcv Note »-

r) II. 1. §. 1. in Ln. 8cien<Ium ert keuilum neminem p««e

»,e^ui?ere — iiisi investitura »ut 5»cee5iioi>e. II. I?. i> z>r.

?er kuccezzjonein quozue sieut per investituriun beneL-

«ium sck »oz pertioet.

<i) Ueic, die Cntgebung de« Gebrauches dies« doctrincllen Uotcrschcü

dung , um die Sigenthümlichkeiten der LcbenSsolge deutlich zu

machen, s. I. F. Runde Veitrcise. <v ». Nr- >z. und W e»

der« kedenrecht. TP 1. S. s?? u. s. Die dagegen von A. F.

H. Posse <P:üsung de< Ulitcrschicdes zwischen Erdfoigerecht und
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Ordnung richtet sich nach den LehenSgesctzen (zucces««

5euäsli8 legitims), kann aber durch autonomische Dispo«

sitioncn der Lehenspcrsonen verändert werden (»ucceszio

keuäsU3 «vec,i«I!«). III. Die Lehensfolge wird zwar jetzt

gemeinrechtlich nach den Bestimmungen deö longobardi-

schen Lehenrechts beurtheilt; doch sind die abweichenden

Grundsatze des deutschen Rechts in vielen Theilen von

Deutschland noch würksam geblieben, und gründen ent

weder die Lehensfolge, wenigstens theilweife, auf ein ganz

anderes Princip als das gemeine Recht, ober modifici-

ren wenigstens das letztere auf eine eigenthümliche Weife

(S> 3ö7.). IV. Nach den Regeln von der LehenSfolge in

das Lehen selbst, richtet sich auch die Succession in das

eventuelle Recht am Lehen, welches die Eventualbeleh-

nung gewahrt (g. 218. Note g.); beim Eintritt der Be

dingung derselben aber, würkt dieser die Erwerbung des

Lehens selbst, die man in ihren Würkungen der LehenS

folge gleichstellen muß (§. 218. Note K.).

S- 3S0.

kchensolgerccht.

I. Personen , welchen e< zußcht.

Der Jnvesiiturvertrag 20L.) giebt nnr den lehens«

fvlgefähigen Descendenten des ersten Erwerbers und

solchen Personen, die in jenen ausdrücklich ««sgcnommen

lErbsolgeeednung. Roff. ». !cipz. ,796. und: Erbfolge in Lehen«

und Stcmimgürce ohne den Unterschied zwischen E. F. R. u.

F. O. cdcnd. »üoo. L) gemachten Eiiiwcnduiigeii, bciveisen olle«

dingS keineswegs . daß der linterschied ini Ävesi-n der lcbca,solge

nicht gegründet scy , rügen ober die Mische ^nvendung , die

zuweilen von deuiseldcn gemacht wordcn iji , r»!: gutem ^uade.
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sind, ein Recht auf LchenSfolge «). Ausgeschlossen von

dieser sind: 1. Ascendenten deö ersten Erwerbers ; es'

ist selbst, da der Sohn regelmäßig erst durch den Tod

des Bakers zur Succession gelangt, ein Grundsatz der

LehenSfolge geworden, dag der Bater als solcher über

haupt nie dem Sohn succedirt ö). Selbst wenn jener

daö Lehen auf diesen refutirt (§. 238. II.) hat, kann

dessen Rückfall nach dem Tode des letzteren auf den

Bater, nur durch einen besonderen Vertrag mit dem

Lehenöherrn begründet werden c). Auch leidet jene Re

gel nie eine wahre Ausnahme ei). L. Seitenverwandte

a) !. ?. «. I. r. '4. § ' I >9- z. l. ll. ?. ,,. §. n.

r. ,7. pr. II. ?. S7- pr. II. ?. s«.

i) II. ?. 5«. Luccessionis keucki tslls «5« v«tur», zuock »iveo.

<Zente5 non kucceäunt^ verki gratis pster Llio. LaK diese

Stelle auch von einem allen Leben spreche, ersieht nicht nur das

folgende (s. Schnaubcrt Cvmmentar S> S4> ), sondern auch

Ii. ?. S4- vergl. mit Ii. »4- und II. r. »6. t »lt. Ii. ?. 49.

«) N. ?. 84» Li zuis igitur KuKons Llium , ipsuin z>er öomi-

num i»ve«tirs lecorit, ni« oomiostir» euni äornino psrtuz

fuerit , (ut «i Lllus >Ieoe«erit sut« pstrem , c^uoä keuäuia

sä pstrern revortstur,) öicitur cleluucto «nte zistrem LIi«

^>«trein csrors beoeLvio et klomius »ozuiri beneLeiuiv.

ck) Der Fall eines ausdrücklichen Vertrags beim 5eu6o novo jur«

»ptiyui conce»50 , und dos leuälim Kereäitarium Z5Z )

ldnnen keine würkliche Ausnahme von einer Regel der Leben«»

folge genannt werden, die übrigen aber , weiche man ausza'blr

(s. LooKmsr prin«. jur. seug. z. 146 ), sind falsch, lieber

dm Fall des leuäi novi jur« iuiti^lü covce55i, ohne auSdrück«

lichcn Vertrag, s. Schnauder! Cvmm. S. 548. Webers

lchenr. Th. z. S- 565 u- f. Ucbcr den am meisten bestrittenen,

bei einem Weiderichen, wo sich die Eigenschaft eincS Ascendenten

mit der eines Seitktivcrwandtcn vereinigen kann, Weber a. «.
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des ersten Erwerbers, wenn baö Lehen nicht ein Kuckum

novurn jurs soti^ui coo«e«sum ist (§. 20ö.) e). Zur

Begründung der Ansprüche auf Succession für einen Sei

tenverwandten eines LehenbesitzerS gehört daher der Be

weis, daß das Lehen in Rücksicht seiner altväterliches

Lehen sey /), welchen auch der Besitz eines Theileö des

Lehens s) oder die Nachweisung , daß ein gemeinschaft

licher Slscendent damit belehnt worden K), ersetzt. Den

Gegenbeweis, daß ein altväterliches Lehen mit Zustim

mung der Lehensfolger in ein Neulehen verwandelt wor,

den i), kann freilich der Lehensherr jederzeit führen K),

aus der bloßen Berzichtleistung auf Succession zum Bor

theil anderer Folgeberechtigren kann er aber nicht hergeleitet

werden /). Bei einem keuckuin oovum jurs «.utjyui coo-

O- S. SZ» u- f. üuttrakm über die Asceulzentcnsolge s. eben,

das. Note «. «d bei Schngudert a. «. O. S- 546. Unter

de« Schriften mider und für hie Asccndcntcnfolge mag vier aus«

gezeichnet »erden: Koch über die Ascendeiitcnsurecssio» in Fa<

milleiisideicommissen und l'cbcn , mit sechs Postskripten. Gießen

>73Z — 95- 8- Danj in der S- 8»s- angcsübrten Schrift und

in dess. Sendschreiben über die Aseeodenicnfslge u. s. w. Stuttg.

1794. g. zweites Se«dschrctbcu ebendas. 17)4. 8-

e) Welches auch gesetzlich seyu Knn. S- z. B- meckleot- Revers«,

lcu von >6il. §. z«. bei I.üuiz Oorp. ju?. Lsuck. ?om.

^) 11. r. it. z. ir. 1?. 5°.

e) 1. ?. 4. k- ! ?

K) I. ?. >4- §. ' l- ^. >9- §.

i) II. ?. 45 II- r. 49- i» Ln.

i) I. r. 4. §. 2. I. V. I». ll. ?. II. I 2. II. ?. ,5. z. I. II.

k) v. r. 14. II. r. 26. z. 24. II. ?. 4g.
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ceskum ist der singirte Stammvater, wo ihn Lehenbriefe

oder Lehenhofsrecht nicht genauer bestimmen, der nächste

vom ersten Erwerber aufwArts m); ein Schild- oder Ge

schlechtsleben ist daher von jenem verschieden »). 3. Die

Succcssion dcr Ehegatten fo wie jede «uccossio extno»

äinsris ist beim Lehen unzulässig o).

§. 351.

II. Bedeutung des Lebenfolgcrcchts.

Beim Lehen 1. hat sich dcr Grundsatz des älteren

deutschen Rechts (S. 33S.) erhalten, daß der Anfall der

Suecession die Gewehr; überträgt «); der Lehensfolger

erwirbt daher das Lehen durch den Anfall selbst (195«

jure), und transmittirt eö auf feine Lehenserben, wel

ches wir jetzt lediglich auS den Würkungen der Investitur

zu erklären gewohnt sind b). Den Besitz muß er jedoch

erst ergreifen c). 2. Auf den Lehenöfolger als solchen geht

m) SchvaubcrtS Commcnt. S. «,77. »loellsk «Ii«, keuck.

n) Schnauders a. a. O. S- 476. O. ?. LeKoerik Ss Kuck«

Lerin. geutilitiis ; bei lenivke» tkes. ?oin. «. z>. ^gg.

°z u. ?. s §. ». II. ?. ,z.

a) O. ?. >. §. I. i» Sn. II. ?. >l. xr. n. r. 55. xr. Lcie«.

üui» itsc^us est teuckuin ae^uiVi inveititurs, ^uce«^,'«»«. —

I. ?. 14. §. 1. ?r»tre5 vel vepyies pe^ inve^titui-sm pstris

et svi beiicilcium «icceiiunt. Schon die Glosse zu II.

r. I. §. I. kennt den Gruudsa» , erklärt ihn ab» freilich sehr

schlecht, weil s« ihn aus dem römischen Recht begründen will.

K) Härtm. kistor (juaest. jur. Ii. «. (^u. ig. u. 44. (A. K.

Böhmer Rechtöfalle. B. >. Abth. Nr. 69. z. 6. 7,

e) <ZsiI r^ract. or,!. I^id. Obs. 15z. Hl^nsinger OK«.

Oent. z. OK,, gg. >
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nur zufällig auch das Erbe dcS letzten Besitzers zugleich

über, und wo eS der Fall ist, hat der Agnat die Frei

heit, das Lehen zu behalten und sich der Erbschaft zu

entschlagen Da zugleich der Vasall durch Veräuße

rung daö in der ersten Investitur begründete Recht des

Agnaten auf das Lehen, so wie es dein ersten Erwer

ber verliehen ist, nicht schmälern kann (H. 226. s. jedvch

§. 222.), so wird hieraus mit Recht gefolgert, daß die

den Agnaten zufallende Lehensfolge eine 5ucce,«io

ßulsri, sey e), die er lediglich dem Jnvestiturvertrag des

ersten Erwerbers verdanke /). Hieraus entstand der Ge

brauch die Lehensfolge eine succeszio ex pscto et pro-

viäenüa luojorum zu nennen ^); bei Anwendung dieses

Begriffes auf die LehenS folge überhaupt fanden

sich aber die späteren Ausleger ü), die wohl jene

Ausdrücke gegen den Sinn, welchen die ersten Erfinder

damit verbanden, generalisirten, in der Verlegenheit

nicht erklären zu können, warum nach einer auf das be

stimmteste ausgesprochenen Lehensgewohnheit (Note

dennoch der Sohn dem Vater zugleich im Lehen

und Erbe succediren müsse. Sie erfanden daher

einen in dem longobardifchen Lehenrecht nir

gends angedeuteten, ja dessen Sprachgebrauch wi

derstreitenden i) Unterschied zwischen einem Lehen, wel-

ck) Ii. ?. 45- Ii- r. s>- §- 4-

e) Usrtin. ?i5tor lZiiaest. I.id. 2. (Zu. ,z. uro. 4z.

/) Glosse zu II. 5' 45' bei d. W. retineri: poterit.

x) ttsrtm. ?ist«r g. g. O. I^iK. (Zu. >. uro. ,«.

^) Ebendas. Nr. l ». f. Wergl- Rcchtsgesch. Z. 566.

,) II. r. Z4> s 4>
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ches dem Erwerber für sich und seine Erben verliehen

werde (keuöum Korerlitsriurn , ErbleKen), und einem an:

deren nach den Regeln des Lehenrechts consiituirten (k?u.

üuru ex psct« et proviöentls ms^oruin, Stammlehen);

in dem letzteren sollte nach der Meinung Vieler der Sohn

ganz wie ein Agnat guccessor «iugulsrl« werden können,

im ersteren aber Erbe werden müssen K). Andere dage,

gen ließen im letzteren vielmehr de» Agnaten eben so

wie den Sohn nur als Erben in das Lehen succe-

diren, und bezogen den Inhalt des longobardischen Lc-

henrechtö lediglich auf die gewöhnliche Beschaffenheit des

Lehens i). Da die letztere Meinung offenbar die einzige

ist, welche sich mit jenem vereinigen laßt, so folgt, daß

in Hinsicht des SohneS die Lehenösuccession keineswegs

für eine succe«sio slngulsris gehalten werden kann, und

alle Versuche, sie auch für diesen herauszukünsteln und

ihn als eine zweifache Person darzustellen«,), müssen in der

K) OK verschiedene« Meinungen sind am ausführlichsten dargestellt

bei ^«sevtlikl trsv^. jur. keuck. <!sv. 7. Ooncl. 10 u> s.

und kritisch bcurtbcUt tel ttsrtm, ?ist«r. I« ». (Zu. l u. ».

y Daß bieö die ursprüngliche gemeine Meinung ig , und daö, was

man als die Meinung der Pvlcaoer spÄcrhlo bezeichnete, die des

Pylcus selbst schwerlich gewcsen ist, «hellt aus der Glosse zu II.

46-, w der noch keine Andeutung der erster» Ansicht, zu sin,

den ist. ^

m) I. Ii. Los K IN er 5ilio vS8!>IIi sueces50rs in keug«. Oott.

1779. 4- C- A. H- «. Komp? Versuch über das longodardische

kchcnsgescV. H- ?- 45- Gött- >794- 8. A. F. H. Posse die

Succcssion der- Kinder in alte Lcbe„5 und Stammgüter. Rost. u.

keipz. >8"S- 4- S- dagegen ^. I^lsrtin ä» KUo — titul«

univsrssli liu keuö« sucoegente. Oüs5elck. 1787. Henne»

mann über II. 4S> «od die Ocscendeotevfolge tu Lehen.



Kap.V. lehenöfolge. 821

That schon an dem Umstand scheitern, baß ihm nirgends ein

Revokationsrecht in Hinsicht der Handlungen des Baters

beigelegt wird (§. 226.). Außerdem aber giebt es gar

keinen Grund, warum der Sohn nur in Erbe und Le

hen zugleich succediren kann, wenn er als Lehensfolger

kuccessor »ingulsri, seyn soll, wahrend sich dagegen die

Verschiedenheit seines Verhältnisses vom Agnaten sehr

leicht erklaren läßt, wenn man annimt n), daß die Be,

deutung des Lehenfolgerechts bei beiden wesentlich ver

schieden sey o). 3. Die Erklärung der Rechte der Le,

Schwerin '»»4. 8. Die von dm letzteren vcrtheidigtc Meinung

war seit dem >?ten Jcchrhuadert bis zum Ende ecö >8ten die

ollgemelu angenommene und durch viele Landcsgesctze bestclrigte.

Ltruv 5Zsi>i. zur. keug. O»p. g. §. n. Osp. »4. Z, zo.

I. O. Lauer 6e vgzsllo eilioreösvts. §. ^. (Opus?. 1°om.

s» p. g«,). ?ukenckork Obs. ?oin. z. Ods. 147.

») Glosse zu H. 5.45- lU d> W> rvpuüisre. Lujaviu, cks keu»

clis. Q. 4. 1°it. 54. ,

0) Das deutsche Recht bat schwerlich jemals die Succession im Lehm

von der im echten Eigcuthum unterschieden, uud wcun das sckch^

Laude. B «. Art. «>. von dem Fall spricht, daß der Sohn

Erbe zu kehcnrecht sryn könne, ohne es zu Laodrecht zu scyn, so

geht dies wohl eher darauf, daß er von dem Erbe vor dem Tode

des Vaters abgefunden seyu konnte und von jenem daher nichts

mehr zu fordern hatte. Hingegen stellt sächs. Lcheor. Art- 58-,

schwckb. Lehcnr. Art- 7°- § 4- vcrgl. mit sa'chs. kandr. B>

Art. y. das VcrlMniß des Erben im Lehen und echten Eigen«

tbum gleich. Ohne allen Zweifel wurde daher nach deutschem

Recht der Sohn wie jeder Erbe behandelt, und er hatte

auch gar keine Ursache, sich der Erbschaft zu enthalten, da er die

Schulden immer nur bezahlte, so weit die fahrende Habe reichte

(§. Zzo )> In dieser Hw ficht war das lvmbardische Recht von

dem deutschen gewiß nicht verschieden , da diese Regel zu dem

System der deutschen Erbfolge wesentlich gehört , und alle übrige
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henSfolger aus einem Gesammtcigenthum, welches ihnen

schon vor der Succession am Lehen zustehen soll /?), ist

Elgenthümllchkeiten derselben In jenem gesunden werden. Leo

Agnaten hio«gcn, welcher nach deutschem Lehenrecht gar kein

Succcssionölecht im Leben hatte, konnte die longcbardischc leheos,

gewehuheit , nachdem er dieses durch das Gesetz Conrads II. e»

hielte nicht als Erben dcbandcln, weil ihm das Erbe in d«

Regel gar nicht deferirt wurde, iün eine !ucce««io univ««Ii5

dachte man bei dem Sohn freilich ursprünglich nicht , weil das

deutsche Recht diese überhaupt nicht kannte ; aber wenn bei ihm

der Gewohnheit nach das leben als ein Thcil der Erbschaft d«

lachtet wurde, so mußten ihn wohl die römisch gebildeten Juri«

sien , von welchen der über klluäoium herrührt, für einen

,u«c<?ssor universsli» halten, und von dem Satz, daß man

eine Erbschaft nicht thellweisc annehmen und aus«

schlagen könne, die Regel ableiten , das er das kehen nicht

ohne d»Z Allodium erwerben könne. Eine Spur dieser Entstehe

der Regel findet sich auch noch in der Glosse zu II. 45. bei

d> Worten «ut urrum<iue , mg l« 20z. gs V. L. und achnliche

Stellen angeführt werden. — Schwerlich würde auch wohl gegen

den klaren Inhalt von II. ?. 45- jemand daran gedacht haben,

den Söhn jum snc«55or sinßnläriz zu machen, wenn man

nicht immer das Princip , die ganze kc he «S folge (nicht

bloß die der Agnaten) st» eine succeüii, singulare v?«

zisci« et pronäentis , an die Spitze der ganzen lehre gestellr,

und über dem Studium der Ausleger, die hierüber viel zu sagen

wußte«, vergessen hcktte , daß dieses Princip im longo-

bardischen lehenrecht nirgends aufgegellt wird.

Die für dieses oft angeführten Stellen l. 14. §. ,. I. ?. ,g.

§. 1. und ähnliche, enthalten kein Wort über die Eigenschaft,

in welcher der Sohn fuecedirt, sondern bloß den Grundsatz, daß

alle Lescendentcn dcö ersten Erwerbers ein SucccsfKnsrccht habe»,

x) I. I. Reinhard die Gcmcinschast als wahrer Grund der Erb,

folge und der einzige Grund der Lehcnssolge d^r Scitenvermand,

tcn. 1755. Fol- S- Püttcr Erörterungen. Th- 1. S. »'S.

Weigl. Weber Lcheur. Th. z. S- 16«.
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dem longobardischen Lehenrecht fremd Nach dem

deutschen Lehenrecht beruht zwar die LehenSfolge der Sei«

tenverwandten auf einer Gesammtbelehnung (S. 207.);

allein da hier das Gesammteigenthum nicht auö der Pe-

lehnung des ersten Erwerbers entspringt, so ist dieses

Recht doch wesentlich von dem verschieden, welches neuere

Schriftsteller zum Princip der ganzen deutschen Erbfolge

haben machen wollen.

§. 352.

Hl. LebevSsolgMlgKlt.

Für alle Personen, welchen als Descendenten deö

ersten Erwerbers ein Lehenfolgerecht zusieht, ist dieses

bedingt: I. durch leibliche Abstammung auö einer

bürgerlich vollkommenen Ehe. Daher sind Adop«

tirte «), uneheliche Kinder ö), selbst nach erfolgter Legis

timation c), (welches jedoch nach dem neueren particula«

?)' E. A. Bachmann über die LcyenMge der Seiteoverwandten

in alwckterl. Lehen. Rcgevsb. 17g?.

a) II. ?. »6. F. Z> ^äoptivuz Kliu, in feuckuin non succeckit,

Uebtt die angeblichen Ausnahmen s. Schnaubest Comment«.

i) «uch in Wclbcrlehen succedlren sie nicht der Mutter. Streek

6s 5ucc. ub ini. Di«, l. l)sp. z. I. 26.

e) II. ?. 26. §. 10. ^sturÄ« LIii licet pc>5ies lisni lejptiinl,

s<I «ucceksionein leucki, nev soll nec cum »Iii« s6niiNunlur«

Ueb« die Contrvverse in Hinsicht des Unterschiedes dce dUkch nach«

folgende Ehe (Mavtelkinder) und durch Reskript legltimlrttn f.

Rechtsgcsch. §.449. Schnaubert Commcntar. S- 45Z.

<!. U. /^^rer cke exeIu5ionS legitiinsiornm » 5»ce. keiick.

<Zott. >7S5. 4. ?uettmsnn Od5. jur. s<?u<l. 2»,

C- F. Schorcht von der Unfähigkeit der Mantelkind« zur Le,

öS
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ren Recht zuweilen nur auf die durch Reskript legitimir,

ten geht cl),) und die aus einer Ehe zur linken Hand

oder Mißheirath erzeugten e) ausgeschlossen. II. Durch

hie Lehensfahigk:it <§. 199.) /). ^ Die Unfähigkeit, t. we,

gen geistiger oder körperlicher Gebrechen ist jedoch nach

neuerem Particularrecht zuweilen kein Ausschliessungs,

grund mehr Z); wo sie würksam ist, gebühren ihnen

Alimente avS dem Lehen (§. 2Z3.). 2. Die der Weiber

und ihrer mannlichen Descendenz 5) kann durch den

Jnvestiturvertrag (S. 202.), auch stillschweigend, wen»

bevssolge. Jcn. »TL«- 4. Dem gemeinen Recht folgen die braun,

schweig -lüneburgischen (?ukenckork Ob,. ?om. i. Odi. go.

Steuden recht?. Beb. Tb z- Nr.5Z), pommcrischcn und mar«

tischen (pomm- Lebcnöconstit. 169z. Tit- 2«. § z. Lr^^eK ck,

,u«. »d inr. viss.i. z.2^.), «ciW«lschell (Schorch

a.a.O.) und andere Landesrechte.

^) Preuß. Landr. Th. ^. Tit. 'g g. zS,. Gotbolsch. Lehcvs,

Mandat. §. 75. Boirisch. LehenSedict- § SS- JachariS kur»

, sSchs Lehcnr. hcrausgeg. von Weiße u- v. kangenn- § 79. s.d.

Wo Legitimirte stieccdicen , können auch Branttlnder in einem

Fall , wo sie durch eine richterliche Sentenz für eheliche erklärt

sind (DvOllüiOr princ. j»r. can. z. Z7> ), nicht ausgeschlossen

mrrdeo. , Svnsi sind sie den unehelichen gleich zu halten. A. M.

ist Schnaubert o. a O- S> «2» S. aber Osdelov ««.

letom. jur. ieu^. uro. l.

II. ?. 2Y. Vcrgl. oben z. ega 292. und Schoaubert

Commcvt- S- Z9« u. f.

f) II. 5«. §. ». ». II. ?. 36.

,) Preuß. Landr. Tb- Tit. >3- ?- S7S u. f. Zachari<l kur,

sclchs. Lcdcnr. hcrauSgeg. von Weiße u- v. Langen«. I. 8>.

Gotbaisch. !chen«mand. Z. ?s> lieber die Regel s. Schnau«

bert 0. a. O. S> 460.

K) II, i^.
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die erste Erwerbern ein Weib war (keuäura teminenm) 5),

oder durch das Lehenhofsrecht aufgehoben werden;

ein Lehen, welches diefe Jmproprietar hat, heißt ein

'Weiberlehen (keuZum ksmivinuin). 3. Geistliche sind

zwar nach longvbardischem /c) und älterem deutschen Le

henrecht H ausgeschlossen, sofern si« nicht aus dem geist

lichen Stand zurücktreten können m), welches bei den

Protestanten schon in dem Niederlegen des geistlichen

Amtes liegt »). Mein die höhere Geistlichkeit ist bei

den Katholiken «) im spateren Mittelalter der Gewöhn-

cheit nach häufig zur Succession zugelassen und beim

hohen Adel mehr durch die Hausgesetze als durch neuere

Lehensgewohnheit bis zum Abgang dcö MannSsiammeS

») II. ?. zo. ^v. ^. 8 vlirisud kr^ klO Zur« succvkleiicki 5eini-

»srum in LeuSo » kemüis ^ü^uisito. (Ziess. 17ZZ, Dagcgckl':

?netti»sn» obs. jur. teuci. Lsp. sz. s. Zachariö k»k5

Lehcnr. hcrausgcg- v. Weiße u- v. Langen«. §. 5>.

K) II. 21.; »s. Z. s ; Z«. §> ^ ZS.

l) Vet. »uct. äs densk. Osx. I. §. 4. Sclchs. Lehcnr. Art. ».

Schwäb, Sebent. Akt. >. !- 4-

»>) Vccgl- Schnaubert Comment. S- u, f. Bei SedensgeisiZ

lichcn wird daher wegen der selten vollkommenen Oispens^iiei! die

Lehcnsfolge nicht leicht möglich scvn. E. L. Böhmer Rcchtös.

V> 5. Nr> >8>. . , ,

») O. Koilel^Iaäi Ss cZcrioorUin evsttgolicor,:,« in keuä»

seciuläris «uccessioue> «^1. ,764. Las P^rticularrccht lögt ste

jumeilen auch mit Beibehaltung ihres Amtes zu. S<Zchs. Eon,

Kit- ?- Lonst. üg. Zacharlö kurs,lcl)s. Lchenr. üte Ausg.

Z- 5Z> ' ,

«) Die protestantischen Domherrn sind keine GeWche.

x) Schwöb- Lehenr. Art- 4> Pütter Beitr. zum deutsch. St.

u. LürKcnr. Th. ». Nr. 5»'
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ausgeschlossen geblieben^); hier kann daher selbst die

Familie nobservanz als Grund gelten, weshalb Mit

glieder von jener, ohne ihren Stand zu verlassen, in der

gewöhnlichen Ordnung zur Succession kommen, und nur

bei« niederen Abel kann ein abänderndes wurkliches Le

henhofsrecht als Erforderniß zur Lehensfolgefähigkeit an

gesehen werden Doch ist hier ein entschiedenes Her?

kommen für die Successionsfahigkeit der Mitglieder der

geistlichen Ritterorden «). — An die Stelle des wegen

Unfähigkeit ausgeschlossenen tritt der nächste Lehen s-

folger e), zu dessen Nachtheil der LehenSherr nicht di-

spensiren kann «).

§. 363.

IV. Abweichungen des Erilehens «). ,

Obwohl das longobardische Lehenrecht die Natur eines

Erblehens (§. 3S1.) im Sinn der Ausleger ö) so we

nig als das deutsche Recht bestimmt hat, so kann doch

y) ?ütter pr. Ii», jur. priv. prineivum. §. »l.

Vcrgl. Schnaubest «. o. O. S- 4S3 u. f.

,) (!. 8 c K c> e ii Ii a I s 6e e^uitikus — nrck. 1'outon. s ruccezzi«.

»e in senäa — non exclugencki«. Mark. 179z.

t) Ltruv »^«t. zur. 5euö. Osp. y. §. >o. nr«. 7. IVloeller

dist.^keiiS. ^»p. lZ. 0i«t. 5.

u) I. g. §. >. Rartinsnn <?e «avscitsi« feuöorum. S. ,z.

G. k. Böhmers RechtöMc. B- z. Nr. >g«.

«) Eine Reihe von Abhandlungen über das Erblehcn s. bei !«?»;.

«Ken ii,ess,ur. jur. keuck. ?om. p. bog U. f. Vrrgl.

IVloell«? öist. teuil. Osii. 4. l)i«t. 14. ig.

ö) Sie Stcllen I. 14. §. 2. v. zS. ,§. ,z. II ?. 4z. z>r.

enthalten davon nlchtk
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durch den Jnvestiturvertrag die Eigentümlichkeit der ge

setzlichen Lehensfolge modisicirt und die Succession in ein

solches Lehen der Allodialerbfolge näher gerückt werden,

und seitdem die Theorie der Glossatoren ül«r den

Unterschied zwischen einem solchen und dem keuäum ex

zmcto et proviäentta insjorui» einmal herrschend gewor

den war, sind dergleichen auch würklich verliehen wordene).

Nach den Modifikationen, welche die Lehensfvlge durch

ein solches pactum inveslituras erhalten kann, lassen sich

untürscheiden: I. Das reine E^blehen (k. KersSila-

rlum merurn) , bei welchem sich die Succession im Gan

zen' nach den Grundsätzen der Civilerbfolge richten sollck).

Nach den allgemeinen Regeln über die Jmproprietat des

Lehens (S. 191.) wird dieses jedoch dadurch nicht ver-

üußerlich e) und auf andere als leibliche Descendenten

des ersten Erwerbers vererbt /); Successionsrecht und

Successionsordnuvg bestimmen sich aber für jene nach

den Regeln der Civilerbfolge, und für alle ist die Le-

henAfolge eine »ucceisio univerxslis II. Das g e-

mischte Erblehen (k. Kereä. mixtum) /^), bei welchem

bloß Einzelnes geändert ist, welches bald in der Ver

bindlichkeit des Lehensfolgers für Schulden, (subsidia-

e) Ucb« da« ölte« Recht vergl. R e ch t ö g e sch. k- 5S6.

<l) Schnaobert Comment- S- 465.

,) S. ebendas. S- 4K4.

/) Ebendas. S. 46z.

,) Doch kao» dteö , wo dem kehenifolg« die Succession lm Allodlo

entzogen ig, möglicherweise nur elnc subsidiarische Terpgich,

tung zur Bezahlung der Schulden begründen.

K) tt. Oocoeji cle keucko KereSitsri« mixt«; h«l levieksn

2. x. 75«.
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risch) als succegsor univer«ali« zu haften / bald in Altt

weichu,ngen von den gewöhnlichen Regeln des SuccessionS,

rechts oder der Successionsordnung bestehen kann. Wo

nicht daS particuläre Recht ^Kennzeichen des Erblehens

und semer verschiedenen Arten aufgestellt hat i), muß

für das gemischte, Erblehe,n jede Abweichung auS dem

Inhalt des Jiwesiiturvertrags oder dem Lehenhoforccht

gerechtfertigt werden K); das reine Erblehen aber ist

einfacher Natur, und setzt eine Erklärung der Contra,

lzenten voraus, daß sie von den Regeln der Lehensfvlge

im Ganzen abgehe» wollen, die jedoch in dem bloßen

Worte Erblehen „och nicht liegt i). ,

: - v.-.'i! . .. , - -

. .§4 2S4. „, . , . ' .

L. Lehensolgcoxdmmg. . i,.» > .

I. Gemeinrechtliche. . ^ ^ .

«. Dcr lchenösolgcsähkgen Äefcendenten dc> erste,! Erwerber«.

Die Lehcnfolgeordnnng richtet sich nach dem Wer,

hältniß zum letzten Besitzer «). Diesem succediren 'I. seine

Deszendenten, wobei entferntere rielien den nähe

ren, von welchen sie nicht selbst abstammen, den Theil

erhalten, welcher ans ihren verstorbenen Ascendenten ge«

>) S. preuß. Lande. Th. i. Tit. >8- Z «7—445. Gothaisch.

Lrdcnrinand, §64 — 70. ^ Ncbcr die' Ecblcben im Köoigteich

Sachen s Zacharick a. a. O. stc AuSg. z. zs.

Schnsubert s.a. 0- S. 466 «. f.

i) ^r. Orsmsr Opuzc. ,1'om. 4. nr«. ,6. Zepernick MiscclZ.

dcö Lchcvr. B 2. Nr. 7. Schnauder.: «.,,«. O,. S. 46».

a) II. i,. xr. u. §. 1. U. ?. 50. M ajcc Kutsche Erbfolge.

Serts. >. S- 5»b u. f. Weber Lehenx. Tb z. S- 4»S u. ^
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fallen seyn wüide b). II. Ucber die Ordnung, in wel

cher, in Ermangelung der 'Descendenten, die Seltenver

wandten, sofern sie vom ersten Erwerber abstammen, zur

Succession berufen werden c), haben sich «. überhaupt

i) I. g. §. l. 5i quis jAitur <1seo5sei!t 5iliis et WsK»«

perstitidus ; «uvoegunt tsntnm 5i>ii «eezusliter , vel nep«>

tes ex Llio, I««o sui pktris. II. k'. li. pr. Klortuo enirn

. «c> izui KeneiZl:iuiu tenekst , priin» csllss llberoruin est.

kililö enim existentiku« ms5culis , vol ex fili« nepotikus,

vel 6einccp! per insseuliiinin 5exuin iiescenäeniilziiL , cue»

teri remoxentur sgnsti. Der ?«5tKumn» steht den tcm'tt

Geborenen gleich. ^. O. l?. KeinKsrä 6e jure vostKunU

in lenäo. Vited. »777. 4.

c) Ole entscheidenden Stellen sind : II. I'. s». OmnmocZ« «ei»,

iznock si czuis lisbens lieneticim» , husluor snp«r5tilik»s

liliis cleceilst : et leuäum s<I un»m soluni ex Division«

äevenist , et ist« s«perstiti!>us 5,'Iiis 'jnokus vel tridus

cecist <^ui pstrn?Ics clicuntur ? et sck iinum eornm deneli»

cinin kellöi ex klivisiorie pervenist ^ et similiter isle super-

»t,1,>I»is tlliis 6eeeck»t (^ui pstruelos cilcuntur) sc! cj»v»

ruin nnurn kenclurn siiniliter pervenit sirut «tium ex

»Iiis superiorilius vel priinis sr^trikus supersuut rrius<iil> :

»i ille <^ni feuäum Iisliet, ckecesserit ninl« L!ir> reli^Iu :

»n s,I «Nliies vel s<l <^uos pervenist czusei ilur, I^es^„iickea,

sil solos et sä onlne« qui ex >IIs lincu sunt ex c^us ists

I^ti «e^o pro^imiek'i:^ e^icunki/,' r^peclit «//«^llin

skia« /ineae ae^u«/,tkx vocant«^ II. I . z^. pr. a^nn-

tum />^orlmkvi'e>n leuckllin pertinebit , s^ v<i^llrnuii> fllerit :

«ockem prorsns «i^ervnn^o izil<int»in sli orciinkm A?-«r/u^

^iii cantinetur >n keFiiu^. II, 11, S. 1. ver« ^ jiliiz)

>Iesil!i<i„tib>',s vocsntnr i?ri>na Irstres ruin frstruni prse-

»r/rtnorum lilii« , kleinäe sgnsti ulterior«. ^
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drei verschiedene Ansichten gebildet 1. Nach der AK

teren gemeinen Meinung, die bis in das löte Jahrhun

dert die herrschende geblieben ist (das sogen, reine

Gradualsv stem), soll die Successionsordnung des lon-

gobardischen Lehenrechts von der im neuesten römischen

Recht festgesetzten nicht verschieden, und II. ?. SO. von

den Würkungen eines Vertrags zu verstehen seyn e)>

L. Andere suchen in dieser Stelle die Bestimmung, daß

jederzeit alle, welche mit dem Verstorbenen den nächste»

Stammvater gemein haben, zur Succession berufen wer

den, und untereinander in dem nehmlichen Verhältniß

stehen, wie wenn sie diesem selbst als dessen Descendenten

folgen sollten (reines Linealsystem) /). Z. We entfchei-

O Vergl. Rechtsgesch. §. 5S7.

«)j I. LcKiltercle nstirrs «uece«. Leu6äl. Os^. z. Majkk

teutsche Erbfolge. Forts. 1 desood«s S. 39g n. s.

/) G. F. L- v. Preuschen «uSsühwng — baS dle Lepenssokge der

Scltevvcrwandtcn nach Stämmen — zu bcurtheilen sey. Franks.

>7S'- F- bei Zepernick Mandl. Tb- z. S. »27 u- s. «. S.

Liener üe slieve«!»«« feuäorui» — «ecunäni» — lives-

rum prserog^iivsm orcllnanä». I.i^>5. 1782, 4. S. Reich»

Helm Versuch e. Auslegung dunkler Gesetze. 5?allc >799- K- Nr.

>. S- ' u. s. Püttcr ErKrter. de« d. St. u- R. V >.

YZr. 6. Liesen, Softem folgt: vreuß. Lon dr. TH. >. Tit. 'S.

s- Z8S u- s. Las Unhaltbare dieses SvScmS, welches der Älte

ren deutschen Erbfolgeordnung entgegen ist, Wöhrens es viele

seiner Anhänger gerade auf diese gründen wollen, erhellt besonders

daraus, dass: >) Ii. k', z». lediglich elue Erklärung deö Prlncios

"et Ko« est zuod <lli:itur «li proximiores pertinere", g. h.

> der Prärogative der Linie, enthält, über das Verhältnis der Le«

bensfolgcr aus einer Linie aber nichts bcfitmmt, sondern sie nur

allein und alle im Gegensatz der anderen Linien

herust ; ») die leg»« in U. z?. keioe anderro als das rb«i.
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denken Stellen lassen sich aber nur durch die Annahme

(deö gemischten oder Lineal« Gradualsystems) 5) vereini

gen nnd genügend erklären, daß der longobarbischen Le

hensfolge die alte lombardische Parentelenordnnng (§.329.)

zum Grunde liege, aber mit der durch baS römische Recht

hervorgebrachten Modifikation, daß, wo dieses ein Re-

präsentationörecht zuläßt, die entfernteren mit den dem

Grade nach näheren zugleich berufen werden. Es wird

daher zuerst auf die Nähe der Linie gesehen K), in die,

ser aber auf die Nähe des Grades, nur mit der Aus

nahme, daß vorverstorbener Brüder Kinder des ersten

Grades zugleich mit den Brüdern berufen werden und

Stammtheile erhalten i). Bruderskinder unter sich thei

len hingegen nach Köpfen i). 3. Der Unterschied Zwi

lche Recht seyo können ; und z) die unlckugbsre Vexückfichti,

gung der Novelle >,». in II. ?. .,. über den Gegensatz zwischen

krstruin, »irkeu.ortuorua. Ftti und »Knsti ulteriores keinen

. Zweifel lclöt. Vergl. Weber Lchenr. Tl). z. S. ;°9 u. f.

»»

F) Vergl. Hsrtin. ?istoris lZu. jur l^l>. ». lZu. l.id. z.

<Zu. 2z. Ltruv s^ut. jur. 5eug. Osp. 9. §. 6. 7. Strock

ös s.b int. ckiss. z. Osp. 2. ?u5enclc>rk Obs. I'om.z.

Ob«. tz6. L. I.. LoeKmer ziriuO. jur. seuck. §. 14s f.

Schnaub ertö Commcntar. S- s-z u. f. Weber rehenrecht.

Th> Z» S> Z9Z U. f. I^icKtveli« <1e oräine «ueceäeng.

juri« Isuilslis Iovz«bar<Ii<:i. Ltuttg. iglg. 4.

Z^) II. ?. 5«. ckummo^o «eis« — et bac »st zuocl oücitur »<i

»zroximiores pertinere.

»Z) II. Z?. »ä 1) «Snatllm xrorimivrem (s. Note I>.) 5enc?uin

^»ertinebit — eo^em 2) observsnl!« ^us^itum s,I orclinem

L^aciu^ ^ui cvntinetur in legibus (IVov. »ig).

» Vergl. oben §. zzz. ttsrlm. ristoris Q. z. (Zu. 2Z, nrn. 2g

Ltruv «^»t. l)»v. g. j. S. uro. 4, lZ, I>. LoeKxier 6e
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schen voller und halber Geburt wird bei der Lehensfolge

nie beachtet, da sie stets auf de? Abstammung vom er

sten Erwerber beruht t). > , . ^

'
, ,' .. .

-

' sss. ' . .' '

Theilung des ?khcns. -

Mehrere Lehenofölger, welche zugleich zur Succes,

sion berufen sind, haben auf den Lchenöbesitz gleiche

Rechte «), wobei jedoch in Hinsicht der Söhne, die Frage,

in wiefern der Vater einem vor dem anderen einen Vor

zug verschaffen könne, von den Grundsätzen abhängt,

die man über die Würksamkeit der von ihm errichteten

lchten Willensordnungen annimmt (g. 230.). Gleich be

rechtigte, wenn sie nicht in Gemeinschaft bleiben wollen b),

können das Lehen theilen c) oder einem ungetheilt über,

lassen wobei die Vereinigung über eine etwanige Ab,

sindung der Abtretenden lediglich Sache dieser Interes

senten ist, das Empfangene, in der L5egel Allsdium wird

(§. 234.) und dennoch die Deszendenten der Entsagen

den von der Succession 'im Ganzen bis zum Abg>,ng

der Linie, die zum Besitz des Lehens gelangt, auSge«

«UOcessione Katrin» krstriszue Lliorum (elects j. I. 7oin.

nro. 8 ). §> >4- .

y LoeKvier g. a. Z. S- 6. Llruv g. g. O- nro. ». <Zer.

muni und con5snguinei suceedire» im MllNNlebco , uteri»i

und geriuani im Welberlehen jugleich.

») I. r'. I. r. s. xr.

» II. ?. 2ö. §. 7.

c) II. r. 55. §. ». Vom Kürrccht s. «bcn z. zzz. In Sachsen

gilt eS auch beim Lchcn. Aach« eis' 5ursSchs. Lchear. 96.

H LI. L> ,0. §. 7. N. ?. S».
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schlössen bleiben e). Weiter hingegen hebt nach longobardi,

schen Grundsätzen keine Art von Theilung das Lehensol- -

gerecht auf /). »

§. 3S6.

< ^ . Succcssion der ausnahmsweise Berufenen.

Wer nur aus einem besonderen Jnvesiiturvertrag

ein Successionsrecht hat, kann erst zur Lehcnsfolge ge

langen, wenn alle Descendenten deö ersten Erwerbers

abgegangen sind s), dann aber succedirt er selbst oder

seine Descendenz gleich einer andern Linie, die zur Le

hcnsfolge berufen ist ö). Im Weiberlehen werden die

Weiber und Cognaten als ausnahmsweise Berufene eben

falls bis zum Abgang des Mannssiammes ausgeschlof,

sen «) jenes ist daher iu der Ncgel nur subsidiarisch, und

em durchgehendes (k. knni». prornucnoro) eine weitere

Ausdehnung der Jmprvprietät «i). «Nach erloschenem.

MannSsiamme sind zwar die bisher übergangenen Weiber

,) II. ?. 50.

/) l. r. g. §. i. i. ?. ,s. Ii. ?. 14. il. ?. 6«.

«) , Daher gelangen in Weiderichen auch die Cognaten des erste»

Erwerbers vorher zur LchenSfolge. II. ?. ig. -?

b) Schnauberts Conimentar. S- SS>.

c) ^I. g. §. s. rt. l?. I>r. II. r z«. ?r. ^. ?K. üing

fsuSis l>.minis. I.ii>!. >775. 4. Uebcr die Kennzeichen eine«

' 'Wcibrclchcns überhaupt s. edendas. §. 22 «. f. und ^loeller

gist. Isu6 O«j>. 4. Oist. 2.

«?) ivloelle? a. «. O. vut. z. 4. Schnauder, Comment. S-

, 441!». s. Eine bes«ndere Art lg das keuäum tr«»!,niszi«n«

feminioum. ^ ZenicKyn ike,. 1°«m. 2. 517
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und deren Descendenz nicht für ausgeschlossen zu halten«),

die Succession trifft «der nach der allgemeinen Regel (§.

354. im Ans.) die, welche nach der gemeinen Lehensfol-

geordnung dem letzten Besitzer, am nächsten stehen /).

Unter den Descendenten des Lehenöfolgers, dem hier

nach das Lehen zufällt, tritt wieder der Borzug des

Mannsstammes ein ^), und schon bei dem Eintritt

giebt das Geschlecht bei gleicher Linie und Nahe des

Grades einen Vorzug K); daß dieses aber auch jene

überwiege, läßt sich aus den Bestimmungen des longo-

hardischen LehenrechtS nicht rechtfertige» H.

^ «) Wiewohl die« wegen I. r. 6. L. >. von vfeleo behauptet mlrb :

(Zuin «tiuni « e« t«n«re tsuckuin Meceperit, ut ejus ckescen-

ckent« msiculi et loeinin»« illuck Ksders ^>o!zi»t : rollet«

masvulo ulteriu5 loeminse »o» »ckmittuntur. S- «her Über

die Auilegung dies« Stelle: Weber Leheor. Th.z. Sz«9us.

f) Schnaubert a. a. O- S- 4S». Vergl- oben §. 547»

,) Ii. ?. 17. Ii. ?. ,0. ?r. 11. r. gl. §. g.

K) In Rücksicht der Deseeadenten lcköt sich die« ans II. s«-,

wo nex«! ex kolus ju lesen tk , und aus n. zo. ?r.

stützen z aus die NiZbc de« Grabe« kommt hier nicht« au , da

unter jenen Sets da« Reprcksentatlo««recht eintritt- Bei Seiten»

verwandten mug dann aber da« ncbmlichc bel gleich« Linie und

Grad gelten , melk die« die Analogie erfordert.

q II. r. 17. und Ii. r. s>» §> z> können nur aus den Fall nach

gcschehencm Eintritt, ober die letztere Stelle allenfalls auf da«

VerlMniß der Lcscendenteo bezogen werden. S- über diese sehr

streitige Frage : Schnaubert Commcnt. S- 444 u- f- Weber

kehenr. Th- 5. S- »8Z u. f. Maiee tcutsche Erbfolge. S >S4

u- f- Gönner Archiv für Gesetzgebung. B. ». H. ». Nr. »5-

Xinck lZu. kor. I'vin. I. Okp.g. (eck.,. Osx. !,.). ZgchgriS

kursöchs. Lehcnr. «e Auög. S- >e>7< ^
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§. 3S7.

II. Abweichungen de« deutschen Rechts-

Nach dem deutschen Lehenrecht galt der Grundsatz,

daß ein Lehen nur vom Vater auf den Sohn vererbt

werde; Seitenverwandte hatten, auch vermöge ihrer

Abstammung vom ersten Erwerber, kein Successionö-

recht s). Mehrere Söhne eineö Basallen konnten sich

jedoch in Oesammtheit das Lehen ihres VarerS verleihen

lassen (coivveititnrs !n «pecie s. oben g. 20?., gesammte

Hand im Sinns deS ältere» Rechts); dies hatte die

Würkung, daß sie als Ganerben (§. 167.) das Ge-

sammteigenthum stets aus ihre Descendenten vererbten,

so lange sie in Gemeinschaft blitben. Durch Theilung

aber wurde die gesammte Hand gebrochen, und der Theil

eines jeden, der ohne Descendenten starb, siel an den

Lehensherrn zurück, wenn dieser nicht einem der anderen

das Gedinge (g. 208.) daran geliehen hatte, welches

damals von sehr beschrankter Würksamkeit war ö). In

späterer Zeit c) entwickelte sich jedoch das Institut der

«) Sckchs. Lehenr. Art. 6. 21. Schwckb. Lehenr. Art. »S>

§. 2. Vet. snct. 6e denek. Oz>. I. §. »4. 2g.

i) Vvtug kuct. 1. §. gz. 84- Sckchs. Lehenr. Art. 55.

Schmckb- Lehenr. Art. z? 4«- LIc bloße Theilung der Nuyun«

gen (Mutschicrung) hatte aber die Würkung einer wahren Tdck«

lung (Dotcvlung, Thatthcilung, Todlhcilung bei den Neueren)

nicht , ivcil dabei die Gewehre gemeinsam blieb. Diesen Unter«

schied , auS welchem, neuere Schriftsteller auch den Vorzug der

Töchter einer Linie vor dem Mannöstamm einer anderen bei Erb«

gütern haben crklckren wollen , darf man aber auf die letzteren

gar nicht beziehen. Vcrgl- Rechtsgesch. §. qsg. u. s. Runde

teutsch. Privstr. §. 66z.

«) S- Recht Sgesch. § zö8. 42s. 5S7. Wexgl. oben §. 207. Note 5
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gesammten Hand im neueren Sinn deö Worts (§. 20?.),

indem bei einer Civil- oder Naturaltheilung den verschie

denen Theilhcibern die gesammte Hand ohne Mitbesitz an

dem Theil der anderen geliehen wurde, als deren Folge

man die Beibehaltung des SuccessionsrechtS vermöge der

ohne Naturalbesitz gemeinschaftlich bleibenden Gewehre be

trachtete, wodurch sie mit der eigentlichen Coinvesiitur,

die aber auch noch neben ihr vorkommen kann, gleiche

Würkung erhielt. Auf dieser beruht nach deutschen par-

ticularen Rechten noch jetzt die Succession der Seitenver,

wandten, jedoch so, daß sich zwei Hauptärten deö In

stituts unterscheiden lassen. I. Nach sächsischem Recht,/)

ist 1. die Succession der Descendenten eines Lehenöbesi-

tzerS von der gemeinrechtlichen nicht verschieden. Wenn

sie in Gemeinschaft bleiben, können sie sich die Coinvesii

tur im eigentlichen Sinn ertheilen lassen, bei einer Civil-

odcr Naturaltheilung (Z. 355.) aber müssen sie sich, um

ein Successicnsrecht zu behalten, die gesammte Hand

vorbehalten, auf deren Ertheilung sie jedoch unter dieser

Voraussetzung ein Recht haben e). Auch gehört zur

Conservation^ dieses SuccessionsrechtS, daß sie bis zum

Anfall der Succession kraft einer solchen Mitbclehnung

dem Lehen Folge leisten, welches, wo kein Lehentrager

mit Genehmigung des Lehensherrn bestellt ist (§. 220.),

jedem für seine Person obliegt /). 2. In Ermangeluug

6) S- Zacharicl kuesckchs. Lchcnr. §. gs u. f. S. ,57 u. s. der

rten Ausg. Kinck yusest. 5or. ^om. ,. Osp. 7. eck. 2.

«) Xinä (Zu. kor. ^om. >. Osp. 4. I'om. 4. Os?. 7. («6. 2.

1°«m. ». Osp. z )>

/) S>lchs. ConKit- ?- 2. O«n5t. 45. Vcrgl. gothgisch. LchcnS,

mand- § 7>- Utber die FSlle, ia welchen die Mltbelchnten die
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der Deszendenten succediren einem Lehensbesitzer berglei-

chen in der Mitbelehnung siehende Seitenverwandte (<:«!»>

re«liti nsii) vor den bei der ersten Belehnung aufge-

nommenen Mitbelehnten (§. 207.). «. In Hinsicht der

ersteren muß die Regel gelten, baß die, Convesiitur im

eigentlichen Sinn vor der gesammten Hand keinen Vor

zug giebt s), und schon nach der Natur der Sache muß

die nä'zere Linie der entfernteren vorgehen /,); in dieser

selbst aber wird nach Köpfen getheilt, weil jeder dem

Lehen für seine Person folgt i), sofern nicht in den Le

henbriefen festgesetzt ist, daß tiach dem Recht der Sipp

zahl succedirt werden soll K). A Unter den aufgenomme

nen Mitbelehnten kann zuerst die Zeit der Aufnahme einen

Sammlbclihnung sowohl bei der eigentlichen C.'kin>eff,'tur als bei

dcr gcsümmtcn Hand erneuern müssen, vergl. ebcndas. z.9. 10.

und ZachartS kursächs. Lcbcnr. §. ^»7 u. f. S. u. s. der

»tcn Auög.

Ocnn die gesammre Hand «lebt ja die Rechte, die sonst dn Mit«

besitz nnservirte', sofern nicht in dem ersten Vertrag, durch wel,

chen dcr Gemmmthänder den Mitbesitz aufgegeben bat, ein bcson«

derer Grund liegt. Nur auf diesen Grundsatz stützt sich die Ent-

schcitnng des neueren sächsischen Rcchtö zum Vortheil der Coin«

vcstirtcn , wiewohl dieser Fall «IS Regel behandelt wird-. S.

Kinä l^u. 5or. I'oin. i. I'om. q. Oup. z. ^eck. ».

?om. 1. Osp. 4 ). S Zacharicl «. a. O. S. »42 „. f, der

sten Ausg. Schnauder! Commcnt. S- S86.

Kinck tZtt. kor. 1'om. I. c^sp. 6. (eä. Osp. 9.). Zacharlck

a. a. s. S. »4». her »ten Äusg. Das gotbaische kehcns,

mand. Z. ?z. siebt mit Ausnahme dcr Geschwisterkinder auf die

Nähe des Gradeö.

i) Hsr^m. ?istori, (Zu. j»r. I.. 1. (Zu. ««. ,,,

, E- Zacharicl a. o. O. S- >«- '4S- dcr 2ten Ausg-
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Vorzug geben; sonst succediren sie wie die Mitbelehnren

einer Linie i). II. In anderen Lehenrechten m), nach

welchen die Lehenfolge als ein durch Abstammung vom

ersten Erwerber begründetes Recht betrachtet wird, fin

det man 1., daß eö ein Recht der Agnaten ist, zur

Erleichterung des Beweises ihrer Successionsrechte sich

eine Belehnung zur gesammten Hand ertheilen zu lassen,

die sie dann aber auch in bestimmten Falle» erneuern

müssen, wiewohl diese nicht nach den Regeln des sachsi

schen Rechts beu,theilt werben können n); 2. Daß die

Beibehaltung der gesammten Hand zur Conservation

der vermöge der ersten Investitur erlangten' Rechte ge

hört, wiewohl die Successionsordnung die gemeinrechtliche

bleibt o). Die Erneuerung der Sammtbelehnung in den

gewöhnlichen Fallen, gehört zu den Obliegenheiten jedes

Lehenfolgers, da er die Gewehre am Lehen hat x), und

y S- ebendas. z. ,02 u- f.

m) S LsncKenderg meckit. cke univ. jure et Kittoris. k«c.

z. ineä. z. Vergl. Reichsbofrathsordn. Ttt- z. Z. 1».

n) C> H- v. Schweb er Anmcrk. über dle hlnterpommersche kcheo««

konstitUt. Tit> 24. §. s. I. L. RugelKrecKt introü. ia

notitism jur^ keuil. koincrsiiise Luec. Osz>. g. §. 7. ?. ? 0 r-

n 0 vv 6s 5eu6. KleclendurK. ?. 1. Lect. ». §. 7. vsg. 2Zz u. f.

0) O. LencKeuderF äs 5eui1iz Lruiisviceus. §. zg. zs,

?ukvn^«rk Obs. 1°«>m. 2. 0K5. 56. ^om. 4. 0K5. 2,0.

I. XortKolt 6e inveztilurs siinultsue» rkssiisc». <Zi«-.

'7S5- 4- P- W. Gcrckcn vermischte Ädhandlungea. B- >. S-

q> u- f- P reu ß. Edle t wegen der Gksammtbcknder und de«

Succrsslonsrcchts v. 4- Aug. »763. bei KZoeller Oist. Leuck.

eck. Woltser. ^>»F. L:8> '

^) LeKilter inst, jur. 5euck. l!sp, z. §. g. ?. <?. Lsuer

Oouie. 1c»n. 2. psg. 2gl. Z. ^. Uellketü äe simultane»
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wo kein LehentrZger bestellt ist (§. 220.), muß er selbst

für jene Sorge tragen ?). Da jedoch gerade bei diesem

Jnjluut der besitzende Vasall oder der Aelteste der Fa,

müie gewöhnlich hierzu bestellt ist, so besteht die Abwei

chung von dem gemeinen Lehenrecht fast nur darin, baß

dieser für die Benennung sammtlicher Folgeberechtigten

in den neuen Lehenbriefen Sorge zu tragen hat.

§. 3S8.

III. Begründung einer besonderen Successlonöoxdnung durch

Autonomie «).

Statt der gemeinrechtlichen SuccessionSordnung kann

durch Autonomie der Lehenspersonen eine andere einge

führt werden, nach welcher das Lehen unget heilt nur

einem Successionsberechtigten zufällt ö). Sofern sie

nicht im ersten Jnvestiturvertrag festgesetzt ist, erfordert

ihre Einführung, da sie das Recht der Lehensfolger auf

gleiche Theilung fchmälert, die Einwilligung sZmmtlicher

in einem SuccessionSfall zur Lehensfolge Berechtigten,

wird dann aber für deren De fcendenz verbindend

(F. 226.) c); das Dafeun einer solchen Einwilligung

investiturs inprimi« !» terri« Lrrmsv. I«u»«K. (7e„. ,^<Z,.

4 ). Z- 76-

7) S trüben recht!- Geb. Tl). Nr. Ss. Bergl. jedoch oben 5.

220. Note 5

a) s. Hl. äs l.uäolk cke iatroäuvrions juri, xrioiogsllitur,».

«ä. z. len. >7ZZ. kol.

b) Ucbcr die verschiedenen «rten derselben s. uuteo das siebente Aap.

«) ^. ttsuer gs primogsnitur» ,ins vonsensu »uzieriori,

oräinklä (stpuso. ,. nro. 66 ) Z »2 — ,5. Quäolk

g. g. O> ksr, »xse. »z>K. 7. »xk. 1,. «r«. S U^ch dit

. b4
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kann sich auch auf Fam ilienobservanz gründen 6).

Außerdem kann sie durch einen Stammvater für seine

Descendenz durch letzten Willen unter den Bedingungen

angeordnet werden, unter welchen er zn deren Nachtheil

über das Lehen verfügen kann (Z. 230, 351, 3S6.) e).

Bei dem hohen Adel liegen in dem Umfang feines Auto

nomierechts und der Bedeutung feiner Hausgesetze (§. t>4.)

außerdem noch besondere Gründe, die auf solche Weise

festgesetzte Untheilbarkeit der Güter aufrecht zu erhal

ten /). Die Bestätigung der Disposition durch den Le

hensherrn s) oder den Landesherrn ist nach gemeinem

Vcrtheidlgcr der Ansicht, daß der Sohn dle Handlungen der

Ascendcnten revvclrcn konve, pflegen einem Vertrag aller leben«

den Folgebercchtigten diese Würkuvg teizulegcn (Weder lexen,.

Th. 4. S. 7 u- s>), welches freilich iliconsequent, aber ein De,

weis ili , daß sich jene Ansicht nicht durchfahren läßt.

ck) Z. 8. L e ? I r i e ä go jnrs primogeniturse conziietitttine in»

troäueto. lVli^K. t75Z. 4. Janz Commcvtar zu Ruiide. Tb-

». S- 49 «. f.

«) Luäolk g. g. O. avn. 7, ,0. li. O. I,. L «e nmer prin«.

jur. 5enck. §. ,47. Zach ar ick kursckchs. Lkhenr. Z. ,«6. ^«7.

S- 15s. der 2ten Äuög. A- M. sind Viele wegen I, ?. 8. ?r.

^ S- oben §. 230. Vergl. Weber g. a. O. S- § u. f.

/) Z. Knnclv cie cnnsirmutions cssi.ires jnri5 prini«Aen!-°

turse in lum. illu5trik. Lcun. lZg^. 1770. 4. W. ^. Kug.

>«5k 6e eoniirm. caes. jur. ziriinogen. 'inpriniiz i«luilu

leuäor. iuiv. Lüti. 1771. 4» ?u elter z>u ziriv. z>ri,ic.

§- 49-

^rg. II. ?. 26. §. 7. H. ?. 5«. II. 55. §2. S- »orn

jurisvr. 5vuS. Lsg. ,4. §. 10. Weber Lehel». Tb. 4. S. 4

u. f. Majer t. Erbfolge. Forts. >. S- 172 — 174. A. M. ist

Davz Cvmmeat. Tl). «. S. öz u. s.
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Recht in der Regel nicht nothwendig K), wiewohl die

letztere besondere Würkungen hervorbringt k), und wenn

die Einführung der besonderen Successionsordnung wohl

erworbene Rechte aufheben soll, unentbehrlich ist. Auch

kommt die erster? als Erforderniß des Particularrechts

vor/), nach welchem auch die Einwilligung aller Folgeb?-

rechtigten selbst in bestimmter Form immer nothwendig

seyn kann m).

^) S- die Schriftsteller Note k. «inck lZu. kor. ro». Os?. 4.

». ?om. i. Osp. 20 ).

') Bauer a. a- O S- >g -> 21. §. z? ». f. Kind a. a. O.

Zacharick kursöchs. kehenr. §. »>s. S. >SZ u. f. der stcn Auög.

Sie wird doh-r von Vielen für nothwendig gehalten , wem, die

Untheilbarkcit ohne Einwilligung lebender Kinder eingeführt wer,

den soll; LoeKiner princ. j„r. seuä. Z. 14g. Auch hat

dies in Verbindung mit den Ansichten der früheren Zelt , über

die Rechte der Nachgeborenen dcö hohen AdelS aus einen Pflicht«

theil , eine Zcitlang die Folge gehabt , daß bei Primogenitur,

Ordnungen der RclchösiSnde die kaiserliche Deltttigung immer

für nöthig gehaitcn wurde. Bergs. Rechtsgesch. §. 64« —

5«- S. dsgcg, Pütt er g. g. S. (Note k).

y Gothalsch. Lchcosmand- §. 77-

m) Preuß. Lande. Th. ' Tit. >g. Z. z86. Die durch Gesetze

vder rechtsgültige Willenscrklckrung einmal bestimmte Succcssivns«

orbnuog kann nur durch förmliche Familienschlüsse unter Eiuwilli,

gung des Lehenshekkn geöndcet werden-

ö4«
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§. 3S9.

O. Rechtliches Verhöltniß des kchevssolgexs.

I. Ja Rücksicht der Verbindung der Lehenssolge und

Allodialsucccssion «).

Der Agnat als Lehensfolger im Stammlehen b)

ist «uccessor «liZuIsri, (Z. 3S1.) und haftet daher für

Forderungen an dm letzten Besitzer (S> 232 u. f.)

oder für dessen Handlungen (g. 226.) nur aus be

sonderen Gründen. Der Sohn hingegen , wel

cher einem Ascendenten succebirt c) , wird als des-

«) II. ?. 45. Li contigerit vsssllnm sine omni nrole ileoeckere:

»gnstus «cl zuem univers» Keregits« vertivet , repuckistä

Ksereäitsle , Kuckum , si vudernum luerit , retinere vo»

terit : neo 6e ckebit« KereSitsrio slizuick leucki nomine

solvers cogitur : sock in fructibus « zno, relizuit , ut cks

eis ckeditum solvstur, zuo temvore ckecesserit — consicke»

rao^'.ur. §. i. Doi vero LIiuin relizuit , ivse von polest

Ksereckitstern sin» oeneiicio reouckisro : seck sut utruinzus

retinest, sut utrumzue repuckiet : zu« repuckiato ^ck sgus>

tos , si pstcrnum sit vertinekit. et licet »Iterum sine sl.

tero retinere non possit , sgnstis tsmen conseiitientibu,

Kolorit ckominu, eum , si voluerit, zussi cke novo KeneLei»

investire : zuo facto licekit ei repucki»ls naereckitslts feu»

ckuin tenere, nullo onere ei Iisereckitsrio imminente. II.

?. 5>. j. 4. ?üius non votest recussre Keereckitsteni pstri»

sbszue feucko , vrovinzuus «uteni notest. DIc kittcratUk

über diese Stelle s> oben §. »16. Note n. und §. 55 >- Note m.

S- a- Webee kehenrccht. Th. z. S- 4«? u- s. Schnauben«

Cvmmcot. S> S°S u- s.

i) Ucbcr das Srblchea s- §- Z5>- ZSZ.

«) Der Fall de« Gesetzes tritt daher nicht ein, wenn der Vater das

lcben auf den Sohn «flitirt hat, obwohl alsdann, den llmsttnde»

nach die «iienation von den Gläubigern mit der »eti« ?«ull«>.
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sen <i) Erbe e) behandelt/), odtr muß sich beö Lehens

und Allodiumö zugleich enthalten z doch kann ihm der

LehenSherr , wenn sämmtliche Agnaten daS Lehen auf

ihn refutiren , dieses als Neulehe» wieder verleihen.

Als Erbe haftet der Sohn wie jeder andere Erbe für

alle Handlungen deö Vasallen, dem er succedirt, und

muß daher, sofern das Allodjum nicht hinreicht, dessen

Schulden auch auö den Früchten des Lehens bezahlen x);

daö bsoesieiulu inveutsrii befreit ihn von dieser ge-

angefochten «erden kann. Ltruv «z^nt., ,4. »xK. 5«.

nr«. >o. v. Komptz üb« 11. ?. 4Z> S- >>2. — Auf die

Frage , ob er für die Facta des Bater« haste , hat dies jedoch

keinen Einfluß. kukeaciork «Ks. loin. z. yds. ,46.

Wergl. §. «6.

«Y Denn Srbe und Lehe» müssen dem Sobne zugleich zufallen.

Der Enkel braucht daher , wenn er dem Großvater im Lehe»

succedirt , auch nur dessen Erbe zu werden. Weher S- 44>-

L»uer utrum nevos «bstineris » putris dcreäitste od-

aersts ^ in slloäio et feucko svi suOeeclere pnssit. IVIsrd.

»795- Hingegen geht die Disposition auch auf Oesccvvevtcn ent,

scentcrer Grade , die einem Asccndcntcn succcdircn. ivio eller

öikt. l6. Oklp, 7. I. I« ö. LoeKluer 6s jlllo Vilziilli suce.

in leuäo. Osp. i. g. g.

«) "non polest Kereck/ealem suis KeneLcio repu<!iare."

/) Aus den Willen de« Asccndcntcn, dem Scscendentcn da« Allodium

zu entziehen, kommt nichts an, da die Verbindung zwischen

rer Lehens, und Allodlalsolge gesetzlich nothivendig ist. Die Snt«

erbung im Allodio schützt daher den letzteren nicht vor den Vcr,

pflicbtungcv eines Allodialcrben , sobald er nur das Lchen wörtlich

überkommt. Urb« die verschiedenen Meinungen s. Weber g. «.

O- S- «9-

g) E> Weber a. a. O- S. 4«-
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schlichen Verpflichtung nicht K), sondern sichert «ur

sein übriges Vermögen 5). Von .diesen Grundsätzen ma

chen auch die Handlungen keine Ausnahme, welche sich

auf daö Lehen selbst beziehen K), da die Behauptung,

daß der Sohn im Lehen suoce5sor singuisri« s.'y, uner-

weislich ist (§. Z5t.) y. Zweifelhafter ist es allerdings,

ob der Agnat, sofern ihm die Erbschaft deferirt und frei

willig von ihm angenommen wird, in seiner Eigenschaft

als «uoveksor «ingulsris nicht Handlungen revociren könne,

K) Denn von dem Sohnc «Ilt wegen seiner Eigenschaft als Erbe,

was vom Agnaten vicdt «ilt , daß er " cke 6ebiro bereliilsrio

sliyuick 5eucli nomine solvcro cogilnr." Dss klhcll wird als

Stück der Erbschaft behandelt , " und wenn es darum gleich nicht

veräußert werben kann , so müssen hoch dessen Früchte schlecht«

bin behandelt werden , als wenn sie zur Mvdialmasse geborten.

Wergl. preuß- Lanbr. Th. i. Tit. >8. §. «74 u> s>

H Ltruv s^nt. jur. feug. Osp. iq,. »z>K. zo. nro. z re.z. ?. l>.

IZsi^er 6e vsssllo exkere6snte. Z. ?. (Opusr?. ?om. ». z>sg.

92.). <Z. Q. LoeKmer prinO. jur. 5euä. Z. ziz. Uebcr die

Meinungen Anderer s. Pcky Lehcnr. §.

^) Kitscr wenn sie der Erblasser selbst hätte widerrufen können. S-

oben §. ««5- Note 5.

i) S- oben §. ,26. Note m. und über die entgegengesetzte Mrinur«

ebcndaf. Note ». Ueder die neueren Gesetze ebenlas. Note

r. s. t. In Hinsicht der Allodlalhanblungen üdciMt das preu«.

Landr. «, a S- dem Willen de« Sohne«, ob er E>re werden

will, »«"stichlet ihn aber doch such im entgegengeschten Fall zur

slitsidlarlschen Bezahlung der Allodlalschulden ouS den Lchensein»

künsttn. Das bair Ische kehensedict §. ;8- gegattet dem Sohn,

die Erbschaft de« Baters auszuschlagen, verxsiichtet ober jeden

kehcnsfslger , der- Erbe geworden ist , aus den kchenselnkünsten

die Schulden zu bezahlen (§. '47 ) , und die Facta seine« Erb

lasser« im Lehen zu vraMeo. ebendas. g. ,,g.
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die 'er als solcher nicht anzuerkennen braucht, und dann

nur als Erbe für die Entschädigung hafte ; die Ana-

logie des römischen Rechts ist aber für Gleichstellung mit

dem Sohne m).

§. 3«0.

II. Ansprüche der AZsdKlcrbcn an den Lchenssolg^r.

Die Allodialerben des Vasallen haben als solche

in der Regel keinen Anspruch an baö Lehen; vielmehr

muß dieses, wenn die Allodial- und Lehenssuccession ver

schiedenen Personen zufallt, vom Allodio gesondert «er

den (§. 361.). Zu den Äusnahmen von jener Regel ge

hört jedoch : 1. daß eine Verpflichtung des Lehensfol-

gers zur Leistung eines Leibgedings oder Witthums be

sonders begründet seyn kann (303. 304.). 2. Die Aus

steuer und Dos , welche die, Töchter des letzten Lehensbe

sitzers zu fordern haben (§. 233. 301.)^ BiS zur Wer-

heirathung gebühren diesen die Zinsen derselben s), wo

fern nicht Hausverträge oder Familienherkommcn nähere

Bestimmungen über ihre Alimentation und sonstige ihnen

zukommende Vortheile festgesetzt l?aben, die ihnen zuwei

len auch durch das Particularrecht gegeben sind ö). 3.

m) I.. 7Z. O. 6« eviction. («I, 2.). I.. iq. O. sog. (g, 45).

Bergt. Klsrtili 6« jllio V!>5älli suoc. Ig se<z. Hcn«

n e in a n n über Ii. ?. 45- S- 86 u. s. >

a) I.?. LvKoepker äs g^Iimentis et 6«te Klisrum noditinm.

krllucot. »6gz. 4. I. <?. KoinKsrij ctot« ex 5eu<io

xravswnä». Viteb. 177;. q. G. x. Böhmer Rcch^f. B I.

»bch, I. Nr. 5. §54- S trüben «chll. Beb. B. I. Nr. 57-

ö) I. L. LngelbrecKt iiv'it. keug. ?oniersii. Luec. Osp. g.

z. 4Z «ey. I. H. Ba lecke Abh. von dem mcckicnb. Ekdjuvg.

slkueurecht- Rost- u. Lelxz- 4-
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Die Ansprüche der Allodialerben auf einen Pflichtteil

aus dem Vermögen des letzten LehensbesitzerS, können

bei einem Neulehen den Lehensfolger zur Ergänzung des

Pflichtteils verbinden c), und bei einem solchen kann

auch die Verpflichtung desselben vorkommen, die Le-

hensftüchte zu conferiren, welche er schon vor dem An«

fall des Lehens bezogen hat <i).

§. 361.

vi. Absonderung des Lehens vom Sehe °).

Die Trennung des LehenS vom Erbe (§. 360.), die

auch bei der Consslidation deö Lehens, oder wenn der

Vasall in ConcurS geräth, geschehen muß, ist an sich

weder eine Lchenssache (S. 213. Note «.), noch ein ge

richtliches Geschäft, kann aber aus mehreren Gründen

die letztere Eigenschaft erhalten ; der Lehensherr gehört

zwar nicht zu den nothwendig dabei concurrirenden Per

sonen, ist aber immer befugt zu interveniren ö). Die

Auseinandersetzung der Interessenten betrifft: I. die

Sonderung der lehenbaren Gegenstände selbst, von dem

«) ?. Lsuer öe keuä« inoKicisse czuseiito (opuse. 1"<zm. ».

x. S>). G- ?. Böhmer Rechttf, B- ' Acth ,. N, ,°. §.

Lg — gö. Zachgxi«! kursckchs. lkhcnr. j. 20^. S. «76. der

»ten Ausg.

ck) O. O. Liener rle collatisn« jeuöornm. l^izil. 1795. 4. ^

«) l). 1^. I^lencKe» cks s11o6io eju5c>ue »exsrslione ^ kvuö«.

Viteb. >7Z^. 4» Hagemann kandmtklhschaftSrecht. ' §. 59g —

4«o. L eemsnn l> ru Nl frstrum conrilis. Ion». I. nr«. >.

G. ?. Böhmer Rechtts. B-2. «bth. ». Nr. >4S> v> Gülvlv

u. Hagemann Ekötter- B. 5- Nr. 17.

>) Hagemann kandrltthschaltsr. j. 4°«.
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Allodio. Mit der lehenbaren Hauptsache gehen nicht nur

die Pertinenzen, welche zur Zeit der ersten Belehnung

bei jener waren (§. 192.), oder in Rücksicht deren ein

ausdrücklicher oder stillschweigender Lehensauftrag erweis

lich ist c), sondern auch die mit dein Lehen verbundenen

Gerechtsame auf den Lehensfolgec (oder Leheueherrn)

über, wenn die letzteren nicht für sich bestehen können

Andere und alle mit dem Lehen verbundene allobiale kör

perliche Sachen fallen dem Allodialerben zu, wenn

sie nicht als Meliorationen anzusehen sind, wohin die

Gebäude gehören e), oder dieser aus besonieren Grün,

den /) sie dem Lehenöfolger gegen Enrschädigung zu

überlassen verbunden ist. II. Alle bereits separirten Früchte

«) Steuden« Nebeniiunden. Tb- s> S- S"7- dcsseu rechtl. Beb.

Th. !. Ne. >«». S> 2«6. Hagemana a. g. S §. qo».

<l) II. 8» §» ^ couirario »utern «i quiä feuSo s vaisllo

»ääilum «>t ; li quillem wie säjectuin »it , ynoä per ss

«ukiislerv possit , j<i e»t ut per ss ceiiiestur ut praeitium,

ill non sccrgkcit keuäo, Li vero per se non possit luksi»

«tere , ut «erviins : plerisyue plscet, 5eu<io ucceclere , ed

«icut partein feuäi äisponenänin e«e. Wtrgi.. Note e. S-

H a g e m a ll u a. «. O.

«) ll. ?. «8. §' 2. Li vsisllu» in keucko uli^uoll sväisieiltm

fecerit, vel ipsum ins peounis ineliorsverit, et oontigerit

poite» »t vssallu« sine Llio inssOul« <ieee6,t , (ioininni

»ut pstistur segiLciuin «ulerri , «ut lolvst preciuni nie.

liorstionis. I.Iein äico si precio servitutein 5euäo sczuirst.

(Guillain slii »licunt omnin« sä ckominum pertinere.

/) Wohin sowohl Willcnsertlckruog de« fr.übttcn kehcn«bcsiy5xs , al«

zuwcllcn auch gcscylichc Disposition gehört. S- z. B- prcuß

Lande. Th. ». Tit. >S. §. s«7 u. s. S. dagcgcn gothaisch

kcheNömandat- §. 84 — 86. Vergl. Hagem««» ». «. S

Zach «eick kursckchs. Leht«. «te ilu«g. S> »SS.
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gehören zum Allodio (§. 221.). Von den noch unge

trennten gehörten dem Landerben die kructus naturale,

nach dem älteren deutschen Recht, sofern sie innerhalb

30 Tagen nach dein Tode des Vasallen percipirt werden

konnten g), die flucti, inüustrisle, aber dan;i, wenn

für ihren Gewinn bereits die meiste Arbeit gethan warü).

Das Particularrecht folgt diesen Regeln noch jetzt theil,

weise i), und nach der letzteren erklärt auch die PrariS

den Grundsatz des longobardischen Lehenrechts , daß

wenn der Basall räch dem ersten März und vor dem er

sten 'September stirbt, alle bis zu diesem Endtermin zu

percipirende Früchte dem Modialerben, im entgegen

gesetzten Fall aber die Früchte dieses Jahres dem Le-

hensfolgcr gehören K); nur rückt man in dem erste«

Fall den Endtermin bis zur Beendigung der Erndte

hinaus i). In Hinsicht der Civilfrüchte laßt sich aus

«) ESchs. Landr. B. ,. Art- 2,. V s- Art. iz. L. ». »«ra

ckc äie trigesimo. Vited. l6gz. rec. 171g. 4.

ESchs. kandr. B. 2. Art. s». ^

i) S- Zacharick kurs^chs. Lcbcne. S. 2gt «. f. dcr 2tkli Ausg.

Gothaisch, rchrnsmankak. §. 87 ^ 8g. G. L- Böhmer

Rcchlös. B 2. Abtd- Nr. >«,.

ZK) II. 2g, I. Z. — ei vQSs'Ins llecellut kine Kserecke lvsZOtilo,

et contingst keuckuin sä lloininni» reverri , «io ckkUngilltui-,

^nocl si snte IVIsrtinin, omnes kructn« illius snni ex keuita

z>i-«venientes sck iloininum por?inekui,t. Li vero post Xs>

1e„6as IVIsrrii us^ue Sil Xngustuni^ «rnoe5 iructus <zui in-

teriin nercipiuntnr , sl! Ksere6e« vssslli perlinesnt. Li

vero post ».»gustiini oinves truclu» snni perci^ier cloininus.

i) ^. ?. 1° r e n ä e I e n b » r g 6e jnre Iruetunm z>ost /^ußnztin«

mulurescenliuin in 5eosr. sllvllü s Iruäo. liiit?. 1771. 4.

Hagcmavv g. «. O. §4"' Ucber die Grundsätze dcö preuß.
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der Analogie m) nur die Bestimmung ableiten, daß sie

dcm Allodialerben nach der nehmlichen Regel zufallen,

wettn Grundstücke verpachtet sind «), oder nach Vei-

hältniß der Zeit, wenn sie sich für jeden Augenblick be

rechnen lassen; sonst nur wenn sie noch während des Le

bens des Vasallen fällig geworden sind o). III. Ucber

die Meliorationen x) giebt daö longobardische Leh^inecht

(Note e.) nur bei seinen Bestimmungen über die Gebäu

de ?), die für das Werhaltniß offenbar nicht genügende

Regel, daß sie der Lehensfolger für ihren Werth behalten

aber auch dem Landerben überlassen kann, sie hinwegLu-

nehmen. Die Praxis oder das particulare Necht ^)

pflegt genauer bestimmt zu haben, was zu den Melio-

kandr. f. a. a. O- §- 5?«- Th. ». Tit. »,. §. 150 u. f. DK

Saat, und B stcllungslostcn wcrdkn icdoch im lkytcrcn Fall dc»

Landerhen vergütet. ?.uettmsnn OK«, jnr. 5euä. Osp. 26.

m) Ii. 7. Z. t. O. Lolut« mstrim. üyj c^u«niskim. pst. (24, z.).

I,. u». §. 9. O. äe rei uxor. sot. (g, iz.). G. BöhNlek

Rechtsf. «. a. O. II, 10», z. 8. g.

») ?nkenä«rk OKserv. jur. uviv. ?om. 1. Obs. igz. S, 2.

Böhmer a. g. O. §. >o.

0) Hagemann «. a. O- §- 4'2.

«) <Z. Lok SÄ er äs meliorÄtiovibus seuctt (Oiss. I'om. >.).

^) ?llken,1«rk Ods. I'om. 1. Od«. >84> ». Bülom u Hage- ,

mann Erörter. B. z. Nr. l?-

x) Vergl. z. preuß. Landr. Th. Tit. ,g. §. 64Z u. f.

FachariS o. «. O- §- «>5. Gothatsch. kchensmand- 8- 9«.

Entwurf zu eiukr Vcrordn., Idie «bsonderung des Lehens vom

Erbe betreffend; bei v- Bülow u- Hage mann Erirler. V.6.

S- 496 u. f.
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rationen zn zählen ist , in wieweit sie der Lehensfol-

ger übernehmen muß e), und wie ihr Werth zu schätze»

ist u). Wegen liquider Forderungen, die hieraus ent

springe»', haben die Landerben ein Retentionsrecht am

Leben«); sie haften aber auch IV. für dessen Deteriora-

tion und der Lehens folger kann daher- die Entschä

digung, welche ihm für diese gebührt, bei den zu ver

gütenden Meliorationen in Abzug bringen.

«

Sechstes Kapitel.

Succession in Bauergüter.

§. 362. >

I: Natur de« Erbrechts.

Bauergüter, welch« freies Eigenthum s) oder nach

den Grundsätzen der römischen Emphyteuse zu beurthei«

,) kukevSork Obs. 1°om. ,. vor. ,gz. ,84. p. BülowU.

Hogcmann Ekörlcr. G- z. Nr. 17. Hagcoiavo Laodmtrth,

schall«. §- 4°4 ^ 4°9-

,) rukevSork Ob?. I'om. s. Od«. ,»6.

u) Uommel rksp«. Obz. 5or. Ods, zog.

«) Hierüber und üb» das Recht, Abtretung gegen Cautton zu sor,

dern, s. ?ukenckorl Ok5. ?om. 2. Ob», izo. Hggemavn

a. a, O. §- 4»«'

«,) ^exerniv^ «nslecl,» jur. keuä. I'om. 1. vr«..z8. Dessen

Misccllanccn des kchcnr. Th. ». Nr. 6. Preuß. kandr. a> ^

O S-SS4 u. f. Gothaisch. Lehcn<ma,!d. § 91. Hagcmann

Landwlrlhschastsrecht. !- 4^0.

«) Für die Güter, welche wahre« Lehen sind, gelten auch die

Gruudsötze vou dtt keheussucccgio». .
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len sind, werden wie andere zur Erbschaft ihres bisher!«

gen Besitzers gehörige Grundstücke vererbt. Bloße ge

setzliche Unteilbarkeit bewürkt nur, daß sich di« Erben

über eine Eiviltheilung vereinigen müssen, hindert aber

nicht den Verkauf an den Meistbietenden, wo dieser nicht

besonders verboten ist (Z. SS5.); in diesem Fall pflegt

aber auch bei solchen Gütern ein Anerbenrecht vorzu

kommen, wie es sich bei denen sinket, welche zu Colo-

natrecht besessen werden ö). Bei diesen ist I. daö Gut

in der Regel unth eilbar. Der "Anerbe" wird bald

durch den letzten Besitzer mit Zustimmung des Guts

herrn, bald durch diesen, bald durch eine gesetzliche Suc-

cessionöordnung aus mehreren nach der Erbfolgeordnung

des Zivilrechts c) zunächst zur Succession berufenen

destimmt; im letzteren Falle pflegen die Regeln des Ma

jorats oder Minorats (im eigentlichen Sinn, s. Kap. 7.)

zu entfcheiden, die Söhne aber ordentlicherweise den

Töchtern, und Kinder erster Ehe denen der zweiten vor

zugehen. Abgefundene Kinder verlieren hausig für

sich und ihre Descendenz daS Successionsrecht Ein

gesetzliches Anerbenrecht e) hindert zwar den Be

il Vcxgl. I. A. Klön tru? von dem Anerbenrecht bei relbevflichtl,

gen Baucrgütern in WcSpbalen. O«n«br. i8«2. g.

e) LelcKo« äs gjgerentiis prasckioruin rustio. et 5euck«rui»

prsesvrtim yuouä «ue«e«iiolle»>. Lott, 1767. Lleota jnr.

Lerin. vro. 7.

«i) Z. B. osnabrück. Elgentbumsvrdn. Top. 4- j. 6. »rrgl.

LtruKen 6e jure vülicor. g. §. 7. Eillx Rkikl I<Ißt

sich jcdoch HIeraut nicht bilden. Selchow a. a. O. 5.

C- k- Runde von der Jnterlmsivlrthschast. S. 109.

«)'?ufenäork «bz. "rom. t. Ol,«, g,. I. C- Palm Lelbkb

«entbum<recht in der Grassch. Hoya. Cap. i. S. «s «. f. I. u.
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sitzer, über das Gut durch letzten Willen oder Erbver

trag zu verfügen /), und den Gutsherrn, den nächsten

Anerben, wenn er nicht freiwillig Abstand nimmt g),

ohne hinreichenden Grund (§. 257. 3.) zu übergehen,

macht aber darum die Erbfolge nicht zu einer «ucceüio

ex pscto et Providentia insjorum l). II. Bei ungetheil-

tem Ucbergang des Guts und untrennbaren (F. 152.)

Allodiums auf den Anerben, erhalte« dessen Geschwi

ster von ihm eine Abfindung (Brautfchatz, Auslo

bung, Aussteuer), die sich stets nach der Größe des

trennbaren und untrennbaren i) Allodiums ( s. oben S:

391. 633.) richtet, bei der zuweilen aber auch außerdem

der Werth des Guts in Anschlag kommt. Bei Berech-

v- Cromcr vom Minorat bei Baucrgütern. Wetzl. INeievff.

Th. ?. S. '62. Ltruden cke jurs villi«. g. z. ei zs<^.

Occyer Beitr. zur Litteratur des deutsch. Rechts. S> Sb>

/) C- L- Runde Rechtsl. von der Leibzucht. Tb- 2. S. 66.

^) lieber das Köhrrecht, welches hierbei vorkommt, s. Struben

iechil. Bcd. Tb- z. Nr. 97. v. Bülow u- Hagemanu E»

drtcr. B. 6. Nr. 66. ,

K) Der bei v. Bü low u. Hagemann a. a. O. erwähnte, der Un,

Mündigkeit, dürfte sich schwerlich rechtfertigen lassen. S. C- k-

Runde von der JntcrimSwirthsch. Z. 6. <

H Struben äs jurs villlcor. Osv. z. §. z>. ». BÜlvM U.

Hagemann Erdrter. B- S. Nr. n.

Das untrennbare SIllodlum wird indessen dem Anerben ordentll,

cheeweisc nach einem geringeren Anschlag oder zum Theil gan,

frei überlassen. Vergl- C- k- Runde ». d. JnterimSmlrchschsst.

6t. Hggcmann kandwirthschastör. §. 272. v. Bülom u.

Hagemann Eröxtex. B- '. Nr. zg. B- z. Nr. ,6.

k) Bezin kleine juriss, Schriften. Hst. ». (1799.) Nr. t. Alölv

lrup vom Ancrbenrccht. S. 8.
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nung des Vermögens, auS welchem di: Auslobung zu

geben ist, sind stets die Schulden abzusetzen, die der

Anerbe übernehmen muß, welcher auch allein als wahrer

Erbe zu betrachten ist. Die Festsetzung der Auslobung

muß häusig gerichtlich geschehen, und der Gutsherr,

wenn dessen Zuziehung nicht schon gesetzlich nothwendig

ist, hat wenigstens ein Recht zu intervcnircn, da er

eben so wohl als der Staat ein Interesse dabei hat, daß

dem Anerben keine größere Last aufgelegt werde, als das

Gut tragen kann m). >

§. 363.

II. Besondere Institute, welche bei der Erbfolge in Banergütcr

, vorkominen.

». Lcibzucht «).

Bei allen Arten von Bauergütern ist deren Abtre

tung an den Erben bei Lebzeiten des Besitzers, unter

Vorbehalt einer lebenslänglichen Versorgung (Auszug,

AuSgeding, , Altvaterrecht, Altentheil, Leibzucht) für

diesen oder beide Ehegatten, sehr gewöhnlich. Seinem

Ursprung nach ist das Geschäft ein deutscher Erbvertiag

in der alten Form (S. 3 «).) mit Aufnahme des Erben

in das Gesammteigenthum , weshalb auch die übernvms

mene Verpflichtung stets als eine Reallast auf dem Gute

haftet (§. Note i.)z heutzutage pflegt sie unter

dem Gesichtspunkt einer anticipirten Erbfolge betrachtet

m) 5trudenäe zur« villicor. Osp. z. §. ig. Wttgl. oben S.

»76 ^ «79-

«) E.L. Runde die RechtSIebrc von der Leitzucht oder dem Mcn,

tbeile aus d.-itschcn Baucrgütern, nach gemeinen und besonderen

Rechten. Oldcnb. »goz. » Thle. g.
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' zu werben. Als Folge der JnterimSwirthschaft oder der

Güterrechte der Eheleute (g. 364.) kommt außer der

Leibzucht, welche von dem abtretende» Besitzer frei be,

düngen wird, auch eine aus jenen Gründen nothroen-

dige vor i). Bei der ersteren Art ist die Befugniß, sie

auf das Gut zu legen, sofern dieses freies Eigenthum

ist, nur durch die Rechte der Notherben wie bei ande

ren Erbvertragen lZ. 341.) beschrankt; bei Gütern, wel

che zu Colonatrecht besessen werden, gehört aber die Ein

willigung des Gutsherrn zur Gültigkeit des Geschäfts,

sofern daö Gut an einen anderen als den gesetzlichen An,

erben überlassen werden soll c). Abgesehen hiervon ist

der Gutsherr nach der Natur des Verhältnisses wohl

einen Leibzuchtscontract zu rescindiren berechtigt, durch

welchen das Gut übermäßig beschwert ist, aber seine zur

Abtretung gegebene Zustimmung so wie gerichtliche Be

stätigung des Geschäfts ist nur ein Erforderniß des par

tikulären Rechts, jedoch ein sehr gewöhnliches, da der

Richter meistens auch darauf sehen soll, daß jene nicht

b) Hlchcr gehört ,) die Leitzucht , welche dem Jntcrlm<ivlrtd und

dessen Ehefrau gebührt ; ») dle^tn der Ehestistung «rsprvchenr,

und z) die , ivclche allgemein eine aus Gesetz oder Herkomme»

beruhende Würkung der Ehe ist, und nach Beschaffenheit des

Gütervkrhclltntsses der Eheleute , bald als eine Art des Beisitzer

<Z. 5>>- 5Z6-) bald des Wltthum« anzusehen ist. Bei den letzte,

«n Arten geht daher auch der Anspruch aus die Lesbzuchr durch

Ehebruch verloren, v. Bülom u. Hasemann Erörtcr. B. ,.

Nr. 5,. Hagemann« Landmirthschastsr. Z. S7- Noch mehr

beschrankt HIc< E- L. Runde RechlSkchre von der Leidjucht. T^.

». §. sz. S- aber j. zog. Nr. i.

«) C. L> Runde «. a. ö- L> 6S — 6«.
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aus widerrechtlichen Gründen geschehe Die Verhält

nisse des Leibzüchters sind, wo ihm Grundstöcke zum

Nießbrauch überlassen bleiben , nach der Natur dieses

Rechts, sonst nach den allgemeinen Regeln von den Real-

lasten zu beurtheilen e); ein Mitglied der Gemeinde

bleibt er nur, wenn er eine eigene Leibzuchtskathe be

wohnt/). Nach seinem Tode fallt zwar der Altentheil

an daö Gut zurück, der Colon ist aber darum nicht sei«

Erbe, und daher auch nur, sofern er das letztere wird,

die Schulden des Leibzüchters zu bezahlen verbunden S>

F. 364.

. . ». Jnterimöwirtbschast «).

Wenn der Anerbe das zur Annahme des Guts er

forderliche Alter noch nicht erreicht hat, pflegt jenes in

vielen Gegenden von Deutschland nicht einer vormund

schaftlichen Verwaltung unterworfen, sondern bis z^r

Volljährigkeit des Anerben einer Person überlassen zu

werden, welche für diese Zeit alle Rechte eines würklichen

Colonen genießt. Der Ursprung des Instituts ö) ist

wohl darin zu suchen, daß dem überlebenden Ehegatten

«!) Ebendas. §. 6g — 71.

«) Die Befugnis! zu veräußern und dke Verpflichtung die öffentlichen'

Lasten zu tragen , müssen hiernach beurthcilt werden , ivlemcdk

die ergere manche elgcntbümllche Beschränkungen ju leiden pßegt.

C> L. Runde a. «. O. §. 41 u. f. §. 56 u- f.

f) C- L- R u n d c a. a. O. §. 62.

«) S- ebendas. §. s» ^ S4>

«») C- k. Runde Abhandl. der RcchtSlebre von der Jnteximswirth,

schalt auf deutschen Bsuergüiero. Gbtt. 1796. g.

» S> ebendas. Z. 'S-

SS
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vermöge der gesetzlichen ehelichen Güterverhältnisse der

fortwahrende Mitbesitz »nd die Verwaltung des Guts

wie bei der fortgesetzten ehelichen Gütergemeinschaft bis

zur Volljährigkeit des Anerben zusieht c), und daher

der überlebenden Wittwe <i) gestattet werden muß,

ihren zweiten Ehegatten auf das Gut zu bringe» e),

welches, da diesem dessen Verwaltung ohnehin zufiel, von

selbst darauf geführt hat, ihn vertragsweise zum Jn-

terimswirth zu bestellen und durch die mit ihm zu

treffenden Verabredungen zugleich für das Beste deS An«

erben zu sorgen. In einem Falle dieser Art ist daher

auch die Einführung der Jnterimswirthfchafr ein Recht,

k) HZcrgl. oben z. 5«8- S- 737» §- Z"- S- 744

H Oer überlebende. Ehemann , der durch ble Ehe aus das Gut gc<

kommen ist , führt keine Jntcrimswlrthfchaft , sondern hat die

Wcrwoltuog ohne Rechnungsodiage , wo jene GürerverhSltN'sse

eintreten, vermöge dieser, oder auch sonst vermöge der väterlichen

Gewalt.; sein Anspruch , auf eine Lclbzucht für sich und seine

zweite Ehefrau, wenn er Iias Gut dem volljährigen Anerben über,

gicbt, entsteht auch wieder aus den Wirkungen der Ehe (§.365 ).

Das nchmliche ist der Grund eines Anspruchs auf den Stltciitdcil

für den zweiten Ehegatten clucr Wittwe, der das Colvnatrccht

selbst zustand ; dem Anerben fclllt hier durch den Tod des ersten

Ehegatten das Gut noch nicht zu, nach dem Tode der Scsikzeri»

selbst aber , muß der zweite Ehegatte ebenfalls auf die Leibzucht

weichen, sobald de, Slncrbe volljährig wird- Ote Verwaltung des

GutS bis zu dieser Zeit , ohne Bestellung zum Inteeimswirtb,

ist a^ch wieder eine Folge der ehelichen Güterverhilttnisse z durch

zweite Ehe desselben kann aber eine wahre Jutcrlmswirthschaft

entstehen. Vcrgl. Runde «- a- O. §. ^o. 0. S- >>5-

,) Ltrubdn K«c«k. ju, viUlcor. Obs. 44. PSA. 501. Runde

a. «. O. S. ?<.
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welches der Wittwe nicht entzogen werden kann /) , in

allen anderen Fällen kann sie nur dann eingeführt wer

den, wenn der Gutsherr über eine interimistische Ver»

waltung zu verfügen berechtigt ist, oder bei einer ge«

wohnlichen vormundschaftlichen Verwaltung daö Gut dem

Anerben nicht erhalten werden,' oder dieser nebst seinen

Geschwistern cu,S dessen Einkünften nicht erzogen werden

könnte, da sie die Rechte des minderjährigen Anerben ge

gen die Regeln des gemeinen Rechts schmälert Z). Der

Jnterimswirth erwirbt für sich alle Früchte deö Guts,

muß aber für die Zeit, auf welche ihm das Gut über

lassen wird (Negierungs , Wahljahre) , alle Lasten deS

Guts tragen, den Anerben und dessen Geschwister ali»

mentiren und die letzteren in der Regel absinden K), ge,

wohnlich eine bestimmte Summe in das Gut inferiren,

welche in diesem bleibt, und haftet für dessen Deterio»

ration r); dafür erhalt er bei Beendigung feines Rechtö

eine Leibzucht für sich und eine Auslobung, auch wohl

ein eventuelles Anerbenrecht für seine Kinder. Diese

Bedingungen werden durch einen mit dem Vormund des

Anerben und seiner Geschwister eingegangenen Bertrag

f) Rechte dieser oder der Note ä ekwä'boteo Art können sich auch

aus EbcKIl'Umg gründen. Vergl. Steuden rechkl. Bcd. Th. 4.

Nr. 55,. 'tt-

,) Vergl. Runde a. g. O. S. 75 »od Z. z>.

K) Die Verpflichtung richtet sich darnach, in wiefern d«S Vermögm,

aus welchem die Abfindung ,u vrMrcn ilt , in die Hönde de«

Joterimswirthö kommt. S. Runde a. u. O. §. 6r — Sz.

,°) Schulden kann er daher nur auf das Gut legen , sofern sie «U

ein nothwcudigcr Aufwand zu betrachten sind , den er nicht «er«

tragSwclse aus eigenem Vermögen zu machen bat , und aus den

Einkünften nicht zu tragen im Stande ist. Vergl. Ru nde §. 67.

S5"
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festgesetzt K). der die Einwilligung des Gutsherrn und

ordentlicheres« gerichtliche Bestätigung erfordert

Der dcö ?lnerben beendigt die Jnterimswirthschafr

nicht; der Tod des Jnterimswirtlis. beendigt zwar des

sen Nießbrauch, giebt aber, sofern die Wahljahre noch

nicht abgelaufen sind, auch Veranlassung zur Bestellung

eineS neuen Jnterimswirths , indem insonderheit ein

zweiter Ehegatte des letzteren für den übrigen Theil der

Mahljahre unter ähnlichen Bedingungen an dessen Stelle

zu treten befugt ist m).

Siebentes Kapitel.

Succession in Stammgüter.

?. Zinip5OniIcl >te K6eicommissi« Ismilisruin novilium. ^r.

gent. 1626. VIm i6gz. Z, ?. I^u6ovjoi<1e 6iverso jur« bo.

uorui» säc^uisitorum et Kereöitsrioruin. Usl. 1714. ^. k'. ^V.

Lrsnät äs n^tur» bonorum sviwrum , vulgo StaMMgÜter.

^Vl»rK. 174S. reo. 1791. U. Uersomeier cke ps^tis gentili,

tiis. IVloziint. 178g. 4. I. v. rie Oranrer Se LIis kiobiU vi '

cousuelugiuis vel uacti saniilise renuuciaute (Ovusc. uro. 10 ).

I. Verschicdcne Acten des Stammguts.

Stammgüter sind überhaupt die von den Vor»

fahren ererbten Güter, über welche der Besitzer nicht

frei verfügen kann, sondern sie seinen Erben hinterlassen

muß; den Gegensatz derselben bilden ruuerworbene (wohl-

K) Vcrgl. Runde a. a- O- §- 47 u. f.

y S. ebeudas. §- z» 46.

m) Runde §. z«. S. "6. §. 72.
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erworbene, errungene) Güter (dona »Zquisits). Unter

ihnen laßt sich: I. ein Stammgut unterscheiden, des

sen Hauptcharacter nur darin besteht, daß es mit Aus

schluß der Töchter allein den Söhnen zufallt. Das Da-

seyn derselben gründet sich 1. beim hohen Adel auf die

Observanz der einzelnen Familien, baß die Töchter bei

ihrer Verheiratung zum Besten der Söhne oder des

MannSsiammes darauf verzichten müssen. Wo weiter

nichts als jene erweislich ist, kann der Besitzer es unter

die Söhne ungleich vertheilen, in Ermangelu»g derselben

von Todeswegen, und unter Lebenden stetS frei veräu,

ßern «). Doch findet man auch in Erbeinigungen be

stimmt, baß die ererbten Güter nicht außer der Familie

ohne Vorbehalt des Wiederlösungsrechts veräußert wer

den, bei Veräußerungen an Stammsvettern aber die

nächsten Agnaten ein Retractrecht ha"ben sollen, wodurch

sich diese Güter zwar einem Fideikommiß mehr nähern,

aber der Besitzer doch zum Vortheil eines Agnaten testi-

ren kann ö). Diese Eigenschaften der Stammgüter dieser

«) ?uetter jv5 priv. prine. §. 2«. Dle Wükkung dies« Art

des .Stammguts wird jedoch von einigen zu weit ausgedehnt.

A. P. ?ütter l?e jnre feminsr. «itspirsniii ack KcleieOinm.

Km. §. zö. Z7» S. bogkg. LencKenKerg 6i5yiiis. ^uz

LIism ultimi gontis snae in regnis et vrinciviltibnz vrivu»

tive sueeeäere äcgncitur. §. 4<> Dessen öl' llitat. äe univ.

jure et nist. tnsc. Z. med. I. I. I. Moser von der deutschen

Sicichöstände kanden. S- s>9 u. f. Dessen Famlllcnstaatsr.

Tb- S- 8ZS- lieber die Natur dieser Art des Stammgut«

überhaupt s. Ltr^cK <?e s,,ce. int. Oi«s. 7. Osp. ,. §. 10.

?uke»äc>rl OKs. ü'om. z. OK«. 17. I. 1. OKs. lg. §. 1.

>) Wcrgl. Rcchtsgcsch. z. 423. Note p. u. s. Bcllimmung des

wahren Verhältnisses "des Famllicnsidelcommisses in dem süriillchco

Hause Hohenlohe. Fol.
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Art beruhen auf den durch jene Verzichte gesicherten

Vorzügen der Söhne bei Vererbung des echten Eigen-

thumS, von welchen durch das neuere Recht nur das

WidcrspruchSrechr gegen Veräußerungen (S. 155, 4S6.)

verloren gegangen ist, weil es keine besondere Stütze er

halten hat. 2. Beim niederen Adel kommen dergleichen

Stammgüter vor, wo nach den Landesgesetzen c) bdcr

entschiedener Gewohnheit die Töchter den Stammsvettern

oder wenigstens den Söhnen bei der Succcssion in ererb

ten Gütern «achsiehen ; der Gebrauch der Verzichte allein

muß auch hier wenigstens dann für einen Beweis der

Stammgutseigenschaft gelten, wenn er als Landesge-

brauch <i) oder wie bei der ehemaligen Reichsritterschaft als

Standesgebrauch e) betrachtet werden muß. Wo die

Verhältnisse der Stammgüter gesetzlich bestimmt sind,

kann auch eine Beschränkung der letzten Willensordnun-

gen zum Nachtheil der Agnaten, und ein Rcvocations-

recht derselben bei Veräußerungen unter Lebenden vor?

komme«, wenn ihnen dabei nicht das Vorkaufsrecht an-

c) Bremisches Ritterrecht. Tit. > — 5. Tit. >i — ?u5e„.

6orl UKs. jur. ?om. z. ttk5. l6 — ig. I. 2. tturtinsil«

6e zinulituckne eizuituiri >iolislor. cum «zuit, öremenzikii!.

Kilon. >7Z5. 4.

<t) ChurkSln. Landeselnigung »on >5S«. bei Lüoig Reichs-

arch. ?. spcc. (Vo?. 5 ). Tb- >. S- 449- lieber Hessen s.

HofioannS Ebcrccht. S. >zs. Pütters Bcitr zimi Staats-

u- F Arsten r- Th- ^. Nr. zg. Uebce das ehemalige bairlsche Recht

s. Kreitmair zum ««li. L»v. I«,lx. Tb z- Tit. ü. §. z.

, über das jchige : Novellen zum bsie- Lande. S- 4'».

<> S- Statut, v. 165z bei Lurgemci5ter Coä, liip!. <?<zuc5lr.

l',,,». 1. Bergl. Kreitmair a. a. O.
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geboten ist/). Stammgüter dieser Art sind übrigens

fiets nur unbewegliche Güter und deren Pertinenzen, und

können bei einem Concurs des Besitzers zur Befriedigung

der Gläubiger verkauft werden. II. Sehr ähnlich sind diesen

Stammgütern die Erbgüter Z), welche in Provincial- K)

und Stadtrechten i) vorkommen und den nehmlichen Ur,

spru«g haben. Sie bestehen regelmäßig K) auch nur i»

unbeweglichen Gütern, welche dem Besitzer durch Erb-

gang von Blutsfreunden angefallen sind /). Ihr Cha

rakter ist, daß sie 1. den nächsten Intestaterben durch

letzten Willen m) oder Schenkung nicht entzogen werden

können, wodurch aber die Portio «wtutsria nicht be

schränkt wird «); von dem Stammgut des niederen

/) Bremisch. Ritte, recht- Tit.

3. O. IZ. Dröper üs restrii,t» f^cultkts alienanili dons

K) S» z- B. sckchs- Constit. ?. 2. Oonzt. IS. Lreuer

z>rses. Liener cle Knnis svi^'z occnixZuin leges^Li^ouics»,

Lips. >8°s. 4- H a u b ol d siZchs. Ptlvatr. §. 396.

,) A^ovius sä jus QuKee. I.ib. x. tit. 10. Stein Abh. des

lüb. Rechts. §, 69 u. s. ?uksuSork Ods. rom. z. UKs. 15.

I'um. q. «I«. 69. - , ^

5) Ucber das l üb. Recht B. >. Tit. 10. Art. 6. s. die Schrift,

geller Note i. und die Note l. angeführte Dissertation von

Bruns. S- iz.

^) Wcxgl. Hagcmaonu- Günther Archiv für die RechtKgclahrth.

ZH. ö. S> 86 U. f. HS U. s. ez6 u. f. tt. Lrun« s, ynib!«

ril,ull? scziiirencii colligi ^ozsit niUur» bonor^in dereäit«,»,

riorunl. l^ub. 1319. 4.

m> S. jedoch die sllch s. ConlZ. a. a. O. und Haubolb a. a. 0.

S- 447.

») S> -Stein a. a- H. §- 75. Nore^.
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Adels untersch«den sie sich dadurch, daß kein Vorzug

deö Mannsstammes gilt. 2. Unbewegliche Güter «)

dieser Art können nur mit Einwilligung der nächsten Er

ben unter bebenden veräußert werden, oder sind wenig:

stens dem retrsctus ßSlltilitius (H. 103.) unterworfen;

im Concurs können sie aber sierS wie andere Güter an

gegriffen werden, weil die nächsten Erben ihre Bexau-

ßetung im Fall der "echten Noth" geschehen lassen müs

sen x). III. In allen diesen Beziehungen ist ein wahres

Familienfideikommiß wesentlich von je.»en Arten

des Stammguts verschieden.

§. 366.

II. Don den Fanillienfidclcommtsscn «).

. ». Bcgrlff und Entstehung derselben.

Ein wahres Familiensideicommiß entsieht nur durch

eine Disposition, daß die Güter, welche der D escen-

«) lieber die Veräußerung der beweglichen , wo sie zum Erbgut ge,

hören, s. Stein a. a- i> Z. 6z.

x) S- oben §. >SS- Bergl. l üb. Recht. B- >. Tit. ,°. Art. 6.

«,) Ueber neuere Gesetzgebungen und Prövlncialrccht vergl. prcuß.

Lande. Tb- »- Tit. 4- B« irische VcrsgssungSurk. von '8>8.

Beil. ?. (auch in den Novellen zum bair. Laude. S. z6?

u. f.). Oesterreich. Gcsekzb- Art. 6,g — 646. Haubold

sÄchs. Private. §. Z94. zyz. I. O. ^ellmsnn sclecks es-

z>it» ckoctrinüs eis tiäeii:. fsm. uokil. ex jure ZVlsZapolits««

et LlesvicoHolsst. illustrilts. /^Iton. et I^i^>3. i?gz. K. —

Außer den vor z. Z65. angeführten Schriften s. auch: Strock

öe snvc. «K int. Ois«. 7 u. Dis«. g. Osp. g. Ilreitin»ir

zum OoÄ. Lsv. civ. ?. z. Osz>. 1«. L. v. S. UeIIko16

üo Lckeio. tsmil. illu5tr. eoruinzue 5l klienktä «unt revoc^»

rious. .len, >77g. 4- Wegxbal deutsch. V^ivalr. Tl)-»> Abb.



Kap. VII. SuccessZon in Stammgüter. 863

benz, des Verfügenden ober einer anderen Person,

von jenem hinterlassen werden, nicht veräußert ö),

sondern zur Erhaltung des Ansehens des Geschlechts bis

zu dessen Abgang in demselben vererbt werde« sollen.

Verfügungen dieser Art sind erst ein Institut des neueren

deutschen Rechts c). I. Die Güter, welche mit einem Fi

deikommiß belegt werden sollen, müssen vermöge des

Zwecks desselben einen Fruchtertrag gewahren, doch

können, wenn dies in Ansehung der Grundbestandtheile

deö Fideicommisses der Fall ist, jenen auch andere Sa

chen einverleibt werden particuläre Rechte enthalten

indessen manche Beschränkungen in Hinsicht deö Gegen

standes e). Freie Disposition über die Güter muß der

Fideicommißstifter wenigstens so weit haben, daß er deren

Unveräußerlichkeit festsetzen kann; die Rechte der Noth

erben sind daher, wenn deren Pflichtthcil beschwert wer

den soll, ein Hinderniß der Errichtung, welches nur

S7. ?. 0. R,i«Ktor (LorZmsnii) tentümen tkeorise ge

Acloie. kam. illustr. et vodil. «<1 — mores Koäieruos speols-

tse. K'IoZiint. 17g«. v. Dalwigk Darstellung des Erbrechts.

ztcrTheil. Urb« die Fldeicommisse des hohen Adels insonderheit:

LI. F. H. Posse über die Sondcrung «IchsiWdischcr Staat«-, u.

Prwatverlsssenschast^ Gött. l??». 8-

S) 1^. Z. z. ü. z. O. l^ommnms lis lezsti, (6, 4Z.). LtrzcK

g. «. O. Oiss. 7. Osp. 1. g. 7.

e) Bergl. Rechtsgesch. §. 54« u. f. lieber die unbeschränkte

Dauer der Fidclcommisse s. Strock g. a<0. vis«. 7. Osx. z.

§. zs — 4'.

^) Krettmair a. «. O. §. 7- C. G. Knorre rechtl- Anmerk.

Nr. ig. Posse a. «. O. §. 52.

,) Buir. Edikt S' a- O- K. « — »?, Preuß- ksnbx.g, a> O

s- 47 St,
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durch ihre Einwilligung beseitigt werden kann/). Lehe»

hingegen können mit Stammgutseigenschaft belegt wer

den, sofern nur die ersten Deszendenten sich der Verfü

gung zu unterwerfen verbunden sind S), und für die

Defcendenz der Agnaten kann sie durch einen Erbvertrag

eingeführt werden K); die Einwilligung des Lehensherrn

ist nur ein Erfordcrniß deö Particularxechts H. II. Für

ein Vor.echt des Adels kann zwar die Fähigkeit, Fami-

lienfideicommisse zu errichten, nach gemeinem Recht nicht

gehalten werden ö), einzelne Gefetze haben sie aber da-

zu gemacht /), und der ehemals reichSsiandifche hohe

Adel hat auf die Beibehaltung der bestehenden und die

Begründung neuer ein Recht aus der Bundesacte «).

III. Zur Form der Errichtung gehört in der Regel »),

/) Stryck a- a. O- Cap. z. Z. «z u. s.

L) Vergl. oben § 2zo. Z55. zzg. Z59. Viele halten die Fideieom-

misse nur bei Erbleben für zulässig. KZ. «. Xerits»

LiöeiO. ^erpetu« 5»m. in keuäo. I^izis. 17ZI. 4. Das prevß.

Lande, a. a. O. §. so. Ußt beim Lehen eigentliche FIdciconimisse

«icht ZU- Vcrgl. Überhaupt L. I. t'. Klsntiel äe lickeicomin.

ksm. czualitste feucko LUZ>eraäillta. R,05t. 1742. 4. Wcßphsl

q. a. O- §- «6.

S- oben §. 2,6. Note K. m. Vergl. §. 3gg. Note m.

») Balr. EM «. a. ö- g. 4. Haubol d sckchs. Private. §. 294-

K) Kreltmair a. a- O. Z. s- Wesiphal a. «. O. §> '4- Wergl>

preuß. Landr. §. 47>

Y Wair. Edier «. a. O. §. ,.

>n) Vergl. oben §. 64- Note s-

S?crg,l. jedoch bair. Edict a. a. O- §. >?. ig- 22. Orsterr,

Gesegh. A«. e,g. 6-7. , »
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vermöge der Natur der Disposition , ein Testament oder

ein Erbvertrag; da aber die HauSgeselze deS hohen

Adels häusig nur die althergebrachte Stammgutseigen-

schaft, ohne die EntstehungSart der letzteren zu verändern,

in Fideicommißeigenschaft verwandelt habe» , so muß

unter dieser Voraussetzung alles für Fideikommiß gehal

ten werden, was als Stammgut (Z. 7,s,J.) zu betrachten

wäre, und der Umfang des erstcren in Hinsicht der Li?

yien, für welche es gegründet ist, vornehmlich aus den.

in der Familie gebräuchlichen Verzichtleistungen der Töch-

ter abgenommen werden o). Die oft behauptete Entste

hung eines wahren Fideikommißes (im Gegensatz der blo

ßen Stammgutsquslität §. Z6ö.) durch bloß e Familien-

observanz, hat dagegen keine hinreichenden Gründe für

sich. 2. Bestätigung der Fideicommißstiftung durch den

Vichter oder Landesherrn x) ist ein sehr gewöhnliches

Erfordernis der neueren Gesetze, und die Eintragung

derselben in Hypothekenbüche,r, welche das ganze rechtli

che Verhältnis) der Güter darstellen solle» (K. 138.),

muß schon, an sich als nothwendig angesehen werden,

wenn das Aerhot der Veräußerung gegen Dritte würk-

sam werden soll. ^

o) Vergl- Rcchtigcsch- Z- 540 — S4Z- Posse o. g. O. §. 15

u. f. Au weit geht jedoch der letztere g. a, S. L- 'S. s. oben

§. zSz. Nr. I. Ucber die Frage , t« wlcfem diese Grundsätze

noch jetzt anwendbar sind , s. oben S- 190.

x) PreuH. Landr. a- a. O, §.62 „.f. Bair. Edict. §. 17— zi.

Oeöerr. Gesetzb- Art.e«?, Hgudolb ttchs. Prluatr. §.394.

i
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§. 367.

s. Successlon in FIdeicommlßgüter.

«. Sucecssionsrecht und dessen Mücklingen.

Die Su^ession in Fideicommißgüter ist, so viel das

Successionsrecht betrifft, in Hinsicht aller durch den'

Stifter dazu berufenen Personen, der agnatischen 5uc.

ce5sio ex ysota et rirovige^itiä msjorum im Lehen (§.

3S1.) im Ganzen gleichzustellen a). I. Der Fideicom-

wißfolger ist daher «uocessor «vZuIsri«, und braucht,

wenn er nicht Erbe deö vorigen. Besitzers wird, welches

hier auch in Rücksicht des Sohnes von dessen freiem

Willen abhängt, keine Handlungen deö letzteren anzuer-

kenne,., die sein Recht quö der Fibeicommißerrichtung

schmälern; er hat mithin, in Rücksicht derselben, sofern

er nicht eingewilligt hat, eine der «Otis keuäi revocstoris,

gleichzustellende Klage gegen jeden Dritten ö). Die Le-

henöeigenschaft , welche das Stammgut zugleich hat,

bewürkt jedoch nach der gewöhnlichen Meinung c), daß

der Sohn die Schulden des Vaters bezahlen muß; die

Errichtung eines Fideicommisses sollte aber, wenn man

konsequent seyn will, auch die nothwenoige Verbindung

der Lehens - und Erbfolge aufheben. Dagegen begründen

Werwrndungen in das Fideikommiß, eben so, wie beim

Lehen, eine Verpflichtung des Nachfolgers, zu dessen

a) KnipscK'Ick 6e Kckeic. ksin. Osp. lZ. nro. 9. 12. Lrett»

male zum OoS. Luv. civ. Th. z. Ksp. to. §. I. «. Nr. z.

i) >lellke1ck cke jirleic. Km. — «i «licinsta sunt, revocsiione

(Z. ;66. Not? » ).

5) Munde deutsch. Pli»atx- §. 6g5.
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Besten sie gereichen 6). Der jeweilige Besitzer des

StammguteS hat übrigens alle Eigcnthumsrechte; bei

dem Stammgut deö Adels gestatten ihm ordentlicherweise

die Fldeicommißsilftung selbst oder die Familienobservanz,

das Fideikommiß mit Witthum und Leibgeding zu bela

sten e), und wenn bei seinem Abgang Fideikommiß und

Erbe zu trennen ist, sind wohl die Grundsätze des Le

henrechts über die Theilung der Früchte die passendste

Analogie / ). Ein Abzug der (Zusrta Iredellisnic-a

findet bei den Familienfideicommissen nicht statt s). II.

Zur Succession ist bei Fideicommissen des Adels nur

der MannSstam m berechtigt, wenn die Stiftung nicht

die Töchter und deren Descendenz nach dem Abgang des

ersteren beruft i). Besondere Bedingungen der Succes-

sionsfahigkeit kann nur der Stifter festsetzen />) und we

il) S- Kreitmaie a. a. O- Z- >4 u> f-

«) Vcrgl. eben das. §. »9- Nr. z.

/) Die Meinungen Ander« s. bei Xnixsciiilck äs Lä«O^ kam.

Osz>. lo. m-.o. 5g u. f.

js) ^. ?. äs Quckewig Ypuso. I'om. l. zisF. 1042. Westvhal

«. g. O. Z. »5.

K) Ucter Fidclcvmmlsse des dritten Standes s. Westphal a. a. 0

^. 14, Kreltmalr «. a. O. §. s>

,') Vcxgl. Kreltmalr a. «. O. Z. »°. ?. S. WillsnberF

Se ultiinc, gsntis süss. 5en. 17Z4. 4. Auch die Natur der

alten Stammgütcr bcwelöt nicht das Gcgentdell. I. Schott

über Hie Natur der weiblichen Erbfolge In — altväterliche Gütcr

nach dein Erlöschen des Manns stamme«. 1309. s. Vei-gl.

preuß. kaudr. a. a. O. §. »59 u. 1S9. Manche, besonders

Me« Juristen sind a. M. Bcrgl. Wegphal g. «. O. §. t«.

i) Ucber Mißheirathen, sofern sie nicht gesetzlich find, s. oben §,g«.
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gen bestimmter Gründe einen Descendenren ausschließen,

wahrend Enterbung durch einen anderen keine Kraft har

den kann /). Schon nach allgemeinen Grundsätzen über

die Natur dieser Succession sind aber uneheliche, durch

Rescript Legitimirte, Adoptirte und aus einer gesetzliche«

Mißheirath Abstammende n), und im Stammgut deS

hohen Adels oder wenn dieses Lehen ist (S. Jö2.)> >

auch die durch nachfolgende Ehe Legitimirte« ausge«

schloffen^

, §. 368.

i?. Successionsordnung.

I. Die Nothwendigkeit der Unthcilbarkeit deS Kdei«

commisfts ist in dessen Natur nicht gegründet a); wenn

der Stifter daher keine besondere SuccessionSordnung

eingeführt hat, gelten die gewöhnlichen Regeln der Inte?

siaterbfolgs nach Civilrecht S) und unter mehrere gleich

nahe muß der Genuß des, Fideicommisses gethcilt wer

den, worauf der Berufene nur für sich nicht für seine

Descendenz verzichten kann, sobald diese seine Erbschaft

ausschlagt (Z. 307.). Im Lehen bleibt jedoch an sich die

gewöhnliche Successionsordnung, welche auch in Rücksicht

des mit demselben durch die Fideicommißsiiftung »erbun«

y <?. ^VilckvoZelrls Lckei«. ksinit. nodil. «o»vontionaUdu5.

Zen. 1710. 4. §. 9.

m) Krcttmair a- a. H. z. >«. Nr. l.

») ?uett<:r jus ziriv. prinv. §. »7^.

Für ncugcgrütivcte verordoct sic das bakr. Edtct a. O- Z S?.

Vergl- preuß. Landr- 0. «, 0 »4" u. f.

b) Knipschild a, a. O. Cnp> s> Nr, 9. 5lrz?i:K ä<? 3,,««. «1,

int. Oisz. 7. Nsp.z. §.12. Krritmair a. «. O- g.g. Nr>6-
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denen Allodiums nach de,m muthmaßlichen Willen des

Stifters gelten muß. Eine besondere Successionöordnung,

nach welcher das Fideikommiß ungetheilt bleibt, kann,

wenn sie der Stifter nicht eingeführt hat und besondere

Gefetze keine eigene Form dafür haben , nur auf die

nehmliche Art eingeführt werden, wie das Fidelcommiß

selbst aufgehoben werden kann (§. 369.). II. Die in

Deutschland üblichen Successionövrdnungen c), nach wel

chen ein Gut ungetheilt vererbt wird, lassen entweder

das höhere oder geringere Alter (Majorat oder Mino»

rat«H entweder schlechthin (beim Majorat, daS'S e«

niorat genannt e)) oder unter den nach einer bestimm«

ten Succefsionsordnung gleich nahen entscheiden. Wird

dieser Vorzug 1. mit der deutschen Successionöordnung

(S. 329.) verbunden , so entsteht dadurch die Primo»

genitur /) in dem Sinn, welchen wir heutzutage s)

mit diesem Ausdruck verbinden; bei dieser wird der

Erstgeborene in der erstgeborenen Linie jedem Anderen

«) SZcrgl. ülcrbauvt Saoz Lommcnt« zu Runde. Tb- 8- S- > u- s>

<i) Das mürttichc Minorat, das nlcht niit einer Secuudogenitur ver,

wechselt werden darf , kommt jedoch nur bei Bauexgütcrn vor.

>Z. oben Z. zSz. Ucber diese s. ^. v. ck« Orsmer o^usv.

uro. g UUd >t.

«) Für die Ausübung einzelner lZamllicvrcchte nicht aber sile die

Succcsslvn in das Hauptgut gebräuchlich. Tergl. vr. ^. K » 6>

I«kk 6s jure sonii in kamiliis iNustribuz. Lüt^ov. ,76g. 4,

L. 1^,. Loenmer 6e «r6ine Liic:ce>Ik!i,<Zi ex jnre priinvße-

niturs« (ülertn j»r. feuil. 1°«m. 2. nro. 7.). Püttkks

ökteeungen des d- St. u> Füestcnr. Th. >. Nr. 7.

5) Rechtsgesch. §. 542. Note x. Pütter g. a. O- ci. c^.

rlvfneker äe orig. et fsti« suecezz. ex jure priinogoaitu-

rse. <^olt. 1771. <>.



870 Th. 2. B. 5. Erbrecht.

ohne Berücksichtigung der Nähe des Grades vorgezogen.

2. Die letztere entscheidet hingegen zunächst beim

Majorat im eigentlichen Sinn, und unter gleich nahen

der Vorzug des Alters; doch ist dieser Begriff des rei-

neu Majorats keineswegs von jeher mit diesem Worte

verbunden worden, und die unter der letzteren Benen

nung angeordneten Successionsordnungen können nach

der Absicht des Stifters, nach welcher allein in jedem

einzelnen Falle die Bedeutung des Majorats bestimmt

werden muß, selbst eine Primogenitur seyn. sollen. Be

sonders hausig findet man ein aus Primogenitur und

Berücksichtigung der Nähe des Grades gemischtes

Majorat K). 3- Mit der Natur dieser Successions

ordnungen ist eö auch vereinbar, daß si? unter den De-

scendenten des Fidcicommißbesitzers erst in Ermange

lung einer von ihm getroffenen Wahl eintreten ?). 4.

Das Minorat entspricht gewöhnlich der Analogie des ei

gentlichen Majorats. III. Bei den Fideicommissen deS

hohen Adels erfordert deren Umfang stets, daß bei Ein

führung der Unteilbarkeit dem Fideicommißfolger der

Unterhalt der Nachgeborenen und ihrer Descenoenz,

auferlegt werde, der dann durch die Hausgesetze, jedoch

nicht zu ihrem Nachtheil, noch weiter regulirt werden

kann. Bei anderen Fideicommissen findet er sich nicht

als eine nothwendige Folge der festgesetzten Successions-

ordnung, aber freilich sehr häusig, jedoch seltener als

K) Ii. Oomes in Lolins öis3. ile msjorslu. I^'pi. »711g.

re«. 1777. ?» LcKott lie )ut?icio in ms^orstu zse^>«

arg»«. I^ips. i?ZS. 4. I. Lrsnckiz cke vers orälui,

veäcnäi in ms^oriNu »otione. OoN. «784. 4>

« Runde Beitr. Th. >. Nr.
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eine auf die Descendenz der Nachgeborenen über

gehende Apanage K). Von einem Pflichtteil ist zw«

jede Apanage wesentlich verschieden /), aber doch ein

Surrogat der bis zum künftigen Anfall entzogenen Vor«

theile der Succession, dessen Vermehrung daher gefordert

werden kann, wenn die Einkünfte des Erstgeborenen durch

Erwerbungen vergrößert werden, an welchen Theil zu

nehmen die Nachgeborenen nur durch das eingeführte

Majorat verhindert werden m). Eine besondere Sicher

heit für die Forderung, welche die Nachgeborenen an den

Besitzer deS Fideicommisses haben, gebührt jenen zwar

nach gemeinem Recht nur, insofern sie ihnen in gehöri

ger Form bestellt ist; doch begründen die HauSgesetze

des hohen Adels nach entschiedenem Herkommen für

die darin festgesetzte Apanage das Recht, im Fall eines Con-

curfes die laufende Zahlung derselben als Forderung a«

die Masse geltend zu machen »).

§. 369.

z. »ushebung der Fidelcommißekgeoschast der Güter.

I. Dem letzten deS Mannssiammes, oder bei Gü

tern^ welche auch für die Cognaten Fideicommiß sind,

dem letzten von dem Blute des ErrichterS steht die freie

Verfügung über jene zu, und in Ermangelung einer

i) loscl^ ^e^er eorxu, juris spsnsgii et p«sgii. Lemgov.

,7,7. kol. I. I. Moser ?a«^a,nMSk. «H. ,. S- zS« u. f.

y I. 5^ I^oser »elects zur. pudl. zz. ,g2 g. s.

«) ?uett«r Ss sugencko sp«,sAi« «ucti, reäitibui xrim«z,>

»iti (hinter dessen jus xriv. pri««.>.

») S. «,inck (Ztt. kor. ?om. ,. und bkk dasei?« gMffbkt«

Littexatur.

S6
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solchen tritt die gemeine Intestaterbfolge ein ; bei Fidei-

commissen, welche Lehen sind, richtet sich dann wieder

alles nach den Regeln der Lehensfolge, sofern keine Eon,

solidation statt findet. II. Durch Einwilligung sämmtli,

cher lebenden Interessenten, die ein Recht auf die Sur«

cessio« in daS Fideikommiß haben, kann nach der Mei

nung Vieler dessen Aufhebung beschlossen und durch kei«

nen später geborenen Berechtigten diese angefochten wer,

den a). Andere halten jene in Rücksicht der letzteren

für unverbindlich, und nehmen nur eine Auflösung deS

Fideicommisses als zulässig an, wenn eine Bestätigung

derselben durch die gesetzgebende Gewalt hinzu kommt,

oder wenn den noch nicht Geborenen Bormünder bestellt

worden sind, welche wegen eines von ihnen anerkannten

Nutzens in die Aufhebung willigen, und ein gerichtliches De

kret dieS bestätigt b). Die neueren Gesetze haben sich bald

der einen bald der anderen dieser Ansichten angeschlossene);

(6, 4,.). S. V. U. Hellkelck cke KSsivomin. — ,i »Iis-

»sw 5u»t revovktione. §. gz u. f. Geiger U. Glück Recht««

fcklle. Th. ». Nr. «3- §. s>

Xnipsvl, ilck 6s iiäeiv. k»m. Osp. n. »rc>. ig». Kreit«

malr «. 0. O. §. »4- E. C. Wcftphal von der Würknn»

eines Erbvcrjichts in Absicht der Nachkommen. Halle 177s. 4.

Dessen deutsch. Private. Tb- ». Slbh. S7- §. 21 — ,z. Stru,

den rcchtl. Vcd- V. >. Nr. -7. B- 4» Nr. 76. Qe^ser

sxee. 40z. nieä. z. v. Lochner — kann eine mit ElnmUIigung

aller Interessenten geschehene Veräußerung e. Fidelevmmisse< vor,

den nach der VerSuß«. geborenen Kindern aufgehoben werde» ?

Vamb- »795. «.

«) Ergänzungen des preuß. Laodr. B. >. S- »8» u. f.

Paalzom Handbuch für praet- Rechttgelehrte. TP. ». S. «45.
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wo dergleichen fehlen, läßt sich wohl eine Aufhebung

der für künftig e Descendenten durch die Fideicom«

mißstiftung begründeten Rechte nur durch eine

Handlung der Staatsgewalt denken, wenn gleich die,

welche Erben der Einwilligenden geworden sind, die

Handlungen derselben nicht anzufechten berechtigt sind«?).

Sechstes Buch.

Recht der Gemeinheiten und Gewerbe.

Erstes Kapitel.

Bon den Gemeinheiten und ihren Gütern überhaupt.

' ' §. 370. '

Arten der Gemeinden und ihrer Güter «).

Die deutschen Stadt- und Dorfgemeinden erhalten

durch ihr öffentliches Berhaltniß als Grunbbestandtheile

(gegen Lande. Tb- «. Tit. «. Z. ss). Balr. Edikt a. a. O.

z. 97 u. f. Sesterr. Gesetzb. Art. 644. Haubolv s<lchs.

Privalr. §- zgs-

«y Struben rechtl. Bed. B- > Nr. ,7. §. Leysex a. a. O-

Auch bin sind Viele a- M- Knipschild a- K- H- Nr. 4«S.

«) Hagemann Landmtrtbschaktsr. §.94— »05. «rsitm»ir

»6 Oock. Lsv. eiv. r. 2. Osz>. I. z. s. ?. g. Osp. z«. Zg

den wichtigsten neueren Gesetzen über die Gemeindeverfassung ge,

hören : Preuß- Lande. Tt> »- Tit. 6. Tit. 7. S- 'S — 86.

Vreui- Stckyteordnung von >L°s. Bairische Gesetzge«

buag bei G- Lölltnger, die Verfassung u. Verwaltung d«

Gemeinden K> Baiern. » Thle. Müuchm ,319. 8. Wüetemb.

S6«
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der bürgerlichen Gesellschaft eine eigenthümliche Bedeu

tung; ihre Gemeindebehörden sind «IS öffentliche Beamte

zu betrachten, und die Güter, an welchen ihnen daS

Eigenthum zusteht, wiewohl sie keineswegs als Staats,

güter angesehen werden können, haben doch eine vifents

liche Beziehung, durch welche ein Aufsichtörccht veS

Staats bei deren Erwerbung, Verwaltung und Veräu

ßerung begründet wird ö). Die Benutzung derselben

steht nach Verschiedenheit der Gemeindeverfassung,

entweder der Gemeinde als moralischer Person zu (wie

bei den Käm»ereigütern §. 376.), oder den Einzelnen,

wobei dann bald eine von der Gemeinde als moralischer

Person geführte Verwaltung statt findet und nur die Nu

tzungen getheilt werden , bald die Einzelnen ihr Nutzungs

recht nach Art einer Servitut ausüben (wie bei den "All-

wanden", der Gemeinheit i. e. S.) c). In jedem Falle

sind die auf der Gemeindeverfassung beruhenden Nu

tzungsrechte als jurs «iußulorum zu betrachten, welche

dem Einzelnen weder durch eine Verfügung der Gemein-

deobrigkeit noch durch einen Gemeindedeschluß genommen

oder geschmälert werden können ei). . Die- gemeinen

Marken (§. 166.), welche im Eigenthum von Mark-

Cbict üb« die Gcmeiodevermaltimg vom zi. T>«. 1818. Regle«

ruigsbl. i8ig. Nr. 4. Sigenbrodt Samml. der hessisch. Der,

ordll. Th. z- S- >75 u. f. Großherzogl. Hess. Gesetz die Gemelo,

deordn. betr. vom z». Zun. »8»». Sammt. d» vassau Ischen

Verorbn. Tb- »> S. ?»>

i) Veegl. Kreitma«, a. a- O. Tb- ». lap. >. Z. 6. Nr. » — g.

«) Wergl. Hogemano «. a. O- §. 95. 38- 99.
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genossenschaften stehen, untersck'ciden sich von den ge

wöhnlichen Gemeindegütern entweder gar nicht, oder

doch nur du^ch die Zusammensetzung der Gemeinde und

ihren von der gewöhnlichen Gemeindeobrigkeir verschiede

nen Vorsteher e).

§. 37t.

Thellung der Gcmeindegötee «).

Nur Gemeindegüter, welche bisher ganz unbenutzt

geblieben sind ö), können daher kraft eineö nach Mehr

heit der Stimmen c) gefaßten Gemeindebeschlusses

getheilt werden; bei den von Einzelnen benutzten hin

dert hingegen ihr Widerspruch gegen diesen, selbst wenn

ihnen Entschädigung angeboten wird, die Vollziehung

«) 8- G- Piepers Bcschrcibung de« Markcnrechts in Westobalcn.

Hgüe 176z. 4. I. ?. I^c>gtins»n äs j»re Koligruvisii

z>rs«5. in ez>isvopatu O5nadruzensi. l^cmg. >7?o. g. ^. ^>

I^einKarckt äs jure korestali. Lect. z.

«) I. IZ. Meyer über die Gemeinbeltslheklungev. Celle >sc>l — 5.

z Tt)lc. 4. «l k- Joe ob! Beschäftigung mit Gemctnhcltsthei,

lungcn. Hannox. is«z. 8- O. E. Niemeyer Avlrltung, zum

Verfahren ln GemeinheltsthellungSsachen. Hanno». >8«3- S-

!>) lieber da« Eigcnthum an diesen s. <Z. L. Weiss« (r«p. ?Ist>

ner) cks ilonünio Kgrorui» iucultorum. ^i^s. >gS5» 4..

Hagem« NN Landwirtbschafttr. §. 93.

«) Diese gilt für alle Gemeindeangelcgenbeiten. I.. i««. § >. üe

«,.1. Sckchs. L<v<d,. B- ^ Art S5- Uehtr die verschiedenen

Meinungen vergl. Runde Beltr. Tb. >. Nr. 1. (Zauckliti

Se tin. iuler jus singulor. et Ulliv. Ollp. z. 4. N. T> Göns

ner üb« die Cultur und Vertheilung der Genie lnmelben.

k«nd<h. 'goz. Thibaut eivNiA. LbtMndlungrn (Heideib- »S^)-

Rr. >s.
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desselben. Erst neuere Gesetze haben zur Beförderung

der Theilungen für das allgemeine Beste der Landescul,

tur bald den mehreren oder gleichen Stimmen das Recht

beigelegt, aus der Gemeinschaft auszutretkn , bald selbst

den Einzelnen die Befugniß ertbeilt, auf Theilung anzu,

tragen, wenn die Möglichkeit nachgewiesen wird, alle

Interessenten für den Verlust der bisherigen Nutzungs,

rechte in Land zu entschädigen ci). ,Noch mehr als bloße

Theilung umfaßt eine Separation, durch welche auch

alle Servituten und Reallasten der in einer Feldmark be

legenen Grundstücke mehr oder weniger vollständig auf,

gehoben werden, welches nach der Natur der dabei statt

findenden Verhältnisse des Grundeigenthums e) nicht

ohne eine durchgreifende Veränderung des privativen Ei,

genthums der Einzelnen möglich ist. Der Maaßstab der

Entschädigung in allen diesen Fällen kann nur die bishe

rigen EigenthumS, und Nutzungsrechte, und selbst bei

Theilungen bisher unbenutzter Grundstücke die in den Ee,

meindeverhältnisseu (S. 244.) gegründete Berechtigung/)

<l) Pxeuß. Lande. Tb- Ut- >?. §. — ,6,. Gericht««

ordo. Th. ». Tlt. 4Z- Preuß. Gemelohkttstbelluogsordnuog

vom 7. Jun- >8»'. (Gesctzsamml. S. 55 u- f). Ermciobeltt«

thcll. Ordn. für da< Fürstcoth. Lüneburg »om «s- Juo. »s«»-

(Fol). Gkmciobcits, u. M«ke»tbctllmg<ord«. für das Fürgenth.

Osnabrück »om »5. Juv. »82». ( Gcfctzfamml. S. »>3-).

Döllioger RcpeetorKim der bair. Staatevcrmaltuog. B- «

Elgevbrobt Samml. der hessisch. Vexordo. Tl). 5. S- »«8-

Haubold sllchs. Private, g. 179- u- a. m.

«) Veröl. Hagemann LaadwlrtbfchaftSr. Z. 9». Note z.

/) Gaudlig a. a 0. Cap. z. Z. 6. ». Bülom u. Hagemann

Erörter. B. 6. Nr. ,. Runde Bettr. a. a. O- Hagemann

»a«d«<ttbschaft<e. Z.
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abgeben. DaS TheilungSgeschäft ist an sich eine Privat«

angelegenheit, und erfordert bloß als eine Veräußerung

des Gemeindeguts die Bestätigung der Behörde, welche

das Aufsichtsrecht deS Staats über dieses (§. 370.)

ausübt. Zur Beförderung der Aufhebung der Gemein

heiten ist jedoch dessen Leitung durch die neuesten Gesetz

gebungen meistens auch besonderen Theilungsbehör-

den übertragen und jenes insofern zu einer Regierungs,

fache gemacht worden; selbst die Frage, ob getheilt

werden könne und welcher Maaßstab statt finden müsse,

fällt vermöge des Inhalts jener Gesetze über die Bedin

gungen der Theilung häufig unter diesen Gesichtspunkt,

wenn sie gleich an sich den Character einer Justizsache

haben kann. Diesen behalten dagegen alle Streitigkeiten

über Eigenthum und Berechtigung, die bei Gelegenheit

der Theilung entstehen ; sie müssen daher von der Thei«

lungsbehörde, welcher die Gerichtbarkeit nicht beigelegt

zu seyn pflegt, vor die ordentlichen Gerichte verwiesen

werden und ihre rechtskräftige Entscheidung ist wenig,

stens für die Ausführung des Theilungsplaues prä«

judiciell.

Zweites Kapitel.

Städtische Verfassung.

§. 372.

i. Ursprung und Gedkutuug de« StadtrechU «).

Die städtischen Gemeinden unterfchieb von andere» ur,

sprünglich ein Privilegium, welches sie von den ordentlichen

«) Zcltschr. für gcschlchtl. RcchtSwisscnsch. B. ,. H. ». S- »»» u. s.

B. s. H. ». S- >6s u- s. Rcchtögefch. Z. 2,4 ». b. ,4z.
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Gerichten erimirte und einem eigenen Stadtgericht unter,

warf (Weichbildrecht); zu diesem kam dann eine eigen-

thümlich organisirte und berechtigte Gemeindeobrigkeit (co«.

«ule, und msßi8tii conzulum 5. civiuro, Bürgermeister und

Nath) und das Recht, gewisse Gewerbe mit eigenthüm-

lichen Policeieinrichtungen (Innungen) ausschließlich zu

treiben. Manche Orte haben jedoch die letzteren Einrich

tungen ohne eigene Gerichte erhalten (Amts- und Patri-

molialstadte) ; andere haben nur eine unvollkommene

städtische Organisation (Marktflecken, Markte), zu wel,

«her aber eigene Gerichte gehören können (Bannmarkte).

Die vollständig organiftrten Städte sind als Corporationen

in der Regel schristsässig ö).

§. 373.

II. Bürg« und Schutzvcrwiodte.

i. Bürgerrecht und bürgerliche «).

Der Genuß der Vortheile, welche für die einzelnen

Mitglieder der Stadtgemeinde auö den städtischen Ge

rechtsamen entspringen, macht das Bürgerrecht auS.

5>o — ziz. 45, — <z>. 544. — Heb« den Umsang der K^cti,

schcn Gerechtsame »ergl. v. Selchow RechttMe. B > Nr. z.

SZsa nmcreo Besetzen s. besooders preuß- Stcldteordnung »on

»soz. Bairtsche« Gesetz vom 17t« Mai ,g>s. s. od« §.

S70. Not.» Wergl. überhaupt : E. !- Slsenbart Versuch e. Eto,

lcit. zum deutschen Stadt, «. Bürgerrecht. Grauoschiv. '7gr. S.

ö) We ftp dal deutsch. Privatt. Tb- >. Ne. g.

«) I. ?. R,K etiu» kis civitstensibuz (<!is5. «ei. Vol. 1. nro.

?. X.ttsnne»en 6e stslu civitaU» ejusesue juribuz. Oc>«.

17z,. 4. L. H. ?l«nueu <I» )urs civitsti» ioxrinü« Lre>

lnensi». Lott. >koo. 4.

r
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Dahingehört: l. daö Recht, bürgerliche Nahrung zu

treiben, zu welcher alle Gewerbe zu zählen sind, die ver

möge der städtischen Privilegien entweder nur in den

Städten oder doch in diesen uur vermöge des Bürger

rechts getrieben werden können, wie eö regelmäßig beim

Handel, den zünftigen Gewerben und der Bierbrauerei

der Fall ist. Jedoch ist die Ausübung der nicht zünfti

gen Gewerbe zuweilen an den Besitz von Grundstücken

oder an Concessionen gebunden. 2. DaS Recht, Grund

stücke zu erwerb.n und die Gemeindcgüter zu benutzen;

I. Stadtämter zu erhalten; 4. der Gerichtsstand vor

dem Stadtgericht, von welchem die Unterwerfung unter

die städtischen Statuten eine Folge ist. DaS Bürger

rechts) wird durch Aufnahme, zuweilen entweder voll-

räudig oder unvollständig d. i. als großes oder kleines

Bürgerrecht erworben ; doch kennen die meisten Städte

nur ein Bürgerrecht, in welchem das erstehe enthalten

ist. Bei der Aufnahme wird die Erfüllung der Bürger

pflichten eidlich angelobt, zu welchen außer den bürger

lichen AbgabZn auch die Uebernahme städtischer Aemrer,

Leistung der persönlichen Dienste c), welche die Stadt-

Verfassung dem Einzelnen auflegt. DaS Bürgerrecht er

löscht: 1. durch freiwilliges Aufgeben, welches in der

Veränderung des Wohnorts liegt, sofern eö sich der

Wegziehende nicht vorbehält. 2. Zur Strafe, wenn hier

auf wegen eineö Verbrechens ausdrücklich erkannt ist,

oder ein solches die Infamie des deutschen Rechts nach

i) W. Imming Ii sus ck» sä^uizitions et resignstiove

juri, eivitstis. len. 17SZ. ree. 1765. ?ufenäor5 Od«,

?om. 1. OK,. 8«.

c) O. O. Lncker ck» «xsri» durgeniium. len. 174g. 4.'
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sich zieht ; das particuläre Recht verbindet den Verlust

auch mit anderen Verbrechen oder Strafen ^). — Das

Bürgerrecht kann auch als ein Ehrenrecht ohne Verpflich

tungen übertragen werden (Ehrenbürger), und in

einigen Städten genießen vermöge desselben gewisse Ge

schlechter (Patricier) e) Vorrechte bei Besetzung des

Rechts oder bürgerlicher Aemter. Die Rechte deö niede

ren Adels, welche ursprünglich allen altbürgerlichen Ge

schlechtern zustanden (K. öS.), sind jedoch keine noth-

wendige Folge der Erhaltung dieses Unterschieds zwischen

jenen und den übrigen Bürgern, welche Handwerke trie-

den und ursprünglich zur Gemeinheit nicht gerechnet wur,

den ; vielmehr hängt in jener Beziehung meistens alles

davon ab, ob die einzelnen Familien dieser Art sich im

Besitz der Rechte des Adelstandes erhalten haben/).

§. 374.

». Gchutwcrwandte «). ?

Im Gegensatz der Bürger lassen sich unter den übri

gen Einwohnern einer Stadt unterscheiden : j. die,

H Vergl. preuß. Stildtcordn. Z. 59.

e) kitteratur s bei 1, l). Ost tsrer Iii«!. III. ge«ti« NolttcKnI.

torisnse (vlorimb. 175«. toi.), xaz. »1. G. W. v. Güvde»

rode Werke. B » S461. Rund« deutsch. Privat'. §. 45s ^

44,.

/) Loch kann nach der Einrichtung des Patricia« die Ausnahme <»

eine Corporation dieser Art schon als Beweis gelten. Vcrgl.

I. ?. cks l^uckevig reli^. nisnuivript. I'om. 10. zir^vk.

p»«. 6S. Crom er'weylar. Nkbenst- Th. SZ- Nr. 4.

a) ?. vier cke Siscrimino civinin et inoolarum ; prseier-

tirn ^» rex. ^rsueok. ack KI. Lott. ,757. 4. Eisenhart

g. a. 0. S. »»» — »,4>
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welche nur durch den Wohnort, den sie in derselben ge

nommen haben, mit ihr in Verbindung getreten sind.

Ein besonderes Verhältniß entsieht für solche Personen,

wenn sie durch ein Privilegium der städtischen Gericht-

barkeit entzogen werden (Eximirte), welches zuweilen

auch Vortheile in Hinsicht der städtischen Lasten verschafft,

falls ein Erimirter das Bürgerrecht erlangt. 2. Bei,

fassen, welche den Schutz der Stadrobrigkeit besonders

erworb:n haben, von welchem Vortheile, die dem Bür

gerrecht analog sind (Veisassenrecht), eine Folge zu seyn

pflegen. Von ihnen sind daher Personen, welchen der

Schutz nur temporar gestattet wird (Jettelleute u. d. gl.),

zu unterscheiden.

g. 375.

M. Verfassung und Geschäfte de« Raths «).

Der Rath war in den Städten ursprünglich die ein

zige Behörde, welche die Gemeindeangelegenheiten ver

waltete; späterhin ö) ist ihm in den meisten eine Be

hörde (äußerer Rath, Bürgervorsteher, Deputirte, Ver

ordnete, u. dergl.) an die Seite gesetzt worden, die aus

Mitgliedern der Bürgerschaft besteht, an deren Einwil

ligung er bei einzelnen Geschäften gebunden ist, oder die

auch mit ihm zugleich gewisse Geschäfte, besonders in

gemischten Behörden verwaltet. Doch vertritt ein solcher

171z. 4. TiigelKrocKt 6e cc>nsulibu,. len. 1752. 4.

O. O. Xnorrs äifferentise jur. rom. et ßerin. cks «eost«»

riku« et con«ilit>us. Usl. i^Zg. 4.

i) Vcrgl. Rechtsgrsch, Z- 5"- ««-
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Ausschluß nur die Mitwirkung der Bürgerschaft bei Ge

schäften, in welchen diese Form derselben verfassungsmä

ßig ist, die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten

aber ist so wie die Ausübung der Rechte, welche der

Stadt als Corporation zustehen, bei dem (eigentlichen

oder inneren) Rath. Dieser besteht unter dem Vorsitz

eineS oder mehrerer Bürgermeister aus Rathsherrn

(Rathsverwandte, Senatoren, Stadträthe), und ver

waltet seine Geschäfte theils collcgialisch, theilS durch

Deputationen und einzelne Mitglieder, welchen ein be

sonderer Würkungskreis (Stadtamt) o) übertragen ist.

Sur Rechtsfähigkeit gehört außer freier ehelicher Geburt,

und einem gewissen Alter, nach Beschaffenheit einzelner

Stellen auch wohl gelehrte Bildung oder Theilnahme an

einer Innung, und baß nicht bereits ein zu naher Ver

wandter im Rathe sey. Die Besetzung des Raths ge

schah ursprünglich allgemein durch Cvoptation, an deren

Stelle aber in neueren Zeiten häusig die Wahl durch

bürgerliche oder gemischte Beerben, auch wohl landes

herrliche Ernennung getreten ist; Bestätigung deS Beru

fenen durch den Landesherr« ist eine aus der Oberauf

sicht fließende Befugniß. Zu den Rathsgefchäften con-

curriren die Syndiken <l) der Städte in der Regel

nur als Confulenten in Rechtsangclegenheiten oder mit

telst gutachtlichen Vortrags.

e) Sckschikden von Acmtcrn , die der Roth an Beamte der

Stadt al« Corporation übcrtrckgt. -

H Streek u«us mockemu, ?snZ. 1^. z. 4.



Kap. II. Städtische Verfassung. ^ 8«3

§. 376.

Einzelne wichtigere Rechte des Rath«.

I. Seinem Ursprung nach war der Rath eine Poli-

ceibchörde «) u»d noch jetzt steht ihm die niedere Po

lice! allenthalben in ihrem ganzen Umfang zu, wo sie

nicht in neueren Zeiten ö) durch besonders bestellte lan

desherrliche Policeibchördcn beschrankt worden ist c). II.

Tie Verwaltung der städtischen Einkünfte, welche vor

nehmlich aus dem Bürgergelde, den Stadtgütern, Ge-

werbconcessionen (§. 373.) und den stadtischen Abgaben ,/)

in die Kamm ereicasse e) fließen, geHort regelmäßig

zu den Geschäften, bei welchen einem Bürgerausschuß

eine Eontrolle zusteht/); ohne dessen Bewilligung kön

nen daher keine neue stadtische Auflagen eingeführt wer

den. Die genauere Aufsicht, unter welche in neueren

Zeiten die Verwaltung der Gemeindeangelcgenheiten ge

setzt worden ist, macht jedoch außerdem auch die Ge-

«) S. Recht«gesch. 5- »«>

b) S. z- B- preuß. Stckdtcorva. §. >6z. ,66.

e) D. Nettclbladt Samml. jutist. Adhaadl. Nr. 7. ».Berg

Handb- bcS PoliceircchtS. V- 4> S- ,6z u. f.

<l) Eisenhart Stadd u. Bürgerrecht. Z. 148 u. s. 5. O. Lsuer

«) I. C. K. Schröter vermischte Abhandlungen. B l. S. »69

«. f. Beitröge zur Finanzllttcratur In den preuß. Staaten

(Franks, u. kelpz. i?S4. L.)- St. 7- «- Das i»s 5isci stkj,k h«

Kckmmereleasse , selbst «cnu dle Stcldtc lübischrs Recht hsdea,

nur vermöge besonderer Erwerbung zu. <Z. I.. LooKiner

olect» jiu-. eiv. ?. ». nr«. 10. Ucbcr die Stelle , die den

rückständigen Abgaben im Concur« gebührt, b Steuden rech«.

Beb- Th- 4- Nr. ,65.

/) Wergl- S trüben rechtl. Beb. Th. 4. Nr. 8-
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nehmigung der Regierungsbehörden nothwendig, und aus

dem nehmlichen Grunde ist die Concurrenz der letzteren

bei Abnahme der Kämmereirechnungen allgemein üblich

geworden F) . III. Die Aufnahme neuer Bürger

.welche ein Geschäft des Raths ist, kann von diesem

nur wegen Mangel der gesetzlichen Eigenschaften versagt

»erden, und etwanige Beschwerden über die Ausübung

jenes Rechts sind eine Regierungssache. Zu den recht»

mäßigen Verweigerungsgründen gehört allgemein Unfrei

heit und Verminderung der bürgerlichen Ehre; die Wer«

schiedenheit der christlichen Confessionen hat aber allge«

mein aufgehört ein Hinderniß zu seyn IV. Die Ge»

richtbarkeitK) der Stadtgerichte war ursprünglich kein

der stäbtischen Corporation zustehendes Recht, sondern in

den Händen (kaiserlicher und) landesherrlicher Beamten,

wovon der Vorsitz der letzteren in den städtischen Gerich

ten eine hie und da sichtbar gebliebene Folge ist. Di«

meisten Städte haben Gelegenheit gefunden, die Ge«

richte an sich zu bringen, wodurch sie häusig mit dem

Rath identisch geworden sind; in kleineren Städten ist

aber dadurch auch bei der Einführung des römischen

Rechtö die Verwaltung der Gerichtbarkeit in die Hände

deö Syndikus oder eines Bürgermeisters gekommen. In

der neuesten Aeit haben die Stadtgerichte häufig den Cha«

racter der Patrimonialgerichte wieder verloren.

8. LtrxvK ä« jurs xriovipi» cire« ratio»« «vitsvukn.

(Di«. Nsl. !. nr«. >«.). Strusens NebeoKuadkli.

Tb. >> S- 4S«.

K) S 5. 57Z- Note b.

H Vergl- oben Z. 73» '

t) Sttube« a. a. 0. S- 455- Rechtsgesch. §. zoz. 4z,.
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Drittes Kapitel.

Verfassung der Dorfgemeinden.

§. 377.

Mitglieder der Gemeinde und Gemcindcrechte.

Zur Dorfgemeinde gehören, sofern von der Unter«

würfigkeit unter die Gemeindeobrigkeit (§. 378.) die Rede

ist, alle Einwohner der Dörfer, die keinen erimirten

Gerichtsstand in Policeisachen s) haben; ein Stimmrecht

in Gemeindesachen sieht aber in der Regel nur den Be,

sitzern einer Ackerwirthschaft (F. 244.) zu 5). Doch sind

zu den Gemeindelasten auch die übrigen beizutragen ver>

Kunden, sofern dergleichen Beiträge hergebracht sind

oder sie einen Wortheil von den Gemeindeeinrichtungen

oder Gemeindegütern beziehen c), nur kann ihnen wider

ihren Willen ohne Genehmigung einer Staatsbehörde keine

neue Last aufgelegt werden.

«) Sadurch bestimmt sich da« VerlMniß der Besitzer ekoe< Ritte»

guts , selbst wo diesen die Vatrlmonkalgerichtbarkelt nicht zusteht,

von welcher die Policelgerichtbarkeit der Lorsgericdke (Z. Z7t>)

nur ein Ausfluß ist, und der Geistlichen und Schulledrex. Vergl.

». Berg Policetrecht- Tl). 4. S. «>-

i) Hagemann LandwirthschaftSrecht. Z. 55 Z- 9! Note ». Gesv

«iuS Meierrecht- Tb- »- S- S« u. f.

«) S. Weber kandbaujhaltungskunß. S. ZS3 u. f. »> Verg

jurist. Beod. B- s. Nr.
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§. 378.

Gcmcknbeobklgkelt «).

Die Vorsieher der Dorfgemeinde (Bauermeister,

Heimbürgen, Geschworene), welchen die Befug«

niß zusteht, die Gemeinde zu berufen und die von ihr

gefaßten Beschlüsse zu vollziehen > sind von den Unter«

beamten des Gerichts zu unterscheiden, welches die

Ausübung der ordentlichen Civilgerichtbarkeit ö) und der

mit dieser in Deutschland gewöhnlich c) verbundenen nie

deren Police! hat. Der hierdurch bestimmte Würkungs-

krciS ^) der letzteren, (Schultheißen, Dorfgre-

ben), ist jedoch hausig mit jenem Borsicheramte ver,

blinden, und jene vertreten auch wohl, wo keine Dorf«

schüppeir vorkommen , die mit dem Schultheißen zusam

men die Dorfgerichtee) ausmachen /), die Stelle

der letzteren. Durch diese Verbindung wird nicht nur

die Besetzung beider Arten von Aemtcrn häusig ein Recht

der Gerichtshcrrschaft, wahrend an sich nur die des

Schultheißenamtes dieser zusteht, wenn es nicht mit

«) Hagemann Landivlrtbschastsr. Z. >s — s6.» «. O. I^ez^er

jl« iZeorgicuiu. I.ib. z. <Zsz>. g. §. sz — 40.

t) lieber Zaun« und Plalgerlchte s. Hageinao» a. «. O. §. »,e.

»27.

.) Strubcn Nebcnstund. Tb- 5. Abh. Z4- §. 15. >6. Dessen

rcchll. Ved. B «. Nr. ,z6. v. Berg Polkceirccht. Th. 4.

<i) Vcrgl. B. preuß- Lande. Tb. «. Tlt- ?- §- 46 — s6.

,) Z. L. ttartMNg cke scultetis, Ueimburgi5 et scsdivi« psgs-

nicis. le«. 1634. 4.

f) S trübe» rcchtl. Bcd. B. >. Nr. »z. ,
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einem Gute (§.212. 226.) verbunden ist, und für die Ge

meinden die Vermuthung streitet, daß sie ihre Vorsieher

zu wählen berechtigt sind sondern auch die Befugniß,

Pvliceisirafen gegen die Uebertreter der vermöge der Ge-

meindepolicei getroffenen Anordnungen zu erkennen, die

öfters als ein Eemeinderecht vorkommt, und dann mit

Zuziehung der Gemeinde von deren Vorstehern ausgeübt

wird 5) , geht auf die Dorfgerichte über.

' . ' i

Viertes Kapitel.

Recht der Innungen.

I. k)rtl«sk Oorpus juris opiLcisrii od« SOMMl- VVN JlV

nungsgesetzen. Erlang. >L°4. ste Aug. >8»o. s> Lessen Recht

dcr Handwerker. Erlang. i8«z. 8> I- H> Fricke Grundsätze dcS

Recht« der Handwerker, «tc Aufl. GKtt. u. Kiel, i??»- S- I- F.

Weißer da« Recht dcr Handwerker nach öligem. GrundsStzen und

«irtcmberg. Gesetzen. Stuttg. '7»°- S- I- C. Siebcnkcc« Bc,

merk, zum Handmerttrecht tn dessen Wettr. zum deutsch- Recht.

Th- 4» S- 2»Z ^- szz. Tl). S> S- 2,1 — »27.

§. 379.

>. Ursprung der Zünfte.

Die Entstehung von Corporationen gewerbtreibender

Personen scheint theils aus der Unterordnung höriger

Handwerker unter ihnen vorgesetzte Beamte, theils aus

der Policeiaufsicht erklart werden zu müssen, der sie in

Städten, welche nach römischer Art eingerichtet waren,

s) Struben a. a. O.

K) Wergl- v. Bülow u. Hagemaon Eröxter- B. z. Nr. «.

S7
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unterworfen wurden a). Mit der allmalichen Entwicke-

lung der städtischen Verfassung wurde die Bildung solcher

Innungen für die meisten Arten von Gewerben eine allen

.Städten gemeine Einrichtung. Zünfte (Gaffeln) hießen

sie ursprünglich nur, wenn sie als solche bei der Ver

waltung der stadtischen Angelegenheiten concurrirten; zu

diesen aber konnten auch Bürger gehören, welche keine

Gewerbe trieben, und selbst eine einzelne Zunft war

überhaupt nicht nothwendig auS Gewerbetreibenden zu,

fammengesetzt ö). Innungen (Aemter, Gilden) hinge

gen sind ursprünglich alle Vereinigungen, welche Corps,

rationsrechte erlangt haben, von welchen die der Perso,

nen welche einerlei Gewerbe treiben, und unter diesen

die Handwerksinnungen, nur eine einzelne Art sind. Zur

Verfassung der letzteren gehört ordentlicherweife ( s. aber

g. 383.), daß sie das Recht haben, ein Gewerbe aus

schließlich zu treiben und ihre Mitglieder zur Aus,

Übung desselben nach den Zunftgefetzen anzuhalten.

Zünftige Gewerbe sind die, für welche Innungen dieser

Art gebildet sind.

§. 380. -

2. Quellen dcö Zunstrechts.

^ Die Rechte der Zünfte gründen sich ursprünglich

auf die von ihnen verfaßten und von den Landesherrn,

in den alteren Zeiten oft nur von der Stadtobrigkeit be

stätigten oder ihnen gegebenen Zunftstatuten, "Artikel-

«) Feitschrist für geschichtliche Rechtswisscnfch. Tb- ,. S. 4««.

Th. 2. S- s>z.

b) Rechtsgcsch. Z. ««.
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briefe", Privilegien, und den Handwerksgebrauch. Die

Reichsgesetze «), besonders des I8ten Jahrhunderts ö),

haben nicht nur allgemeine Regeln über ihr Verhältnis

aufgestellt, die zum Theil Prohibitivgesetze enthalten, son

dern legen auch nur den vom Landesherrn bestätigten

Zunftstatuten fernerhin Gültigkeit bei.' Der Inhalt der

letzteren, so weit er jenen Prohibitivbestimmungen' wi-

verspricht, kann zwar doch noch zur Anwendung gebracht

werden, wenn sich eine spatere ausdrückliche oder still

schweigende Bestätigung desselben durch den Landes

herrn nachweisen läßt; , hingegen daß Zunftartikel unter

Aufsicht der Stadtobrigkeit fortwährend zur Anwendung

gekommen sind, kann nur die Bermuthung einer vom

Landesherrn geschehenen Bestätigung des Inhalts über«

Haupt, aber keine Kraft desselben gegen jene verbietenden

Gesetze begründen c). In neueren Zeiten haben auch all

gemeine Landesgesetze die Rechte der Zünfte, bestimmt,

und außer diesen gehören Verträge derselben unter ein,

ander über die Gränzen ihrer Befugnisse, zu den Ent

scheidungsquellen für ihre Rechtsstreitigkeiten unter ein

ander.

«) S- Gerstlacher Handbuch de? Relchöges. v 9> S- »72, —

,730. B- l«. S> >99! ^ 207g.

>) Reichsschluß «°a l?Z> wegen Abstellung de« Hanbwekttmißbkckuch«

und von >7?» über denselben Gegenstand : a. a. O- Tb- l«.

S- 200g u> s. und Tb» S» S. >7SS u. f.

«) Wergl- Gerstlacher a- a. O S- e«4g u. f. S- »«65. I. G7

Sieb er Abb- von den Schwkctigkeitcn in den ReichMdteo das

Reichsgcsctz von >?Zl u- s. n>. zu vollziehen. Gosl. u. kelpz.

'77>- S-

S7«



890 TH.2« B.6. Recht der Gemeinh. «.Gewerbe.

§. 381.

z. Eliithcllung und innere Verfassung dcr Zünfte.

I. Durch Vereinigung verschiedener Handwerke in

eine Corporation, unterscheiden sich die zusammengesetzten

Zünfte von den einfachen. Geschlossene nehmen nur eine

gewisse Anzahl von Meistern auf «) , gesperrte lassen

ihre Zunftgenossen nicht wandern und nehmen keine Fremde

auf; "geschenkte" unterstützen ihre wandernden Mitglie

der, welches jedoch nach den Reichsgesctzen einer policei-

lichcn Aufsicht unterworfen ist ö). II. Das Meister-

recht besteht in der Vefugniß das Handwerk für eigene

Rechnung zu treiben und die eigentlichen Junftgcrechtsa-

me auszuüben; mit demselben ist das Recht, die ver

fertigten Waaren öffentlich feil zu halten (Handwerks

kram), nur ausnahmsweise aber auch ein Handel mit

den rohen Materialien verbundene). Bei ungeschlossenen

Zünften kann es niemanden versagt werden, der daS

Handwerk als Lehrling nach den Zunftgesctzen erlernt^),

als Gesell e) den Bedingungen derselben in Hinsicht

der Wanderjahre (zuweilen auch Muth- oder Sitzjahre^/))

») v. Cramer wctzl. Nebcnst. Tb- S3- S- >>9- Eßvr kleine

Schrift- St- z. S. Z8b

5) Rrichsschl. »731. Art- 7-

e) Friere Recht der Handwerker. Slbschn. >«. § 92. 9z. v. Bü,

low u. Hagemavn Erörtcr. B- Nr. 17.

ck) Ueber daö Ausdingcn und Lossprechen der Lehrlinge , und die

Natur des LcbrcvntractS s. Ortlosf a. a. O. S >S4 ^ »SS»

e) S- Ortloff a. a. O- S- »95 — »57- Ueber die Einrlchmog

dcr Kundschaft wandernder Gesellen f. Reichs fchl. »75'- § 2.

/) S- Ortloff g. g. O- S- »44» Wergl. ober Relchsschl. '751.

Z. ,z. Nr. 7-
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Genüge geleistet und ein von der Zunft zu beurtheilendes

Meisterstück verfertigt hat g). Nach dem Tode des

Mannes steht die Ausübung des Gewerbes auch dessen

Wittwe zu 5). III. Die Gerechtsame der Zunft werden

entweder durch diese als Corporation oder durch ihre

Vorsteher (Zunftmeister, Obermeister, Gilöemeister, Al-

termanner) ausgeübt !). Diese berufen auch die Zunft

für Angelegenheiten jener Art, vertreten sie in gerichtli

chen und außergerichtlichen Verhaltnissen, verwalten daö

Zunftvcrmögen und erkennen mit der Zunft die Jnnungs-

sirafen (S. 382.). Nur die Meister sind siimmführende

Mitglieder der Corporation ; den Gesellen ist überhaupt

keine andere Art von Vereinigung als zur Unterstützung

hülssbedürftiger Mitglieder unter Aufsicht eines Meisters

erlaubt K).

§. 382.

4- Rechte der Zünfte gegen ihre Mitglieder und gegen Dritte.

I. Die Zunftgenossen können von der Zunft zur

Beobachtung der Zunftartikel angehalten und wegen de

ren Uebertretung mit den in jenen gestatteten Jnnungs-

sirafen belegt werden«). Ausschließung eines Mitgliedes

ist hingegen nur wegen einer gegen dieses von einem

s) Struben rcchtl. Beb. V- 4- Nr. 62. -lieber die Prüfung des

Meisterstücks s. Ortlofs a. o.O. S.-S?- Die in dem Reichs-

schluß verbotenen Bedingungen der Erwerbung des Mcisierrcchts

0. a. O- §. 'S-

K) Vcrgl. Ortlosf a. o. O- S- »g>.

i) S- ebcndaf. S. 60 — 90.

K) S. ebcndaf. S- 19S u- f.

«) S- Ortlosf a. a. O- S. '4' u- f.
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Criminalgericht erkannten Strafe zulässig, wenn diese

die Infamie nach sich zieht, und eine vorher wegen eines

angeschuldigten Verbrechens oder einer, angeblichen Be

schimpfung unternommene Beeinträchtigung eines Zunft

genossen in dem Gebrauch feiner Rechte durch das soge

nannte Schelten und Auftreiben, ein in den Reichsge

setzen mit Strafen bedrohter Handwerksmißbrauch; der

sogenannte Aufstand, bis einer vermeintlichen Beschwerde

Abhülfe geleistet worden, soll den Umstanden nach mit

Criminalstrafen geahndet werden ö). II. Zu den Zunft

gerechtsamen gehört t/er Zunftzwang, d. i. die Befug-

niß, nicht Berechtigten (Bönhasen, Pfuscher, Störer)

die Betreibung des Handwerks zu untersagen c). We

ser geht 1. gegen die Dörfer, auf welchen entweder nach

den Zandesgesetzen überhaupt <i), «der nach den beson

deren städtischen Privilegien innerhalb der Bannmeile e),

gewöhnlich nur die auf dem Land unentbehrlichen Hand,

werke (Landhandwerke) und auch diese nur mit mehreren

Beschränkungen getrieben werden dürfen. 2. Gegen an

dere Innungen, wenn sie die Gränzen der ihnen verlie

henen Berechtigung überschreiten/). 3. Gegen überall

d) RclchSschl. v. i?zi. §. s- v. Crom er Wetzlar. Nebcost.

Tb- z°. S. >. .

c) I. L- Melbach Theorie de« Zunftzwanges — nach allgemein«

und besonderen sächsischen Rechten. Lelpz. >8«L. 8-

<) Vcrgl. z. B. RechtSgesch. §. 644- Note ä. Haubold sächs.

Private. §. «g. Note c. Mecklenburg. Erbvergleich vcn

'7S5- s- 25? ». s. Frtckc a. a- O- s- 79.

,) Ucbce den Ursprung dieses RcchtS s. RechtSgesch. j. 512.

Sllchf. Lande. B. ,. Art. 66.

/) S- FriSe a. p. O §. 'v«'u. s.
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nicht zünftige Personen, oder solche, die das Handwerk

nicht auf eigene Rechnung treiben dürfen. Wenn auch

einem Handwerk in dieser Beziehung gegen die gemeine

Natur der Bannrechte (§. 183.) eine Forderung auf Pri

vatstrafe oder Confiscation eines Objects vermöge ihrer

Zunftprivilegien zusteht, so kann sie jene doch nur unter

Assistenz einer obrigkeitlichen Person S) und in Ermangelung

einer besonderen gesetzlichen Ausdehnung gegen jeden

Dritten, nur gegen den Stbrer selbst geltend machen.

Den Handel mit Waaren, die auswärts verfertigt

sind, zu untersagen, berechtigt der Zunftzwang über

haupt nicht K).

§. 383.

s- Ocffcntllches VcrtMvlß der Zünfte.

Da die Zünfte als Police ianst-alt zu betrachten

find, fo ist 1. deren Einrichtung und völlige Aufhe

bung a), fo wie die Bestimmung der Granzer, ihrer

Befugnisse und die Abänderung ihrer Statuten, ein

Recht des Staats, gegen welches kein wohlerworbenes

Recht vorgeschützt werden kann. Die in neueren Zeiten

in mehreren deutschen Ländern geschehene Aufhebung ö)

kann jedoch entweder nur ihr Bannrecht (§. 382.) zum

^) I. R. A,vrer i!e via kscti collegii» opiiiOiim sg pe»e^uen»

cko» MrKstores nee permi«? nov periviNvnc!«. Oolt. 1752. q,

?. v. äe Ordmvr okserv. jur. ?. 1. uro. 297. Dessen

wcylac. Nebcnst. Tt>. S. >>9-

K) «. Bülviv u. Hagemann Eröcter. B- >. Nx. 17.

«) Anerkannt In dem Rclchsschl- <on i?zi. §. 1 u. 14.

b) G> >- B. preuß. Gesctzssmml. Jahrg. >«><> u. tgli. S. 8».

SZ- 86. «84-
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Gegenstand haben, oder ihnen auch die Corporations-

rechte nehmen. Aus dem Aufhebungsrecht fließt auch

die Befugniß, Freimeister anzusetzen. 2. Die Aufsicht

über die Ausübung der Junftrechte ist ein Theil der nie

deren Policei; eine Folge derfelben ist, daß die Zunftver

sammlungen in Gegenwart einer Magjstratsperson gehal

ten werden müssen, und deren Beschlüsse erst durch Ge,

nehmigung der letzteren Kraft erhalten c).

Fünftes Kapitel.

Recht des Handels.

Die allgemeine Littcratur s, bei v- Martens Grundriß des Handels«

rechts (Zte Aufl. Gött- 'S'?. S)> S- 7»

§. 384.

i. Arten des Handels.

Der Handel im eigentlichen Sinn (Waarenhanbel)

hat bloß rohe und verarbeitete Materialien zum Gegen

stand und unterscheidet sich dadurch von dem Geschäft

des Wechslers (Banquier) ; der Commifsionshandel «)

und der SpeditionShandel ö) sind nur Hülfsgewerbe

desselben. Wo überhaupt Gewerbsinnungen vorkommen,

e) Slrichsschluß v. »7Z>. §. ,. Vergl. Ortlvfs a. a. O- S- ?«-

«) H. Breills cke contrsctn coinmissioiiis merces coemei -

Sss ckswe. Sott. >8«o. 4- Büsch Darstellung des Handels.

Th. >. S- 2«7 u. f. Zusckye. B- > S 230. B z- S- u f-

i) O. OuentKer <ie expeckitsrikus merrium. l.ip5. igog. 4.

Sott. ign. ». Bülow u- Hagemann Ertetee. B 4. Nr.

7S. C. E. Müvter Frachtfabrerrecht. Hani:o». »79». »Thle. g.
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pflegt wenigstens ein Theil des Handels zünftig zu seyn,

wobei eine Innung der Kaufleute vm einer Kramerzunft

und diese noch von den Höken verschieden seyn kann a).

Im Zweifel ist jedoch der Groöhandcl, sofern den Zunft-

genossen' nicht einzelne Zweige des Handels überhaupt

beigelegt sind, für frei zu halten uud der Zunftzwang

nur auf den Kleinhandel (Detailhandel) zu beziehen;

dasselbe gilt von den Hülfsgewerben «?). Der Buch

handel, bei welchem man Verlags- und Sortiments

handel unterscheidet, gehört zu den concessionirten Ge

werben ; zum ersteren berechtigt jedoch ordentlicherweise

schon die Concession zu einer Buchdruckerei e). Zum

Schutz des Verlagsrechts als eines ausschließenden Rechts>

eine Schrift durch den Druck zu vervielfältigen, welches

der Verfasser dem Verleger überträgt, hat bisher eine

allgemeine Strafgesetzgebung gegen den Nachdruck ge

fehlt, wiewohl dieser in Hinsicht im Lande gedruckter

Bücher bis auf die neueste Zeit von keiner Negierung

als ein erlaubtes Gewerbe behandelt worden ist/); daher

hat das in der Reichsgesetzgebung s) und in der deut-

e) 0. H. KeminsricK äe coll«giis mercät«r«m. Zeil. 1759.4.

«k) «.Martens Handelsrecht. §. 9. 10.

«) Die Gründe, weshalb diese Gewerbe conccssionirte geworden sind,

enthält die Rclchsooliceiordn. v. >S77- Tit. zz. §. 6.

f) Vergl. über die bisherigen Gesetzgebungen über den Nachdruck

Protoc. der Dundesversaminl. von >s>8. zzte Sitz. §. ,59. (B-

S. S- 6,.). Dle einzige , welche sich von einem Freigeben des

Nachdrucks wenig unterscheidet, ist dle würrcmdergische von 'L»s

5) Wahlcapttulation Leopolds II. u. Frau, II. Art- 7. !§- '

hei öcKmausL Lsr^>. jur. ziudl. psg. 1591.
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schen Bunbesacte bereits bestätigte Gewohnheits

recht i), nach welchem bisher ein Verlagsrecht in jenem

Sinn anerkannt worden ist, zu keiner festen Ausbildung

gelangen können K). Für das Verhältniß zwischen Verfas

ser und Verleger, laßt sich zwar schon aus dem, was

die bisherige Gewohnheit über die Natur des Verlags

rechts festgestellt hat, ableiten: 1. daß sofern bei dessen

Uebertragung eine Bestimmung der zu druckenden Erem-

plare statt gefunden hat, der Verleger ohne neue Ver

einbarung kein Recht auf weitere Auflagen hat; 2. daß

selbst bei unbeschränkter Uebertragung, nach dem Ver-

K) Bundetacte Art. >g., nach welchem sich die Bundesverfanim«

luv« mit der Abfassung "gleichförmige, Verfügungen über die

Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Verleg« ge«

am den Nachdruck" beschäftigen soll. Die bisherigen Verband«

lungcn der B. V. finden sich ln den Protokollen ». ig'S- a- a.

O. >3>9 4te Sitz. § sz- Geil- 6. 7. ,8,5- »te Sitz. § »z-

4te Sitz §- «S-

i) Anerkannt in dem Vortrag über die bisher befolgten Grundsätze ;

Protokolle der Bundcsvcrsamml. B- 6. S- 60. llcbee die

Gründe, aus welchen man die Widcrrechtltchkeit des Büchcrnach»

drucks dishej ZU erweisen gcfucht hat, s. besonders: I. St.

Pütters Abhandl- vom Büchcrnachdruck. Gött- 1774. 4.

K- Z- Schmidt der Büchernachdruck aus dem Gesichtspunkte

des Rechts, der Moral u. Politik. Jen. >8>2. 8., wo auch S

z — zi. der jetzige Stand der Sache geschichtlich entwickelt und

die Mteratur vvllstandig angegeben ist.

i) Zu den wichtigsten Gefctzgcbungen, in welchen auch das Verheilt'

niß dcö Verlegers und Schriftstellers bestimmt wird : gehören :

Preuß. Landr. TH. > Tit. !>. K. 99S — >c^6. «. Tb- 2.

Tit. so. z. 1294 u. f. Oesters. Gesetzt,. Art. ^64 — ,17«.

Vcrgl- auch Rösstg Handbuch des Buchbaodclsrechtt. Lei«.

>S«4> S> '
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kauf der ersten Lluflage dem Verfasser das Recht zustehe,

eine verb esferte Ausgabe einem anderen zu übertra

gen, wenn keine Vereinigung über diese mit dein ersten

Verleger statt gefunden hat, da man nach dem littera

rischen Interesse des Schriftstellers das Recht, eine solche

zu veranstalten, als stillschweigend vorbehalten betrachten

muß, mithin das unbeschrankte Recht nur auf erneuer

ten Druck der Schrift in ihrer ersten Gestalt bezogen

werden kann. Hingegen bedürfen im Verhaltniß gegen

Dritte I. einer gesetzlichen Bestimmung die Dauer eines

unbestimmt übertragenen Verlagsrechts und die Granzen

der Vefugniß des Schriftstellers, die Verfügung über das

beschrankt übertragene auch feinen Erben vorzubehalten.

II. AuS der Natur des Verlagsrechts überhaupt laßt

sich nur ableiten, daß Verleger und Verfasser ein Ver-

bietungsrecht gegen die Verbreitung des Nachdrucks und

eine Klage auf Ersatz deö erweislich Verursachren Scha

dens haben; die Schwierigkeit des Beweises macht jedoch

eine eigentliche Strafgesetzgebung wünschenswerth, die

dem Beeinträchtigten statt des Schadensersatzes eine Pö-

nalklage giebt.

§. 33S.

2. Personen, welche bei Handelsgeschäften vorkommen.

I. Für seine eigene Rechnung (als Handelsherr, Prin

cipal) Handel zu treiben, ist abgesehen vom Zunftzwang

jedem gestattet, dem kein besonderes gesetzliches Hinder-

niß im Wege sieht, wiewohl zuweilen außer dem Bür

gerrecht eine besondere Concession erfordert wird s). Je-

») S. ,. B- Sonn l ei t Huer kebrb. des ökcrr. Handels, u. Wech>

selr. S- 6 u. f.
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nes begründet nach gemeinem Recht der geistliche b) und

Soldatenstand c), nach dem particulären Recht ist der

Handel auch den Civilbcamten und Maklern ^) häusig

untersagt. Wer ihn zu treiben berechtigt ist, genießt

die Rechte der Kaufleute; dies gilt daher auch von den

Juden, wofern ihr Gewerbe ein Handel im eigentlichen

Sinn genannt werden kann, und vyn Minderjährigen,

wenn ihnen vor erreichter Großjährigkeit für eigene Rech

nung zu handeln gestattet wird e); sie verlieren aber

dadurch die Restitution /). Auf gleiche Weife verlieren

Frauenzimmer ihre weiblichen Rechtswohlthaten, wenn

sie Handelsgeschäfte schließen, nicht aber, wenn sie diese

einem Factor mit gehörig bekannt gemachter Procura über

lassen haben, wiewohl sie dessen Handlungen vertreten

müssen s). II. Der Handclsvorstehex (Factor, Dispo

nent), den ein Handelsherr seiner Handlung oder einem

Theil derselben vorfetzt, verpflichtet seinen Principal nach

den Regeln des römischen Rechts vom ionltor; die Be

il Nov. I2Z. Osp. 6. Oäp. 6. X. »e clerioi vel monscki secu-

IsriK. »Ogot. se iini»!5ceaat (z , 5«.).

e) 1^. nn. O. »egotistoros iie militent (i«, ZZ).

«i) v. Martens Grundriß dcö HandclSrcchls. z. n.

e) S- hicrüdcr z. B- preuß. ?andr. Th. ». Tit. 8- §. 477. 478-

^) I^v^ser meck. »li ?snä. zv. 6«. meS. Z.

^) O. u U,K«ck«n li« inuliers mercstrice. Brem. 1717. 4.

L. I. ^lsnt^el l!e semins mercstrice iuvriin. ser. jus

Ln>>kc:, bei SsLteräinß rke5. jnr Qnb. 1'<^>n. p. 6zzj.

Z. O. l)uist«rv l>e Kiriin» inercstr. Liilio«. »77g. 4.

Schröter Abhandl- aus den deutsch. Rccht. Tb- ». S- 25 u. s.

K) ll'F. XIV, Z. So institori» Urions. Srrubcn rechtl. Beb.

Tb. >. Nr. 5g> Td- z Nr. »«s.
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kanntmachung der ertheilten Procura beschränkt diese Ver

pflichtung aber auf das, was die ertheilten Borschriften

nicht überschreitet i). Buchhalter und bloße Handels

oder Comtvirbcdiente, verbinden dagegen den Principal

nur so weit ein ausdrücklicher oder stillschweigender Auf

trag für einzelne Geschäfte erweislich ist 5). III. Die

Mäkler (?r«xs»vtse , »eri5sle8j cyurtjers) sind Personen,

die zur Vermittlung kanfmännifcher Geschäfte gebraucht

werden, und ordentlicherwcise hierzu unter öFentlicher

Autorität bestellt werden müssen. Nur unter dieser Vor

aussetzung hat ein Auszug aus dem Tagebuch, welches

sie zu führen verbunden sind (Mäklernotiz), wenn sie

ihn eidlich bestärken, volle Beweiskraft, oder liefert doch

im Fall des Todes und der Abwesenheit einen halben

Beweis y. Das ihnen zukommende gesetzliche Makler

lohn (proxeoeticum , 5evserie) hat im Zweifel der Auf

traggeber zu entrichten.

§. 386..

,' ' 5. Privilegien ». des Handels-

Zu den Anstalten, welche die Beförderung deö Han

dels zum Zwecke haben, gehören 1. die Märkte «),

H C- Sl- ! ! t't m a n n von Der Statthaftigkeit der iustltvri'sche» Klage

tri Uebertrctungcn der Gemerbsvorschrist. Dreso. >S«5. L.

5) v. Marten« a. a. ö- §. »?- ' ^

y. I. I. Lil,be,rr,S.ä senssiibus vulgo Mäcklcr. .^Ittors. 171,.

4. O..O. l^uekrsen cle z>roxpi>ct>5 pudlicis. lZott. 179z.

4. Büsch Sarstell, vtt Handels. 1. S- "4. ZuUtzc. B- 3.

5. 140. > '

a) z. KKetiii5 äs nunginis soiemnioil» (Oiss. sei. Vol. ^.

nrc>. 7 ). ^. ?ritsk cks regsll punlllii»ruin jure et zarivi»
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als unter öffentlicher Autorität angeordnete Zusammen,

künfte für Einkauf und Verkauf von Waaren, deren öffent

liches Feilbieten unter einer Policeiaufsicht Personen ge

stattet wird, denen es außer der Marktzeit nicht erlaubt

ist. Durch den Umfang dieser Marktfreiheit unterschei

den sich Wochenmärkte und Jahrmarkte; bei den Messen

betrachtet man besondere Meßfreiheiten als das Charac-

terische b). 2. Bloß zum Vortheil des Verkehrs einzel

ner Orte gereichen die Privilegien: «. deö Stadteinla-

gerrechts (jus emporü), welches einen Handelsort zum

Awischenplatz meist nur für gewisse Waa»n zu machen

bestimmt ist, indem vermöge desselben die eingeführten

Waaren nur an Bürger verkauft werden dürfen; deS

Stapelrechts (äroit ä'vtspe) , das bald eine Modifika

tion des ersieren ist, wenn die Waaren, ehe sie weiter

gehen dürfen, eine Zeitlang feilgeboten werden müssen,

bald nur in dem Recht besteht sie umzuladen und auf an

derem Geschirr weiter zu führen (StationSrecht, Um

schlagsrecht, äroit Se reläcke torcöe). Durch das Sta

pelrecht kann auch mit dem Recht, eigen Kran (ßers.

nium) oder eine Stadtwage zu haben, ein IwangSrechr

verbunden werden c). , .

legii» (0pu5O. I'orn. 2. ?. Z. «ro. 22.). I. Xlein 6« »uo-

äinis kole,nnioribu5 (Oiss. jur. »ro. 14.). I.e^5sr «p. 61g.

Z.?. UsUn Se jure instituencii nuncUn»! (hci UsrtleKea

ik«5!iur. äissert. l. ?. l. »ro. Z ).

b) (Orth) AblMdl. von den Rcichsmcssen zu Frankfurt a. Main.

Franks. 1765. 4. 6. O. Xiiiä cko justitis vunckinsrun,

»i«ii5ium. llv!. 1792. 4>

e) S- über alle diese Gerechtsame: ?kekkinger Vitrisriu, ii.

WsträNiL. 1°«in. z. ?. 19g. v. Cramer Wetzlar. Nebeoff.

Th. 9. S» 26 u> s» <Z. I.. LoeKmer eloet. jur. eiv. r«,».
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§. 387.

Der Kaufleute.

Außer den bereits erwähnten Privilegien der Kauf

leute in Hinsicht der Wechselfähigkeit (§. 126.) des Rechts,

höhere Zinsen zu nehmen (§. 107.), und des häufig

vorkommenden privilegirten Gerichtsstandes in Handels

sachen, gehört zu il/;en wichtigsten Vorrechten daö Pri

vilegium der Handelsbücher «). Da es als ein Er-

forderniß jeder ordentlich eingerichteten Handlung be

trachtet wird, daß alle vorkommenden Handelsgeschäfte

in gehörig eingerichtete auf kaufmannische Art geführte

Handelöbücher ö) eingetragen werden, und durch diese

selbst eö sehr schwierig wird, einen einmal eingetragenen

Posten nachher zu verfälschen, so verdienen jene unläug-

z. »r«. ,9. §. »7. v. Canerl» Abb- von dem Wasserecht.

B- z. Abb- 11. S- ZS ». f. lieber die neuesten Beschränkungen

derselben s. Klüberö offen«. Recht des deutsch. Bundes, «te

Ausg. §- zzz- 47>. 48'-

«) ^eviu, sä jus I.uK. I.id. 5. I'it. S. ^rt, 4. I. Xlei»

Si». jur. pllg. 979 u. f. Westphal deutsch. Private. Th. I.

S. IZ4. II. kZ. Lsuer cke prodst. ex likro mercstoris.

I^ips. 1784. 4. ^. ^> LcKakksKaus en Se probat, per Ii»

Kr«, merekt. «att. 1795. 4- I- C- E- Ebeling übe, die

Beweiskraft der Handclsdüchex. Hamb- ig,;, g.

» Wcrgl. Hamb. Stadtr. Tl). >. Tit. z«. Art. 6. Orth Anmerk.

zur frankf. Reformat- Th. 1. S. >?4 u- f. V reu ß. Lande.

Tb. s. Tit. ff- §- 566 — 568- 6«; — 607. Sonnlcitbner

österr. Handelsrecht. S- 35^ u. s. Vergl. Theorie und Praxis

des einfachen , des italienischen Buchhaltens und des nürnberger

Buchhaltens. Nürnb. ig««. 4. I. M- LeuchS Ebstein des

Handels. Tb. S- >9» u. f.
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bar mehr Glauben als eine gewöhnliche eigene Schrift c).

Doch laßt sich die schon sehr alte Behauptung daß

durch Handelsbücher in allen Streitigkeiten über Han

delsgeschäfte e) ein halber Beweis geführt werden

und der Producent Kiefen durch feinen Eid ergänzen

könne /), allgemein wohl nur für den Fall rechtferti

gen, wenn bloß über die Summe der Forderung gestrit

ten wird S), , und manche Gesetze haben die Anwendung

der Regel selbst in diesem beschränkt K). Nichtig ist jedoch,

daß Gesetze oder das Herkommen häusig auch dann jene

Beweiskraft , anerkennen, wenn die Forderung selbst be

stritten aber doch überhaupt ein Handelsverkehr einge-

^
- '

. !,
'

,
'

.

«) Sie gehören bahn , wenn ihnen auch Gesetz oder Herkommen

keine besondere Beweiskraft beilegen , immer unter die Beweis«

mittel, die einen andern Beweis unterstützen. I..5. O. 6« pro-

Kation. (4, 19.). Struben rechtl. Beb- B. 4. Nr. 44.

,H Rechts gcsch. §,,4S^i .. ..-

«) Vcrgl. v. Martens Handelsrecht. §. 4>»

Weöphal a. a- S. v- Martens «. a. O. §. 4'. Slovbe

deutsch. Private. §. 46«. ' ,7

1, ,,.,>, : . ..,.!, ..1 ...

g) Q ser SP. 270.^ lneä. s. v. Quifforp rechtl. Berne«

' , rm'g. S- 12a. Struben rechtl. Beb- Th- 1. Nx. zs- Tb. 5.

Nr. 104. ^. . .> , ..^ ,

K) v. Hülc>« u- Haaemann Erörtcr. B- z. Nr. »6. C- V.

Knorre rechtl. Anmerk. Nr. «. Auch ist da, «0 die Handels«

büchcr überdaupt Bemciskrast haben, diese zuweilen aus eine

bestimmte Zeit beschrankt. Speldiog Rcpertvr. des mccklenb

Rechts. S- 4^7. Sammle der lixpischcn Vcrordn. B ». S.

'^«z. Sonnlcithner a. a. O. S. ;6o. Pxeuk. kandr.

^. Z94 — 604.
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l

räumt ist i), bald ohne Unterschied, wer der Gegner

ist, bald nur für den Fall, wo dieser auch durch Han-

delsbücher einen Gegenbeweis führen kann K). Das Pri

vilegium kommt häusig auch bei Personen vor, welche

über ihre Geschäfte Bücher nach . kaufmannischer Art /)

führen ,n) ; den Juden, sofern sie nur für Kaufleute

zu halten sind und ihre Handelsbücher in gehöriger Form

und Sprache geführt haben n), kann es nicht abgespro

chen werden. Zur Beweisführung gehört, daß die Hans

delsbucher auf Verlangen im Original probucirt und so

weit offen gelegt werden, daß untersucht werden kann, ob

sie ordentlich geführt sind o); in diesem Falle wird auch

durch ein Fallissement deS Producenten ihre Glaubwür

digkeit nicht vermindert, wenn in den Veranlassungen

q Hamburg. Stadtr. g. a. 0- Neues jurig. Journal. V.

H. «. (Ronneburg 1799) S- 209 u. s.

K) Kursckchs. erlcklitcrte Proccßordn. T<t. zo. §. 4- Gothaische

Proccßordn. von »776. Cap. 16. §. 5. Preuß. kanbr. Th. «.

Tlt. 8- !- öS» U- l-

y «llgcmcin kann cS aus diese wohl nur ausgedehnt werden, sofern

über die S u m m e gestritten wird- Strusen B- s- Nr. 104.

In sofern kann man auch den Handclsbüchern der VanquierS

die Beweiskraft nicht absprechen, die aber in allen Zöllen in Hin«

ficht der r»u«» äeKenSi wegfallen muß , sobald über das Ge<

schckft eine besondere Urkunde vorhanden scyn müßte. Wcrgl.

Struben a. a> O. B. 4. Nr. 44- v- Martens Handelsrecht.

8 4'- -

«) Hamburg. Stadtr. a. a. O. Frankfurt- Reform. Zh. i.

Tit. zi. §. »Z. Anders nach preug. l?andr. a.ö-O. §,S9' u f.

») v. Martens Handels?. §. 40. Beruß. Landr. §.535 — «9«.

Sonnlelthner a a. O- S- ssg-

«) v. Martens a. a- O. §. 40. Breul). Landr. Z. 567 ^ 56g.

SS
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deö ersieren keine Ursache dazu liegt x). Bedienen sich

beide Theile ihrer Handelsbücher zum Beweise, und sind

beide auch für glaubwürdig zu halten, so fällt für beide

Theile dieses Beweismittel weg 7). Der Erfüllungseid,

sofern er überhaupt nothwendig ist hat gemeinrecht»

lich keine von einem jursmonw suppletorio gewöhnlicher

Art abweichende Bedeutung, und muß also von dem

Pxoducenten oder dessen Erben geleistet werden; daß au

ßerdem auch der Buchhalter einen Eid leisten muß, kommt

aber im Panicularrecht vor>s).

Sechstes Kapitel.

Recht ber Vchiffarth.

v. Marten« Handclör. Z. '4> u. f. F. I. Jaeobsen Seerecht

des Friedens und Krieges in Bezug auf Kauffartbcischiffartt). Alton»

»S'S. s.

§. 383.

1. VerMniß der Rhederei als Gewcrbc und ber Mitrhcder.

Das Gewerbe eines Rheders (exercitor), welcher

mit einem Schiffe Frachtfarth treibt, kommt meistens

nur bei der Flußschiffarth als zünftiges oder concessionir?

teS Gewerbe vor. Wird es von mehreren gemeinschaft»

») ?. lZ. Keineecins 6e inercatorum c^ui foro cessernnt rs»

tionibus et «ockieidu« (Opz>. ?om. s. ex. iz ). Prcuß.

Landr. z. Sog — 61«. Svnnleitbner g. a. O. S- ZS9-

?) Preuß. Landr. a. o. 0. §. S7"- Si"' v. Martens a. a- O.

§. 4,. Vcrgl. Orth a. «. O. S> >8».

>-) Vergi. vreuß. Lande. §. 569. 534»

^) Pxeuß. Landr. § s?6u. f. Sonnlektbner a. a O. S- 560.
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lich betrieben (Mitrheder), so sind ihre Verhältnis« un«

ter einander und gegen Dritte nach den Regeln von der

Locietss perticulari, zu beurtheilen ; viele Gesetze erfor«

Kern jedoch zu der Errichtung einer solchen Mascopey

einen schriftlichen Contract, und gewöhnlich wird einemMit-

rhcder nur nach geendigter Reise auf Berkauf des Schiffs

zu dringen oder fein Schifföpart zu verkaufen a) gestattet.

Wahrend der Dauer der Gesellschaft hangt die Leitung

des Geschäfts von der nach den Schiffsparten zu berech

nenden Mehrheit der Stimmen ab, wofern nicht ein

Dirigent (Eorrespondent,, Besieder) bestellt ist, der sich

dann wie ein Handelsvorsteher verhalt ö).

§. 389.

s. VcchZlti:!ß der Rheder zum Schiffer.

Der Schiffer, welchem die Rheder die Führung des

Schiffes anvertrauen, sieht mit ihnen im Verhaltniß der

locstio et conckuctio opsrsrurn, und seine Handlungen

in Beziehung auf Dritte müssen von jenen nach den Re

geln der exercitoris sctic, vertreten werden. Um sich so«

wohl in dieser Beziehung als wegen der Handlungen zu

rechtfertigen, die er gegen die Befrachter zu vertreten

hat, ist allgemein üblich, daß der Schiffer wahrend

seiner Reise ein genaues Tagebuch führt, welches er bei

seiner Ankunft vor einem (See-) Gericht «der dem Han«

delsconsul seines Staats beschwört (Verklarung, pro-

») v- Marten« a- a. O- §. >sz. >S7> Peeuß. Lande. Th. «.

Tit. 8- §- >4ZZ u. f.

i) v. Martens §. 134 — 156. Preuß. Lande- I. ,4,6 n. f.

Sonnleithncr bsterr- Handelsrecht. S. Z92.

S8*
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testätio maritima), wodurch insonderheit der Beweis

über Erlittene Haverei geführt werden kann a).

F. 390.

TcrlMuiß der Befrschtcr.

Die Befrachtungscontracte, welche die Rheder ober

ihre Bevollmächtigte schließen, fassen einen Miethcontracr

in sich, der sich entweder über daS ganze Schiff oder

über den Transport einzelner Güter (Stückgüter) er

streckt. Im ersten Fall pflegt* ein schriftlicher Contracr

(Certepartie) nothwendig zu seyn «")/ Wenn dann inner"

halb der hednngenen Jeit die Befrachtung nicht statt sin«

det, ist der Schiffer nach Seegebrauch wegen "Faut«

fracht" zu protestiren verbunden, und wenn er in einer

gesetzlich bestimmten Frist keine andere Ladung erhalte»

kann, die ganze, wofern er aber schon einen Theil der«

selben erhalten hatte, die Hälfte der Fracht zu fordern

berechtigt; doch werden auch in der Certeparrie ''Liege,

tage" gegen Würtegelder häufig bedungen. Bei Stückgü

tern berechtigt die Nichterfüllung des ContractL durch de»

Befrachter, nach erhobenen Protest ebenfalls das Bedungene

zu fordern, so weit der Schiffer nichk vor seiner Abreise

durch and?re Fracht entschädigt ist b). Ueber Stückgü

ter wird ein Connosseinent gewöhnlich dreifach ausge

fertigt, welches die Waaren, deren Empfänger die

Fracht und den Schiffer angiebt, und von dem letzteren

«) O. H, Klemers i sc K cke protestu «»ritjmo, »VN der Vtt»

klarung. GYtt. '8««. 4- Facobscn g. a. O. S> S'S-

«*) G- Jacobsen a. a. O- S- '94 u- f.

ö) Vrril. v. Marten« a- «. O> Z..'7S.
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Unterschrieben wird c). Der Empfänger,' welchen das zu«

gesandte Eremplar legitimirt, kann durch dessen Cessio«

das Eigenthmn der Waare selbst übertragen, sofern er

»ach seinem Verhältnis zum Absender hierzu bevollmäch

tigt, oder jene dem Schiffer für seine Rechnung überge

ben ist «l). Bei Ankunft der Waare verstattet der Han-

belsgebrauch dem Schiffer, wenn deren Annahme oder

die Bezahlung der Fracht ohne rechtlichen Grund von

dem Empfanger verweigert wird, sie gerichtlich zu de-

poniren und so viel, als zur Bezahlung der Fracht er,

forderlich ist, verkaufen zu lassen e).

Siebentes Kapitel.

Regalität einzelner Gewerbe.

§. 39t.

Gründe der Rcgalltckt.

Einzelne Gewerbe sind theils vermöge der Policei-

gesetzgebung, theilS zu dem Zweck an eine Concessivn des

Staats gebunden, um diesem durch deren Betreibung

für dessen Rechnung oder durch die Ertheilung der Eon,

cession Einkünfte zu verschaffen. Bei beiden Arten kann

daö Recht die Concessivn zu ertheilen , wie andere Rega

lien auch von Privatpersonen, namentlich mit der niederen

Policei erworben werden, welches bei den Gewerben be,

sonders häufig der Fall ist, die schon in früheren Zeiten

«) -Jacobsen 0. o. O- S- »zz u. f.'

<i) «.Marten« Handelsr. 5- 'Z- Archiv für daö Handelsrecht

(Hamb- >SlS). B. i. H. 2. S. igz. Dagegen : Gesterdlng

alte u- neue Jcrthümcr der Rechtsgelehrtc». (>8>3) Nr- 7.

«) v- Martens a. g. O> §- >?S. - . >
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von jener abhängig geworden sind «). Eoncessionen die

ser Art, wenn sie mit der Zusage eines ausschließlich

übertragenen Rechts verbunden sind, können jedoch nie

mals den Staat hindern, aus Gründen beö öffentlichen

Wohls neue Verleihungen zu gewahren , da die Policei«

gemalt durch die Erwerbung eines Regals jener Art

nicht beschrankt werden kann; auch berechtigt daS Con-

crssionsrecht eine Privatperson keineswegs zur willkührli«

chcn Versagung der Concessivnen, da es wie -die Aus

übung jedes Regals der Aufsicht des Staats untergeord

net bleibt (§. 264.).

§. 292.

Einzelne Arten. >. Posten.

Die Postanstalten sind durch die Art ihrer. Einfüh

rung selbst ein Regal geworden, und gegenwärtig

entweder für Rechnung beö Staats verwaltete oder con-

«) Unter die Rechte dieser Art gehört namentlich die Gastmirth,

schaft und die Sch cnkgerechtigkeit. Die letztere untcrschcl-

bct sich von dem Handel mit Getränken gemeiniglich auch durch

die Beschränkung des crimen auf den V/rkauf in größeren Quan?

titcktcn. S- über jene Gerechtsame überhaupt: I. 5. KKetin«

iie Kospitsturs ( l)>5«. Vot. l. »ro. ig ). O. 1^. LcKei«! ,1<?

ckluponsrimi origine et jure', l-ott. »7Z9- 4. v> Bülvw U.

Hage mann Erörter. B- z. Nr. 49- Unter die von Stadt-

vbrigkeltcn eoncessibnirren Enserbe gehören auch sehr häufig die

Apotheken , weiche als ein Institut der Mtdiclnalpolicei sicts

von einer Conccsslon abhängig sind. O. 1'Konissiiiz gs jure

eirv» I?K«ri^»cl,z>oI>a civitkUun^ ^O>5S. Uslens. uro. ,6,).

Wcstphal deutsch. Priuatr. Th. I. MbH. ?l.

»*) S. Rcchtögesch. z. sz°. I- l>- Kl über das Postmestn in

Deutschland. Erl. >8". 8. Pütter Srört. u. Beisp. des c>

Staats- u. Fürftenc. B. S- > — „6.
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cessionirte Institute; zu den letzteren gehören' namentlich

die Tarischen ehemals kaiserlichen Posten, welche in meh,

reren Territorien in jener Eigenschaft fortbestehen b).

Gegen Privatpersonen c) stebt einer Posianstalt vermöge

der Regalität derselben ein Verbietungsrecht in Hinsicht

jeder Art von Gewerbe zu, welches den Character einer

solchen Anstalt annimmt, wie es bei jeder Einrichtung

der Fall ist, Personen oder Sachen siationsweife oder

doch mit öffentlich bekannt gemachter regelmäßiger Zeit

des Abgangs, und der Ankunft fortzuschaffen (Neben-

postiren, Botenanstalt). Hingegen kann die Anstalt

niemanden nöthigen sich ihrer zu bedienen, und daher

weder die Absenkung von Boten, noch die Uebernahme

der Bestellung von Briefen oder Paketen auch gegen eine

Vergeltung untersagen oder von Lohnfuhren eine Abgabe

(Stationsgeld) erheben, sofern ihre Rechte nicht durch

ausdrückliche Gesetze hierauf ausgedehnt sind ci). In

Rücksicht der ihr anvertrauten Gegenstände, haftet sie

nicht nur für jedes Werfehen und die Untreue ihrer Be

amten e) und ist daher im Fall eines Verlustes den Au«

fall zu erweifen verbunden /), sondern es liegt auch in

i) Da« VertMlniß in dieser Beziehung gehört dem Staatsrecht an.

Vcrgl. Klüber öffcntl. Recht de« d. Bundes. §. z« u. f.

e) S- .Runde deutsch. Privatr. §. ,zz — izg. und besvndttt

vrcuß. Landr- Tb- ». Tit. »s» s- >S7 u- f.

H A B. preuß. Landr. g. g. O. Z. 14z u. f. Da« L- >s».

gebilligte Stationsgcld ist späterhin auszehobcn , besteht aber noch

in mehreren Ländern.

«) G. Hu sei and Bcitrckgc. St, s- S- z6. Estor deutsch. Recht.

Th. §- »'S4-

/) Wergl- preuß. Landr. a. a, O- §187- KiocKelcke^ c,u».

teiins »otio >!e recepto contrs ourigss et curutore« m««ui»

5eu »peckitores oomz>et»t, Ueimst. >8«6.
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der allenthalben gebräuchlichen Bestimmung des PostgeldeS

für Geld und Kostbarkeiten nach dem Werth, eine Ue-

bernahme der Gefahr wenigstens bei diesen Gegenstän

den s), wiewohl dies nicht allenthalben unbeschränkt an,

erkannt wird K).

§. 393.

». Vranntivkinbrennez «).

DaS Recht Brantwein zu brennen- gehört an sich

weder zur städtischen Nahrung ö), wiewohl das Gewerbe

in einzelnen Städten zünftig ist, noch auch zu den Re

galien. ES ist zwar zuweilen durch Policeigesetze c) a»

obrigkeitliche Concessionen gebunden diese aber be

rechtigen selbst den Landesherrn nicht, eine Abgabe

(BlasenzinS) mit deren Ertheilung zu verbinden, sofern

dieser nicht besonders hergebracht ist e) oder aus einem

Bannrecht/) gerechtfertigt werden kann. Von einer

Abgabe für die Concession und von der letzteren selbst

ist daher auch die Bcsieurung und die Controlle, welche

diese nbthig macht, wesentlich verschieden.

5) ?. O. Ksrpp^ecKt 6e actione utili äs reeevto (Di«.

Vol. >. uro. 16,). G. L. Böhmer Rcchtsfcllle. B. z. Nr. ,24.

^) Vcrgl. z. B- preuß. Landr. §. 187. »9«. lg,.

«) ?. ^. Uommel ge jure viiii aäusti. I_,iv5. 175z. 4. L. ?»

Lommel R^nnps. <)u. 5orens. Obs. g^. ^

i) S. jedoch kukeiläork Ulis. jur. univ^ ?om. g. k)l,5. 164.

«) lieber die Vceanliissiing derselben' s. I. I. Moser von der La»,

dcshohcit In Policcisachcn. S. >?> u. f.

«k) Ziügcmeln hält diese W c st p h g l "deutsch. Private. Th 'S-

für nötdlg , oder ohne Erund. S- Kincl (Zussst. kor. I'oin.

z. Oup. 22.

«) S- Wegphal o. g. 5). Kind a. a. O.

S- z. B. rukcnäorf Obs. I'onl. z. c>b>. 84.
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Die Zahlen beziehen sich auf die Paragraphen.

A.

Abdecker 89.

Abfindung 362.

Abforderungsrecht 71.

Abmeierungörecht 261.

Abschoß 75. 77. 78.

Absonderung der Kinder 31S.

Abwesende 325. > . '

Basallen 223.

Acceptation des Wechsels

127. 235 u. f.

Acccpt.'tion per Konor 143.

Accidentalien desLehens 191.

Hcqusestus covjußslis ZO9.

Adäration der- Lehendienste

212.

Adel 57 u. f. in der alteren

Zeit 49. dessen Autonomie

20. 64. Erneuerung 61.

Erwerbung 60. Gewöhn,

heiten 20. Hausgesetze 20.

64. Nichtgebrauch 61.

Rechte 63. 64. Verlust 61.

Adel alter 59. 60. 65.

— hoher 56. 57. ,

— niederer 53. 57.

— persönlicher 58.

Adeliche Kundschaft 59.

Adclöbrief 60.

^cloks 212.

Adoption 313.

^ärksmitic, 172

^üvocstus 50.

^cZvocsüüi 52. Notec. 54.

Aemter s. v. a. Gilden 379.

^ssstomis 172.

Afterbelehnung 229.

Afterlehen 196.

Aftervasall 196.

' Agnaten im Lehen 190. 226.

S, a. Seitcnvermandte,

LchenSfolgcr, Lehen u. s. w.

^ldinsßii jus 75.

^läiories 50.

^l^msnnorui» I^ex 2.

Alode 155.

Allodialerben , deren Rechte

am Lehcn 260.

Modifikation des Lehens

234. 242.

Allodium im Gegensatz des

L.-Hcnö 190.

Allodium bei Bauergüter»

257. 261. 362.

Altentheil 363.
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!

Altermanner 381.

Alterthümer des deutschen

Rechts 44.

Ambachtslehen 193.

AmtSbücher 245.

Amtöstadte 372.

^Vnäelsoßua. 172> ^

Anenprobe, Anentafel 69.

Anerbe 362. '

Anevang 168.

Angefalle 223.

Angelsachsisches Recht 46.

^n^Iiorulu et Weriuoruin

Lex 2-

Anleidt 260.

^n«uitie5 upon live« 116.

Anrüchtigkeit 89.

AnsegiuS 3.

^ntiqu» 2.

Anwartschaft am Lehen 213.

Apanage 162. Note e. 368.

Apotheken 391. Note s.

Appropriation d.Lehenö 241.

/Vrms, srmes 62.»

^rmiger 53-

Ardizone Jac. von 12.

Artikelbriefe 38«.

Aszendenten bei der Lehens

folge 350.

Afcgabuch 9.

Assecuranz 109 u. f.

Assecurationseid 71.

Assignation bei der Güterge

meinschaft s. Ausspruch.

Assignationen der Kaufleute

144.

/<ubains öroit ü' 75.

Auffarth 260.

Aufholungsproceß 261

Auflassung, gerichtliche 172

u. f.

Auftreiben 382.

Ausgcding 363.

Auslobung 362.

Ausspielgeschaft 108.

Ausspruch bei d. Güterge«

meinsch. 308.

Aussteuer 29S. 300. 362.

Auswanderung 76.

Auszug 115. 363.

Autonomie 25. 30. 34. 37.

38»

Avallo 145.

Avarie 113. 114.

Avisobrief 129. 131.

B.

Lsjuvsriorurn lex 2.

Bannforst 278.

Bannrechte 159. 183. u. f.

Bannwasser 267.

Banquier 384. 387. Note 1.

Ksrsteriu, , LsrrK.

Note 5. . '

Baron 57.

Bauern 50. 244.

— freie 68.

— unfreie 69 u. f.

Baucrhl'fe 244.

Bauergüter 68. 243 u. f.

Erbfolge darin '!62 u. f.

Bauerkören 19. Note d.

Bauerliche Lasten 243.

Bauerlehen 253. 256. 259-

Bauermeister 378.

Bauernrecht, dessen Quellen

245.

Bauersprachen 6.

Bauerstand 54. 68.

Banfrohnden 247.

Baulebung 71-
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Baurecht 253-

— erbliches 157.

Vedemund 71.

Befrachtungscontract 390.

Befriedete Sachen 152.

BeKolzungörecht 281-

Weier, Georg 42.

Beisassen 374.

Beisitz 295. 311-

Beistand 324.

Beistücke 257.

Belclmung 200 u. f.

— beim Bergbau 274. 275-

Benedict, Lcvila 3-

Lenesicium 4. 7-

Leneiicii» , vetu, suctor 6s

1«.

Bergamt 273-

Bergbau, dessen Privilegien

276.

Bergregal 271 u. f. '

Bergtheile 275.

BesatzungSrecht 71.

Beschreitung des Ehebetts

293.

Bestätigung, gerichtliche der

Verträge 93- ». S. 275.

Besteder 388- '

Besthaupt 71.

Besserung 259- Note e.

Beten 54.

Beutellchen 212. 25«.

Bierbrauerei 184. 373.

Bierzwang 184.

Lill o5 excksngs 124

IZillet ä «rclis 144.

Blasenzins 393.

Bluteigen 50.

Bodmerei 114.

Bofä 151.

Rons scizuisjts 36ö.

Bbnhasen 382.

Boscaff 151.

Loltoittr)' 114-

Brache, deren Behütung 178.

Brachfrüchte, zeyentbare252.

Vranntweinbrennen 393.

Brautschai) 300-

— jüdischer EKefrauen 8t.

Brautwagen 300

Briefadel 59. 60.

Brücken 267. '

Büchernachdruck 384.

Buchhalter 38S-

Buchhandel 384.

Büdner 244.

Vumede 71-

BundcSbcschlüsse 24-

Bnrgdienst 193.

Vürgerdeputirte 37S.

Bürqcrliche Abgaben 376.

— Nahrung 373- ^

Bürgermeister 55. 372. 37S.

Bürgerrecht 37^.

— dei>cn Werleil'ung 376-

Bürgerrctract 103.

Bürgerstand 55. 66.

— höberer «.niederer 67.

Burgfesien 247.

Burgfriede 153.

Bürgschaft 118.

— bei Wechseln 145.

Vurgman„schaft344. Note«.

Vurßunllioruru, I^ex 2.

Buteil 71.

C.

<üsmt>is u äst« 124.

— roZuIsris et irregulär!»

128.

— s uso 128.
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Osrodia a vists 12g.

Lsrnbio, lettera 6i 124»

— maritima 114,

— secco 124.

Kambium 124.

— siccurn 124.

Campsor 124-

Canonisches Recht , dessen

Einführung in Deutschland

14. dessen Berhaltniß zum

Deutschen 29-

Lspituls extrsoräiosris des

Longob. Lehens 12. 31.

— «röinsris — . II.

Capitularien 3.

cisroikex 89.

Oass 244.

Osssti 50. 244-

Casco III.

Lsttra 28S.

lüsugse feucksle, 213.

Caviller 89-

Oeossri! 50>

Oensug 106.

,— cov5titutiol,s 168. 2ö0.

— Kereäitsriu8 77.

— promodilis 262.

— reservstivus lg?. 250.

Ceremonicilgcsetze, jüdisches,

deroceosuales 50. ^

Certepartie 390-

llkartularii 5g.

Oivßulurn rnilitsre 53.

lüuinvestiti «sti 3ö7.

(üoinvostiturs 207.

Coloiiatrecht 257.

— erbliches 158-

Oolorii 50. ,

Oollstia äeoims 1?.

Collision der coordmirten Ge

setze 34-38.

Collision der <uborbin.rt«a

Gesetze 30-33.

Oorriecis 9.

Commissionshandel 384.

Concessionen derenErtheilung

durch Privatpersonen 391-

Concurs über das Leben 234.

Concursverfahren 123-

<Hon6orairüura in 8«11äurL.

166.

Oorißrui ju, 97. 103.

Connossement 390.

Conring, Herrmann 42.

Consolidation des LehenS

237 u. f.

Constitutionen, sachsische IS.

Oon8titutum keuäsle 224.

Oonsuetuckine» keuaorura12.

douzuetucko keuöi 191

ContraSos 302- 303.

Contramandiren des Wech

sels 134-

Contraprotesi 137-

Contrcbande 112

Correspondent 388.

l^ouiume« 46»

OucurKitsti« 211>

Cujacius 43.

Culmisch Recht 8- Note ».

Ours sexus 322 U. f.

Ouria k«u<Zs1i8 213.

Ourise 5euäsli8 ju, 2S. 38

lüurise ju8 4>

Ourise psre« 213.

<Üurti8 50.

Ourti8 jv.8 4»

D.

Darlehen 105 u. f>
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Deckung des Wechsels 142.

Deichrecht, 269-

Densriulez 50.

Desponsstio 283.

Detrsctus per,on^Ii, u. rea»

Iis 77. ' '

Diechtcr 333.

Dienstgefolge 49-

Dienste, bäuerliche 243,

246 u. f.

— gemessene u. ungemesse?

„ e 247. 249.

Dienstgelder 243.

Tienstleute 52.

— hörige SO. ,

Dienstrechte 6.

Dienstzwang 262.'

DiWllsre s. 6iM6uc!sre 48.

Dingeswinde 173.

Dinghbfe 259. Note b.

Discretionstage 139.

Dispache 113.

Disoaragium 291.

Disponent 38S.

Dosrium 302.

Doctorpfründen 65.

Doktorwürde 58.

Domen, altfrisische 9.

Tvmiciliirte Wechsel 128.

Dominium directum et utile

157. 158.

beim Lehen 190.

— vtilo 221 u.f.

Donatio prooter nuvtiss

302. 303-

Dorfgemeinden 370. 377 u. f.

Dorfgerichte 378.

Dorfarebe 378.

Dorfstatuten 19.

Dorfzehnte 252-

D«,, römische 300.

Doz, deutsche 294.

— Ic^itims 295.

Dotalbauern 243-

Dotslitium 302. 303-

Dotalsysiem 299-

Drcyer, I. C. H. 44.

e.

Ebenbürtigkeit 290 u. f.

LcKeance 128»

Echtes Eigenthum 155.

Echtwort 155.

Edelsteine 273-

Effecten 151.

Ljtestucsti« 172.

Ehe 288.

— zur linken Hand 292.

— verdingte 305.

Eheberedung 296- 305.

Ehegatten, deren Erbfolge

336. Gesetze, nach welchen

sie sich richtet 35.

— deren Güterrecht 293

u, f.

Ehehaften 19. Note d.

Ehehindernisse 289-

Eheleute, deren Erbverträze

345.

Eherecht 283 u. f.

Ehcstiftung 345.

Ehezarter 345.

Ehre, bürgerliche 83- 90.

Ehrenbürger 373.

Ehrenstrafen 122. -

Ehrlosigkeit 85.

Ehrschay 260.

Ebrschatzige Güter Z59.

Note 6.

Ehstlandische Rechte 46.

Eidesmündigkeit 316.
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Eigen an Grundstücken 155-

Eigenbehörige 69-

Eigene Leute 50, S4. 69-

Eigengerichte 54- 213.

Eigenlehner 275.

Eigenthum, echtes 48, 155-

— dessen Beschränkung

durch die höchste Gewalt

263.

an beweglichen Sachen

168.

— Erwerbung 171 n, f.

EigenrKumsproceß, des älte

ren Rechts 168,

Einbuße, eheliche 309- 313-

Einhandsgut 306.

Einheimische 73.

Einkindschaft 346.

Einlager 123-

Einlieg er 244.

Einreden gegen Wechsel 149-

Einreiten 123-

Eintrachtssachen 213.

Elterliche Jucht 312.

Lnisncipstio «sxouics 314.

Emphyteuse 2S3- 256, 257.

Lmporii ju, 386.

Englisches Recht 46-

Erbbestandgüter259> Notek.

Erbbücher 245.

Erbe, das 328.

Erb,: , s. v. a. Eigenthum 155.

Erbe, der, dessen Verpflich

tungen nach älterem deut

schen Recht 355- dessen

Rechte an Grundeigen

thum 155.

Erbei>> 71.

Erbei.zen 155.

Erbeinigung 344.

Erben jinö 25«.

Erbexe 155.

— oberster 28«.

Erbfähigkeit 332.

Erbfolge, alte deutsche 327

u. f. >

—- in Bauergüter 362.

Erbfolgeordnung 329- 331.

333.

Erbgut 155-

— des dritten Standes

156- 365.

Erbgüter in der Güterge

meinschaft 306.

Erblühen 363.

Erbleihe 157- 257.

Erblosung 97. 103-

Erbpacht 158.

Erbpachtqüter 259. Note k.

Erbrecht 3,27 u. f.

Erbrechtguter 259.

Erbschaft, deren Erwerbung,

Theilung , Transmission

335.

Erbverbrüderung 344.

Erbvertrage 431. 338 u. f.

— über das Lehen 230-

Erbverzichte, deren Würk-

samkeit für die Nachkom

men 369.

Erbverzichte der Töchter 331.

347.

Erbzinsgüter 253. 256. 259.

Note 5.

Erndtedienste 247. Note c.

Errungenschaft 295. 297.

309 «. f.

Errungene Güter 365-

Erzkauf 274.

Ltspe äroit ü' 386.

Eventualbelehnung 208. 218.

LxcKsnß«, dill «k 124.
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Eximirte Z4 Note b. 374.

Exspectanz 218.

S.

Factor 385.

Fahrniß, fahrende Habe 151.

Fähren 267.

Falllehen 259.

Fallrecht 334-

Familienfideicommisse 331.

341. 356 u. f.

ksmulu« 53.

Faselmast 281.

Faustpfand 12«.

— bei Wechseln 14ö.

Fautfracht 390.

Fehderecht 48.

Feldwege 270-

Feldzehnte 252.

Felonie 211, 239-

— deö Lehensherrn 219.

242.

Fensterrecht 181.

Festegüter 259.

keuäslis contractu« 292.

?eu6s,trs 190.

keuüi ju, 7. 52. S3.

k'euäorurn cornrnuui» ratio

191.

k'euäorurn Uber 12.

^euaum 7.

— sclvocstise 193.

— seSisicii 193-

— sliensbile 231.

— Ullnuss urseststiorü«

195.

— sntiquum 296.

— soerturse 193»

— 6e csrners 195.

— castreo8S 193»

k'euärun csstri 193-

— 6s cavena 195.

— cl^pesrium 199»

— jure curise 52.

— in curts et extra cur-

tsm 38. 190- 213.

— Astum 202.

—^ aecim^rum 193.

— ecclesissticum 197.

— einturn 202.

— kemineum et kemini»

nun, 352.

— frsncuin 212.

— Ksbitstionis 193.

— nersclita^uru 353.

— irnoroorium 191.

— inkorme 209-

— injursturn 211.

— irreßulsis 191,

— Keminst?,e 193.

— rnsjus 197.

— rnilitsrs 199.

— nobile 199.

— »ovum 206»

— jure sntiouiconcessura

206- 35«.

— oblatum 202.

— officii 193.

— ex oscto et vroviäeo»

tia rnsjorum 353.

.— vsternum 206.

— pecunisrium 195.

— pi^norstitium 194.

— planum 196.

— proprium 191-

— publicum 190.

— rectum 191»

— resslo 197.

— reKulsre 191.

—> simplex 196»

-» tellloorariuni 206.
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Feuersocietaten 1«?.

kiaelitgj feuäsli, 19«. 211.

kiscsljni 50.

Fischerei 267.

Flämische Güter 2öS Note S.

Fleischzehnte 252.

Flößen 267.

Flurbücher 245.

Flüsse 265 u. f.

?oenus nsuticum 114.

Forderungen, Recht dFr 91

u. f.

-— aus unerlaubten Hand

lungen ISO.

Forderungsrechte, subjectiv

dingliche 160.

I^oieuses 73.

k'orestuui 278.

Formeln 4.

Formell' °,cher 14.

Forst 279.

Forstbann 278.

Forsidienste 246 Note K.

Forstfrevel 278-

Forsthoheit 278.

Forstliche Obrigkeit 273-

Forstrecht 278 u. f.

— beim Zehnten 252. '

Frauengerade 334.

Freibrief 50- 72.

Freigut 243- 28S.

Freiheit 47. 48.

Freiheitsrechte 43.

Freiherr 56. 57-

Freilansten 255. Note S.

Freilassung 50. 72.

Freilehen 212.

Freimeister 383.

Freistift 259 Note

Fremde 73 u. f.

Hrüjoounl L» 2.

Frisische Rechte des Mittel«

alters 9> '

Frohnden 246 u. f.

Früchte auf dem Halm 96-

— des Lehens 361.

Fürnossenrecht 103-

Fürstenwürde 56. S7.

Oab?IIa emiArstioniz 77.

— Kereäilsris 75»

Gaffeln 379.

Ganerbenrecht 97. 103-

Ganerbschaft 167-344. Nt. c.

Gartenrecht 252-

Gärtner 244.

Gasiwirthfchast 391- NoteK.

Gattergüter 259 Note

Geber 124. 127.

Geding am Lehen 218-

Eegenbuch 275.

Gegenvermächtniß 302- 203-

Geisel 118.

Geldlehen 195.

Geleitsbriefe für Juden 81.

Gemara 82.^

Gemeinde (in d. Städten) 55.

Gemeindedienste 246.'

Gemeindegüter 370.

Gemeindeordnungen 19-

Gemein derechte 244 370 377.

Gemeindewege 270.

Gemeinheiten 370 u. f.

Gemeinheitstheilung 371.

Gemischte Statuten 34 u.f.

Gen'eralhypothek 187.

Oenerati« 329-

Gerade 151. 295. 328- 334.

Gerechtigkeiten der Gebäude

181.
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Gerichtliche Bestätigung bei

Bestellung der Reallasten

161-

— — der Uebertragung

des- Eigenthums 173.

Gerichtsdienste 246.

Geri6)tsherrschaft 243-

Gerichtslehen 212.

Gerichtsordnungen 131415.

Gerüste 246.

Gesammtbürgschaft 48-

Gefammteigenthum 166.167.

— der Familien an ihren

Gütern 167.

— bei der ehelichen Güter

gemeinschaft. 305 u. f.

Geschlechter xathsfähige 55.

373>

Geschlechtsadel öS.

Geschlechtölehen 350-

Geschlechtsvorinundschaft

322 u. f.

Gesellen 381.

Gesellenbau 27S.

Gesetzbücher 21. >

— österreichisches 23.

— französisches 21.

Gesindeordnungen 71. 72.

Gesinderecht 326.

Gespilderechr 97. 103-

Gewaqte Geschäfte 108 u.f.

Gewässer 26S u. f.-

Gewehre 154-

— deren Bedeutung 172.

— bei beweglichen Sachen

168.

—> eigenthümliche 154.

— rechte 168.

— zu rechter Vormund

schaft 1S4.

Gewehre, deren Uebertra«

gung 172.

— unvollkommene ISS. 1S7.

158-

deren Uebertragung

172.

Gewehrschein 27S.

Gewerb«, deren Regalität

391.

— zünftige 373.

Gewerke 27S.

Gewinngrld 26«.

Gewohnheiten 14. IS. 19.

25. 39»

— deö Adels 20.

Gewohnheitsrecht , dessen

Natur 26.

Gildemeister 381.

Gilden 379.

Giro 132.

6I«bä« sckscriptu, 71.

Glossatoren des longobardk

schen LehenrechtS 12.

Gnadenlehen 206-

Grade der Verwandschaft,

deren Berechnung 329.

Gradualsystem 354.

Grafenstand 56. 57.

Grosavanturcontract 114.

Groshandel 384.

GroSjährigkeit 316.

(trotte , covträt ö 1» 114.

Grundacten 188-

Grundbücher 24S.

Grundherrschaft 243.

Grundzins 250-

«usrclis 193-

(-usstsISis 192.

Gült 10S.

Gütergemeinschaft der Ehe«

leute 296u.f. 30S — 311.

59



Gütergemeinschaft, sortge« Heberegister »4A.

setzte z«?. 50S.

GutSfrohnden «4«.

GutSherrschaft 24z.

Habe, fahrende, deren Er,

Werbung nach deutschem

Recht ,68. i<". Note s.

Haft, persönliche, deö Schuld«

ners isz.

Hägergöter 259, Note b.

Halbmeier 244.

Halbmeister 89-

Halbspanner 244.

Halseigen 69.

Hand muß Hand wahre»

169. 17«.

Handdienste 247.

Handel 584 u. f>

HandelsbilletS 144.

Handelsbacher 585. 587.

Handelsherr z8?. .

Handlohn 26«..

Handwerke 279 u. f.

Handwerker 55.

Handwerkskram J8>. 582.

HandwexkSmißbrüuche 580.

Hauptfall 244.

Hauptmangel 95.

auptrecht 71.

ausfriede 15z.

auSgesetze deö Adels so.

5Zi. 566-

Haushaltung , abgesonderte

Z'4-

Hausherrschaft zsS.

Häusling« 244.

ausrath izi.

averei uz. 114.

Heerqeräthe zsg. zz>

Heerschild 56.

Heerqewedde 71. gs8.

Heimbürgen 578.

Heinisteuer 294.

eirathöcassen 117.

eirathsnotul 545.

tteiiotuni 71.

Hcrrendienst 246.

Herrengunst 259. Note

Herrenlose Sachen 284.

Herrenftand 56 57»

— landsässiger 57.

Hinterfällige Güter zu.

Hintersassen 54.

Hintersiedler 244.

Hobsgüter 259. Note d.

ofämter 52.

ofdienst «46. - .

Hofgut 244.

Hofhörige 5«.

Hoflehen 212.

Hofrecht 4. 6. 50. 54.

— Besitz nach. 154. 157.

Hofrollen 25z.

Hofsprachen S. «5z.

Hofwehr 257.

Hoheitsrechte 25z.

— deren Erwerbung 264.

— lehenbare 194. ,97.

Holländer««» 255. Note ä.

Holzgraf 278. 28«.

Holzmark 273.

Holztage »81.

Holzwege 270.

Üonisgium 2l"A.

Hosüne« provrii 5». Note

0. 54.

Honünium all.

Hordenschlag 18«. '>
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Hörigkeit zo.

^Iaste»^itiur» Li».

Hiibengerichte 259. Note d.

Hüfner so.

Uußolinu, ?re,d^teri 12.

Hulöe thun «Ii.

Hnlfsmittel des deutschen

Rechts 44 — 46.

Hut und Trift 179.

Hut und Weide 177. 178.

— in Waldungen 231.

Hüttenwerke 274.

Hypotheken 186 u. f.

— dcren gerichtliche Bestä

tigung und Eintragung

187.

— am Lehen 22g.

— öffentliche 137.

— bei Wechsel« 145.

Hypothekenbücher 177. >88.

?-

Jagdfrevel 083-

Jagdfrohnden 246. Nt. K. 247.

Jagdrecht 282. 23z.

Jahr und Tag 174.

Jmmunitatsrechte 5«. 56.

Jmproprietat des LehenS igi.

Jncameration 2Z7.

IrnjiZeiise 7Z.

Jndigenat 75 — 76.

Indossament >z» u. f.

Inoultuill keuäsle 214. 2lZ.

Infamie 84 — 88.

Illksrois kscti 90.

lokeuästio 20«.

Illkorestsre 278.

Jngedömte 151.

Jngrossation der Hypothe«

ken igö u. f.

Jngrossation der Reallasten

>6i.

Servituten 176.

Innungen 579 u. f.

Insi^vis 62.

Jnterimswirthschaft 70.257.

5^4»

Ji'.terventivn beim Wechsel

>45-

Intestaterbfolge 552 u. f.

loventsrii Keue5i«um bei

der Lehenöfuccession Z59.

Investitur 17s.

— beim Lehen 20« u. f.

— deren Erneuerung 214.

21Z.

— — Form 2«z.Würtingen 205.

Iove5titurs sdusivs «oz.

— eveutusliz 203^

— »irnplex 207.

— «ilnultsves 207.

Investiturse lex 202.-

— psciurn 202.

^osnve« Lssttsnus 12. Note!.

Johanniterorden 6z.

Jrrlehen 218.

luäsei recept! et uou rs»

eepti 8i.

Juden deren Rechte 8»— 82.

^ursrnemura ssseourstionii

5^.

Aaiserrecht g.

— Rechtsbuch 11. ^

Kammerbauern 24z.

Kämmereicasse Z76.

KämmereigKter 570. K??.
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KammergKter, zu Lehen ge

gebene igg.

Käthe 244.

Kaufcontract 95 u. f.

Kaufleute 584-

Kauf- u.Handclsbücher 187.

Kesselbrauerei 184.

Kielbrief 114-

KirchenleKen 197.

Kirchensachen zu Lehen ge

geben 197.

Kirchenzehnten »50.

Kistenpfand 151.

Kleinhandel 584.

KlepperleKen 212.

Knappe 55.

Knappschaft 275.

Kdnigsbann 9.

Koppelhut 177. 178. 180.

Koppeljagd 2gz.

Kopschatt 151.

Korpferd 71.

Kossäten 244.

Köthner 50.

Kranre6)t z86.

Krautzehnte 552.

Kriegerfuhren 246.

Kriegscontrebande 112.

Krugverlaq 184-

Krumstabische Lehe« 197.

Küren «.

Kurmede 71.

Kürrccht zzz.

Ku^en 27g.

. e..

Lagerbücher «45.

Laicnspiegel 14.

Landcöadel 60.

Landeogcselze iz.

Landeögesetze, neuere 15. ,S'

— neueste 24.

Landesgeselzgebung 15.

Landesgewohnheiten 1.5.

Landesordnungen iz> 15 —

!7-

Landesrechte iz.

Landeövertrage iz. 17.

Land, fliegendes 15s.

Landfolge 54- 246.

Landfrohnden 24S. 247.

Landgerickte, kaiserliche 51.

— deö Mittelalters 9.

Landhandwerke z8».

Landmannöeinsrand iaz.

Landrecht im Sinn des Mit

telalters 9.

Landrecht , altfriesisches 9.

Note ß.

— bairisches iz.

— österreichisches iz.

— ostfriesisches 9. Note ß.

— preußisches 2s. ,

— rheingauisches iz.

— sächsisches (Rechtsbuch)

10.

Landrechte, neuere 15 — 17.

Landsassen 51. Z2.

Landsassiat 75.

Landsiedel 25z.

Landsiedelleihe 253. «59»

Landstraßen 270

Längst Leib, längst Gut szS.

Laßgüter 25z. 259^

Laudemium 214. 260.

I^sssi Z«. . ..

I^eßS5 2.

I^SAitimstio sü Konar« 8g>

Legitimation ziz.

Leqitimirte 6«. .. .

Lehen 190. . . . , .'^ '
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Lehen in der Zeit der Volks-

reckite 4.

— deren Erblichkeit 7.

— dessen 'Object 192.

— an Bauergütern 25z.

256.

— an Hoheitsrechten 197.Staatsgütern 197.

— rechtes 7. 19«.

— vcraußerlicheZ szi.

—- besser, Anfall zzi.Beendigung 2z6 —

242.

— Erwerbung durch Sur«

cession z?i.

— mit Fideicommiß be

legt 566.

— letztmalige Disposition

über dasselbe 2z«.

— Rechtsstreitigkeiten dar

über 222.

— dessen Theilung z?Z. -Trennung vom Erbe

Veräußerung 224—

szi.

Verpfändung 223.

— Vergleich darüber 222.

— — Verwaltung und

Verschlechterung 221

Lehensanwartschaft 21g.

Lehensauftrag 202.

Lehenbrief 17z. 204. 257.

— dessen Veränderung 2 14.

Lehensconstitutionen, kaiser,

liche 7. i».

Hehenscontract 202.

— bergrechtlicher »74.

Lehendienst 212 ü. f.

Lehensdinumerament 204.

ehenseid 211. 214. 22z.

LehenScmenden 259.

Lehenserrichtung 20a u. f.

— durch Verjährung 209.

Lebensfähigkeit 199.

Lehensfall 2,4.

Lehensfehler 211.

Lehen s folge Z49 u. f.

— ist »uccessw sinKuIsrii

5Sl-

— deren Verbindung Mit

der Slllodialfolge z<Z9-

Lebensfolqe mit Untheilbar-

keit Z5«.

— deutsche 557.

Lehensfolgefähigkcit 552.

LehenSfolgeordnung 549. zZ4

u. f.

— besondere z?8.

— gemeinrechtliche z?4»

Lehensfolger, in wieweit er

durch letztwillige Disposi,

tion gebundtn «z«.

— dessen Revokationsrecht

226. »

LehenSfolgerechtz49, z?ou.f.

Lehensfxüchte, deren Erwer»

bung 221.

Lehengegenbrief 204.

Lehengeld 2,4.

Lehensgerichtbarkeit u. Ge,

richt slz.

Lehcnsgesetze, neuere 17.

Lehenögewehre 154. 1Z7.

Lehensherr, dessen Eigen,

schaften 198 u.f.

— dessen Rechte am Lehen

slö u. f.

auf Lehenstreue 211

u. f.

Lehensherrlichkeit, allodiale

»1«.
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Lehensherrlichkeit , deren

Peräußerung 217.

Lehenöhof 7. 2,z.

Lehenhofsrecht zg.

Lehensindult 214. 215.

Lebensmündigkeit 21z. 22z.

J16.

Lehenömuthung 214.

Lehenspertmenz 19a. z6i.

Lehenspfticht 19a.

Lehensprotection 219.

Lehensprotocoll 204.

Lehensquantum 2Z4.

Lehenrechr s. v. a. ju, ksu-

6i 7.

Lchenrecht, Görlizer

— sachsisches i«.

Lehenrecht einzelner Lander

,7.

Lehensretract 227.

Lehensrevers 2^4. 0Z4.

Lehenssachen «lz.

Lehenschaft, beim Bergbau

»75-

Seherischem 204.

Lehensschulden 25s — 2zz.

Lehensstamm 2z^.

LeKentare 214

Lehenträger 214. 219.

— beim Bergbau 275.

Lehenstreue 19a. 211 u. f.

219.

— der Agnaten und Mit«

belehnten 219.

Lehensvormund 215. 22z.

Lehenware 214.

Lehrlinge 581.

Levi, nots« roscul» 89.

Leibbürgen 118-

Leibeigenschaft 69 u. f.

Leibgeding 115 u. f. ,54.

253-

— der Ehefrau 294. 29z.

Z«2. z«z.

Leibgedingsgüter 259.

Leibgewinn 25z.

Leibhaftig ZZ2.

Leibrenten 115 — 117.

Leibzins 71.

Leibzoll 8i.

Leibzucht 115. 259- 261.

Note s. 162. Note e.

— bei Vauergütern zöz.

Leihebriefe 25z.

Leihhäuser 120.

Leinpfad 267.

Leistungsrecht 12z.

lettre 6e cKsvAs 124.

gio«se 114.

Leudessmium 211.

leider dominus g6.

Lichtxecht i8l.

Lieflandische Rechte 46.

Liegetage zg«.

Lineal? und Linealgradualsy,

stem ZZ4.

Linie 529.

Liters vulßgta des longvb.

Lehenrechts 12.

Liti z«.

Litteral^ur blS deutschen

Rechts 42.

— — Lehenrechts 4z.

Locstio 2zz.

Lornosrös «. LoriLiodsrli«-

rum Lex. 2. 12 Note m.

LongobardischeS Lehenrecht

12.

— dessen Anwendbarkeit

I'-

Loebrief 72.
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Lotteriecontract >«S

Lotto iog.

Low, jütisches 46.

Lübisches Recht 3. Note».

I^truiu resls u. ^«rsoosl»

7s.

M.

Magdeburgisches Stadtrecht

«. Note «.

Kllsgi5tri «viul» EZ. 272.

575-

Magschaft 527.

Mahljahre Z64.

Majorat zL«.

Makler zöz.

Maltheser s. Jol>anuiter.

Manndimst »47.

Mannostamm, dessen Vor»

zug bei der Erbfolge

52S. zz>.

^/lsusi 241«

Manuinissionögeld 7s.

Markcnrecht 278.

Markenverfassung 57«.

Markgenossen iüS.

Marklosung 97. 105.

Märkte z36.

Marktflecken 572.

Marschall 5z.

Masiunasrecht 281-

MediatiH-te 57.

Medumsgütcr 259. Note«.

MeierdingSgüter 259. Nt. b.

Meiergüter 259.

Meisterrecht zg,.

Meliorationen deS LehenS

Messen z«6. :

Mcßwechsel i»8.

Metalle »71. 272. »7z.

Methode des LandrechtS zg.

LehenrechtS 41.

lVIilitsri» oröo ZZ.

IVlilite» 52.

Nincuc:«u« ^Mooiui 12.

Note

Mindereigenthum izg.

Minderjährige Z17.

Ministerialen 5«. 52.

— in den Städten 55.

Minorat 562. zSZ.

Mischna 82.

Mißheirath 290. «91.

Mitbclehnte ig«.

— deren Verpflichtung das

Lehen zu renoviren «2«.

Mitbelehnung 167.207.213.

— deren Erneuerung 357.

— Snccesswn, Kraft der»

selben z?7-

Mitrheder 588.

Mittelfreie ?2. -

^lor^snsiicsm , mstrjio«-

niuoa scl 283. 292.

Morgengabe 294. Jvi.

^lortusrium 5«. 71.

Mosaische Gesetze 82.

Mühlen 263. ^

Mühlenwasser 266. «6«.

Mühlenzwang 18z.

Mundium 294

— des VaterS 512. , ^

Mündigkeit z,ö. . : ?

Mutken, das Lehen »14« ^

— im Bergrecht »7^ '.Z

Muthjahre 581.
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Nachbarpflichten 246.

Nachbarrecht 97. i»z.

Nachkinder 546.

Nachsteuer 77. 78.

Nadelgelder zoi.

Naherrecht 97 u. f.

Naturalien des LehenS 191.

Nebenpostiren Z92.

Nehmer 124. 127.

NeubruchzeKnte 25«

Neulehen 206. zz«.

Niftel 296. zsZ. ZZ4-

I^obillts» svits 59.

,— ro6icill»ri» 59.

>— resli« 287.

Nordische Rechte 46.

Notarien 94> °> S. »So.

Nothadresse 143.

Novalzehnte 252. '

Nutzbares Eigenthum 153.

Nutz' und Gewehr 154- 158-

Vbereigenthum 158.

Oberhöfe 5^',

Obermeister zgi? '

Odertu» sb ttrt« 12.

Obervormündschaft zig. zso.

Observanz 25.

Odstsgium 12z.

väokreclus 12. Note K. .,

Oeffnungölehey 193-

. z. . «ZV > i/ »

Pacht bei Bauergütern 257.

?«cts Sotsli» mixis 545.

>2g. '

I^aorulN investiturse 202.

Page 55- k

Parentel Z29.

Parentelenvrdnung 529.354.

Parvmien 27.

Particularrechte , recipirt«

zz. . -.^ 1 , :>: .- ^'

Patricier Z7?.

Patrimonialbauern 24z.

Patrimonialstädte 57».

Personallehen saS.^ , < ' - .

Personalstatuten 54 u. f.

Pertinenzen 152.

— des LehenS 192.

PKsäerpKium 294.

Pfandbriese 189-

Pfandcontract 119. 10«.

Pfanddeichuvg 269.

Pfander, deren gerichtlicher

Berkauf 186. > ,

Pfanda,eld 1«^

Pfandkehrung

Pfandlehen 194. -

Pfandrecht igö u. f.->x. ?j

Pfandungsklausel i^g. ",->'l'

Pfandungsrecht 119.

— des Grundherrn »S« , ?

Pfandverschreibung >37.

Pfanner 277. .. .'U.; > ..

Pfarrbauern 24z .'. : >l

Pferchrecht igy« .? ^.? ''

Pferdchandel 95.

Pfleghafte 54-

Pfundlehen 195.

Pfuscher Z82.

Police > 1«. , . ü .,

Policei, niedere der Städte

57«.
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Policewrdnungen iz. 15.

Pönalklagen ^5«.

Portio ststutsris «97 » S99. '

JU7. J09. zu. zz6. z65-

Posten 592.

Praktiker im >6ten u. i?ten

Jahrhundert iz Note I.

Prämie 109. izi.

Präsentant 127.

Präsentation deö Wechsels

127. 1Z5- IIS.

Premiß n.

Primawechsel 129.

Primogenitur z6g.

Privatdelicte 15«.

Privatfürstenrecht 2«.

Privatlehen 190.

?roclurviriiurn 198. Sio.

?roäominus 21g.

Prolongation deö Wechsels

146.

propriuiri, kropriets,

?r«teststio rnsriiirnä 589.

Protest des Wechsels iz? u.f.

?rovssklllv, »14.» s. a. Lehen«

träger

Provinzialgesetzbücher,

— Preußische 22.

Provision 128. 141. 142.

?r«xen«>icuoa zSZ.

Punctation 94. S. 27z.

Pupillen zi 7.

Pupillencollegien 518.

Pütter 42.

t^usnti miaori» «cti« 9z.

Quasifelonie «4«'

Öuatembergeld 274.

Quindena 77.

R.

Rabbmen 8s.

Raff- u. Leseholz «8>.

Ksiss s. Reiß. ,, !.! .;>

Rath in den Städte« 55.

Reallasten 159 — 165.

Realstatnten Z4 u. f.

Kecsüsntise jus 5Z4.

KecamKio 141.

Receß 275.

Receßgeld 274.

Recht, deutsches gemeines

14. Z9- 4«.

Recht, ungeschriebenes 4.

Rechtsbücher 1« — 12. ,4.

— deren heutiger Gebrauch

Rechtlosigkeit 3?.

RechtssMlchwörter 27. ' <

Recuperatorienklage ig«.

KsädiKitoris actio gz.

Reformation der Stadt«

rechte 8.

Regalien 26z u. f.

Regallehen 193.

Regierunqsjahre ZS4.

Reichs<iese<ze 24.

— des Mittelalters 9.

Reichshofrathsordnung 17. .

Reichslehen 19«»

Reichspoliceiordnungen ,g.

Reichsritterschaft 56.

— deren Autonomie 64. ' '

Reihedienste «46.

Reiß u. Folge 54. 246. r, .^

Reisiger Dienst 54.

K^lsvK« üroit 6s z36.

Religionsverschiedenheit 79 >

82. ...

Reluitionsrecht 15«» .,' .-^

Remission am Zins »51.
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Remissorien (der Rechtöbü« Kitterorden, geistliche 5z. 65.

cher) 11. .. Ritterrollen 21». 287.

Remittent 124. 127. . . . Ritterschaft 5«.

Remittiren 124. .. ...^ Ritterstifter 65.

Renov^ion der Investitur Rvbothen s,6.

»,4.^ - .. Römisches Recht, besse»

Rentenkauf ^05 — 107. 165. Abschaffung si — »z.

186^89. . Einführung 14.

Rentenlehen 19?. — — Verhältniß zum

I^svles visiere« >^6. deutschen sg.

Repgow, Eile von RottzeKnle, 252. .

Repräsevtationsrecht zgl. Rückwechscl 14,.

Kes gll jukczuäavcluni iä«- Rüqischcr Landbrauch 15.

pese et csp»ce» igs. Note c.

j«f«uüäri solitss 197. Runde 4s.

Reservat Z46. ' - Ruprecht von FreisZngen 1,.

Respittage 1Z9. Rutscherzinsen »6«.

Kospoo^eriti!, 114.

Retard.it 275. g

Netraerklaqe 152- : . , '

Retractrecht 97 u. f. >5?. Sachsenspiegel 10.

^epHclu,^ ex jure ooui!«. — vLxmehi'ter 11.

rninii, covßrui, lZominii — dessen Neception z».

ljirecii., ßeutilitius , ex >— Glosse dazu , i.

jure incolstu8, metioco- Sachsische Rechte z«.

rnis«, vicinits^is 97.10z. Saalbücher 24z.

Ketrsctus keuäslis ««7. Sackzehnte 2Z2.

Reunionöklage 152. Sslies lex «.

Reualirung d. Wechsels 145 LsUcsm, u>striWon!u» »g

Revocationöklage bei Per« I.eßem «Lg. 292.

tineilzen iZs< L Salpeter, «7».

— beim Lehen »26. ^ Salz 272.

Ke.,Äu<äanis zz^. Salzbeerbre ??7-

Rheder zS3- 389- ^ Salzjunker 277.

Richtsieig ^. ., ? Salzquellen 277.

Kipusnorum I^ex 2. Cattelhof 255. Note ». »85,

Ristorno 112 Satzung l 36.

Ritter ,?2. 56. . Lsxonum I.ex s.

Ritterbürtigkeit 5z. Schaarwerk 246.

Rittergüter 23z —> ««7. Schäfereigerecbtigkeit >8«.

Ritterorden, deutscher 65. Scharfrichter 89.
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Schätze 2S4-

Schaufelrecht 25g. Notes.

Schelten 582.

Schenkgerechtigkeit Z9 1-Nt.s.

Schevenkloet >>.

Schiffarth, Recht der 267.

?83 u, f.

Schiffer 539.

SchiffSpart z83>

SchildeSamt ?z.

SchildleKen zzo.

Schillingsqüter 259. Note«.

Schilter, Johann 42. 4z.

Schinder 89-

Schmalzehnte 252.

Schöffen z. . . ,

Schöffenbarfreie 52.

Schöffcnbarkeit 48.

SchooSfall zzz.

Echötebrief 17z.

Schreibfchilling 214.

Schulchan - Aruch 32. Nt. d.

Schultbeiß Z78.

Schulzenlehen 256.

Schupflehen 259.

Schürfen 274.

Schüttung 121.

Schutzbriefe für Juden gi.

Schulgelder 71.

Schutzherr 5«-

Schutzhörige 5«.

Schutzjuden 8i.

Schutzpfandung 12,.

Schutzverwandte 7z.

— in den Städten Z74.

Schwabenspiegel 1«.

Schwertmagen 527.

Lcotsii« 17s.

Secundawechsel 12g.

Sedelhof 23?.

Seewechsel ,14.

Seitenverwandte, deren Ver»

hältniß beim Lehen «ab.

226. zz«. ZZ9- '

Selchow 42.

Leriior 4. 190.

8eni«re8 49.

Seniorat 22«. z6g.

Sensalen zgz.

Z6l.

Separation (GemeinheitS»

theilung) 371.

Lervi za.

Servituten 176 u. f.

— in Waldungen «3>.

Lervitutes in kscienüo 16«.

Note b. ,6i. Note X.

Servitute» juris publici ig2.

Sicht',vechsel 128.

Siegel 62.

— bürgerliche 6z.

Siegelmaßig 6s. 6z.

Siele 269.,

Signet 6z.

Sippe zsg.

Sippfchafc Z27.

SipPzahl zzi.

Slotel il.

Söhne, ihr Verhältnis beim

Lehen sü6. z?>. 559-

Soest , Stadtrecht von S>

Note s. .

Solawechsel 129. 144.

Söldner 244.

Sondergut der Eheleute zc>6.

Soole 277.

Sortimentshandel 584.

Spanndienste 247. .

SpeditionSK.>ndel 584. >

Spielcontract i»3.

Spielgelder zu».
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Spillmagen 5:7.

Sprachkenntnisse 4?.

Staatsbürger 66.

Staatseigenthum an Grund

und Bod;n 26z.

Staatölehen 19«.

Staatsrechtsdienstbarkeit

182.

Stadtamt Z75.

Stadteinlagerrecht 336.

Stadtische Verfassung 572

u. f.

Stadtgemeinde 370.

Stadtgerichte 376.

Stadtrath J72. 575.

Stadtrecht s. 372-

Stadtrechte, ältere g.

— neuere 18.

Stammgut 5z,. 365.

— des Adels 156. z6z.

Stammlehen 551.

Standeserhöhung 6a.

Standesherrn 57.

— deren Autonomie 64.

Stapelrecht z36.

Stalionögcld Z92.

Stationsrecht z36.

resli» Z4 u. f.

Steinkohlen 272.

Steinsalz 27s.

Sterbecassen 117.

Sterbefall 71.

Stiftsfjhigkeit 6z.

Stipulation 92.

Stollengerechtigkeit 274.

Stdrer Z82.

Stückgüter 39«.

Lu^äominus 196.

Sudkeuclum 196.

8uKinkeu6sr1o 196.

LuKvsksIIus 196.

Luecessio extruorüillsr!»

237- 35«.

— Lsci 557.

— ex pscto et proviclent?«

msjnrum, im Fideicom?

miß 567.

8uece3«io ex pucto et prov.

im Lehen 551.

8ucce«si« si»gulsri» im Le

hen Z5 1.

Syndiken 575.

T.

Tag 174.

Taglehen 206. ,

Talmud 82.

Tengler, Ulrich 14.

Tertiawechsel 129.

Testamente 331. 348.

Testamentsmündigkeit ziS.

Theillosung 103.

l'Keoclorici Läictruv

Thronfall 214.

IKuriußvrum I^ex 2.

Tiechter 333.

Tocco, Carl von«.

Todeserklärung 325.

Todfallsrecht 7!.

Torf »72.

Torfacht eigen 155.

I'rsckiti« per »n6el?vß«rn

172.

Transport des Wechsels 132.

Trassat 124. 127. 14s.

Trassant 124. ,4s.

Tratte 127.

Triftrecht ,79.

Turniergesellschaften 65.
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l'urpitug« 90.

I'utels kructusi^s 176.

I'utoriuiu zi 9.

U. '

Uchtpennig »52. ,

Uebergabe zu Hand u. Half

ter 12z.

Ueberhängenbe Zweige 17^

Umschlagsrecht z8«.

Umstand 5.

Unehrlich 86. 89-

lloio vroliuru Z46.

Universitäten 14.

Unmündige zi6.

Unterwinden, sich einer Sache

155-

Untheilbarkeit d. Lehens z?8.

IlvstslKomicse leßes 9. Nt. ß.

Uradel 5g. 60.

Usowechsel 123.

I5sus keuäi 192.

Usus keuö«rU5n 12.

I^suskructu« juris Lerms.

nici 176.

V-

Vagabunden 7z.

Valuta 127. i»3

— Einrede der nicht bezahl

ten 149.

Vasall, dessen Rechte am

Lehen, 2», n. f.

— dessen Eigenschaften 199.

Vassiii 4. 52.

Vsssllus possessor 190.

Vssssticum 211. >

Vsssi'4»

Vaterliche Gewalt zisu.f.

Verächtlichkert 9«.

Verfalltag 123.

Verfangenschaft z«7.

Verjährung, Grund der Le-

henserncktung s«g.

— von Jahr und , Tag

174 u. f.

— des Wechsels 146.

Verklarung 5S9.

Verlagshandel z84-

Verläumdete Personen 86.

Verschollene Z2?.

Verschreibung nach Wech-

selrecht 144. >

Versicherung s. Assecuranz.

Vertrage 91 u. f.

— accessorifche ng u. f.

— nach altem deutschen

Recht 9'-

— gerichtliche 95 s. S.275.

— öffentlich bekannt ge»

machte 94 s. S. 280.

Verträge, schriftliche gz. 94.

S. 271 u. f.

Vestiturs 172.

Viöuslitiuni z«2. J04.

Viehhandel 95.

Vir nokilis z6.

Vitslitis dous, 2Z9.

Vitslitius contractu« 115.

Vogt 5«. «

Vogtei 50. 51. 54. 28z.

— über Bauergüter 24z.

— in Beziehung auf Ei-

genthum s>. 54» 256.

— Dienste 246.

— gutöherrlicbe 6y.

— landeöberrliche 51. 54.

— städtische 55.

— Imsen 25«. /.

Vogtgerichte ,54.
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Vogteilehen 195.

Aogtschaft, eheliche s. Bor«

mundschaft.

Vollerbe «44.

Volksrecht, Besitz nach 154.

Volkörechte 2.

— deren heutiger Gebrauch

52.

Woraus bei b. Einkindschaft

Z46.

Dorkauf bei Metallen 274.

Vorkinder 546.

Vormundschaft ziö u. f.

— über Abwesende 325.

— Vasallen 22z.

Vormundschaft, eheliche 294

U-f. Z22. Z2Z.

— vertragsmäßige 519.

Vorspann 246.

WaZiura 116. ig6.

Waifengerichte zi3.

Waldbienenstand 231.

Waldbote 273.

Waldrecht 230.

Waltrecht 259. Note e.

Walzende Grundstücke 15s.

Wandelungsklage 95.

Wappen, adeliche 6a.

— bürgerliche 6z.

Wappenbriefe 6z.

WappenSgenoß 43. 6a.

Wappenrecht 62.

Wasenmeister 89.

Wasserregal 265.

Wechsel 124 u. f.

77- dessen Bedeckung 14«.

eigene 124. 144.

Wechsel, prolongieren 4«:

— trassirte 127 u. f.

— .verlorene 147.

im Concurs »48.

— Einreden dagegen 149.

— dessen Uebertragung

IJ2 u. f. ' .

— dessen Versendung ,zi.

Wechselbrief 124. 129.

Wechselcopie 129. izi.

Wechselcours 12«.

Wechselprocura 129.

Wechselprotest 157.

Wechselrecht 124. 125.

Wechselstrenge 12z. 125.

Wechselzahlung 14«.

Wechsler Z34.

Weddeschatt 136.

Wege 27«.

Wehrbrief 17z.

Wehrgeld 43.

Weiberdicnst 247.

Weiberlehen 352.

— Succession darin z?S.

Weichbild, sachsisches i>.

— dessen Reception zs.

Weichbildrecht 8.

Weiderecht 177. 17g.

Weinkauf 260.

Weisthümex Z. 19.

Were 154.

Wette 108.

Wetterfreie 255. Note S.

Widerlage zc>2. z«z.

Widemuthsbauern 24z.

WiederfallSgeld z»4-

Wiederqebliche Lehen s«S.

Wiederkauf i«z.

Wildbann 278.

Wildschaden 285.

Windbrüche 281.
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Windmühlen «Sy.

Winnerbe s?z.

Witthum i<Z9- lös. 294.

Z04.

Wittwencassen 117.

Würderungsklage 9?.

Z.

Zeche 265.

Zehnten ,Si. Nt.s25O.a5s.

Zehntlehen 19z.

Zehntordnungkn 25c.

Zeidelgüter 2-9. Note K.

Zeitpacht bei Bauergütern

25»-

Zettelleute Z74.

ZinS in?.

ZinS, vorbehalteners.ce«,o,.

Zinsen, bäuerliche «?o. 050.

u. f.

— kaufmännische und aus

Wechseln 107.

AinSbuße 262.

Zinsfuß 105 — 107. 12«.

Zinöqut sz5.

Zinslehen 21s.

Zinömann 2zz.

Ainöthaler, sechster 107.

Zinövcrsprechen i«? u. f.

Zubuße 275.

Zucht, elterliche zi».

Aüä)tigungöxecht 72.

Zünfte Z79.

Zunftmeister z3i.

Zunftrecht z3«.

Zunftstatuten z3o.

Zunftzwang z32. zSz-

Zwangdienst 71. 72.




